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VOREEDE. 

In  dem  kürzlich  veröffentlichten  grossen  ethnogra- 
phischen Werke  über  den  österreichischen  Kaiserstaat 
„Ethnographie  der  österreichischen  Monar- 
chie von  Carl  Freiherrn  von  Czoernig  mit  einer 
ethnographischen  Karte  in  vier  Blättern ,  herausgegeben 
durch  die  k.  k.  Direction  der  administrativen  Statistik 
I.  Band  erste  Abtheilung,  II.  und  III.  Band.  Wien  1857. 
Staatsdruckerei-'  behandelt  die  erste  Abtheilung  des 
ersten  Bandes  das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der 
Enns,  das  Stammland  der  Dynastie,  in  welchem  Wien, 
die  Haupt-  und  Residenzstadt,  zugleich  der  Sitz  der 
Central-Regierung  des  ganzen  Reichs,  gelegen  ist.  Es 
ergab  sich  hierbei  von  selbst,  dass  in  der  historisch-eth- 
nographischen Darstellung  die  öffentliche  Verwaltung, 
insbesondere  der  Einfluss  derselben  auf  die  Wohlfahrt 
des  Landes,  auf  Land wirtlischaft,  Industrie  und  Handel, 
zur  Behandlung  kam  und  dass  hierbei,  namentlich  in 
der  neueren  Zeit,  Rücksicht  aid"  die  öffentliche  Verwal- 
tung von  (iresammt-Oesterreicli .  weil  sich  das  Erzlier- 
zogthum  in  dieser  Beziehung  nicht  wohl  ausscheiden 
hess,  genommen  wurde.  In  dieser  Art  ward  die  Dar- 
stelhmg    bis    znm    .lahrc    I<S48    forlgeführl.      Hier    aber 
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konnte  dieselbe  nicht  abgebrochen  werden,  denn  wer 
die  lientigen  Zustände  A^on  Gesammt  -  Oesterreich  nach 
den  Verhältnissen  vom  Jahre  1847  beurtheilen  A>ollte. 
der  würde  einen  gewaltigen  Anachronismus  begehen  • 
er  stände  mit  seinem  Urtheile  näher  dem  Jahre  1758 
als  dem  Jahre  1858.  Es  erschien  daher  noth wendig, 
einige  Paragraphe  über  die  seit  1848  eingetretenen 
Aenderungen  in  der  Verfassung,  der  Gesetzgebung  und 
der  Verwaltung  beizufügen.  Bei  näherer  Erwägung 
stellte  sich  jedoch  die  Unmöglichkeit  heraus,  die  ge- 
waltige Umgestaltung,  welche  Oesterreich  in  dem  kur- 
zen seither  verflossenen  Zeitabschnitte  erfuhr,  auf  weni- 
gen Seiten  darzulegen,  ohne  in  Verwirrung  und  Un- 
klarheit zu  verfallen  und  somit  den  Zweck  zu  verfehlen. 
Es  maugelten  alle  Vorarbeiten  hierzu,  die  man  hätte 
benutzen ,  auf  die  man  hätte  verweisen  können.  So- 
nach musste  entweder  mit  dem  Jahre  1848  abgebro- 
chen oder  eine  einlässliche  Darstellung  von  Oesterreich's 
Neugestaltung  versucht  werden.  Der  Unterzeichnete 
wählte,  obwohl  er  sich  der  Grösse  der  hiermit  gestell- 
ten Aufgabe  bewusst  war,  das  Letztere.  Keine  Epoche 
der  thatenvollen  Geschichte  Oesterreich's  ist  in  vielsei- 
tigster Beziehung  lehrreicher,  als  jene  der  gew^altigen 
Bewegung  der  Jahre  1848  und  1849,  welche  das  Reich 
erschütterte,  seinen  Bestand  bedrohte  und  unter  dem 
Schutze  der  Vorsehung  mit  llille  der  eigenen  Thatkraft 
zu  der  Wiederherstellung  des  Rechtes  und  der  Ordnung, 
zu  der  Begründung  eines  neuen  staatlichen  Lebens  mit 
(ileichstelhnm-  niler  Staatsbürger  und  eines  materiellen 
Aufschwungs,  deb.sen  alleiilhcüben  sichtbaren  Anfänge 
Muf  seiue  künftige  Ausdehnung  schliessen   lassen,  führte. 
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Neue  Verliältnisse  waren  durch  die  Bewältigung 
der  Bewegung  entstanden,  und  veraltete  Zustände,  mit 
den  Anforderungen  der  Gegenwart  unvereinbar,  waren 
ihr  zum  Opfer  gefallen.  Die  neuen  Zustände  erforder- 
ten eine  neue  Regelung  der  Verfassung,  der  Gesetz- 
gebung und  der  Verwaltung.  Rasch  und  energisch 
w^urde  an  das  Werk  geschritten,  der  ausgesprochene 
Grundsatz  der  Neugestaltung  Oesterreich's  in  allen  Rich- 
tungen durchgeführt,  so  dass  keines  der  öffentlichen 
Verhältnisse  von  der  Reform  imberiihrt  blieb.  Neun 
Jahre  erfolgreicher  Thätigkeit  reichten  hin,  ein  Gebäude 
aulzuführen,  welches,  wenn  auch  noch  nicht  in  allen 
seinen  Einzelnheiten  vollendet,  zu  einem  Umfange  ge- 
diehen ist,  den  sonst  Jahrhunderte  nicht  zu  Stande 
brachten.  Schwierig,  die  Kräfte  des  Einzelnen  fast 
übersteigend,  war  das  Unternehmen,  die  lange  Reihe 
von  Reformen  in  den  verschiedensten  Zweigen  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  dadurch  bedingten 
Einrichtungen  und  deren  bisher  erzielte  Erfolge  zu  über- 
sehen, sie  nach  Ausscheidung  der  nicht  mehr  gelten- 
den Uebergangsbestimnuingen  zu  sichten  und  dieses 
gesammte.  Tausende  von  gehörig  festzustellenden  That- 
saclien  in  sich  begreifende  Matei-ial  in  einer  geordne- 
ten  Darstellung  zusannnenzufassen.  Wenn  dessenunge- 
achtet der  Unterzeichnete  es  wagte,  eine  solche  Dar- 
stellung der  Geschichte  der  Gegenwart  zu  unternehmen, 
so  fand  er  sich  hierzu  durch  mehrfache  Griin(k'  bewo- 
gen. Schon  (his  allgemeine  cidturgeschichtliche  Interesse 
erweckt  im  Vaterlandsfreunde  den  Wunsch,  (He  gros- 
sen Reformen  der  Neugestaltung  Oesterreicirs  iiber- 
blicken,    d(^n    gegenwärtigen    Stand    desselben    in    (Umi 
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veryc'hiedeiuMi  Aeu«8eningen  der  Regieriingsthätigkeit 
sich  voranschauliclien  zu  können.  HierzAi  tritt  das  In- 
teresse der  einen  bestinnnten  Lebenslauf  verfolgenden 
Staatsbürger,  die  auf  ihren  speciellen  Wirkungskreis 
bezüglichen  Anordnungen  und  Zustände  kennen  /.u 
lernen ,  ohne  die  Elemente  dazu  in  zerstreuten  Sannn- 
lungen  und  Schriften  aufsuchen  zu  müssen,  wobei  ihnen 
überdiess  immer  noch  Manches,  was  im  Innern  der  Re- 
gierungsmaschine vorgeht,  namentlich  das  statistische 
Material  der  i]rgebnisse,  entgehen  würde. 

Eine  solche  Darstellung  ist  daher  geeignet,  den 
Wünschen  aller  Derjenigen  zu  begegnen,  welche  in 
und  ausser  Oesterreich  an  dem  Gedeihen  und  dem 
\'orschreiten  unseres  grossen  Vaterlandes  regen  Antheil 
neiunen.  Bei  demjenigen,  welcher  sich  mit  einer  sol- 
chen Darstellung  befasst,  muss  eine  aus  eigener  Erfah- 
rung geschöpfte  Kenntniss  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige, sowie  der  volkswirthschaftlichen  Thätigkeit  im 
Staate  vorausgesetzt  werden ,  weil  er  sonst  nicht  immer 
den  Zusammenhang  zwischen  Ursache  und  Wirkung 
nachzuweisen  und  id)er  die  trockene  Aufzählung  der 
Gesetze  und   Verordnungen  sich  zu  erheben   vermöchte. 

Der  zufällige  Umstand,  dass  sich  der  Unterzeich- 
nele  in  dieser  Lage  befindet,  musste  für  ihn  eine 
.Vnspornung  sein,  sich  dieser  Arbeit  zu  unterziehen,  zu- 
mal v\-  als  Midebender  und  (wenn  auch  im  unterge- 
onbieten  (iradej  als  Milliandeln(U'r  ujanches  in  unmil- 
tell>an'r  Nälie  aidTassiMi  und  im  frischen  Gedächtnisse 
behalten  konnte,  was  Anderen,  namenlHch  den  späler 
KonunencKMi,  nur  in  tlon  Umrissen  der  Entfernung  oder 
im    Dämmerlichte    der   Vergangenhi'it    erkennbar    wäre. 
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Gleit'liwie  der  Unterzeichnete  diese  Arbeit  lediglicli  aus 
Liebe  zu  seinem  Vaterlande  unternahm,  so  wird  er 
sieh  für  die  dabei  überwundenen  Miihen  und  Aufopfe- 
rungen reichhch  lielolml  fülilen ,  \Nenn  d«*r  Leser  dieser 
Darstelhing  dadurch  sich  in  eben  diesem  Gefühle  be- 
stärkt fühlt,  wenn  ilmi  in  Folge  derselben  die  Idee  des 
grossen  einigen  Oesterreich's  lebendiger  vor  das  Auge 
tritt  und  in  ihm  die  Ueberzeugung  von  der  gedeihlichen 
Entwicklung  und  der  grossen  Zukunft  dieses  von  Gott 
gesegneten  Reiches  erweckt. 

Was  die  innere  Einrichtung  dieser  Darstellung  be- 
trifft, sei  nur  noch  bemerkt,  dass  der  laufende  Text 
der  Paragraphe  den  historischen  Gang  und  das  Urtheil 
über  den  Erfolg  sammt  den  Ergebnissen  der  behandelten 
Zweige  öffentlicher  Thätigkeit  einschliesst,  und  die  dar- 
auf mit  kleinerer  Schrift  folgende  Auseinandersetzung 
den  Text  der  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen 
in  möglichst  getreuem  wenn  auch  zuweilen  kurzem 
Auszuge ,  ♦  sowie  das  statistische  Material  über  die  Er- 
folge der  behandelten  Einrichtungen  enthält,  während 
in  den  beigefügten  Anmerkungen  die  einschlägigen  noch 
in  Kraft  stehenden  Gesetze  und  Verordnungen  ihrem 
Datum  nach  angeführt  werden,  um  alle  Jene,  welche 
sich  mit  dem  Gegenstande  noch  gründlicher  vertraut 
machen  wollen ,  in  den  Stand  zu  setzen ,  ohne  Zeitver-^ 
lust  die  gesetzlichen  Original -Bestimmungen  aufsuchen 
zu   können. 

Da  diese  Darstellung  der  Neugestaltung  Oester- 
reicifs  ursprünglich  einem  umfassenden  Vvissenschaftlichen 
Werke  eingefügt  war,  welches  seiner  Beschalfenheil 
nach  einer  grösseren  Verbreitung  nicht  leicht  zugänglich 
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iat,  orseliieu  es  angemessen,  dieselbe  dnreli  eine  ab- 
gesonderte Ansiiabe  dem  grüsseren  Leserkreise,  welcher 
sicii  tlafiir  interessiren  könnte,  zugänglich  zu  ma- 
chen. Diese  Ausgabe  umfasst  jedoch  nicht  einen  blos- 
sen Abdruck  des  ursprünglichen  Textes,  sondern  auch 
eine  ForttVihrung  der  Darstellung  bis  auf  die  neueste 
Zeit.  Diess  geschah  zunächst  durch  die  Einbeziehung 
aller  in  dem  grossen  Werke  noch  nicht  berücksich- 
tigten gesetzlichen  Verfügungen,  welche  bis  zum  Zeit- 
puncte  der  Correctur  der  einzelnen  Bogen  erflossen 
\varen ,  in  den  Text ;  um  aber  die  Darstellung  für  alle 
ihre  Theile  mit  einem  und  demselben  Zeitpuncte  abzu- 
schliessen,  a\  urden  die  erheblichsten  Verfügungen,  welche 
nach  der  Drucklegung  der  einzelnen  Bogen  bis  zum 
heutigen  Tage  in  Oesterreich  in  Wirksamkeit  traten, 
in  den  am  Schlüsse  beigefügten  Zusätzen  berücksich- 
tiget. Die  Darstellung  hat  übrigens  eine  solche  Ein- 
richtung, dass  es  bei  einer  allenfallsigen  künftigen 
Auflage  ein  Leichtes  sein  wird,  die  Nachweisung  der 
in  Kraft  getretenen  Verordnungen  und  ihrer  Ergebnisse 
bis  zum  Zeitabschnitte  der  Veröffentlichung  der  neuen 
Auflage  fortzuführen ,  wodurch  sich  die  Benützbarkeit 
des  Werkes  selbst  ungeschmälert  erhalten   wird. 

Wien,  am  1.  April  1858. 

Czoernig. 
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( )ESTKRKKICH'S  xXEUGESTAl.TUNG. 

§.  1. 
Des  Reiches  Erschütterung. 

Die  durch  die  europäische  Entwicklungsphase  in  den 
Jahren  1848  und  1849  herbeigeführte  gewaltige  Erschütterung, 
welche  den  Bestand  des  Kaiserstaates  einer  Feuerprobe  unter- 
warf, hatte  eine  Läuterung  und  Umgestaltung  aller  öffent- 
lichen Verhältnisse  zur  Folge,  wodurch  ein  entscheidender 
Abschnitt  in  der  inneren  Geschichte  Oesterreicirs  gebildet 
wird.  Da  das  ethnographische  Element  sowohl  an  jener 
Bewegung  als  auch  bei  den  nachgefolgten  Reformen  vorzugs- 
weise betheiligt  war,  so  kann  diese  noch  in  der  Entwick- 
lung begriffene  Staatsumwandlung  insbesondere  vom  ethno- 
graphischen Htandpuncte  aus  der  Betrachtung  unterzogen 
werden.  Der  nachfolgende  Versuch  einer  Lösung  dieser 
Aufgabe  bildet  die  Einleitung  zu  der  daran  sich  reihenden 
Charakteristik  jener  oft  genannten  und  iiicht  immer  genau 
gewürdigten  „Neugestaltung  Oesterreich's",  zu  deren 
anschaulicher  Darstellung  die  Angabe  der  wesentlichsten 
seither  in  den  verschiedenen  Richtungen  des  öffentlichen 
I^ebens  erfolgten  und  nacli  allen  Seiten  hin  wirksamen  Re- 
formen un erlässlich  ist. 

Um  aber  diese  neue  noch  im  Werden  begrilVene  G(>stal- 
tung   des  Reiches   klar  zu    machen,    ist    es  nofinvendig.    auf 

V.  Czoorn  ig,  OfStPiroich's  Ncupestnltting.  1 


den  iVülu'i-eii  Zustand  desselben,  von  welclieni  aus  die  Um- 
wandlung erfolgte,  zurückzublicken.  '  Der  Charakter  des 
früheren  Zustandes  von  Oesterreich  wird  durch  den  Grund- 
satz des  „historischen  Rechtes"  ausgedrückt,  welcher  dadurch 
seine  Geltung  gewann ,  dass  der  Hausmacht  der  Dynastie  all- 
mählich neue  Länder  zuwuchsen,  welche  je  mit  ihrer  be- 
stehenden Verfassung  in  den  Gesammtverband  aufgenommen 
wurden.  Hierdurch  gestaltete  sich  ein  Aggregat  von  Besitzun- 
gen und  Ländern,  die,  in  ihrer  Gesammtheit  betrachtet,  '^ 
unter  sich  kaum  mehr  Gemeinsames  als  die  Dynastie  hatten, 
und  deren  Verband  zu  der  Ausbildung  des  sogenannten  „Pro- 
vinzial-  (oder  Gleichgewichts-)  Systemes "  führte,  dessen 
Schwerpunct  nicht  so  sehr  bei  dem  Monarchen,  als  bei  den 
privilegirten  Classen  der  einzelnen  Länder  gesucht  werden 
musste.  Das  Verhältniss  des  Herrschers  zu  den  ihm  unter- 
gebenen Ländern  hielt  in  Folge  der  pragmatischen  Sanction 
K.  KarFs  VL,  welche  die  Untrennbarkeit  und  gleichmässige 
Vererbung  aller  österreichischen  Gebiete  aussprach,  die  Mitte 
zwischen  der  blossen  Personalunion  und  der  vollen  Reichs- 
einheit, war  aber  in  den  einzelnen  Ländern. in  mannigfacher 
Weise  abgestuft.  So  kam  es ,  dass  Oesterreich's  Länder ,  ohne 
Unterbrechung  regiert  von  einer  der  ältesten  Dynastien  Eu- 
ropa's,  dennoch  einen  der  jüngsten  Staaten  bildeten,  -^  da  die 
Vereinigung  aller  Gebiete  Oesterreich's  zu  einem  staatlichen 

'  Dieser  frühere  Zustand  mul  die  Phasen  seiner  Umgestaltung  sind 
iiii.sfiihrlioh  gescliildert  in  dem  Werke:  „Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich".    Dritte  Auflage.     Leipzig  1851. 

^  Die  deutsch-slavischen  Länder  hatten,  bei  mannigfacher  innerer  Ver- 
schiedenheit, doch  schon  seit  Maria  Theresia  in  einzelnen  Zweigen  eine 
gleicliförrnige  Gesetzgebung,  die  sich  aber  weder  auf  Ungern  noch  auf 
die  Lombardei  erstreckte. 

^  In  den  Staatsschriften  sowie  in  den  amtlichen  Erlassen  wurde  bis 
dahin  niemals  vom  „österreichischen  Staate",  und  nur  selten  von  der 
...Monarchie"  gesprochen:  für  den  Gesannntverband  hatte  sich  die  allge- 
mein übliche  (und  ;imc1i  vollkommen  i'ichtige)  Bezeichnung  der  „Erb- 
läuder"  gebildet. 
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Gesanuntverbande  erst  durch  die  (mindestens  in  formeller 
Beziehung  wichtige,  wenngleich  für  die  innere  Verwaltung 
ohne  wahrnehmbare  Nachwirkung  gebliebene)  Schaffung  des 
«österreichischen  Kaiserthums"  im  Jahre  1804  erfolgte.  Jener 
frühere  Länderverband  und  das  ihm  entsprechende  staats- 
rechtliche, mit  geringem  formellen  Unterschiede  bis  in  die 
jüngste  Zeit  fortdauernde  Verhältniss  war  von  dem  wesent- 
lichsten Vortheile  für  den  Bestand  des  Reiches,  und  hatte 
sich  in  allen  politischen  Krisen  als  festes  Bollwerk  der  Krone 
bewahrt,  während  es  andererseits  gleichwohl  den  materiellen 
Aufschwung  des  Reiches  lähmte  und  dem  Monarchen  die 
oberste  Staatsleitung  erschwerte.  Allein  wie  das  Lehens- 
wesen schon  lange  zuvor  der  Zeit  verfallen  war,  so  hatte 
sicii  auch  die  Form  des  staatlichen  Feudalnexus  überlebt: 
die  sich  unwiderstehlich  verbreitenden  Ideen  des  Jahrhuu- 
dertes  hatten  seine  Grundlage  sowohl  auf  dem  Felde  der 
theoretischen  Untersuchung,  als  auf  jenem  practischer  Um- 
gestaltungen mannigfacher  Art  bereits  untergraben,  ehe  die 
Form  gleichsam  wie  vor  dem  Hauche  des  Windes  zusam- 
menbrach. Dasselbe  Institut,  welches  Jahrhunderte  lang 
den  Kampf  gegen  die  von  entgegengesetzter  Seite  her  ver- 
suchten Angriffe  siegreich  bestanden,  wäre  nicht  machtlos 
über  Nacht  dem  kaum  sichtbar  gewordenen  Wellenschlage 
der  Bewegung  gewichen,  wäre  nicht  sein  innerer  Halt  ge- 
lockert, seine  Wurzel  vertrocknet  gewesen.  Aber  der  Weg- 
fall der  wandelbaren  Hülle  berührte  des  Wesens  Kern,  das 
erhaltende  Princip  des  grossen  (in  Oesterreich  fast  durchaus 
adelichen)  Grundbesitzes  nicht.  Dieser  wird  neu  gekräftigt 
aus  der  grossen  Reform  des  Staatsgebäudes  hervorgehen,  und 
der  besitzende  Erbadel  als  eine  Schutzwelir  des  Thrones  so- 
wohl in  dem  Gemeindeleben  als  in  der  Landesvertretung  eine 
seiner  Bedeutung  entsprechende,  mit  der  Reichseinheit  im 
Einklänge  stehende  Stellung"  erhalten.    . 

Der    historische    Anwachs    von    Oesterreich    und    dessen 
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dadurch    lu'diniik'    Gestaltung    lässt   sich    nach    den    Länder- 
Complexen    in    vier   Grni)pen    gliedern.     Die   erste  hiervon 
biJden  die  deutschen  Lande,  oder  Nieder-,  Ober-,  Inner- 
1111(1  Vorder-Oesterreich.    Die  ursprünglich  auf  die  Besitzungen 
in  Schwaben  und  am  oberen  Rheine  beschränkte  Habsburgische 
Hausmacht  gewann  mittelst  der  Belehnung  des  Herzogs  Al- 
brecht mit  (dem  späteren  Erzherzogthume)  Oesterreich  durch 
seinen  Vater  K.  Rudolph  I.  die  Grundlage  der  künftigen  Macht- 
stellung der  Dynastie.     Allmählich   reihten   sich    durch    Erb- 
vertrag,  Kauf  und   freiwillige   Unterwerfung   an  jenes   Erz- 
herzogthum  die  übrigen  Herzogthümer  und  Grafschaften  des 
deutschen  Alpenlandes,  welche,  zwar  wiederholt  durch  Erb- 
theilung    zersplittert,    endlich    unter   Kaiser  Leopold   L    zur 
bleibenden  Vereinigung  gelangten.    Durch  die  goldene  Bulle 
des  Kaisers  Friedrich  HL  hatte  der  Erzherzog  von  Oesterreich 
den    Ständen    und    privilegirten    Corporationen    des    Landes 
gegenüber  eine  fast  unbeschränkte  Machtvollkommenheit  er- 
langt,   welche    zwar    namentlich    bei    den   Religionswirren, 
jedoch  ohne  dauernden  Erfolg,   einzuengen    versucht  -wurde. 
Da  auch   die   staatsrechtlichen   Verhältnisse   von  Steiermark, 
Kärnthen,  Krain,  Görz  und  Gradisca,  Triest  und  Tirol  (wie- 
wohl in  dieser  Grafschaft   mit  gewissen  insbesondere  in  der 
Stellung  eines  berechtigten  Bauernstandes  zur  Geltung  kom- 
menden Eigen thümlichkeiten)   sich    in    einer   nicht   sehr   von 
einander  abweichenden  Weise  gestalteten,  da  ferner  in  diesen 
durch  den  gebirgigen  Boden  nur  wenig  begünstigten  Ländern 
grosse  adeliche   Besitzthümer,    mit   welchen    eine   politische 
Gewalt  hätte  verbunden  sein  können,  nur  spärlich  vorkamen, 
so  bildete  sich  daselbst  eine  durch  die  Machtvollkommenheit 
des  Regenten  geförderte  ziemlich    gleichmässige  Verwaltung 
aus,  welche  in  der  untersten  Instanz  dem  angesessenen  Adel 
als  Patrinionial- Herrschaft  überlassen  war.    Die  geringe  Aus- 
dehnung   des   adelichen  Besitzes    und    dessen   Zersplitterung 
Hess  diese  Oberherrlichkeit  zumeist  mein-  als  eine  Last,  denn 


iils  ein  Recht  erscheinen,  wesshalb  die  durch  die  Kriege  licr- 
beigeführte  Unterbrechung  der  österreichischen  Herrschaft  in 
einem  Theile  dieser  Alpenländer  auch  die  Aufhebung  (be- 
ziehungsweise die  Anheimsagung)  der  Patrimunial -Obrig- 
keiten und  Gerichtsbarkeiten  nach  sich  zog.  In  ethno gra- 
phisch ei-  Beziehung  entwickelte  sich  in  denselben  der 
deutsch -österreichische  Stamm  frei  und  ungebunden,  und 
trieb  namentlich  in  der  Poesie  die  herrlichsten  Blüthen :  er 
wurde  gekräftigt  durcli  die  den  anderen  Nationalitäten  des 
Verbandes  entsprossene,  an  den  Hof  und  in  die  oberste  Ver- 
waltung gelangende  Intelligenz.  Der  slovenisch-slavische, 
im  Süden  dieser  Länder  zahlreich  vertretene,  durch  die 
Cultur  noch  nicht  gehobene  Stamm  trat  in  seiner  Isolirtheit 
in  den  Hintergrund. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  slavischen  Länder. 
Mit  der  Erwerbung  von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
wurde  Ferdinand  I.  der  mächtigste  Fürst  des  römisch-deut- 
schen Reiches,  und  dieser  Besitz  fesselte  die  Kaiserkrone 
bis  zum  Erlöschen  des  römisch -deutschen  Reiches  an  die 
Habsburgische  Dynastie.  In  Böhmen  hatte  der  angesessene, 
zum  Theile  selbst  mit  den  eingebornen  Landesfiirsten  ver- 
wandte Erbadel  seit  den  frühesten  Zeiten  eine  hervorragende 
politische  Macht.  Die  aus  dessen  Häuptern  zusammengesetz- 
ten Landstände  beschränkten  mannigfach  die  Gewalt  des 
Landesfürsten,  das  Lehenssjstem  war  nach  seiner  Einfüh- 
rung daselbst  zur  höchsten  Blüthe  gediehen,  und  hatte  die 
traditionelle  Macht  des  böhmischen  Adels  auf  gesetzlicher 
Grundlage  um  so  fester  gestützt,  als  es  zu  dem  historischen 
Glänze  und  dem  ausgedehnten  Besitzthume  der  P^imilien  die 
Ausübung  der  öffentliclien  Gewalt  in  noch  xollerem  Maasse 
fügte.  Niciit  nur  (his  ganze  Land  und  die  gesanunte  Bevölke- 
rung (mit  Ausnahme  der  einiger  Stäfltc  und  FrcÜKife)  wai- 
dem  besitzenden  Erbadel  niitertliänig  und  dessen  itln'igkeil- 
licher    und    ucrichtlii'lier    IlerrlichkcMt    unterworfen,    sondern 
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er  übte  auch  das  Gericht  in  unterer  und  oberer  Instanz  über 
seine  Mit'>lieder  durch  deren  Standessrenossen  (Judicium  in- 
ter    pares)    aus,     bewilligte    und    erhob    die    Steuern,    und 
lidirtc  im  Namen    des  Landesfürsten    die   obere  Verwaltung. 
Der  Kampf  zwischen   den   Landesfürsten   und  dem  Erbadel, 
welcher  so  viele   Blätter  der    böhmischen    Geschichte    füllt, 
fand  sein  Ende  mit  der  Schlacht  am  weissen  Berge,   in  de- 
ren   Folge    das    im    Widerspruche    mit   KarFs   IV.    goldener 
Bulle   zeitweise   geübte  Wahlrecht   der  Stände   gänzlich    er- 
losch ,  die  letzteren  eine  jieue  Verfassung  erhielten ,  und  der 
früher    mächtige    Ritterstand    gebrochen    wurde,    da   dessen 
(Jlieder,  meist  der  Lehre  Luthers  zugethan,  grösseren  Thei- 
les  ihre  Güter  verloren,  im  Kriege  umkamen  oder  auswan- 
derten.    Doch   blieben  die  Feudalrechte   des   Adels    (dessen 
oberster   Stand,    der   Herrenstand,   sich  durch  Einbürgerung 
fremder   Familien    ergänzte   und   an   Besitz    imd    Reichthum 
zunahm)  unverletzt,  bis  unter  Maria  Theresia  und  Joseph  IL 
die  obere  Regierungsgewalt  gänzlich  in  die  Hände  des  Staa- 
tes überging,  die  administrative  und  gerichtliche  Verwaltung 
neu   geregelt,    das  Loos    der    unterthänigen    frohnpflichtigen 
Bevölkerung  erleichtert   und   die   Grundbelastung  durch  das 
Urbarialgesetz  rechtlich  festgestellt  wurde.    Dessenungeachtet 
behielt  Böhmen  sammt  Mähren  und  Schlesien  nicht  nur  hin- 
sichtlich  der   Verfassung  und   der  privilegirten  Stellung  des 
Erbadels,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung  noch  in 
mancher  Beziehung  seine  Eigenthümlichkeit,   wie   denn  die 
Präsidenten  der  landesfürstlichen  Gerichtsbehörden  (des  Land- 
rechtes  und   des  Appellationsgerichtes)  Mitglieder  der  Land- 
stände  sein   mussten   und   die    „böhmische"    Hi»fkanzlei    als 
oberste  Verwaltungsbehörde   noch    bis   zum    Jahre    i8U'2    be- 
stand,   und   selbst   nachher  in   der  „böhmisch-österreichisch- 
galizischen"  oder  „vereinigten"  Hofkanzlei  ihren  Nachklang 
fand.     In    ethnographischer    Beziehung    hatte    sich    das 
Gleichsewichf    zwischen    deutscher  und  czechischer    Sprache 


früh  geordnet,  indem  nicht  nur  ein  erheblicher  Theil  der 
Bewohner  seit  den  ältesten  Zeiten  dentscher  Abkunft  war, 
sondern  diese  Länder,  wie  es  ihre  geographische  Lage  und 
ihr  ensier  Verband  mit  dem  deutschen  Reiche  mit  sich  brachte, 
unter  allen  slavischen  Gebieten  am  frühesten  den  von  den 
Landesfürsten  geförderten  Einfluss  deutscher  Cultur  in  allen 
Zweigen  des  geistigen  Lebens  erfuhren.  Aber  auch  das 
deutsche  Element  Oesterreich's  empfand  die  wohlthätige  Rück- 
wirkung dieser  Verschmelzung,  denn  aus  dem  jugendlich 
kräftigen,  mit  hervorragender  Intelligenz  begabten  czechi- 
schen  Stamme  strömten  der  deutschen  Literatur  und  Kunst, 
gleichwie  der  deutschen  Leitung  des  Staats-  und  Kriegs- 
wesens der  Monarchie  die  tüchtigsten  Mitarbeiter  zu.  —  Ga- 
lizien  gelangte  erst  in  Folge  der  Theilung  Polen's  an  Oester- 
reich ;  mit  der  Auflösung  des  polnischen  Staates  hatten  auch 
die  politischen  Rechte  des  einzelnen  Landestheiles  ihr  Ende 
gefunden,  doch  wurden  die  Feudalrechte  des  besitzenden 
Erbadels  keiner  Aenderung  unterzogen,  ja  es  gelangte  der 
Feudalnexus  durch  die  im  Jahre  1817  verliehene  ständische 
Verfassung  mindestens  formell  wieder  zur  staatsrechtlichen 
Geltung.  Auch  in  der  früher  zu  dem  Fürstenthume  Moldau 
gehörigen  Bukowina,  welche  durch  Uebereinkunft  mit  der 
Pforte  (1775)  an  Oesterreich  kam  und  seit  1786  als  ein  Kreis 
Galizien"s  behandelt  wurde,  blieben  die  Gerechtsame,  welche 
»lem  grundbesitzenden  Adel  in  der  Moldau  zustanden,  auf- 
recht erhalten  und  wurden  dem  Systeme  des  Grundherrlich- 
keits-Verhältnisses  angepasst  Da  Galizien  dasjenige  Land 
war,  wo  die  öffentliche  Verwaltung  am  ungehindertsten 
schalten  konnte  und  althergebrachte  Rechtsformen  iiiclit  ent- 
gegenstanden, wurde  es  wiedeiholt  dazu  auserkoren,  dass 
neue  Gesetze,  wie  die  sogenannte  „westgalizische"  Gerichts- 
ordnung im  Jahre  1796  und  der  Entwurf  des  allgemeinen 
l)ürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Jahre  1798.  zuei-st  daselbst  probe- 
weise einu('lTdn-(  Miivfh'ii.     Seit  dem  Hestiindc  des  Polem-eiches 


war  (.lie  polnische  Nationalität  die  heiTschende,  M^äiircnd 
der  in  der  Mehrzahl  vorhandene  ruthenische  Stamm,  auf 
tiefster  Stufe  der  Cultur  verharrend ,  ausser  dem  engsten 
Kreise  kaum  dem  Namen  nach  bekannt  war,  bis  er  in  der 
neuesten  Zeit  staatliche  Anerkennung  fand.  In  der  gericht- 
lichen Verwaltung  M^ar  die  lateinische,  in  der  politischen 
die  deutsche  Sprache  vorherrschend,  welche  jedoch,  mit  Aus- 
nahme der  zahlreichen  von  Kaiser  Joseph  II.  auf  die  dor- 
tigen Staatsgüter  verpflanzten  Colonien ,  nur  noch  geringe 
Verbreitung,  meistens  in  den  Städten  und  im  Handelsver- 
kehre, dessen  Träger  daselbst  die  Juden  bilden,  erlangte.  ' 
Die  dritte  Gruppe  gestaltete  sich  aus  den  ungri sehen 
Ländern.  Durch  seinen  ausgedehnten  Umfang,  sowie  durch 
seine  geographische  Lage  erhob  sich  das  Königreich  Ungern 
sammt  Nebenländern  unter  dem  Einflüsse  thatkräftiger  Re- 
genten frühe  zu  einer  europäisch  bedeutsamen  Macht,  welche 
indess  durch  innere  Kämpfe  und  vielfachen  Thronwechsel 
geschwächt  wurde,  bis  das  Land  unter  dem  Schirme  des 
Habsburgischen  Scepters  zur  Ruhe  und  Consolidirung  ge- 
langte. Seine  eigenthümliche  Verfassung  wurzelte  in  der 
Stammeseinrichtung  des  aus  seinen  Nomadensitzen  herein- 
gebrochenen kühnen  Reitervolkes  und  fand  ihren  Ausdruck 
in  der  zu  Pferde  abgehaltenen  Landes  -  Versammlung  der 
adeligen  Stammeshäupter  auf  dem  Felde  Räkos  bei  Pest. 
Demgemäss  war  die  politische  Macht  des  hohen  Adels,  der 
Reichsbarone,  denen  sogar  die  Königswahl  zustand,  über- 
wiegend, welches  jedoch  nicht  Jiinderte,  dass  die  souveraine 
Gewalt  des  mit  reichen  Krongütern  und  arideren  werthvollen 
Regalien    ausgestatteten   Königs    sich    öfter    uneingeschränkt 


'  Als  bczeicliiifiide  'IhatsaL-he  mag  übrigens  augel'iilirt  werden,  dass 
der  griechisch-nielilunirte  Bisehol'  der  liukowina.  deren  dieser  Confession 
/.ugethaiien  BewolTner  meist  dem  moldauisch -romanischen  Volksstamme 
angehören,  .sein  kirchliches  Handlnuh  in  deutscher  Sprache  veröffentlichte 
und   ufx-h   immer  vcrfilTouflicht. 


9 


geltend  zu  inaclieii  vermochte.  Namentlich  verschaffte  der 
verfassungsmässige  Grundsatz,  dass  alle  Güter  nach  dem 
Erlöschen  der  besitzenden  Adelsfamilie  dem  Könige  heim- 
lielen,  Avelcher  siei  jedoch  an  Andere  wieder  verleihen  musste, 
dem  Regenten  einen  grossen  Einflnss  auf  den  besitzenden 
liohen  Adel.  Der  Vollgenuss  der  bürgerlichen  Rechte  und 
der  politischen  Privilegien  (worunter  die  Befreiung  von  der 
Hteuerptliclit  und  von  öffentlichen  Lasten,  dann  das  Avitici- 
tätsrecht  oder  das  Familienrecht  an  dem  ererbten  Grund- 
l)esitze,  insbesondere  hervorzuheben  sind)  war  mit  dem 
Adelsstande  verknüpft,  welchem  die  Geistlichkeit  und  die 
Gesammtheit  der  königlichen  Städte  gleichgehalten  wurde; 
der  Adel  bildete  sohin  staatsrechtlich  das  Volk,  und  es  stan- 
den die  Magnaten  und  der  niedere  Adel  einander  ungefähr 
in  derselben  Weise  gegenüber,  wie  in  den  germanischen 
.Staaten  der  privilegirte  Adel  den  persönlich  freien  Bürgern. 
Das  Lehenssystem,  dessen  Formen,  namentlich  bezüglich  der 
obersten  Hofämter ,  der  heilige  Stephan  und  seine  Nachfolger 
mit  der  deutschen  Cultur  einzuführen  versuchten,  konnte  in 
dem  Lande  keine  Wurzeln  schlagen,  weil  daselbst  das  ihm 
ähnliche,  doch  selbstständig  ausgeprägte,  Homagialprincip 
bereits  seine  Stelle  einnahm.  Dauernder  erhielt  sich  die 
germanische  Einrichtung  der  durch  königliche  Privilegien 
mit  eigener  nationaler  Gerichtsbarkeit  bedachten  und  von 
der  Komitats-Verwaltung  unabhängig  gestellten  königlichen 
Städte,  ohne  jedoch,  wegen  der  Vereinzelung  der  letzteren, 
zu  einer  politisch  eintlussreichen  Stellung  zu  gelangen ,  welche 
dagegen  der  seit  Einführung  des  Christenthumes  mit  reichen 
Gütern  ausgestattete,  unter  die  Rciehsbarone  aufgenonnnene 
hohe  Clerus  sich  zu  verscliaffen  wusste.  p]igenthümli('li,  mit 
der  Verfassung  verschmolzen  und  der  ktMiiglicIien  Imiiwu-- 
kung  fast  entrückt.  Iiatte  sich  die  N'erwaltung  in  gcrichi- 
liclier  und  iubninistrativer  Hinsicht  gchildcl.  I-'s  wiir  ein 
straffes    ;l(l<■li(•h(^s    iMuuicipalreginu'nt.     welches     sich    sclhsl- 
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ständig:  durch  Wahl  erneuerte  und  das  Land  in  so  viele 
Verwaltungsgebiete  theilte,  als  es  Jurisdictionen  (Konütate, 
Districte  etc.)  gab.  Die  von  dem  Könige  abhängige  oberste 
Leitung  beschäftigte  sich  zunächst  mit  der  Verwaltung  der 
ihm  vorbehaltenen  Regalien,  mit  der  Ordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  und  der  Aufsicht  über  die  königlichen 
Städte;  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung  vermochte  sie 
ihre  Autorität  nur  in  beschränkten  Fällen  auszuüben.  Diese 
durch  das  stark  ausgeprägte  Nationalitätsgefühl  des  berech- 
tigten Volksstammes  getragene  Verfassung  erhielt  sich  durch 
Jahrhunderte  unverändert  auf  der  Grundlage  der  Tradition 
und  des  Herkommens  mehr,  als  des  geschriebenen  Rechtes. 
Die  traurige  Periode  der  Türkeneinfälle  und  gar  der  Türken- 
herrschaft hinderte  ihre  Fortbildung,  und  hielt  sie  in  starrer 
Abges€hlossenheit  von  der  sie  umgebenden  Welt.  Doch  ver- 
mochte diess  nicht  sie  vor  ihrem  Verfalle  zu  bewahren,  dem 
sie,  wie  jede  menschliche  Satzung,  nachdem  der  Geist  aus 
ihr  gewichen  und  sie  mit  den  Anforderungen  der  Zeit  in 
Widerspruch  getreten  war,  unterlag.  Der  erhaltende  Grund- 
satz der  ungrischen  Verfassung  war  das  Homagium,  das 
Princip  der  Treue  gegen  den  mit  allen  Souverainetäts- 
rechten  ausgestatteten  und  nur  in  der  Ausübuns:  gewisser 
Rechte  ])eschränkten  Landesfürsten,  welchem  Principe  eine 
Theilung  der  Staatsgewalt  zwischen  dem  Kthiige  und  dem 
Reichstage  gänzlich  fremd  war.  So  lange  der  ungrische 
Adel  die  Pilicht  der  Landcsvertheidigung  durch  Lisurrection 
und  Banderium  persönlich  übte,  so  lange  bei  den  Verhand- 
lungen des  vom  Palatin,  als  dem  Stellvertreter  des  Königs, 
geleiteten  Reichtages  und  der  Komitats- Versammlungen  das 
denkwürdige  Axiom  in  (teltung  stand:  Vota  sunt  po  n  (le- 
rn iidu.  scd  iioii  II  u  in  ci-;)  11(1  a.  zufolge  dessen  der  Vor- 
sitzende diu  iScschluss  nach  dem  Ausspruche  der  „vota 
saniora",  d.  h.  der  .N'otabilitäten,  und  nicht  nach  jenem 
der   ..vota    inajora"    yw    lassen    hatte,    so   lange  das  Haus 
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der  Magnaten  die  iliui  verfassungsmässig  zustehende  höhere 
politische  Macht  thatsächlich  ausübte  und  zum  natürlichen 
Vermittler  zwischen  der  Krone  und  dem  Lande  diente,  so 
lange  endlich  der  König  durch  die  von  ihm  aus  dem  höhe- 
ren Adel  ernannten  Obergespane  den  ihm  gebührenden  noth- 
wendigen  Einfluss  auf  die  Komitats-Verwaltung  ausübte,  war 
jenes  Princip  gewahrt  und  die  Verfassung  lebensfähig  er- 
halten. Als  aber  mit  der  Einführung  der  stehenden  Heere 
der  König  von  dem  Lande  Soldaten  und  Geld  fordern  musste 
und  hierdurch  in  eine  grössere  Abhängigkeif  von  dem  Reichs- 
tage gerieth,  als  das  Haus  der  Magnaten  in  den  Hinter- 
grund trat  und  das  bewegliche  Element  der  Komitats-Ab- 
geordneten  die  Leitung  an  sich  riss  und  durch  das  Abzäh- 
len der  Stimmen  nicht  nur  am  Reichstage,  sondern  in  den 
stürmischen  Komitats  -  Versammlungen  die  undisciplinirte, 
dem  Eindrucke  feuriger  Rede  und  directem  Einflüsse  willig 
folgende  Schaar  der  besitzlosen  Edelleute  den  Ausschlag  gab, 
da  war  es  um  den  Charakter  der  Verfassung  geschehen, 
welche  einerseits  schwach  vertheidigt,  andererseits  durch  das 
überwiegende  Hervortreten  des  ursprünglich  darin  durchaus 
nicht  enthaltenen  demokratischen  Principes  in  ihrem  inner- 
sten Wesen  beeinträchtigt  wurde.  Durch  seine  Stellung  als 
europäische  Grossmacht  und  den  Beruf  zur  Wahrung  der  In- 
teressen des  römisch -deutschen  Reiches  ward  Oesterreich  in 
langdauernde  Kriege  verwickelt,  welche  eine  bedeutende 
Schuldenlast  zurückliessen ;  hier  stellte  sich  der  Gegensatz 
zwischen  Ungern,  dessen  Reichstag  wohl  Soldaten  aber  keine 
nachhaltig  hinreichenden  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  und 
noch  weniger  einen  Beitrag  zu  der  Verzinsung  der  Staats- 
schuld bewilligte,  und  den  id)rigen  Ländern  der  Monarchie 
noch  greller  als  sonst  heraus.  Nach  Kaiser  Josepirs  IL  er- 
folglosen Versuchen,  eine  freiere  Ausübung  der  königlichen 
Gewalt  zu  gewinnen,  benutzte  der  Reichstag  jeden  Zusam- 
mentritt,   um    (]o\\  Umfang    seiner   jMaclit.    d.   h.  seine    Privi- 
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legieii,  auszudehnen,  und  gewahrte  in  der  Geltendmachutig- 
des  ethnographisch -nationalen  Principes  des  magyarischen 
Uebergewichtes,  vorerst  durch  Verdrängung  der  bis  dahin 
itblichen  lateinischen  Geschäftssprache  durch  die  magyarische, 
die  vorzüglichste  Handhabe  dazu.  Die  Reichstage  wurden 
seltener  einberufen ,  endigten  aber  stets  mit  neuen  ausdrück- 
lich zugestandenen  oder  aus  dem  durch  die  Regierung  nicht 
widersprochenen  „Usus"  hervorgegangenen  landesfürstlichen 
Concessionen  auf  Kosten  der  königlichen  Prärogative  und 
mit  dem  steigenden  Uebergewichte  zuerst  der  reichsständi- 
schen Privilegien  und  zuletzt  des  demokratisch-magyarischen 
Elementes.  Selbst  die  zunächst  auf  Entwicklung  des  natio- 
nalen Wohlstandes  abzielenden  Anforderungen  der  Neuzeit, 
nicht  zu  erwähnen  des  aus  der  Fremde  hereingezogeneu 
constitutionellen  Principes  des  Gleichgewichtes  der  Gewalten, 
wurden  zum  Fortschritte  in  dieser  Richtung  benützt,  deren 
Endziel  die  völlige  Lähmung  der  königlichen  Gewalt  war, 
8(»  dass  sie  das  Gute  nicht  herbeiführen,  das  Ueble  nicht 
hindern,  ja  zuletzt  sich  selbst  nicht  mehr  vertheidigen  konnte. 
Das  staatliche  Vorrecht  der  magyarischen  Sprache  artete  in 
Uebermuth  und  gewaltsame  Bedrückung  gegen  die  anderen 
Nationalitäten  aus,  die  königliche  Gewalt  wurde  unter  dem 
Drucke  der  äusseren  Verhältnisse  auf  eine  kaum  nominelle 
Personal- Union  zurückgeführt,  welcher  unmittelbar  die  re- 
bellische Auflehnung  gegen  den  König  folgte,  die  wieder  in 
folgerechtem  Fortschritte  zur  Erklärung  der  Republik  und 
somit  zur  völligen  Verinchtung  der  zur  entbeln-lichen  Hülle 
eingetrockneten  Verfassung  führte.  In  keinem  I^ande  Oester- 
reich's  hat  das  etlmographische  Element  so  fühlbare 
Rückwirkung  auf  die  öffentlichen  Zustände  geübt  als  in 
Ungern;  doch  nicht  der  edle,  zwar  an  seiner  Nationalität 
feurig  hängende,  deni  Gefühlsleben  mehr  als  der  sichtenden 
Verstandsrichtung  sich  zuwendende,  aber  zugleich  durchaus 
loyale,    seit    jeher    k(Miiglich    gesinnte    magyarische    Volks- 
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■staimn  '  war  es,  welcher  die  mit  dem  Sturze  der  Verfassung 
endende  Bewegung;  hervorrief,  sondern  das  gemissb rauchte, 
zum  Deckmantel  revolutionärer  Anschläge  benützte  ethno- 
graphisclye  Princip,  zufolge  dessen  mau  in  einem  Lande, 
das  von  den  verschiedensten  Nationalitäten  und  zwar  in  com- 
pacten Massen  bewohnt  ist,  die  Sprache  eines,  wenn  auch 
des  zahlreichsten,  doch  nicht  gegen  die  Gesammtheit  der 
übrigen  vorwiegenden  Volksstammes  zur  ausschliessenden 
staatsrechtlichen ,  bürgerlichen  und  selbst  kirchlichen  Geltung 
bringen  wollte.  Der  Missbrauch  dieses  Principes  rief  den 
Widerstand  der  anderen  Nationalitäten,  namentlich  der  ser- 
bisch-kroatischen im  Süden  und  der  walachisch-romanischen 
im  Osten  des  Landes  hervor,  und  leitete  den  Fall  der  Fac- 
tion  ein ,  die  sich  durch  das  Streben  nach  der  Racenherrschaft 
an  die  Spitze  emporgeschwungen  hatte.  —  Kroatien  und 
Slavonien  bildeten  integrirende  Theile  des  Königreiches, 
doch  hatte  daselbst  der  municipale  Gebrauch  der  nationalen 
slavischen  Mundart  Geltung  gewonnen  und  war  tief  in  dem 
Wesen  des  Volkes  gewurzelt.  Siebenbürgen,  ein  Neben- 
land Ungern's,  folgte  meistens  dessen  politischem  Schicksale; 
in  seiner  Verfassung  bestand  die  Eigenthümlichkeit,  dass  die 
drei  Nationalitäten  der  Ungern,  Szekler  (ebenfalls  Magjaren) 
und  Deutschen  eine  auf  geschriebenem  Rechte  beruhende 
staatsrechtliche  Gewährleistung  hatten,  und  gegen  einander 
gleichberechtigt  waren.  Die  Ansiedlung  der  drei  Nationali- 
täten fand  in  wahrnehmbarer  Absonderung  von  einander 
und  grossentheils  in  compacten  (wenngleich  der  w^alachischen 
Bevölkerung  quantitativ  sehr  nachstehenden)  Massen  Statt, 
welchem  Umstände  es  zuzuschreiben  ist,    dass  der  deutsche, 

'  Die  wälirciid  der  letzten  Iiisurrection  im  Rebellenhoere  (lierietideu 
lliisareu-Regimenter  mussten  selbst  nach  Erklärung  der  Republik,  welclie 
der  Führer  des  Heeres  zögerte  letzterem  bekannt  zu  machen,  in  der  Mei- 
nung erhalten  werden,  dass  sie  für  ihren  angestainniten  König  Ferdinand 
känijiftcn ! 
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seit  sechs  Jahrhunderten  daselbst  angesiedelte,  den  Tüi'ken- 
einlullen  ausgesetzt  gewesene  Volksstamm  sich  ungeschwächt 
und  lebenskräftig  durch  alle  Wechselfälle  bis  zur  .Stunde 
erhalten  hat.  Die  Mi litärg ranze,  ein  schmaler  Landes- 
streifen längs  der  gesammten  Ausdehnung  der  türkischen 
Gränze,  war  zum  Behufe  der  Landesvertheidigung  von  dem 
übrigen  Gebiete  der  angränzenden  Provinzen  losgetrennt  und 
unter  militärische  Verwaltung  gestellt  worden.  Der  Grund- 
besitz bildete  ein  Militärlehen,  welches  jedem  Besitzer  gegen 
die  Verpflichtung  verliehen  ward,  sowohl  selbst  als  mit 
seiner  gesammten  männlichen  Hausgenossenschaft  lebensläng- 
lich Heeresdienst,  so  M-eit  er  gefordert  wird,  zu  leisten.  Das 
ethnographische  Princip  ist  daselbst  in  Kirche,  Haus  und 
unterer  Verwaltung  zur  vollen  Geltung  gelangt.  Die  obere 
Verwaltung  dagegen  wird  in  der  deutschen,  als  der  allge- 
meinen Militärsprache,  gefi'dirt.  Obwohl  von  Natur  aus  meist 
arm ,  ist  das  Land  dennoch  in  der  Cultur  viel  weiter  fortge- 
schritten ,  als  die  angränzenden  Provinzialgebiete. 

Die  vierte  und  letzte  Gruppe  endlich  besteht  aus  den 
italienischen  Ländern.  Diese  gehören  zu  den  letzten  Er- 
werbungen der  Dynastie  und  dem  spätesten  Zuwachse  des 
Staates.  Als  im  Beginne  des  vorigen  Jahrhundertes  die  Lom- 
bardie  an  Oesterreich  fiel,  hatte  das  Land  mit  Ausnahme 
der  Municipalstatute  der  Städte  fast  gar  keine  politische  Form. 
Das  germanische  Element  der  Gothen  und  Langobarden  war 
längst  von  dem  einheimischen  compacten  keltisch-romanischen 
Volksstamme  aufgesaugt  worden.  Ebenso  war  das  von  den 
Langobarden  mitgebrachte  Lehensrecht  nie  zur  vollen  Geltung 
gelangt  und  hatte  dem  municipalen  Regimente  der  Städte, 
welche  mit  dem  Besitze  der  Landschaft  auch  die  politische 
Macht,  eine  Zeitlang  sogar  die  souveraine  Gewalt,  an  sich 
gezogen  hatten ,  weichen  müssen.  Die  spanische  Verwaltung 
hatte  nur  Erinnerungen,  aber  keine  Institutionen  zurück- 
gelassen.    Hier    galt    es    demnach,    neue   Einrichtungen   zu 
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«gründen  und  das  zwar  fruchtbare,  doch  verwahrloste  Land 
zu  neuem  geistigen  und  materiellen  Aufschwünge  zu  bringen. 
Diess  bewirkte  die  Kaiserin  Maria  Theresia  in  verhältniss- 
mässig  kurzer  Zeit  und  mit  ebenso  glänzendem  als  dauern- 
dem Erfolge.  In  der  That  wird  jene  Epoche  heute  noch  im 
Lande  als  das  goldene  Zeitalter  der  Lombardie  bezeichnet, 
und  die  anerkannt  trefflichen  Einrichtungen  jenes  Landes 
gründen  sich  im  Wesentlichsten  auf  die  Anordnungen  der 
Kaiserin  Maria  Theresia.  Der  intelligenten  Kräfte  des  Landes 
sich  bedienend,  förderte  sie  Kunst  und  Wissenschaft  und  er- 
hob diese  mit  der  einheimischen  Literatur  zu  hoher  Blüthe, 
erweiterte  und  dotirte  die  Landes -Universität,  gründete  den 
Kataster,  die  Musteranstalt  dieser  von  dort  aus  über  ganz 
Europa  sich  verbreitenden  Institution,  führte  eine  Gemeinde- 
Organisation  ein ,  welche  noch  heute  den  Stolz  des  Landes 
bildet  und  sich  durch  alle  Wechselfälle  der  Zeit  bewährt 
hat,  regelte  die  innere  Verwaltung  und  schuf  allenthalben 
Wohlstand  durch  die  verbesserte  Landescultur.  Die  in  die- 
ser und  der  nachfolgenden  Epoche  Kaiser  Joseph's  gebil- 
deten Männer  wirkten  noch  lange  nachher,  als  die  öster- 
reichische Regierung  dem  Andränge  feindlicher  Gewalt  hatte 
weichen  müssen,  segensreich  für  das  Land,  welches  jedoch 
während  der  französischen  Herrschaft  seine  Municipalstatuten 
und  den  wesentlichsten  Theil  seiner  Gemeinde-Organisation, 
sowie  andere  aus  früherer  Zeit  lier  bestehenden  Einrich- 
tungen verlor  und  nach  französischer  Weise  administrirt 
wurde.  Die  wiederkehrende  österreichische  Regierung  konnte 
in  dem  (durch  die  venezianischen  Provinzen  vergrösserten ) 
Lande,  an  den  früheren  Bestand  anknüpfend,  die  bewährten 
alten  Einrichtungen,  wie  die  Gemeindeordnung,  zeitgemäss 
verbessert,  wieder  herstellen  und  aus  der  letzten  Periode 
die  unstreitig  vervollkommnete  und  centralisirte  Verwaltung  in 
einer  der  historischen  Zusamniensetzung  der  einzelnen  Provin- 
zen mehr  entsprechenden  Eintheilung  beibehalten.  Ausserdem 
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wurde,    auf  historiscliem   Boden   wurzelnd,    nach   dem   Xov- 
bilde  früherer  dem  Lande  eijjenthümlichen  Einrichtungen ,  in 
den   beiden   Ceutral-Congregationen    der  Lombardie  und  Ve- 
nedig's.    sowie   in   den    einzehien  Provinzial-Congregationen 
eine  Landesrepräsentation  geschaffen,  welche  die  tüchtigsten 
Kräfte   des  Grundbesitzes  und    der  Industrie   zur  Verfügung 
der   Verwaltung    stellte,    und    vorzüglich   dazu    beitrug,    die 
letztere?  in  stetem  Einklänge  mit  den  Bedürfnissen  des  Lan- 
des zu  erhalten.     Im  Besitze  einer  trefflich  organisirten  und 
gut   geleiteten   Verw^altung,    welche    allen    übrigen   Ländern 
Oesterreich"s   zum   Muster  dienen  konnte,   im  Genüsse  eines 
mehr  und  mehr  aufblühenden,  durch  intelligente  Benützung 
des  reichen  Segens  der  Natur  hervorgerufenen  Wohlstandes, 
machte  dieses  Land  während  der  langen  Friedensepoche  be- 
wundernswerthe  Fortschritte   und  w^ard  als  einer  der  glück- 
lichsten  Landstriche  Europa"s   betrachtet.     Sclnveres  Kriegs- 
leiden   und    innerer    Aufruhr    brachten   diesem   Lande   tiefe, 
noch  nicht   vernarbte  Wunden  bei;   von  der  gut  geordneten 
Verwaltung  aber  mag  es   ein    Zeugniss  geben ,   dass  weder 
die  provisorischen   durch  die  Revolution   an   die   Spitze   ge- 
langten   Regierungsgewalten    irgend    AVesentliches    an    dem 
Organismus  zu   ändern  fanden,   noch  auch  nach  Wiederher- 
stellung der  Ordnung  bei  dem  umfassenden  Neubau  der  ge- 
setzlichen und   administrativen    Grundlagen  des  Staates  dort 
die  bestehenden  Eim'ichtungen  eine  w^ahrnehmbare  Umwand- 
lung   zu   erleiden  brauchten.     Auch   in   diesem    Lande  griff 
das   ethnographisch-  nationale  Princip    in  das  öffentliche 
Leben   und   dessen  Phasen   wirksam  ein.     Zwar  hatte   es  in 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  unter  österreichischer  Herr- 
schaft von  jeher  ausschliessende  Geltung  gehabt.    Die  italie- 
nische Sprache  war  jene  der  Regierung,   selbst  bis  zu  den 
Centralstellen  in  Wien  hinauf,  alle  Einrichtungen  waren  dorn 
Lande  eigenthümlich    oder   ihm   angepasst,   sogar  das  allge- 
meine bürgerliche  Gesetzbuch,  dessen  Wirksamkeit  durchaus 
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als  eine  woliltliätige  bezeichnet  wird,  erlitt  in  der  Anwen- 
dnng  einzelne  Modificationen ,  die  Anstalten  flir  Wissenschaf- 
ten und  Kunst,  dem  vorgeschrittenen  Culturgrade  des  Lan- 
des angemessen,  waren  besser  gepflegt  und  ausgestattet,  als 
in  den  übrigen  Ländern  Oesterreich"s,  dessen  Regierung  mit 
Recht  als  eine  nationale  gelten  konnte.  Dass  dessenunge- 
achtet das  Nationalitätsprincip  zur  Fahne  des  Aufruhrs  er- 
hoben und  der  Regierung  feindlich  entgegengestellt  werden 
konnte,  beruht  in  eigenthümlichen,  tief  begründeten  ethno- 
graphischen Verhältnissen.  ' 

'  Wenn  schon  die  geographische  Lage  Italiens  einer  Vereinigung 
der  einzelnen  Theile  desselben  zu  einem  Gesammtstaate  entgegensteht,  so 
wird  dieselbe  noch  mehr,  insbesondere  auf  die  Dauer,  durcli  die  eines 
concentrirenden  Schwerpunktes  ermangelnde  ursprüngliche  Racen  Ver- 
schiedenheit der  Bewohner  unausfülirbar.  Vergebens  weiset  man  zum 
Beweise  des  Gegentlieiles  auf  Roms  Herrschaft  hin;  denn  Rom  war  be- 
reits durch  weitreichende  auswärtige  Eroberungen  mächtig  geworden,  ehe 
sich  seine  Herrschaft,  wozu  es  siegreicher  Beendigung  der  blutigsten 
Kriege  bedurfte,  in  ganz  Italien  befestigen  konnte,  und  die  Keime  der 
Auflösung  des  Weltreiches  lagen  in  denselben  schon  lange  zuvor  wii-k- 
samen  ethnographischen  Verhältnissen.  In  der  Thal,  die,  verschiedenen 
Racen  entstammenden,  fj-ühesten  Bewohner  Sicilien's  und  Grossgriechen- 
lands im  Süden,  die  autochthonen  Etrusker  und  die  Tyrrhener  in  Mittel- 
italien, die  Kelten  und  die  paphlagonischen  Heneter  im  Norden,  wurden 
ursprünglich  nur  durch  das  äussere  Baud  der  Beherrschung  durch  Rom 
verbunden,  bis  nach  der  eine  noch  buntere  Mischung  der  Racen  herbei- 
führenden Völkerwanderung  die  beginnende  Cultur  in  der  allmählich  ge- 
meinsam werdenden  italienischen  Schriftsprache  ein  Bindungsmittel  be- 
gründete, ohne  Jedoch  die  tief  liegende  Verschiedenheit  der  einzelnen  der- 
selben sich  bedienenden  Volksstämme  aufzuheben.  Wenn  die  heutigen 
Italiener  (neben  dem  unter  jenem  Himmelsstriche  herrlich  sich  entfallen- 
fleii  Kunstsinnej  ihre  Sprache  als  das  Palladium  ihrer  Cultur  betrachten, 
so  geschieht  diess  mit  gerechtem  Stolze,  denn  noch  niemals  hat  sich  eine 
moderne  Sjirache  so  schnell  ausgebildet  und  zu  solcher  Formenschönheil 
rascher  emporgeschwungen,  als  eben  die  italienische.  Diese  Gemeinsam- 
keit der  Schriftsprache  hindert  aber  nicht,  dass  die  von  der  Masse  des 
V'olkes  gesprochenen  Mundarten  mehr,  als  bei  einem  anderen  weniger  ge- 
mischten Volke  der  Fall  von  einander  sowohl  als  von  der  Schriftsprache 
abweichen,  und  namentlich  das  wahrscheinlich  seit  der  Römerzeit  unver- 
änderte phonetische  Element,  der  Klang  der  Sprache,  ilie  clinrakterislischc. 
v.  (iz <M'i  iiia,  Opsfoncich's  Nriif:i'sl;illiiiip.  2 
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Die  Gcscliichtc  hat  die  Ereignisse  mit  ehernem  Griffel 
auf  ihren  Tafeln  vei-zeichnet :  manclie  Enttäuschung  hat  statt- 
gefunden .    maiiclie  Wunde  blutet  noeh ,    aber  der  Heerd  des 

seJbist  Null  den  höchsten  Spitzen  der  Gesellschaft  nicht  verläugnete  Eigen- 
lliiiniliclikeit  der  einzelnen  Mundarten  bildet.  Aber  nicht  allein  an  dem 
gesiiroclienen  Worte,  auch  an  Sitten  und  Gewohnheiten,  au  Körperge- 
stalt und  Gesichtsausdruck  lässt  sich,  weini  man  die  leichte  Hülle  glät- 
tender städtischer  Civilisation  abzieht,  noch  heute  der  kräftige  Sohn  des 
leicht  beweglichen  Keltenstammes  mit  dem  weichen,  orientalischem  Ge- 
fühlsleben sich  hingebenden  Südländer  Trinakriens,  der  milde,  zungen- 
fertige, seinen  griechischen  Ursprung  selbst  in  dem  phonetischen  Aus- 
drucke der  Sprache  kund  gebende  Heneter  mit  dem  rauh  adspirirenden  ge- 
müthlichen  Toscaner  und  dem  als  IVpus  männlicher  Schönheit  geltenden 
liömer  gar  nicht  verwechseln.  Die  Geschichte  eines  Jahrtausends  bietet 
die  Belege  zu  dieser,  der  Bereinigung  sich  entziehenden,  der  Isolirung 
zustrebenden  Tendenz.  Die  Kämjjfe  der  Langobarden  und  Franken  auf 
italischem  Boden,  jene  der  einheimischen  Fürsten,  Republiken  und  Städte 
unter  einander  waren  die  Ergebnisse  dieser  Volkszustände.  und  selbst 
der  grosse,  das  spätere  Mittelalter  erfüllende  Kampf  der  Weifen  und 
Ghibellinen  war,  mindestens  in  Italien,  nur  der  Ausdruck  dieses  indi- 
^idualisirenden  Gegensatzes,  welcher  sich  zwischen  einem  und  dem  an- 
deren Stamme,  zwischen  Stadt  und  Landschaft  derselben  Provinz,  eben 
.-0  wie  zwischen  Adel  und  Plebejern,  zwischen  einer  und  der  anderen 
Adelsfamilie  derselben  Stadt  geltend  machte.  Führten  diese  Gegensätze 
einerseits  zu  Gewalt,  Bedrückung  und  Tyrannei,  und  bildeten  sie  anderer- 
seits das  hier  üppig  wuchernde  Wesen  der  Geheimbündlerei  und  Ver- 
schwörung aus,  so  lässt  sich  doch  hinwieder  nicht  in  Abrede  stellen,  dass 
dieser  Tendenz  der  Individualisirung,  eben  weil  sie  tief  im  Wesen  des 
Volkscharakters  begründet  war,  die  herrlichsten  Erscheinungen  und  Lei- 
stungen, wodurch  Italien  sich  in  Kunst  und  VVissenschaft ,  im  Staats-  und 
Kriegsleben  an  die  Spitze  der  civilisirten  Völker  Europa's  erhob,  zu  dan- 
ken sind.  Nach  hergestellter  Vereinigung  der  kleinen  Gebiete  zu  grös- 
seren Staaten  waren  es  im  achtzehnten  Jahrhunderte  die  religiösen  Gegen- 
sätze zwischen  der  französisch -atheistischen  in  den  höheren  Ständen  Ein- 
gang gewinnenden  Richtung  und  dem  tief  begründeten  an  äusseren  For- 
men hängenden  VolksglatUien  der  Massen,  welche  die  Geister  spalteten, 
bis  die  gährenden  Bestrel)ungen  des  Umsturzes,  von  der  französischen 
Revolution  angefacht,  in  den  dafür  empfänglichen  Gemüthern  weit  reichen- 
den Eingang  fanden.  Doch  waren  diese  Tendenzen,  zuerst  offen  an  den 
Tag  tretend,  später  nach  Wiederherstellung  der  Orilnung  in  dem  vielver- 
zvveigten  Seclenwesen  sich  verbergend,  bis  auf  den  Carbonarismus  mehr 
bloss  kosmopolitischer  Natur,  bis  nach  der  zweiten  französischen  Revolution 
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Brandes  ist  noch  nicht  verlöscht.  Den  Verschwörer  straft 
das  Gesetz,  v>'0  es  ihn  erreicht,  doch  der  Erfolg  des  Um- 
triebes  muss  mit  anderen  Waffen  bekämpft  werden,  und 
zwar  in  zweifacher  Richtung.  Die  starke  stets  bereite  öffent- 
liche Macht  muss  dem  Ruhestörer  die  Aussicht  auf  das  Ge- 
lingen seiner  Pläne  benehmen,  und  dem  nach  Ruhe  und 
Ordnung  sich  sehnenden  Bürger  Vertrauen  und  Hoffnung 
auf  die   Dauer   der   Zustände   einflössen.     Der   Gesammtheit 

die  Secte  des  „jungen  Italien's"  das  Xationalitäts-Princip  als  Fahne  er- 
hob und  zum  Deckmantel  ihrer  subvei'siven  Plane  benützte.  Obwohl 
der  von  dieser  Secte  gepredigte  Grundsatz  einer  allgemeinen,  die  Grund- 
lagen staatlichen  und  kirchlichen  Verbandes  offen  bekämpfenden  italie- 
nischen Republik  mit  den  historischen  Zuständen,  sowie  mit  dem  Geiste 
der  Bevölkerungen  geradezu  un^ereinbar  ist  (wie  die  an  jenen  Orten,  wo 
die  Revolution  augenblicklich "  zur  Herrschaft  gelangte,  stattgefundenen 
Ereignisse  unzweideutig  darthun).  so  gewannen  ihre  Verlockungen  doch 
selbst  über  die  Schichte  der  dem  Umstürze  geneigten  X'olksklassen  liinaus 
ein  williges  Ohr.  Denn  sie  appellivte  an  eine  mächtige  Volksleidenschaft, 
an  die  nationale  (in  mehr  als  einer  Hinsicht  vollkommen  berechtigte)  Eigen- 
liebe, welche  sie  zu  ihrem  Vortheile  ausbeutete,  sowie  andererseits  poli- 
tischer Ehrgeiz  die  wühlerische  Tendenz  begünstigte,  um  deren  Erfolge 
für  die  eigenen  Zwecke  zu  benützen.  Die  rege  Phantasie  des  warmblü- 
tigen Südländers  erhitzte  sich  an  dem  Gedanken,  auf  diesem  Wege  die 
geistigen  Errungenschaften  des  Volkes  zu  wahren  (als  ob  diese  nicht  eben 
zur  Zeit  der  grössten  Zersplitterung  Italien's  gewonnen  worden  wären), 
die  erwägender  Ketlexion  weniger  zugängliche  Jugend  träumte  von  einem 
einheitlichen,  mächtigen,  weiten  Spielraum  für  die  eigene  Herrschlust  ge- 
währenden Italien,  und  der  zahlreiche  Chor  der  Literaten,  an  die  Mah- 
nungen der  grossen  Geister  der  Nation  (die  aber  fast  alle,  wie  Dante,  in 
politischen  Parteikämpfen  befangen  waren,  oder,  wie  Macchiavelli,  der 
ausgeprägteste  Charakter  italienischer  Eigenthümlichkeit,  die  scharfen  Waf- 
fen ihres  Verstandes  gegen  solches  Treiben  richteten)  erinnernd .  fachte 
die  leichtauflodernde  Flamme  politischer  Erregtheit  an,  und  suchte  nament- 
lich aus  dem  Gegensatze  des  germanischen  zu  dem  romanischen  ethno- 
graphischen Principe  Folgerungen  zu  ziehen,  die,  wenngleich  aller  Be- 
gründung bar,  zu  dem  vorgesteckten  Zwecke  passten.  Wohin  aber  die 
Aufregung  nicht  reichte,  da  begann  die  Einschüchterung,  die  moralische' 
in  den  weitesten,  die  mit  der  Spitze  des  Dolches  drohende  in  den  ein- 
llussreichsten  Kreisen,  und  nirgend. anderswo  griff  diese  so  weit  um  sich, 
als  hier,  weil  eben  hier  die  Faction  vor  der  Wahl  keines  Mittels  zurück- 
schreckte. 
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des  Volkes  über  muss  die  Ueberz€'ugung  zugänglich  werden, 
dass  seine  geistigen  Güter:  Sprache,  Literatur,  Wissenschaft 
und  Kunst,  ebenso  wie  die  materiellen  Güter  des  Erwerbes 
und  Wohlstandes,  bei  gesicherter  öffentlicher  Ordnung  unter 
den  bestehenden,  der  heutigen  Weltlage  entsprechenden  Ver- 
hältnissen (d.  i.  unter  der  Aegide  einer  Grossmacht)  eine 
bessere  Ptlege  und  Aufmunterung  finden,  als  in  dem  Strudel 
politischer  Bewegung  oder  unter  der  Oligarchen- Herrschaft 
schwacher  Republiken,  und  dass  diese  Güter  nicht  im  Gegen- 
satze, sondern  im  engsten  Zusammeidiange  mit  den  Bestre- 
buno;en  sämmtlicher  monarchischer  Regierungen  stehen. 

Ausserhalb  der  vier  genannten  Gruppen  steht  Dalma- 
tien,  welches  seinen  Culturbestrebungen  nach  zu  Italien, 
seinem  Volksstamme  nach  zu  den  südslavischen  Ländern, 
seinen  historisch -staatsrechtlichen  Erinnerungen  nach  (Ra- 
gusa und  Cattaro  ausgenommen)  zu  den  ungrischen  Ländern 
gehört.  Wichtig  ist  die  ihm  eigenthümliche  Lage  als  ein 
schmaler  Küstenstreifen  sammt  einer  lang  gedehnten  Insel- 
gruppe am  und  im  adriatischen  Meere,  dessen  kühnste  See- 
fahrer gleich  den  alten  Narentinem  und  den  späteren  Usko- 
ken  die  Dalmaten  sind.  In  ethnographischer  Beziehung 
hat  Dalmatien  nur  Bedeutung  im  Verbände  mit  den  dahinter 
liegenden  vom  gleichen  Stamme  bewohnten  türkischen  Pro- 
vinzen von  Bosnien  und  der  Herzegowina;  während  das 
Landvolk  mit  den  Bewohnern  jener  Provinzen  auf-  nahezu 
gleicher  Stufe  stand,  erblühte  in  Ragusa  das  slavische  Athen, 
und  brachte,  durch  die  natürliche  Anlage  des  Volksstammes 
und  treffliche  Unterrichtsanstalten  begünstigt,  in  seinem  win- 
zigen Umfange  eine  Reihe  von  Staatsmännern,  Dichtern  und 
Gelehrten  hervor,  die  einem  grossen  Staate  zur  Zierde  ge- 
•reicht  haben  würden. 

Aus  solchen  musivisch  zusammengesetzten  Bestandtheilen 
liatte  sich  Alt-Oesterreich  gebildet,  —  Bewohner  der  verschie- 
densten Volksstämme,  auf  der  ganzen  Stufenleiter  europäischer 
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Cultur,  vom  untersten  Grade  bis  zur  höchsten  geistigsten 
Ausbildung:,  stehend,  ebenso  staatsrechtliche  Einrichtungen 
jeglicher  Art ,  von  der  unbedingtesten  staatsbürgerlichen 
Gleichheit  und  freier  municipaler  Bewegung  bis  zu  dem 
Gegensatze  einer  herrschenden  und  einer  dienenden  Volks- 
classe  aufweisend,  das  Grebiet  ausgedehnt  von  der  italieni- 
schen mit  Sonnengluth  erfüllten  Ebene  bis  zu  den  Hoch- 
gipfeln der  Alpen,  und  von  dem  herzynischen  Tafellande 
bis  zu  den  .Steppen  des  russischen  Tieflandes,  mit  üppigster 
Fruchtbarkeit  und  gesteigertster  Cultur  ausgestattet,  oder 
auch  die  kahlen  Felsabhänge  der  blossen  Einwirkung  der 
Elemente  Preis  gegeben,  die  Mannigfaltigkeit  eines  Welt- 
theiles  in  sich  fassend. 

Inmitten  dieser  Mannichfaltigkeit  der  Zustände  gab  es 
vornehmlich  drei  feste  Stützen  des  Reichsverbandes  und  seines 
einheitlichen  Bestandes:  die  nahe  an  ein  Jahrtausend  zählende 
Dynastie,  welcher  die  Bewohner  jedes  Stammes  ihre  An- 
hänglichkeit zollten,  das  aus  den  verschiedensten  Nationali- 
täten entsprossene,  und  dennoch  zu  einem  festen  Ganzen 
geschlossene,  von  dem  trefflichsten  Geiste  beseelte  Heer 
und  die  zur  Vertheidigung  und  Abwehr  äusserst  günstige 
Lage  des  Reiches.  Von  den  mächtigen  Wällen  der  Haupt- 
gebirge Europa's  rings  umschirmt,  bildet  das  Innere  des 
Reiches  gleichsam  ein  grosses  befestigtes  Lager,  welches 
durch  die  Alpen  auf  Oberitalien,  durch  die  Sudeten  auf 
Deutschland,  durch  die  Karpathen  auf  die  russisch-polnische 
Ebene,  durch  die  Dontni  u]\(\  deren  Nebenflüsse  auf  die 
Küstenländer  des  schwarzen  Meeres  und  die  grosse  illyrische 
Halbinsel  zu  wirken  vermag,  während  nur  wenige  Zuo-änue. 
und  von  diesen  ein  einziger  offener,  jener  der  grossen  mäh- 
rischen Qiicrfurche,  von  Aussen  her  in  das  Irmere  führen. 

Den  Ereignissen  des  Jahres  1848  war  eine  seit  1830 
innner  mehr  anwachsende  Bewegung  der  Geister  vorausge- 
gang<'ii.       Ein    langwährender   Friedensstmid     liefestiaet    alle 
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üHV'ntliclu'ii  und  bürgerlichen  Verhältnisse,  und  gewährt  dem 
beweglichen  Elemente   der  Bevölkerung   weder  Befriedigung 
noch    hinreichende    Beschäftigung.      In    ehrlichster    Absicht, 
oder  auch    zum    Vorwande,    wird    die   Aufmerksamkeit   auf 
die   allenthalben   mehr    oder    weniger    vorhandenen   Mängel 
und  Schäden    gerichtet ,    das    volle   Maass    derselben    ausge- 
beutet, und   das    dadurch   erregte  Missbehagen   und  die  Un- 
zufriedenheit gegen  die  Träger  des  bestehenden  Systems  ge- 
richtet.    Anfänglich   war  die  Bewegung    durch  einen  klaren 
oder  unbewussten  Drang  nach  politischer  Freiheit  bezeichnet, 
welcher  seine  Befriedigung    in   der   Geltendmachung  consti- 
tutioneller  Formen  innerhalb  des  bestehenden  Staatsverbandes 
suchte.    Allmählig  aber  erhielt  dieselbe  eine  neue  Wendung. 
Es   begann   der  Nationalitäten  kämpf.     Man   stellte   die 
Nationalität,  als  die  geistige,  von  der  Natur  gegebene  Gemein- 
schaft über  den  historisch  oder,  wie  mau  glaubte,  künstlich  ge- 
wordenen   Staat,   suchte  die   eigene  Nationalität,    wo   sie  in 
mehrere  Staaten  zersplittert  war,    zu  einem    grossen  Ganzen 
zu  vereinigen,  oder,  wo  sie  in  einem  und  demselben  Staate 
neben    anderen   bestand,    zur  ausschliessenden   Geltung   und 
Herrschaft  zu  bringen.     Dass  diese  Richtung  darauf  al)zielte, 
den  Bestand  fast  aller  Staaten  zu  untergraben,  war   ebenso 
klar,    als    sie,    wenn    siegreich,    nothwendig    zur    Republik 
führen   musste.     Diese   Bestrebungen    fanden    ihre    Förderer 
nicht    bloss   in   den   geheimen    Secten   und    der  verborgenen 
Intrigue;  sie  wurden  als  ein  von  der  Wissenschaft  und  staats- 
männischen Erfahrung  gewonnener  Standpunct  bezeichnet,  und 
bald  verhüllt,   bald  offen,   durch  Schrift  und  Druck,   in  den 
Schulen,  auf  dem  Marktplatze,  in  gelehrten  Vereinen  und  in 
den  Kammern   vertheidigt.     Die  Jugend  begeisterte  sich   bei 
dem  Gedanken   an  die   allein    herrschende  Nationalität ,    die 
Aelteren   hofften    eine  Aenderung  und   mit  dieser  eine  Bes- 
serung der  sie  nicht  befriedigenden  Zustände.    In  Oesterreich 
hatten    auch   die  constitutionellon    ßestrebuneen    hier  und  da 
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unter  den  feudaler  Einrichtung  ihren  Ursprung  verdankenden 
Landständen  Anklang  und  Nachahmung  gefunden.  Diese 
(zunächst  auf  die  Erweiterung  der  eigenen  Privilegien  gerich- 
teten) Versuche  Maaren  jedoch  meist  bei  der  Masse  des  Volkes 
ohne  Rückwirkung  geblieben ;  kein  Staat  war  aber  so  sehr 
bedroht,  von  dem  Nationalitätenfieber  gerüttelt  zu  werden, 
als  Oestereich,  welches  aus  so  vielen,  der  Zahl  nach  einander 
das  Gleichgewicht  haltenden  Volksstämmen  zusammengesetzt 
ist.  Aber  nur  die  reife  Frucht  schüttelt  der  Sturm  vom 
Baume,  der  starke  Stamm  wird  erschüttert,  doch  nicht  ge- 
brochen; so  musste  es  sich  fügen,  dass  der  Nationalitäten- 
kampf zwar  den  Bestand  des  Staates  nicht  zertrümmern 
konnte,  dass  ihm  aber  die  bestandene  Feudaleinrichtung 
zum  Opfer  fiel.  Gleich  die  ersten  Bewegungen  nach  dem 
Ausbruche  der  dritten  französischen  Revolution  wurden  von 
dem  Beginne  national  gefärbter  revolutionärer  Regungen  be- 
gleitet, das  Erscheinen  des  sardinischen  Heeres  an  der  Gränze 
und  dessen  Einfall  ohne  Kriegserklärung  rief  die  lombardische 
und  venezianische  Erhebung  hervor;  in  Galizien  war  der  pol- 
nisch-nationale Aufstand  der  Edelleute  schon  zwei  Jahre  frü- 
her versucht,  aber  von  der  Masse  des  Volkes  nicht  nur  nicht 
unterstützt,  sondern  sogar  unterdrückt  worden,  in  Ungern 
bereitete  sich  die  letzte  Phase  der  völligen  Isoliruug  des  Lan- 
des von  der  Dynastie  und  dem  Gesammtstaate  unter  ma- 
gyarisch-demokratischer Herrschaft  vor;  selbst  in  Böhmen 
musste  der  czechische  Aufruhr  zu  Prag  mit  Gewalt  der  Waf- 
fen niedergehalten  werden,  während  das  immer  getreue  Ti- 
rol die  Landesschützen  zur  Vertheidigung  seiner  Gränze  gegen 
Italien  aufbot,  und  die  Kroaten  unter  ihrem  nuithigen  Ba- 
nns Jellaczicz  ihre  Nationalität  und  die  Dynastie  gegen  den 
magyarischen  Uebergriff  wehrhaft  vertheidigten.  Li  Wien 
aber  kam  ein  Reichstag  zusanmicn,  welcher  keine  A'erl reter  ^ 
Ungerns  und  Italiens  in  sich  schloss  und,  die  Farhe  seines 
Ursprunges  nicht   verläugnend ,   zunächst  (bircli  die  Reibung 
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der  Parteien  in  seinem  Inneren  und  seine  aufregende  Wir- 
kung nach  Aussen,  namentlich  durch  Begünstigung  der  se- 
j)aratistischen  Nationalitätstendenzen,  bemerkbar  wurde.  Seine 
Nähe  nuisste  die  Wirksamkeit  der  Regierung  lähmen,  und 
die  Bande  des  Gehorsams  und  der  Ordnung  in  den  benach- 
barten Provinzen  lockern. 

Während  allenthalben  an  den  Grundsäulen  der  Staats- 
ordnung gerüttelt  wurde,  gab  es  einen  Hort  für  die  Ver- 
theidigung  des  Thrones  und  die  Erhaltung  der  Monarchie. 
Im  fernen  Südwesten  des  Reiches  wehrte  der  ruhmesreiche 
Feldherr  Graf  Radetzky  mit  der  von  ihm  geschulten  Ar- 
mee den  Einfall  des  äusseren,  mit  der  Revolution  verbünde- 
teten  Feindes  ab,  und  schlug  denselben  mit  seinem  tapferen, 
durch  Heldenmuth  die  Zahl  ersetzenden  Heere  siegreich  in 
die  Flucht.  Dieses  von  dem  gleichen  Geiste  der  Treue  und 
der  Ausdauer  beseelte  Heer  war  aus  allen  Nationalitäten  des 
Kaiserreiches  zusammengesetzt,  und  merkwürdig  fügte  es  sich, 
dass  die  einzelnen  nationalen  Bestandtheile  desselben  bei  den 
zahlreichen  Kämpfen  dieses  Feldzuges  Gelegenheit  fanden, 
sich  einzeln  durch  Tapferkeit  hervorzuthun ;  so  die  Tiroler 
und  österreichischen  Jäger,  die  Wiener  Freiwilligen,  die  Regi- 
menter aus  Steiermark,  Kärnthen  und  Ki*ain,  die  der  Ver- 
lockung zum  Treubruche  standhaft  ihr  Ohr  verschliessenden 
ungrischen  (meist  magyarischen)  Regimenter  (die  ungrischeu 
Grenadiere  bildeten  die  Leibgarde  Radetzky"s),  die  zahlrei- 
chen Gränzer,  und  der  Kern  des  Heeres,  die  böhmischen, 
mährischen  und  galizischen  Truppenkörper.  Der  Geist  ihres 
Führers  beseelte  sie  Alle,  und  nirgends  waren  wohl  noch 
die  Bande  brüderlicher  aufopferungsfälliger  Cameradsciiaft 
enger   geschinngen,    als    in   Radetzky's  Lager.  '  —    Wie  ein 

'  Niemand  luhlte  diese  geistige  ^'e^ei^igullg  der  Kepi-ascntanten  aller 
^'nlksstämme  zn  dem  höclisteii  Zwecke  inniger,  und  sprach  sie  treffende)' 
aus.  als  Gr  i  1 1  ]ia  rzer,  der  begeisterte  Sänger,  da  er  Radetzky  zurief; 
..In    neiiieni    l.ajier  ist  Opst  !■  r  re  ic  li." 
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elektrischer  Funke  leuchtete  und  zündete  der  von  Radetzky's 
Siegen  ausgehende  Hoffnungsstrahl  in  den  Herzen  aller  Vater- 
landsfreunde, erhob  die  Zaghaften  und  schaarte  die  Muthigen 
zusammen.  Der  Waffengefährte  Radetzky's,  der  edle  Fürst 
Windischgrätz,  hatte  schon  früher  zuerst  den  bewaffneten 
Aufruhr  energisch  unterdrückt,  ihm  ward  die  Aufgabe  zu 
Theil,  nach  dem  October- Aufstande  dem  Monarchen  seine 
Residenz  wieder  zu  gewinnen,  und  die  Revolution  in  Un- 
gern zu  bekämpfen ;  das  unter  seiner  Führung  rasch  gesam- 
melte Heer  blieb  an  Tapferkeit  und  Ausdauer  nicht  hinter 
den  Waffenbrüdern  in  Italien  zurück. 

Nachdem  durch  die  heldenmüthige  Armee  der  bewaffnete 
Widerstand  zu  Boden  geworfen  und  dadurch  das  Feld  für 
die  Consolidirung  der  öffentlichen  Verhältnisse  gewonnen  war, 
bereitete  sich  der  grosse  Act  vor,  mit  welchem  das  alte  Re- 
gierungssjstem  abschliessen  und  eine  gänzliche  Umgestaltung, 
der  Neubau  des  Staatsgebäudes,  beginnen  sollte.  Zum  ersten 
Male  war,  nach  Beilegung  des  Wiener  Aufstandes,  ein  voll- 
ständiges Ministerium  unter  dem  Minister-Präsideuten  Fürsten 
Schwarzenberg  an  die  Spitze  der  Geschäfte  getreten,  welches 
sich  der  grossen  Aufgabe  der  Herstellung  der  Autorität  und 
der  Wiedervereinigung  der  zerrissenen  Fäden  der  Verwaltung 
unterzog.  Kaum  war  die  neue  Ordnung  der  Dinge  hierdurch 
eingeleitet,  als  am  2.  December  1848  Seine  Majestät  der 
Kaiser  Ferdinand  I.  die  Krone  freiwillig  niederlegte,  und 
nachdem  auch  der  legitime  Nachfolger,  Se.  kais.  Hoheit  Erz- 
herzog Franz  Karl,  auf  die  Nachfolge  zu  Gunsten  höchst- 
dessen  erstgebornen  Sohnes  Verzicht  geleistet,  bestieg  der 
jugendliche  Monarch  Franz. Joseph  1.  den  Kniserthron  von 
Oesterreich.  '  Mit  Beendigung  der  Regierung  des  schwerge- 
l)rüften  Kaisers  Ferdinand  (iel  die  K[)Oclie  dersell)en  samml 
ulieii    ihr   angehörigen    Ereignissen    der    Geschichte    anheim, 

'   Kaiserliches  Patent  vorn  2.   December  1848. 
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1111(1    mit    ihr    schloss    sich    die    Vorgangenheit    fiii-    Oester- 
reich  ab. 

§.  2. 
Des  Reiches  Befestigung. 

In  trüber,  gewitterschwangerer  Zeit  begann  die  Regie- 
rnng  des  jungen  ritterlichen  Monarchen.  Der  Aufruhr  war 
zwar  in  den  deutschen  und  italienischen  Provinzen  des 
Reiches  niedergehalten,  aber  die  Gährnng  zitterte  in  den 
noch  nicht  beschwichtigten  Gemüthern  nach,  und  in  Ungern 
war  der  Insurrectionskrieg,  nachdem  die  kaiserliche  Procla- 
niation  vom  3.  Octobcr  verhallt  war,  eben  erst  im  Aus- 
bruche begriffen.  Noch  discutirte  der  Reichstag  zu  Kremsier 
über  das  Princip  der  Volks-Souverainetät  (die  in  Oesterreich 
sich  zur  zehnfachen  Völker-Souverainetät  hätte  gestalten  müs- 
sen); die  Handhaben  der  Regierungsgewalt  waren  gebrochen 
oder  abgenützt,  die  neuen  noch  nicht  gefunden  oder  nicht 
bewährt.  Da  stieg  Oesterreicli"s  Horizont  das  glänzende  Glück 
verheissende  Gestirn  empor,  welchem  die  hoffnungsreichen 
Blicke  aller  Augen,  der  Jubel  aller  Herzen  sich  zuwendeten, 
als  dem  Retter  aus  der  Noth  der  bangen  Zeit;  die  Grund- 
lage des  Bestandes  des  Staates ,  der  hellsprudelnde  Quell  der 
Neugestaltung  desselben  waren  gefunden.  Alle  Ueberzeu- 
gungeii  der  Vaterlandsfreunde  stimmten  in  dem  Ausspruche 
überein:  Oesterreich  könne  nur  bestehen  durch  die  Reichs- 
einheit, der  Ausdruck  der  Reichseinheit  sei  der  jugend- 
liche Kaiser  Franz  Joseph  I.  Die  Gewähr  dieses  Aus- 
spruches war  in  den  holien  Eigenschaften  des  Monarchen 
gefunden.  Seine  Jugend  hatte  ihn  ausser  aller  Berührung 
mit  den  vergangenen  Zuständen  gelassen,  sein  kidiner  Muth 
hatte  sich  im  Feuer  der  Schlacht  bewährt,  die  Besonnenheit 
im  Biithc  und  die  Festigkeit  in  der  Ausführung  des  Beschlos- 
senen zeugte  von  einem  den  .lahren   vorausgeeilten  gereiften 
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Charakter,  die  mit  jugendlicher  Anmuth  gepaarte,  einem  ge- 
heimen Zauber  gleich  wirkende  Würde  vollendete  das  Ge- 
präge der  erhabenen  Persönlichkeit,  welche  die  gütige  Vor- 
sehung zum  Leit-  und  Schlusspuncte  der  Neugestaltung  Oester- 
reich's  auserkoren  hatte.  Wenn  es  Oesterreich  gelang,  seine 
inneren  Wirren  zu  beendigen,  die  widerstrebenden  Kräfte 
in  concentrische  Bahnen  zu  leiten,  die  Reichseinheit  fest  zu 
begründen ,  auf  der  Bahn  der  Civilisation  einen  früher  kaum 
geahnten  Fortschritt  zu  machen,  die  Quellen  des  Wohlstan- 
des zu  öffnen,  wenn  es,  stark  im  Innern ,  geachteter  als  je- 
mals nach  Aussen,  seinen  vorderen  Platz  in  der  Reihe  der 
Grossmächte,  seinen  altberechtigten  Einfluss  auf  Deutschland 
wieder  errungen  und  sich  in  dem  folgenreichen  orientalischen 
Kampfe  der  Gegenwart  zum  Schiedsrichter  Europa's  empor- 
geschwungen hat,  so  verdankt  es  diese  in  so  kurzer  Zeit 
errungenen  gewaltigen  Erfolge  der  Einsicht,  Tliatkraft  und 
Beharrlichkeit  seines  jugendlichen  Monarchen. 

Die  Aufhebung  des  Reichlages  von  Kremsier  beseitigte 
das  letzte  Hinderniss  für  die  zur  Reichseinheit  führenden  Re- 
formpläne, welche  ihren  Ausdruck  in  der  gleichzeitig  kund- 
gemachten Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  fanden.  Wenn- 
gleich die  Bestimmungen  dieser  Verfassung  die  Spuren  der 
Eile  an  §ich  trugen,  mit  welcher  sie  entworfen  wurde,  wenn- 
gleich darin  und  in  den  bezüglichen  Verordnungen  der  Grund- 
satz der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kronländer  und  der 
Gleichberechtigung  der  verschiedenen  Nationalitäten  in  einer 
Weise  festgestellt  ward ,  welche  mit  der  beabsichtigten  Reichs- 
einheit nur  schwer  in  Uebereinstinnnung  zu  bringen  ist,  so 
diente  doch  diese  Verfassung  als  die  erste  positive  Satzung 
zur  Grundlage  der  nachgefolgten  Reformen  und  zum  Anhalts- 
jmncte  in  dem  Stadium  des  üeberganges  zu  einem  den  Be- 
dürfnissen der  Völker  entsprechenden  neuen  Systeme.  Die 
durcli  (h^n  tapfern  Feld-Zeugineister  Ha y  na u  und  sein  Ifeer. 
dessen   Operationen   durch   eine    russische    Hilfsarmee   unter- 
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stützt  wurden,  vollendete  Besiegung  der  ungrischen  Insiir- 
rection  befestigte  die  innere  Ruhe  vollends  und  zog  das  grosse, 
durch  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  von  Grund  aufgewülilte 
Ungern  sammt  Nebenländern  in  den  Bereich  der  vom  Stand- 
puncte  der  Reichseinheit  ausgehenden  Reformen.  Diese  wur- 
den von  den  thätigen  Mirdsterien  nach  allen  Richtungen  hin 
vorbereitet  und  von  dem  neu  geschaffenen  Reichsrathe  ',  an 
dessen  Spitze  der  vielerfahrene  Freiherr  von  Kübeck  be- 
rufen wnrde,  geprüft.  Die  Einbeziehung  Ungern's  in  den 
neuen  Reichsverband  Hess  die  Unausführbarkeit  der  Verfas- 
suno- vom  4.  März  1849  erkennen  und  bestärkte  nur  die  fast 


'  Nach  tleni  luit  kaiserliclieai  Patente  \om  13.  April  1851  kuudge- 
uiachten  (durcli  das  erwähnte  Allerhöchste  Handschreiben  \om  20.  August 
1851  modillcirten)  Statute  ist  der  Reichsrath  bestimmt,  auf  die  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung,  damit  bei  denselben  gediegene  Reife  und  Ein- 
heit der  leitenden  Grundsätze  erzielt  werde,  einen  beraihenden  Einduss 
auszuüben,  und  auch  in  anderen  Angelegenheiten  über  Anordnung  des 
lAIonarchfen  sein  Gutachten  abzugeben.  Er  ist  unmittelbar  Sr.  Majestät  dem 
Kaiser  untergeordnet  und  dem  Ministerium  coordinirt.  Sein  Beruf  ist  ein 
rein  berathender:  in  Ertheilung  seines  Rathes  ist  er  unabhängisf,  selbst- 
ständig  und  in  seiner  freien  Berathung  gesichert.  Er  hat  keinerlei  Ini- 
tiative in  A'orlegung  von  Gesetzes  -  Vorschlägen.  Der  Reichsrath  besteht 
aus  seinem  Präsidenten,  aus  den  Reichsräthen,  bei  deren  Wahl  durch  den 
Monarchen  auf  die  \  erschiedenen  Tlieile  des  Reiches  entsprechende  Rück- 
sicht genonnnen  wird,  und  aus  zeitlichen  Theilnehmern,  als  welche,  be- 
hufs gründlicher  Erörterung  einzelner  Fragen  und  Gesetzes- Vorschläge, 
erfahrene  iiml  angesehene  Männer  aus  allen  Ständen  beigezogen  N^erden 
können,  jedoch  in  jedem  besonderen  Falle  von  Sr.  Majestät  l)ernfen  wer- 
den müssen.  Der  Reichsrath  hat  bei  allen  seinen  Arbeilen,  mit  Hintan- 
setzung jeder  anderen  Rücksicht,  nur  das  Heil  der  Krone  und  des  Staates 
vor  Augen.  Er  ist  verpllichtet,  ohne  Rücksicht  auf  l.ol)  oder  Tadel,  nacli 
gewissenhafter  Prüfung  und  männlicher  Ueberzeugung  wahr  und  ollen  sein 
Gutachten  auszusprechen  und  zu  begründen,  und  in  möglichst  kurzer 
Frist,  klar  und  deutlich  verfassl.  abzugeben.  Kein  berufener  Reichsrath 
kann  sich,  gesetzliche  Hindernisse  abgerechnet,  der  Theilnahme  und  Ali- 
stimmung  enthalten;  es  darf  auch  keiner  übergangen  oder  ausgeschlossen 
werden.  Ursprünglich  konnte  auch  der  Ministerrath  den  Reichsrath  um 
f-ein  Gutachten  angehen.  \Nclclie  Bestimmung  mit  dem  .Miuislerrathe  ent- 
fallen ist. 
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allgemeine  Ueberzeiigung  von  der  nicht  ausreichenden  Halt- 
l)arkeit  dieser  den  Charakter  der  üebergangszeit  offen  an  sich 
tragenden  Satzung.  Diese  Wahrnehmung  fand  ihren  Aus- 
druck in  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom  20.  Au- 
gust 1851,  womit  das  Ministerium  als  allein  und  ausschlies- 
send  gegenüber  dem  Monarchen  und  dem  Throne  verant- 
wortlich erklärt  und  von  der  Verantwortlichkeit  gegenüber 
jeder  anderen  Autorität  enthoben,  zugleich  aber  der  Reichs- 
rath  ausschliessend  als  der  Rath  des  Monarchen  und  der 
Krone  bezeichnet  wurde.  Sie  führte  ferner  zu  dem  Aller- 
höchsten Cabinetsschreiben  vom  31.  December  1851,  welches 
die  Grundlinien  der  Neugestaltung  Oesterreich's  hinsichtlich 
seiner  Verfassung  und  Verwaltung  vorzeichnet,  und  demnach 
als  organisches  Grundgesetz  für  diese  Neugestaltung  anzusehen 
ist.  '     Inwieweit   diese  Grundlinien   bereits   ihre   Ausführung: 

'  Der  Wortlaut  dieses  höchst  wichtigen  Allerhöchsten  Cabinetsschrei- 
liens  ist  folgender  : 

„Lieber  Fürst  Schwarzenberg!" 

„Mit  Beziehung  auf  das  Patent  vom  heutigen  Tage  erhalten  Sie  in 
der  Beilage  die  von  Mir  -nach  Anhörung  Meines  Minister-  und  Meines 
Reichsrathes  in  den  zunächst  wichtigsten  und  dringendsten  Richtungen 
der  oi'ganischen  Gesetzgebung  festgestellten  Grundsätze,  mit  dem  Auf- 
trage, dafür  zu  sorgen,  dass  ohne  alle  Verzögerung  von  den  Ministei-ien, 
die  es  beti'ifft,  zu  den  Arbeiten  der  Ausführung  in  angemessener  Weise 
geschritten  und  die  Resultate  Mir  vorgelegt  werden". 

Wien,  am  31.  December  1851. 
Franz  Josepli  m.  p. 

Grundsätze    für    organische   Einrichtungen   in   den    Kronlän- 
dern des  österreichischen  Kaiserstaates. 

1.  Die  unter  den  alten  historischen  oder  neuen  Titeln  niii  dem  öster- 
reichischen Kaiserstaate  vereinigten  Länder  bilden  die  untrennbaren  Bestand- 
theile  der  österreichischen  kaiserlichen  Erb-Monarchie. 

2.  Der  Name  „Kronländer"  soll  in  der  amtlichen  .Sprache  mir  als  all- 
gemeine Bezeichnung  gebraucjil,  liei  besonderer  Benennung  eines  Landes 
aber  stets  die  demselben  zukommende  eigene  Titelbezeichnung  ausgedrückt 
werden. 

3.  Der  Umfang  der  Kronläuder  soll  mit  Vorbehalt  der  aus  N'erwal- 
lungsrücksichten  begründeten  Veränderungen  beobachte!   \\erden. 
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rrlialton  haben  oder  die  für  die  Neiioeslaltung  wichtigen  Re- 
tormeii,  welche  bis  zum  31.  Deceniber  1851  erfolgten,  noch 
in  Geltung  stehen,  soll  nun  nach  den  einzelnen  Zweigen 
der  Verwaltung  und  ihrer  Objecte  angeführt  werden. 

4.  In  jedem  Kronlande  sind  landesfürstliche  Bezirksämter  (unter  den 
üblichen  Landesbenennimgen)  in  angemessenen  Bereichen  aufzustellen  und 
in  denselben  so  viel  als  möglich  die  ^  erschiedenen  Verwaltungszweige  in- 
ner bestimmten  Gränzen  der  Wirksamkeit  zu  vereinigen. 

5.  lieber  die  Bezirksämter  werden  unter  den  üblichen  Landesbenen- 
nungen in  administrativer  Hinsicht  Kreisbehorden  (Conjitate,  Delegatio- 
nen u.  (igl.)  an  Igest  eilt.  Der  räumliche  Umfang  derselben  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  frülieror  Zeit  bestandenen  Eintheilungen  und  mit  Beach- 
tung der  gegenwärtigen  Bedürfnisse  zu  bestimmen  sein. 

In  kleinen  Kronländern,  sowie  üljerhaupt  wo  kein  Bedürfniss  zur  Auf- 
stellung von  Ki-eisbehörden  eintreten  sollte,  werden  solche  entfallen. 

Die  Kreisbehörden  sind  der  Landesstelle  (Punct  6)  untergeordnet,  und 
haben  theils  einen  überwachenden,  theils  einen  ausübenden  und  admini- 
st  rati ven  Wirkungskreis. 

Ü.  Ueber  den  Kreisbehörden  steht  in  den  Kronländern  die  Statthalterei 
und  der  Landeschef.  Besondere  Bestimmungen  werden  die  Geschäftsbe- 
handlung, den  Wirkungskreis  der  Statthalterei,  die  Stellung  und  die  Voll- 
machten des  Landeschefs  und  die  LTnterordnting  unter  die  höchsten  Au- 
toritäten festsetzen. 

7.  Als  Ürtsgemeinden  werden  die  factisch  bestandenen  oder  bestehen- 
den Gemeinden  angesehen,  ohne  deren  Vereinigung  da,  wo  sie  nothwendig 
ißt  oder  begründet  gewünscht  wird,  nach  Maassgabe  der  Bedürfnisse  und 
Interessen  auszuschliessen. 

8.  Bei  der  Organisirung  der  Ortsgemeinden  ist  der  Unterschied  zwi- 
schen Land-  und  Stadtgemeinden ,  und  besonders  in  Ansehung  der  letzteren 
die  frühere  Eigenschaft  und  besondere  Stellung  der  königlichen  und  landes- 
fürstlichen Städte  zu  berücksichtigen. 

9.  Bei  der  Bestimmung  der  Landgemeinden  kann  der  vormals  herr- 
schaftliche grosse  Grundbesitz  unter  bestimmten,  in  jedem  Lande  näher 
zu  bezeichnenden  Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortsgemeinden  aus- 
geschieden und  unmittelbar  den  Bezirksämtern  untergeordnet  werden. 

Mehrere  vormals  herrschaftliche  unmittelbar  anstossende  Gebiete  kön- 
nen sich  für  diesen  Zweck   vereinigen. 

10.  Die  Gemeindevorstände  der  Land-  und  Stadtgemeinden  sollen  der 
Bestätigung  und  nach  Umständen  selbst  der  Ernennung  der  Regierung 
vorbehalten  werden.  Es  soll  deren  Beeidigung  für  Ti-eue  und  Gehorsam 
an  den  Monardien  und  gewissenhafte  ICrfülluiig  ihrer  sonstigen  Fllichteji 
stattfinden. 
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§.  3. 
Reformen. 

1.    Orga  n  isi  rung   der   Behörden. 

Hierbei  sind  vor  Allem  die  Reformen  in  der  Stel- 
lung und  dem  Wirkungskreise  der  Behörden,  welche 
als  die  Organe  der  weiteren  Umgestaltung  so  wie  der  all- 
gemeinen Verwaltung  dienen,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Auch  sollen  da.  wo  die  Gemeindeverhältnisse  es  räthlich  machen. 
Iiuhere  Kategorien  \on  Gemeindebeamten  der  Bestätigung  der  Regierung 
unterzogen  werden. 

11.  Die  Wahl  der  Gemeindevorstände  und  Gemeinde-Ausschüsse  wird 
nacli  zu  Itestimmenden  Wahlordnungen  den  Gemeinden  mit  den  gesetz- 
lichen Vorbehalten  zugestanden. 

12.  Die  Titelnamen  der  Gemeindevorstände  und  Gemeinde-Ausschüsse 
sind  nach  den  früher  bestandenen  landesüblichen  Gewohnheiten  zu  be- 
stimmen. 

13.  Der  Wirkungskreis  der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf 
ihre  Gemeinde-Angelegenheiten  beschränken ,  jedoch  mit  der  Verbindlich- 
keit für  die  Gemeinden  und  deren  Vorstände,  der  vorgesetzten  landesfürst- 
lich»n  Behörde  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  die  durch  allgemeine 
oder  besondere  Anordnungen  bestimmte  und  in  Ansi)ruch  genommene  Mit- 
wirkung zu  leisten. 

Auch  in  den  eigenen  Gemeinde- Angelegenheiten  sollen  wichtigere,  in 
den  Gemeinde-Ordnungen  näher  zu  bestimmende  Acte  und  Beschlüsse  dev 
Gemeinden  der  Prüfung  und  Bestätigung  der  landesfürstlichen  Behörden 
vorbehalten  werden. 

14.  Die  Oeffentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen,  mit  Ausnahme 
besonderer  feierlicher  Acte,  ist  abzustellen,  ohne  für  die  betheiligten  Ge- 
meindeglieder die  Einsichtnahme  besonderer  Gegenstände  zu  beseitigen. 

15.  Die  Gemeinden  werden  in  der  Kegel  den  Bezirksämtern  und  nur 
ausnahmsweise  nach  A'erhällniss  ihrer  besonderen  Eigenthümlichkeit  den 
Kreisbehörden  oder  den  Statthaltereien  unmittelbar  untergeordnet. 

16.  Nach  diesen  Grundsätzen  sind  für  jedes  Land  den  besonderen  Ver- 
hältnissen desselben  einsprechende  Ordnungen  für  die  Landgemeinden  und 
fiir  die  Städte  zu  bcarbeittn. 

Es  ist  bei  diesen  Arbeiten  ferner  von  dem  Gesichtspuncte  auszugehen, 
dass  den  überwiegenden  Interessen  auch  ein  überwiegender  Einfluss  zu- 
gestanden und  sowohl  bei  den  Activ-  und  Passiv -Wahlen  für  die  Bestel- 
lung der  Gemeindes  orstände  und  Ausschüsse  als  in  den  Gemeinde- 
Angelegenheiten  dem  Grundbesitze  nacii  Maassgabe  seiner  in  den  Gemeinde- 
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Der  durch  die  Reielisverfassung  geschaffene  Ministerrat h 
wurde  in  eine  Minister-Conf erenz  umgewandelt,  de- 
ren Mitglieder  dem  Monarchen  ausschliessend  verantwortlich 

verband  einbezogenen  Ausdehnung  und  seines  Steuerwerthes,  dem  Ge- 
werbsbetriebe aber  in  dem  Verhältnisse  zu  dem  Gesammtgrundbesitze  — 
in  den  Stadtgemeinden  insbesondere  dem  Hausbesitze  — ,  dann  so  viel 
möglich  den  Corporationen  für  geistige  und  materielle  Zwecke  das  ent- 
scheidende üebergewicht  gesichert  werde. 

Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  ist  die  daselbst  bestehende 
Gemeinde-Ordnung  mit  dem  Vorbehalte  alUalligei-  durch  Erfahrung  hervor- 
gerufener Verbesserungen  aufrecht  zu  erhalten. 

17.  Das  Richteramt  wird  im  ganzen  Reiche  von  den  dazu  bestellten 
Behörden  und  Gerichten  nach  den  bestehenden  Gesetzen  im  Namen  Seiner 
kaiserl.  königl.  apostolischen  Majestät  ausgeübt. 

18.  Die  Justiz-Beamten  und  Richter  sind,  mit  Wahrung  ihrer  Selbst- 
ständigkeit bei  der  gesetzlichen  Ausübung  des  Richteramtes,  in  Absicht 
auf  ihre  sonstigen  persönlichen  Dieustbeziehungen  nach  den  für  die  Staats- 
beamten bestehenden  Vorschriften  zu  behandeln. 

19.  Die  Trennung  der  Justiz-PUege  *^  on  den  Verwaltungsbehörden  soll 
bei  den  Justiz-CoUegial-Gerichten,  dann  den  zweiten  und  dritten  Instanzen 
allgemein,  bei  den  ersten  Instanzen  aber  im  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  und  dort,  wo  es  als  unerlässlich  anerkannt  wird,  stattfinden. 

Sonst  ist  bei  den  Einzelngerichten  als  ersten  Instanzen  die  Vereinigung 
mit  der  Verwaltung  im  Bezirksamte  anzunehmen. 

In  der  inneren  Einrichtung  dieser  Bezirksämter  (s.  Puuct  4)  kann 
aber  nach  Umständen  ein  eigener  Gerichts-  oder  politischer  Beamter  zn- 
getheilt  werden,  je  nachdem  die  Verhältnisse  es  erfordern. 

20.  Sowohl  in  streitigen  als  nicht  streitigen  Civil-  wie  in  Strafsachen 
sollen  drei  Instanzen  bestehen. 

21.  Die  rein  juridischen,  sowie  die  mit  der  politischen  V^erwaltung 
als  Bezirksämter  fungirenden  ersten  Instanzen  sind  für  Civil-Angelegen- 
heiten  inner  zu  bestimmenden  Gränzen,  für  Uebertretuugen  und  besonders 
zu  bezeichnende  Vergehen  so  wie  für  Erhebungen  des  Thatbestandes  und  alle 
Hilfeleistungen  zum  Beliufe  und  zur  Unterstützung  der  Strafgerichte  berufen. 

22.  In  angemessenen  Districten.  so  viel  thuulich  mit  Rücksicht  auf 
die  politische  Eintheilung  der  Länder,  werden  Collegial-Gerichte  als  erste 
Instanzen  für  das  Richteranil  über  Verbrechen  und  besuuders  bezeichnete 
Vergehen,  —  dann  für  alle  solche  Rechtsangelegenheiten,  welche  die 
Gränzen  der  Wirksandteit  der  Bezirksämter  übersteigen,' eingesetzt. 

23.  Zur  Behandlung  der  Civil-  und  Strafangelegenheiteu  in  zweiter 
Instanz  sind  Oberlandesgerichte  mit  Rücksicht  und  Bescliräidvung  auf  das 
strengste  Bedürfniss  zu  bestellen. 
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erklärt  wurden.     Aus  dem  Ressort  des  Ministeriums  des 
Innern,   welches  an  die  Stelle  der   vereinigten  Hofkanzlei 

24.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  als  dritte  Instanz  zu  bestehen. 

25.  Bei  Uebertretungea  und  Vergehen ,  insoferne  die  letzteren  den 
Bezirksämtern  zugewiesen  sind,  findet  das  inquisitorische  Verfahren  in 
möglichst  einfacher  Form  Statt. 

26.  In  den  Strafsachen,  welche  vor  den  Collegial-Gerichten  zu  ver- 
handeln sind,  ist  der  Grundsatz  der  Anklage,  der  Bestellung  eines  Ver- 
theidigers  für  den  Angeklagten  und  der  jilündlichkeit  im  Schlussverfahren 
zu  beobachten. 

27.  Das  Verfahren  ist  nicht  öfTentlich.  es  wird  aber  bei  der  münd- 
lichen Verhandlung  in  erster  Instanz  dem  Angeklagten  mit  Bewilligung 
des  Präsidenten,  sowie  dem  letzteren,  das  Recht  eingeräumt,  Zuhörer  bis 
auf  eine  bestimmte  Zahl  zuzulassen. 

28.  Die  Anklage  ist  durch  die  Staatsanwaltschaft  zu  vermitteln,  deren 
Wirkungskreis  auf  den  Straf-Process  zu  beschränken  ist. 

29.  Die  Scliwurgerichte  sind  zu  beseitigen. 

30.  Die  Urtheile  sind  nur  von  geprüften  Richtern  zu  schöpfen.  Die 
Urtheilsformen  in  Strafsachen  sind  „schuldig",  „schuldlos",  „Freisprechung 
von  der  Anklage". 

31.  Das  Verfahren  bei  den  Oberlandesgerichten  und  dem  obersten  Ge- 
richtshofe ist  nur  schriftlich. 

32.  Die  näheren  Bestimmungen  der  Wirksamkeit  der  Gerichtsbehörden 
w-erden  die  hierüber  zu  erlassenden  Gesetze  enthalten. 

33.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  soll  als  das  gemeinsame 
Recht  für  alle  Angehörige  des  österreichischen  Staates  auch  in  jenen  Län- 
dern, in  welchen  es  dermalen  noch  nicht  Geltung  hat,  nach  und  mit  den 
angemessenen  Vorbereitungen,  dann  mit  Beachtung  der  eigenthümlichen 
Verhältnisse  derselben,  eingeführt,  und  ebenso  das  Strafgesetz  für  den 
ganzen  Umfang  des  Reiches  in  Wirksamlceit  gesetzt  werden. 

34.  In  den  Kronländern  werden  eigene  Statute  über  den  ständischen 
oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze  versehenen  Erbadel, 
seine  Vorzüge  und  Pflichten  errichtet,  insbesondere  demselben  alle  tluni- 
liche  Erleichterung  zur  Errichtung  von  Majoraten  und  Fideicommissen 
zugestanden  werden.  Bei  der  Bauernschaft  sind  dort,  wo  besondere  \'or- 
schriften  zur  Erhaltung  ihrer  Güter-Complexe  bestehen,  solche  aufrecht 
zu  erhalten. 

35.  Den  Kreisbehörden  und  Statllialtereicn  werden  beralhende  Aus- 
schüsse aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen  und  kleinen  Gi-und- 
besitze  und  der  Industrie  mit  gehöriger  Bezeichnung  der  Olyccle  und  des 
Umfanges  ihrer  ^V'irksamkeit  an  die 'Seite  gestellt.  Insoferne  noch  andere 
Factoren  zur  Beiziehung  in  die  Ausschüsse  sich  als  wünschenswert h  dar- 
stellen, ist  nach  Umständen  darauf  Rücksicht  zu   nclinien. 

v.  Czocni  i;:,  Oi'sterroicli's  Ncusostuluiiij;.  3 
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oetreteii  war,'  wurde  die  HandhabiiDg  der  Polizei  nach  allen 
ihren  Beziehungen  geschieden  und  dieselbe  der  neu  errich- 
teten obersten  Pol  izei-Behcirde  übertragen.  -    Das  Mini- 


sterium für  Landes-Cultur  und  Bergwesen  ward  aufgehoben, 
die  oberste  Beaufsichtigung  der  Landes-Cultur  dem  Mini- 
sterium des  Innern,^  das  Bergwesen  dem  Finanz-Ministerium 
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Die  iiahei-cn  Bestinimungcii  darüber  worden  besonderen  Anordnungen 
vorlic'halten. 

3G.  Bei  den  landesfürstlichen  Bezirksämtern  sollen  ^'orstände  der  ein- 
i)e/.irkten  Gemeinden  und  Eigentbümer  des  ausser  dem  Gemeinde\erbande 
stehenden  grossen  Grundliesitzes  oder  deren  Bevollmächtigten  für  Zusam- 
mentretungen in  ihren  Angelegenheiten  von  Zeit  zu  Zeit  einberufen  werden. 

'  Die  vereinigte  Hofkanzlei  scbloss  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Mai  1848. 
Die  ihrer  Leitung  unterslandenen  Cultus-  und  Unlerrichts-Angelegenheilen 
gingen  (27.  März  1848)  an  das  neu  eri'ichtete  Ministerium  für  Cultus  und 
Unterricht  über:  die  Staatsbauteu  (10.  Mai  1848)  an  das  Ministerium  für 
öflentliche  Arbeiten:  die  Leitung  der  Gewerbe-Verhältnisse  und  der  Boden- 
Cultur  (lü.  Mai  1848)  an  das  neuerrichtete  Handels-Ministerium;  die  Ver- 
waltung der  directen  Steuern  (19.  Mai  1848)  an  das  Finanz -Ministerium 
Dafür  erhielt  das  Ministerium  des  Innern  (23.  März  1848)  die  Leitung  der 
Polizei-Angelegenheiten  nach  Auflösung  der  obersten  Polizei-  und  Censur- 
Hofstelle.  \on  dem  Finanz -Ministerium  wurde  (10.  Mai  1848)  das  Berg- 
wesen an  das  Ministerium  für  ölfentliche  Arbeiten,  und  die  Angelegen- 
heiten des  Handels,  der  SchilFfahrt  und  des  Consulats-Wesens  (soweit  es 
demselben  unterstand)  an  das  Handels -Ministerium  abgegeben.  Unterm 
19.  November  1848  wurden  bei  der  Bildung  des  Ministeriums  Scliwarzen- 
berg  die  otTentlichen  Arbeiten  mit  den  Gewerbe-  und  Handels-Angelegen- 
lieiten  und  dem  sämmtlichen  (früher  zum  Tlieile  dem  Ministerium  des 
Auswärtigen  zugewiesenen)  Consulats-Wesen  in  dem  Handels-Ministerium 
vereinigt,  für  das  Bergwesen  und  die  Landes-Cultur  ein  eigenes  Mini- 
sterium geschaffen.  Seit  4.  März  1849  wurde  der  Wirkungskreis  der  ein- 
zelnen Ministerien  auch  auf  diejenigen  Ländergebiete  ausgedehnt,  welche 
früher  hinsichtlich  ihrer  Verwaltung  unter  der  Leitung  der  ungrischen 
und  siebenbürgischen  Hofkanzlei  gestanden  waren. 

^  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  25.  Ajiril  1852. 

*  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  17.  Januar  1853.  An  das  Mini- 
sterium des  Innern  gelangten  namentlich  die  Gesetzgebung  über  Landes- 
und Forst-Cultur,  alle  Colonisirungs- Angelegenheiten,  die  Leitung  der 
land-  und  forstwirthschaftlichen  ^'ereine  und  Unterrichtsanstalten  (mit 
Ausnahme  des  Mariabruniier  k.  k.  Forsl-Institutes),  samnit  der  geologischen 
Reichsanstalt. 
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zugewiesen.  Bei  Auflösung  des  Kriegs -Ministeriums  wurd«' 
dessen  Geschäftskreis  mit  jenem  des  neu  errichteten  Aller- 
höchsten A r  m  e  e -  O  b  e  r  c  0  m  m  a  n  d  o ■  s  vereinigt.  '  Das  Ge- 
neral-Rechnungs-Directorium  erhielt  als  oberste  Rech- 
nungs-Controls-Behörde  seine  Stellung  neben  den  Mi- 
nisterien. '^ 

Die  Organisirung  der  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stehenden (sogenannten  politischen)  Verwaltungsbe- 
hörden ging  jener  der  übrigen  voran. 

Zuerst  wurden  als  die  unmittelbaren  Bestandtheile  des  Reiches 
die  Kronländer  und  deren  Umkreis  bestimmt.  Diese  Bestim- 
mung kam  im  Allgemeinen  mit  der  früheren  historisch  begründeten 
Gebietseintheilung  überein;  nur  wurden  die  bisher  den  benachbarten 
einverleibten  kleineren- Länder,  als:  Salzburg,  Kärnthen,  Schlesien 
(sammt  den  mährischen  Enclaven)  und  die  Bukowina  selbstständig, 
wogegen  das  österreiciiische  Küstenland,  dem  Namen  nacb,  in  seine 
alten  Gebietstheile  Gorz  und  Gradisca  (sammt  dem  österreichischen 
Friaul),  Istrien  und  das  Gebiet  von  Triest  aufgelöst  wurde.  Aus 
den  ehemalioen  uns:i-ischen  Komitaten  Bäcs,  Torontal,  Temesvär 
und  Krasso,  mit  Eüischluss  der  sonst  zum  Syrmier  Komitate  von 
Slavonien  gebörigen  Districte  Illok  und  R^nna,  ward  ein  neues 
„Verwaltungsgebiet",  serbische  WoJModschaft  und  Temeser  Banat. 
gebildet,  während  Fiume  sammt  dem  ehemals  ungrischen  Küsten- 
lande und  die  Mur-Lisel  (Mui-a-köz)  mit  Kroatien  vereinigt  ward. 
Das  Kronland  Ungern  wurde  behufs  der  leichteren  A^erwaltung  in 
die  fünf  VerwaKungsgebiete  von  Pest-Ofen,  Oedenburg,  Pressburg, 
Kaschau  und  Grosswardein  (welche  jedoch  unter  der  gemeinsamen 
Oberleitung  des  Militär-  und  Civil-Gouverneurs,  Sr.  kaiserlichen 
Hoheit  Erzherzog  Albrecht,  stehen)  abgetheilt,  und  in  jede  der- 
selben eine  Statthalterei-Abtheihmg  als  Landesbehörde  verlegt.  In 
dem  Kronlande  Galizien  wurden  zwei  Verwaltungsgebiete  geschaffen, 
dem  einen  davon  die  zwölf  östlichen  (meist  ruthcnischen),  dem 
anderen  aber  die  sechs  westlichen  (vorwiegend  polnischen)  Kreise 
sammt  dem  Gebiete  von  Krakau  zugewiesen.  Die  siebenbürgische 
MilitärgTänze  wurde  aufgehoben,  und  deren  (sehr  unzusammen- 
hängendes) Gebiet   dem   Provinciale   von  Siebenbürgen   einverleibt. 

'  Allerhöchste  Eutschliessung  vom  12.  Mai  1853. 

'■'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  27.  Jlarz  1854.        "^    • 
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Diesen  eingetretenen  Aendernngen  in  dem  Gebietsunifange  der  Kron- 
länder lagen  grossentheils  ethnographische  Erwägungen,  auf  den 
lierrsohenden  Volksstamni  Bezug  nelunend ,  zu  Grunde. 

Im  Inneren  der  einzehien  Kronländer  sollte  die  Yer\^altung 
eine  neue  Einrichtung  erhalten.  An  die  Stelle  der  ehemaligen 
Gubernien,  Kreisämter  und  verschiedenartioen  Unterbehörden  traten 
die  Statthaltereien  mit  einem  beschränkteren  \Yirkungskreise, 
die  im  Geschäftszuge  den  Ministerien  direct  unterstehenden  Kreis- 
regierungen, welche,'  mehrere  ehemalige  Kreise  umfassend,  einen 
Theil  der  Wirksamkeit  der  Landesstellen  und  der  Kveisämter  an 
sich  zogen  (bei  kleineren  Kronländern  bildete  die  Statthalterei  zu- 
gleich die  Kreisregierung),  und  die  Bezirks- Haupt  mann  sc  haf- 
ten, welche  mehrere  ehemalige  Bezirke  umschlossen,  aber  sieh 
lediglich  mit  administrativen  Gegenständen  befassten.  Das  Collegial- 
Verfahren  wurde  bei  allen  diesen  Behörden  abgeschafi't.  Den  Schluss- 
stein bildeten  die  Gemeinden,  die  nicht  nur  ihre  eigenen  ökono- 
mischen Ano'eleoenheilen,  sondern,  im  übertracienen  Wirkungskreise, 
auch  einen  Theil  der  Staats -Geschäfte  zu  besorgen  hatten.  Der 
Grundsatz  der  Trennung  der  administrativen  von  der  richterlichen 
Thätigkeit  war  hierbei  bis  in  die  unterste  Instanz  festgehalten.  — 
Allein  die  Durchführung  dieses  Organisationsplanes  gerieth  ins 
Stocken.  Auf  die  italienischen  und  ungrischen  Länder  (in  welchen, 
des  kaum  beendigten  Kriegszustandes  wegen,  die  Militär-Beluu-den 
einen  mehr  oder  weniger  hervortretenden  Eintluss  auf  die  Civil- 
Verwaltung  nahmen)  war  er  ohnehin  noch  nicht  ausgedehnt,  m 
Galizien,  Bukowina  und  Dalmatien  trat  die  bereits  im  Detail  be- 
schlossene neue  Organisirung  nicht  mehr  ins  Leben.  Das  unterste 
Ghed  dieses  Organismus,  die  Thätigkeit  der  Gemeindevorstände  be- 
züglich des  übertragenen  Wirkungskreises,  entsi)rach  selbst  in  den 
an  Bildung  vorgeschrittenen  Kronländern  der  Erwartung  nur  unge- 
nügend, wodurch  die  Aufgabe  der  Bezirks-Hauj)tmaniischaften  eine 
mit  ihrem  geringen  Personale  kaum  zu  beM'ältigende  wurde.  Die 
Trennung  der  Rechtspflege  xon  der  Verwaltung  in  der  untersten 
Instanz  brachte  für  die  Bewohner  namentlich  der  dünn  bevölkerten 
Alpenländer  grosse  und  tiefgefühlte  Nachtheile  hervor  ,  stand  mit 
ihi'en  historisch  entwickelten  Zuständen  im  Widerspruche,  und 
schloss  eine  plötzliche  übermässige  Vermehrung  des  Beamtenstandes 
in  sich,  wofür  es,  abgesehen  von  der  Ueberlastung  des  Staatshaus- 
haltes, an  befähigten  Individuen  gebrach.  Der  grosse  Umfang  der 
Ki'eise    und   Bezirks -Ilauj)tmannschaften,    so    wie    bei   Abgränzung 
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ihrer  Territurieii  die  vorgenommene  Zerreissung  altgewolmter  \'<  i-- 
biiidungen,  erzeugte  Missstände  anderer  Art. 

Die  wahrgenommenen  Gebrechen  suchte  die  auf  Grund 
des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 
erflossene  neue  Organisirung  der  Verwaltungsbe- 
hörden zu  beseitigen,  indem  sie  sich  der  früher  bestan- 
denen Einrichtung  derselben  mehr  annäherte. 

In  den  bereits  er\^ä]inten  Kronländern  wurde  die  Leitung  der 
Verwaltung  den  Stattha  1  tereien  (in  Salzburg,  Kärnthen,  Krain, 
Schlesien,  der  Bukowina,  dann  in  deni  Verwaltungsgebiete  Krakau 
Landesregierungen,  in  Ungern  Statthai terei- Abtheilun- 
gen} überwiesen.  Sie  sind  aus  dem  Statthalter  (Landespräsidenten, 
Statthalterei- Vice -Präsidenten,  Banus),  dem  Vice -Präsidenten  (in 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Temesvar,  Hermannstadt),  einem  Hoft-athe 
und  Statthaltereiräthen  zusammengesetzt,  in  den  kleineren  Kron- 
ländern besteht  das  Gremium  aus  einem  Stattlialtereirathe  und  meh- 
reren Landesräthen :  überall  kömmt  noch  das  untergeordnete  Con- 
cepts-  und  Kanzlei-Personale  hinzu.  Ihr  Wirkungskreis  umfasst  die 
unmittelbar  in  den  Händen  des  Statthalters  (Landes -Präsidenten) 
ruhende  oberste  Aufsicht  und  Leitung  der  Polizei-  und  der  Personal- 
Angelegenheiten,  und  die  in  das  Ressort  der  collegialen  Geschäfts- 
Behandlung  des   Gremiums  der   Käthe  einschlagenden    Geschäfte.  ' 

'  Der  Statthalter  lührt  die  oberste  Aufsicht  über  das  Land  und  seine 
Zustände,  die  Leitung  der  Polizei,  Ueberwachung  der  Presse,  der  Vereine 
und  Theater,  des  Pass-  und  Fremden-Wesens;  in  seinen  Händen  liegen 
alle  Angelegenheiten,  welche  das  Personale  der  ]»olitischcn  Behörden  be- 
treffen. Die  Grenaial- Geschäfte  können  in  fünf  Classen  getheilt  werden: 
in  politische  Angelegenheiten  (Herausgabe  des  Landes -Gesetzblattes,  Re- 
curse  gegen  die  Verfügungen  der  Un'.erbehönlen,  Landes-I.ehenstube.  Ent- 
scheidungen über  Adelsanmassung,  Uberaufsicht  über  die  Straf-  und  Hu- 
manitäts- Anstalten,  Verwaltung  der  Landesfonde  und  Landesanstalten. 
Regelung  der  Concurrenz  bei  Strassen-  und  Wasserbauten.  .Mit\^  irkung 
bei  Conscription,  Recrutirung,  Vorspann  und  Ein(|uartierung.  weltliche 
Stiftungssachen.  Oberleitung  und  Ueberwachung  der  Gemeinden);  Cultus 
(Besetzung  bestimmter  Pfründen,  Ein-  und  Umpfarrungen ,  Congrua- 
Ergänzung,  Ehedispensen)  und  Unterricht  (Beaufsichtigung  aller  Ci  vil-Untci-- 
richts-  inid  Eiv.ieliungs-Anslalten  und  Leitung  des  öflFentlichen  Unterriclites); 
Handels-  und  Gewerbe-Angelegenheiten  (Ertheilung  von  Landcsfabriks-  und 
einzelnen  Gewerbe  -  Befugnissen .  Bewilligung  von  Jahnnärktcn):  Landes- 
C'ultur   (AckiTliau.    Viehzucht    und    Widdwirthschafi):    öfTentlicIn'    IJaiUen 
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.Jeder  SlatthalU'ri'i  oder  Laiidesregiening  steht  eine  Medieinal-Corn- 
inisyion  als  berathender  Körper  zur  Seite.  '  Die  Statthalter  (mit 
Ausnahme  jener  zu  Linz  und  Triest)  und  der  Landes-Präsident  zu 
Krakau  sind  zugleich  Präsidenten  der  Finanz-Landes-l)ireeti(inen  (im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  der  Finanz -Präfecturen), 
die  Landes-Präsidenten  (ausser  jenem  von  Krakau  und  die  Statt- 
halter zu  Linz  und  Triest  zugleich  Chefs  der  bezüglichen  Landes- 
Steuer-Directioneu :  auf  die  ehemals  ungrischen  Länder  nimmt  diess 
jedoch  keinen  Bezug. 

Die  Kreisbehörde  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche 
die  Delegation,  in  Ungern,  in  Kroatien  und  Slavonien  die  Ko- 
mitat s- Behörde)  bildet  in  dem  ihr  zugewiesenen  Verwaltungs- 
gebiete die  jMittelbeh()rde  zwischen  der  Statthalterei  und  den  unter- 
sreordneten  Beamten  und  Organen ;  über  die  ihr  zuo-ewiesenen  Ge- 
Schäfte  entscheidet  der  Kreisvorsland  (Provinz  -  Delegat ,  Komitats- 
Vorstand).  In  den  kleineren  Kronländern,  wo  keine  Kreisein- 
theihmg  besteht,  vereinigt  die  Landesregierung  auch  den  \Vir- 
kungskreis  der  Kreisbehörde  in  sich.  Letzterer  umfasst  nahezu 
alle    Gegenstände    der  inneren   Verwaltung.  ^     In   Bezug   auf   die 

(Neubauten  uud  Reparaturen  bis  zum  Betrage  \  on  je  3.000  fl.).  Die  Landes- 
regierung in  Krakau  ist  in  einigen  Angelegenheiten  (landständische  Ver- 
handlungen, galizisch- ständische  Credits-Anstalt,  wichtigere  Kirchenver- 
hältnisse, Verhandlungen  über  Gesetzes-Abänderungen,  Organisirungs-Ent- 
würfe)  an  den  galizischen  Statthalter  gebunden.  Dagegen  kömmt  dem 
Wirkungskreise  des  gegenwärtigen  Militär-  und  Civil- Gouverneurs  von 
Ungern  eine  das  Ressort  der  übrigen  Statthalter  überschreitende  Ausdeh- 
nung zu,  da  demselben  auch  die  Verhandlung  und  Antragstellung  wegen 
aller  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  zu  unterziehenden  Gnadensachen, 
die  wichtigeren  Verhandlungen  in  publico-ecclesiasticis  und  eine  ausge- 
dehntere P^inwirkung  auf  das  der  Statthalterei  unterstehende  Personale  zu- 
i^ewiesen  sind.  .Unter  Oberleitung  des  Militär-  und  Civil-Gouverueurs  sind 
die  Vice-Präsidenten  der  fünf  Statthalterei-Abtheil.ungeu  die  Chefs  dieser 
fünf  Landes -Behörden.  Ein  ähnliches  Vei-hältniss  wie  in  Ungern  waltet 
im  lonibarrlisch -venezianischen  Königreiche  ob.  an  dessen  Spitze  der  Feld - 
marschall  <iraf  Radetzky  als  General -Gouverneur  steht,  welchem  für  die 
Civil-\'erualluiig  eine  Civil- Section  beigegeben  ist. 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  7.  September  1850. 

-  In  den  ^ViI•kungskreis  der  Kreisbehörde  gehört:  die  Uelierwachimg 
der  untergeordneten  Beamten  und  Organe,  von  welchen  aber  der  Reciu-s 
regelmässig  an  die  Landesl»ehonle  geht  und  nur  durch  die  Kreis-Beliordc 
vorgelegt    wird:     die   Beaufsichtigung    aller    Zustände    des    Verwaltungs- 
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])()litisc'he  Verwaltung  ist  die  Kreisbeliörde  unmittelbar  der  pn- 
litisehen  Landesstelle  untergeordnet,  in  den  Angelegenheiten  der 
direeten  Besteuerung  hingegen  der  Steuer -Landesbehörde.  Ausge- 
nommen von  dem  Wirkungskreise  der  Kreisbeliörden  sind  die  Kron- 
lands-Hauptstädte,  welche  unmittelbar  der  bezüglichen  Statthalterei 
(Landesregierung  oder  Statthalterei-Abtheilung)  unterstehen^  luir  die 
Hauptstädte  Mailand  und  Venedig  sind  der  Delegation  untergeordnet. 
Das  Bezirksamt  (in  Dalniatien  diePrätur,  im  lombardisch- 
venezianisehen  Königreiche  das  Districts-Commissariat,  in 
Ungern  das  S  t  u  h  1  r  i  c  h  t  e  r  a m  t )  ist  für  den  •  ihm  zugewiesenen 
Bezirk  die  unterste  landesiürstliche  Behörde,  sowohl  für  die  poli- 
tische Verwaltung  als  auch  für  Justiz-Pflege,  Polizei  und  directe 
Besteuerung. '    Doch  unterscheidet  man  rein  politische  und  gemischte 

gebietes,  Oberleitung  der  rülizei-Augelegeulieiteu,  des  Cüuscriptioiis-,  liecru- 
tiruiigs-,  Vorspanns-,  Verptlegungs-  und  Bequartierungs-Wesens,  die  Er- 
theilung  von  Baubewilligiuigen,  die  Instandhaltung  der  öfTentlichen  Strassen, 
Brücken  und  Wege;  die  Vornahme  und  Leitung  \on  Staatsbauten,  die  Er- 
theilung  bestimmter  Gewerbebefugnisse;  der  Elntluss  auf  die  Gemeinde- 
Angelegenheiten,  die  Ueberwaehung  der  Grundbuchsführung,  des  Waisen- 
nesens,  der  Verlassenschafts- Abhandlungen,  sowie  des  Zustandes  der 
Arreste  und  der  Verhafteten.  —  In  Steuerangelegenheiten  hat  die  Kreis- 
behörde (mit  Ausnahme  des  lombardisch-venezianischen  Königreichs)  die 
Aufsicht  üljer  die  vorschriftsmässige  Gebarung  der  iintergeordneten  Behör- 
den und  die  Mitw^irkung  der  Gemeinden;  ihr  kömmt  die  Bemessung  der 
Gebühr  bei  der  Hauszins-  und  Hausclassen-Steuer ,  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommen-Steuer, die  Anordnung  und  Ueberwaehung  der  zwangsweisen  Ein- 
bringung von  Rückständen,  die  Evidenzhaltung  des  Hauszins-,  Erwerb- 
und  Eiukommen-Öteuer-Katasters  und  endlich  die  Begutachtung  über  Ge- 
suche um  Steuernachsichten  zu.  Für  die  Angelegenheiten  der  direeten 
Besteuerung  ist  jeder  Kreisbehörde  ein  Steuer-Inspector  und  Steuer-Unter- 
inspector  beigegeben:  für  lAIedicinal -Angelegenheiten  steht  jeder  Kreisbe- 
hörde ein  Kreisarzt,  für  den  öffentlichen  Baudienst  stehen  jeder  solcheji 
Behörde  techmsche   Beamte  zur  Seite. 

'  In  den  Wirkungskreis  des  Bezirksamtes  gehören  in  Bezug  auf  jio- 
litisrhe  Verwaltung:  die  Sorge  für  Kundmachung  und  Vollziehung  der 
Gesetze,  Anträge  zur  Hintanhaltung  und  Milderung  des  Nothstandes,  provi- 
sorische Vorkehrungen  liei  gcwaltsanicn  IJesitzstörungen,  Angelegenheiten 
der  Landes -Cultur,  Instandlialtung  der  Strassen  und  Brücken,  Beauf- 
siciitigung  der  ^Vas8erwerke.  Verleihung  minderer  Ilnndels-  und  (Tcwerbc- 
ßefugnisse,  Entscheidung  über  Gewerbestörungen,  Mitwirkung  bei  dvv 
Conscription,  dem  Vorspann-,  Militär-Verptlegs-  und  Einijuarlierungs-Wesen, 
Entschei(biiig  üliei'  (»enicindc-Zuständigkeit ,  Ertheilung  von  Eheconsensen, 
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]ie/irkisäin(t'r:  ersten'  l)e.stelien  in  Bezirken,  in  welchen  eine  Tren- 
nun<i-  der  jiolitisehen  Verwaltung  von  der  Justiz  sich  als  nothwen- 
dig  darstellte  (meist  am  Sitze  von  Collegial- Gerichts -Behörden, 
welche  die  Justizpflege  in  dem  bezüglichen  Bezirke  üben),  letztere 
(die  grosse  Mehrzahl)  vereinigen  die  Justiz- Verwaltung  mit  ihrem 
sonstigen  ^^'irkungskreise.  Im  lombardisch- venezianischen  König- 
reiche umfasst  das  Districts-Commissariat  bloss  den  politischen 
Wirkungskreis.  In  mehreren  grösseren  Städten  ist  die  Verwaltung 
der  ]iolitischen  Angelegenheiten  den  Communen  überlassen.  In  der 
politischen  und  polizeilichen  Geschäftsführung  entscheidet  der  Be- 
zirksvorstand allein,  über  das  Steueramt  steht  ihm  nur  Aufsicht 
und  Oberleitung'  zu:  besitzt  er  die  Befähi<iun2;  zum  Kichteramte 
nicht,  so  ist  dieses  von  einem  befähigten  Adjuncten  zu  versehen.  ' 
Der  Organisirung  der  Gemeinde-Verwaltung  auf  Grund- 
laoe  des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 

Bewilligung  und  Ueberwaclunig  öffentlicher  Versteigerungen,  die  Hand- 
habung der  gesamniten  Polizei-Gesetze,  die  Verhandlung  nnd  Entscheidung 
bei  Verletzung  polizeilicher  Vorschriften  und  Einrichtungen,  Handhabung 
des  Aufsichtsrechts  bei  geistlichen  und  weltlichen  Stiftungen,  EiuÜussnahme 
in  Angelegenheiten  der  kirchlichen  Vogtei,  Amtshandlung  bezüglich  der 
Gebühren  der  Geistlichkeit ,  Aufsicht  über  Schulen  und  Erziehungs  An- 
stalten, Aufsicht  über  die  inneren  Angelegenheiten  der  unterstehenden 
Gemeinden.  Die  gemischten  Bezirksämter  haben  die  Civil-  und  Straf- 
Gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  nach  den  von  der  Jurisdictions  -  Norm 
festgesetzten  Bestimmungen  zu  üben.  In  Bezug  auf  das  Steuerwesen  wirkt 
das  Bezirksamt  zumal  auf  die  directe  Besteuerung  ein,  besorgt  die  Evi- 
denzhaltung des  Grundsteuer -Katasters,  die  Einsammlung  und  Richtig- 
stellung der  Hauszins-Fassionen,  die  Erhebungen  zur  Bemessung  der  Haus- 
classensteuer,  zur  Ausmittlung  der  Erwerbsteuer  untl  die  gutachtliche 
Vorlage  der  Einkommensteuer -Bekenntnisse,  die  Beitreibung  von  Steuer- 
rückständen und  Erhebungen  über  Steuernachsichts-Gesuche.  Der  bezirks- 
ärztliche Dienst  ist  in  der  Organisirung  begriffen  j  in  Bauangelegenheiten 
leistet  der  Baubeamte,  in  dessen  Baubezirke  das  Amt  gelegen  ist,  die 
technische  Jütwirivung. 

'  Zur  l'ebersicht  der  Art,  in  welcher  die  Organisirung  der  politischen 
Verwaltungs-Behörden  durchgeführt  wurde,  dient  die  folgende  Zusammen- 
stellung, welche  für  ilie  einzelnen  Kronländer  das  Datum  der  Ministerial- 
Verordnung,  unter  (k-r  auf  Grundlage  vorausgegangene^-  Allerhöchster 
Entschliessungcn  die  Organisirung  kundgemacht  wurde,  die  Zahl  der 
Kreise,  der  Stadtl;ezirke,  der  Bezirksämter,  dami  den  Zeitpunct,  in  wel- 
chem die  neu  organisirten  Kreis-  und  Hc/irks-Behörden  in  Wirksamkeit 
traten,   nachweiset, 
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wird  noch  entgegengesehen,  ebenso  der  Einrichtung  der  Landes- 
vertretungen, welche  jedoch  demnächst  zur  Ausfülirung  gelan- 
gen dürfte,  da  die  Wiedereinberufung  der  Central-Congregationen 
des  lombardisch-venezianischen  Königreiches  bereits  erfolgt  und  der 
Fortbestand  der  Provinzial-Congregationen,  welche  (mit  erweitertem 
Wirkungskreise)  gleich  nach  Besiegung  des  Aufstandes  wieder  ver- 
sammelt wurden,  neuerdings  bestätigt  worden  ist. 

Die  Organisation  der  Justiz- Behörden  hatte,  min- 
destens in  der  untersten  Instanz,  gleichen  Schritt  mit  jener 
der  politischen  Behörden  zu  halten.  Denn  nachdem  mit  dem 
Aufhören  der  Patrimonial- Obrigkeiten  und  Patrimonial-Ge- 
richtsbarkeit  (in  Ungern  der  Komitats-,  Municipal-  und  herr- 
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schaftlicheii  Gerichtsbarkeit)  die  untersten  Organe  der  Ver- 
waltung- weggefallen  waren,  musste  für  die  Bestellung  neuer 
Organe  von  Staatswegen  gesorgt  werden.  Nachdem  man 
von  dem  bei  der  anfänglichen  Reform  festgehaltenen  Grund- 
satze der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  selbst 
bei  den  untersten  Organen  wieder  abgegangen  war,  wurde 
die  Gerichts -Organisation  auf  Grundlage  des  Allerhöchsten 
Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851  erneuert. 

Ohne  hier  des  eigentlichen  Gerichtsverfahrens  zu  erwähnen, 
wovon  hei  den  materiellen  Reformen  die  Kede  sein  wird,  ist  nur 
zu  bemerken ,  dass  hinsichtlich  der  Abgränzung  der  Gerichtsbezirke 
(vom  lombardisch-veneziauischen  Königreiche  abgesehen)  volle  Ueber- 
einstimmung  mit  jener  der  politischen  Bezirke  (welche  Ueherein- 
stimnumg  sich  nach  den  Grundsätzen  der  neu  eingetretenen  Re- 
formen auf  alle  Zweige  der  Staatsverwaltung  erstrecken  soll)  be- 
steht, so  dass  die  Gränzen  eines  Einzelngerichts  mit  jenen 
eines  politischen  Bezirkes  zusammenfallen,  jene  eines  Cullegial- 
Gerichtes  (oder  auch  zweier  derselben)  den  Umfang  eines  Kreises 
(oder  auch  zweier)  einschliessen ,  und  ein  Oberlande sgericht 
für  jedes  Kronland  oder  Verwaltungsgebiet  bestellt  ist.  Hiervon 
macht  nur  das  Oberlandesgericht  von  Wien  (dessen  Sprengel  sich 
über  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  dann  über  Salzburg  er- 
streckt), \ou  Gratz  (welches  seine  Wirksamkeit  auf  Steiermark, 
Kärnthen,  Krain),  von  Triest  (welches  die  sehie  über  Triest,  Gürz 
unil  Istrieu  ausdehnt),  von  Brihm  (für  Mähren  und  Schlesien  be- 
stimmt) und  von  Lemberg  (für  das  östliciie  Galizien  —  Verwaltungs- 
gebiet Lemberg  —  und  die  Bukowina)  eine  Ausnahme;,  in  Ungern 
befindet  sich  in  dem  Verwaltungsgebiete  jeder  Statthalterei-Abthei- 
luuir  ein  Oberlan(les<ierieht.  Der  Sitz  der  Ober]andesc;erichte  (im 
lomhardiseh -venezianischen  Königreiche  Tribunali  d"a  ppello) 
Itelindet  sich  in  der  Hauptstadt  des  Kronhaides  oder  Verwal- 
tungsgebietes; nur  Jür  jenes  von  Kaschäu  ist  das  Oberlandcsgericht 
in  Ej)eries  bestellt.  Hinsiehtlieh  aller  Seerechts -Angelegenheiten 
erlolgt  die  Beruhmg  von  i\vn  als  Seegerichte  fungirenden  Gerichts- 
liiifen  cr.'^ter  bistanz  zu  Triest,  Venedig,  Fiume,  Zara,  Spalalo, 
IJagusa  und  C'iiüan)  (dann  den  Consular-(Terichten)  an  das  Ober- 
hindesuericlil  in  Triest.  Als  oberste  Geriehtsbehörde  l'ür  den  Um- 
(ans  des  snizen  Kaiserstaates  mit  Ausnahme  der  Militärgränze  ist 
der    oberste    Gerielilshuf    in    \\'icn    wirksam.    —    Neben    den 
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Goricht.sbehöi'dt'n  bestellt  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft 
(jedem  OlieTlandesgenclite  ist  ein  Obei'staatsanwalt,  den  einzelnen 
Landes-  und  Kreisgerichten  sind  Staatsanwälte  nebst  ihren  Substi- 
tuten beig-egeben),  dessen  Thatigkeit  sieh  theils  uiinnttelbar  auf  die 
Ausübung  der  Gereehtigkeitspflege  in  Strafsachen,  theils  auf  die 
a(hninistrative  Leitung  der  Justiz,  auf  die  Theilnalune  bei  den  prak- 
tischen Prüfunoen  zum  Richteramte  und  zur  Advocatur,  und  auf 
(üe  Verbesserung  und  richtige  Anwendung  der  Justizgesetze  im 
Allgemeinen  bezieht.  Als  Organe  der  Justizpflege  erscheinen  ferner 
die  (später  umständlicher  zu  erwälmenden)  Advocaten-  und  No- 
tariats-Kammern. —  Als  ordentliche  Civilgerichte  erster 
Instanz  bestehen  die  (reinen)  Bezirksgerichte  und  die  (gemisch- 
ten) Bezirksämter  (Preture  in  Dalmatien,  Stuhlrichterämter  in 
Ungern),  die  Präturen  im  lombardisch-venezianischcn  Königreiche 
(deren  (lerichtssprengel  sich  zum  Theile  über  je  mehrere  Districts- 
Con)missariate  erstreckt),  dann  die  Gerichtshöle  erster  Instanz, 
sammt  den  von  letzteren  für  Civil-  und  Strafsachen  von  minderer 
\\'ichtigkeit  in  bedeutenden  und  volkreichen  Städten  bestellten 
städtisch-delegirten  (Bezirks-)  Gerichten  (Preture  urbane.)  Diese 
(Gerichtshöfe  führen  in  den  Haui)tstädten  der  Kronläntler  den  Namen 
den-  Landesgerichte,  sonst  jenen  der  Kreis-  (Komitats-)  Ge- 
richte, im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  heissen  sie 
überhaupt  Tribunali  provinciali,  in  Dalmatien  Tribunali 
di  prima  istanza,  das  Verfahren  bei  denselben  ist  coUegialisch. 
Als  Strafgerichte  wirken  für  gewisse  bezeichnete  Uebertretun- 
gen  die  Bezirksgerichte,  Bezirksämter  und  Landpräturen,  Preture 
foresi  (andere  speciell  bezeichnete  Uebertretungen  sind  in  den  Kron- 
lands- und  Verwaltungsgebiets-Hauptstädten  der  Gerichtsbarkeit  der 
Polizei -Behörden  zugewiesen),  für  Vergehen  und  Verbrechen  die 
(xerichtshöfe  erster  Instanz;  für  die  Verbrechen  des  Hochverrathes, 
der  Majestäts- Beleidigung,  der  Beleidigung  von  Mitgliedern  des 
kaiserlichen  Hauses  und  der  Störung  der  öllentlichcn  Ruhe ,  in 
Ungern  überdiess  für  das  Verbrechen  der  Vertalsehung  ötFentlicher 
Gredits-Papiere  sind  bloss  die  Landesgerichte  (mit  Ausnahme  des- 
jenigen zu  Pest)  conipetent,  l)eziiglich  des  lombardisch- \ene/iaui- 
schen  Königreiches  aber  ist  für  die  Verbrechen  des  Hochverraliies, 
Aufstandes  und  Aulruiirs  ein  eigener  Strafgericht shol"  in  JManlua 
zusammengesetzt.  Die  Fidn-ung  des  Untersuchungs-Verfahrens  steht 
densellten  Behörden  zu,  nur  sind  nebstdem  für  die  nicht  ausgenom- 
meiicn    Verbrechen     und     Veruciien    in     jedem    Kronlande    gewisse 
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Bezirksämter  (nebst  allen  Bezirksgerichten)  auch  als  Untersueliungs- 
geriehte  bestellt,  jedoch  so,  dass  die  Fällung  des  Urtheils  von  dem 
Collegial- Gerichtshofe  ausgeht,  in  dessen  Sprengel  jene  liegen.  — 
Special-Gerichte  bilden:  das  oberste  Hofmarschallamt  zur 
Ausübuno;  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Mits-lieder  des  kaiserlichen 
Hauses,  über  die  das  Recht  der  Exterritorialität  Geniessenden  und 
gewisse  andere  füi'stliche  Personen,  welche  dieser  Gerichtsbarkeit 
speciell  unterstellt  wui'den;  die  geistlichen  Gerichts  stuhle  in 
den  ehemaliaen  unsrischen  Ländern  (für  Reliuionssenossen  des 
katholischen  und  griecliischen  Ritus  in  Ungern,  der  Wojwodschaft 
und  Ki'oatien-Slavonien ,  für  alle  christlichen  Confessionen  in  Sieben- 
bürgen) in  Beziehung  auf  Ehestreitigkeiten ;  die  Berggerichte,  als 
welche  die  berggerichtliehen  Senate  der  hierfür  bezeichneten  Landes- 
und Kreisgerichte  unter  Zuziehung  von  bergbaukundigen  Beisitzern 
fungiren;  die  Handelsgerichte,  welche  theils  als  besonders  be- 
stellte Gerichte  (in  Wien,  Triest,  '  Mailand,  Venedig  und  Pesl) 
theils  als  Handels-Senate  der  Landes-  und  Kreisgerichte  unter  Bei- 
ziehung von  sachkundigen  Beisitzern  aus  dem  Handelsstande  fun- 
giren,  von  denen  jene  in  Triest,  Venedig,  Zara,  Spalato,  Ragusa, 
Cattaro  und  Fiume  zugleich  als  Seegerichte  wirken;  die  Hafen- 
Capitäne  für  gewisse  Streitigkeiten  unter  Seeleuten,  dann  Ueber- 
tretungen  des  politischen  Seegesetzes  und  in  Fällen,  welche  keinen 
Aufschub  gestatten;  die  El  bez  öliger  ich  te  in  Brihmen  zur  Ent- 
scheiduno;  von  Civil -Streitigkeiten  aus  Anlass  der  Elbeschitffahrt ; 
die  Handels-  und  Gewerbe -Kammern,  welche  unter  Beistim- 
mung der  Betheiligten  über  Handels-  und  Gewerbe- Angelegenhei- 
ten (sowie  die  Wiener  Börsekammer  über  Börsegeschäfte)  als 
Schiedsrichter  entscheiden.  Die  Besorgung  der  den  Vormund- 
schafts- und  Curatels- Behörden  erster  Instanz  zugewiesenen  Ge- 
schäfte ist  in  den  besonders  bezeichneten  Städten  und  grösseren 
Orten  der  ehemals  ungrischen  Länder  eigenen,  aus  Mitgliedern  der 
Gemeinde  unter  Leitunu-  der  Bezirksrichter  gebildeten  Waisen- 
Commissi onen  überlassen;  in  Siebenbürgen  können  Rechtssti'eitig- 
keiten   bis   zum  Belnnsje   von    12  fl.    bei    den   Gemeindevorständen 


'  Die  Ilaiulelsgerichte  zu  \Virii  und  Triest  haben  auch  hiut  kaiserlichen 
Patents  vom  21.  December  1855  die  Abhaudlungs-.  Curatels-  und  l'upillar- 
(leschaftc  bezüglich  der  an  ihren  Sl^indorten  wohnhaften  und  Ijeiihnen  proto- 
kollirten  Handelsleute  und  Fabricaiiten.  der  Gesellschaften  und  Kinder  der- 
weil )en  zn  übernehmen. 
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angebracht  werden.  Hinsichtlich  der  Gefällsgerichte  wurde  an 
dem  bestandenen  Organismus  nichts  geändert.  Die  Gerichtsbarkeit 
ül)cr  die  österreichischen  Unterthanen  und  Schutzgenossen  in  der 
Türkei  üben  die  Consular-Gerichte  (d.  i.  die  dort  bestehenden 
General-Consulate,  Consulate  und  die  besonders  dazu  ermächtigten 
Yice-Consulate)  '  in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  aus.  Die 
Berufung  von  denselben  geht  an  die  Oberlandesgeriehte  von  Leni- 
bcrg  (für  die  Moldau,  sammt  Braila  und  Tultscha),  Hermannstadt 
(i'ür  Bukarest),  Temesvär  (für  Serbien,  Rustschuk  und  WidtHn  in 
Bidgarien),  Agram  (für  Bosnien),  Zara  (für  die  Herzegowina)  und 
Triest  (für  alle  id)rigen  Consulate  in  der  Türkei,  Aegypten,  Tunis, 
Tripohs  und  Marokko,  sowie  in  Seerechts-Angelegenheiten  bezüg- 
lich aller  Consular-Gerichte  ohne  Ausnahme),  und  in  letzter  Instanz 
an  den  obersten  Gerichtshof  in  Wien.  ^ 


'  Dieselben  sind  aufgezählt  in  der  Minist.  Verord.  vom  31.  Blärz  1855. 
'  Die  Uebersichtdes  Gerichts-Organismus  gewährt folgendeNach Weisung : 
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Die  dem  Fina  iiz-Miiiisteriu  in  untergeordneten  Be- 
hörden wurden  nur  theilweise  durch  Errichtung  der  Finanz- 
Landes -Directionen,  Steuer  -  Directionen  und  Steuerämter, 
der  Finanz-Bezirks-Directionen  mehrerer  Landes-Hauptcassen 
und  Filial-l^andescassen,  Finanz-Procuraturen  und  Finanz- 
Procuraturs-Abtheilungen,  endlich  der  Berghauptmannschaf- 
ten umgestaltet. 
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Im  lombardisch  -  venezianischen  Königreich  gibt  es  nur  Gerichtshöfe 
erster  Instanz  ohne  Unterscheidung  von  Landes-  und  Kreisgerichten;  in 
Mantua  besteht  ausserdem  nocli  der  Special- Gerichtshof  für  Staatsver- 
brechen. In  der  obigen  Nachweisung  sind  die  (reinen)  Bezirksgerichte  nicht 
enthalten,  von  denen  in  Steiermark  'l.  in  Böhmen  6,  in  den  Verwaltungs- 
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Das  Finanz-Ministerium  hat  seinen  früheren  Wirkungs- 
kreis beibehalten,  nachdem  die  zeitlich  davon  ausgeschiedene  Ver- 
waltung des  Bergwesens  in  Folge  der  Aufhebung  des  Ministeriums 
für  Landes -C'ultur  und  Bergwesen  wieder  an  dasselbe  zurückfiel. 
Ausserdem  aber  wurde  ihm  (seit  19.  Mai  1848)  die  Verwaltung 
der  directen  Steuern  und  des  Katasters  zugewiesen.  Dem  Finanz- 
Ministerium  unterstehen  zunächst  die  im  Jahr  1850  errichteten 
Finanz -Landesbehörden;  diese  sind  a)  die  Finanz-Landes-Di- 
rectionen,  welche  an  dem  Sitze  der  Statthaltereien  (mit  Aus- 
nahme jener  von  Linz  und  von  Triest)  und  Statthalterei-Abtheilun- 
gen  und  der  Landesregierung  zu  Krakau  bestehen,  und  alle  nicht 
ausdrücklich  anderen  Behörden  übertragenen  Finanz  -  Ana-eleaen- 
heiten  leiten,  und  b)  die  Steuer- Dir ectionen  an  dem  Sitze  der 
Landesregierungen  (mit  Ausnahme  von  Krakau),  dann  in  Linz  und 
Triest,  welche  in  dem  bezüglichen  Kronlande  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern  besorgen.  An  der  Spitze  der  ersteren  steht  der 
Statthalter  (in  Krakau  der  Landes-Präsident)  als  Präsident  (mit  Aus- 
nahme der  ehemals  ungrischen  Länder),  welchem  ein  zweiter  Vor- 
steher als  Dii'ector  beigegeben  ist,  an  der  Spitze  der  letzteren 
der  Landespräsident  (in  Linz  und  Triest  der  Statthalter).  Unter 
den  Finanz-Landesbehörden  wirken  in  Finanz-Angelegenheiten  die 
bereits  im  Jahr  1832  als  Cameral-Bezirksverwaltnngen  er- 
richteten, nunmehr  aber  in  der  Zahl  vermehrten  und  auch  in  den 
ehemals  ungrischen  Ländern  in  das  Leben  getretenen  Finanz- 
Bezirks-Directionen  (im  lombardisch- venezianischen  Königreiche 
Finanz-Intendenzen)  '  und  in  Angelegenheiten  der  directen 
Besteuerung  die  Kreis-  (Komitats-)  Behörden  (Delegationen),  zu 
welchem  Behufe  einer  jeden  (mit  Ausnahme  des  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiches)  ein  Steuer-Inspector  als  Referent  mit  dem 
erforderlichen  Hilfspersonale  beigegeben  ist.  In  jenen  Kronländern, 
welche  nicht  in  Kreise  zerfallen,  bestehen  an  dem  Sitze  der  Landes- 
gebieten Lemberg  1 ,  Pest-Ofen  1 ,  Oedenburg  1 ,  Pressburg  2 ,  in  der 
Wüjwodschaft  sanimt  Banat  1  \orhanden  und  nebst  den  oben  nachge- 
wiesenen als  Unlersuchungsgerichte  in  Strafsachen  bezeichneten  (und  in 
der  Gesammtzahl  derselben  schon  in  begriffenen)  Eezirksänitern  audi  als 
derlei  Untersuchungsgerichte  bestellt  sind.  In  Triest,  Prag,  IJrünn,  Kra- 
kau, Lemberg  itod.  Mailand  waltet  der  besondere  Umstand  ob,  dass  von 
i\{.'n  daselbst  voi-handenen  städtisph -delegirten  Bezirksgerichten  Je  eines 
a\isschliessend  mit  Strafsachen  sich  beschäftiget. 

'  Minist.   Verord.  vom  12.  December  1855. 
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reo-ieninoen  eigene  Steuer-Comniissionen ,  und  zwar  letztere  sowohl 
für  die  Einhebung  der  directen  Steuern,  als  für  die  Bemessung  und 
Einhebung  der  Stämpel-  und  unmittelbaren  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften, so  wie  für  Verwahrung  und  Verrechnung  des  Waisen- 
vermögens und  der  Depositen.  '  Unter  den  Kreisl)eh()rden  wirken 
die  Bezirks-  i^Stuhlrichter-)  Aemter  und  die  denselben  einAerleibten 
Steuerämter,  erstere  in  administi-ativer,  letztere  in  manipuliren- 
der  Hinsicht.  Die  Einhebung  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  ist, 
als  ein  Gegenstand  des  übertragenen  Wirkungskreises  der  Gemein- 
den, den  Gemeindevorständen  überwiesen.  Ausserdem  wurden  hierzu 
eigene  Steuer-Administrationen  in  Wien,  Gratz,  Triest,  Prag,  Lem- 
beru  und  Pest-Ofen,  und  dieEinkommensteuei'-Districts-Commissionen 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  bestimmt.  —  Zu  den 
dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergebenen  Behörden  kamen 
noch:  die  (eine  Section  des  Ministeriums  bildende)  General- 
Di  r  e  c  t  i  o  n  des  Grundsteuer -Katasters,^  welcher  die  Katastral- 
Inspectoren  unterstehen,  die  in  den  Kronländern,  wo  das  stabile 
Grundsteuer-Kataster  eingeführt  ist,  der  Steuerbehörde  beigegeben 
sind,  und  das  Central-Taxamt  in  Wien  zur  Bemessung  der 
Taxen  für  Acte,  welche  von  der  Central -Verwaltung  ausgehen, 
dann  der  Militär -Taxen  und  aller  in  Wien  zu  entrichtenden  Ver- 
mögens-Uebertragungs-Gebühren.  ^ 

Der  Central-Direction  der  Tabak-Fabriken  und  Ein- 
lösungsämter *  wurden  die  Directionen  der  einzelnen  Tabak-Fabri- 
ken ■'  und  die  Tabak-Einlösungsämter  sammt  deren  Filialen  (in  jenen 
Kronländern ,  wo  der  Tabakbau  betrieben  wird)  untergeordnet.  An 
dem  Sitze  der  Finanz  -  Landesbehörde  besteht  in  jedem  einzelnen 
Kronlande  oder  Verwaltungsgebiete  eineLandes-Haupteasse  (in 

'  Minist.  Verord.  vom  19.  Januar  1853. 

^  Dieselbe  hat  die  Ausführung  der  im  Zuge  begriffenen  Operationen  des 
stabilen  Katasters  in  allen  Kronländern,  dann  des  Grundsteuer-Provisoriums 
in  jenen  Kronländcru  .  in  welchen  die  Grundbesteuerung  noch  nicht  geregelt 
ist,  und  den  technischen  Theil  der  Evidenzhaltung  und  der  periodischen 
Revision  des  Katasters  zu  besorgen  (Minist.  Erlass  vom  22.  März  1850). 

'  Minist.  Erlass  vom  7.  August  1851. 

*  Minist.  Erlass  vom  13.  December  1855. 

^  Tabak-Fal)riken  bestehen:  in  Oesterreich  unter  der  Enns  5.  in  Oester- 
reich  ob  der  Einis  1 ,  in  Steiermark  1,  in  Tirol  2,  in  IJöhmen  2,  in  Mäh- 
ren 2,  in  Galizien  3,  in  der  l.ombardie  1,  in  Venedig  1,  in  ungern  5, 
in  (h'v  Wojvvodschaft  1,  in  Kroatien-Slavonien  2.  in  Siebenbürgen  1. 
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Mailand  und  Venedig  Central  -  Gassen ,  in  Oedenburg,  Pressburg, 
Kaschau  u)id  Grosswardein  Filial-Landescassen)  für  die  Gebarung 
aller  im  Kronlande  vorfallenden  Staatseinnahmen  und  Ausgaben; 
bei  den  Finanz-ßezirks-Directionen  bestehen  Sammlungscassen, 
denen  die  Uebernahme  der  Abfuhren  von  den  zugewiesenen  Ein- 
hebungsämtern ,  die  Bestreitung  der  Staatsauslagen  in  ihrem  Bezirke 
und  die  Abfuhr  der  Ueberschüsse  an  die  Landes-Haupteasse ,  sowie 
die  Besorgung  der  ihnen  besonders  zugewiesenen  Cassengeschäfte 
zusteht.  '  Den  Finanz  -  Landes  -  Directionen  unterstehen  ferner  die 
Finanz-Procuraturen,  welche  in  allen  Kronländern  (in  Linz, 
Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest,  Troppau,  Krakau,  Czerno- 
witz,  Verona,  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein 
jedoch  nur  Abtheilungen)  vorhanden  sind.  ^  Li  der  Einrichtung 
der  Finanz- Wache  trat  seit  1848  keine  Aenderung  ein. 

Zur  Handhabung  der  Berggesetze  bezüglich  der  Verleihung, 
Ausübung  und  Ueberwachung  von  Bergbau-Befugnissen,  sowie  der 
Bergbau-Pohzei.  dann  der  Einhebung  von  BergAverksabgaben  sind 
die  Berg-Leheusbehörden  bestimmt,  und  zwar  die  Ober- 
Bergbehörden,  als  welche  vorläuiig  die  politischen  Landes- 
behörden bestellt  wurden,^  und  unter  diesen  die  Berghaupt- 
mannsehaften,    sammt    den    exponirten   Berg-Commissariaten.  * 

'  In  gi'össereii  Bezirken,  namenthch  dort,  wo  ein  P'inanz-Bezirk  meh- 
rere Kreise  umfasst,  bestehen  neben  den  Bezirks  -  Sannnhmgscassen  noch 
eine  oder  mehrere  Fihal- Sammlungscassen,   mit  den  gleiclien  Geschäften. 

^  Die  Finanz-Procuraturen  sind  bestimmt  zur  gerichtlichen  Vertretung, 
insbesondere  zur  Führung  der  Rechtsstreite  in  Angelegenheiten .  wobei 
das  Staats-  und  Fonds-Vermögen  betheiligt  ist,  zur  Erstattung  von  Rechts- 
gutachten in  allen  dieses  Vermögen  betretrenden  Angelegenheiten ,  und  zur 
Mitwirkung  bei  der  Zustandebringung  von  Rechtsgeschäften  und  Rechts- 
urkunden in  Angelegenheiten  dieses  Vermögens,  über  Aufforderung  der 
Staatsbehörden  (Minist.  Yerord.  Nom  16.  Februar  1855). 

^  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854,  §.  225.  Minist.  Verord.  vom 
20.  März  1855. 

*  Berghauptmannschaften  wurden  errichtet  in  Steier,  Leoben,  Klagen- 
furt, Hall  (Minist.  Verord.  v.  26.  Mai  1850).  Joachimsthal  (später  nach 
Kommotau  verlegt),  Kuttenberg,  Mies  (neuerlichst  nacli  Pilsen  ^ erlegt), 
Pribram,  Brunn  (Minist.  Verord.  vom  14.  März  1850),  Oraviza  (Minist. 
Verord.  vom  5.  Juli  1854),  Zalathna  (Minist.  Verord.  vom  11.  März  1854), 
Schemnitz,  Schmölnitz,  Nagybänya  (Minist.  Verord.  \om  28.  April  1855), 
Lemberg  und  Wieliczka  (Minist.  Verord.  vom  3.  Juli  1855),  das  JJieust- 
verhältniss  der  exponirten  Berg-Commissäre  zu  den  Berghauptmannschafteu 
\.  (Izo  IM' II  i  p:.  OcstPiToicIi's  Nciifrost.iltiinr:.  41 
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Für  die  Venvaltung  dev  Staats-Berg-  und  Hüttenwerke ,  der  Keiclis- 
forste,  Salinen-  und  Montan -Fahriken  bestehen  eigene  Direetio- 
nen  und  Aeniter,'  denen  einer  oder  mehrere  dieser  Zweige 
zuse\\  iesen  sind ,  und  führen  die  Aufsicht  über  die  untergeordneten 
Berg-,  Hütten-  und  Salinen- Aemter,  Hammer-  und  Gutsverwal- 
tungen, Forstämter  und  Forstverwaltungen.  Die  Directionen  der 
montanistischen  Lehranstalten  und  des  Mariabrunner  Forst-Instituts 
sind  dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergeordnet. 

Das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  hat  die  oberste  Leitung  aller  administrativen 
Angelegenheiten,  welche  den  Handel,  die  Gewerbe,  die 
üflentlichen  Bauten  und  Communications- Anstalten  betreffen.^ 

geregelt  (Jliiiist.  Verord.  vom  19.  April  1855);  im  lombardisch-venezia- 
nischen Königreiche  fungiren  die  Finanz  - Präfecturen  als  Berg -Lehens- 
behörden. 

'  Als  solche  sind  zu  bezeichnen:  die  Forst-Direction  in  Wien  für 
die  Reichsforste  in  Oesterreich  unter  der  Enns  (M.  V.  15.  Sept.  1850),  die 
Salinen-  und  Forst-Direction  in  Gmunden,  welche  die  Verwaltung 
des  gesammten  Salinenwesens  und  aller  Reichsforste  im  obderennsischen 
und  steirischen  Salzkammergute  zu  leiten  hat  (M.  V.  15.  Sept.  1850);  die 
Berg-,  Salinen-  und  Forst-Direction  in  Salzburg  für  das  gleich- 
namige Kronlaud  (M.  E.  7.  Mai  und  22.  Juli  18-19);  die  Berg-  und 
Forst-Direction  zu  Gratz  für  Steiermark,  Kärnthen  und  Krain  (M.  V. 
15.  Juli  1850),  mit  Ausnahme  der  Innerberger  Hauptgewerkschaft,  für 
welche  abgesondert  die  Eisenwerks-Direc tion  zu  Eisenerz  besteht; 
die  Berg-  und  Salinen-Direction  zu  Hall  für  Tirol;  die  Bergober- 
ämter zu  Joachimsthal  und  Piibram  für  Böhmen,  und  das  Bergamt  in 
Mährisch-Ostrau  (M.  V.  30.  Januar  1850);  die  7  Salinen-Verwaltungen 
im  Lemberger  Finanz- Landes -Directions- Gebiete  (M.  V.  vom  7.  October 
1853);  die  Berg-  und  Salinen-Direction  in  Wieliczka  (M.  E.  25.  Oc- 
tober 1850);  die  Finanz -Landes -Directionen  in  Krakau  und  Ofen;  die 
Berg-,  Forst-  und  Güter-Direction  zu  Schemnitz  (M.  V.  10.  April 
1851);  die  Bergwerks-Inspectorats-Oterämter  zu  Schmölnitz  und 
Nagyliänya;  das  Salinen-  und  Domänen -Oberamt  zu  Soovär;  die 
Marmaroser  Caraeral- Administration  in  Szigeth;  die  Berg-Di- 
rection  in  Oraviza;  die  Berg-,  Salinen-  und  Forst-Direction  in 
Klausenburg;  die  Verwaltung  der  Fabrik  chemischer  Producte  in  Unter-. 
Heiligenstadt;  das  Bergwer  ks-Inspectora t  in  Agordo.  Die  Reorga- 
nisining  aller  dieser  Behörden  ist  im  Zuge. 

^  Dahin  gehören:  Die  Einleitung  und  Vorverhandlung  zum  Abschlüsse 
von  Staatsverträgen,    welche  sich   auf  Handel,    Gewerbe   und   Schiftfahrt 
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Ferner    ist   dem    Handels-Ministeriuni    die    (früher    bei    dem 
General -Rechnungs-Directorium    bestandene)   Direction   der 

beziehen,  und  die  Ueberwachiing  des  Vollzuges  und  der  Ausiulinuig  der- 
selben;  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  über  die  Verleihung  von  Fa- 
briks-,  Gewerbe-  und  Handelsbefugnissen,  über  Administrativ- Angelegen- 
heiten der  Handelsgremien ,  Innungen,  Zünfte  und  sonstigen  Handels-  und 
Gewerbe-Corporationcn;  die  Ernennung  oder  Bestätigung  der  Schiifsmäkler 
und  Waarensensalen ,   dann   der   Präsidenten   der   Handels-  und  Gewerbe- 
Kammern;   die   Prüfung   und   Bestätigung  der  Satzungen  der  Vereine  zur 
Beförderung  der    Industrie,    des    Handels    und    der   SchiftTahrt;    die   Mit- 
wirkung bei  Errichtung  und  Regulirung  der  Börsen  und  der  Circulations-, 
Credits-,   Leih-   und  Diseontü-Anstalten,    so  wie  bei  allen  in  das  Bereich 
anderer    Ministerien    fallenden   Einrichtungen    und    Vorschriften,    die    auf 
Handel,   Gewerbe   und   Schifffahrt    von   wesentlichem   Einflüsse   sind;    die 
Ertheilung    von    Erfindungs  -  Privilegien,    Jahrmarktsbefugnissen,    Mauth- 
bewilligungen    auf    Privat- Strassen    oder    Brücken;    die    Mitwirkung    bei 
Regulirung  der  Zölle  und  Mauthen;   die  Aufsicht  über  Maasse  und  Ge- 
wichte;   alle  Verhandlungen   in  Betreff  der  Industrie -Ausstellungen,    des 
Seeschifffahr ts-    und    See -Quarantaine- Wesens,     des    Seeschiffbaues,    der 
Seefischerei,  des  Ilafendieustes,  der  See-  und  Hafen -Polizei,' der  Lootsen- 
anstalten,  der  Leuchtthiirrae   u.  s.  w. ;  die  Leitung  der  Porzellan-Fabrik 
zu  Wien;   des   Consular-^Vesens   im    Einvernehmen   mit  dem  Ministerium 
des    Aeussern;    des    Bau\^esens    im    Fache    der    Hochbauten,    so   wie   des 
Strassen-,    AV'asser-   und   Eisenbaiin- Baues,    und   zwar:    die    Bewilligung 
von    Neubauten,    Reparaturen,    Herstellungen,    Recoustructionen,    Ergän- 
zungen u.  s.  w. ,   insoferne  die  diessfälligen  Kosten  50.ÜÜÜ  iL  C.  M.  nicht 
überschreiten,  die  Leitung  der  Ausführung  aller  Bauten,  welche  von  dem 
Handels-Ministeriuni  oder  über  Antrag  desselben   von  Seiner  Majestät  be- 
willigt   worden    sind,    die    Genehmigung    aller    bezüglichen    Lieferungs-, 
Lohn-,    Anschaffungs - ,    Bau-    und    Grundeinlösungs- Verträge,    die    Ent- 
werfung  und  Prüfung  der  Bau-Projecte,    dann  die  Collaudirung  der  aus- 
geführten   Bauten;    die    Erhaltung    der    historischen    Baudenkmale    nach 
Maassgabe  der  Allerh.  EntSchliessung  vom  31.  Dccember  1850;  das  Staats- 
Eisenbahnwesen,   insbesondere:   die   Aufsicht   über  die   Erhaltung  sämml- 
licher   Betriebsmittel,   die    Bewilligung   aller   erforderlichen  Herstellungen, 
Anscliaffungen   und    Ergänzungen,   die  Festsetzung  der  Tarife,    der  Falir- 
Ürdnungen  und  der  Bestinnnungen  über  den  Personen-  und  Sachen-Trans- 
port auf  Staatsbahnen,  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit  anderen  Eisen- 
bahnen  oder    Verkehrsanstalten    ül)er  den    Anschluss   des    Verkehres   und 
die  Bedingungen,   die  Verhandlung('n  wegen  Ertheilung  von  Concessionen 
für  Privat-Eisenbahnen   und   die  Handhabung  der  Eisenbahn-Betriebs-Ord- 
nuug;  das  Postwesen,  und  zwar:  die  Vor-Einleitung  zum  Absciilusse  von 
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administrativen  Statistik  zugewiesen,  '  sowie  bei  demselben 
für  die  Rechnungsgeschäfte  und  die  Evidenzhaltung  der  Geld- 
gebarung ein  Ministerial-Rechnungs-Departement  besteht. 

Für  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Gewerbe 
wirken  unter  der  Leitung  dieses  Ministeriums  die  politischen  Landes-, 
Kreis-  und  Bezirksbehürden ,  soAvie  die  GemeindeverA^altungen. 
Bezüglich  des  Seehandels,  des  See-Sanitäts-Wesens,  der  Schiflfahrt 
und  des  SchitFbauwesens  ist  aber  eine  eigene  Central-Behörde,  die 
Central- Seebehörde  (Governo  centrale  niarittimo)  zu  Triest, 
bestellt.  Dieselbe  hat  die  Aufgabe,  bezüglich  des  Seeschifffahrts- 
Wesens  im  weitesten  Umfange  Qedoch  abgesehen  von  der  Kriegs- 
Marine)  nach  allen  seinen  Erfordernissen  und  in  den  damit  enge 
verbundenen  See-Sauitäts-Angelegenheiten   als   vermittelndes  Organ 

Post-Coiiventionen  mit  fremden  Staaten ,  die  Verwaltung  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Eigenthumes  des  Post-Aerars,  die  Festsetzung  des 
Ausmaasses  von  Postrittgeldern  und  der  sonstigen  Tarife  und  Gebühren 
für  die  Benützung  der  Postanstalt,  die  Regulirung  der  Post-Course,  die 
Errichtung  neuer  Postämter  und  Post-Expeditionen,  die  Festsetzung  der 
Gebühren  der  Postmeister,  die  Einlösung  erblicher  oder  verkäuflicher 
Post-Stationen,  die  Ausübung  der  Disciplinar- Gewalt  gegen  Postmeister 
und  das  anderweitige  nicht  unmittelbar  im  Staatsdienste  befindliche  Post- 
Personale,  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit  Privat-Personen  oder  ^'er- 
einen  über  die  Beförderung  der  Posten;  ferner  im  Telegraphen  -  Wesen : 
die  Einleitung  der  Verhandlungen  zum  Abschlüsse  von  Telegraphen-Cou- 
ventionen  mit  auswärtigen  Mächten,  die  Verwaltung  des  gesammten  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögens  des  Telegraphen -Aerars,  die 
Bewilligung  aller  zum  ordentlichen  Betriebe  der  Staats-Telegraphen  er- 
forderlichen Herstellungen,  Anschaffungen  und  Ergänzungen,  die  Erlas- 
sung von  Vorschriften  über  die  Benützung  der  Staats -Telegraphen  zu 
Privat-Zwecken,  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Gebühren,  und  die  Ge- 
nehmigung der  dahin  abzielenden  Privat -Verträge;  die  Ueberwachung 
anderweitiger,  dem  öffentlichen  Verkehre  gewidmeter  Transport- Mittel. 

'  Durch  die  Direction  der  administrativen  Statistik  veranstaltet  das 
Handels -Ministerium  die  Sammlung  aller  für  die  Staatsverwaltung  noth- 
wendigen  und  nützlichen  statistischen  Kotizen,  die  Zusammenstellung  der 
statistischen  Ausweise  und  Tabellen  und  die  Veröffentlichung  derselben 
nach  eingeholter  AUerh.  Genehnugung,  die  Sammlung  und  Veröffent- 
lichung von  Consular- Berichten  und  überhaupt  von  allen  für  Handels- 
Practik,  Staats-  und  Volkswirthschaft  wichtigen  Aufsätzen.  Die  Geschichte 
derselben  und  ihrer  Leistungen  ist  im  I.  Hefte  der  „Mittheilungen  aus 
dem  Gebiete  der  Statistik"  für  1H.")5  l)ehandelt. 
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des  Handelö-Mini!sU'niiiii.s  in  Hämmtlicheii  östeiTeichisclieii  Küsten- 
ländern zu  wirken ,  demnach  im  Bereiche  derselben  imter  unmittel- 
barer Leitung  des  Ministeriums  die  Regelung,  Ueberwachung  und 
Förderung  jenes  wichtigen  Industrie-Zweiges  und  der  darauf  bezüg- 
lichen Vorkehrungen  auf  zweckmässige  und  gleichförmige  Weise 
zu  handhaben ,  die  betrefTenden  Gesetze  und  administrativen  Ver- 
fügungen zur  Ausführung  zu  bringen,  über  Anordnung  des  Mini- 
steriums neue  Entwürfe  zu  gesetzlichen  dem  Bedürfnisse  entspre- 
chenden Vorschriften  vorzubereiten  ^  und  die  Aufsicht  und  Leitung 
in  allen  Dienst-,  Personal-  und  Disciplinar- Angelegenheiten  über 
sämmtliche  in  den  verschiedenen  Küstenbezirken  aufgestellten  See- 
Sanitäts-  und  See-Lazareth-Aemter,  wie  auch  über  jene  Organe 
zu  führen,  welche  die  Stelle  jener  Aemter  an  manchen  Küsten- 
orten   vertreten.'     Zum   Personal -Stand    der    Central-See -Behörde 


'  Die  Central -öeebehörde,  deren  Errichtung  mit  der  Allerli.  Eiit- 
t^cliHessung  vom  30.  Jannar  1849  angeordnet  und  deren  Organisirung  von 
dem  damaligen  Handels -Minister  Freiherrn  v.  Brück  dem  Sections-Chef 
Freiherrn  v.  Czoernig  an\ertrant  woi-den  war,  begann  ihre  \Virksamkeit 
am  1.  Mai  1850;  bis  dahin  waren  die  See -Angelegenheiten  den  Länder- 
stellen der  einzelnen  Küstenländer  übertragen. 

Der  Wirkungski-eis  dm-  Central -.Seebehörde  erstreckt  sich  über  folgende 
Geschäftsgegenstände:  1)  die  Beaufsichtigung  desSeeschiflfbaues,  dieEintluss- 
nahme  auf  dessen  gedeihliche  Portbildung,  die  Handhabung  der  Aichungs- 
Vorschriften  für  österreichische  Seeschiffe  und  die  Bestellung  geeigneter 
Schiffbaumeister  zur  Untersuchung  der  Bauart  und  Beschaffenheit  der  See- 
schiffe; 2)  die  leitende  Fürsorge  zur  Herstellung,  Verbesserung  und  In- 
standhaltung aller  Anstalten,  welche  als  materielle  Erfordernisse,  Schutz- 
oder Förderungsmittel  zum  Seeschifffahrts-Betriebe  dienen,  wozu  nament- 
lich Häfen,  Werften,  Leuchtthürme,  Leuchtfeuer,  Ankerbojen,  Anlandplätze 
u.  dgl.  gehören,  einschliesslich  der  mit  dem  bezüglichen  Ivostenaufwande 
verbundenen  Geschäfte;  3)  die  Ertheilung  der  SeeschifYfahrts-Befugnisse 
und  Befähigungen  zur  Führung  österreichischer  Seeschiffe,  welche  unmit- 
telbar die  Bedürfnisse  der  Seeschifffahrt  und  Seefischerei,  die  Ausübung 
derselben  und  die  Rechte  und  Pflichten  der  Seefahrer  und  Fischer  als 
solcher  betreffen;  4)  die  Handhabung  und  Ueberwachung  der  Gesetze  und 
Vorschriften  mit  Einschluss  der  Hafen -Polizei- Verordnungen;  5)  die  Ent- 
scheidung in  ei-ster  Instanz  bei  allen  ITebertretungen  des  Cabotage- Regle- 
ments; in  zweiter  Instanz  in  Pallen  von  Recui'sen  gegen  Entscheidungen 
der  C;<insular-Aeniter,  die  sie  wegen  Uebertre-fung  der  Vorsciiriflen  des 
österreichisflieu  Navigations-P]dictes  und  der  nachträglichen  Bestiiumungen 
zur   Aufrcclillialluug   der   .Schifffahrts-Ordmuig   oder   der   Disciplin  gefallt 
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gehören  zwei  Ober-Inspeetoren ,  ein  technischer  (für  die  Seebauten) 
und  ein  nautischer  (für  die  technisch-nautischen  Geschäfte  und  die 
Aufsicht  der  nautischen  Schulen),  welchen  ein  zum  Theile  selbst- 
ständiger Wirkungskreis  zugewiesen  ist.     Als  exponirte  Organe  der 

haben,  sowie  über  Recurse  gegen  Straferkenutnisse  der  Hafenämter,  welche 
diese   wegen    älinlicher  Uebertretungen   oder   wegen  Vergehen  gegen   die 
Hafen-Polizei- Anoi-dnuDgen   erlassen    haben;   die  Entscheidung  in   zweiter 
Instanz   bei  Recursen   gegen   Straferkenntnisse  der  See-Sauitäts-Magistrate 
oder  See-Sanitäts-Lazareth-Aemter.  bezüglich  der  Uebertretungen  der  Vor- 
schriften  über   See-Sanitäts-   und  Contumaz-Anstalten  und  Einrichtungen; 
6)  die   Einführung   einer  allgemeinen   Matrikel   für   den  Seedienst  in  der 
österreichischen  Handels-J\Iarine:   sowie  die  Einrichtungen  zur  Versorgung 
oder    Untei'stützuug    hilfsbedürftiger    österreichischer    Seeleute    und    ihrer 
Familienglieder  und  die  Errichtung  und  Vervollkommnung  von  Anstalten 
zur  Auslüldung   für   den  Seedienst;    7)   Belobungen  oder  Anerkennungen, 
sowie  Belohnungen  und  andere  Aufmunterungen  für  ausgezeichnete  oder 
einer   besonderen   Berücksichtigung  würdige  Handlungen  der  Rheder  untl 
Seefahrer  oder  anderer  Personen  ,•  welche  sich  um  die  Handels-Marine  ver- 
dient gemacht   haben;   8)   die  Handhabung   und    Ueberwachung  der   See- 
Sanitäts-  und  Contumaz- Vorschriften ,   sowie  die  Leitung  und  Beaufsichti- 
gung der  bezüglichen  Anstalten  und  Einrichtungen;  9)  die  Personal-  und 
Disciplinar- Angelegenheiten  von  sämmtlichen  Hafen-,  Sanitäts-  und  Laza- 
i'eth  - Aemteni ,    und   die  Ueberwachung  ihrer  Amtsverrichtungen;    10)  die 
Einholung,    Verbreitung   und   Benützung   der   empfangenen  für  die  öster- 
reichische Schifffahrt  wichtigen  Nachrichten,  namentlich  über  Anordnungen 
in   fremden   Staaten,   welche  auf  die  österreichische  Handels-Marine  von 
Einlluss   sein  können;  11)   die   Ueberwachung  der  dienstlichen  Wirksam- 
keit der  österreichischen    Consular-Aemter  und  den  Geschäfts-Verkehr  mit 
denselben   in   Schift'fahrts- Angelegenheiten;   12)   die   Prüfung  der  Einrich- 
tungen   gesetzlicher    Bestimmungen    und    Vorschriften    in    Seeschifffahrts- 
Sachen,   sowie  im  See-Sanitäts-  oder  Contumaz  -  Wesen ;  13)  die  Eintluss- 
nahme  auf  die  Erzielung  zweckmässiger  Consular- Einrichtungen;  14)  die 
zustundigen   Amtsiiaudlungen   in    Beziehung   auf  die  Aufstellung  fremder 
Consular-Aemter   an    Seeplätzen   in    den  inländischen  Küstenbezirken  und 
die  Anerkennung  der  mit  <ler  Führung  solcher  Aemter  betrauten  Personen; 
lö)  die  Einholung  und  geeignete  Benützung  aller  von  den  österreichischen 
Hafen-    und    Consular- Aenilern   eingelangten   periodischen  Nach  Weisungen 
und  Notizen  über  den  Stand ,   die  Bewegung  und   den  Verkehr  der  öster- 
reichischen und  auswärtigen  Seehäfen,  daiiu  iiber  die  inländischen  Schiff- 
bau-Ergebnisse  und    über   die   zum   Besten  der  Seeschifffahrt  bestehenden 
Einrichtungen  und  Anstalten,  und  endlich  die  Vorsorge  für  die  Zusammen- 
stellung der  eingeführten  periodischen  Nachweisungen    und  die  Einleitiuig 
ihrer  Benützung  (Minist.-Verordn.  v.  'ifi.  April  1850). 
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Ceulral-Seebehörde  wirken  in  den  vier  Küstengebieten  von  Venedig, 
Fiunie  sammt  Civil -Kroatien,  der  Militärgränze  (Militär -Kroatien) 
und  Dalmatien  eigene  See-Lispectoren ,  welche  ihren  Sitz  in  Vene- 
dig, Fiunie,  Zengg  und  Kagusa  haben;  das  Küstengebiet  von  Görz, 
Triest  und  Istrien  überwacht  die  Central  -  Seebehörde  unmittelbar. 
Derselben  sind  untergeordnet:  die  Central-Hafen-  und  See- 
Sanitäts  -  Aemter  zu  Triest,  Venedig,  Fiume ,  Zengg  und 
Ragusa:  die  Hafen-  und  See-Sani.täts-Aemter,  '  die  Hafen- 
und  See-Sanitäts-Deputationen ,  ^  die  Hafen  -  und  See-Sanitäts-Agen- 
tien,^  die  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren,  und  die  See-Sani- 
täts-Lazarethe  zu  Triest,  Venedig,  Martinschizza  (bei  Fiume),  Gra- 
vosa  (bei  Ragusa)  und  Megline  (in  den  Bocche  di  Cattaro).  *  Dem 
Handels-Ministerium  ist  ferner  die  Aerarial-Porzellan-Fabrik 
zu  Wien  untergeordnet. 

Zur  Vertretung  der  Handels-  und  Gewerbe-Intei'essen  wurden 
in  allen  Kronländern  eigene  Handels-  und  Gewerbe -Kam- 
mern  errichtet.""  Sie  sind  das  Organ,  durch  welches  der  Handels- 
und Gewerbestand  seine  Anliegen  dem  Handels-Ministerium  eröffnet*, 
und  die  Bemühungen  des  letzteren  zur  Förderung;  des  Verkehres 
unterstützt. 

Das  gesammte  Bauwesen  theilt  sich  in  die  Strassen-,  Wasser- 
und  Hochbauten,  dann  in  den  Eisenbahnbau.  Die  Leitung  der 
ersteren  führte  bis  zum  Jahre  1848  die  vereinigte  Hofkanzlei,  wel- 
cher als  consultirende  technische  Behörde  der  Hofbaurath  unter- 
geordnet war;  der  Staats-Eisen  bahnbau  wurde   unter  der   Leitung 

'  Deren  gibt  es  zu  Rovigno,  Lussiu  piccolo,  Chioggia.  Buccari.  Porto- 
Re,  Zara,  Spalato  und  Megline. 

-  Sie  bestellen  zu  Pirano ,  Sebenico ,  Lissa ,  Lesina ,  Curzola  und  Mar- 
tinschizza. 

^  In  der  Gesammtzahl  von  102. 

*  Die  Organisirung  der  Hafen-  und  See- Sanitäts- Aemter  erfolgte  mit 
der  liais.  Verordnung  vom  15.  Mai  1851  und  bezügücli  der  Militärgränze 
mit  jener  vom  22.  Januar  1853. 

*  Minist.  Verord.  vom  20.  März  1850.  Im  lomb.-venez.  Königreiche, 
wo  bereits  Handelskannneni  bestanden,  ward  ihr  Wirkungskreis  er\\eitert. 
Gegenwärtig  bestellen  im  Ganzen  56  Handels-  und  Gewerbe-Kammern, 
nämlich  in  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  in  Salzburg,  Kärnthen. 
Krain,  Schlesien,  der  Bukowina  und  im  Banate  je  eine;  in  Steiermark, 
Mähren,  Dalmatien  und  Siebenbürgen  je  2;  in  Görz,  Gradisca,  Triest 
und  Istrien,  in  Galizien,  Kroatien- Slavonien  je  3;  in  Tirol  4;  in  Böhmen 
und  in  Ungern  5;  im  Jomb.-venez.  Köidgreiclie  17. 
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der  allaeineiueii  Hofkaninier  von  der  General-Direcfion  der  Staats- 
Eisenbahnen  besorgt.  Bald  nachdem  diese  Zweige  dem  Handels- 
Ministeriuni  zugewiesen  wurden,  entstand  zu  deren  unmittelbarer 
Leitung  eine  General-Bau-Direetion.  '  Da  jedoch  dieselbe 
wieder  aufgehoben  wurde,  üelanste  die  unmittell)are  administrative 
und  technische  Leitung  der  Strassen-,  Wasser-  und  Hochbauten 
an  das  jMinisterium , ^  während  für  die  Leitung  der  Staats-Eisen- 
bahnbauten  eine  Central-Direction  zu  Wien  ^  und  eine  Di- 
recLion  zu  Verona''  in  das  Leben  trat.  In  Angelegenheiten  des 
Strassen-  und  Wasserbaues  nimmt  das  Ministerium  für  Handel  nur 
auf  die  aus  dem  Keichsschatze  dotirten,  als  Keichsstrassen  erklärten 
Communications -Wege  und  auf  die  schiffbaren  Flüsse  und  Seen 
Einfluss;  die  Sorge  für  die  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindestrassen, 
sowie  für  die  nicht  schifi"baren  Flüsse  ist  eine  Angelegenheit  des 
bezüglichen  Kronlandes,  deren  Kosten  aus  dem  Landesfonde  oder 
durch  Concurrenz  der  Betheiligten  bestritten  werden,  und  deren 
oberste  Leitimg  dem  Ministerium  des  Innern  zusteht.  In  jedem 
Kronlande  oder  Verwaltun2,soebiete  besteht  eine  Landes-Bau- 
Direction,  welche  anfänglich  direct  dem  Handels -Ministerium 
(l)eziehungsweise  der  General  -  Bau  -  Direction)  unterstand,  in  der 
Folge   aber   zunächst  dem    politischen   Landes -Chef*  untergeordnet 

'  Minist.  Verord.  vom  30.  December  1849. 
'■'  Minist.  Yerord.  vom  lÜ.  September  1852. 
^  Minist.  Erlass  vom  11.  September  1852. 

*  Minist.  Verord.  vom  lÜ.  Januar  1853.  Die  Wirksamkeit  dieser  beiden 
letztgenannten  Behörden  umfasst  die  Projectirung,  die  Leitung  und  Ausfüh- 
rung des  Baues  aller  Staats-Eisenbahnen  uud  der  dazu  gehörigen  Gebäude 
und  Gegenstände  nach  den  vom  Ministerium  genehmigten  Plänen  und 
Kostenüberschlägen,  und  zwar  bei  der  Direction  in  Verona  für  das  lomb.- 
venez.  Königreich,  bei  der  Central-Direction  in  Wien  für  die  übrigen 
Gebietstheile  der  Monarchie. 

*  Minist.  Verord.  vom  9.  Febr.  1853.  Dieser  ist  die  oberste  Ver- 
vvaltungs- Autorität  für  den  ötfentlichen  Baudienst  bezüglich  derjenigen 
Bausachen,  die  nicht  unmittelbar  einen  Gegenstand  des  Geschäftskreises 
der  Finanz -Landesbehörde  berühren,  oder  die  nicht  ausdrücklich  einer 
anderen  Behörde  im  Lande,  unabhängig  von  der  politischen  Landes- 
behörde, zugewiesen  sind.  Dei'  Geschäftsverkehr  zwischen  dem  Ilandels- 
Minislerium  und  den  Baubehörden  in  den  Kronländern  erfolgt  durch  Ver- 
niitilung  des  politisclien  Lamles-Chefs.  in  Ungern  ist  .der  Landes-Bau- 
Director  als  allgemeiner  Vorstand  unmittelbar  dem  Militär-  und  Civil- 
(iouvernement  untergeordnet,  während  einer  jeden  Statthalterei-Abtheilung 
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wurde,  in  den  einzelnen  Kreisen  sind  Kreis-  (Provinzial-,  Komi- 
tats-)  Bauämter  vorhanden,  welelie  bezüglich  der  Reiehs-Bau- 
angelegenheiten  von  der  Landes-Bau-Direetion ,  bezüglich  der  Lan- 
desbauten aber  von  dem  Vorsteher  der  Kreisbehörde  (Delegation, 
Koniitats-Behörde)  abhängen.  An  einzelnen  Orten  sind  Ingenieure 
aulgestellt,  welche  für  einen  oder  mehrere  politische  Bezirke  zur 
Besorgung  der  vorfallenden  Bauangelegenheiten  und  Ueberwachung 
der  öffentlichen  Gebäude  bestimmt  .sind ,  und  bezüglich  der  Landes- 
Bauangelegenheiten  den  Weisungen  der  Bezirksvorstände  nachzu- 
kommen haben.  '  Den  Landes- Bau -Directionen  sind  technische 
Kechnungsabtheilungen  beigegeben,  welche  in  Bezug  auf  die  Rech- 
nuugs-Controle  eine  von  den  Bau -Organen  unabhängige  Stellung 
haben,  indem  ihre  Leiter  den  Länder -Chefs  unmittelbar  unter- 
geordnet sind.  Grössere  Bauführungen,  welche  des  nöthigen  Bau- 
zusammenhanges wegen  die  Verfolgung  eines  Gesammtplanes  be- 
dingen, werden  durch  die  Organe  des  Ministeriums  für  Handel  oder 
durch  die  von  ihm  berufenen  Fachmänner  ausgelührt;  die  übrigen 
Neu-  und  Erhaltungsbauten,  mit  Einschluss  aller  Baulichkeiten, 
welche  vom  Landes-Chef  angeordnet,  aber  nicht  aus  Reichsmitteln 
bestritten  werden,  sind  von  den  Landes-Bau-Directionen  und  den 
untergeordneten  Organen  derselben  zu  besorgen. 

Zu  den  Communications-Anstalten  gehört  der  Post-, 
Staats-Eisenbahn-,  und  Telegraphen  -  Dienst.  Ersterer 
wurde  vordem  von  einer  der  allgemeinen  Hof  kannner  unterstehen- 
den obersten  Hofpostverwaltung  geleitet;  die  Functionen  derselben 
gingen  in  der  Folge  an  die  General-Direction  der  Communicationeu 
über,  ^  nach  deren  Auflösung  die  bezüglichen  Geschäfte  unmittel- 
bar vom  Handels-Ministerium  besorgt  werden.  Nach  der  erfolgten 
Organisation  der  Postbehörden  ^  bestehen  in  den  grösseren  Kron- 
eine Baii-Directioiis-Abtlu'ilmig  untei-steht  (Minist.  Veronl.  vdiii  JU.  Oclulicr 
1853). 

'  Die  Griuidziige  für  die  neue  Orgauisiriiiig  der  Baubehörden  in  den 
Kronländern  sind  in  dem  Allerhöchsten  Handschreiben  vom  14.  Septend)er 
185*2  enthalten,  nach  welchen  so  eben  die  Orgnnisirung  derselben  einge- 
leitet wird. 

'  Diese  Beh()i'de  wurde  mit  Miuisl.  \'erord.  vom  29.  Jann.-ir  1850  ei- 
richtet,  mit  ftlinist.  Verord.  \oni  15.  Dccember  1851  reorgani.'^irl  und  mit 
Minist.  Verord.  vom  23.  No\embe'r  1853  aufgelöst. 

^  Allerhöchste  Entschlie.ssnngen  vom  7.  und  15.  Kavendier  1851  und 
I.    I'ebruar  1852. 
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liindern  Post-Di rectionen,  mit  einem  Post-Uirector  an  der  Spitze, 
und  unter  denselben  in  den  wichtigeren  Stationen  Postämter  mit 
einem  Postamtsverwalter,  '  wozu  noch  die  ambulanten  Postämter 
auf  den  Eisenbahnen  kommen,  welche  einer  eigenen  Direction  (zu 
Wien)  untergeordnet  sind.  Die  untersten  Organe  für  den  Postdienst 
sind  die  Post-Stationen  für  die  Pferdepost  und  die  Post-Expeditionen 
für  die  Briefpost.  Im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  be- 
steht eine  Ober-Post-Direction  zu  Verona  mit  dem  Wirkungskreise 
einer    Post  -  Direction    in    den     übrigen    Kronländern:    dann    unter 

'  Folgendes  ist  die  Uebersicht  der  Postbehörden: 
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derselben  17  Post-Directionen  in  den  Delegations-Hauptorten,  deren 
Amtswirksamkeit  nach  dem  für  die  Postverwalter  in  den  anderen 
Kronländern  vorgezeiehneten  Amtsunterrichte  geregelt  ist.  Dem 
Handels-Ministerium  unmittelbar  untergeordnet  ist  das  Cours-Bureau 
und  die  Post-Oekonomie- Verwaltung. 

Den  Post-Directionen  ist  auch  unter  der  Oberleitung  des  Mini- 
steriums die  Uebei-wachung  der  Telegraphen-Aemter  über- 
trauen. Für  den  speciellen  Telegi'aphen-Dienst  bestehen:  ein  Cen- 
tral-Telegraphen-Amt  beim  Handels-Ministerium  in  Wien,  dann  die 
Telegraphen-Aemter  in  der  Hofburg,  bei  den  Ministerien  des  Aeus- 
sern  und  des  Innern ,  dem  Armee-Ober-Commando  und  der  obersten 
Polizei-Behörde,  endlieh  die  Telegraphen-Aemter  in  den  auswärtigen 
Stationen.  '  Dem  Handels -Ministerium-  unmittelbar  zugewiesen  ist 
die  telegraphische  Werkstätte  zur  Herstellung  und  Erhaltung  der 
telegraphischen  Apparate.  • 

Anfänglich  war  der  Betrieb  der  Staats-Eisenbahnen  in 
ihrer  damahgen  beschränkteren  Ausdehnung  an  Privat-Compagnien 
verpachtet.  Ert  als  sie  nach  Ablauf  des  Pachttermins  in  den  un- 
mittelbaren Staatsbeti-ieb  übergingen,^  wurden  hierfür  Be trieb s- 
Directionen  errichtet,  welche  mit  der  Ausdehnung  der  Staats- 
bahneu  sich  vermehrten,  letztlich  aber  durch  die  Uebei-lassung 
der  nördlichen   und   südöstlichen  Staats -Eisenbahn  an   eine  Privat- 


Uebersiclit  der  bereits  eröffneten  Telegraphen-Aemter: 
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^  Minist.  Verord.  vom  24.  April  1850  bezüglich  der  nördlichen  nnd 
Miuist.  Verord.  vom  30.  Mai  1850  bezüglich  der  siidliciien  Staatsbalui. 
II.  Section. 
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Gesellschaft  wieder  \ erniinderten.  '  Die  (kürzlich  mit  einem  ervvei- 
terten  Wirkungskreise  l)edachten)  Betriebs -Directionen,  welchen 
die  an  den  einzelnen  Stationen  aufgestellten  Eisen bahnämter,  das 
technische  (mit  der  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Fahrbetriebsmittel 
beauftragte)  Personale,  endlich  die  Maschinen-  und  Wagen-Repara- 
tur-Werkstätten  unterstehen,  und  denen  als  Hilfs-  und  Control-Amt 
eine  technisch -administrative  Rechnungsabtheilung  beigegeben  ist, 
ressortirten  ursj)rünglich  von  der  General -Direction  für  Communi- 
cationen,  jetzt  unmittelbar  vom  Handels-Ministerium.  Die  bestandene 
General  -  Inspectiou  über  die  Communications  -  Anstalten  ^  wurde 
gleichfalls  dem  Ministerium  einverleibt. 

Die  oberste  Leitung  der  Cultus-Aiigelegenheiten  und  des 
ülfentlichen  üuterrichts  liegt  dem  Ministerium  für  Cultus 
und  öffentlichen  Unterricht  ob,  welchem  die  höheren 
Lehranstalten  unmittelbar,  die  Mittel-  und  Volksschulen  durch 
das  Organ  der  politischeu  Landesbehörden,  denen  Schulräthe 
beigegeben  sind,  unterstehen. 

Von  dem  Ministerium  des  Cultus  und  des  Unterrichtes 
ressortiren  die  Erzbischöfe  und  Bisehöfe  der  katholischen 
Kirche  (mit  Eiuschluss  des  griechisch-  und  des  armenisch -katholi- 
schen Ritus)  und  der  griechisch -nichtunirten  lürche,  welche  die 
Leitung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  besorgen  und  dabei  von 
ihren  Consistorien  oder  Capiteln  unterstützt  werden  \  ihre  Diöcesen 
sind  in  Bezirks- Vicariate  und  Dechanteien,  und  diese  in  PfaiTeien 
und  Local-Caplaneien  eingetheilt.  Für  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten der  auiisburgischen  und  der  helvetischen  Confession  bestehen 
zwei  landesfürstliche  Consistorien  zu  Wien  (je  eines  für  jede 
Confession),  dann  das  Ober-Consistoriuni  zu  Hermannstadt  für 

'  Errichlel  wurden:  l'ur  die  nördliche  Staats-Eisenbalm  die  Betriebs- 
Direction  zu  Prag,  für  die  südöstliche  jene  zu  Pest  und  für  die  südliche 
(II.  Section)  jene  zu  Gratz  (Minist.  Verord;  vom  17.  Mai  1851),  für  die 
östhche  jene  zu  Krakau  (M.  V.  21.  Novenib.  1851).  für  die  lonib.-venez.. 
nach  Auflü.-<ung  der  provisorisch  bestandenen  General-Direction  der  Com- 
municationen  zu  Verona,  die  Ketriebs-Dircction  an  demselben  Orte  (Minist. 
Verord.  vom  5.  Nov.  1852),  endlich  l'ur  die  südliche  Ötaats-Eisenbahn, 
1.  Section,  jene  zu  Wien  (Minist.  Verord.  vom  1.  Augnst  1853).  Die  Be- 
I riebs-Directionen  in  Prag  und  Pest  wiu'(bMi  inii  1.  Juni  1855  aufgelöst 
(  Minist,  Verord.  vom  '2(i.  Mai   J855). 

^  Minist.  A'erord.   vom  2l).   Februar  1852.' 
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die  augsbiirgisehen  und  jenes  zu  Klaiisenhurg  für  die  helvetischen 
Glaubensgenossen.  Den  Consistorien  untergeordnet  sind  die  Super- 
intendenturen,  die  wieder  in  Seniorate  (in  Siebenbürgen  bei  der 
jiugsburgischen  Confession  in  Decanate)  zerfallen,  unter  welchen 
die  Pastoren  und  Prediger  stehen.  Die  Unitarier  (Socinianer)  haben 
einen  Superintendenten  zu  Klausenberg,  welcher  zugleich  Präses 
der  beiden  Consistorien  für  die  geistlichen  und  Schul-Angelegenheiten 
dieser  Religions-Genossenschaft  ist.  Die  geistlichen  Angelegenheiten 
der  Israeliten  werden  von  den  Rabbinern  besorgt. 

Das  Aufsichtsrecht  des  Staates  in  geistlichen,  Stiftungs-  und 
Schul-Angelegenheiten  üben  die  politischen  Behörden  aus,  und  die 
politische  Landesbehörde  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde  für 
diese  Angelegenheiten  in  dem  Kronlande ,  '  welcher  bei  der  neuesten 
Organisirung  auch  die  Functionen  der  Landes -Schulbehörde  ^  zu- 
gewiesen wurden.  Bei  den  Länderstellen  befinden  sich  eigene 
Gymnasial-  und  Volksschul  -  Inspectoren ,  welche  den  Titel  von 
Schulräthen  tragen  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wird 
die  Aufsicht  über  die  Gymnasien  von  General  -  Directoren  geführt). 
Die  Verwaltung  der  einzelnen  dem  gedachten  Ministerium  unter- 
stehenden Lehr-  und  Erziehungs- Anstalten,  wissenschaftlichen  und 
Kunst -Institute,  steht  entweder  den  Lehrkörpern  derselben  oder 
eigenen  Directionen  zu;  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Volks- 
schulen üben  die  Ortsseelsorger  aus ,  denen  (geistliche)  Schuldistricts- 
Aufseher  (bei  den  protestantischen  Schulen  die  Senioren)  vorgesetzt 
sind.  Als  weitere  Oi'gane  der  Verwaltung  des  Unterrichts  erscheinen 
die    theoretischen    Staatsprüfungs  -  Commissionen ,  ^     die    Prüfungs- 

'  In  Ungern  sind  dem  Militär-  und  Civil -Gouverneur  rücksiclitlicl) 
des  Cultns  jene  Angelegenheiten  zugewiesen,  bei  denen  es  sich  um 
grundsätzliche  Fragen  über  das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staate  oder 
über  die  Stellung  der  Confessioucn  unter  sich,  oder  um  das  Gutachten 
über  die  Besetzung  von  Bischofssitzen  und  anderen  höheren  geistlichen 
Würden  handelt;  die  übrigen  geistlichen  und  Stiflungs-Angelegenheiten 
werden  von  den  Statthalterei- Abtiieilungen  geleilet  (Minist.  Verord.  vom 
19.  Januar  1851). 

*  Die  Landes-Schulbehörden  wurden  mit  der  kais.  Verord.  vom  24.  Oc- 
tober  1849  und  Minist.  Verord.  vom  '23.  Januar  1850  errichtet,  und  ihre 
(iescliäfte  gingen  zufolge  der  iMinist.  Verord.  vom  19.  Januar  1»53  au  die 
Länderstellen  über. 

^  Es  bestehen  deren  in  Wien,'  Gratz,  Innsbruck,  Prag,  Olmütz.  Kra- 
ivnu,  Lemberg,  Zara,  Pest.   Agram   uimI   nermannsl.'uK. 
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C'ommissionen  für  die  Gymnasial  -  Lehramts-Canciidaten '  und  die 
Prüfungs - Commission  für  die  Kealsehul- Lehramts- Candidaten  (zu 
Wien). 

An  der  Spitze  der  Polizei- Verwaltung  steht  die  oberste 
Polizei -Behörde,  als  deren  untergeordnete  Organe  nebst 
den  politischen  Behörden  die  (auch  in  den  ungrischen  Län- 
dern eingeführten)  Polizei  -  Directionen  fungiren. 

In  den  Kronländern  besorgen  die  Oberleitung  der  polizeilichen 
Verwaltung  die  Militär-  und  Civil -Gouverneure,  die  Statthalter  und 
Landes-Präsidenten,  unter  welchen  in  den  einzelnen  Kreisen  die  Kreis- 
vorsteher wirken,  mit  Ausnahme  der  Kronlands -Hauptstädte  und 
ihrer  Bezirke  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  der  Dele- 
sationen  Mailand  und  Venedia)-,  für  welche  eigene  Polizei-Directionen 
bestehen  ]  in  den  grösseren  Städten  ist  der  Rayon  derselben  in  Be- 
zirke getheilt,  in  denen  eigene  Polizei -Bezirks-Commissariate  aufge- 
stellt sind.  An  den  Gränz-  und  einigen  anderen  Orten  bestehen  Polizei- 
Commissariate ,  in  den  Badeorten  während  der  Curzeit  Exposituren, 
welche  von  der  bezüglichen  Polizei-Direction  abhänoen.  ^  Endlich  un- 
terstehen  der  obersten  Polizei-Behörde  die  Sicherheits-Organe,  die  (im 
§.  6  näher  zu  erwähnende)  Gensdarmerie  und  die  Polizei-Wachkörper. 

Das  frühere  General-Rechnungs-Di.rectorium, 
nunmehr  die  oberste  Rechnungs-Coutrols-Behörde, 
ist  unmittelbar  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  untergeordnet 
und  nimmt  gleiche  Stellung  mit  den  Ministerien  ein. 

Diese  Behörde  hat  das  Verrechnungswesen  des  gesammten 
Kaiserstaates  zu  leiten,  den  Jahresausweis  aller  Staatsrechnungen 
zu  bearbeiten  und  die  Uebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
liefern,  für  welchen  letzteren  Zweck  das  mit  derselben  vereinigte 
Central -Rechuungs- Departement  thätig  ist.^  Unter  dieser  Central- 
Behörde  stehen  die  Prüfungs-Commissionen  für  die  Staatsrechnungs- 
Wissenschaft ; '  ferner  die  Central-Staatsbuchhaltungen  für  die  ihnen 

'  Dieselben  sind  emcliLcl  in  Wien,  Innsbruck,  Prag,  Lemberg,  Pavia 
und  Padua. 

^  Grundzüge  für  die  Organisation  der  Polizei  -  Behörden  vom  10.  De- 
cember  1850. 

^  Kaiser].  Verord.  vom  27.  März  1854:. 

*  Zu  Wien,  Linz,  Gratz,  Triest,  Innsbrucii,  Prag.  Briinn,  Lemberg, 
Zara,  Ofen,  Temesvär,  Agrnm  und  Hcrnifinnstadt. 
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zugewiesenen  Geschäftszweige  '  und  die  Staatsbuchlialtiingen  in  den 
einzelnen  Kronländern.  ' 

Im  Ministerium  des  Aeussern  und  des  kaiserlichen 
Hauses  fand  keine  wesentliche  Aenderung  Statt,  nachdem 
die  bei  der  Bildung  des  Handels -Ministeriums  an  letzteres 
übertragene  Personal-  und  Disciplinar-Leituug  der  Consular- 
Behörden  in  der  Türkei  und  in .  Griechenland  an  das  Mini- 
sterium des  Aeussern  (mit  der  unmittelbaren  geschäftlichen 
Unterordnung  dieser  Consular- Behörden  unter  die  Gesandt- 
schaften zu  Constantinopel  und  Athen)  wieder  zurückge- 
langte. 3 

Die  Reorganisirung  der  Militär-Verwaltung  wird 
im  Zusammenhange  der  Darstellung  des  gesammten  Heer- 
wesens zur  Sprache  kommen. 


§•  4. 

2.    Auswärtige  Angelegenheiten. 

Die  Wirksamkeit  und  die  Erfolge  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  kaiserlichen 

'  Von  den  früjier  bestandenen  Centi-al-Staatsbuchlialtnngen  entfiel 
die  Hof-Postbuclihaltung,  und  an  deren  Stelle  trat  die  Central-Buclihaltung 
für  die  Conimunications-Anstalten  (Gen. -Rech. -Dir. -Erlass  vom  2ü.  Decem- 
ber  1852).  Auch  wurde  die  Lotto-Hof buchhaltung  mit  der  Tabak-  und 
Stämpel-Hofbuchhaltung  vereinigt  (Erlass  d.  ob.  Rechnungs  -  Controls- 
Behörde  vom  15.  Juni  1855). 

2  In  allen  grösseren  Kronländern  (ebenso  zu  Krakau  und  Temesvär) 
besteht  eine  Staatsbuchhaltung,  in  den  kleineren  (mit  Ausnahme  der  Bu- 
kowina) Abtheilungen  derselben;  so  in  Salzburg  (von  jener  in  Linz), 
Klagenfurt  (von  Laibach),  Troppau  (von  Briinn),  dann  die  Rechnungs- 
Departements  in  üedenburg,  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein  (von 
Ofen). 

*  Allerhöchstes  Handschreiben  \om  4.  Juni  1853.  Die  Leitung  der 
den  Consuln  im  türkischen  Gebiete  über  die  österreichischen  Unter! hauen 
und  Schutzbefohlenen  zustehende  Rechlspllege  wird  von  dem  Ministerium 
des  Aeussern  im  Einvernehmen  mit  dem  Justiz-Ministerium  besorgt  (Kais. 
Entschl.   vom   18.  J;niu:ir  1853).  ' 
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Hauses  während  der  Periode  1848 — 1850  bilden  einen  Be- 
standtheil  der  neuesten  politischen  Geschichte  Europa's ,  deren 
Behandlung  ausserhalb  der  in  gegenwärtiger  Darstellung  ver- 
folgten Aufgabe  liegt.  Hier  wird  es  genügen,  die  leitenden 
Richtpuncte  der  äusseren  Politik  anzudeuten,  und  jenen  An- 
theil  an  den  Leistungen  dieses  Verwaltungszweiges  hervorzu- 
heben, welcher  seine  Rückwirkung  auf  die  inneren  Zustände 
des  Kaiserstaates  äusserte. 

Der  erste  Stoss  der  Bewegung  war  gegen  die  Wirksam- 
keit des  Staatskanzlers  Fürsten  Metternich  gerichtet.  Fast 
durch  volle  vierzig  Jahre  hatte  der  Fürst  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  Oesterreich's  geleitet ,  und  den  entschei- 
dendsten Einfliiss  auf  die  Führung  derselben  in  den  meisten 
anderen  Staaten  Europa's  ausgeübt;  er  war  der  Haupturheber 
und  der  Träger  des  heutigen  europäischen  Staaten-Systems, 
wie  es  sich  auf  der  Grundlage  des  Wiener  Congresses  ge- 
bildet  hat.  Sein  scharfblickender  Geist  erkannte  frühe  die 
Gefährlichkeit  der  im  Stillen  heranreifenden,  unter  den  man- 
nigfachsten Gestaltungen  zur  Erscheinung  gelangenden  revo- 
lutionären Tendenzen,  und  bewog  ihn  zu  dem  allerwärts 
geltend  gemachten  und  standhaft  durchgeführten  Entschlüsse, 
das  allen  Staaten  gemeinsame  Uebel  durch  »gemeinsame  Ge- 
genwirkung zu  bekämpfen.  Diess  gelang,  bis  die  französische 
Juli -Revolution  das  System  erschiitterte  und  die  Februar- 
Revolution  es  für  den  Augenblick  zusammenbrach.  Mit  so- 
viel unbesiegbarer  niuthiger  Ausdauer  der  greise  Staats- 
kanzler der  Revolution  entgegengetreten  war  und  die  er- 
haltenden Grundsätze  des  Staatenbestandes  vertheidigt  hatte, 
eben  so  leicht  und  widerstandslos  entschloss  er  sich,  von 
dem  Schauplatze  abzutreten ,  als  es  sich  um  seine  Person 
handelte,  in  welcher  die  aufgeregte  Meinung  ein  Hinderniss 
der  wiederherzustellenden  Ruhe  erblickte;  instinctartig  trat 
dabei  die  Ansicht  hervor,  dass  die  Revolution  so  lange  in 
Oesterreich  keines  Erfolges  sicher  sein  dürfe,  als  des  Fürsten 
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Name  unter  jenen  der  leitenden  Staatsmänner  genannt  werde. 
Die  Tage  der  Verblendung  waren  aber  gezählt,  und  es  ward 
dem  Nestor  der  europäischen  Staatsmänner,  den  die  Genia- 
lität seines  Geistes,  gepaart  mit  ausgebreitetem  Wissen,  die 
unerschütterliche  Ruhe  seines  Charakters  und  die  reifste  Er- 
fahrung an  die  Spitze  der  Politik  unseres  Welttheiles  gestellt 
imd  auf  derselben  so  lange  erhalten  hatte,  eine  seltene  Ge- 
nugthuung  beschieden.  Inmitten  einer  neuen  Zeit,  unter  viel- 
fach veränderten  Umständen,  rechtfertigen  die  Personen  und 
die  Zustände  sein  consequent  durchgeführtes  Sj^stem  der 
auswärtigen  Politik  in  richtiger,  alles  Unwesentlichen 
entäusserter  Auffassung  und  entschiedener  Durchführung  als 
das  allein  haltbare,  und  was  sein  vorschauender  Geist  vor 
Jahrzehnten  verkündete,  das  wurde  bereits  mit  blutigen 
Zügen  in  die  Tafeln  der  Weltgeschichte  eingegraben. 

Nach  des  Fürsten  Abgange  musste  die  Thätigkeit  des 
Ministeriums  des  Aeussern  in  den  Hintergrund  treten  und 
vermochte  selbst  in  die  zunächst  gelegenen  deutschen  Vei'- 
hältnisse  nicht  wirksam  einzugreifen.  Erst  nach  Besiegung 
der  Revolution  und  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung 
konnte  dieses  Ministerium  bei  der  Thronbesteigung  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  Franz  Joseph  L,  welcher  den  be- 
.deutungsvoUen  Wahlspruch:  „Viribus  unitis",  das  Symbol 
der  Reichseinheit,  zu  dem  Seinigen  machte,  wieder  zu  seinei- 
vollen  Wirksamkeit  gelangen.  Die  Aufgabe  desselben  war 
eine  höchst  schwierige.  Es  hatte  das  während  der  letzten 
Erschütterungen  tief  gesunkene  Ansehen  herzustellen,  die  In- 
tegrität und  Einheit  des  Reiches  zu  vertheidigen ,  besonders 
dem  Auslande  gegenüber,  welches  eines  Theils  ncjcb  in  re- 
volutionären Zuckungen  befangen  war,  andern  Theils  niiJ 
den  Consequeiizen  der  Revolution  sympathisirte,  und  in  über- 
wiegendem Maasse  dem  Bestände  und  der  Beruhigung  des 
Kaiserstaates  feindlich  entgegentrat.  Zum  Glücke  für  Oester- 
reich  sendet    ihm    die   gütige   Vorsehung    in    b('(b';ingler   Zeil 

\.  C. zot'ini^,   Oi'stfrroicirs  Nriv^osliiltuii.-;.  3' 
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stets  den  rechten  Mann,  untl  dieser  rechte  Mann  war  der 
Fürst  Felix  von  Schwa  rzenberg,  an  dessen  gestähltem 
Charakter  die  wogende  Brandung  der  Revolution,  mochte 
sie  auf  dem  Felde  der  Waflen  oder  des  diplomatischen  Streites 
ihm  entgegenbrausen,  machtlos  anstürmend  zurückprallte. 
Kühn  und  fest  war  das  Programm,  mit  welchem  er  seine 
Laufliahn  als  Chef  des  Ministeriums  und  Leiter  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  eröffnete,  und  dem  gesprochenen  Worte, 
das  auswärts  Manche  zweifelnd  vernommen,  sollte  bald  die 
l)ewährende  That  folgen.  Radetzky  hatte  mit  seinem  tapferen 
Heere  die  Ruhe  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche 
hergestellt,  die  Revolution  niedergedrückt,  die  sardinische 
Kriegsmacht  daraus  vertrieben.  Was  aber  das  Schwert  nicht 
zu  erringen  vermochte,  das  sollte  die  schlaue  Kunst  der  Un- 
terhandlung der  Revolution  zuwenden.  Auf  Oesterreich's 
Schwächung  durch  die  vorausgegangenen  Erschütterungen, 
auf  seine  Einschüchterung  durch  die  ungrische  Insurrection 
bauend,  wollte  über  Anregung  Sardinien's  die  auswärtige 
Diplomatie  das  Schicksal  der  Lombardie  von  der  Entschei- 
dung eines  Congresses  abhängig  machen ,  für  welchen  die 
Rollen  in  vorhinein  vertheilt  waren,  und  schon  waren  die 
Mitglieder  dieses  Friedensvermittlungs- Congresses  in  Brüssel 
versammelt.  Allein  Oesterreich  ei-hob  inmitten  der  Gefahren 
aller  Art  seine  Stimme,  wie  in  den  Tagen  seines  machtvollsten 
Glanzes,  mit  dem  von  seinem  guten  Rechte  ihm  eingegebenen 
Muthe,  erklärte,  die  ihm  zweifellos  zugehörige,  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  gegen  unrechtmässigen  Einfall  verthei- 
digte  und  wieder  eroberte  Lombardie  gegen  jeden  Angriff, 
woher  er  immer  konmie,  schützen  zu  wollen,  protestirte 
gegen  die  Befugniss  und  den  Zusammentritt  des  Congresses, 
—  und  der  Congi-ess  stäubte  gegenstandslos  auseinander,  ehe 
er  sich  noch  förmlich  constituirt  hatte.  Der  zweite  sardi- 
nische Krieg,  dessen  Dauer  die  siegreiche  Schlacht  von  No- 
vara  auf  drei  Tage  beschränkte,  brachte  Oesterreich  in  über- 
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wiegenden  Vortheil,  dessen  Benützung  den  Gegner  vollständig 
vernichten  konnte;  die  Einmischung  fremder  Mächte  wurde 
zurückgewiesen ,  aber  dem  sich  auf  den  monarchischen  Grund- 
satz benifenden  Sohne  Karl  AlLerfs  —  letzterer  hatte  durch 
die  Thronentsagung  Sühne  geleistet  —  wurde  das  fremdem 
Dazwischentreten  verweigerte  Zugeständniss  gemacht,  welches 
ihn  auf  dem  Throne  erhielt.  Als  in  dem  Königreiche  Sar- 
dinien selbst  die  Revolution  neuerdings  Einfluss  gewann  und 
den  wieder  in  Frage  gestellten  Friedensschluss  verzögerte, 
da  bedurfte  es  der  Entschiedenheit  des  österreichischen  Ca- 
binetes  und  der  Gewandtheit  seines  Unterhändlers,  um  diesen 
Widerstand  zu.  brechen ,  und  die  Keime  des  Gedeihens  für 
die  Entwicklung  des  friedlichen  Verkehres  und  des  Wohl- 
standes von  sanz  Ober-Italien  durch  die  Wes-räumuna:  oder 
Milderung  der  Zollschranken,  Erweiterung  der  Communi- 
caiionen  und  Herstellung  der  freien  Po-Schifffahrt  daraus 
hervorgehen  zu  machen. 

In  noch  höherem  Maasse,  als  diess  in  Italien  der  Fall 
war,  erforderte  die  Gestaltung  der  Dinge  in  Deutschland 
das  feste  und  entschiedene  Auftreten  des  österreichischen 
Cabinetes.  Der  Bestand  des  deutschen  Bundes  und  der  be- 
rechtigte Einfluss  Oesterreich's  als  der  ersten  deutschen  Gross- 
macht auf  denselben ,  ja  selbst  der  in  den  tiefsten  Wurzeln 
einer  tausendjährigen  Geschichte  begründete  Zusammenhang 
Oesterreich's  mit  Deutschland,  war  nach  allen  Seiten  hin 
bedroht.  Da  Se.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Johann  seine  Stel- 
lung als  Reichsverweser  niederlegte,  wurde  auf  Andringen 
Oesterreich's,  welches  die  Wiederherstellung  der  deutschen 
Bundesbehörde  eifrig  betrieb,  im  Vereine  mit  Preussen  die 
interimistische  deutsche  Bundes -Commission  niedergesetzt, 
an  deren  Spitze  Freiherr  v.  Kübeck  als  österreichischer  Com- 
missär  trat.  Aber  nicht  allein  von  revolutionärer  Seite  her 
wurde  der  Reconstituirung  des  Bundes  entgegengewirkt.  Die 
Tendenz   tauchte  auf,    mit  Ausschluss   Oesterreich's,    dessen 
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Kraft  man  durch  die  Verlegenheiten  in  seinem  Innern  ge- 
lähmt wähnte,  Deutschland  unter  die  Leitung  Preussen's  zu 
stellen ,  und  die  Einheit  eines  engeren  Deutschlands  auf  den 
Beschlüssen  der  Erfurter  Versamndung  aufzubauen.  Oester- 
reich  leistete,  auf  der  Grundlage  seines  unverjährbaren 
Rechtes,  unterstützt  von  den  deutschen  Mittelstaaten,  ent- 
schiedenen Widerspruch,  und  setzte,  als  dieser  nicht  beachtet 
wurde,  seine  volle  Macht  für  die  Geltendmachung  seines 
Rechtes  ein. 

.  Die  trübsten  Tage  der  Zerrissenheit  Deutschlands  schie- 
nen wiedergekehrt,  als  die  beiden  deutschen  Grossmächte 
einander  gerüstet  gegenübertraten.  Dem  festen  Entschlüsse 
Oesterreich's  zur  Abwehr  des  Eingriffes  in  sein  Recht  folgte 
in  zauberähnlicher  Raschheit  die  Entwicklung  einer  imposan- 
ten Kriegsmacht  an  seiner  nördlichen  Gränze.  Aber  noch 
in  der  letzten  Stunde  wendete  das  Geschick  den  Ausbruch 
des  drohenden,  in  seinen  Folgen  für  Deutschland  unberechen- 
baren Unheils  ab.  Die  unerwartet  schnelle  Vereinigung 
einer  zahlreichen  und  kampfbereiten  Armee,  deren  morali- 
sches Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  durch  glänzende  Siege 
in  zahlreichen  blutigen  Schlachten  und  durch  die  von  ihr  be- 
werkstelligte Rettung  des  Vaterlandes  auf  das  höchste  ge- 
steigert war,  hatte  Oesterreich  in  unläugbaren  Vortheil  ver- 
setzt, den  entscheidenden  Erfolg  in  dem  bevorstehenden  Feld- 
zuge ihm  in  nahe  Aussicht  gestellt,  und  einen  tiefen  Ein- 
druck jenseits  der  Gränze  in  befreundeten  und  nicht  befreun- 
deten Lagern  hervorgebracht.  Desto  anerkennenswerther  war 
die  Selbstbeherrschung,  mit  welcher  Oesterreich  die  zur  fried- 
lichen Ausgleichung  gebotene  Hand  annahm.  Die  kaiser- 
liche Regierung  war  durch  die  Geschichte  belehrt,  dass  die 
Zeiten  des  Zerwürfnisses  zwischen  den  beiden  grossen  deut- 
schen Regierungen  mit  den  Tagen  der  tiefsten  Erniedrigung 
Deutschlands  und  seines  herbsten  National-Unglückes  zusam- 
menfallen;    sie    war    sich    bewusst,     dass   die   auseinander- 
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gehenden  Interessen  der  beiden  Staaten  anf  dem  Wege  frii- 
herer  oder  späterer  Verständignng  ausgeglichen  werden  müs- 
sen ,  dass  die  Wohlfahrt  und  die  politische  Macht  Deutsch- 
lands so  wie  die  gesicherte  Stellung  von  Mittel-Europa  nur 
durch  den  Einklang  der  beiden  Regierungen  in  den  grossen 
politischen  Fragen  erzielt  werden  können.  Deutschland,  des- 
sen Gestaltung  ohnehin  der  Keime  der  Uneinigkeit  so  viele 
enthält,  vermag  nur  durch  diesen  Einklang  sein  politisches 
Gewicht  zu  erhalten,  welches  hinwieder  Oesterreich  und 
Preussen  in  ihren  auss erdeutschen  Beziehungen  kräftiget  und 
ihren  Einfluss  in  dem  europäischen  Concerte  zum  entschei- 
denden macht.  Durch  die  Olmützer  Uebereinkunft  ward  der 
Streit  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ehrenvoll  geschlich- 
tet, die  Bundesversammlung  fand  wieder  allgemeine  Aner- 
kennung, und  Oesterreich  trat  in  seine  Rechte  am  Bundes- 
tage ein. 

Nachdem"  Oesterreich  in  Italien  sein  Ansehen  befestigt, 
in  Deutschland  seine  alten  Rechte  gewahrt  und  daselbst 
durch  die  Persönlichkeit  seines  Monarchen  neue  Sympathien 
gewonnen  hatte,  trat  es  in  freundschaftliches  Einverständniss 
mit  dem  Beherrscher  von  Frankreich,  dem  Kaiser  Napo- 
leon III.,  welcher  so  eben  die  Revolution  in  jenem  gährenden 
Lande  gelrnndigt  und  den  Metternich^schen  Grundsatz  von  der 
Nothwendigkeit  ihrer  gemeinsamen  Bekämpfung  thatsächlich 
anerkannt  hatte.  Audi  diess  w^ar  ein  Zeichen  der  neuen 
Zeit,  dass  die  beiden  Staaten,  deren  politischer  Gegensatz 
ein  traditioneller  geworden  zu  sein  schien,  in  höherer  Auf- 
fassung die  Grundlagen  gemeinsamen  Handelns  gefiniden 
hatten.  So  lange  Frankreich  die  ilnn  bech-ohlich  erscheinende 
Hausniacht  Oesterreich's  an  seinen  Gränzcn  in  Si)anien,  den 
Niederlanden  und  Italien  einzuengen  strebte,  so  lange  es 
nach  einem  entscheidenden  Einflüsse  in  Deutschhuid  trachtete, 
oder  von  i-evolutionärem  Propagandismus  und  ehrgeizigen 
Eroberungsgelüsten    sich    leiten    liess,    war  dieser  (iegensat'/^ 
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cillei-din«^s  ein  gegebener  und  nicht  zu  beseitigender.  Heut- 
zutage bedingt  die  fortschreitende  Cultur-Entwicklung  andere 
Zwecke  des  staatlichen  Lebens:  die  Erhaltung  äusserer  und 
innerer  Ruhe,  die  Pflege  des  Friedens,  und  unter  dem  näh- 
renden Schatten  desselben  die  Entfaltung  der  gesellschaft- 
lichen AVohlfahrt  durch  den  Aufschwung  des  Acker-  und  Berg- 
baues, der  Industrie  und  des  Handels,  der  Künste  und  Wissen- 
schaften. Störungen  dieser  Ruhe  durch  Ursachen,  welche  in  den 
vergangenen  Jahrhunderten  wirksam  waren,  durch  politische 
Principien,  Familien-Interessen  oder  Eroberungssucht,  treten  in 
den  Hintergrund,  und  nur  zwei  Gefahren» sind  es,  welche  dem 
heutigen  und  dem  kommenden  Geschlechte  drohen:  der  Kampf 
mit  der  Revolution ,  und  die  wichtigste  aller  Fragen  unseres 
Jaln-hundertes,  die  Ordnung  der  orientalischen  Verhältnisse. 
In  seinen  höchsten  Interessen  an  dieser  Ordnung  betheiligt, 
konnte  Oesterreich  bei  dem  plötzlichen  Hereinbrechen  der 
(»rientalisciien  Wirren  kein  theilnahmsloser  Zuschauer  bleiben. 
Mit  der  gleichen  Entschiedenheit,  mit  welcher  es  so  eben 
gegen  die  osmanische  Regierung  seine  vollkommen  berech- 
tigten, die  Ruhe  einer  Provinz  bedingenden  Forderungen 
durchgesetzt  hatte,  trat  es  der  Beeinträchtigung  entgegen, 
welche  die  Rechte  der  Pforte  und  die  Sicherheit  des  öster- 
reichischen Gränzgebietes  durch  die  pfandweise  Besetzung 
der  Donau -Fürstenthümer  von  Seite  russischer  Truppen  er- 
litten. Oesterreich  hatte  nur  an  seiner  Tradition  festzuhalten, 
und  die  Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringen,  deren  Durch- 
führung Fürst  Metternich  vor  einem  Vierteljahrhunderte, 
wenngleich  vergeblich,  versucht  hatte.  Die  Westmächte  er- 
klärten Russland  den  Krieg,  Oesterreich  samuielte  seine 
trefflich  geübten  Streitkräfte  in  einer  kaum  Jemals  vorhan- 
den gewesenen  Anzahl  unter  einem  seiner  erprobtesten  Feld- 
herren, dem  Feldzeugmeisler  Freiherrn  von  Hess,  au  seiner 
Südost-  und  Ostgränze,  entschied  durch  die  strategische  Auf- 
stellung    derselben     die    Aufhebung    der     Belagerung     von 
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Silistria  und  den  Rückgang  des  russischen  Heeres  über  die 
Donau  und  den  Pruth,  und  besetzte,  in  Vollziehung  eines 
mit  der  Pforte  abgeschlossenen  Vertrages,  die  Wallachei  und 
Moldau.  Diese  Erfolge  wurden  indess  nicht  ohne  die  eni- 
l)lindlichsten  Opfer  errungen;  die  Bande  der  Freundschaft 
mit  einem  Staate,  mit  welchem  Oesterreich  so  eben  noch  in 
den  engsten  Beziehungen  stand  und  gegen  welchen  es  un- 
läugbare  Verpflichtungen  hatte,  mussten  gelockert,  und  die 
Geldkräfte  des  Reiches  in  einem  ungewöhnlich  hohen,  nur 
durch  die  bereitwillige  Unterstützung  der  Gesammtheit  des 
Volkes  möglich  gewordenen  Grade  in  Anspruch  genommen 
werden.  Den  Lehren  seiner  Tradition  und  dem  Gebote  einer 
wahrhaft  grossstaatlichen  Politik  folgend,  schreckte  Oesterreich 
vor  keinem  Opfer  zurück,  durch  welches  die  Erreichung  der 
wichtigsten  Zwecke  der  Machtstellung  und  Würde  des 
Staates  angestrebt  wurde,  und  setzte  grosses  Gut  um  Abwehr 
grossen  Nachtheiles  ein. 

Inmitten  der  Ausrüstung  und  Entsendung  seines  gewal- 
tigen Kriegsheeres  hatte  Oesterreich  auch  seine  Stimme  im 
Rathe  der  europäischen  Mächte  erhoben ,  durch  Verhandlung 
sich  Bundesgenossen  zu  verschaffen  und  sohin  in  friedlichem 
Wege  auf  die  Beilegung  der  Wirren  und  auf  Herstellung 
eines  dauernden  Rechtszustandes  im  Oriente  hinzuwirken 
gesucht.  Schon  unterm  20.  April  1854  war  mit  Preussen  ein 
Schutz-  und  Trutzvertrag  für  den  Fall  abgeschlossen,  als 
Oesterreich  von  Russland  angegriffen  würde  oder  letzteres 
seinen  Eroberungskrieg  gegen  die  Pforte  über  den  Balkan 
fortsetzte,  welchem  Vertrage  der  deutsche  Bund  sich  an- 
schloss,  sowie  derselbe  auch  dem  Zusatz- Artikel  vom  26.  No- 
vember 1854,  welcher  die  Stellung  Oesterreich's  in  den 
Donau-Fürstenthümern  als  in  dem  Schutzbüntlnisse  garantirf 
anerkannte,  seinen  Beitritt  gewährte. 

Nachdem  Oesterreich  mit  den  Westniächten  die  .Situation 
in  den  Protokollen  vom  9.  April  und  2'i  Mai,  dann   in  den 
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ausjretausc'hten  Noten  vom  8.  August  1854  festgestellt  hatte, 
schritt  es  zu  dem  Allianz-Verträge  vom  2.  December  1854 
mit  Frankreich  und  Grossbritannien,  M'orin  es  eventuell  einen 
Offensiv- Vorgang  im  Vereine  mit  den  Westmächten  in  Aus- 
sicht stellte,  im  Falle  als  Russland  die  ihm  zu  machenden 
Friedens  vorschlage  verwürfe.  In  Ervs^ägung,  dass  der  orien- 
talische Krieg  eine  ebenso  lange  Dauer  als  grosse  Ausdeh- 
nung gewinnen  könne,  und  von  dem  AVunsche  beseelt,  den 
ausserordentlichen  Opfern  an  Menschen  und  Geld ,  welche 
dieser  Krieg  bereits  gekostet  hat,  ein  baldiges  nnd  für  beide 
Theile  ehrenvolles  Ende  zu  machen,  veranlasste  Oesterreich 
die  Friedens  -  Conferenzen ,  welche,  nachdem  Russland  auf 
die  Grundlagen  der  Verhandlung  in  den  bekannten  vier 
Punkten  (der  Aufhebung  des  russischen  Protectorates  über 
die  Donau-Fürstenthümer,  der  Freiheit  der  Donau-Schifffahrt, 
der  Integrität  des  türkischen  Reiches  sowie  der  Beschrän- 
kung des  russischen  Ucbergewichtes  auf  dem  schwarzen 
Meere,  endlich  dem  Aufhören  des  russischen  ausschliessli- 
chen Einflusses  auf  die  Lage  der  christlichen  Unterthanen 
der  Pforte)  eingegangen  war,  zu  Wien  im  Laufe  des  Früh- 
jahres 1855  unter  dem  Vorsitze  des  österreichischen  Ministers 
des  Auswärtigen  Grafen  Buol  stattfanden. 

Die  M'ürdevolle  Stellung,  welche  Oesterreichs  Vertreter 
auf  diesem  Congresse  einnahmen ,  das  Bemühen  Oesterreich's, 
kein  Mittel  zur  Herbeiführung  des  Friedens  unerprobt  zu 
lassen,  und  sein  dadurch  veranlasster  Ausgleichungsversuch 
sind  in  der  Geschichte  verzeichnet.  Wenn  jene  Conferen- 
zen und  der  denselben  nachgefolgte  Versuch  nicht  zu  dem 
Fi-ieden  führten,  so  ist  die  Schuld  hiervon  nicht  Oesterreich 
beizumessen.  Die  Annahme  ist  erlaubt,  dass  Oesterreich's 
Streben  nach  einer  unblutigen  Beilegung  der  Wirren  von 
einem  gedeihlichen  Erfolge  begleitet  gewesen  sein  würde, 
wenn  es  sich  hierbei  der  (begehrten,  aber  nicht  erlangten) 
Unterstützung  Prensseiis  und  Deutschlands  zu  erfreuen  gehabt 
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hätte.  Dieses  Scheiterns  seiner  Friedensbestrebungen  un- 
geachtet steht  aber  das  Ansehen  der  österreichischen  con- 
sequenten  Politik  fester  als  je,  und  voraussichtlich  wird 
Oesterreich  berufen  sein,  den  langen  orientalischen  Kampf  als 
Schiedsmacht  zu  beendigen.  —  Seit  vorstehende  Zeilen  (im 
Sommer  des  Jahrs  1855)  geschrieben  wurden,  ist  die  darinn 
geäusserte  Voraussicht  in  glänzende  Erfüllung  gegangen. 
Nachdem  die  Gefahr  immer  drohender  geworden,  dass  die 
Kriegsfackel  einen  allgemein  '  verheerenden  Brand  entzünde, 
verdankt  es  Europa  dem  energischen  Aultreten  Oesterreich"s, 
welchem  nunmehr  auch  Preussen  find  Deutschland  näher 
traten,  wenn  durch  die  Annahme  der  von  ihm  ausgegange- 
nen Propositionen  seitens  der  kriegführenden  Mächte  dem  un- 
lieilvollen  Kampfe  ein  ehrenvolles  Ziel  gesetzt  wird,  wozu 
durch  die  so  eben  (1.  Februar  1856)  paraphirten  Friedens- 
präliminarien der  feste  Grund  gelegt  wurde.  Mit  lautem  Jubel 
wird  allenthalben  die  durch  Oesterreich's  Dazwischeidcunft  in 
Aussicht  gestellte  Beilegung  des  Streites  begrüsst,  und,  wenn 
die  .Geschicke  unseres  Erdtheils ,  auf  diesem  Wendepunkte 
angelangt,  nunmehr  einer  Aera  dauernden  Friedens  und 
steigender  Wohlfahrt  die  Bahn  eröffnen,  so  gebührt  der  her- 
vorragendste Antheil  daran  der  würdevollen,  eben  so  ver- 
söhnlichen als  entschiedenen  Politik  des  Kaisers  Franz  Joseph. 
'Während  das  Ministerium  des  Aeusseren  in  der  eben 
angedeuteten  Art  mit  der  Vertheidigung  der  Integrität  und 
der  Interessen  des  Reiches  nach  Aussen  hin,  sowie  mit  der 
Verhandlung  der  wichtigsten  Fragen  europäischer  Politik  be- 
schäftigt war,  fand  es  noch  Gelegenheit  und  benutzte  die- 
selbe zum  Abschlüsse  so  zahlreicher  Vertraue  uwd  Ueberein- 
kommeil  mit  fremden  Regierungen,  wie  dioss  in  ,st)  kurzer 
Zeit  noch  nie  erfolgt  w;ir.  In  der  Zeit  vom  Januar  1849  bis 
Ende  December  1855  wni-deii  mit  allen  europäischen  Re- 
gierungen (fast  nur  Sicilieii  und  Portugal  ausgeuouunen) 
\'('rträu<'  und  LTclicreinkommen  abux'schlosseii,  dci-eii  Zahl  sich 
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auf  nicht  weniger  als  101  beläuft,  und  worunter  54  förm- 
liche vom  Monarchen  ratificirte  Verträge  und  47  Ueberein- 
kommen  und  Vereinbarungen  erscheinen.  Das  Bezeichnendste 
hierbei  ist,  das  nur  die  geringere  Anzahl  dieser  Conventio- 
nen  Verhandlungen  der  Politik  oder  solche  Gegenstände  be- 
traf, welche  {jwie  Gränzberichtigungen,  Heimfallsrechte, 
Auslieferung  und  Verfolgung  der  Verbrecher)  frühej-  in  über- 
wiegender Anzahl  das  Object  internationaler  Verträge  aus- 
machten, und  die  meisten  derselben,  dem  Geiste  der  neuen 
Zeit  huldigend,  die  Förderung  des  Handels  und  der  Schitlf- 
fahrt,  insbesondere  aber  die  Ausdehnnng  der  länderver- 
knüpfenden Communications -Anstalten,  der  Posten,  Eisen- 
bahnen und  Telegraphen ,  bezweckten.  Der^  grosse  und  frucht- 
bare, wenn  auch  erst  in  späterer  Zeit  (doch  dann  um  so  ge- 
wisser) reifende  Gedanke  einer  Vereinigung  von  ganz  Deutsch- 
land, von  Ober-  und  Mittel -Italien  mit  Oesterreich  in  allen 
Verkehrshinsichten  ging  auf  dem  praktischen  Felde  zuerst 
von  Oesterreich  aus,  und  ward  bereits  hinsichtlich  der  Te- 
legraphen- und  Post- Verbindungen  der  Verwirklichung  nahe 
gebracht,  hinsichtlich  der  Zolleinigung  mit  Parma  und  Mo- 
dena  (nebst  Liechtenstein)  ausgeführt,  und  gegenüber  dem 
Zollvereine  mindestens  durch  namhafte  Handels-  und  Zoll- 
erleichterungen künftiger  Durchführnng  näher  gerückt.  Zu 
solclien  friedlichen  Eroberungen  benützte  Oesterreich  die  in 
blutigen  Schlachten  errungenen  Vortheile,  wie  denn,  nach- 
dem durch  die  Schlacht  von  Novara  das  Ansehen  und  der 
Einfhiss  Oesterreich's  in  Ober -Italien  befestigt  worden,  dei- 
Abschluss  eines  Handels-  und  Schifffahrts-  sowie  eines  Zoll- 
vertrages mit  Sardinien,  Post- Verträge  mit  Sardinien,  Parma, 
^b^dena,  Toscana  und  dem  Kirchenstaate,  Telegraphen -Ver- 
träge mit  den  drei  erstgenannten  Staaten,  Zolleinigungs-Ver- 
trägc  mit  Parmii  undModena,  Eisenbahn-Verträge  mit  Parma, 
Modena,  Toscana  und  dem  Kirciienstaate,  sowie  die  Verträge 
mit  Parma.  Modena  und  dem  Kirchenstaate,  wodmcli  die  seit 
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dem  Wiener  Cuiigresse  vej-geblicli  angestrebte  freie  Po-SehifT- 
fahrt  erreicht  wurde,  die  unmittelbare  und  mittelbare  Folge 
waren.  Der  einzelnen  Verträge  wird  bei  den  einschlägi- 
gen Verwaltungszweigen  nähere  Erwähnung  geschehen.  — 
»Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  diesen  Zeitraum  die 
Veifügung  des  Ministeriums  fällt,  kraft  welcher  die  Candi- 
(laten  für  diplomatische  Posten  und  für  Anstellungen  im 
Innern  des  Ministeriums  sich  einer  praktischen  Prüfung  aus 
den  einschlägigen  Fächern  zu  unterziehen  haben,  wie  solche 
auf  höhere  Ausbildung  der  eintretenden  Beamten  abzweckende 
Prüfungen  in  anderen  Staaten  seit  Langem  l)estehen. 

Das  Programm  des  Fürsten  S  c  h  ^\-  a  r  z  e  n  l)  e  r  g  verkündete  schon 
;im  27.  November  1S48.  dass  das  unter  seinem  Vorsitze  2;ebildete 
Ministerium  seine  Aufgabe  darin  suclie,  üesterreich  zu  einem  grossen 
einheitliehen  Staatsk(>rper  umzusehatFen  und  demselben  einen  ge- 
achteten Platz  im  europäischen  Staaten-Systeme  zu  sichern,  —  eine 
Aufgabe,  welche  mit  der  unmittelbar  darauf  folgenden  Thronbe- 
steigung des  jugendhellen  Kaisers  Franz  Joseph  I.  (Allerhöchst- 
Weicher  den  Wahlspruch:  „Viribus  unitis'*  durch  die  Allerh. 
Entschl.  vom  12.  Februar  1849  annahm)  ihrer  Verwirklichung  ent- 
gegenging. 

Selbst  noch  ehe  der  Krieg  in  Ungern  beendet  war,  befestigte 
der  Friedensschluss  mit  Sardinien  zu  Mailand  (6.  August  1849)  und 
die  Capitulation  von  Venedig  (24.  August  1849)  die  Machtstellung 
üesten-eich's  in  Ober -Italien.  Kadetzky's  Waffen  führten  die  Her- 
zoge von  Parma  und  Modena  in  ihre  Staaten  zurück,  und  unter' 
stützten  die  Restauration  des  Grossherzoss  von  'J'oscana  und  des 
Papstes.  Verträge  über  eine  aHmähliche  Einigung  in  den  Verhält- 
nissen des  Handels  und  \'erkehres  umschlangen  die  Halbinsel  mit 
Banden,  welche  die  einzig  praktische  Beseitigung  ihrer  staatlichen 
Zersplitterung  in  sich  schlössen. 

Auch  nach  der  Seite  Deutschlands  hin  errang  sich  Oesterreich 
seinen  früheren  entscheidenden  Einfluss  wieder.  Da  die  in  der 
Frankfurter  National-Versannnlung  zum  augenblicklichen  Ueberge- 
\vieht,e  gelangte  Partei  den  Absehluss  der  deutschen  Einheit  in  der 
Uebertragung  des  Erbkaiserthumes  an  Preussen  suchte  und  den 
angebotenen  Eintritt  Gesammt-Oesterreicirs  in  den  (Iciilsrheii  Hund 
beliiirrlicli    \(iii    sjcli    wies,    rief  Oesterreich   seine   ^'e^treter  iius  der 
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Natiunal- Versammlung  ab  (5.  April  l.S4i)).  Als  aus  den  Wirren 
Süchvest-Deutschlands  eine  Aussicht  auf  dauernde  Klärung  der  gäli- 
renden  Elemente  auftauchte,  gewahrte  der  Abschluss  des  Interims 
z\\'ischen  Oesterreich  und  Preussen  (30.  September  1849)  den  ersten 
Anlialtspiinkt  für  eine  Herstellung  geordneter  Zustände.  Die  Tage 
von  Kriurt  und  Berlin  (April  und  Mai  lb50)  traten  dazwischen-, 
aber  der  L()sung  des  deutschen  Bundes  auch  nach  dieser  Richtung 
entgegenkämpfend,  erneuerte  Oesterreich  den  Frankfurter  Bundes- 
tsig  (10.  Mai  1850),  welcher  seine  Restauration  feierlich  aussprach 
(2.  September  1850),  und  sicherte  sich  zu  Bregenz  (11.  pcti)bcr  1850) 
die  Zustimmung  Baicrn's  und  Württemberg's  für  ein  ernsteres  Vor- 
eehen.  um  diesem  Bundestage  auch  die  Anerkennung  seiner  Au- 
torität zu  verschatfen.  Vor  der  Anwendung  der  Waifengewalt  wich 
Pri'ussen  zurück;  die  Olmützer  Punctation  (29.  November  1850) 
führte  zu  den  Dresdner  Conferenzen  (23.  December  1850  bis 
15.  Mai  1851),  der  Austrag  der  kurhessischen  und  schleswig-hol- 
steinischen Frage  ging  an  die  Gesammtheit  der  deutschen  Regie- 
runuen  über,  der  Bundesla"'  wurde  am  5.  Juni  1851  wieder  ver- 
vollständiget ,  alle  Sonderbunds-Bestrel)ungen  erloschen. 

Wie  nach  der  Seite  Italiens,  arbeitete  Fürst  Schwarzenberg, 
mit  dem  Freiherrn  von  Brück  in  der  thatkräftigsten  Uebereinstim- 
mung,  dahin,  eine  handelspolitische  Einigung  Deutschlands  mit  Ge- 
sannnt-Oesten'eich  zu  Stande  zu  bringen.  Der  Weg.  welchen  die 
Dei)eschen  vom  30.  December  1849  und  30.  Mai  1850  bezeichneten, 
Murde  durch  die  Zoll-Confcrenzen  in  Wien  (5.  Januar  l»is  20.  April 
1852)  und  die  Darmstädter  Uebereinkunft  verfolgt,  und  führte  erst 
nach  des  Fürsten  Tode  (5.  April  1852)  zum  Ziele,  dem  Abschlüsse 
des  Zoll-  un<l  Handelsvertrages  vom  19.  Februar  1853.  Auch  ein 
deutsch -österreichischer  Post-  und  Telegraphen  -  Verein  kam  zu 
Stande. 

Dem  Kachfolger  des  Fürten  Schwarzenberg  im  Ministerium  des 
Auswärtiuen,  dem  Grafen  Karl  Buol-Sc  h  auenst  ein.  liel  un- 
mitlelbar  nach  der  Beilegung  der  deutschen  Frage  die  grosse  Auf- 
gabe zu,  Oesten-eich  in  der  Weltfrage  der  orientalischen  Verwick- 
lung die  ihm  gebührende  entscheidende  Stinnne  zu  sichern.  Nach- 
dem Oesterreich  durch  die  Senduno;  des  Grafen  Leininy-en  seinen 
Anforderungen  zur  Beruhigung  der  Südgränze  des  Reiches  und  zur 
Beseitigung  der  gegen  Montenegro  verülilen  Gewaltthiitigkeiten  der 
l'lorte  scldeuniges  Gi'hiir  versciialft  (Februar  1853),  erklärte  es  sich 
eben    so    entschieden    gegen   Russlands   Vrn'gang,    womit    letzteres. 
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aus  Anläss  einer  Differenz  Megen  des  Schutzrechtes  über  die  orien- 
talischen Christen ,  durcli  pfandweise  Besetzung  der  Donau-Fürsten- 
thünier  die  Integrität  der  Pforte  verletzte.  Mit  Frankreich,  Gross- 
britannien und  Preussen  versuchte  es  eine  Vermittlung,  die  auch 
nach  der  Kriegserklärung  der  AVestmächte  an  Russland  (28.  März 
1854)  fortdauerte.  Als  Russland  keine  Nachgiebigkeit  zeigte,  rüstete 
Oesterreich  zum  Kriege  und  übernahm  durch  einen  Vertrag  mit  der 
Pforte  (14.  Juni  1854)  die  Besetzung  der  Donau -Fürstenthümer, 
für  ^\'elche  durch  die  Verträge  vom  20.  April  und  26.  Novem- 
ber die  Garantie  Preussens  und  durch  die  Bundestags-Beschlüsse 
vom  24.  Juli  und  9.  December  jene  des  deutschen  Bundes  erlangt 
ward.  Ein  Noten -Austausch  mit  Frankreich  und  Grossbritannien 
(8.  August  1854)  stellte  die  Puncte  fest,  welche  das  Minimum 
der  an  Russland  zu  richtenden  Forderungen  bilden  sollten ,  und  die 
Allianz  vom  2.  December  sicherte  denselben  noch  eine  wirksamere 
Unterstützung  von  Seite  des  Wiener  Cabinets,  welches  nach  dem 
Scheitern  der  Wiener  Friedens- Conferenzen  (4.  Juni  1855)  der 
gewichtigen  Rolle  des  entscheidenden  Vermittlers  iener  Anseleiren- 
heit  nicht  entsagte,  sondern  dieselbe  um  so  nachdrücklicher  wieder 
aufnahm,  als  die  Zerstörung  von  Süd-Sebastopol  und  die  Vernich- 
tung der  russischen  Pontusflotte  (8.  September  1855)  der  unmittel- 
baren Gefahrdung  des  osmanischen  Reichs  ein  Ziel  setzte  und  der 
Kam])f  sofort  in  grösseren  Dimensionen  einen  Aggressiv- Charakter 
anzunehmen  drohte.  Diess  geschah  durch  die  Formuliruug  neuer- 
licher, die  vier  Puncte  noch  genauer  präcisirender ,  die  Neutralisi- 
rung  des  schwarzen  Meers  bestimmender  und  die  freie  Donau- 
Schifft'ahrt  durch  eine  Gränz- Regulirun o-  in  Bessarabien  sewähr- 
leistender  Propositionen,  welche,  nachdem  die  Westmächte  ihnen 
beigetreten  waren,  Russland  zur  Annahme  dringend  empfohlen 
wurden  (Depesche  des  Grafen  Buol  an  den  Grafen  V.  Esterhazv 
vom  16.  December  1855).  Nachdem  sich  Russland  anfänglich  mit 
dem  Principe  dieser  Propositionen  einverstanden  erklärt,  aber  nicht 
unwesentliche  Modificationen  des  Inhalts  begehrt  hatte  (Depesche 
des  Grafen  Nesselrode  an  den  Fürsten  Gortschakow  vom  5.  Januar 
1856),  erfolgte  doch  die  einfache  und  unbedingte  Annahme  des 
österreichischen  Entwurfs  der  Friedens -Präliminarien  (16.  Januar 
1856),  worauf  die  Repräsentanten  Frankreich's,  Grossbritannien's, 
der  Pforte  und  Russland's  in  Gemeinschaft  mit  dem  Grafen  Buol 
als  dem  Repräsentanten  Oesterreichs  zu  Wien  (1.  Februar  1856)  ein 
Protokoll  unterzeichneten,  durch' welches  die  erwähnten  Präliminarien 
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bindend»'  Krall  i'rlan;j,ton,  der  Abschluss  eines  WalFenslillslands 
UTundsat/lieii  l'eslgeslellt  und  dabei  bestimmt  wurde,  dass  spätestens 
innerhalb  drei  Wochen  zu  Paris  die  Bevolhiiächtigten  der  fünf  Hiife 
zusammentreten  sollen,  um  naeii  förmlicher  Unterzeichnung  der 
Präliminarien  den  deiinitiveu  Friedeus-Tractat  zu  unterhandeln. 

Um  sich  den  Nachwuchs  tüchtiger  Kräfte  für  die  diplomatische 
Laufbahn  zu  sichern,  ordnete  noch  Fürst  Hchwarzenberg  mit  Erlass 
vom  21.  Januar  lb51  an,  dass  künftighm  nur  solche  Bewerber  zu 
einer  Sti-lle  im  Conceptsfache  bei  dem  Ministerium  oder  bei  einer 
Mission  zugelassen  werden  können,  welche  nacii  Ablegung  der 
theoretischen  Staatsprüfungen  sich  einer  besonderen  Diplomaten- 
Priifuiitj  (aus  dem  natürlichen  und  positiven  Völkerrechte  und  der 
diplomatischen  Staaten -(beschichte)  unterziehen.  Männer  von  be- 
reits anerkannter  ausgezeichneter  fachwisseuschafllicher  oder  prak- 
tischer Ausbildung  und  die  Zöglinge  der  orientalischen  Akademie 
sind  von  dieser  Prüfung  befi'eit. 

Die  \\ichtigeren  der  in  dieser  Periode  von  Oesterreicii  mit  frem- 
den Staaten  abgeschlossenen  Verträge  sind,  nach  den  Staateu  ge- 
reiht ,  folgende : 

Deutschland.  Deutsche  Staaten:  Vertrag  über  Ausdehnung  des 
IJundesbeschlusses  vom  26.  Januar  1854  wegen  gegenseitigei' 
Auslieferung  gemeiner  Verbrecher  und  des  Buudes-Beschlusses 
vom  18.  August  1836  wegen  Auslieferung  von  pohtischen  Ver- 
brechern auf  den  ganzen  Umfang  des  österreichischen  Kaiser- 
staates,  —  doch  bezüglich  der  politischen  Verbrecher  ohne 
Beitritt  Preussen's  —  bekannt  oeaeben  am  9.  Juli  1855. 
Deutsch-österreichischer  Postverein:  —  aufGrundlage 
des  Postvertrages  mit  Preussen  6.  April  1850  und  des  Bei- 
tritts der  Turn-  und  Taxis'schen  Postverwaltung  31.  März 
1851  —  Vertrag  5.  December  1851. 
Deutsch- österreichischer  Telegraphen-Verein:  — 
vorbereitet  durch  die  Verträge  mit  Preussen  3.  Üctober  1849 
und  mit  Baiern  21.  Januar  1850  —  A'ertrag  mit  Pi'eussen, 
Baiern  und  Sachsen  25.  Juli  1850;  Beitritt  Würtemberg's 
14.  Uct(»ber  1851,  Hannover's  2.  Sejjtember  1853,  Meklen- 
burg-Schwerin's  1.  April  1854,  Baden\s  1.  Juli  1854  5  Nach- 
ti-agsverträge  14.  October  1851,  23.  September  1853  und 
29.  Mai  1855. 
E I b e z o  1 1  b e  r  e c  h  1  i  g  t  e  S  t  a  a  t  e n :  Ueberein kommen  wegen  Zoll- 
ern iäs.sigun  gen  2.  December  1851. 
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Eisenacher  Convention  11.  Juli  1853,  mit  sämnitlichen 
deutschen  Staaten  (mit  Ausnahme  von  Hamburg,  Hessen- 
Hombura,  Holstein-Lauenburg,  Liechtenstein  und  Luxemburg- 
Limburg)  wegen  Verpflegung  erkrankter  und  Beerdigung 
verstorbener  gegenseitiger  Staatsangehörigen. 

Preussen:  Zoll-  und  Handelsvertrag  19.  Februar  1853;  Schutz- 
und  Trutzbündniss  20.  April  1854. 

Zo  11  \erein Staaten:  Beitritt  zum  Zoll-  und  Handelsvertrage 
mit  Preussen  4.  April  1853. 

Baiern:  Gränzberichtigung  16.  Deeember  1850,  2.  December 
1851;  Truppen-Verpflegung  15.  März  1851;  Eisenbahnver- 
trag 21.  Juni  1851;  SchifTfahrtsvertrag  2.  December  1851; 
Zollaufsicht  der  Gränzflüsse  2.  December  1851. 

Würtemberg:  Beitritt  zum  Schifffahrtsvertrage  mit  Baiern 
5.  Juni  1855. 

Sachsen:  Eisenbahnanschluss  31.  December  1850;  Zittau- 
Keichenberger  i^isenbahn  24.  April  1853. 

Liechtenstein:  Zolleinigung  5.  Juni  1852. 
Italien.      Sardinien:    Friedensvertrag   6.    August  1849;    Handels- 
und  SchiflTahrts- Vertrag  18.   October  1851;   Unterdrückung 
des  Schleichhandels  22.  November  1851 ;  Postvertrag  28.  Sep- 
tember 1853;  Telegraphen- Verein  28.  September  1853. 

Parma  und  Modena:  Freie  Po-Schififahrt  3.  Juli  1849;  Post- 
vertrag 3.  Juli  1849;  Zoll -Convention  3.  Juh  1849;  Zoll- 
einigung 9.  August  1852;  Beitritt  zum  Handelsvertrage  mit 
dem  Zollvereine  4.  April  1853. 

Parma:  Po-Inseln  3.  Juli  1849;  Truppen -Verpflegung  3.  Juli 
1849;  Beitritt  zum  östeiTeichisch  -  sardinischen  Friedensver- 
trage 14.  August  1849;  Telegraphen -Verein  15.  September 
1851 ;  Postverein  17.  September  1851. 

Modena:  Gränz-Regulirung  8.  August  1849;  Beitritt  zum  öster- 
reichisch-sardinischen Friedensvertrage  12.  August  1849; 
Telegraphen-Verein  4.  Juni  1851 ;  Postverein  29. October  1851. 

Toscana:  Truppen  -  Verpflegung  22.  April  1850;  Grundlagen 
des  österreichisch-italienischen  Postvereines  5.  November  1850; 
Special-Postvertrag  5.  November  1850. 

Kirchenstaat:  Bi-ilritl  zuui  Vertrage  über  die  freie  Po-Schill- 
l'ahrt  12.  Februar  1850,  zum  Postvereine  30.  März  1852.    i 

Parma,  Modena,  Toscana  und  Kirchenstaat:  Italie- 
nische Central -Eisenbahn  1.  Mai  1851. 
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Schweiz.  Postvertrog  2.  Juli  1849,  26.  Aj)vil  1852;  'releiira])ht'n- 
Vertrag-  26.  April  1852:  Auslieferiino;  der  Verl)rec'lier  17.  .iiili 
1855.  ' 

Belgien.  Aiisjieferimg  der  Verbrecher  16.  Juli  1853^  Sehiiriahrts- 
und  Ihindelsvei'tras:  2.  Mai  1854. 

Niederlande.  Befiirderung  der  niederländisch-indischen  Post  19.  I)e- 
ceniber  1851 ;  Auslieferung  der  Verbrecher  28.  August  1852 ; 
Beitritt  zum  deutsch -österreichischen  Telegrai)hen- Vereine 
2.  .Scjitoniber  1853. 

Frankreich,  Grossbritannien,  Russland,  Preussen,  Schweden  und 
Dänemark.    Onhiung  der  däniselien  Tln-onfolge  8.  Mai  1852. 

Frankreich  und  Grossbritannien.    Allianz- Vertrag  2.  December  1854. 

Franki'eich.    Auslieferung  von  Verbrecliern.     13.  November  1855. 

Spanien.     Postvertrag  30.  April  1852. 

Russland.  Verpflegung  der  Hilfstruppen  10.  Juni  1849;  Post  ver- 
trag 26.  Juli"  1849,  5.  Mai  1854;  Donau-SchiflTahrt  13.  No- 
vember 1850;  Beitritt  zum  deutsch -('isterreichischen  Tele- 
graphen-Vereine 19.  November  1854. 

Türkei.  Vertrag  zur  Sicherung  der  Donau-Fürstenthümer  14.  Juni 
1854;  Vereinbarung  der  Weide-Ordnung  für  die  österreichi- 
schen Schafhirten  in  Bulgarien  7.  Februar  1855. 

Griechenland.     Post  vertrag  9.  December  1850. 

§.5.  _  . 

3.    Verfassung   und    innere   Verwaltung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Verfassung  und  der  inneren 
Verwaltung  inussten  bei  einer  solchen  Umgestaltung,  wie 
sie  in  den  Verhältnissen  Oesterreich''s  vor  sich  ging,  die 
Aenderungen  am  umfassendsten  sein. 

Schon  die  ersten  in  den  Märztagen  1848  eingetretenen 
Symptome  dieser  Aenderungen  in  dei-  Aufhebung  der  Censui-, 
der  Bewilligung  der  National -Garde  und  der  Zusicherung 
einer  constitutionellen  Verfassung,  sammt  der  am  25.  April  1848 
hierüber  erlassenen  Verfassungsurkunde,  fallen  in  diesen  Kreis. 
Der  hierauf  nach  Wien  einberufene  Reichstag,  aus  Deputirten 
der  deutsch -slavischen    Provinzen    bestehend.     l)egann    seine 
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Wii-ksanikeit  in  den  Tag'en  der  tiefsten  Erseliütteruiig  des 
Reiches,  die  durch  ihn  nur  noch  vermehrt  wurde.  Während 
Ungarn  und  Siebenbürgen  factisch  vom  Verbände  mit  dem 
Reiche  sich  losgetrennt  liatten,  während  der  Aufruhr  in 
den  italienischen  Provinzen  wüthete,  während  in  Galizien 
die  aufständische  Partei  nur  durch  die  ihr  ungünstige  Hal- 
tung des  Bauernstandes  niedergehalten  und  selbst  das 
Verhältniss  Böhmen's  zu  dem  damaligen  Ministerium  ein 
zweifelhaftes  wurde,  suchte  man  auf  dem  Reichstage  das 
nackte  Nationalitäts-Princip  auf  die  Spitze  zu  stellen,  dessen 
consequente  Durchführung  den  Verlust  der  wichtigsten  Theile 
des  Reiches  und  eine  absolute  Schwächung  der  zum  Schatten- 
bilde herabsinkenden  Regierungsgewalt  hätte  nach  sich  ziehen 
müssen.  Nachdem  die  Tapferkeit  des  Heeres  und  der  Hel- 
denmuth  seiner  Führer  die  italienischen  Provinzen  wieder 
erobert  hatte,  der  Aufstand  in  Wien  bezwungen,  die  ande- 
ren Provinzen  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  ungrischen 
Länder)  beruhigt  worden ,  bot  die  von  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  verfügte  Auflösung  des  nach  Kremsier  übersiedelten 
Reichstages,  in  welchem  ohnehin  nur  ein  Theil  des  Reiches 
repräsentirt  war,  und  die  Kundmachung  einer  Verfassung 
für  das  Gesammtreich  die  erste  Grundlage  für  die  beginnende 
Consolidirung  der  öffentlichen  Zustände  in  Oesterreich  dar. 
Das  Wesen  dieser  Verfassung  bestand  in  der  Gründung  der 
(wenigstens  formellen)  Reichseinheit,  in  der  Ausgleichung 
aller  bisher  zwischen  den  einzelnen  Gebietstheilen  bestan- 
denen Verschiedenheiten  und  in  der  Anbahnung  der  Rechts- 
gleichheit für  die  gesammten  Staatsbürger.  Hierdurch  erhielt 
auch  die  Verwaltung  den  Anstoss  zu  einer  durchgreifenden 
Reform.  Die  früheren  Provinzen  wurden  ohne  Unterschied 
ihrer  ehemaligen  staatsrechtlichen  Stellung  (als  Königreiche 
oder  Fürsten thümer  etc.)  in  Kronländer  umgewandelt,  die 
mit  anderen  Ländern  vereinigt  gewesenen  kleineren  Herzog- 
thümer  Salzburg,  Käinthen,  Schlesien  und  Bukowina  wurden 

\.  (Izocriiip,   OcstciToicli's  Nrii^ovt.illmif;,  () 
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selbstständio-,     ans   Theilen    Süd-Uiigern"s    und   Slavonien's 
ward  das   Verwaltnngsgebiet    der  serbischen    Wojwodsehaft 
und  des  Temeser  Banates  geschaffen,  und  für  die  Verwaltungs- 
Organe    bis   zu   den    untersten    hinab,   mit   strenger   Durch- 
führung  des    Grundsatzes   der  Trennung  der  Justiz  von  der 
Verwaltung,    eine  neue  Organisation  begründet  (deren  Glie- 
derung bereits  oben  erwähnt  ist).    Im  Zusammenhange  hier- 
mit   stand    die    Erlassung    eines    neuen    Gemeindegesetzes, 
welches   der   doppelten  Aufgabe  genügen  sollte,   durch  Ver- 
einigung  der  kleinen  Gemeinden  grössere  Verwaltungskörper 
mit   einer   gedeihlichen  Administration    zu  schaffen,   und  an 
die   Gemeindevorstände    einen   Theil   der    Wirksamkeit    der 
Regierungsbehörden  zu  übertragen.    Da  jedoch ,  wie  die  Er- 
fahrung  nachwies,  bei   den   sehr  verschiedenen   Cultur-Zu- 
ständen  in  den  einzelnen  Kronländern  die  Durchführung  dieser 
Grundsätze  auf  wesentliche  Schwierigkeiten  stiess,  konnte  der 
neue  Organismus  nicht  allenthalben  gedeihliche  Wurzel  fassen. 
Inzwischen  war  durch    das   Allerhöchste  Handschreiben 
vom    20.    August   1851    die    Stellung    des    Ministeriums    zu 
dem    Monarchen    wesentlich     geändert    nnd    hierauf    durch 
das    Allerhöchste    Handschreiben    vom    31.   December  1851 
jene  Verfassung  sammt   den   Grundrechten  ausser  Wirksam- 
keit   gesetzt    und    die    organische    Grundlage     einer 
neuen  Regelung  der  gesetzlichen  Verhältnisse  ge- 
geben worden,   welche   nicht   nur   den  durch   die  Erfahrung 
nachgewiesenen  Bedürfnissen  mehr  entspricht,   sondern  auch 
ohne  Beeinträchtigung  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  ein- 
zelnen Länder    den   für  Oesterreich   als   unabweisliche  Noth- 
wendigkeit  sich  darstellenden  Grundsatz  der  Reichseinheit  zur 
unbedingten  Geltung  bringt.    Schon  vorher  waren  zur  sichern- 
den Gewährleistung  solcher  Nationalitäten,  welche  sich  durch 
die   vorausgegangenen   Ereignisse    bedrängt    gesehen   hatten, 
einzelne   organische   Bet^timmungen   getroffen   worden,    kraft 
deren  nicht  nui-  die  serbische  Wojwodsehaft  wiederhergestellt. 
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sondern  auch  der  Wunsch  der  sächsischen  Nation  in  Sieben- 
bürgen bezüglich  der  (damaligen)  umnittelbaren  Unterord- 
nung unter  die  Krone  und  des  innigen  Verbandes  mit  der 
Gesammt- Monarchie  gewährt,  das  Kronland  Kroatien  und 
Slavonien  samuit  dem  Gebiete  der  Stadt  Fiume  unabhängig 
von  Ungern  gestellt  und  die  Landessprache  daselbst  für  die 
Verwaltung  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Hieran  reihte 
sich  das  wichtige  neue  Grundgesetz  für  die  kroatisch -slavo- 
nische  und  serbisch  -  banatische  Militärgränze,  worin  ebenfalls 
die  Berechtigung  der  Nationalität  und  der  Landessprache 
zur  Geltang  gebracht  wurde,  und  die  Auflösung  der  sieben- 
bürgischeu  Militärgränze,  deren  (ohnehin  meist  zerstreutes) 
Gebiet  mit  dem  Provinciale  vereinigt  wurde.  Die  organischen 
Grundsätze  vom  31.  December  1851  bedingten  eine  neue 
Organisation  der  Behörden,  welche  durch  die  mit  tiefem 
staatsmännischen  Blicke  gepaarte  rastlose  Energie  des  Ministers 
Freiherrn  von  Bach  bereits  ihre  Durchführung  gefunden  hat, 
ferner  eine  den  obwaltenden  Verhältnissen  entsprechende 
Gemeinde- Ordnung  und  die  dem  hervortretenden  Interesse 
des  ansässigen  Erbadels  und  des  Grundbesitzes  eingeräumte 
Repräsentation  durch  berathende  Ausschüsse,  worüber  die 
näheren  Bestimmungen  demnächst  zu  erwarten  stehen,  nach- 
dem im  lombardisch- venezianischen  Königreiche  die  früher 
bestandenen  Central -Congregationen  zu  Mailand  und  Venedig 
mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  15.  Juli  1855  wieder 
einberufen  und  die  schon  früher  hergestellten  Provinzial- 
Congregationen  mit  erweitertem  Wirkungskreise  bestätiget 
worden  sind. 

Ausser  diesen  "wichtigen,  das  gesammte  Verwaltungs- 
gebiet durchdringenden  Reformen,  wurden  noch  viele  einzelne 
der  Staatsverwaltung  förderliche  Anordnungen  getroffen.  Die 
bedeutendste  von  allen  ist  die  (in  das  Gebiet  der  militä- 
rischen und  polizeilichen  ebenso,  als  in  jenes  der  inneren 
VerwH Itung  einschlägige)  Errichtung  der  G  e n  s  d  ar  m  e r  i  e  im 
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j^esammteii  Unifaiic^e  des  Reiches,  wodurch  die  Wirksamkeil 
der  untersten  Beliürden  unterstützt,  ya  vielfach  erst  möglich 
fjemacht,  die  Siclierheit  der  Person  und  des  Eigenthumes, 
sowie  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht  erhalten, 
oder,  wo  sie  vorübergehend  gestört  war,  wiederhergestellt 
wurde.  Es  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  keine  der 
neuen  Institutionen  so  unmittelbar  folgenreich  und  wohl- 
thätig  wirkte,  als  namentlich  für  die  Landbezirke  die  Ein- 
t'iüu"une  der  Gensdarmerie.  Das  öffentliche  Medicinal- 
Wesen  wurde  auf  einer  den  Verhältnissen  angepassten  Grund- 
lage neu  geordnet  und  eine  neue  Pharmakopoe  sammt  einer 
neuen  Arznei-Taxe  kundgemacht.  Hieran  reihte  sich  die  Ver- 
ordnung, wodurch  der  Thierquälerei  begegnet  werden  soll.  Bei 
der  sich  entwickelnden  Grossartigkeit  der  durch  den  Asso- 
ciations  -  Geist  begründeten  Unternehmungen  erscheint  das 
neue  Vereinsgesetz  von  hoher  Bedeutmig,  wodurch  nament- 
lich die  auf  Erwerb  gerichteten  Vereine  gesetzlich  geordnet, 
die  Rechte  der  Theilnehmer  sichergestellt  und  das  Aufsichts- 
recht der  Regierung  gewahrt  wurden.  Schliesslich  ist  noch 
der  dem  Verdienste  durch  die  Gründung  des  Franz  Jo- 
seph-Ordens und  des  Verdienstkreuzes  zugewandten 
Aufmunterung  zu  erwähnen,  wodurch  sich  die  Regierung 
ein  neues  und  vielfach  wirksames  Mittel  zur  Belohnung  ver- 
dienter Männer  und  zur  Förderung  dei-  Staatszwecke  im 
Allgemeinen  geschaffen  hat. 

Die  eigentliclie  legislative  Thätigkeit  in  Bezug  auf  Verfassung 
und  Verwaltung  beginnt,  wenige  an  ihrem  Orte  anzuführende  ge- 
setzliche Bestimmungen  ausgenommen  ,  mit  der  Erdieilung  der 
Keiehs Verfassung.  '  In  dieser  Verfassung  werden  alle  einzeln 
benannten  Kronländer  (§.  1)  zur  uniheilbaren  p]rbmonarcliie  ver- 
iMuideu  erklärt  (§.2)^  es  wird  ihnen  ihre  mit  der  Keiehsverfassung 
vereinbare  Selbstständigkeit  gewahrt  (§.  4);  alle  Volksstämme  shul 
gleichberechtigt  und  iiaben  das  Recht  auf  Wahrung  und  Pflege 
ihrer  Nationalität   und   Sprache  (§.  5).     Für  die  Thronfolge   in  der 

'  Kais.  Patent  vom  4.   Miiiv.  1«4}). 
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ivgiereiidfU  Dyna^tk-  werden  die  ])ragintiti8elie  Saiietion  und  die 
üsterreiehisehe  HaiL-^ordnuno  aufreelit  erhalten  (§.  9).  Für  alle 
Völker  de.s  Reielis  gibt  es  nur  ein  Reichs-ßürgerreeht  (§.  23),  und 
für  alle  Keichsbürger  besteht  Gleichheit  der  Rechte  (§§.  24 — 32). 
Die  öffentlichen  Angelegenheiten  sind  entweder  Gemeinde-,  Landes- 
oder Reichs- Angelegenheiten  (§§.  33  —  36).  Die  einzelnen  Kron- 
länder erhalten  Statute  oder  Landesverfassungen,  mit  einer  Vertre- 
tung auf  Landtagen  (§§.  70  —  83).  Die  Rechtspflege  ist  von  der 
^'er^^"altung  getrennt  (§.  102);  das  Gerichtsverfahren  ist  öffentlich 
und  mündlich;  in  Strafsachen  gilt  der  Anklage-Process .  über  schwere 
Verbrechen  erkennen  Schwurgerichte  (§.  103).  Die  übrigen  Bestim- 
mungen betreffen  die  gesetzgebende  Gewalt,  den  Reichstag,  die 
\  ollziehende  Gewalt,  den  Reichsrath,  die  richterliche  Gewalt,  das 
Reichsgericht,  den  Reichshaushalt  und  die  be^^'affnete  Macht.  Gleich- 
zeitig wurden  (für  die  deutschen  und  slavischen  Kronländer  mit  Ein- 
schluss  Dalmatien's)  die  Grundrechte  der  Freiheit  des  Glaubens 
und  des  Cultus,  der  Freigebung  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung, 
•des  Anspruches  auf  die  Pflege  der  nationalen  Sprache  für  allgemeine 
Volksbildung,  der  Pressfreiheit,  des  Petitions-  und  Associations- 
Reehtes  und  der  persönlichen  Freiheit  bekannt  gemacht  '  und  die 
(später  zu  erwähnenden)  Robot-A  blösungs-  und  Jagd-Gesetze 
erlassen.  - 

Unter  den  niehrl'ältigen  (besetzen,  welche  zur  Ausführung  der 
Bestimmungen  der  Verfassung  kundgemacht  wurden,  ist  das  wich- 
tigste das  provisorische  Gemeindegesetz.  Nachdem  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Geiste  dieses  Gesetzes  bereits  früher  die  Auf- 
hebung der  Staats-Controle  über  die  auf  Kosten  der  Gemeinden  be- 
werkstelligten (Jemeindcbauten  eifolgt  war,  '  erfloss  dieses  Gesetz 
selbst.  *  Zufolge  desselben  ist  die  Gemeinde  die  Grundfeste  des 
Staates;  ihr  Wirkungsln-eis  ist  theils  ein  natürlicher,  welcher  die 
Interessen  der  Gemeinde  umfassl,  theils  ein  überira neuer,  in  Bezuii 
auf  die  Besorgung  bestimmter  öffentlicher  der  Gemeinde  zugewiesener 
Geschäfte.  Die  Grundlage  der  Ehnüchtung  ist  die  (aus  einer  oder 
mehreren  Steuer-Gemeinden  bestehende)  Ortsgemeinde,  deren  Be- 
wohner entweder  Gemeinde-Bürger,  Gemeinde  -  Angeh("»rige  oder 
Fremde  sind.    Die  Repräsentanz  <ler  Ortsgemeinde  ist  der  Ciemeinde- 

'  Kais.  Patent  vom  4.   Mar/.   184!). 

^  Kais.  Patente  vom  4.   und  7.  März   184Ü.         '''^'    •    , 
•''  Minist.  Erlass  vom  18.  Januar  184f). 
•  ■     *  Kais.  Patent  vom   17.   März  1849.  '.  ^ 
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Ausi«chu.s.s;  iiacli  Ausaeii  hin  wird  die  Gemeinde  von  dem  Bürger- 
meister vertreten,  welclier  auch  den  übertragenen  Wirkungskreis 
ausübt,  indem  er  die  Gesetze  und  Verordnungen  kundmacht,  die 
Einhebimg  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  vermittelt,  bei  dem 
Conscriptions  -  und  Recrutirungs- Geschäfte  mitwirkt  und  die  Ein- 
quartierungs-  und  Vorspanns  -  Angelegenheiten  besorgt,  die  Ver- 
brecher und  Deserteure  anhält  und  abliefert,  die  Anzeige  began- 
gener Verbrechen  erstattet,  über  alle  für  die  Staatsgewalt  von  In- 
teresse erscheinenden  Vorkommnisse  berichtet,  die  Fremden-Polizei 
handhabt,  die  Heimaths-  und  Aufenthaltsscheine  ausfertigt,  die  Auf- 
sicht über  Maass  und  Gewicht  übt,  und  überhaupt  alle  durch  Gesetze 
und  Verordnungen  oder  durch  Verfügung  der  Bezirksbehörde  ihm 
übertragenen  Amtshandlungen  vollzieht.  Der  Gemeinde-Ausschuss 
wahrt  die  Interessen  der  Gemeinde,  wacht  über  die  Vermögens- 
gebarung, ])rüil  den  Voranschlag  und  die  Schlussrechnung  und 
sorgt  (erforderlichen  Falles  durch  Ausschreibung  von  Steuerumlagen 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe)  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Gemeinde,  worunter  auch  die  erforderliehe  Bedeckung  für  die 
Kosten  der  Armen  Versorgung,  insoferne  specielle  Anstalten  hierfür 
iiiclit  ausreichen,  sowie  für  die  zur  Erhaltung  der  inneren  Ruhe 
und  öllenthchen  Sicherheit  nothwcndigen  Einrichtungen  gehören; 
er  bestimmt  die  Zahl  und  Bezüge  der  Gemeindebediensteten,  er- 
nennt die  Verwaltunijs- Organe  der  Gemeinde- Anstalten  und  die 
eine  Gemeindebestallung  geniessenden  Personen.  Der  Bürgermeister 
vollzieht  die  Beschlüsse  des  Gemeinde-Ausschusses,  gebart  mit  dem 
(Temeindeverni()uen  innerhalb  des  s-enehmioten  Voranschlao;es  nach 
der  ihm  vorticzeichuetcn  Art ,  leo't  dem  Ausschusse  Rechnuns;  über 
Einnahnie  und  Ausgabe,  fertigt  den  Voranschlag  an,  übt  die  Dis- 
ciplinar-Gewalt  über  Gemeinde-Beamte  und  Diener  aus  und  hand- 
habt die  Ldcal-,  Reinlichkeits-,  Gesundheits-,  Sittlielikeits-,  Gesinde-, 
Armen-,  Bau-,  Feuer-,  Strassen-  imd  Markt -Polizei,  dann  die 
Aufsicht  auf  (he  Gemarkungen  und  die  Fürsorge  für  die  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigentliumes;  er  hält  die  Bettelei  hintan  und 
ahndet  die  Uel)ertretunt>en  der  Polizei- Vorschriften  mit  Geldbussen 
bis  zum  Betrage  von  10  fl.,  oder  mit  entsprechender  Arbeitsauflage. 
Die  Landeshau])t-  und  Kreis-Städte,  und  auch  andere  bedeutende 
.Stäche,  wenn  sie  darum  nachsuchen,  erhalten  eigene  Verfassungen. 
Eiidlicli  soHti'M  auch  alle  in  einem  Bezirke  und  in  einem  Kreise 
liegenden  Orlsgenieinden  zu  einer  Bezirks- und  einer  Kreisgemeinde 
\-ereiMigt   und  (inreli  eiiieii  He/.irksausschuss  um!   eine  Kveisvertretunu 
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vcpräseiitirt  wertlcn.  Dieses  Gemeindegesetz  wurde  für  die  deutsclien 
und  slaviselieii  Kronländer  (mit  Dalniatien)  wirksam  erklärt;  doch 
wurde  bald  nach  dessen  Erlassung  verfügt,  dass  die  Behörden  mit 
der  Durchführung  sogleich  und  bis  zur  Einsetzung  der  neuen  Be- 
hörden inne  zu  halten  hatten,  da  in  dieser  Uebergangs-Periode  die 
politischen  Behörden  mit  dringenden  Arbeiten  allzusehr  und  ausser- 
gewöhnlich  beschäftigt  ^^•arcn.  '  Nach  erfolgter  Einsetzung  der  po- 
litischen Behörden  und  in  der  Zeitfolge  derselben  kam  auch  die 
Acti\irung  der  Gemeinde -Verwaltungen  zu  Stande,  wobei  aber  in 
einzelnen  Kronländern  von  der  anfänglich  beabsichtigten  Zusammen- 
schlagung mehrerer  früherer  Gemeindekörper  zu  emer  grösseren  Orts- 
gemeinde vielfach  wieder  abgegangen  wurde.  In  den  ungrischen  Län- 
dern blieb  es,  mit  theilweiser  Modification,  bei  den  frühereu  Ein- 
richtungen, und  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ward 
an  der  anerkannt  trefflichen  und  durch  fast  hundertjährige  Uebung 
bewährten  Gemeindeverfassung  ^  nichts  geändert.  Durch  besondere 
\'erordnungen  wurde  den  Gemeindevorstehern  eine  Instruction  be- 
züü;lich  der  Vornahme  gerichtlicher  Amtshandlungen  und  der  Be- 
sorguna:  von  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  ertheilt  ^  und 
die  Vollstreckung  ihrer  Verfügungen  geregelt.  * 

Die  Land  es- Statute  für  die  einzelnen  Kronländer  wurden 
bekannt  gemacht ,  und  zwar :  für  Oesterreich  unter  der  Enns, 
Oesterreich  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain, 
Tirol  und  Vorarlberg,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  mit  den  kaiser- 
lichen Patenten  vom  30.  December  1849,  für  Görz,  Gradisca  und 
Istrien  mit  kaiserlichem  Patente  vom  25.  Januar  1850,  für  die  Stadt 
Triest  mit  kaiserlichem  Patente  vom  12.  April  1850,  für  Galizien 
und  für  die  Bukowina  mit  den  kaiserlichen  Patenten  vom  29.  Sep- 
tember 1850. 

In  der  Verfassung  der  Gesammtmonarchie ,  der  einzelnen  Kron- 
länder und  Gemeinden,  trat  durch  die  kaiserlichen  Anord- 
nungen vom  31.  December  1851  eine  wesentliche  Aenderung 
ein.     Schon  mit  Allerhöchstem  Cabinets-Schreiben  vom  20.  August 

'  Minist.  Erlass  vom  29.  Octobcr  1819. 

^  Siehe:  „Die  lombardisclie  üemeindeverfassung  nach  ihrer  Entstelnnig 
und  Ausbildiing.  ihrem  Verl'alle  und  ihrer  Wiedorlierstelluiig  dargestellt 
\()n  Carl  Czoernig.    Ileideliierg  1813." 

^  Minist.  Verord.  vom  28.  Juni  1850  und  11.  Mai  1851:  Minist,  ßrlass 
v(jm  22.  .Jiili  1850. 

*  Kait*.   A'erord.   vom    11.   Mai    1851. 
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1851  hatte  Seine  Majestät  der  Kaif^er  das  Ministerium  allein  und 
ausschliessend  gegenüber  dem  Monarchen  und  der  Krone  verant- 
wortlich erklärt  und  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  jeder  anderen 
politischen  Autorität  enthoben,  den  Reichsrath  ausschliessend  als 
einen  Kalh  des  Monarchen  und  der  Krone  bezeichnet,  und  ange- 
ordnet, die  Frage  über  den  Bestand  und  die  Möglichkeit  der  Voll- 
ziehung der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in  reife  und  eindringliche 
Krwägung  zu  ziehen,  wobei  das  Princip  und  der  Zweck  der  Auf- 
rechthaltung aller  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  und 
der  staatlichen  Einheit  des  Reiches  als  unabweisliche  Grundlage 
iinzusehen  sei.  '  Da  nach  dem  Ergebnisse  der  hierüber  gepflogenen 
Berathungen  die  erwähnte  Verfassungsurkunde  weder  in  ihrer  Grund- 
lage den  Verhältnissen  des  österreichischen  Kaiserstaates  angemessen, 
noch  in  dem  Zusammenhange  ihrer  Bestimmungen  ausführbar  sich 
darstellte,  so  wurde  sie  ausser  Kraft  und  Wirkung  gesetzt,  jedoch 
die  Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze  und  die 
bleibende  Abstellung  des  bäuerlichen  Unterthänigkeits-  oder  Hörig- 
keits-Verl)andes  und  der  damit  verl)undenen  Leistungen  gegen  bil- 
lige Entschädigung  der  Berechtigten  ausdrücklich  bestätigt.  Um 
zu  den  Einrichtungen,  wie  sie  die  Bedürfnisse  der  Völker,  die  Be- 
dingungen der  Wohlfahrt  aller  Schichten  derselben  und  die  Sicher- 
heit, Feinheit  und  Macht  des  Staates  erfordern ,  zu  gelangen,  schlug 
man  die  We"e  der  Erfahruna;  und  der  sortifältitien  Prüfung;  aller 
Verhältnisse  ein,  wornacli  in  den  wichtiüsten  und  drinoendsten 
Richtungen  der  organischen  Gesetzgebung  eine  Reihe  von  Grund- 
sätzen festgestellt  wui*de.  w^elche  durch  nachfolaende  besondere 
Gesetze  zur  Ausführuns;  sielanoen  sollten.  '  Gleichzeitia;  wurden 
die  für  die  deutschen  und  slavischen  Kronländer  unterm  4.  März  1849 
verkündeten  Grundrechte  ausser  Kraft  «esetzt.  Die  einzelnen  Puncto 
derselben  sollen,  so  weit  es  nicht  schon  geschehen,  durch  besondere 
Gesetze  geregelt  werden;  doch  wurde  ausdrücklich  erklärt,  dass 
jede  in  den  genannten  Kronländern  gesetzlich  anerkannte  Kirche 
und  Religions-Genossenschaf't  in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  Re- 
ligions-Uebung.  der  selbstständigen  Verwaltung-  ihrer  Angelegen- 
heiten und  dem  Besitze  ihrer  Anstalten  erhalten  und  geschützt  werde.  ^ 
Von  den  dir  die  organische  Gesetzgebung  festgestellten  (bereits 
S.  ;n  ff.  wörllich  angeführten)  Grundsätzen  beziehen  sich  auf  die 
Verfassung    und    iiuierc    Verwaltung    nachstehende:    Die    mit    dem 

'  Allerhöchstes  Cabinets-.Schreiben  vom  20.   August  1851. 
'  Knis.  Talent  vom  ."31.  Üecemlier  185J. 
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östeiTeichiselien  Kai^erstaate  vereinigten  Länder  bilden  die  unbrenn- 
baren Bestandtheile  der  österreichiseli-kaih^erliehen  Erbmonarehie. 
Die  einzelnen  Länder  werden  mit  den  alten  historisehen  Titeln  be- 
zeiehnet :  ihr  Umfana;  wird,  vorbehaltlieh  der  Aenderunsen  aus 
Verwaltungsrück.sichten,  erhalten.  Li  jedem  Kronlande  sind  lan- 
desfürstliclie  Bezirksämter  aufzustellen,  welche  möglichst  die  ver- 
schiedenen Verwaltungszweige  vereinigen;  über  diesen  stehen  in 
administrativer  Hinsicht,  wo  das  Bedürfniss  dafür  eintritt,  Kreisbe- 
hörden, und  bei  Abgränzung  der  Kreise  wird  auf  die  früher  l)e- 
standenen  Verhältnisse  Rücksicht  genommen.  Den  Kreisbehörden 
sind  die  Statthalterei  (Landesregierung)  und  der  Landes-Chef,  jedes 
mit  dem  bezeichneten  Wirkungskreise,  übergeordnet.  Als  Ortsge- 
meinden werden  die  factisch  bestandenen  oder  bestehenden  Ge- 
meinden angesehen;  doch  ist  ihre  Vereinigung,  wo  erforderlich, 
nicht  ausgeschlossen.  Der  Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Land- 
Gemeinden  ,  und  bei  crsteren  die  frühere  Eigenschaft  und  besondere 
Stellung  der  landesfürstlichen  Städte  ist  zu  berücksichtigen.  Der 
vormals  herrschaftliche  grosse  Grundbesitz,  einzeln  oder  unter  Ver- 
einigung mehrerer  anstossender  Gebiete,  kami  unter  bestimmten 
Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortsgemeinde  ausgeschieden 
und  den  Bezirksämtern  unmittelbar  untergeordnet  werden.  Die 
Gemeindevorstände  unterliegen  der  Bestätigung  und  nach  Umständen 
selbst  der  Ernennung  der  Kegierung;  der  Bestätigung  der  letztem 
können  auch  in  gewissen  Fällen  höhere  Kategorien  der  Gemeinde- 
beamten unterzogen  werden.  Die  Gemeinden  wählen  nach  beson- 
ders zu  erlassenden  Wahlordnungen  ihre  Vorstände  und  Ausschüsse; 
beide  erhalten  ebenso,  wie  die  Bezirksämter  und  Kx-eisbehörden,  die 
früher  bestandenen  landesüblichen  Benennungen.  Der  Wirkung-skreis 
der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf  ihre  Gemeinde-Ange- 
legenheiten beschränken;  doch  können  sie  und  ihre  Vorstände  durch 
allgemeine  oder  besondere  Anordnungen  der  landesfürsthchen  Be- 
hörde zur  Mitwirkung  für  ölVent liehe  Angelegenheiten  verpflichtet, 
luul  andererseits  wichtigere,  in  den  Gemeinde -Ordnungen  zu  be- 
zeichnende Beschlüsse  der  Gemeinden  in  ihren  eigenen  Angelegen- 
heiten der  Prüfung  und  Bestätigung  der  landeslürstlichen  Behörden 
unterzogen  werden.  Die  Oetrcnilichkeil  der  G('meinde\erliandlungen 
ist  abzustellen.  Die  (iemeinden  uiüerstehen  den  Bezirksämtern  und 
nur  ausnahmsweise  unmittelbar  den  h()heren  Verwalünmstx'hiu-den. 
Diesen  Grundsätzen  gemäss  sind  liii-  jedes  Land  den  licsdiKlcrni 
N  i'i-liäl(nissen     desselben    ents|ircch('iid<'    Ordnungen    liir    die    Land- 
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euieiiiden  und  die  Städte  zu  bearbeiten,  wobei  zu  berüeksieiitigen 
ist,  dass  den  überwiegenden  Interessen  auch  ein  überwiegender 
Einfluss  zugestanden  und  dem  Grundbesitze  nach  Maass  seiner 
Ausdehnung  und  seines  Steuerwerthes  innerhalb  des  Gemeinde- 
bezirkes, dem  Gewerbebetriebe  im  Verhältnisse  zum  Grundbesitze, 
in  den  Stadtuemeinden  insbesondere  dem  Hausbesitze,  dann  (so 
\  iel  möglicii)  den  Curporationen  für  geistige  und  materielle  Zwecke 
das  entscheidende  Uebergewicht  gesichert  werde.  Die  Aufrechter- 
haltunir  der  im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  bestehenden 
Gemeinde-Ordnung  (vorbehaltlich  alllalliger  durch  die  Erfahrung  her- 
vorgerufener Verbesserungen)  wird  ausdrücklieh  zugesichei't.  Ueber 
den  ständischen  oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze 
dotirfen  Erbadel,  seine  Vorzüge  und  Pflichten,  werden  in  den 
Kroiil;indei-n  eigene  Statute  errichtet  und  die  Stiftung  von  Majora- 
ten und  Fideicommissen  erleichtert  werden;  die  Vorschriften  zur 
Erhaltung  fler  bäuerlichen  Güter- Complexe  bleiben  aufrecht.  Den 
Kreisbehörden  und  Statthaltereien  werden  berathende  Ausschüsse 
aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen  und  kleinen  Grundbe- 
sitze und  der  Industrie,  unter  Beiziehung  auch  anderer  Factoren, 
wenn  sie  sich  als  wünschenswerth  darstellen,  an  die  Seite  gestellt 
und  deren  Objecte  und  Wirksamkeit  bezeichnet.  Die  Vorstände 
der  einl)ezirkten  Gemeinden  und  die  ausser  denselben  stehenden 
iirosseu  (irundbesitzer  sollen  bei  den  Bezirksämtern  für  Zusammen- 
tretuno-cn  in  iin-en  Angelegenheiten  versammelt  werden. 

Auf  Grundlage  dieser  organischen  Bestimmungen  ist  bereits  die 
Organisation  der  Verwaltungs-Behörden  in  den  einzelnen  Kronländern 
erfolgt,  wie  S.  37  ff.  erwähnt  worden.  Die  Gemeinde-Ordnungen  und 
die  Statute  für  die  Vertretung  durch  berathende  Ausschüsse  dürften 
denmächst  bekannt  gemacht  werden,  da  dieCentral-Congregationen  zu 
Mailand  und  Venedig  bereits  mit  Allerhöchster  Entschhessung  vom 
1.5.  Juli  1855  wieder  einberufen  und  die  Provinzial-Congregationen  in 
ihrem  Fortl)es(ande  und  erweiterten  Wirkungskreise  bestätigt  wurden. 

Im  Einzelnen  sind  nachstehende  gesetzliche  Verfü2;ungen  zu 
erwähnen : 

Bezüglich  der  serbischen  Nation  wurde  die  oberste  kirchliche 
Würde  des  Patriarchates,  wie  sie  in  den  früheren  Zeiten  bestand 
luid  mit  dem  er/J)isch<)fiichen  Stuhle  von  Karlowitz  verbunden 
wiir.  dann  die  Würde  eines  Wqjwoden  wieder  hergestellt.  '      Die 

'  Kiiis.  P.'iiciii   \oi!i    I.').    Dfccmbpr  1848. 
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Bezeichnung  eines  Grosswojwoden  der  serbischen  Wojwodschaft  wurde 
in  den  kaiserhchen  Titel  aufgenommen  (zuerst  im  kaiserliehen  Pa- 
tente vom  7.  April  1850).  Die  Wünsche  der  sächsisclien  Nation 
in  dem  (damals  noch  vom  Bürgerkriege  heimgesuchten)  Grossfür- 
stenthume  Siebenbürgen  in  Bezug  auf  die  unmittelbare  Unterstellung 
unter  die  Krone  und  den  innigen  Verband  mit  der  Gesammtmo- 
narchie  wurden  gewährt.  '  Bei  Erledigung  der  in  zwölf  Puncten 
bestehenden  Anträge  und  Bitten  des  kroatisch -slavonischen  Land- 
tages vom  Jahre  1848  wurde,  unter  Bezeigung  der  Allerhöchsten 
Anerkennung  für  die  von  den  Bewohnern  dieser  Königreiche  dem 
Throne  in  der  drangvollen  Periode  des  Jahres  1848  bewährte  an- 
gestammte Treue  und  für  die  mit  schweren  Opfern  unternommene 
Vertheidigung  der  Rechte  des  Kaiserhauses  durch  gewaffnete  Hand, 
die  Unabhängigkeit  dieser  Kronländer  (mit  Einschluss  des  kroati- 
schen Küstenlandes  und  der  Stadt  Fiume)  von  Ungern,  sowie  die 
altherkömmliche  Würde  und  Autorität  des  Banus  bestätigt,  und  die 
National-Sprache  als  die  Gesehäftsspraehe  bei  den  dortigen  Landes- 
behörden erkläi't,  ohne  dass  jedoch  hierdurch  der  Geschäftsverkehr 
der  dortigen  Landesbehörden  mit  den  Behörden  der  übrigen  Kron- 
länder und  der  Central -Gewalt  erschwert  werde.  ^ 

Die  En-ichtuug  der  Gensdarmerie  wirkte  auch  auf  die  innere 
Verwaltung  durch  die  Sicherung  und  Befestigung  der  Wirksamkeit 
der  unteren  Behörden  wohlthätig  ein 5  bei  der  Polizei-  und  der 
Militär- Verwaltung  wird  darüber  Näheres  angeführt. 

Die  öffentliche  Medicinal-Verwaltung  erhielt  eine  pro- 
viöorische  Organisation.  Der  Staat  führt  die  oberste  Leitung  der- 
selben; die  hierauf  bezüglichen  Verfügungen  werden  in  der  Regel 
erst  nach  vorläufiger  Abforderung  eines  Gutachtens  von  Sachver- 
ständigen erlassen  und  in  Ausführung  gebracht.  Die  selbstständige 
Wirksamkeit  des  Staates  erstreckt  sieh  auf  alle  jene  Geschäfte, 
welche  aus  höheren  sanitäts  -  polizeilichen  Gründen  oder  wegen 
ihres  Zusammenhanges  mit  eigentlichen  Staatsgeschäften  den  Ge- 
meinden nicht  überlassen  w'erden  können:  auch  überwacht  der 
Staat  die  von  den  Gemeinden  besorgten  Sanitäts -Geschäfte.  Die 
Leitung  des  Medicinal- Wesens  steht  den  politischen  Behörden  zu, 
und  zu  diesem  Behufe  werden  den  Bezirksvorsfehern  Bezirksärzte, 
den   Kreisvorstehern    Kreisärzte,   den   Statthaltern    (jetzt   auch    den 

'  Kais.  Patent  vom  21.  December  1848. 
^  Kais.  Patent  vom  7.  April  1850. 
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Landcö-Präbidentfii)  ständige  Medicinal-Commissioneii,  dem  Minister 
t\es  Innern  ein  Sanitäts-Referent  und  gleichfalls  eine  ständige  Medi- 
einal-Coniniission  beigegeben;  in  grösseren  Städten  ist  das  Sanitäts- 
Wesen  Ijesonders  geregelt.  Nur  derjenige  Arzt  kann  in  Zukunft 
als  Bezirksarzt  anüestellt  werden,  welcher  sich  einer  Prüfuncr  aus 
der  österreichischen  medicinischcn  Polizei  und  gerichtlichen  Medicin 
unterzogen  hat.  Der  Bezirksarzt  hat  theils  die  ilim  zugewiesenen 
Herichte  zu  prüfen,  theils  wird  er  zur  persönlichen  Nachsichtspflege 
und  /iii-  Führung  der  Aufsicht  über  die  medicinisch- polizeiliche 
Wirksamkeit  der  Gemeinden,  das  Sanitäts-Personale  und  die  Heil- 
anstalten des  Bezirkes,  sowie  über  Handhabung  der  einschlägigen 
Vorschriften  verwendet.  Er  hat  bei  Epidemien  und  tiber  das 
Impfungswesen,  bei  Verleihung  von  Medicinal-Gewerben  Vorschläge 
zu  erstatten,  die  Apotheken  zu  untersuchen,  in  polizeilich  und  ge- 
richtlich medicinischen  Fällen  Gutachten  abzugeben,  den  Recruti- 
rungen  beizuwohnen,  über  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Gesund- 
heitszustandes zu  wachen,  und  am  Sitze  der  Bezii'ksbehörde  gewisse 
ärztliche  Functionen  auszuüben;  er  hat  auf  die  Bestellung  von  Ge-. 
mcinde- Aerzten  hinzuAvirken ,  und  einen  jährlichen  Hauptbericht 
über  die  Vorkomnuiisse  im  Sanitäts-Wesen  zu  erstatten.  Die  Ob- 
liegenheiten des  Kreisarztes  beziehen  sich  auf  die  Ueberwachuug 
des  Sa nitäts -Personales  und  der  sämmtliclien  Sanitäts-  und  Heil- 
anstalten im  Kreise,  auf  die  Handhabung  der  Medicinal- Gesetze, 
auf  fachgemässe  Mitwirkung  bei  der  Leitung  und  Venvaltung  des 
Sanitäts- W^esens  durch  Stellung  von  Anträgen  in  Personal-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten, F]rstattung  von  Gutachten,  Verfassung  von 
Vorschlägen,  Unterstützung  des  Kreis- Vorstehers  bei  der  Leitung 
der  öfrenthchen  Sanitäts- Anstalten;  ferner  hat  er  die  Rechnungen 
über  die  \(m\  Staate  für  Sanitäts-Anstalten  bestrittenen  Ausgaben 
/AI  prüfen  und  periodische  Berichte  zu  erstatten.  Die  Medicinal- 
Gommission  ist  der  berathende  und  begutachtende  Körper  l'ür  die 
Medicinal -Angelegenheiten  des  Kronlandes;  sie  besteht  unter  Vor- 
sitz des  am  Sitze  der  Statthalterei  oder  Landesreüieruno-  befuidlichen 
Medicinal- Kalbes  aus  einer  Anzahl  von  Aerzten ,  einem  Wundarzte, 
einem  Apotheker  und  einem  Thierarzte,  ihre  Mitglieder  werden 
Nom  Ministerium  ernannt.  Auch  dem  bei  dem  Ministerium  des 
Innern  bestehenden  (stets  aus  der  Heihe  der  Aerzte  gewählten) 
Sanitäts -Referenten  ist  eine  ständige  Medicinal-Commission  beige- 
geben, welclic  als  der  berathende  und  begutachtende  Körper  für 
dir    .Mi'cHcinal- Antielegenheiten    dos    aanzeii    Staates.    imt(>r    scinein 
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Vorsitze,  den  Referenten  des  Quarantaine -  Wesens  beim  Handels- 
Ministerimn,  den  ärztüelien  Referenten  beim  Untemcbts-Ministerinm 
als  ständige  Mitglieder,  dann  drei  andere  Aerzte,  einen  Wundarzt, 
einen  Apotheker  luid  einen  Thierarzt,  welehe  Mitglieder  Aom  Mi- 
nister des  Innern  auf  je  drei  Jahre  ernannt  werden,  in  sich  be- 
greift. '  Eine  neue  Ausgabe  der  österreichischen  Pharmakopoe 
wurde  veranstaltet,  nach  welcher  vom  1.  Januar  1853  alle  Apo- 
theker zu  dispensiren  und  alle  Heilpersonen  sich  zu  benehmen 
haben.  ^  Femer  wurde  eine  neue  österreichische  Arznei-Taxe  er- 
lassen, und  deren  Anwendung;  vom  1.  Februar  1(S55  an  verordnet, 
wobei  zugleich  die  Artikel,  welche  von  dem  Apotheker  nur  gegen 
ordentUche  Verschreibung  eines  hierzu  berechtigten  Arztes,  Wund- 
arztes oder  Thierarztes  ausgefolgt  werden  dürfen,  bezeichnet,  und 
die  nöthigen  Sicherungsmaassregeln  gegen  eine  Uebervortheilung 
des  Publikums,  nebst  einer  angemessenen  Straf-Sanction  gegen  die 
Zuwiderhandelnden,  vorgeschrieben  sind.^  —  Durch  eine  eigene 
Belehrung  über  die  nothwendigen  Vorsichtsmaassregeln ,  um  den 
Ausbruch  der  Wuth  bei  Thieren  und  der  Wasserscheu  bei  Men- 
sehen zu  verhüten,  wurden  die  Mittel,  um  jene  furchtbaren  Uebel 
hintanzuhalten,  zur  allgemeinen  Darnachachtung  bekanntgegeben.* 

Die  Bestrafung  einer  öffentlichen,  Aergerniss  erregenden  Thier- 
quälerei  -wurde  den  politischen  Behörden  und  an  Orten,  wo  sich 
eine  k.  k.  Polizei-Behörde  befindet,  dieser  letzteren  übertragen,  das 
specielle  Verbot  gewisser  hier  und  da  hautigerer  Misshandlungen 
den  Landesstellen  überlassen. '" 

Da  das  während  der  letzten  Wirren  entstandene  Institut  der 
National-Garde,  ungeachtet  mancher  an  einigen  Orten  zur  Er- 
haltung der  Ordnung  geleisteten  Dienste,  im  Ganzen  weder  nach 
der  inneren  Organisation  dem  Zwecke  entsprochen,  noch  als  eine 
mit  der  nachhaltigen  Befestigung  der  öffentlichen  Zustände  verein- 
barliche  Einrichtung  sich  bewährt  hat,  wurden  die  unter  dem 
Namen  der  National-Garde  gebildeten  bewaffneten  Kör])er  iimer- 
halb  des  ganzen  Umfanges  des  Reiches  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt. Dagegen  wurde  gestattet,  dass  in  jenen  Orten,  wo  es  zu- 
folge   früherer   Bewilligungen    Bürger-    oder  Schützen -Corps   gibt, 

'  Minist.  Vei-ord.   vuni  1.  Octolier  18.J0. 
^  Minist.  Verord.  \oin  20.  Üctober  1854. 
•'  Minist.  Verord.  vom  '22.  Docember  1854. 
*  Minist.  ErJass  vom  26.  Mai  1854. 
'"  Minist.  Verord.  vom  15.  Fel)ruar  1855. 
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diese  Corps,  vorltelialllic-h  einer  entsprechenden  Revision  ihrer  Sta- 
tuten, aucli  fernerhin  fortt)estehen.  Wo  dieselben  neuerlieh  zeit- 
weiliu;  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  wurden,  bleibt  die  Entscheidung 
darüber,  ob  und  in  welcher  Weise  ihre  Reactivirung  stattzuiinden 
hat,  ebenso  wie  für  Orte,  an  welchen  dieselben  bisher  nicht  be- 
standen, die  Ertheilung  neuer  solcher  Bewilligungen  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  vorbehalten.  ' 

Die  Bestiinnumg  der  organischen  G-rundsätze  vom  31.  Decem- 
ber  1851,  dass  die  Oeffentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen,  mit 
Ausnahme  besonderer  feierlicher  Acte,  abzustellen  ist,  wurde  für 
alle  Kronländer  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt.  ^ 

Bei  der  grossen  Entwicklung,  welche  die  Anwendung  des 
Associations-Princips  in  der  neuesten  Zeit,  namentlich  auf  volks- 
wirthschaftlichem  Gebiete,  gewonnen  hat,  war  es  von  hoher  Wichtig- 
keit, über  die  Bildung  der  Vereine  eine  den  heutigen  Zuständen 
entsprechende  Vorschrift  zu  erlassen.  Für  die  deutschen  und  sla- 
vischen  Kronländer  war  bereits  früher  eine  provisorische  Anord- 
nung ^  bezüglich  des  Vereinigungs-  und  Veröammlungs-Rechtes  er- 
lassen worden,  welche  sieb  indess  zunächst  auf  politische  Vereine 
bezog  und  nur  eine  zeitweilige  Geltung  haben  sollte.  Mit  dem 
durch  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  November  1852  bekannt  ge- 
machten, für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  (die  Militärgränze 
ausgenommen)  giltigen  neuen  Vereinsgesetze  wurden  die  frü- 
heren Vereins-Directiven  vom  19.  October  1843  und  17.  März  1849 
und  das  ungrische  Gesetz  vom  Jahre  1840  aufgehoben,  und  neue 
auf  alle  Arten  von  Vereinen  Bezug  nehmende  gesetzliche  Vor- 
schriften erlassen.  Zufolge  derselben  ist  die  besondere  Bewilligung 
der  .Staatsverwaltung  zur  Errichtung  aller  Arten  von  Vereinen  er- 
forderlich: 1.  wenn  sie  nach  den  vorhinein  verabredeten  Gesell- 
schaftsregeln (Statuten)  den  Eintritt  in  den  Verein  Jedermann ,  der 
die  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt  und  sich  den  Statuten  unter- 
wirft, gestatten,  mag  die  Anzahl  der  Mitglieder  bestimmt  sein  oder 
nicht;  2.  wenn  sie  Actien- Vereine  sind;  3.  wenn  der  Verein  nach 
seiner  Beschatrenheit  unter  die  Anwendung  einer  bestimmten  Vor- 
schrift fällt,  welche  die  vorläutige  Einholung  der  Bewilligung  der 
Staatsverwaltung  anordnet.     Letztere  ist  insbesondere  erforderlich : 

'  Kais.  l'jiU'ul  \om  22.  August  1851, 
^  Minist.  Veronl.  vom  15.  Januar  1852. 
*  Kais.  Patent  vom  17.  März  1849. 
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l)ei  Vereinen  a)  lür  die  Fördernng  der  Wissenschaften  und  Künste; 
1))  für  die  Ermunteruno;  der  volkswirthschaftliehen  Besehäftiuunsen 
in  ihren  allgemeinen  Beziehungen;  c)  für  die  Unterhaltung  regel- 
mässiger Transports -Verbindungen,  namentlich  durch  Dampfschiff- 
(ahrt;  d)  für  den  Bau  und  die  Erhaltung  von  Eisenbahnen,  Brücken, 
Land-  und  Wasserstrassen;  e)  für  Bergwerksunternehmungen;  f)  für 
Colonisirungen;  g)  für  Credits  -  Anstalten ;  h)  für  Versicherungsan- 
stalten: i)  für  allgemeine  Versorgungs-  und  Renten-Anstalten;  k)  für 
Sparcassen;  1)  für  Pfandleihe-Anstalten;  m)  für  Ausdehnung  eines 
bewilligten  Vereines  auf  Errichtung  von  Filialen.  Die  Bildung  von 
Vereinen,  welche  sich  Zwecke  vorsetzen,  die  in  den  Bereich  der 
Gesetzgebung  oder  der  öflentlichen  Verwaltung  fallen,  ist  unter- 
sagt. Die  Bewilligung  zur  Erachtung  von  Vereinen  wird  entweder 
von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  (in  den  unter  a,  b,  f,  g,  i  und  m 
aufgeführten  Fällen,  bei  Vereinen  zu  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
fahrts-Unternehmungen,  dann  solchen  Gesellschaften,  wo  es  sich 
um  eine  besondere  Begünstigung  oder  Abweichung  von  den  allge- 
meinen Vorschriften  handelt),  oder  von  dem  Ministerium  des  In- 
nern (bei  den  unter  c,  d  [mit  Ausnahme  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schifTfahrts- Unternehmungen]  e,  h,  k,  1  aufgeführten,  dann  bei 
Actien-  und  bei  solchen  Vereinen,  deren  W^irksamkeit  sich  auf  das 
Verwaltungsgebiet  zweier  oder  mehrerer  Kronländer  erstreckt) ,  nach 
gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  obersten  Polizei-Behörde  und 
eventuell  jenem  anderen  Ministerium,  dessen  Wirkungskreis  der 
Verein  berührt,  oder  von  der  politischen  Landesstelle  des  bezüg- 
lichen Kronlandes  (bei  allen  anderen  Vereinen)  ertheilt.  Berebau- 
Unternehmungen  sind  nach  dem  bestehenden  Berggesetze  zu  be- 
handeln. Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Vereinen  kann  nur 
dann  ertheilt  werden,  wenn  der  Zweck  des  Vereines  erlaubt  ist, 
die  Bewilligungswerber  für  die  aufrechte  Ausführung  des  Unter- 
nehmens Beruhigung  gewähren,  und  der  Plan  des  Unternehmens, 
sowie  dessen  Belege  den  gesetzlichen  (in  dem  kaiserlichen  Patente 
näher  angegebenen)  Anforderungen  und  den  eintretenden  ötfent- 
lichen  Rücksichten  entsprechen.  Auch  kann  das  Gesuch  um  die 
Ermächtigung  zu  den  vorbereitenden  Maassregeln  behufs  der  Er- 
richtung eines  Vereines  gestellt  werden,  doch  darf  aus  der  hierzu 
erhaltenen  Bewilligung  noch  kein  Recht  auf  die  Bewilligung  zur 
Erriclitung  des  Vereines  selbst  hergeleitet  werden.  Aber  auch 
letztere  hat  nur  die  Bedeutung  einer  Zulassung  und  schliesst 
keineswegs   die  Erklärung  in    sich,   dass   die  Staatsverwaltung  die 
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Kinrifhluiiü  <les  Unteniehmen.s  und  die  zur  EiTeichuuji  de."^  Zweckes 
«ieMähllen  Mittel  entsprechend  linde,  oder  dass  das  Unternehmen  die 
davon  erwarteten  Yortheile  gewähren  werden  es  ist  Sache  der  Theil- 
nehnicr,  sich  hiervon  seihst  die  erforderliche  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen. Aenderungen  der  Statuten  unterliegen  denselben  Anord- 
nunst^n,  wie  die  ursprüngliche  Bewilligung.  Der  Auss])ruch  über 
die  Aufh'isung  eines  Vereines  (welche  eintritt,  wenn  'die  Bewilli- 
guno; niehl  vorhanden  war  oder  nicht  mehr  besteht,  wenn  die 
wesentlichen,  ausdrücklich  voraus  bestimmten  Bedingungen  nicht 
oehöriü  erfüllt  wurden,  oder  wenn  Gesetze  oder  öffentliche  Rück- 
sichten  die  Zurücknahme  eines  solchen  Befugnisses  im  Allgemeinen 
[auch  bei  Privaten]  erforderlich  machen)  steht  überall  der  politischen 
Landesstelle  zu;  wo  dieselbe  eintritt,  muss  in  Bezug  auf  das  Yereins- 
vermctsen  die  «esetzhche  Yorkehrune  einiieleitet  werden. 

Zur  Anerkennung  ausgezeichneter  Yerdienste  ohne  Unterschied 
des  Standes  und  zur  Aufmunterung  aller  Classen  der  Staatsbürger 
zu  gemeinnützigem  segensreichem  Wirken  für  das  Yaterland,  wurde 
Aon  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  mit  der  Allerhöchsten  Entschhes- 
sung  vom  2.  December  1849  der  Franz  Joseph -Orden  gestiftet, 
dessen  Statuten  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  25.  December 
1850  wesentlich  erweitert  wurden.  Ausgezeichnete  Yerdienste, 
ohne  Rücksicht  auf  Geburt,  Religion  und  Stand,  gewähren  den 
Anspruch  zur  Aufnahme  in  den  Orden ;  die  Yerleihung  des  Ordens 
an  Ausländer  haben  sich  Seine  Majestät  besonders  vorbehalten. 
Die  Zahl  der  Ordensmitglieder  (welche  aus  Grosskreuzen,  Com- 
thuren  und  Kittern  bestehen)  ist  unbestimmt;  die  Würde  des  Gross- 
meisters ist  mit  der  Krone  des  Kaiserreiches  verbunden.  Die  Yer- 
leihung des  Ordens  begründet  keinen  Anspruch  auf  einen  Adels- 
grad oder  auf  eine  sonstige  erbliche  Auszeichnung.  Yorstand  der 
Ordenskanzlei  ist  der  aus  den  Ordensmitgliedern  zu  ernennende 
Ordenskanzler,  unter  welchem  der  Ordens- Archivar  steht.  '  Statt 
der  früher  üblichen  Civil-Yerdienst-Medaille  wurde  mit  der  Aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  16.  Februar  1850  ein  Yerdienst- 
kreuz  gestiftet,  welches  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  verliehen 
wird,  und  aus  den  vier  Abstufungen  des  goldenen  Yerdienstkreuzes 
mit  der  Krone  und  des  goldenen  Yerdienstkreuzes,  dann  des  sil- 
berner] A'erdienstkreuzes  mit  der  Krone  und  des  einfachen  silbernen 

'  Kais.  Patent   \(im  2.  December  1840  inul  iMinist.  Vornid.  vom  16.  Fe- 
l.in.-n-  1850. 
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Verdieiihitkveuzes  besteht.     Die  Form   des  Verdienstkreuzes  ist  jene 
des  Franz  Josepli-Ordens.  jedoch  olmv  Adler  nnd  Kette.  ' 

§•   '5. 

4.    (leffeiil  liehe    S  i  clicrli  ei  t. 

Bei  der  (mit  Allerhöchster  Entschliessunfi-  vom  25.  A]»ril 
1852)  erfolgten  Bildung  der  obersten  Polizei-Beliörde 
vA'urden  die  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Ord- 
nung und  Sicherheit  Bezug  nehmenden  Agenden  von  dem 
Ministerium  des  Innern  (welchem  sie  seit  Auflösung  der  bis 
zum  J.  1848  bestandenen  obersten  Prdizci-Hof'^telle  zuge- 
wiesen waren)  ausgeschieden  und  an  die  erstere  übertragen. 
Die  v/ichtigste  Aenderung,  welche  im  Umfange  dieses  Ver- 
waltungszweiges vor  sich  ging,  besteht  in  der  Errichtung 
von  Polizei -Di  r  ectionc  u  in  den  ehemals  ungrischen 
Ländern,  und  in  der  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  der  poli- 
zeilichen Central -Behörde  auf  diese  Länder. 

Zuuächfct  beridn-t  diesen  Verwaltungskreis  die  Errichtung 
der  Gens  dar  m  er  ie  im  ganzen  Reiche  auf  Grundlage  der 
entsprechenden  in  der  Lombardie  und  in  Südtirol  bestandenen 
Einrichtung.  Es  musste  ein  Executiv- Körper  geschaffen  wer- 
den, durch  welchen  den  (nunmehr  vom  Staate  bestellten) 
Organen  der  richtenden  und  vollziehenden  Gewalt  eine  ma- 
terielle Kraft  zur  Verfügung  gestellt  wird,  womit  sie  Ruiie, 
Ordnung  und  Sicherheit  aufrecht  zu  erhalten  und  verbreche- 
rischen Bestrebungen  entgegenzutreten  vermögen;  dieser  Kör- 
per hatte  eine  Landes- Sicherheitswache  zu  bilden,  welche 
eine  in  sich  zusammenhängende  Ordnung,  eine  vcni  einem  Mit- 
telpuncte  ausgehende  Leitung  und  eine  gleichmässig  kräftige 
Wirksamkeit  erhalten  sollte:  im  Interesse  der  richterlichen 
Gewalt  mussten  derselben  die  Geschäfte  der  Erforschung  von 

'  Minist.  Vorord.  vom  Iti.  Februar  1850  und  kai.'i.  WtoiiI.  xoiii  'lö.  De- 
cciulicr   loöO. 

V.  (izd  «TM  i  g,  O.'.steri'cicli's  Nrnücstiiltimg.  "7 
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V'ei-l)ii'cli('ii .  des  Aulliiidciis  dvv  li«:'l)olthät(M-  luid  der  niate- 
riollni  Hillrloistiing  lici  Vollstreckung  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen nnvertraut  Averden.  im  Interesse  der  vollziehen- 
dfii  Gewalt  liiiKe  sie  sich  liei  Ueberwachung  der  Fremden, 
der  i)tYentlichen  Versammlungen,  bei  der  Handhabung  der 
l.dcül- Polizei  und  selbf-t  zur  Controle  anderer  Wachkörper, 
wie  der  Gemeinde-  und  Stadtwachen,  zu  verwenden. 

Die  gegen  den  Missbrauch  der  Presse  seit  dem  Jahre  1848 
bestandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  hatten  sich  als  un- 
zugänglich erwiesen,  wesshalb  eine  Revision  derselben  ein- 
treten  musste.  Schon  bei  der  Vervollständigung  des  allge- 
meinen Sti-afgesetzes  war  darauf  Bedacht  genommen  worden, 
in  dasselb'e  alle  durch  Missbrauch  der  Presse  begangenen 
\'ei'l»i-echen  und  Vergehen  einzubeziehen ,  wornach  zur  voll- 
ständigen Ordnung  dieses  wichtigen  Theiles  der  Gesetzge- 
l)ung  nur  noch  die  Erlassimg  der  polizeilichen  Vorschriften 
zur  Beaufsichtigung  der  Presse  und  Regelung  der  damit 
in  \'erliindung  stehenden  Gewerbszweige  erübrigte.  Diese 
erfolgte  durch  die  neue  Press-Ordnung  vom  27.  Mai  1852, 
welche  die  Vorschriften  enthält,  nach  welchen  die  inländische 
Presse  untl  namentlich  die  periodische ,  mit  Beseitigung  jeder 
Censur,  geregelt  und  überwacht  wird.  Als  Ergänzung  der 
Press-Ordnung  dient  die  neue  Theater-Ordnung,  behufs 
der  Beaufsichtigung  der  theatralischen  Vorstellungen  jeder 
Art.  Eine  durch  den  zunehmenden  Verkehr  und  durch  die 
Kinlx'ziehung  der  ungrischen  Länder  unter  die  Central- 
Leitung  der  obersten  Polizei -Behörde  erforderlich  gewordene 
Verv(tliständigung  (und  beziehungsweise  Ausdehnung)  der 
pass-pol  izeili  chen  Vorschriften,  die  in  Oesterreich 
reisenden  oder  daselbst  sich  auflialtenden  Ausländer  betreffend, 
erfolgte  (hirch  die  bezügliche  im  Jahre  1858  erlassene 
Vorschrift. 

Die  Erriclitung  der  Gensdarm  er  ie    ging  auf  nachstehender 
(Jriuidla<j:e    vor    sich.       Für   nllc    Krnnliiriflcr    der    Monarchie    wird 
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t'iiie  niilitiinscii-organit-ivte,  zum  'Ilie'l  Ix'riltene  Gensdarmerie  er- 
richtet, welche  dem  Armee -Obercomniando  und  der  obersten  Po- 
lizei-Behörde (ursprüniilieh  den  Ministerien  des  Krie!2;es  und  de? 
Innern  I  untergeordnet  ist,  und  deren  Dienst  Verrichtungen  als  jene 
eines  polizeilichen  Organs  der  Behörden  auf  der  Grundlage  der 
Statuten  der  lombardisehen  Gensdarmerie  vorzuzeichnen  sind.  In 
Wien  wird  eine  General -Inspection  der  gesanimten  Gensdarmerie 
aufgestellt,  das  ganze  Wach-Institut  in  Regimenter  nach  fortlaufen- 
den Zahlen,  die  Regimenter  aber  in  kleinere  Truppen-Körper  ab- 
getlieilt,  bei  welcher  Eintheilung  auf  die  Territorial-  und  Bevöl- 
kerungs  -  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ivronlandern,  sowie  auf  die 
politische  und  gerichtliche  Organisation  derselben  Rücksicht  genom- 
men, das  DienstAerhältniss  zu  den  Civil-Behördeu  geregelt,  und 
die  Gesanuntstärke  des  Wach-Institutes  (ursprihiglich  auf  die  Zahl 
von  13,  später  erhöht)  auf  19  '  Regimenter,  jedes  zu  1.000  Mann, 
festgesetzt  ist.  Die  Aul'stellung  der  Gensdarmerie  in  einem  Ki'on- 
lande  gab  sohin  die  näheren  erfahrungsgemässen  Daten  zur  Ver- 
vollständigung der  Einrichtung.  Die  Capitulationszeit  wird  nach 
den  Mlitär- Vorschriften  bestimmt,  nach  welchen  auch  die  Beför- 
derungen in  der  Gensdarmerie  geregelt  werden,  bei  Besetzung  der 
Officiers-Stellen  nach  vorausgegangenem  Einvernehmen  des  Armee- 
Obercommando''s  mit  der  obersten  Polizei-Behörde.  ^  Die  Mannschaft 
wurde  aus  den  best-conduisirten  Leuten  der  activen  Armee  gewählt, 
und  mit  einer  dem  besclnverlichen  und  verantwortlichen  Dienste 
entsprechenden  namhaft  erhöhten  Löhnung  bedacht.  Nur  allmählich 
konnte  dieses  wichtige  Institut  über  alle  Theile  des  Reiches  ausge- 
dehnt werden^  allenthalben,  wo  es  errichtet  wurde,  erschien  es 
.als  eine  Wohlthat  für  die  ordnungs-  und  ruheliebende  Bevölkerung, 
und  seine  bisherigen  Leistungen  (welche  namentlich  in  dem  kaum 
aus  dem  RevoluLions-Zustande  getretenen  Königreiche  Ungern  sehr 
viel  zur  Wiederherstellung  der  öflentlichen  Sicherheit  beitrugen) 
lassen  erkennen,  wie  die  Erhaltung  eines  geordneten  Zustandes 
insbesondere  in  den  Land-Districten  der  rastlosen  Wirksamkeit  der 
Gensdarmerie  zuzuschreiben  ist.  ^ 


'  Minist.   Verord.  vom   18.  Januar  1850  und  20.  Mai  1854. 

'  Kais.  Verord.  vorn  8.  Juni  1819. 

'  Eine  nähere  Einsicht  in  diese  Wirksamkeit  gewährt  die  ziffcrmässige 
Angabe  der  von  der  Gensdarmerie  seit  ihrer  ErricJuung  voiltirat-hten  Lei- 
stungen aller  Art.     Diesellie  bev<-erkstelligte  in  den  Jaliren: 
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.Mittfl.'-t  i'iuor  l'ür  alle  Krouläiuler  iiiiit  Ausnalinie  des  lonibar- 
(liseli-veiie/.ianiselien  K(»iii<ireiches)  giltigen  YorschriCt  wurde  eine 
Tlica  f  ei-(h(liiuiig  erlassen.'  Zufolge  derselben  dürfen  theatra- 
lische Vorstellungen  jeder  Art  in  der  Regel  nur  in  Theater-Gebäu- 
den oder  in  hierzu  besonders  concessionirten  Räumlichkeiten  von 
den  mit  j)ersr)nlicher  Befugniss  versehenen  Unternehmern  zur  Auf- 
luhrung  gebracht  werden.  Bewilligungen  zu  einzelnen  Yorstellun- 
uen  von  l)i!cllanten  ertheilt  der  Kreisvorsteher  und,  avo  eine  Po- 
lizei-Direction  besteht,  der  Polizei-Director.  Jede  Bühnen-Production 
bedarf  vor  ihrer  ersten  Darstellung;  der  Aufführunesbewilljo-ung  von 
Öeite  des  Statthalters,  für  deren  Einholung  und  genaue  Beachtung 
der  Unternehmer  verantxA  ortlich  bleibt.  Die  erlangte  Bewilligung 
ist  nur  für  den  Unternehmer  und  die  Bühnen  giltig,  die  darin  aus- 
drücklich genannt  sind;  wurde  jedoch  die  Aufführung  in  einer 
Kronlands -Haujitstadt  bewilligt,  so  kiuinen  die  Productionen  auf 
allen  anderen  Bühnen  desselben  Kronlandes  gegeben  werden.  Die 
ertheilte  Bewilligung  kann  aus  Beweggründen  der  ötlentlichen  Ord- 
minsi  zurück genonnnen  werden.  Die  Staats-Sicherheitsbehörde  hat 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorstellung  nur  über  die  ertheilte 
Bewilligung  und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  stattfinde,  und 
dass  der  Act  der  Aufl'ührunu,'  nichts  Anstössiges  und  den  öffent- 
liehen  Anstand  Verletzendes  enthalte;  dieselbe  ist  überhaupt  berufen, 
für   die   Aufrechthaltung  des   Anstandes,    der   Ruhe   und   Ordnung 

1^50     1S51     1S59     tS53     19541 

Aufgreifungeii,  ^'erliaftungen  und 

Anzeigen : 

I.  bei  \'erbrecheH 

a)  gegen  den  Staat      .... 

b)  gegen  die  Personen 

c)  gegen  das  Eigenthum 

II.  bei    Vergehen  und    Uebertre- 

tungen 62.909  96.699  198.977  476.557  919.044 

AiilTmdungen   \(jn   Leichen,  Ver- 
wundeten und  Kranken  ...  705     1.347       1.898      2.570       3.308 

Dienste  sonstiger  Art  (Hausdurcli- 
suchungen ,     Gorichtsvorlachni- 

gen,  bei  Conscriptionen  etc.)   .     25.334  20.109     33.742     52.266     75.129 
Die  Zunahme  der  Leistungen  bis  zum  Jahre  1854  rührt  hauptsächlich 

von  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Gehsdarmen  und  der  Ausdehnung  ihrer 

Wirksamkeit  über  ein  grösseres  Gebiet  her. 

'  .MiuL^^t.   ^'(•|•n^(l.   \uin  25.   Xo\ember  1850. 


510        767 

1.039 

2.631 

3.693 

1.558    2.558 

4.191 

5.265 

8.156 

7.032  21.807 

42.510 

50.761 

82.791 
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während  der  Dar.stellung  7.11  \\  aelien  und  alle  Störungen  des  öffent- 
lichen Vergnügens  ferne  7.11  halten.  Bei  dringenden  Rücksichten 
kann  sie  die  Aufführung  eines  Bühnenwerkes  ganz  oder  theilweise 
untersagen,  die  Fortsetzung  einer  hegonnenen  Darstellung  einstellen, 
und  in  ausserordentlichen  Fällen  das  Gebäude  räumen  und  schliessen 
lassen.  Gegen  die  Entscheidung  der  Sicherheitsbehörde  steht  dem 
Unternehmer  die  Berufung  an  den  Statthalter,  und  gegen  die  Ent- 
scheidung des  letzteren  der  Recurs  an  die  oberste  Polizei-Behörde 
zu.  Auf  die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen  sind  Geldstrafen 
bis  zu  500  fl. ,  bei  erschwerenden  Umständen  überdiess  mit  Arrest 
bis  zu  3  Monaten  verbunden,  gesetzt.  Einzelne  anstössige  Ab- 
weichungen von  dem  genehmigten  Texte  (Extem])orirungen)  sind 
nach  Maassgabe  der  hervorleuchtenden  üblen  Absicht  an  dem  Scliuld- 
tragenden  mit  einer  Ordnungs-Strafe  von  5—50  fl.  zu  ahnden. 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  27.  Mai  1852  wurde,  unter 
Aufiiebung  des  Gesetzes  vom  13.  März  1849  geaen  den  Missl)rauch 
der  Presse,  für  sämmtliche  Kronländer  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  eine  neue  Press-Ordnung  erlassen.  Die  Vorschriften 
derselben  gelten  nicht  nur  für  die  Erzeugnisse  der  Druckerpresse, 
sondern  für  alle  durch  mechanische  oder  chemische  Mittel  verviel- 
fältigten Erzeugnisse  des  Geistes  und  der  bildenden  Künste.  Jede 
Druckschrift  muss  mit  dem  Namen  des  Druckers,  des  Verlegers, 
des  Herauso:ebers ,  wo  ein  solcher  erscheint ,  sowie  mit  der  Antrabe 
des  Druckortes  und  der  Zeit  des  Erscheinens  Ijezeichnet  sein:  bei 
den  einzelnen  Zeitungsnummern  kömmt  noch  der  Name  des  Re- 
dacteurs  hinzu.  Der  Drucker  vereinigt  in  sich  auch  die  Verant- 
wortlichkeit des  Verlegers,  wo  cüeser  nicht  (oder  fälschlich)  ge- 
nannt ist.  Von  jedem  einzelnen  Blatte  einer  periodischen  Druck- 
schrift, dann  von  den  zu  Ankündigungen  bestimmten  Druckschriften 
hat  der  Drucker  (oder  der  Verleger,  wenn  dieser  .sie  iierausgibt) 
spätestens  eine  Stunde  vor  der  Herausgabe  oder  der  Versendung 
am  Ort«  des  Erscheinens  ein  (von  t(l*m  Redacteur  unterschriebenes) 
Exemplar  bei  der  Sicherheitsbehörde  und  bi'i  dem  Staatsanwälte, 
wo  ein  solclTer  besteht ,  zu  hinterlegen.  Von  jeder  anderen  Druck- 
schrift hat  diese  Hinterlegung  spätestens  drei  Tage  xor  ihrer  Ausgabe 
oder  Versendung  zu  erfolgen.  Von  jeder  im  Iidaiide  erscheinenden 
Druckschrift  hat  der  Verleger  binnen  8  Tagen  nach  der  Ausgalie 
je  ein  Ptlicht -Exemplar  an  das  Ministerium  des  liniern.  au  die 
oberste  Polizei-Behörde,  an  die  k.  k.  Hofbibliolhek  mid  an  die  zu 
bezeichnende  Ribliolliek    im  Knmhntle  seilisl    abzulieben:    \  on    den 
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periudiyelit  II  Dnickscliiillcii  erhält  hei  der  Ausmihe  aiieli  iler  Statt- 
halter ein  rilieht-Exeiuphii'.  Druek.sehrit'teii  für  den  Geschäfts-  und 
Privat-Verhraueh  sind  davon  ausgenommen;  bei  Druckwerken  von 
besonders  kostspieliger  Ausstattung  wird  das  Pflicht-Exemplar  (mit 
einem  angemessenen  Percenten  -  Abschlag  vom  Ladenpreise)  ver- 
gütet. Die  Berechtigung  zur  Erzeugung,  zur  Herausgabe  und  zum 
Verlage  ein(T  Druckschrift  wird  nach  dem  Gewerbsgesetze  ertheilt. 
Die  Verbreitung  derselben  darf  nur  A^on  Personen,  die  nach  diesen;! 
Gesetze  dazu  berechtigt  sind ,  und  zwar  nur  in  ihren  regelmässigen 
Verkaufsstätten  unternommen  werden.  Das  Hausiren  mit  Druck- 
schriften, das  Ausrufen  und  Ausbieten  derselben  ausserhalb  des 
Gewerbs-Locales  ist  untersagt,  ebenso  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Sicherheitsbehörde  das  Anschlagen  und  Aushängen  in  den 
Strassen;  ausgenommen  davon  sind  Kundmachungen  rein  örtlichen 
oder  gewerblichen  Inhalts,  für  welche  jedoch  die  Plätze  bestimmt 
find,  ebenso  die  hierzu  verwendeten,  mit  einem  Erlaubniss- 
scheine zu  versehenden  Individuen.  Ohne  einen  solchen  Erlaubniss- 
schein ist  auch  das  Sammeln  von  Subscribenten  verboten.  An 
Orten,  wo  es  erforderlich  ist,  kann  vom  Statthalter,  von  der  Po- 
lizei-Direction  oder  dem  Kreisvorsteher  einzelnen  vertrauenswerthen 
Personen  eine  Verkaufs -Licenz  für  bestinnnte  periodische  Druck- 
schriften, Gebetbücher  etc.  ertheilt  werden.  Zur  Herausgabe  einer 
periodischen  Schrift  (d.  i.  einer  solchen,  welche  mindestens  ein- 
mal im  Monate  erscheint)  ist  eine  besondere  Bewilligung  der 
obersten  Polizei  -  Behörde  (bei  cautions-ptlichtigen)  oder  des  Statt- 
halters (bei  den  übrigen)  erforderlich.  Bei  der  Bewerbung  um 
diese  Conccssion  muss  der  Name  und  Wohnort  des  Verlegers  und 
(eventuell)  des  Herausgebers,,  die  Gewerbeberechtigung  des  Ver- 
legers und  dessen  Domicil  im  Orte  der  Herausgabe,  der  Name 
und  Wohnort  des  Kedacteurs,  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Eigenschalten  desselben,  der  Name  und  Wohnort  des  Druckers, 
endlich  der  Titel  der  ))eriodischen  Druckschrift,  die  Zeitabschnitte 
ihres  Erscheinens  und  die  Angabe  des  beabsichtisiten  Inhaltes  nach- 
gewiesen  werden.  Jeder  Kedacteur  muss  an  dem  Orte  des  Er- 
scheinens wohnhai't,  24  Jahre  alt  und  österreichischer  Staatsbürger 
.sein,  er  nuiss  das  freie  Dispositions- Recht  über  seine  Person  und 
sein  Verni(»gen,  eine  tadellose  Moralität  und  den  erforderlieheii 
Gi*ad  wissenschal'tlicher  Bildung  besitzen;  Staatsbeamte  bedürfen  zur 
Uebemahme  einer  Redaction  die  Bewilligung  der  vorgesetzten  Be- 
hörde.      Für     jede    periodische    Druckschrift,     welche     die    Tage.s- 
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geschichte  behandelt,  politische,  religiöse  oder  sociale  Fragen  l»c- 
spricht,  oder  überhaupt  j)olitischen  Inhalts  ist,  nuiss  die  vorge- 
tichriebene  Cantion  geleistet  werden,  von  welcher  die  amtlichen 
Zeitungen  befreit  sind,  welcher  dagegen  auch  nichtpolitische  perio- 
dische Druckschriften  unterzogen  werden,  wenn  \\'egen  ihres  In- 
haltes oder  wegen  Uebertretung  der  Press -Ordnung  eine  gericht- 
liche Verurtheilung  erfolgt.  Die  Caution  beträgt  10.000  fl.,  7.0(X)  tl. 
oder  5.000  tl.,  je  nachdem  die  Druckschrift  an  einem  Orte  (oder 
in  dessen  Umkreise  innerhalb  2  Meilen)  von  mehr  als  tiO.OOO,  ^'on 
30.0CH)— (iO.OOO  Bewohnern  oder  in  noch  üeringer  bevölkerten  Orten 
erscheint;  die  Hälfte  dieser  Summen  reicht  für  Schriften  hin,  welche 
weniger  als  3  Mal  wöchentlich  erscheinen.  Die  Caution  hat  für 
alle  aus  Anlass  der  Druckschrift  verhängten  Geldstrafen  und  für 
die  Untersuchungskosten  zu  haften.  In  einer  periodischen  Druck- 
schrift muss  iede  amtliche  Berichtiuini"-  von  darin  mituetheilten 
Thatsachen  in  das  nächste  Blatt  kostenfrei,  andere  thatsächliche 
Berichtigungen  von  Seite  der  Betheiligten  aber  müssen  nur  dann 
kostenfrei  in  gleicher  Art  eingerückt  werden,  wenn  die  Entgegnung 
nicht  den  zweifachen  Umfang  des  bezüglichen  Artikels  übersteigt. 
Im  Falle  der  Verweigerung  ist  die  Aufnahme  durch  den  Staatsan- 
walt zu  erwirken.  Wird  gegen  eine  periodische  Druckschrift  ein 
Strafverfahren  anhängig  gemacht,  so  muss  die  ergangene  Verord- 
imng,  sowie  das  Straferkenntniss,  über  Auftrag  der  Behörde  im 
nächsten  Blatte  mitgetheilt  werden,  \Aobei  Zusätze  untl  Bemer- 
kungen jeder  Art  unzulässig  sind.  Falls  eine  periodische  Druck- 
sclu'ift  eine  gefährliche  Richtung  beharrlich  verfolgt,  kann  nach 
zweimaliger  schriftlicher  fruchtlosei*  Verwarnung  die  weitere  Heraus- 
gäbe,  und  zwar  vom  Statthalter  bis  auf  3  Monate  ,  von  der  obersten 
Polizei-Behörde  auf  länger,  eingestellt,  oder  che  gänzliche  Conces- 
öions-Entziehung  verhängt  werden.  Auch  andere  inländische  Druck- 
. Schriften  können  bei  gefährlicher  Richtung  verboten  werden.  Aus- 
ländische Druckschriften  können  nou  der  obersten  Polizei -Behörde 
für  den  ganzen  Umfang  des  Kaiserstaates  verboten  werden;  ein 
solches  Verbot  fasst  auch  das  Verbot  der  HerausG;abe  von  Ueber- 
selzuniien,  des  Post-Debites,  sowie  der  Ankün<liuunü,-  und  Verbn^iümu' 
derselben  in  sich.  Die  weiteren  Bcslinmnnigen  der  Press-Ordnung 
beziehen  sich  auf  die  strafbare  Verbreitung  v(tn  Druckscin-ifteit, 
auf  die  Beschlagnahme  der  vi^rbotenen,  gegen  (he  Press-Ordnung 
oder  ein  Strafgesetz  verstossenckni,  auf  (üe  Strafen  wegen  Ueber- 
tretung der   I'ress-Ordniing    ((ieldslrafcn    bis   .V)()   II..    ArresI    bis    zu 
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(hvi  Morialiii.  Coiili.seirmiu;  der  Druckschriften,  Entziehung  der 
t'oncesfiion.  (iewerheverlust),  auf  die  Verantwortlichkeit  ftir  den 
strafbaren  Inlialt  der  Druckschriften  (der  Verfasser ,  Redacteur  und 
Verleger  sind  gleichzeitig  zur  Verantwortung  zu  ziehen ,  der  Drucker, 
dann  der  Vtrschleisser  ist  in  gewissen  bezeichneten  Fällen  mitver- 
;tnt\\ örtlich),  auf  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Press-Sachen 
(der  Siclierheit.sbehörde,  und  bei  der  Strafverliandlung  der  ordent- 
lichen Gerichtsbehörde),  auf  die  Entziehung  des  Gewerbebefugnisses 
(in  Fällen  einer  dritten  Verurtheilung  wegen  Press -Vergehens), 
endlich  auf  die  Verjährung  (welche  sechs  Monate  nach  begangener 
Uebertretung  eintritt). 

Um  die  Revision  der  vom  Auslande  einlangenden,  nicht  für 
den  per.sfmlichen  Gebrauch  eines  Reisenden  bestimmten  literarischen 
tuKJ  artistischen  Werke  vornehmen  zu  kihinen.  wurden  bei  einigen 
lhuij)tzollämtern  Commissionen  oder  andere  Organe  bestellt^  bloss 
die  periodischen  Schriften,  welchen  der  Post-Debit  bewilligt  ist, 
sind  von  dieser  Vorschrift  ausgenommen.  ' 

,  Ueber  die  pass-polizeiliche  Behandlung  der  Auslän- 
der in  Oester reich  wurde  verfügt:  Nur  souveräne  Fürsten  und 
die  Glieder  regierender  Häuser,  welche  königliche  Ehren  geniessen, 
sind  von  der  Verpüichtung  befreit,  mit  einer  ordnüngsmässigen 
Keise-Urkuhde  versehen  zu  sein,  welche  in  der  Regel  das  Visum 
einer  k.  k.  Mission  oder  eines  k.  k.  Consulates  besitzen  muss. 
Diese,  sowie  die  Aufsichts-Organe  an  den  österreichischen  Grän- 
zen,  deren  Visum  jedenfalls  eingeholt  werden  muss,  sind  ange- 
wiesen, dasselbe  in  allen  Fällen,  wo  die  Ertheiluug  nicht  räth- 
lich  erscheint,  zu  verweigern.  In  den  Kronlands- Hauptstädten 
muss  der  Ausländer  eine  besondere  Aufenthalts -Karte  nachsu- 
chen, wenn  er  nicht  in  amtlicher  Sendung  sich  daselbst  befindet. 
Stellt  sich  der  Aufenthalt  eines  Ausländers  in  Oesterreich  aus 
Hücksiclitcu  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  als  unzu- 
lässig dar,  sf)  kann  er  sofort  aus  dem  Lande  entfernt  werden. 
—  Zur  Erleichlcruno;  des  tätilichen  Gränzverkehres  bleil)eu  die 
diessfalligen  besonderen  Vorschriften  in  Anwendung.  Ebenso  be- 
halten die  Vereinbarungen,  welche  zu  ähnlichen  Zwecken  mit 
auswärtigen  Regierungen  eingegangen  wurden,  ihre  KrafTl  und 
Wirksamkeit.  ^ 

'  Minist.   ^  eiortl.  vom  13.  öeptomber  1852. 

'  V'erorfl.  der  obersten  Polizei-Holiönle  vom  3.  Mai  1853. 
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ö.    Rech  t  s  })1"1  ege. 

Die  Reformen  im  J  u  « t  i  z  -  F  a  c  h  e  hatten  diesen  wichtigsten 
Zweig  der  öffentlichen  Verwaltung  nach  allen  Richtungen  zu 
durchdringen,  und  kaum  dürfte  jemals  in  einem  umfang- 
reichen Staate  binnen  so  kurzer  Zeit  eine  so  gewaltige  Verän- 
derung in  der  gerichtlichen  Organisation  und  der  Gesetzgebung 
erfolgt  sein,  als  diess  neuerlich  in  Oesterreich  geschah.  Die 
in  den  einzelnen  Gebietstheilen  so  verschiedenartigen  Justiz- 
Einrichtungen  mussten  auf  eine  einheitlich  übereinstimmende 
Form  zurückgeführt,  und  dort,  wo  es  an  allgemein  giltigen 
Normen  in  der  Civil-  und  Strafgesetzgebung  gebracht,  die- 
selben ins  Leben  gerufen ,  sowie  die  Grundlagen  des  Real- 
Credites  durch  Grund-  und  Hypothekar- Bücher  geschaffen 
werden.  Nachdem  ferner  in  dem  weitaus  grösseren  Theile 
des  Reiches  die  Gerichtsverwaltung  in  der  untersten  Instanz 
den  Patrimonial-  'und  Municipal  -  Gerichten  überlassen  ge- 
wesen, und  diese  bei  der  Neugestaltung  des  Reiches  M^egge- 
fallen  waren ,  so  mussten  neue  landesfüi'stliche  Gerichte  erster 
Instanz  eingesetzt  werden.  Wenn  hierbei  noch  erwogen  wird, 
dass  in  den  Grundlagen,  auf  welche  die  neuen  Einrichtungen 
gestützt  wurden  ,  selbst  eine  wesentliche  Moditication  erfolgte, 
wodurch  eine  wiederholte  Organisation  der  Gerichte  und  eine 
Aenderung  in  den  Vorschriften  für  das  gerichtliche  Verfahren 
bedingt  wurde,  so  muss  die  Aufgabe,  welche  das  Justiz- 
Ministerium  in  diesem  Zeitabschnitte  zu  bewältigen  hatte, 
als  eine  riesenhafte  bezeichnet  werden.  Die  gesammten  Re- 
formen zerfallen  in  zwei  Abschnitte,  deren  erster  diejeni- 
gen umfasst,  welche  vom  März  1848  bis  zum  31.  December 
1851  als  dem  Zeitpuncte  der  Allerhöchsten  Schlussfassung 
über  die  Grundsätze  der  neu  -  organischen  Gesetzgebung  für 
Oesterreich  erfolgten ,  während  der  andere  (He  nach  diesem 
Zeitpuncte    eingetretenen     Reformen    in    sicli    Itegreift.      Der 
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erste    Abschnitt    kann    als   derjenige   der   Uebergangszeit    be- 
traditet  werden,   in  welcher  es   sich   vor  alleni  darum  han- 
delte, durch  Ausfüllung  der  in  der  Organisation  der  Gerichte 
und  der  Handhabung  der  Gesetze  sich  kundgebenden  Lücken 
dem  nächsten  Bedürfnisse  zai  genügen.    Eben  desf-halb  waren 
die   damals   getroffenen    Massregeln    meist   nur   partiell,    auf 
einzelne   Kronländer    anwendbar    und    provisorischer    Natur, 
daher    nur   bis   zur  Erlassung  der   für   das  Gesammtreich  in 
Kraft    tretenden   definitiven   Gesetze  giltig.     In    dem  zweiten 
Abschnitte  beginnt  die  (^noch  nicht  beendigte)  Kundmachung 
der   definitiven    Gesetze.     Die   mit   der  Reichseinheit   in   so 
innigem  Zusammenhang  stehende  Rechts  ein  hei  t  hat  hier- 
durch ihre  Verwirklichung  nahezu  vollständig  erhalten.     Im 
ganzen  Umfange   des  Kaiserstaates    werden   alle  der  Civil- 
Gerichtsbarkeit  unterstehenden  Personen,  mit  Zugruntllegung 
kaum  mehr  in  ihren  Principien  von  einander  abweichender 
Jurisdictions- Normen,     von     gleichförmig     organisirten 
landesfürstlichen  Justiz-Behörden  nach  dem  allgemeinen  bür- 
gerlichen Gesetz  buche,  der  allgemeinen  Wechsel -Ord- 
nung   und   dem    Strafgesetze   von    i85'2   gerichtet.      Die 
S  traf-Process- Ordnung  und  dasV  er  fahren  iuRech  ts- 
Antrelegenheiten   ausser  Strei  tsa  c  hen    ist   bei   allen 
jenen  Behörden  gleich;  das  Verfahren  in  .Streitsachen 
und    Concurs  -  Fällen    wird    allmählich    auf    dieselben 
Normen  zurückgeführt.    Die  Thätigkeit  der  Staatsanwalt- 
schaften und  des  Advoca  ten-Standes  ist  auf  denselben 
Grundlagen    in    allen    Reichstheilen    geregelt,    und   das   No- 
tariats-Institut, welches  auf  zwei  verschiedenen  Grund- 
lagen in  den  we.-tlichen  Kronländern  (sarnmt  Krakau)  l)esteht, 
idierall    mit     den    gleichen    Kechten    zur    Förderung    seiner 
Wirk-audieit  ausgestattet.     Endlich  gibt  die  Einrichtung  des 
ii  eichsgesetzbl  attes   und    der  La  n  d  esgeset  z  blätter 
ein  allgemeines  einlaches  iMittel    zur  Ivundniachung  der  Go- 
selze  an   die    Ibind. 
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Geist  und  Riclitmig  der  seit  dem  Jalire  1848  bis  zum  Aller- 
höchsten Cabinets- Schreiben  vom  81.  December  1851  erlassenen 
Gesetze  sind  aus  den  Allerunterthänigsten  Vorträgen,  welche  in 
den  Beilageheften  zum  Reichsgesetzblatte  abgedruckt  erscheinen, 
ersichtlich. 

Die  durch  die  Reichsverf'assung  vom  Jalire  1849  eingetretene 
Umgestaltung  der  Grundsätze  und  der  Formen  in  Verwaltung  der 
Rechtspflege  hatte  auch  eine  durchgreifende  Veränderung  der  Ge- 
richtsverfassung und  Gesetzgebung  zur  Folge.  Die  Patrimonial- 
Gerichtsbarkeit  war  bereits  durch  das  Patent  vom  7.  September 
1848  aufgehoben  und  hiermit  die  Nothwendigkeit  begnuidet,  so- 
gleich an  die  Neugestaltung  der  Gerichtsverfassung  Hand  zu  legen. 
Derselben  wurde  das  Frincip  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Ad- 
ministration und  der  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze 
zu  Grunde  gelegt,  die  bis  dahin  bestandenen  privilegirten  Gerichts- 
stände wurden  rücksichtlich  einzelner  Stände  und  Corporationen 
(Adel,  Geistlichkeit)  gänzlich  beseitigt,  rücksichtlich  anderer  (Mili- 
tär) beschränkt. 

Durch  das  Allerhöchste  Cabinets-Schreiben  vom  31.  December 
1851  wurde  die  Reichsverfassung  ausser  Kraft  gesetzt,  jedoch  die 
Gleichheit  aller  Staatsan<j;ehöri2;en  vor  dem  Gesetze  ausdrücklich 
liestätiget,  zugleich  aber  die  Grundsätze,  welche  für  die  Justiz- 
Pflege  maassgebend  sein  sollten,  in  den  Absätzen  17  —  33  ausge- 
s])rochen.  Die  DurchfiUirung  dieser  Grundsätze  erforderte  eine 
Umarbeitung  der  in  Folge  der  Reichsverfassung  auf  dem  Gebiete 
der  Justiz-Pflege  erlassenen  Gesetze,  welche  wegen  Kürze  der  Zeit, 
in  welcher  sie  erscheinen  mussten,  hin  und  wieder  etwas  Ueber- 
stürztes  hatten,  indem  hierbei  auf  die  früher  bestandenen  und  be- 
währten Institutionen  zu  wenig  Rücksicht  genommen  ward,  und, 
mit  Abschneidung  der  organischen  Entwicklung  und  Forlbildung 
derselben,  Einrichtungen  und  Normen  Platz  greifen  sollten,  welche, 
den  Anschauungen  und  der  Praxis  des  Richterstandes  völlig  fremd, 
nur  schwer  Wurzel  fassen  konnten. 

Die  deutlichste  Uebersieht  dieser  gerichtlichen  Reformen  dürfte 
sH'h  aus  der  Anführung  der  einzelnen  belangreicheren  Verordnungen 
in  chronologischer  (wenn  auch  nicht  s^'stematischer)  Reihenfolge 
ergeben.  Die  erste  Grundlage  für  die  einzuleitenden  Aenderungen 
bot  die  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  dar;  gleichzeitig  damit 
wurde  die  Herausgabe  des  (in  zehn  Ausgaben  veröflentlichten) 
r-{eichsgesct/,hln  tf  es   und   eines  Landesgesetz  -    iiml   Kcgicrungs- 
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Blattes  in  jedem  Kronlande,  als  die  allein  giltige  Kundmaehungsart 
der  Gesetze  und  Verordnungen,  angeordnet.  Nachdem  die  Censur 
bereits  im  März  .1848  abgeschafft  worden,  und  das  im  Drange  der 
Umstände  erlassene  Press-Gesetz  (vom  18.  Mai  1848)  dem  Bedürf- 
nisse einer  consoHdirten  staatlichen  Ordnung  in  keiner  Weise  ge- 
nügte, wurde  (am  13.  März  l84i>)  ein  Gesetz  gegen  den  Miss- 
brauch der  Presse  erlassen,  und  das  Verfahren  in  Fällen  der 
Uebertretuno-  dieses  Gesetzes  oereoelt.  Die  Gruudzü2;e  der  neuen 
Gerichts  Verfassung  enthielten  den  Grundsatz  der  vollständigen 
Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  durch  Einzeln- 
gerichte, Causal  -  Gerichte,  Landes-  und  Oberlandesgerichte,  im 
Strafverfahren  bei  Üebertretim2;en  durch  die  Elinzeluserichte  und 
Landesoerichte,  bei  Vergehen  durch  die  Bezirks -CoUegial- Gerichte 
und  Landesgerichte,  bei  Verbrechen  durch  die  Landesgerichte  als 
Schwurgerichte  und  die  Oberlandesgerichte  als  Anklagekammern, 
endlich  in  beiden  Richtungen  durch  den  obersten  Gerichts-  und 
Cassationshof,  die  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft.  Eine  provi- 
sorische Advocaten-Ordnung  regelte  die  Zulassung  zu  diesem 
Stande  und  die  Rechte  der  Advocaten,  und  begründete  die  Advo- 
caten-Kammern.  Durch  die  Grundzü^e  für  Einrieb tnnü;  der 
Gel'ängnisse  wurde  die  Verbesserung  derselben  und  die  be- 
schränkte Einführung  der  Einzelnhaft  beabsichtigt.  Die  Berg- 
gerichtsbarkeit wurde  den  Berg -Lehensbehörden  abgenommen 
und  den  Landesgerichten  unter  Beigebung  berggerichtlicher  Senate, 
bei  welchen  die  Bergbücher  geführt  werden,  zugewiesen.  Ein 
summarisches  Verfahren    in  Besitzstörun  os-Streiti2:kei  ten 

»w  CT" 

sollte  die  hi  solchen  Fällen  erfurderliche  Beschleuniuuno;  herbeiführen. 
Wichtig  für  das  ganze  Reich  erschien  die  Einl'idn-ung  einer  (mit 
den  deutschen  Staaten  vereinbarten)  allgemeinen  Weehsel- 
Ord  11 II II  l;-  iiml  die  Vorzeichnung  des  dabei  zu  beobachtenden  Ver- 
fahrens. '  —  Die  neue  Gerichts-Organisirung  auf  der  Basis 
der  erwähnten  Grundzü2;e  der  Gerichtsverfassung;  trat  allmählig  in 
den  einzehidn  Kronländern  in  ^^'irksa^nkeit ,  zuerst  in  den  deutsch- 
slavischen    Kronländern    (ohne   Galizien)    am    L    Juli    185U,    sowie 


'  Die  allgfiiK-iiie  Weclisi-l-Onlimiif,''  vom  25.  Jaiiii;)r  18ÖU  ist  am  1.  Mai 
1850  für  den  paiizen  Umfang  dt-r  iMonarcliie  in  Wirksamkeit  getreten,  wo- 
dnrcli  alle  tViiheren  Wechsel -<  •rdiiiiuircii  und  Wechselgesetze  erloschen 
siufl. 


i 
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provisorisch  in  Ungern,  der  Wojwodschaft ,  Kroatien  und  Sla- 
vonien,  und  Siebenbürgen,  nachdem  noch  zuvor  eine  Vorschrift 
für  die  Competenz  und  das  Verfahren  der  Gerichte  in  Ungern 
(sammt  der  Wojwodschaft) , '  die  Grundzüge  der  Reform  der  Justiz- 
Organisation  in  Siebenbürgen  ^  und  die  Regebmg  der  Zuständigkeit 
und  des  Veifahrens  der  Geiichte  in  Strafsachen  für  Kroatien  und 
Slavonien  ^  erlassen  woi'den  waren.  Eine  provisorische  Straf- 
Process-Ordnung  beruhte  auf  dem  Grundsatze  der  Oeffentlich- 
keit  und  MündHchkeit  des  Verfahrens,  mit  Einfiüirung  der  Schwur- 
gerichte für  Verbrechen,  und  erstreckte  die  sichernden  Förmlich- 
keiten selbst  auf  die  Aburtheilung  der  Vergehen.  Im  Einklänge 
mit  der  neuen  Gerichtsverfassung  wurden  in  den  deutschen  und 
slavischen  Kronländern  (Galizien  ausgenommen)  durch  ein  Gesetz 
über  den  Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte alle  bisher  bestandenen  Patrimonial-  und  Communal-,  dann 
Berg-,  Mercantil-,  See-  und  Lehen-Gerichte,  sowie  alle  privilegirten 
Gerichtsstände  und  sonstigen  landesfürstlichen  Gerichte  mit  dem 
Beginne  der  neu  organisirten  Gerichte  aufgehoben,  die  für  einzelne 
Ki-ouländer  giltigen  Jurisdictions- Normen  ausser  Kraft  gesetzt,  und 
die  auf  den  ehemaligen  gutshen-lichen  Verband,  auf  das  Privile- 
gium des  Fiscus  oder  auf  andere  Privilegien  sich  gründenden  Vor- 
schriften über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  entkräftet.  In  dem 
Verfahren  ausser  Streitsachen  wurden  die  Obliegenheiten 
der  Gerichte  wesentlich  verändert,  indem  bei  Verlassenschafts- 
Abhandlungen,  Vormundschafts-  und  Curatel-Angelegenheiten  den 
Vormündern  und  Curatoren  ein  grösserer  Wirkungskreis  einge- 
räumt und  eine  Instruction  für  die  Gemeindevorsteher  erlassen 
ward,  welche  sie  zur  Vornahme  einiger  Amtshandlungen  in  jenen 
Angelegenheiten  sowie  der  Zustellungen  verpflichtete.  Insbesondere 
wurden  die  Waisencassen  aufgehoben,  die  Gebarung  mit  dem  Pu- 
pillar-  und  Curatel-Vermögen  zunächst  den  gesetzlichen  Vertretern 
der  Pflegebefohlenen  anvertraut,  und  die  cassenmässige  Verrech- 
nung des  Waisen-,  Curanden-  und  Depositen-Vermögens  den  Steuer- 
ämtern und  den  Depositen-Aemtern  (als  Hilfsämtern  der  Gerichte) 
übertragen.    Ein  organisches  Gesetz  für  die  Gerichtsstellen 

'    Verord.  des  Befelilliabers   der  k.-iis.  Armee  in  Ungern  xoni  10.  No- 
vember 1849. 

■  Kais.   Verord.  \uni  4.  Juli  1850. 

'■'  Kais.  Verord.   vom  24.  Juli   1850.        -  . 
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entliielt  die  Vorseliriüen,  welche  nach  erfolgter  Durelirührung  der 
Gericlils-Organisation  bei  der  Besetzung  der  Aemter,  Leitung  und 
Handimlning  der  Disciplin,  sowie  in  der  inneren  und  äusseren  Oe- 
schäCts-Ordnung  zu  beobachten  sind.  Das  provisorisclie  Gesetz  über 
die  Staatsanwaltschaften  regelte  dieses  neue  Organ  der  ge- 
richllichen  Thätigkeit,  nach  dessen  Aufstellung  die  öffentlichen 
Fiscale  in  Ungern  und  Siebenbürgen  autgehoben  und  deren  Ob- 
liegenheiten an  die  Staatsanwaltschaften  übertragen  werden  konnten. 
Die  Gerichts -Organisation  ward  vervollständigt  durch  die  Organi- 
sation des  o  1)  e  r  s  t  e  n  G  e  r i  c  h  t  s  -  und  C  a  s  s  a  t i  o  n  s  h  o  f e  s ,  welcher 
in  allen  L'ivil-Sachen  in  und  ausser  Streitsachen,  in  denen  die  Ober- 
landesgerichte in  zweiter  Instanz  erkannt  haben,  soferue  ein  weiterer 
Kechtszug  gesetzlich  zulässig  ist,  dann  in  Strafsachen  als  Cassations- 
hof  über  Nichtigkeitsbeschwerden,  in  den  Fällen,  in  welchen  diese 
stattlinden,  entschied.  Den  gerichtlichen  Instituten  wurde  das  No- 
tariat angereiht  und  liir  dasselbe  eine  Notariats-Ordnung  kund- 
«lemacht.  Neue  Bestimniunoen  erfoloten  über  die  Anle2:ung  der 
Grund-  und  Intabu  la  tions-Bücher,  wozu  in  den  ehemals 
ungrischeu  Ländern  erst  die  A'orbereitungen  getroflien  werden  muss- 
'ten,  zu  welchem  Behufe  eine  i)rovisori  sehe  Grundbuehs- 
Ordnung  für  Ungern,  die  Wojwodschaft,  Kroatien  und  Slavonien, 
und  Siebenbürgen  erlassen  wurde.  In  den  Ländern,  wo  die  Grund- 
bücher schon  bestanden,  wurde  zur  Förderung  des  Real  -  Credites 
eine  Vorschrift  behufs  der  Beschleunigung  des  grundbücherlicheu 
Verfahrens  gegeben.  ' 

Die  nach  dem  31.  December  1851  stattgefundenen  Reformen 
in  den  Justiz -Einrichtungen  waren  zum  Theile  bestimmt,  auf  die 
östlichen  Kronländer  die  in  den  übrigen  bereits  bestehenden  Ein- 
richtuniien  auszudehnen.  entoeo;enstehende  Anordnungen  aul'zuheben, 
und  die  sich  ergebenden  Lücken  auszufüllen;  theils  waren  sie  auf 
die  Erlassung  neuer,  für  das  Gesammtreich  Aerbindlicher,  den  or- 
ganischen Grundsätzen  vom  31.  December  1851  angepasster  Gesetze 
gerichtet.  So  wurde  für  Ungern,  die  Wojwodschaft,  Kroa- 
tien und  Slavonien  eine  Advocaten-Ordnung,^  ferner  eine  Civil- 
Process- Ordnung^   erlassen,    nachdem    als    Uebergangsbestimmung 

'  Kais.  Verord.  vom  16.  März  1851 .  und  Minist.  Verord.  vom  29.  üc- 
tober  1852. 

''  Kais.  Patent  \om  24.  Juli  1852. 

^  Minist.  Veronl.  vom  16.  September  1852. 
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.«^cliüii  früher'  alle  Rechtsytreiti^keiten,  welche  sich  auf  Avitieitäls- 
\'erhältinsöe  bezogen,  sowie  alle  die  yeri)fändung  adeliger  Güter 
hetrelleiiden  Processe  einem  Gerichtsstillstande  unterzogen  worden 
waren,  und  diessfalls  keine  neuen  Processe  anhängig  gemacht  wer- 
den durften,  sowie  bei  Einführung  jener  Process- Ordnung  selbst 
rücksichtlich  solcher  Grundbesitzer,  mit  deren  Besitze  eine  Urbariali- 
tf»^  '  =-bunden  war,  die  ihnen  vor  dem  11.  April  1848  dargeliehenen 
die,  mit  Ausnahme  der  Handelswechsel,  als  unaufkündl)ar  er- 
klärt wurden.  Die  Wirksamkeil  des  allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches wurde  für  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat, 
Kroatien  und  Slavonien  durch  kaiserliches  Patent  vom  29.  Novem- 
ber 1852  in  das  Leben  gerufen ,  gleichzeitig  aber  wurden  die  durch 
königliche  Donationen  begründeten,  das  Eigenthum  wesentHch  be- 
schrankenden Heimfallsrechte,  sowie  die  Geltung  der  Aviticität  (in 
Folae  welcher  Niemand  über  das  ererbte  liegende  Vermögen  ver- 
lügen  durfte)  aufgehoben.  Eine  provisorische  Instruction  für  das 
Verfahrt'n  ausser  Streitsachen ,  '■'  wodurch  Waisen-Commissionen  für 
die  Behandlung  der  Yormundschafts-  und  Curatel-Angelegenheiten 
geschaflen  wurden .  sollte  bis  zum  Erlasse  einer  allgemein  verbind- 
lichen diessfälligen  Vorschrift  gelten,  ebenso  eine  provisorische  Con- 
curs-Ordnung.  ^  Für  die  Anlegung  der  Grund-  und  Intabulations- 
Büchcr,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  adeligen  Grundbesitz, 
wurden  die  Vorarbeiten  eingeleitet, ''  deren  Ergebnisse  zu  der  Ein- 
führung der  Grundbücher  für  den  ehemals  grundherrlichen  sowohl 
als  den  unterthänigen  Besitz  in  mehreren  Komitaten  geführt  haben.  * 
Für  Siebenbürgen  wurde  ebenfalls  mittelst  kaiserlichen  Paten- 
tes vom  29.  Mai  1853  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürger- 
liehen  Gesetzbuches  angeordnet,  wobei  gleichzeitig  die  Gesetze 
über  Erwerbung  und  Ausübung  des  Eigenthumsrechtes  abgeändert^ 
die  königlichen  Donationen  und  das  darabs  abgeleitete  Heimfallsrecht 

'  Kais.  Patent  vom  3.  November  1849. 

^  Minist.  Verord.  vom  17.  December  1852. 

■'  Minist.  Verord.  vom  18.  Juli  1853. 

*  Minist.  Verord.  \om  18.  April  1853  und  15.  December  1855. 

'  In  den  Komitaten  Pest-PiJis,  Pest-Solt,  Wieselburg,  Raab,  Pressburg, 
Öäros,  ßekes-Csänad  und  Arad,  in  den  Kreisen  Temesvär  und  Gross- 
Beczkerek,  im  Komitate  Agram  und  einer  Anzahl  von  Städten  liat  bereits 
die  Führung  der  Grundbücher  begonnen;  die  Kichtigstellung  der  Besitz- 
rechte und  die  Hypothecirung  von  Forderungen  wird  durch  richterliche 
Amtsiiandlungen  sofort  bewerkstelligt  werden. 
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.lufoehoben  AMirclen.  Die  provisorische  Instruction  für  das  gericlit- 
liclif  "N'erfiihren  ausser  Streitsachen,  die  provisorische  C'oncurs-Ord- 
iiuno;  und  die  Advocaten-Ordnung  wurden  daselbst  ebenfalls  eino;e- 
i'iihrt.  Auch  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen  Freistaates  von 
Krakau  musste  erst  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  23.  März 
1852  das  allaemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  westgalizische 
Gerichts-Ordnung  in  Geltung  gebracht  werden.  Seit  29.  September 
1855  umfasst  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches den  ganzen  Kaiserstaat,  ^A'ährend  die  Reducirung  der 
Civil-Process-Ordnungen  auf  eine  einzige  sieh  vorbereitet. 

Zu  den  allgemein  giltigen  gesetzlichen  Vorschriften,  wodurch 
die  Justiz -Verwaltung  neu  geregelt  wurde,  gehört  das  Straf- 
gesetz (eine  vervollständigte  Auflage  des  in  den  deutschen,  sla- 
vischen  und  italienischen  Kronländern  bestandenen  Strafgesetzes 
vom  Jahre  1803,  bei  welcher  die  Verbrechen,  Vergehen  und 
Uebertretungen  ^'on  einander  getrennt,  mehrere  neu  und  schärfer 
bestimmte  gesetzliche  Verfügungen  aufgenommen,  die  Aufzählung 
<ler  Verbrechen  gegen  die  ötfentliche  Sicherheit  besser  geghedert 
und  die  Gesetze  über  die  durch  Druckschriften  begangenen  straf- 
fälligen Handlungen  einbezogen  wurden),  '  ferner  das  Gesetz  über 
den  Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerich te 
in  bürgerlichen  Rechtsanseleuenheiten ,  welches  absesondert  für 
die  deutschen  und  sla\ischen  Kronländer,  sodann  (mit  Hinweg- 
lassung  der  auf  die  dort  nicht  vorhandene  Berggerichtsbarkeit 
Bezug  nehmenden  Bestimmungen)  für  das  lombardisch -venezia- 
nische Könioreich  und  Dalmatien,  endlich  für  die  un<>rischen 
Länder  erlassen  wurde, ^  eine  Vorschrift  über  die  Verwahrungs- 

'  Das  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852  trat  am  1.  September  1852  für 
den  ganzen  Umfang  des  Ileiches.  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Personen 
und  Gebiete,  welche  dem  besonderen  Jlilitär-Strafgesetzbuche  unterstehen, 
in  Wirksamkeit.  —  Die  Einbeziehung  der  Press- Vergehen .  die  Aufhebung 
der  Todesstrafe  für  entferntere  Mitwirkung  am  Hochverrath,  für  Credits- 
Papier-Verfälscliung  und  wiederholte  Brandlegung,  die  Vervollständigung 
der  Falle  üftentlicher  Gewaltthatigkeit  sind  hervorragende  Verbesserungen 
desselben. 

*  Civil-Jurisdictions- Normen  bestehen:  a)  für  die  deutsch-slavischen 
Kronländer:  ß)  für  die  Lombardie  und  Venedig;  -■)  für  Dalmatien,  — 
alle  drei  vom  20.  Kovember  1852  — ;  S)  für  Ungern,  die  Wojwodschaft 
und  das  Banat,  Kroatien  und  Slavonien.  vom  Ki.  Februar  1853;  «)  für 
Siebenbürgen,  vom  3.  Juli  1853.  Sie  halien  iliie  AVirksamkeit  am  Tage 
der  Actrvining  der  neuen  Gerichtsbehörden  liegonnen. 
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sebüliv  für  die  bei  den  Itindesfürstlichen  l)(])osi  1  en- Aeni  I  cni 
inliegenden  Gelder  und  Vermögenspapiere,'  die  Vorsehrifl  bezüg- 
lich der  inneren  Einrichtung  und  Geschäft  s- Ordnung 
sämmtlicher  Gerichtsbehörden,^  mit  einer  nachgefolgten  spe- 
eiellen  Instruction  über  die  innere  Amtswirksamkeit  und  Geschäfts- 
Ordnung  der  Gerichtsbehörden  in  strafgerichtlichen  Angelegenheiten.* 
eine  neue  Straf-Process-Ordnung, *  eine  Vorschrift  für  die  innere 
Einrichtung  und  Geschäfts-Ordnung  der  Staatsan^A-alt.schaften,'' 

'  Kais.  Patent  vom  26.  Januar  1853.  Minist.  Verord.  vom  30.  Ja- 
nuar 1853. 

^  Das  organische  Gesetz  für  die  Gerichtsbehörden  \om  3.  Mai  1853 
trat  für -Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  Kroatien  und  Sla- 
vonien  am  1.  Juli  1853,  für  das  lombardisch- venezianische  Königreich 
am  2.  November  1853,  für  die  übrigen  Kronländer  mit  der  Adivinmg 
der  neuen  Gerichtsbehörden  in  Wirksamkeit. 

3  Minist.  Verord.  vom  16.  Juni  1854. 

*  Die  provisorische  Straf-Process-Ordnung  vom  17.  Januar  1850  war 
zu  sehr  den  Gesetzen  Frankreich's  und  der  Rheinlande  nachgebildet. 
Dessenungeachtet  wurde  bei  Erlassimg  der  neuen  Straf-Process-Ordnung 
vom  29.  Juli  1853  das  viele  Treffliche,  das  sich  in  jener  ersteren  vorfand 
und  praktisch  bewährt  hatte,  beibehalten,  imd  mit  dem  Anwendbaren 
aus  dem  Verfahi'en  für  Strafsachen  des  alten  Gesetzes  \on  1803  in  Ver- 
bindung gebracht.  —  So  boten  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft,  die 
Anklageform,  die  Mündlichkeit  und  theilweise  Oeffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens in  erster  Instanz  schätzbare  Factoren  für  eine  gedeihliche  Straf- 
rechtsptlege,  und  fanden  Aufnahme;  dagegen  wurden  die  Schwurgerichte 
und  der  Cassationshof  als  solcher  beseitiget,  die  Verweisung  der  Richter 
auf  ihre  gewonnene  Ueberzeugung  wurde  durch  eine  negative  Beweis- 
Theorie  in  bestimmte  Gränzen  eingeengt,  die  Urtheilschöpfung  auf  „schuldig, 
schuldlos  und  Freisprechung  von  der  Anklage"  erweitert,  die  Oberlandes- 
gerichte als  zweite  und  der  oberste  Gerichtshof  als  dritte  Instanz  mit  dem 
Beifügen  bestellt,  dass  bei  denselben  nur  schriftlich  zu  ^ erfahren  sei. 
Einfachheit,  die  alle  entbehrlichen  Formalitäten  beseitigt  und  bei  minder 
strafbaren  Handlungen  auch  ein  abgekürztes  Verfahren  zulässt,  und  Hu- 
manität, welche  besonders  die  Vertheidigung  des  Angeklagten  unterstützt, 
zeichnen  die  neue  Straf-Process-Ordnung  aus;  sie  trat  in  den  verschiedenen 
Kronländern  mit  dem  Zeitpuncte  der  Activirung  der  neuen  Gerichtsbehör- 
den in  Wirksamkeit.  , 

'•  Das  Institut  der  Staatsanwaltschaft,   dessen  Wirkungskreis    haupt- 
aächlich   auf  die  Strai'-Justiz  beschränkt  wurde,   bedurl'te  m.it  seiner  Neu- 
gestaltung auch  einer  neuen  Geschäfts-Ordnung.     Das  Gesetz  vom  3.  Au- 
gnst   1854    über   die   neue  Einrichtung    und   Geschäfts-Ordnung   des.selbeu 
\.  Czoprnip.   Orstcinlili's  NotineslnltiinL'.  8 
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(las  Gesetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Kechtsangelegen- 
lieiten  ausser  Streitsachen,'  eine  neue  Notariats-Ordnung 
(nai'hdem  schon  früher  der  mit  der  vorhergehenden  Notariats-Ord- 
nune  eingeführte  Notariats -Z\\ang  aufsehoben  worden  war),  die 
Anordnung  bezüglich  der  Ausübung  der  Civil-Gerichtsbarkeit 
der  k.  k.  Consulate  über  die  österreichischen  Unterthanen  in 
der  Türkei,^  nebst  einer  dazu  gehörigen  Vollzugsvorschrift,  end- 
lich eine  Vorschrift  bezüglich  der  Vornahme  der  gei'ichtlichen  Tod- 
tenschau.^ 

hat  seine  Wirksamkeit  in  den  Kronländern,  in  welchen  die  neu  organi- 
8irten  Staatsanwaltschaften  bereits  in  Thätigkeit  waren,  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung,  in  den  übrigen  Kronländern  aber  mit  dem  Tage,  an  wel- 
chem die  neu  orgauisirten  Staatsanwaltschaften  activirt  wurden,  begonnen. 

•  Durch  das  neue  Gesetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen vom  9.  August  1854  ist  das  frühere  Gesetz  über  Verlassenschafts- 
Abhandlungen  vom  28.  Juni  1850  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden, 
und  zwar  in  der  Lombardie  und  in  Venedig,  in  der  Wojwodschaft  und 
dem  Banale  mit  1.  November  1854,  in  den  übrigen  Kronländern  vom  Tage 
der  Wirksamkeit  der  neuen  Gerichts-Organisation. 

*  Kais.  Verord.  vom  29.  Januar  1855. 

'*  In  Folge  der  eingetretenen  Aenderungen  verloren  mehrere  der  früher 
angeordneten  Reformen  ihre  Giltigkeit.  Dahin  gehören  insbesondere:  das 
Gesetz  gegen  den  Missbrauch  der  Presse  sammt  dem  Verfahren  in 
Press-Uebertretungsfällen  (Kais.  Patente  vom  13.  und  14.  März  1849),  wel- 
ches theils  durch  das  neue  Strafgesetz,  theils  durch  die  neue  Press-Ord- 
nung ersetzt  wurde,  die  Grundzüge  der  neuen  Gerichtsverfassung 
(Kais.  Entschl.  vom  14.  Juni  1849),  die  Vorschrift  über  die  Bildung  der 
Geschwornen  für  die  Press-Gerichte  (Kais.  Patent  vom  11.  September 
1849),  das  organische  Gesetz  über  die  Gerichtsstellen  (Kais.  Pa- 
tent vom  28.  Juni  1850),  die  provisorische  St raf-Process-Ord nung 
(Kais.  Patent  vom  17.  Januar  1850),  die  Vorschrift  über  den  Wirk  un gs- 
kreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  (Kais.  Patent  vom  18.  Juni 
1850),  das  Gesetz  über  Verlassenschafts-Abhandlungen  vom  28.  Juni  1850, 
die  Verordnung  ül)er  die  Wirksamkeit  der  Staatsanwaltschaften  in  Ungern, 
der  W'ojwodschafi  und  dem  Banale,  Kroatien  und  Sla\onien  (Minist.  Verord. 
vom  30.  Juni  1850),  die  provisorische  Advocaten-Ordnung  für  Siebenbürgen 
(Minist.  Verord.  vom  14.  Mai  1852),  endlich  die  provisorische  Instruction 
über  das  gerichll  iche  Verfa  Ii  reu  in  Kechtsgeschäften  ausser  Streit- 
sachen für  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  Kroatien  und 
Slavonien  (Minist.  Verord.  vom  17.  December  1852)  und  für  Siebenbürgen 
(Minist.  Verord.  vom  15.  Juni  1853).  Theilweise  modificirt  wurden  durch 
die   nachgefolgten  Einrichtungen  iiud  den  Wirkungskreis  der  Gerichte  die 
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Um  eine  grössere  Zuverlässigkeit  und  Vereinfachung  in  der 
Kundmachung  der  Gesetze  herzustellen,  wird  ein  allgemeines  Reichs- 
gesetz- und  Regierungs- Blatt  ausgegeben.  Ein  solches  er- 
schien bis  31.  December  1852  in  zehn  Ausgaben,  nämlich:  deutsch, 
italienisch ,  ungrisch ,  böhmisch  (zugleich  mährische  und  slovakische 
Schriftsprache),  polnisch,  ruthenisch,  slovenisch  (windisehe  und 
krainische  Scln-iftsprache),  serbisch  -  illyrisch  mit  serbischer  Cyrill- 
schrift,  serbisch  -  illyrisch  (zugleich  kroatisch)  mit  lateinischen  Let- 
tern, und  romanisch  (moldauisch-walachisch).  Den  Ausgaben  mit 
nicht-deutschen  Texten  wurde  der  deutsche  Text  beigefügt,  aber 
alle  Texte  wurden  für  gleich  authentisch  erklärt.  Seit  1.  Januar 
1853  erscheint  das  Reichsgesetzblatt  nur  in  deutscher  Sprache ,  und 
der  deutsche  Text  ist  der  allein  authentische,  auch  für  alle  schon 
früher  in  dem  Reichsgesetzblatte  erschienenen  Gesetze  und  Verord- 
nungen. Das  Reichsgesetzblatt  enthält  alle  zur  öffentlichen  Bekannt- 
machung bestinnnten  Staatsverträge,  alle  für  das  ganze  Reich  oder 
für  einzelne  Kronländer  erlassenen  kaiserlichen  Patente  und  Ver- 
ordnungen, dann  die  von  den  Ministerien  in  ihrem  Wirkungskreise 
erlassenen  Verordnungen.  Die  verbindende  Kraft  der  darin  aufge- 
nommenen Gesetze  und  Verordnungen  beginnt  mit  dem  45.  Tage 
nach  der  Ausgabe  des  bezüglichen  Reichsgesetzblattes,  insoferne 
diessfalls  nicht  in  einzelnen  Fällen  eine  besondere  Bestimmuns;  er- 
folgt.  Ausser  dem  Reichsgesetzblatte  wird  in  jedem  Kronlande  ein 
Landesgesetz-  und  Regierungs-Blatt  in  den  Landessprachen 
mit  beigefügtem  deutschen  Texte  ausgegeben :  dasselbe  enthält,  aus 
dem  allgemeinen  Reichsgesetzblatte  aufgenommen,  alle  diejenigen 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  in  dem"  bezüglichen  Kronlande 
Wirksamkeit  haben,  überdiess  aber  alle  von  den  Landesbehörden 
erlassenen  Verordnungen,  Verfügungen  und  Belehrungen  über  öffent- 
liche Angelegenheiten.  Alle  Gemeinden  sind  zur  Anschaffung  des 
Landesgesetz-  und  Regierungs -Blattes  in  der  bei  ihnen  üblichen 
Landessprache  verpflichtet. ' 

Organisation  des  obersten  Gerichts-  und  Cassationshofes  (Kais. 
Patent  vom  7.  August  1850),  durch  das  spätere  Notariats-Gesetz  (Kais. 
Patent  vom  21.  Mai  1855)  die  frühere  Notariats- Ord  nu  ng  (_Kais.  Patent 
vom  29.  September  1850),  sowie  durch  das  neue  Strafgesetz  die  Grundzüge 
bei  Erriclitung  von  Gefängnissen  (Ailprh.  Entsclil.  vom  24.  August  1819). 
'  Kais.  Patent  vom  4.  März  1849,  modificirt  durch  die  kais.  Verord- 
imngen  vom  20.  December  1850.  vom  27.  December  1852  und  vom 
16.  März  1853. 
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Die  Advoeateii  werden  vom  Justiz-Minister  ernannt,  welclier 
hierbei  an  eine  bestimmte  Zahl  derselben  nieht  gebunden  ist.  Die 
Ad voeaten -Kammer  bilden  sämmtliche  Advocaten  eines  Landes- 
Geriehtssprengels  (oder  mehrerer  derselben  mit  Gutheissung  des 
Justiz-Ministers).  Aus  der  Kammer  wird  durch  Wahl  ein  ständiger 
Ausschuss  gebildet.  Der  Advoeaten-Kammer  steht  zu :  a)  die  Er- 
lassung ihrer  Geschäfts-Ordnung  und  jener  des  Ausschusses,  sowie 
die  Feststellung  der  Wirksamkeit  des  letzteren;  b)  die  W^ahl  ihres 
Präsidenten  und  jene  der  Mitglieder  des  Ausschusses,  sowie  die 
Bestimmung  der  Zahl  derselben;  c)  die  Feststellung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Kammer;  d)  das  Gutachten  über  die  Verleihung 
von  Advocaten-Stellen ,  die  Aeusserung  bei  Suspendirung  oder  Ent- 
lassung eines  Advocaten;  e)  die  Wahl  der  Prüfungs-Commissäre 
aus  dem  Advocaten  -  Stande ,  welche  zu  den  Advocaten -Prüfungen 
zuzuziehen  sind;  f)  die  Aui'rechthaltung  der  Ehre  und  Würde  des 
Advocaten-Standes;  g)  die  Erstattung  von  Gesetzesvorschlägen.  Dem 
.ständigen  Ausschusse,  welcher  aus  dem  Präsidenten  und  mindestens 
vier  Stimmführem  —  sämmtlich  unentgeltlich  fungirend  —  zu  be- 
.stehen  hat,  ist  zugewiesen:  a)  die  Oberaufsicht  über  die  Advoca- 
turs-Candidaten  im  Bezirke;  b)  die  Benennung  der  unentgeltlichen 
Vertreter  iür  arme  Parteien.  Das  Vertretungsrecht  eines  Advocaten 
erstreckt  .sich  in  Civil-Sachen  auf  den  Oberlandesgerichts -Bezirk. 
Um  zur  Ausübung  der  Advocatur  zugelassen  zu  werden,  ist  erfor- 
derlich: die  österreichische  Staatsbürgerschaft,  die  erreichte  physische 
Grossjährigkeit,  ein  unbescholtener  Lebenswandel,  die  durch  die 
Advocaten -Prüfung  erprobte  Befähigung.  Die  Prüfungs-Candidaten 
müssen  nachweisen :  di"e  an  einer  österreichischen  Universität  er- 
langte juridische  Doctors- Würde ,  die  Dienst-Praxis  bei  einer  öster- 
reichischen Finanz -Procuratur  oder  einem  inländischen  Advocaten 
durch  drei  Jahre,  deren  mindestens  eines  nach  erlangtem  Doctor- 
Grade  verlaufen  sein  muss  (oder,  bezüglich  eines  Jahres,  die  Richter- 
amts- oder  Notariats-Praxis).  Die  Prüfungs-Conuiiission  besteht,  unter 
dem  A\>rsitze  eines  Rathsmitgliedes  des  Oberlandesgerichtes,  aus 
zwei  Justiz-Käthen  und  zwei  Advocaten.  Die  Disciplinar-Aufsicht 
über  die  Advocaten  sieht  dem  Oberlandesgerichte  zu.  ' 

in  der  mit  kaiserlicher  A'erordnung  vom  24.  Juli  lb52  erlas- 
senen  Advocaten-Ordnung   für   Ungern,    Wojwodschaft 

'  Kais.  Verord.  \om  16.  August  184!:»,  womit  die  provisorische 
Ad  vocatcii-Urdnung  genehmigt  wurde,  und  Minist.  Verordnung  vom 
Jl.  October  1853. 
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und  Banat,  Kroatien  und  Slavonien  sind  umständlichere  Be- 
stimmungen über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Advocaten,  sowie 
bezüglich  der  Ausübung  der  Disciplinar-Gewalt  über  dieselben  ent- 
halten. Die  Stelle  der  Advocaten -Kammern  (und  ihrer  ständigen 
Ausschüsse)  vertreten  daselbst  Advocaten-Ausschüsse,  welche  vom 
Justiz -Minister  ernannt  werden.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder 
des  Ausschusses  werden  für  ein  Jahr  ernannt,  können  aber  durch 
das  Oberlandesgericht  jährlich  bestätigt  werden.  Unfähig,  die  Ad- 
vocatur  zu  erlangen,  sind  diejenigen,  welche  sich  im  Concurse  oder 
unter  Curatel  befinden,  sowie  diejenigen,  welche  gewisser  straf- 
barer Handlungen  für  schuldig  erkannt  oder  überhaupt  zu  einer 
mindestens  sechsmonatlichen  Freiheitsstrafe  verurtheilt  wurden.  Mit 
der  Advocatur  ist  weder  ein  besoldetes  Staatsamt,  noch  die  Aus- 
übung von  Mäklergeschäften  vereinbar.  Die  den  Ausschüssen  ein- 
geräumte Disciplinar-Gewalt  über  die  Advocaturs-Candidaten  wurde 
durch  besondere  Bestimmungen  geregelt.  '  Die  gleichen  Bestim- 
mungen enthält  die  Advocaten -Ordnung  für  Siebenbürgen,^  in 
welcher  jedoch  unter  den  Erfordernissen  zur  Erlangung  der  Advo- 
catur vorläufig  die  juridische  Doctors-Würde  noch  nicht,  dafür  aber 
die  Kenntnis«  der  deutschen  und  noch  einer  in  Siebenbürgen  üb- 
hchen  Landessprache  aufgenommen  ist. 

Die  Notariats-Ordnung  vom  29.  September  1850  wurde 
durch  die  unzähligen  Förmlichkeiten,  welche  bei  der  Aufnahme 
der  Notariats -Acte  vorgeschrieben  waren,  für  die  Parteien  so 
drückend,  dass  dieses  bei  gehöriger  Einrichtung  für  Parteien  und 
Gerichte  nur  erwünschte  und  für  die  Sicherheit  des  Rechtsverkehrs 
höchst  erspricssliche  Institut  ohne  Anklang  blieb.  Die  Umarbeitung ' 
hatte  vorzugsweise  die  Beseitigung  dieser  drückenden  Formen,  zu- 
gleich aber  auch  das  Ziel  im  Auge,  die  Benützung  des  Notariats- 
Institutes  durch  die  den  Notariats-Acten  gewährten  Begünstigungen* 
den  Parteien  erwünscht  zu  machen,  Rechtsstreitigkeiten  zu  ver- 
mindern, den  Parteien  die  tlninliehst  schnelle  Realisirung  ihrer 
Forderungen  und  Rechte  möglich  zu  machen  und  hierdurch  auch 
die  Geschäftslast  der  Gerichte  zu  erleichtern. 

Nachdem  das  Recht  der  Avil  iei tat  in  den  ungrischen  Ländern 

'  Minist.  Verord.  vom  26.  März  1855. 

-  Kais.  Patent  vom  10.  Octol)er  1853. 

'*  Kais.  Patent  und  kaiseri.  VemnI.  vom  21.  Mai   1855. 

*  Für  alle  westlichen   Kr(pnl;iii'(lcr  neh^t  Kralvau  .-^rnnrnt   (Irliid. 
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l)ereits  früher  dem  (h-undsatze  nach  aufgehoben  ^^ar,  wurden 
auch  die  daraus  cnts])ringenden  Recht.sbeziehungen,  sowie  die  auf 
den  staatsreehtHchen  YerbäUnissen  beruhenden  Beschränkungen  des 
Eigenthunies  ausser  Kraft  gesetzt.  Sonach  wurde  das  System  der 
königHchen  und  Palatinal-Schenkungen  und  das  daraus  abgeleitete 
Heinifallsrecht  wegen  Mangels  der  in  der  Schenkung  berufenen 
Erben  und  wegen  der  in  den  Gesetzen  bezeichneten  Treulosigkeit 
aufaeeeben ;  ebenso  ward  das  in  dem  bestandenen  Verhältnisse  der 
Grmidherren  zu  den  Unterthauen  begründete  Heiml'allsrecht  aufge- 
hoben. Keine  auf  solchem  Titel  beruhende  Processe  dürfen  mehr 
eingeleitet  werden.  "Der  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  er- 
worbenem Vermögen  und  zwischen  männlichem  und  weiblichem 
Geschlechte  bezüglich  der  Erbfolge  hat  aufzuhören.  Durch  die  ein- 
getretene Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
ist  Gleichheit  der  Rechte  und  namentlich  der  Erbausprüche  gewähr- 
leistet. Der  Mangel  des  Indigenats  oder  Incolats  schliesst  künftig 
von  der  Erwerbung  von  Liegenschaften  nicht  aus^  zwischen  ade- 
lichen Gütern  und  anderen  Liegenschaften  findet  in  Bezug  auf  die 
zur  Gültigkeit  der  Verträge  behufs  der  Eigenthums-Uebertragung 
erforderlichen  Förmlichkeiten  kein  Unterschied  Statt.  Die  geschlos- 
senen Eigenthums-Uebertragungen  von  Liegenschaften  können  künf- 
tig aus  Ansprüchen,  welche  nach  den  bisherigen  Gesetzen  aus  den 
Eigenschaiten  der  Güter  flössen,  durch  neu  einzuleitende  Processe 
oder  wegen  Mangels  eines  öflent heben  Siegels  nicht  augefochten 
werden.  Das  bestandene  gesetzliche  Einstandsrecht  der  Verwandten 
und  Nachbarn,  sowie  jedes  gesetzliche  Vorkaufsrecht  hört  auf;  die 
bisher  üblichen  Pfandverträge,  Verkäufe  der  Liegenschaften  auf  Zeit 
mit  dem  Vorbehalte  des  Rückeinlösungsrechtes,  sind,  wenn  sie 
künitig  geschlossen  werden,  rechtsungiltig.  Alle  Processe,  welche 
nach  dem  früheren  Rechte  gegen  die  Besitzer  von  Liegenschaften 
oder  zur  Geltendmachung  von  Erbansprüchen  erhoben  werden  konn- 
ten ,  die  aber  nach  den  Vorschriften  der  neu  geltenden  Civil-Gesetz- 
gebung  nicht  zulässig  sind,  dürfen  nur  dann  noch  eingeleitet  wer- 
den, wenn  seit  der  Entstehung  des  Rechtsgrundes,  woraus  diese 
Anforderungen  abgeleitet  werden,  bis  zur  Wirksamkeit  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches  32  Jahre  noch  nicht  verstrichen 
sind,  und  wenn  vom  Beginne  dieser  Wirksamkeit  bis  zur  Einlei- 
tung   dos    Processes    noch    nicht   ein    volles    Jahr    verflossen    ist.  ' 

'  Kais.   Patent   vom  29.    November    1852,    dessen    Anordnungen  mit 
1.  Mai  1853  Gesetzeskraft  erhielten. 
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Alles    dieses    gilt    auch    bezüglich    des    sogenannten    Prädial  -  Be- 
sitzes. ' 

Eine  gleiche  Anordnung  erfolgte  für  Siebenbürgen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  daselbst  bestandenen  gesetzlichen  Vorschriften  und 
Einrichtungen  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  und  Ausübung  des 
Eigenthumsrechtes  auf  liegende  Güter,  deren  Belastung  und  Ver- 
pfändung, Rechtsbeziehungen  aus  der  bisherigen  Erbfolge  und  der 
in  einigen  Theilen  des  Landes  bestandenen  Aviticität.  ^ 


§.  8. 

6.    Finanzen. 

Unter  allen  Verwaltuiigszweigen  war  der  Finanz -Ver- 
waltung die  schwierigste  Aufgabe  zur  Erfüllung  zugefallen. 
Sie  hatte  ihre  Einrichtungen  auf  einen  grossen  Theil  des 
Reiches,  welcher  nun  erst  unter  die  einheitliche  Verwaltung 
gelaugte,  auszudehnen,  und  den  in  Folge  der  inneren  Un- 
ruhen und  äusseren  Verwickluniren  erhöhten  Bedarf  zu  decken, 
den  erschütterten  Staats -Credit  aufrecht  zu  erhalten,  den  ge- 
störten Geldumlauf  wiederherzustellen,  diö  von  den  Ver- 
hältnissen herbeigeführte  Entwerthung  der  Landeswährung  zu 
beheben.  Zu  diesem  Behüte  mussten  die  gesunkenen  Staats- 
einnahmen durch  Vermehrung  der  Steuerkraft  erhöht,  neue 
Quellen  des  öffentlichen  Einkommens  aufgefunden,  der  Staats- 
Oredit  in  bedeutenden  Anspruch  genommen  werden;  endlich 
musste  das  unabweisliche  Bedürfniss  einer  der  Hebung  des 
national -wirthschaftlichen  Zustandes  der  Monarchie  förder- 
lichen Regelung  der  Zoll  -  Verhältnisse  befriedigt  werden. 

Die  Verfolgung  dieser  Zwecke  fiel  zunächst  dem  Frei- 
lierrn  von  Krauss  zu,  welcher  in  den  Stürmen  der  Jahre  1848 
und  1849  die  ungemein  schwierige  Aufgabe,  den  Staats- 
baushalt Oesterreicirs  vor  dem  gänzlichen  Ruin  zu  bewahren, 

'  Kais. .  Verord.  vom  3.   P'ehriiar  J855. 

'  Kais.  Patent  vom  29.  Mai  1853.    welches  mil  1.  bepienil>cr  1853  in 
Wirk.samkeit  trat.  "     '    : 
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tlurch  standliaftei]  öliith  und  seltene  Umsicht  rühmlichst  ge- 
löst hatte.  Ihm  folgte  in  dessen  schwieriger  Stellung  mit 
der  Entfaltung  eines  gleichen  aufopfernden  Eifers  Freiherr 
von  Baumgar tner  im  Jahre  1851  nach,  an  dessen  Stelle 
1855  der  ehemalige  Handels -Minister  und  nachmalige  kaiser- 
liche Internuntius  bei  der  Pforte,  Freiherr  von  Brück,  zur 
Leitung  der  Finanzen  berufen  wurde.  Konnte  bis  dahin  bei 
der  Ordnung  des  Finanz- Wesens  meist  nur  noch  die  von  dem 
Drange  des  Augenblickes  vorgezeichnete  Richtung  einge- 
schlagen werden,  so  ist  nun  der  Zeitpunct  gekommen,  wo 
ein  umfassender  durch  die  wichtigsten  Reformen  bezeichneter 
Finanz -Plan  ins  Leben  gerufen  zu  werden  vermag,  dessen 
fruchtbarer  Grundgedanke  in  der  Ueberzeugung  von  der 
Nothwendigkeit  liegt,  den  Volkshaushalt  zu  consolidiren  und 
zu  heben ,  um  daraus  das  Gedeihen  des  Staatshaushaltes  ab- 
zuleiten. Vor  Allem  musste  hierbei  auf  die  Regelung  der 
Landeswährung,  die  Hebung  des  Real-Credites,  die  bessere 
Benützung  des  Boden -Reichthumes  und  die  Hinleitung  der 
flüssig  gemachten  Geld-  und  Credit  -  Kräfte  auf  die  Befruch- 
tung der  mannigfachen  Quellen  des  Wohlstandes  und  ins- 
besondere auf  die  Verbesserung  der  Communicationen  hin- 
gewirkt werden.  Inwieweit  die  in  dieser  Richtung  wirk- 
same Thätigkeit  des  Freiherrn  von  Brück  bereits  zu  Er- 
gebnissen geführt  hat,  ist  aus  den  unten  folgenden  Andeu- 
tungen zu  entnehmen. 

Zur  Ausdehnung  der  Finanz -Einrichtungen  auf  den  ge- 
sammten  Umfang  des  Reiches  Avurden  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern  die  Einrichtung  des  allgemeinen 
Grundsteuer -Katasters  vorbereitet,  bis  zur  Durchführung  des- 
selben ein  Grund-  (und  Gebäude-1  Steuer -Provisorium  auf  der 
Basis  der  allgemeinen  Steuerpflicht  mit  Beseitigung  aller  bis- 
herigen Befreiungen  eingefülu-t,  die  Weg-,  Brücken-  undUeber- 
fahrts-Mäuthe  und  das  Lotto -Gefäll  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Ebenso  wurde  das  allgomoino  Zoll-  und  Handelsgebiet  durch 
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die  Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie,  welche  die  ehe- 
mals ungrischen  von  den  übrigen  Gebietstheilen  des  Reiches 
trennte,  hergestellt,  das  Tabak -Monopol  und  die  Ver- 
zehrungssteuer auf  die  ehemals  ungrischen  Länder  aus- 
gedehnt, und  eine  Personal  -  Erwerbsteuer  in  denselben  ein- 
geführt. 

Ein  höherer  Ei-trag  der  directen  Steuern  und  eine 
gleichmässige  Vertheilung  derselben  in  dem  gesamm- 
ten  Reiche  wurde  dadurch  herbeigeführt,  dass  in  Folge  der 
fortschreitenden  Ausführung  des  stabilen  Katasters  die  bis- 
herige Ungleichheit  in  der  Umlage  der  Grundsteuer  für  die 
inkatastrirten  Kronländer  beseitiget,  dieselbe  auf  16  Percent 
des  Reinertrages  festgesetzt,  und  für  die  Dauer  des  erhöhten 
Bedarfes  um  ein  Dritttheil,  somit  auf  21  Vg  Percent,  erhöht 
ward.  Die  Hauszins -Steuer,  bisher  auf  wenige  Orte  be- 
schränkt, wurde  auf  alle  jene  Orte,  wo  die  Hälfte  der  Ge- 
bäude einen  Zinsertrag  durch  Vermiethung  abwirft,  sowie 
auf  die  vermietheten  Gebäude  der  übrigen  Ortschaften  aus- 
gedehnt, in  Krakau  und  Dalmatien  die  Erwerbsteuer  der 
übrigen  deutschen  und  slavischen  Kronländer  und  im  ganzen 
Umfange  des  Reiches  eine  Einkommensteuer  (im  Allgemeinen 
5  Percent  des  reinen  Einkommens  betragend)  eingeführt. 

Die  indirecte  Besteuerung  ward  durch  Aenderung 
des  Stämpel-  uud  Tax -Gesetzes,  durch  das  Gesetz  über  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften  und 
Amtshandlungen,  durch  jenes  über  die  Stämpelgebühren  von 
Spielkarten,  Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündi- 
gungen und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter,  durch  die 
Einführung  von  Stämpelmarken,  die  angeordnete  Besteuerung 
von  Zucker  aus  inländischen  Stoffen,  duvch  eine  Aenderung 
in  der  Erhebung  der  Biersteuer  (und  deren  Ausdehnung  auf 
das  lombardisch-venezianische  Königreich),  durch  die  Einbe- 
ziehung des  Krakauer  Gebietes  in  das  Lotto -Gefall  und  die 
allgemeine  Verzehrungssteuer,  durch  die  Moditication  desDazio 
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consumo   und   der  tirolischen  Verzelirungssteuer,    und  durch 
die  Aufliebung  des  Salpeter -Monopols  vervollständiget. 

Besondere  Sorgfalt  vv^qrde  der  umfassenden  Regelung  der 
Zollgesetzgebung  gewidmet.  Das  bisher  in  Geltung  ge- 
standene Prohibitiv- System  war  nicht  länger  haltbar;  nach 
den  umfassendsten  Erhebungen  und  Vorarbeiten ,  nach  Ein- 
berufung der  vorzüglichsten  Industriellen' und  Handeltreiben- 
den zu  einem  Zoll-Congresse  (dessen  später  nähere  Erwähnung 
geschehen  wird),  wurde  im  Jahre  1851  ein  neuer  Tarif  für 
die  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhr -Zölle  ausgearbeitet, 
wobei  das  Schutzzoll -System  zum  Grunde  gelegt,  der  Be- 
zug der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  für  die  inländische  In- 
dustrie in  ausreichender  Weise  und  mit  namhaften  Opfern 
für  den  Staatsschatz  erleichtert,  und  auf  möglichste  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Zolleinrichtungen  des  deutschen  Zollvereins, 
behufs  einer  künftigen  Einigung  mit  demselben  hingewirkt 
wurde.  Im  Verkehre  mit  Sardinien  wurden  einige  gegenseitige 
Zollermässigungen  ins  Leben  gerufen.  Kraft  abgeschlossener 
Verträge  wurden  die  Herzogthümer  Parma  und  Modena 
sammt  dem  Fürstenthume  Liechtenstein  in  das  österreichische 
Zollgebiet  einbezogen.  Der  wichtigste  Schritt  behufs  der 
Verschmelzung  der  österreichischen  Verkehrs -Interessen  mit 
jenen  von  Deutschland  erfolgte  aber  durch  den  am  19.  Fe- 
bruar 1853  mit  Preussen  abgeschlossenen  und  schon  am 
4.  April  1853  auf  das  Gesammtgebiet  des  deutschen  Zoll- 
vereines erweiterten  Vertrag,  durch  welchen  bezüglich  der 
meisten  Roherzeugnisse  der  freie  Uebertritt  aus  einem  in 
das  andere  Zollgebiet  festgesetzt,  ein  ermässigter  Zoll  auf 
die  vorzüglichsten  Industrie -Erzeugnisse,  sowie  Abschaffung 
und  beziehungsweise  Beschränkung  der  Durchgangsgebühren 
im  gegenseitigen  unmittelbaren  Verkehre  zugestanden,  eine 
Anzahl  anderer  Verkehrserleichterungcn  vereinbart,  und  zu- 
gleich ein  Zoll-  und  Münz- Cartel  eingegangen  wurde.  Auch 
wurde   hierdurch   zum    ersten  Male   die   erfreuliche  Aussicht 
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auf  die  Zulleinigung  oder  jedenfalls  auf  weitere  Verkehrser- 
leichteruiigei) ,  für  welche  das  Jahr  1860  bestimmt  ward,  er- 
öffnet. Diese  wichtige  Vereinbarung  zog  mehrere  Aenderungen 
in  der  Einrichtung  der  Zollämter  und  der  Gränzüberwachung 
(für  welche  probeweise  in  mehreren  Zollämtern  die  Einrich- 
tung des  deutschen  Zollvereines  angenommen  wurde),  sowie 
die  Revision  des  Zoll-Tarifes  nach  sich,  welche  zu  der  Ver- 
öffentlichung des  neuen  Zoll-Tarifes  vom  5.  December  1853 
führte,  in  dessen  Folge  zugleich  die  Einhebung  der  Zollge- 
bühren in  Silber-  oder  Gold -Münze  angeordnet  wurde.  Eine 
weitere  Ausdehnung  des  allgemeinen  Zollgebietes  ward  durch 
die  Einengung  der  Freihafengebiete  von  Triest,  Zengg,  Car- 
lopago,  Fiume,  Buccari  und  Porto  Re,  und  durch  die  Ein- 
beziehung von  Istrien  sammt  den  quarnerischen  Inseln  in  das 
allgemeine  Zollgebiet  erzielt. 

Die  Ausgabe  der  Sechskreuzerstücke  und  Münzscheine 
und  das  neue  Kupfermünz -System  gewährte  dem  Kleinver- 
kehr wesentliche  Erleichterungen ,  und  eine  Bestimmung  über 
die  Legirung  des  Münzsilbers  führte  die  Uebereinstimmung 
der  österreichischen  Gesetzgebung  mit  jener  der  südlichen 
und  westlichen  Gränzstaaten  sowie  der  Schweiz ,  Frankreich's 
und  Belgien's  herbei. 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1818  hatten  die  Störung 
des  Vertrauens  in  die  bestehenden  Geldverhältnisse  zur 
unvermeidlichen  Folge.  Die  grossen  Anforderungen,  welche 
an  die  National -Bank  behufs  der  baaren  Umwechslung  der 
Banknoten  gestellt  wurden,  schwächten  ihren  Silberschatz 
und  würden  alsbald  dessen  völlige  Erschöpfung  herbeige- 
führt haben,  wenn  nicht  der  National -Bank  die  Suspension 
der  Baarzahlungen  und  der  damit  in  nothwendiger  Verbin- 
dung stehende  Zwangs -Cours  der  Banknoten  zugestanden 
worden  wäre.  Hieraus  entwickelte  sich  wieder  folgerecht 
die  Eutwerthung  der  Landeswäin-ung,  welche  für  die  ge- 
sammtcn  öffentlichen  und  die   Privat- Verkehrs- Verhältnisse 
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die  nachtheiligsten  Folgen  nach  sich  zog.  Die  verschieden- 
artigsten Untersuchungen  (worunter  eine  Berathung  der  No- 
tabeln  des  österreichischen.  Handelsstandes  auf  einem  einbe- 
rufenen Bank-Congresse)  und  Anstrengungen  fanden  Statt, 
um  diesem  Uebel  zu  steuern;  sie  führten  inzwischen  nur  zu 
der  Ueberzeugung^  dass  demselben  lediglich  durch  Beseiti- 
gung seiner  Ursachen,  des  in  Folge  der  Welt  Verhältnisse  und 
des  speciellen  Zustandes  des  Reiches  gestörten  Vertrauens, 
des  Missverhältnisses  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates,  sowie  desjenigen  zwischen  dem  Baarfonde  der 
National- Bank  und  der  im  Umlaufe  befindlichen  Summe  der 
von  ihr  emittirten  Noten,  dauernd  und  gründlich  abgeholfen 
werden  könne. 

Die  Finanz- Verwaltung  bemühte  sich  auf  die  redlichste 
und  kräftigste  Weise,  soweit  es  von  ihr  abhing,  die  Bedeu- 
tung und  das  Gewicht  dieser  Uebelstände  zu  mildern ,  wobei 
sie  inzwischen  durch  die  drängende  Nothwendigkeit,  den 
steigenden  Anforderungen  des  Staatshaushaltes  zu  genügen, 
auf  das  empfindlichste  gehemmt  wurde. 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1848,  der  Aufstand  im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche,  und  die  Insurrection 
in  Ungern  hatten  die  Quellen  des  Staatseinkommens  in  aus- 
gedehnten Provinzen  versiegen  gemacht,  in  dem  übrigen 
Staatsgebiete  bedeutend  geschmälert,  und  dem  Staats-Credite 
die  empfindlichsten  Wunden  geschlagen.  Zu  gleicher  Zeit 
aber  nahm  die  Ausrüstung  und  Unterhaltung  einer  bedeu- 
tenden Heeresmacht  zur  Bewältigung  der  inneren  Wirreu 
und  des  Krieges  gegen  Sardinien  die  Finanz -Kräfte  in  er- 
höhten Anspruch,  während  die  neue  in  der  Durchführung 
begriffene  Organisation  der  Verwaltung  einen  bleibenden  höhe- 
ren Staats- Aufwand  nach  sich  zog,  und  die  seit  Jahren  in  der 
Ausführung  befindlichen,  namhafte  Sunmien  erfordernden 
Eisenbahn- Anlagen  ohne  schwere  Beeinträchtigung  nicht 
unterbrochen  werden  konnten.    Noch  grössere  Anstrengungen 
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verursachte  die  Aufstellung  bedeutender  Heeresmassen,  welche 
äussere  Verwicklungen  zuerst  im  Norden  des  Reiches,  sohin 
an  der  Gränze  gegen  Bosnien,  und  zuletzt  an  der  ausge- 
dehnten Gränze  von  Serbien,  der  Walachei,  der  Moldau  und 
Ilussland's  nothwendig  machten. 

Die  erwähnten   Verbesserungen   in   der    Steuergesetzge- 
bung blieben  zwar  nicht  ohne  Folgen ,    jedoch    konnte  eine 
nachhaltige  Aushilfe   durch  sie  erst  in   den  späteren  Jahren 
erwartet  werden.   Daher  erübrigte  nichts  anderes,  als,  nach- 
dem die  National-Bank    durch  Vorschüsse    anfänglich 
die   dringendste   Unterstützung   geleistet  hatte,    zu  der  Ver- 
mehrung der  schwebenden  Schuld  und  zur  Ausgabe  von 
Papiergeld  zu  schreiten,  und  die  Aufnahme  von  Staats- 
anlehen   zu   bewerkstelligen.     In   die   erste  Kateg(Si"ie  ge- 
hören :     die   Emission    von    Anweisungen ,    welche    auf   die 
Gmundner  Salinen  hypothecirt  wurden ,  die  Ausgabe  der  ver- 
zinslichen Central -Casse- Anweisungen,   der  Tresor- Scheine, 
der  Casse  -  Anweisungen  auf  die  ungrischen  Länder ,  der  ver- 
zinslichen und  unverzinslichen  Reichschatzsscheine.  Die  Finanz- 
Verwaltung  verkannte   nicht   die  nachtheiligen  Folgen  einer 
zu  grossen  Belastung  des   Geldumlaufs  mit  Papiergeld;    sie 
war   demnach,    sobald   es   thunlich  wurde,    darauf  bedacht, 
zuerst  die  mehrerlei  Gattungen  von  Papiergeld  auf  eine  ein- 
zige  Gattung,   die  unverzinslichen   Reichsschatzscheine,    zu- 
rückzuführen,   und   endlich  auch  diese  mittelst  eines  Ueber- 
einkommens    mit  der  National-Bank   aus   dem  Umlaufe    zu 
ziehen  und  auf  die  fernere  Hinausgabe  von  Staats-Papiergeld 
förmlich  zu  verzichten.    Wenn  erwogen  wird ,  unter  welchen 
Umständen  die  Finanz -Verwaltung  sich  zu  diesem  muth  vollen 
Schritte  entschloss,   wird    ihr  die  Anerkennung   klarer  Ein- 
sicht und  des  besten  Willens    nicht  versagt  werden  können. 
Hierbei   ist   noch   zu    bemerken,    dass   die  Staatsverwaltung 
schon  früher  die  öflentliche  Erklärung  abgegeben  hatte,  den 
Umlauf  der  Banknoten    durch  neue  von  der  National-Bank 
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zu  entlehnende  Vorschüsse  nicht  weiter  zu  vermehren,  und 
dass  sie  die  bei  dem  Friedensschlüsse  mit  Sardinien  erlangte 
Kriegsentschädigung  von  75  Millionen  Franken  in  Silber 
grossentheils  der  National -Bank  zur  Vermehrung  ihres  Baar- 
fondes  zuwendete. 

Alle  diese  Maassregeln  erschienen  als  zweckmässige,  ja 
zum    Theil    als    nothwendige    Einleitungen    zur    Erreichung 
des  grossen  Zweckes  einer  Heilung  der  Wunden ,  welche  die 
vorausgegangenen   welterschütternden   Krisen   dem   Geldum- 
laufe in  Oesterreich   geschlagen  hatten.     Die  National- Bank 
hatte  dem  Staate  in  entscheidender  Stunde  die  unerlässliche 
Unterstützung  angedeihen  lassen,    dadurch  aber  ihre  Noten- 
Circulation  im  Verhältnisse  zu   ihrem  Baarschatze  über  das 
Maass  «usgedehnt,   und   sich    mit   einer  bedeutenden  Forde- 
rung an  den  Staat  belastet.     Diese  Forderung  musste  getilgt 
werden,  wenn  der  Verlust  ihrer  Noten  gegen  Silber  schwin- 
den und  sie  in  den  Stand  gesetzt  werden  sollte,   ihre  Baar- 
zahlungen  wieder  aufzunehmen.    Eine  solche  Abtragung  der 
beträchtlichen  Schuld  erforderte  ausserordentliche  Maassregeln, 
und  die  erste  derselben  war  das  bald  zu  erwähnende  grossar- 
tige National- Anlehen.     Obgleich  dieses  vollständig  gelungen, 
konnte  doch  seine  Wirkung  für  die  Herstellung  der  Landes- 
währung nur  erst  nach  Verlauf  einiger  Jahre  erwartet  wer- 
den, da  die  ersten  Einzahlungen  zu  dem  dringendsten  aller 
Bedürfnisse,   der  Erhaltung    des  durch   die    obschwebenden 
Verwicklungen   auf  einen   erhöhten  Stand  gesetzten  Heeres, 
verwendet  werden  mussten.    Die  Nachtheile  einer  andauern- 
den _Entwerthuug   der   Landeswährung    schneiden  jedoch  so 
tief  in  alle  Verhältnisse  des    öftentlichen  und  Privat  -  Lebens 
ein,  dass  eine  weise  und  umsichtige  Finanz- Verwaltung  vor 
Allem  auf  deren  Beseitigung,  wofür  kein  Opfer  zu  gross  er- 
achtet  werden   kann,    bedacht  sein    musste.     In    Erwägung 
dieser   Umstände  gedieh  der  Entschluss  zur  Reife,    welcher 
so  eben    in    der  Ausführung   begriffen    ist.    dass   Seine  k.   k. 
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Majestät,    über  Antrag   des  Finanz  -  Ministers  Freiherrn  von 
Brück,    das  werthvoUste  Besitzthum  des  Staates,    die  Do- 
mänen,   bis   zu  dem   Betrage  der  neu   entstandenen  Schuld 
von  155  Millionen  Gulden  der  National -Bank  abzutreten,  und 
ihr  den  Verkauf  derselben  unter  bestimmten  Modalitäten  zu 
überlassen  geruhte.     Es  ist  dieses  der  Schlussstein  der  opfer- 
vollen Bemühungen,  wodurch  eine  redliche,  für  das  Wohl  ihrer 
Angehörigen  besorgte  Staats- Verwaltung  die  Spuren  der  durch 
die  Ereignisse  der  jüngsten  Vergangenheit  hervorgerufenen 
ökonomischen  Bedrängnisse  zu  tilgen  angelegentlich  sich  be- 
strebte.   Durch    diese    Maassregel,    in    deren    Folge  .  grosse 
fruchtbare  Landstrecken  in  bessere  Cultur  versetzt,  und  die 
Bedingungen   zur  Ansiedlung   einer   fleissigen  landbauenden 
Bevölkerung   dargeboten   werden,    wird   übrigens   auch    der 
Werth  und  Ertrag  des  Bodenreichthumes  gehoben,  gleichwie 
diess  in  anderer  noch  ausgedehnterer  Richtung  durch  die  Hj''- 
potheken-Bank  erfolgen  wird,  deren  Errichtung  als  ein  Zweig 
der  National-Bank  gleichfalls  durch  den  Finanz-Minister  Frei- 
herrn von  Brück,  in  Verfolgungseiner  Reform •  Pläne,  ein- 
geleitet worden  ist.     Als    ein    erstes   Ergebniss   aller   dieser 
Schritte,  unterstützt  durch  die  friedliche  Gestaltung  der  europäi- 
schen Verhältnisse,  erscheint  endlich  die  th eilweise  Aufhebung 
des  Zwang-Courses  der  Banknoten,  deren  Entwerthung  sich 
bereits   zum   grössten  Theile  wieder  behoben  hat;   diess  er- 
folgte durch  die  Anordnung,    dass  die  in  klingender  Münze 
geleisteten  Darlehen,  wenn  die  Versinsung  und  Zurückzahlung 
in    eben   dieser  Münze   bedungen  sind,   auf  die   bedungene 
Weise  verzinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen. 

Die  Vergrösserung  der  schwebenden  Schuld  und  Hinaus- 
gabe von  Papiergeld  reichte  jedoch  nicht  hin,  den  durch  das 
Staatseinkommen  nicht  bedeckten  öffentlichen  Bedürfnissen 
zu  genügen.  Es  musste  demnach  zu  der  Vermehrung  der 
fundirten  Scliuld  geschritten  werden.  So  erfolgten  die 
Anlehen    von    71  Millionen  -Gulden    im    Jahre   1849,    von 
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85  Millionen  im  Jahre  1851,  von  80  Millionen  im  Jahre  1852, 
von  50  Millionen  im  Frühjahre  1854,  die  beiden  Silber- An- 
lehen  vom  Jahre  1852  und  1854,  jedes  im  Betrage  von  35 
Millionen,  die  neuen  auf  45  Millionen  Gulden  sich  belaufenden 
Schulden  des  Mailänder  Monte,  das  Convertirungs-Anlehen 
von  32  Millionen,  die  durch  den  Ankauf  von  ftisenbahnen 
erfolgte  (zum  Theile  bereits  getilgte)  Vermehrung  der  Staats- 
schuld um  34  Millionen,  und  endlich  die  grösste  Finanz- 
Operation  aller  Zeiten,  das  National- Anlehen  von  500  Mil- 
lionen Gulden  im  Jahre  1854.  Wie  betrübend  auch  die 
Nothwendigkeit  erscheinen  mag,  die  Hilfskräfte  der  Zukunft 
in  der  Gegenwart  zu  absorbiren,  und  in  verhältnissmässig 
kurzer  Zeit  die  Staatsschuld  in  so  beträchtlicher  Weise  zu 
vermehren,  so  gewährt  doch,  vom  höheren  Standpuncte 
betrachtet,  die  Geschichte  dieser  Anlehen,  die  Aufzählung 
und  Erwägung  der  Umstände,  unter  welchen  dieselben  er- 
folgten und  erfolgen  konnten,  eine  unläugbare  Befriedigung 
für  den  Vaterlandsfreund.  Zuerst  ist  nicht  unbeachtet  zu 
lassen,  dass  die  Hypothek  der  österreichischen  Staatsschuld 
eine  wesentlich  andere  und  umfassendere  geworden  ist ;  wenn 
der  Staat  vor  dem  Jahre  1848,  wo  nur  ein  Theil  des  Staats- 
gebietes zur  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  beitrug, 
1.000  Millionen  Gulden  seiner  Schuld  zu  ertragen  vermochte, 
so  ist  gegenwärtig,  wo  nicht  nur  das  gesammte  Reich  zur 
Verzinsung  der  Schuld  beiträgt,  sondern  auch  die  Staatsein- 
nahmen sich  gegen  früher  fast  verdoppelt  haben,  die  Last 
von  2.000  Millionen  eine  verhältnissmässig  nicht  grössere  zu 
nennen.  Seit  dem  Jahre  1848  wurde  in  Oesterreich  zuerst 
der  Weg  der  öffentlichen  Subscription  zur  Aufbringung  der 
Anlehen,  und  zwar  stets  mit  dem  entsprechenden  Erfolge, 
eingeschlagen.  Die  meisten  Anlehen  wurden  im  Inlande  er- 
öffnet und  die  anstandlose,  leichte  Aufbringung  derselben 
machte  offenkundig,  dass  inmitten  aller  Calämitäten  der 
Reichthum    der   Staatsbürger    gestiegen     war    und    ihm    die 
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Unterbringung  der  Scluildverschreibungen  in  dein  erforder- 
lichen Betrage  bis  zum  Frühjahre  1854  keine  Opfer  kostete, 
oder  dass  die  richtige  Einsicht  und  der  Patriotismus  der 
Capitalisten  diese  Opfer  leicht  ertragen  Hess.  Wenn  sich 
hierin  ein  unerschütterliches  Vertrauen  auf  die  gesnnde 
national -wirthschaftliche  Grundlage  des  Staates  und  auf  seine 
noch  unerschöpften  Hilfskräfte  von  Seite  der  Staats -Ange- 
hörigen offenbarte,  so  war  dieses  Vertrauen,  trotz  der  in 
der  Ferne  und  unter  dem  Eindrucke  einer  theilweise  feind- 
lich gegen  Oesterreich  auftretenden  Tagespresse  schwieriger 
zu  gewinnenden  Einsicht  in  die  Verhältnisse,  nicht  geringer 
bei  den  auswärtigen  Capitalisten ,  welche  nicht  nur  die  beiden 
Silberanlehen  zu  vergleiclningsweise  günstigen  Preisen  auf- 
brachten, sondern  sich  auch  an  den  im  Inlande  eröffneten 
Anlehen  nahmhaft  betheiligten.  Einzig  in  der  Geschichte 
steht  jedoch  der  Erfolg  da,  welchen  der  Aufruf  Seiner  Maje- 
stät des  Kaisers  an  seine  treuen  Unterthanen  in  Bezug  auf 
das  1854  eröffnete  National -Anlelien  nach  sich  zog.  Binnen 
kaum  vier  bis  sechs  Wochen  Avar  der  höchste  Ansatz  der 
ausgeschriebenen  Summe,  welcher  nicht  weniger  als  eine 
halbe  Mill  iar  de  Gulden  betrug,  in  der  Subscription  über- 
stiegen (obwohl  keine  Subscri])tion  von  Ausländern  ange- 
nommen wurde),  und  alle  Gebiete  des  Reiches,  Jeder  nach 
seinem  Vermögen  und  seinen  Kräften,  betheiligten  sich 
daran,  mannigfach  die  Gefühle  der  Vaterlandsliebe  mehr 
als  die  theilweise  ungünstigen  Verhältnisse  beachtend.  Der 
vorgesteckte  Zw^eck,  die  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung zu  erzielen  und  die  Machtstellung  Oesterreich's  in 
der  gegenwärtigen  Verwicklung  der  europäischen  Staaten- 
verhältnisse zu  wahren .  hienhirch  aber  einem  dauerhaften 
Frieden  entgegenzugehen ,  wurde  für  so  wichtig  und  erhaben 
erachtet,  dass  Jedermann  mit  seinem  Vermögen  beizuti-agen 
sich  berufen  fühlte,  um  denselben  zu  erreichen,  und  Jeder- 
mann wird,   wie  es  mir  bei  so  grossen    und  entscheidenden 
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Hchritteii  gelingt,  seinen  eigenen  Vürtlieil  durch  das  ge- 
In-aclite  Opfer  gewahrt  haben,  -wenn  hiermit  jener  doppelte 
Zweck  erreicht  wird.  Als  eine  in  mehrfacher  Hinsicht 
belangreiche  Wahrnehmung  ist  hierbei  nur  noch  zu  erwähnen, 
dass  die  bis  zum  20.  November  1854  bereits  geleisteten  Ein- 
zahlungen von  72  Millionen  die  bis  dahin  fällig  gewesene 
Rate  von  12,520,450  fl.  um  beinahe  60  Millionen  üi3erstiegen. 

Insoweit  die  Ueberlassung  mehrerer  Linien  der  Staats- 
eisenbahnen an  eine  Privat -Gesellschaft,  welche  bei  den 
Communicationen  näher  besprochen  werden  wird,  die  Staats- 
verwaltung in  den  Besitz  einer  ansehnlichen  Summe  von 
Silbergeld  setzte,  und  dadurch  auf  den  Staats  -  Credit  eine 
günstige  Einwirkung  hervorbrachte,  muss  ihrer  hier  wenig- 
stens Erwähnung  geschehen. 

Schon  das  kaiserliclie  Patent  vom  20.  October  1849  verfügte: 
Zur  gleiclmiässigen  B  e  h  t  e  u  e  r  u  n  g  d  e  r  N  u  t  z  u  n  g  e  n  v  o  n  G r  lui  d 
und  Boden  und  von  Gebäuden  in  Ungern  solle  mit  thätiger 
Beschleunigung  das  allgemeine  Grundsteuer- Kataster  nach  denjeni- 
gen Grundsätzen  vollführt  werden,  welche  sich  durch  die  Erfah- 
rung in  den  übrigen  Kroidäiidern  und  in  den  auswärtigen  Staaten 
als  zweckmässis;  und  für  die  Entwicklung  des  "Wohlstandes  in  den- 
.selben  höchst  zuträglich  bewährt  haben;  da  jedocii  hierzu  ausge- 
dehnte Vorarbeiten  und  ein  bedeutender  Zeit-  und  Kosten- Aufwand 
erforderlich  seien,  solle  mit  Benützung  der  bisherigen  Vermessun- 
gen eines  grossen  Theils  der  Grundbesitzungen  ein  den  Bedingun- 
gen einer  gerechten  und  gleichmässigen  Vertheilung  der  öflent- 
lichen  Lasten  möglichst  entsprechendes  Grimdsteuer-Provisorium  für 
die  Zeit,  bis  das  stahile  Kataster  vollendet  sein  wird,  eingeführt 
werden.  Auch  die  bis  zum  Jahre  1848  von  der  Contribution  be- 
freiten Besitzungen  und  Einwohner -Classen  seien  der  Besteuerung 
zu  unterziehen^  und  zwar  bis  zur  Llinführung  des  Grundsteuer-Pro- 
visoriums nach  besonderen  Anordnungen,  während  die  früher  allein 
contrilnitions])flichtigen  Besitzungen  und  Classen  bis  dahin  die  alte 
Kriegs-  und  Domestical-Steuer  zu  entrichten  hatten  (das  Provi- 
sorissimum).  Li  gleicher  Weise  .sollten  auch  andere  ötfentliche 
Lasten,  die  den  Grund-  und  Hausbesitz  zu  treffen  haben,  vertheilt 
werden,  ohne  dass  Jemand  nach  seiner  persönlichen  Eigenschaft 
eine  Au.snahme  ansprechen   könne.  Eine  gleiche  Anordnung  wurde 
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liinsichtlieh  Siebenbürgen's  ',  Kroatien«   und   81«  vonien's  ^ 
erlassen. 

Die  wirkliche  Einführung  des  Grundsteuer-Proviso- 
riums in  Ungern,  der  serbischen  Wojwodschaft  und 
dem  Temeser  Banate,  Kroatien  und  Slavonien  und  Sie- 
benbürgen Murde  mit  kaiserlichem  Patente  vom  4.  März  1850 
angeordnet.  Laut  desselben  NA-erden  der  Besteuerung  unterzogen: 
A)  das  Orunderträgniss,  d.  i.  der  Werth  der  auf  der  producti-' 
ven  Fläche  des  Bodens  bei  Anwendung  des  gewöhnlichen  Fleisses 
erzeugten  Producte.  Die  Grundsteuer  wird  nach  dem  reinen  Er- 
trage bemessen,  d.  i.  nach  dem  Erträgnisse,  welches  der  Grund- 
besitzer nach  der  Cultur-Gattung  seines  Bodens  bei  Anwendung  der 
gemeindeüblichen  Bewirthschaftungsart  in  Jahren  gewöhnlicher 
Fruchtbarkeit  erzielen  kann,  nachdem  die  nothwendigen  und  ge- 
meindeüblichen Auslagen  auf  Bearbeitung  des  Bodens,  Saat,  Pflege 
und  Ernte  der  Producte  in  Abschlag  gebracht  worden  sind.  Zur 
Ausmittluno;  des  reinen  Grundertrages  M'ird  eine  Erhebung  des 
Flächenmaasses  und  eine  Schätzung  des  Erträgnisses  Aorgenommen. 
Bei  ersterer  werden  alle  vorhandenen  Behelfe  benützt,  und,  wo 
diese  nicht  ausreichen,  wird  die  Angabe  der  Besitzer  einer  amt- 
lichen Prüfung  unterzogen  und  durch  geonietrisehe  Vermessungen 
i-ectificirt.  Bei  der  Schätzunar  werden  die  Anfallen  der  Gemeinde- 
Vertreter  zu  Grunde  gelegt,  und  durch  erfahrene  Schätzungs- 
C'Ommissäre,  welche  mit  den  Local-  und  ökonomischen  Zuständen 
des  Bezirkes  genau  bekannt  sind,  ge})rüft  und  richtiggestellt,  wo- 
bei selbe  zugleich  ein  standhältiges  A'crhältniss  unter  den  Gemein- 
den des  bezüglichen  und  der  angränzenden  Bezirke  auszuniitteln 
liaben^  dabei  wird  erhoben,  welche  verschiedene  Benützungsarten 
des  Bodens  in  jeder  Gemeinde  bestehen,  in  welche  verschiedene 
Ertragsabstufungen  (ClassenJ  sich  jede  dieser  Cultur- Gattungen 
nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  (")rtlichen 
Lage  theilt,  in  welche  dieser  Classen  jedes  einzelne  Grundstück 
eingereiht  werden  kann,  wie  viel  ein  bcstinuntes  Flächenmaass 
jeder  Cultur-Gattung  und  Classe  im  Durclisclniitt  eines  Jahres  an 
den  nach  der  gemeindeüblichen  Bestellungsweise  gewithnlichen 
Producten  abwirft,  welcher  Geldwertli  denselben  beigelegt  werden 
kann,  welcher  Theil  des  Rohertrages  als  Ersatz  des  nothwendigen 
Cultur- Aufwandes    abzuziehen    ist,     und    wie     vi»!     nncii    diesem 

'  Kais.  Patent  vorn  20.  October  184^. 
^  Kais.  Patent  vom  31.  October  1841). 
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Altzuüe  als  Reinertrag  erübrigt,  wornaeh  sodann  der  für  ein  be- 
stimmtes Fläcbenmaass  jeder  Cidtur-Gattung  und  jeder  Classe  ent- 
worfene Tarif  des  Reinertrages  auf  die  einzelnen  Grundfläclien 
jedes  Grundbesitzers  im  Verhältnisse  des  Fläehenmaasses  angewendet 
wird.  B)  Die  Nutzungen  von  Gebäuden,  als  welche  bei 
vennietlieten  der  Miethzins,  bei  anderen  der  Werth  ihrer  Benützung 
ansesehen  werden.  In  den  gi'össeren  (besonders  zu  bezeichnenden) 
Ortschaften  wird  demnach  die  Hauszins-Steuer  nach  dem  Zinser- 
trase  (als  dessen  reiner  Ertrag  der  Miethzins  nach  Abzug  eines  Thei- 
les  desselben  für  die  Unterhaltungskosten  und  für  die  Ahniinderung 
des  Capital -Werthes  angenommen  wird),  in  anderen  Orten  aber 
die  Hausclassen- Steuer  von  den  Gebäuden  nach  Maassgabe  der 
Bauart  und  der  Wohnungsbestandtheile ,  welche  sie  enthalten,  ein- 
gehoben. Bei  der  Ertrags -Ausmittlung  werden  im  Allgemeinen 
persönliche  Verpflichtungen  der  Eigenthümer  gegen  Dritte,  selbst 
wenn  sie  auf  der  Realität  haften,  sowie  Capital -Schulden,  Geld- 
oder Natural-Leistungsverbindlichkeiten  nicht  berücksichtiget.  —  Die 
für  jedes  Kronlantl  entfallende  Summe  der  Grundsteuer  wird  in  der 
Art  umgelegt,  dass  jeder  einzelne  Grundbesitzer  vom  Hundert  des 
ausgemittelten  reinen  Ertrages  den  entsprechenden  gleichen  Antheil 
als  Grundsteuer  zu  entrichten  hat.  Den  Betheiligten  bleibt  es  un- 
benommen, ihre  Einwendungen  und  Beschwerden  gegen  die  Art  der 
Undage  sowohl  der  Grund-  als  auch  der  Hauszins-  und  Hauselassen- 
Steuer  vorzubringen,  welche  aufgenommen,  untersucht  und  zur  deiini- 
tiven Entscheidung  gebracht  werden.  Die  vorkommenden  Yeränderunr 
gen  in  der  Person  des  Besitzers  und  dem  Umfange  des  Besitzthums 
werden  in  Evidenz  gehalten,  damit  die  Steueranforderungen  immer 
an  den  wirklichen  Besitzer  gestellt  werden  können.  Bei  Elementar- 
Unfällen.  welche  das  Steuer-Object  für  immer  zerstören,  erfolgt  die 
Ausscheidung  desselben  und  die  Abschreibung  der  Steuer;  wird  durch 
solche  (kr  Reinertrag  (ganz  oder  zum  Theile)  vernichtet,  so  sind 
zeitliche  (gänzliche  oder  llieilweise)  Steueruachlässt-  im  bezüglichen 
Jahre  gestattet.  Die  neu  zuwachsenden  Objecte  der  Besteuerung 
werden  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  erforderliche  Ermunterung 
zur  landwirthschaftlichen  Verbesserung  und  zur  Auiführung  neuer 
Gebäude  in  die  Besteuerung  einbezogen.  Aenderungen  in  der  Bi- 
nützung  des  Bodens  werden  nicht  berücksiciitiget.  Ausnahmen  von 
der  Steuer  nach  der  jiersonlichen  Eigenschaft  des  Besitzers  linden 
nicht  Statt:  doch  sind  von  ihr  permanent  losgezählt:  alle  fiir  die 
Urproduction    picht    benutzbaren    Oberflächen,    mit   Einschluss   der 
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Strassen,  Flüsse  und  Kanäle,  der  Teiehe  und  Sümpfe  ohne  Rohr- 
wuehs,  der  Steinbrüche,  Schotter-,  Sand-  und  Lehmgruben,  der 
Torfstiche,  und  der  Area  und  Hofräume  der  Gebäude,  die  Beerdi- 
gungsplätze, Staatsgebäude,  Kirchen,  Militär-Casernen  und  Spitäler. 
—  Nachdem  die  hiermit  angeordneten  Erhebungen  in  Ungern ,  der 
Wojwüdschaft  und  dem  Banate  vollendet  waren,  wurde  daselbst 
das  provisorische  Grundsteuer- Kataster  vom  1.  November  1852 
an  zum  Maassstabe  der  Umlegung  der  Grundsteuer  genommen  und 
die  letztere  mit  16  Percent  des  Reinertrages  bemessen ;  gleichzeitig 
wurden  die  Einleitungen  zu  den  Reclamations- Verhandlungen  und 
zur  Evidenzhaltung  des  provisorischen  Grundsteuer -Katasters  ge- 
troffen. '  Als  nach  denselben  Grundsätzen  die  diessfälligen  Er- 
hebungen auch  in  Kroatien  -  Slavonien  und  Siebenbürgen  beendet 
worden  waren,  geschah  die  Umlegung  der  Grundsteuer  in  Kroatien- 
Slavunien  ^  vom  1.  November  1853  mit  16,  und  in  Siebenbür- 
gen^ vom  1.  November  1854  vorläutig  mit  12  Percent  des 
Reinertntges. 

Da  der  Aufwand  für  den  Bau  und  die  Erhaltung  der  Reichs- 
(und  der  staatsartig  gepflegten)  Strassen  in  den  ungrischen  Ländern 
nunmehr  von  der  Staatsverwaltung  übernommen  wurde,  erschien 
es  dem  Grundsatze  einer  gieichmässigen  Vertheilung  der  Staats- 
lasten angemessen,  die  in  den  übrigen  Kronländern  bestehenden 
Abgaben  für  Benützung  der  Strassenanstalteu  auch  in  Ungern,  der 
Wojwodschaft  und  dem  Banate,  Kroatien  und  Slavonien,  und  Sie- 
benbürgen einzuluhren.  Es  ward  demnach  verordnet,  dass  vom 
1.  Mai  1853  an  in  jenen  Kronländern  die  in  anderen  Theilen  des 
Reiches  in  Geltung  stehenden  Anordnungen  über  das  Ausmaass, 
die  Einhebung  und  Handhabung  der  Weg-,  Brücken-  und 
Ueberfahrts-Mäut he  insoweit  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben, 
als  die  Strassen,  Brücken  und  Ueberlahrten  auf  Kosten  des  Staates 
oder  der  unter  A'crwaltung  der  Staatsbehörden  stehenden  öflent- 
lichen  Fonde  erhalten  werden,  und  zwar  nur  jene  Strassen,  welche 
chaussee-mässig  hergestellt  sind.  Alle  bisherigen  Exemtionen  imd 
Immunitäten  von  Personen,  Ständen  und  Corporationen  haben  aus- 
nahmslos aufzuhören,  und  nur  die  iui  (iesetze  selbst  zugelassenen 
Bci'reiuiigen  stattzulindeii.  ^ 

'  Kais.  I'alenl  \uih  2.  Mai  1853. 

^  Kai«,  rateilt  vom  (5.  Septeuilicr  J853. 

'  Kalo,  l'aleut  vom  2/.  September  1854. 

'  Kais.  raLeiil  %oui  lU.  i'ebi'uar  1853. 
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Kln-ii?^»»  NvurdcMi  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ein- 
liclitiing  und  Handhabung  des  Lotto-Gefälls,  welche  in  Folge 
Allerhöchsten  Patenten  vom  13.  März  1813  in  den  übrigen  Kron- 
ländern gelten,  auch  auf  Ungern ,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat, 
Kroatien  und  Slavonien,  dann  Siebenbürgen  ausgedehnt,  wo  sie 
niii   1.  November  1853  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatten.  ' 

Zur  Durciifülirung  des  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich 
i' in  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilde  und  Binnenzölle,  wo  solche 
zwischen  einzelnen  Theilen  des  Keiches  bestehen,  baldmöglichst 
aufgehoben  werden  sollen,  wurde  angeordnet,  dass  in  dem  Verkehre 
zwischen  den  ehemals  ungrischen  Ländern  einerseits  und  den  übri- 
gen Ki'onländern  anderseits  vom  1.  October  1850  an  die  Ein-  und 
Ausoano-sfrebühren.  die  an  der  Zwisehenzoll- Linie,  unter  den  Be- 
nennungen:  Zoll-,  Dreissigst-  und  Nebengebühren,  von  der  Ein- 
und  Ausfuhr  der  Waaren  oder  anderen  Gegenständen  aus  dem 
einen  Gebietstheile  in  den  anderen  zu  entrichten  waren,  sammt  den 
Zuschlägen  zu  denselben,  dann  die  Ein-  und  Ausgangs  -  Verbote, 
welche  für  den  Verkehr  über  die  Zwischenzoll-Linie  bestanden ,  auf- 
zuhören haben  und  alle  Waaren  von  diesem  Zeitpuncte  an  frei 
über  die  Zwischcnzoll-Linie  geführt  werden  können.  Ausgenommen 
hiervon  blieben  nur  vorläulig  die  (iegenstände  der  iStaats-Monopole, 
so  lange  wegen  der  verschiedenen  Steuer-Gesetzgebung  noch  eine 
Gebührenausgleichung  nothwendig  war.  Die  Eingangs-  und  Aus^ 
fuhrgebühren  von  Ochsen,  Stieren,  Kühen  und  Kälbern,  welche 
lebend  über  die  Zwischenzoll -Linie  gebx'acht  werden,  wurden  so- 
gleich aufgehoben,  wie  auch  die  besonderen  Bestimmungen,  welche 
bei  dem  Eintritte  dieser  Vieliiiattunnen  aus  dem  Auslande  nach 
den  ehemals  ungrischen  Ländern  galten,  ausser  W^irksamkeit  traten.^ 
Die  Zucker-Erzeugnisse  aus  inländischen  Stoffen  und  das  hierzu  er- 
forderliche Fabrikations -Material  (als:  Runkelrüben,  Knochen  und 
Knochenmehl)  wurden  zoll-  und  dreissigstfrei  erklärt,^  wie  auch 
noch  64  andere  Artikel  unmittelbar  dem  Verkehre  über  die  Zwi- 
schenzoll-Linie freigegeben  wurden.*  Vom  1.  October  1850  an 
wurden  nur  noch  Abgaben  vom  Kochsalze,  von  Tabak-Blättern  und 
Fal)rikaten  bei  der  Einfuhr  in  die  Länder,  wo  das  Tal»ak-Monopol 
bereits  bestand,   und   die  Verzehrungssteuer  von  Bier,   Branntwein 

'  Minist.  Ei-lass  \om  2U.  Juli  J853. 
^  Kais.  Patent  vom  7.  Juni  1850. 
'^  Minist.  Verord.  vom  J.").  Juni  18j<». 
♦  Minist.  N'erord.  vom  18.  Juli  185U. 
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und  oebrannteii  üeistiucii  Klüs«iokeiten  aller  Art,  sowie  vom  iViscliein 
und  eingesalzenem  Fleische  bei  der  Einfuhr  in  die  Länder,  wo  diese 
Steuergattung  schon  bestand,  eingehoben.  '  Nachdem  durch  die 
Einführung  der  Yerzehrungssteuer  und  des  Tabak-Monopols  in  Un- 
gern die  Hindernisse,  w'elche  einer  gänzlichen  Auf hebung  der 
Zwischen  zoll -Linie  entgegenstanden,  weggefallen  waren,  er- 
folgte dieselbe  mit  1.  Juli  1851;  mit  diesem  Zeitpuncte  wurden  die 
für  den  Zwischenzoll  bestandenen  Zoll-  und  Dreissigst-Aemter  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt,  wie  auch  alle  anderen  daselbst  noch  bestan- 
denen Yerkehrsbeschränkunsen,  namentlich  die  \Ve2;mäuthe  an  der 
Gränze,  aufgelassen.  Nur  hinsichtlich  der  Einfuhr  des  Seesalzes 
aus  den  ehemals  ungrischen  nach  den  übrigen  Ländern  wurden 
die  bestehenden  Vorschriften  bis  zur  Regulirung  der  Verkaufspreise 
des-  Seesalzes  aufrecht  erhalten,  und  zu  deren  Handhabung  die 
Zwischenzollämter  belassen,  so  wie  die  Einfuhr  des  Salzes  aus 
Siebenbürgen  und  den  nördlichen  ungrischen  Komitaten  nach  Ga- 
lizien  und  der  Bukowina  bis  zur  Regulirung  der  Salzpreise  unter- 
sagt wurde. 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  September  1850  wurde 
die  Verzehrungssteuer  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten 
und  vom  Biere  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern  mit  Einschluss 
der  Mihtärgränze  unter  denselben  Modalitäten  einzuführen  ange- 
ordnet, W'ie  solche  für  die  Einhebuno;  dieser  Steuer  in  den  übri2;en 
Kronländern  bestehen.  Die  Wirksamkeit  dieser  Maassregeln  begann 
mit  1.  März  1851.  Ferner  wurde  die  Verzehrungssteuer  von  sämmt- 
lichem  Verbrauche  an  Wein  und  Fleisch  in  Orten  mit  einer  Be- 
völkerung von  mehr  als  2(MJ(J  Seelen  in  Ungern,  der  Wojwodschaft 
und  dem  Banate,  ^  dann  in  Siebenbürgen  ^  eingeführt,  Pest -Ofen 
und  Pressburg  in  dieser  Hinsicht  für  geschlossene  Städte  erklärt;  diese 
Steuer  trat  am  1.  März  und  bezüglich  am  I.Juni  1851  in  Wirksamkeit. 

Das  Tabak- Monopol  wurde  in  L'^ngern,  in  der  Wojwodschaft 
und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Sieben! )ürgen,  dann  in 
der  Mihtärgränze  mit  dem  kaiscrliehen  Patente  vom  2i).  November 
1850  eingeführt  und  trat  mit  1.  März  1851  in  Wirksamkeit.  Zufolge 
desselben  darf  Niemand  ohne  Bew-illigung  der  Gel'ällsbehörde  ']  abak 
erzeugen,   bereiten,   auf  eine   dinch    das   Gesetz   untersagte   Weise 

'  Jlinist.   Erlass  vom   18.   .SepU'inber  tSöO. 
■   Minist.   Vcrord.   vom  23.  November  l.SöO. 
*  31jiii)sl.  Erl.iss  vom   13.  Februar  i(>51. 
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\ii-\vi'ii(lt'ii,  oder  von  Aussen  liereiubringen.  Die  Bewilligung  zum 
Talnik-Haue  wird  nur  unter  der  Bedingung  ertheilt,  dass  derselbe 
auf  den  hierzu  bezeichneten  Grundstücken  a ollzogen  und  das  ganze 
Krzeugniss  an  die  Niederlagen  des  Staatsgefälls  abgeliefert  werde- 
wolur  die  Vergütung  nach  einem  festgesetzten  Ausmaasse  geleistet 
wird.  Niemand  darf  ohne  Bewilligung  der  Geföllsbehörde  Tabak 
vorkaufen  oder  von  einer  hierzu  nicht  berechtigten  Person  an  sieh 
bringen.  In  dem  Preise,  um  welchen  der  Tabak  in  den  Nieder- 
lagen lies  Staatsgetalls  verkauft  wird,  ist,  nebst  dem  Preise  des- 
selben als  NVaare,  auch  eine  Yerbrauchsabgabe  enthalten^  wird 
Tabak  anderswoher  bezogen,  so  ist  diese  Abgabe  als  Licenz-Gebühr 
zu  entrichten.  Der  Bezug  von  Tabak  aus  dem  Auslande  ist  nur 
mit  Bewilligung  der  Geföllsbehörde  und  unter  Entrichtung  dieser 
Licenz-Gebühr,  welche  als  ein  Zuschlag  zu  dem  Eingangszolle  er- 
hoben wird,  gestattet.  Die  Bewilligung  zum  Tabak-Baue  gilt  nur 
für  das  bezeichnete  Grundstück  und  das  entsprechende  Jahr,  doch 
kann  der  Pflanzer  die  Bcwilliounu'  für  ein  anderes  Grundstück 
naciisuchen,  wie  ihm  auch  auf  sein  Verlangen  die  Bewilligung  auf 
ein  weiteres  Jahr  erstreckt  wird.  Der  Zeitpunct,  mit  welchem  die 
Uebernahme  der  Tabak-Ernte  l)eginnt  und  bis  zu  welchem  sie  be- 
endet sein  muss,  wird  von  der  Behörde  bestimmt,  die  Erzeugung 
und  Aljlieferuiig  durch  ihre  Angestellten  überwacht.  Die  Bemes- 
sung des  Einl()sung8preises  erfolgt  in  der  Art,  dass  dem  Pflanzer 
ein  hinreichender  "N'ortheil  gesichert  bleil)t,  welcher  ihn  antreibt, 
dem  Tabak-Baue  die  gehörige  Sorgfalt  zu  widmen;  ^on  3  zu  3- 
Jahren  wird  das  Ausmaass  bekannt  gemacht,  unter  welches  bei 
der  Bestinnnung  des  naeli  der  verschiedenen  Beschalfenheit  der 
\Vaare  abgestuften  Einlösungspreises  nicht  herabgegangen  wird. 
Die  Eiulösungs-Magazine  werden  m()glichst  vervielfältigt,  den  Ptlau- 
zunasbezirkeii  nahe  uerückt,  luid  die  Einleitungen  aetroffen,  dass 
auch  kleine  Blüttermengen  unter  lüO  Pf.  eingelöst  werden.  Der 
Besitzer  eines  von  ihm  sell)st  bearbeiteten  Grundstückes,  welcher 
Tabak  für  eigenen  Gebrauch  bauen  will,  erhält  die  Bewilligung 
dazu,  wenn  er  bisher  wirklich  Tabak  zu  diesem  Zwecke  gebaut 
hiit  und  sich  im  Besitze  des  hierfür  bestinunten  Grundstückes  be- 
findet, welches  in  unmittelbarer  Nähe  des  Wolnuu-tes  des  Bewer- 
l»ers  gelegen  und  mit  einer  landesüblichen  Umzäunung  versehen 
sein  muss.  Die  Grundfläche  wird  mit  l)illiger  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  und  der  Anzahl  der  männlichen  Fainilienglieder 
bemessen,  darf  aber  für  eine  Familie  das  Ausmaass  von  70  Quadrat- 
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Klaftern  nicht  übersteigen,  und  der  erzeugte  Tabak  darf  weder  zu 
Cigarren  noch  zu  Sehnupf-Tabak  umgearbeitet  werden.  Für  diese 
Licenz,  welche  jährlich  neu  angesucht  werden  muss,  ist  eine 
Gebühr  von  2  kr.  für  die  Quadrat  -  Klafter  des  Baugrundes  zu  ent- 
richten. Fernere  Bestinuiiungen  betreffen  den  Handel  mit  inlän- 
dischem Tabake  (mit  ausländischem  ist  er  nicht  gestattet)  und  mit 
den  von  Fabriken  oder  Yerkaufs-Niederlagen  des  Staatsgefälls  her- 
rührenden Tabak -Fabricaten,  die  Uebertretungen  des  Gesetzes 
über  das  Tabak-Monopol  und  deren  Bestrafung.  —  In  eben  diesen 
Kronläiidern  wurde  das  Tabak-Einlösungswesen  organisirt. 
Die  mit  der  Einlösung  und  der  technischen  Leitung  der  Tabak- 
C'ultur  verbundenen  Geschäfte  führen,  unter  Oberaufsicht  der  Cen- 
tral-Directiun  für  Tabak-Fabriken  und  Einlösungsämter,  die  Inspec- 
loren  (Finanzräthe)  zu  Pest,  Tolna,  Temesvär  und  Maros-Väsärhely, 
endlich  die  Inspectors-Adjuncten  zu  Szegedin  und  Debreczin.  Für 
die  Uebernahme  der  Tabak-Blätter  und  deren  Versendung  an  die 
Fabriken  wurden  10  Einlösungsämter  (zu  Pest,  Szolnok,  Arad, 
Debreczin,  Gross -Karoly,  Nameny,  Tolna,  Bares,  Temesvär  und 
Maros-^Visarhely)  mit  13  Filial- Stationen  errichtet.  ' 

Das  grosse  Werk  der  Einführung  des  allgemeinen  Grund- 
steuer-Katasters machte  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Fort- 
schritte. Das  Allerh.  Patent  vom  23.  December  1817  ordnete  die 
Einführung  des  stabilen  Katasters  auf  einem  Flächenraume  von 
6.125  □Meilen  an.  Bis  zum  Anfange  des  Jahres  1855  waren  hier- 
von auf  5.625  □Meilen  die  Katastral  -  Vermessungsarbeiten ,  auf 
3.;i07  □Meilen  auch  die  Katastral  -  Schätzungsarbeiten  ^  ollendet, 
und  auf  weiteren  2.318  □Meilen  dem  Abschlüsse  in  der  Art  nahe 
gebracht,  dass  für  605  □Meilen  die  ümlegung  der  Steuer  nach 
den  Ergebnissen  des  neuen  Katasters  bald  stattfinden  sollte^  500 
□Meilen  waren  in  der  Vermessung,  1.713  □Meilen  in  der  Schätzung 
beariHen.  Die  der  Einführuuü;  des  stabilen  Katasters  im  Jahre 
1849  zugewiesenen  ehemals  ungrischen  Länder  enthalten  ohne  die 
Mihtärgränze  eine  Fläche  von  5.027  □Meilen.  A'oUentk'l  sind  die 
Katastral-Grundschätzungsarbeiten  in  den  italienischen,  den  deutschen 
und  slavischen  Kronläntlern ,  mit  Ausnahme  der  Lombardie  (wo  selbe 
in  einem  Theile  von  Bergamo  und  in  der  Provinz  Sondrio  noch 
nicht  beendet  sind),  dann  von  Böiunen  (wo  die  Arbeiten  nur  in 
den    7   ehemaligen    Kreisen:    Beraun,    Prachin ,    KlaKau,    Hudweis, 

'  .\Jiiii.sl.  Erlasb  vom  3.  Uclobor  iö.j2. 
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Tabor,  Chrudim  und  Caslau  beendet  sind,  während  in  den  übrigen 
9  ehemaligen  Kreisen  theils  die  allgemeinen  Reclamationen,  theils 
die  Grundertrags-SchätzAing  im  Zuge  sindj,  Tirol  (wo  die  Detail- 
Vermessung  im  Jahre  1855  begonnen  worden  ist)  und  Galizien  (wo 
die  Detail -Vermessung  zwar  beendet,  die  Grundertrags -Schätzung 
aber  erst  im  Krakauer  Verwaltungsgebiete  in  Angriff  genommen 
worden  ist,  unil  nur  im  Krakauer  Kreise  die  gesammten  Katastral- 
Arbeiten  zu  Ende  gebracht  sind).  Auch  in  Ungern  hat  die  Detail- 
Vermessung  bereits  begonnen.  Bis  zum  Jahre  1850  diente  —  auf 
Grund  der  in  den  einzelnen  Kronländern  nach  und  nach  beendeten 
Katastral -Operationen  —  der  im  stabilen  Kataster  ermittelte  Rein- 
ertrag zur  gleichmässigen  Umlage  der  Grundsteuer  in  Oesterreich 
unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain 
und  Küstenland,  während  selbe  in  Mähren  erst  im  Jahre  1851, 
in  Schlesien,  in  Dalmatien  und  Venedig  erst  im  Jahre  1852,  im 
Krakauer  Kreise  und  in  den  vorbenannten  7  Kreisen  Böhnien's 
erst  im  Jahre  1853  nach  jener  Reinertrags-Ermittlung,  bis  dahin 
aber  nach  dem  Provisorium  stattgefunden  hat.  Hierbei  erhielt 
Salzburg  für  das  erste  Jahr  (1850)  die  Begünstigung,  dass  die 
Steuer  auf  12  Percent  herabgesetzt  wurde,  ohne  dass  der  aus 
dieser  Aenderung  des  Steuer  -  Percentes  entspringende  Ausfall 
auf  den  Grundbesitz  der  übrio;en  Kronländer  um<>;eleüt  worden 
wäre.  Da  aber  bis  zum  Jahre  1850  —  unter  Beibehaltung  der 
alten  postulirten  Quoten  —  die  Umlage  der  Grundsteuer  in  den 
benannten  inkatastrirten  Kronländern  nach  dem  Reinertrage  ge- 
schah, in  den  übrigen  9  ehemaligen  Kreisen  Böhmen's,  dann  in 
Galizien  (^luit  Ausnahme  des  Krakauer  Gebietes),  endlich  in  der 
Bukowina  noch  immer  nach  dem  Brutto  -  Ertrage  des  Proviso- 
riums  geschieht,  so  haben  sich  auch  die  Umlags-Percente  durch- 
schnittlich abweichend  hcraustiestellt.  Um  nun  eine  ebenmässioe 
Steuerumlaue  wenia;stens  in  den  inkatastrirten  Kronländern  herzu- 
stellen  und  in  den  übrigen  vorzubereiten,  wurde  von  Seiner  Maje- 
stät angeordnet,  dass  künftig  16  Percent  des  Reinertrages  die  or- 
dentliche (innidstcuer  überall,  wo  die  Steuerunilegung  nach  dem 
stabilen  Kataster  eingeführt  wird,  l)ilden  sollen.  '  Im  lombardisch- 
venczianischen  Königreiche  ist  zwar  gnisstenlheils  das  neue  Kata- 
ster vollendet,  uhvv  mit  dem  (in  den  allen  Theilen  der  Lombardie 
geltenden)   Mailänder    Kataster    noch    nicht   in   Einklang    gebracht. 

'  Kai,^.  l'aleiil  vom    K».  (Jctober  Jö-iU. 
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Der  nach  dem  neuen  Kataster  erhobene  Reinertrag  dient  demnach 
nur  zum  Maassstabe  bei  der  Vertheihing  der  bestehenden  Steuern, 
um  eine  gleichmässige  Yertheihnig  der  Grund-  und  Häuser -Steuer 
zu  bewirken;  die  ausgeschriebenen  Steuersummen  wurden  durch  dieses 
neue  Kataster  nicht  verändert,  und  nach  dem  Steuer-Scudo  (bei  dem 
Mailänder  Kataster)  oder  nach  der  Steuer  -  Lira  (bei  dem  neuen 
Kataster)  repartirt.  Zu  der  Grundsteuer  wird  seit  dem  Jahre  1850 
ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritttheile  der  ordentlichen 
Gebühr  entrichtet;  dagegen  sind  die  Grundbesitzer  berechtiget,  von 
den  Zahlungen ,  die  sie  theils  an  Zinsen  von  den  auf  ihrem  Besitz- 
thume  Itiicherlich  sichergestellten .  Schulden  und  Lasten,  theils  an 
Renten  überhaupt  zu  entrichten  haben ,  5  Percent  den  zum  Bezüge 
Berechtiotc'u  in  Abschlag  zu  brinticn.  Mit  der  Einführuno-  dieses 
die  Einkonunensteuer  vom  Bodenertrage  repräsentirenden  Drittel- 
zuschlages entfiel  in  dem  loml)ardisch- venezianischen  Königreiche 
der  oOpercentige  Zuschlag  auf  die  Grundsteuer,  welcher  im  Jahre 
1849  der  Kriegskosten  halber  auferlegt  worden  war.  —  In  der 
Repartition  der  Grund -Steuer  ging  ebenfalls  eine  Aenderung  vor 
sich.  Bis  zum  Jahre  1848  war  in  Oesterreich  unter  und  ob  der 
Enns,  Steiermark,  Kärnthen,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  die 
Repartition  und  Einhebung  der  Grundsteuer  den  Landständen  übei^ 
tragen,  die  in  den  einzelnen  Kreisen  Gassen  hatten,  in  welche  die 
von  den  Steuerbezirks-Obrigkeiten  (Dominien)  gesammelten  Steuern 
monatlich  abgeführt  wurden.  Aus  den  Kreiscassen  gelangten  die 
Steuer! »eträge  an  die  ständische  Obercasse,  und  aus  dieser  an  das 
landesfürstliche  Cameral  -  Zahlamt.  In  Galizien  waren  die  Kreis- 
cassen landesfürstlich  und  das  Gubernium  besorgte  die  Vertheilung. 
Nach  Aufliebung  des  Unterthansverhältnisses  entfielen  die  UrbariaU 
Giebigkeiten  und  Leistungen  und  also  auch  die  Steuer  xon  denselben, 
und  die  Dominical-Grundstücke  wurden  den  Rustical-Grundstücken 
in  der  Besteuerung  ganz  gleich  gestellt.  Nunmehr  geschieht  auch 
die  Steuer-Repartition  von  den  Finanz-Landesl)t^'h(»rden,  welche  den 
Steuerbetrag  für  jeden  Bezirk  oder  selbst  für  jede  Katastral-Gemeinde 
ausmittehi,  und  die  bezüglichen  Verzeichnisse  den  Steuerämtemi  zu- 
weisen. Diese  berechnen  <l<iiiu  den  Betrag,  Avelchcr  auf  jede  (Ge- 
meinde, oder,  wenn  dieses  bekannt  gegeben  wurde,  auf  jeden  Be- 
sitzer entfälh.  d.  h.  sie  nehmen  die  individuelle  Steuer-Repartition 
vor,  verfassen  für  jede  Gemeinde  den  Steuer-Srib-Rcparlitions-Bogen 
und  tragen  die  Schuldigkeil  eines  jeden  einzelnen  Besitzers  in  (li(> 
Steuer-Hajidbüchel   ein,   welche   mit   einem  Ausweise  über  die  \iin 
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jedem  Grundbet-itzer  zu  zalilenden  Beträge  an  Grund-  und  anderen 
direeten  Steuern  dem  Gemeindevorstande  übermittelt  werden.  Dieser 
gibt  Jedem  Einzelnen  unter  Einhändigung  des  Steuerbücheis  seine 
Schuldigkeit  kund,  sammelt  munatlicli  die  Steuerbeträge  ein,  und 
führt  sie  an  das  Steueramt  ab.  Letzteres  quittirt  die  Einzahlungen 
in  den  Steuerbücheln  ab,  und  übersendet  die  Steuerbeträge  an  die 
Samndungscasse,  welche  sie  wieder  an  die  Landes  -  Hauptcasse 
Übermacht.  Eine  Haftung  der  Gemeinde  für  den  die  Steuergelder 
sammelnden  Gemeindevorstand  besteht  nur  in  den  ehemals  ungri- 
schen  Ländern;  \Aesshalb  dort  die  Steuern  in  der  Regel  an  den 
Gemeindevorstand  abgeführt  werden  müssen,  während  sie  in  den 
deutsch  -  slavischen  Kronländern  auch  unmittelbar  bei  dem  Steuer- 
amte eingezahlt  werden  können.  Im  lombardisch -A'enezianischen 
Königreiche  fand  in  der  Repartition  und  der  (von  den  Gemeinden 
besorgten)  Einhebung  der  Grundsteuer  keine  Aenderung  Statt.  • — 
Bei  Steuer-Rückständen  tritt  in  der  Regel  in  den  deutsch-sla\ischen 
Kronländern,  sowie  auch  in  Siebenbürgen,  die  MiUtär - Execution 
ein,  wofür  neue  Vorschriften  hinausgegeben  wurden;  '  unter  ge- 
wissen Umständen  ist  die  Verwendung  von  Strafboten  gestattet.  ^ 
In  Ungern  findet  die  Beitreibung  der  Steuer  durch  Ermahnung 
oder  durch  Strafboten  Statt.  ^  Als  zweiter  und  dritter  Grad  be- 
stehen allenthalben  (im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche 
ausschliessend)  die  Pländung  und  Feilbietung,  welche  bezüglich 
der  unbeweglichen  Güter  von  den  Gerichten  über  Ansuchen  der 
Steuerbehörde  ohne  vorhergehendes  gerichtliches  Verfahren  zu  be- 
willigen ist. 

Die  Gebäudesteuer  wird  eingetheilt  hi  die  Gebäudezins- 
Steuer  und  die  Gebäudeclassen-Steuer.  Die  erstere,  welche  in  den 
Provinzial-Hauptstädten  und  in  einigen  Badeorten  bestund,  wurde 
von  18  auf  IG  Percent  als  ordentliche  Steuer  herabgesetzt.  Seit 
dem  1.  November  18-i9  ist  sie  aber  auch  auf  jene  Ortschalten  aus- 
gedehnt, in  denen  wenigstens  die  Hälfte  der  Gebäude  einen  Zins- 
ertrag durch  Vermiethung  wirklich  abwirft,  sow,ie  auf  die  ausserhalb 
solcher  Ortschaften  gelegenen  Gebäude,  welche  durch  Vermiethung 
bcnülzt  werden.     Doch   kommen   in   diesen  Ortschalten  'SO  Percent 

'  AlJerh.  Eiitschl.  vom  W.  Juli  \X-ii)  und  i'.  J;iiiuar  IboO,  iMinist. 
Verord.  vom  30.  Mai  und  25.  Juni  1853. 

^  Minist.   Vei'onl.   vom   12.  Deccmlier   1853. 

^  Provisoriseliu  Vur.schril'1  des  Civil-  und  Mililar-Ciouvcrncuiö  l'nr  L'n- 
{jeni  vom  11.  October  1Ö53. 
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(in  den  ui-spi-iinglicli  dieser  Sieuer  unterworl'enen  Ortschailen  15, 
in  Dalmatien  33 '/^  Pereent)  der  Miethzinse  als  Bedeckung  der  Er- 
Iialtun2;skosten  in  Ahreehnuno;,  und  von  dem  Ueberreste  wird  erst 
die  ordenlliche  Hauszins-Steuer  mit  16  (in  Dalmatien  15 '/J  Percent 
berechnet.  Zu  dieser  s.o  berechneten  Gebäudezins-Steuer  sowie  zu 
der  Gebäudeclassen-Steuer,  wo  sie  besteht,  wird  seit  1.  November 
1849  gleichfalls  ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritt- 
theile  der  Gebühr  erhoben,'  wogegen  die  Steuerpflichligen  berech- 
tigt sind,  von  den  bücherlich  sichergestellten  Capitals-Zinsen  und 
Kenten   5  Percent  in  Abzug  zu  bringen,   wie  bei  der  Grundsteuer. 

In  der  Erwerbsteuer  fand  keine  Aenderung  Statt,  nur 
wurde  die  auf  dem  Patente  vom  31.  December  1812  beruhende 
Erwerbsteuer  mit  dem  Jahre  1852  auch  in  Krakau  und  Dalmatien,^ 
hingegen  im  Königreiche  Ungern  seit  1851 ,  sowie  auch  später  in 
den  übrigen  ehemals  ungrischen  Ländern,  eine  Personal -Er- 
werbsteuer einoeführt,  welcher  alle  16  Jahr  und  darüber  alten 
Bewohner  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  (mit  blosser  Aus- 
nahme des  Militärs,  der  Finanz- Wache,  der  noch  nicht  ein  Jahr 
im  Lande  wohnenden  Fremden  und  der  -Armen)  unterworfen  sind, 
die  aber  in  der  Regel  nur  20  kr.  bis  1  fl.  für  den  Kopf  ausmacht, 
bei  den  mehr  Bemittelten  auf  2  bis  höchstens  10  fl.  steigt.  ^ 

Da  die  bis  zum  Jahre  1850  bestandenen  drei  directen  Steuern 
nur  das  Einkommen  von  Grund  und  Boden,  von  Gebäuden  und 
aus  dem  gewerbsmässigen  Erwerbe  trafen,  somit  viele  andere  Arten 
des  Einkommens  dircct  nicht  besteuert  wurden,  sah  sich  die  Staats- 
verwaltung in  Folge  der  vorausgegangenen  Ereignisse  und  der  durch 
deren  Nachwirkun2;en  sowie  durch  die  umfassenden  Organisirunt>en 
der  Vervvaltungsbeli()rden  und  andere  Umstände  ausserordentlich 
gesteigerten  Staatsbedürfnisse  genöthigt,  auch  die  bisher  noch  gar' 
nicht  oder  doch  nicht  gehörig  benützten  Quellen  des  Einkommens 
für  den  Staatshaushalt  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  einzulühren.  Dies^'  Eini'iUu'ung  er- 
folgte mit  dem  1.  November  1840  für  Oestcn-cicli .  Salzl)urg,  Steier- 
mark, Kärnthen,  Krain,  Küstenland,  Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien,  Galizien   (ohne  Krakau)   und  Bukowina,*   sowie  für  Ungern, 

'  Kais.  Patent  vom  lU.  Oclohor  1849. 

^  Kais.  Patent  vuiii  7.  üctobcr  und  kais.  Verordnung  vom  Ü.  Dooeni- 
hov  1851.  '  . 

.  *  Verord.  des  hevollinächtigten  ivais.Commissärs  vnm20.  N(iv('ndicrl85(». 
*  Kais.  Patent   v(.ui  29.  Octol.er  1849. 
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die  Woiwodschaft  und  das  Banat  mit  Bevücksichtigung  der  eigen- 
tiiüniliclien  Verhältnisse  dieser  Länder,'  und  in  gleicher  Art,  wie 
für  Ungern,  mit  dem  Jahre  1852-  lür  Kroatien  und  Slavonien^  und 
später  für  Siebenbürgen.  Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche 
wurde  sie  (jedoch  mit  einigen  den  dortigen  Einrichtungen  ent- 
sprechenden Veränderungen)  seit  I.Mai  1851,^  dann  in  Dalmatien* 
und  in  Krakau^  mit  dem  Verwaltungsjahre  1852  eingeführt.  Gegen- 
stand der  Einkommensteuer  ist  jedes  reine  Einkommen,  welches 
die  Bewohner  der  österreichischen  Länder  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  von  ihrem  persönlichen  Erwerbe  oder  von  ihrem  in  diesen 
Ländern  verwendeten  Vermögen  beziehen.  Von  dem  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  unterliegenden  Besitzthum  wird  die  Einkomn)en- 
steuer  in  Bezug  auf  das  Einkommen  selbst  durch  den  obenerM  ahn- 
ten Zuschlag  eines  Dritttheils  der  Steuer  und  in  Bezug  auf  die 
darauf  bücherhch  sichergestellten  Capitals-Ziusen  und  Renten  durch 
die  dem  Schuldner  bewilligten  Abzüge  eingehoben.  Alle  übrigen 
Einkommensarten  werden  behufs  der  Bemessung  der  Einkommen- 
steuer in  drei  Glassen  getheilt.  Li  die  erste  Glasse  gehört  das  Ein- 
kommen von  den  der  Er^^'erbsteuer  unterworfenen  Erwerbsgattungen 
mit  Einschluss  des  Einkommens  vom  Berg-  und  Hüttenwesen  und 
des  vom  Pächter  aus  den  Pachtungen  bezogenen  Gewinnes ;  üi  die 
zweite  dasjenige,  welches  als  Entgelt  iür  solche  Arbeiten  und 
Dienstleistungen,  die  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen,  von  dem 
Arbeitenden  bezogen  wird  oder  an  stehenden  Jahresbezügen  aus 
Versorgungs-  oder  Lebensversicherungs- Anstalten  zufliesst:  in  die 
dritte  ein  solches  Einkommen,  welches  durcli  Arbeit  nicht  bedingt 
ist,  nämlich  Zinsen,  Leibrenten  und  Renten,  insoweit  sie  nicht  in 
die  zweite  Classe  gehören.  Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind : 
die  der  untersten  Erwerbsteuer-Classe  eingereihten  Lidividuen;  jene, 
welche  sich  mit  der  landwirthschaftHchen  Lidustrie  beschättigen, 
insofernc  sie  sicii  auf  die  Erzeugung  roher  Producte  und  deren 
Veräusscrung  bezieht;  die  Hilfsarbeiter  und  Taglöhuer;  das  Militär; 
das  Einkommen  der  in  die  zweite  Classe  gereihten  Personen,  dessen 
jährlicher  Betrag  6U0  fl.  nicht  übersteigt;  die" Zinsen  der  Sparcasse- 


Kais.  Talent  vom  25.  Aj)ril  185U. 

Allerhücbste  Entschliessung  vom  30.  Decembcr  1851. 

Kais.  Patent  vom  11.  April  1851. 

Kais.  Verord.  vom  9.  December  1851. 

Kais.  Patent  vom  7.  üctober  1851. 
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Einlaoen  ^  das  Jalii'e.seii)konmien  aus  dem  in  die  dritte  Classe  fallen- 
den Vermögen,  welches  300  fl.  nicht  übersteigt;  endlich  das  länd- 
liche Ausgedinge  nebst  einigen  anderen  speciell  bezeichneten  Kate- 
gorien. Jeder  Staatsbewohner  muss  sein  nach  den  angeführten 
Bestimmungen  steuerpflichtiges  Einkommen  in  einem  Selbstbekennt- 
nisse angeben,  insoferne  nicht  eine  andere  Erhebungsart  vorge- 
zeichnet ist.  Die  Einkommensteuer  beträgt  von  dem  Einkommen 
der  ersten  und  der  dritten  Classe  fünf  Percent,  von  dem  Einkom- 
men der  zweiten  Classe  aber  wird  sie  nach  einer  steigenden  Scala 
bemessen,  zufolge  deren  das  Einkommen  von  mehr  als  600  fl.  bis 
einschliessig  1.000  fl.  mit  einem,  jenes  von  mehr  als  1.000  fl. 
bis  2.000  fl.  mit  zwei,  und  so  fort  jedes  1.000  fl.  Mehr -Ein- 
kommen mit  einem  Mehr-Percente ,  ein  Einkommen  über  9.000  fl. 
aber  ohne  weitere  Steigerung  der  Scala  mit  zehn  Pereent  be- 
steuert ist. ' 

Bezüulich  der  indirecten  Besteuerung  erfolgte  zuerst  eine  Ab- 
änderung  des  Stämpel-  und  Tax-Gesetzes.  Durch  ein  neues 
pro\isorisches  Gesetz  über  die  Gebühren  von  Rechtsgeschäf- 
ten, Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen  wui-de 
nämlich  der  erste  Theil  des  Stämpel-  und  Tax-Gesetzes  vom  27.  Ja- 
nuar 1840  und  das  für  Krakau  giltige  Stämpelgesetz  vom  16.  Sep- 
tember 1833,  sammt  den  Vorschriften  über  Gerichts-  und  Grund- 
buchs-Taxen, ausser  Wirksamkeit  gesetzt.  Jenes  neue  Gesetz  gilt 
für  die  Kronländer,  in  welchen  das  Stämpel-  und  Tax-Gesetz  in 
Kraft  stand,  und  für  Krakau,  und  trat  mit  dem  15.  Mai  1850  in 
Anwendung.  Der  hiermit  angeordneten  Abgabe  unterliegen  :  A)  jedes 
Rechtsgeschäft,  durch  welches  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze  Rechte 
begründet,  übertragen,  befestiget,  umgeändert  oder  aufgehoben  wer- 
den ;  B)  alle  (nicht  schon  unter  A  begriffenen)  Uebertragungen  auf 
den  Todesfall  5  C)  Zeugnisse  über  pernöuliche  Eigenschaften  und 
thatsächliehe  Umstände,  Handels-  und  Gewerbe-Bücher,  Eingaben 
der  Pri\aten  an  den  Landestürslen  und  die  öffent liehen  Beli<')rden, 
die  Eintragung  zur  Erwerbung  der  gleichen  Rechte  in  die  öffent- 
lichen Bücher  und  amtliche  im  Gesetze  besonders  bezeichnete  Aus- 
fertigungen.   Dem  Gesetze  ist  ein  Tarif  für  die  Abgaben  beigefügt. - 


1 


Kais.  Patent  \(tiu  29.  Uctober  1849.  —  Vergl.  über  die  directeii 
Steuern:  „Sj-stennatisclies  Handbuch  der  directen  Steuern  im  Kaiserthuni 
Oesterreich,  von  Doctor  und  Professor  Joliann  Chlupp.     Prag  1855." 

''  Kais. Patent  vom  O.Februar  1850  und  iMinisl.  Krlass  vom  22.  AprillSÖU. 
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Dieses  (iesetz  wurde  mit  den  durch  die  damalige  C'i\  il-Geselz- 
gebung  jener  Länder  bedingten  Aenderungen  auf  Ungern,  die  Woj- 
wodschaft  und  das  Banal,  Kroatien  und  Slavonien,  Siebenbürgen 
und  die  Mibtärgränze  ausgedehnt '  und  der  Beginn  seiner  Wirk- 
samkeit auf  den  1.  November  1850  festgesetzt,^  jedoch  die  erste 
Anlegung  der  neuen  Grund-  und  Intabulations-Bücher  davon  aus- 
genommen. ^  Für  die  im  Krakauer  Gebiete  bereits  stämpelpflich- 
tigen  Urkunden,  welche  durch  das  Patent  vom  9.  Februar  1850 
nicht  berührt  wurden,  ist  eine  eigene  Bestimmung  getroflen  worden 
und  am  20.  März  1850  in  Kraft  getreten.  *  —  Mit  diesem  Gesetze 
steht  das  Gesetz,  betreffend  die  Gebühren  von  Spielkarten, 
Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündigungen 
und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter  in  Verbindung, 
welches  mit  1.  November  1850  in  Kraft  trat.  Dadurch  wird  das 
Gesetz  vom  27.  September  1840  über  den  Stämpel  von  Spielkarten, 
Kalendern ,  Zeitungen  und  Ankündigungen ,  wo  dieses  bestand ,  auf- 
gehoben^ in  A^ergleichung  zu  den  Bestimmungen  dieses  letzteren 
wurden  in  dem  neuen  Gesetze  die  Stämpelgebühren  von  Spielkarten 
bedeutend  ermässigt  und  die  Stämpel  für  inländische  Zeitungen 
gänzlich  aufgehoben.^  —  Um  die  Entrichtung  der  Slämpelabgabe 
zu  erleichtern  und  die  mit  ihrer  Einhebung  verl)undenen  Kosten 
zu  vermindern,  wurde  schliessHch  angeordnet,  dass  die  Entrich- 
tung der  durch  die  Gebührengesetze  vom  9.  Februar,  2.  August 
und  6.  September  1850  vorgeschriebenen  Abgabe,  welche  bisher 
durch  Verwendung  von  Stämpelpapier  zu  geschehen  hatte  oder 
durch  Aufdrückung  eines  Stänipelzeichens  zu  bestätigen  war,  künftig 
durch  vorschriftmässige  Verwendung  von  Stämpel  marken  er- 
folgen soll.  Dabei  gilt  der  Grundsatz,  dass  jede  stämpeli)flichtige 
Urkunde  oder  Schrift  auf  schon  mit  der  gesetzmässigen  Marke  ver- 
sehenem Papiere  geschrieben  sein  soll,  wo  dann  das  farbige  Feld 
des  Stämjiels  überschrieben  werden  inuss.  Ausnahmen  von  diesem 
Grundsatze  sind  in  dem  Gesetze  besonders  aufgefidn-t;  tritt  eine 
.solche  Ausnahme  ein.  und  ist  die  auf  der  Urkiinde  befestigte  Marke 

'  Kais.  Patent  vom  2.  August  1850. 

'■'  Minist.  Erlass  vom  25.  September  1850.  Seine  volle  Geltung  erhielt 
das  Gebülii-engesetz  übrigens  in  den  ungrisrlien  Liindern  erst  mii  Eiuriih- 
rung  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

^  Hinist.   Verord.  vom  18.  üctober  1850. 

*  Minist.  Verord.  vom  11.  März  1850. 

"■  Kfiis.  l'atent   vom   (i.   Seplenil)er  1850. 
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nicht  geli<)ri<i  überschrieben,  .so  niüysen  die  ►Stänipehnarken  auch 
noch  amtlich  überstiimpelt ,  d.  h.  mit  dem  Amtssicgcl  eines  dazu 
berechtigten  Amtes  in  schwarzer  Farbe  überdruckt  werden.  '  Diese 
Verordnung  trat  mit  1.  November  1854  in  Wirksamkeit,  an  welchem 
Tage  die  bisher  bestandenen  Stämpelämter  geschlossen  wurden.  Nur 
an  den  Standorten  der  Finanz-Landes-Directionen  kann  die  Abgabe 
von  Kalendern ,  an  den  Sitzen  der  ehemaligen  Stämpel-Aemter  auch 
die  Abgabe  von  Ankündigungen  noch  fort\Aährend  durch  Abstämpe- 
lung  entrichtet  werden.  ^ 

Auf  die  Erzeugung  von  Zucker  aus  inländischen  Stof- 
fen, welche  bis  dahin  steuerfrei  war,  wurde  vom  A'erwaltungs- 
jahre  1850  an  eine  Yerbrauchsabgabe  von  1  fl.  40  kr.  für  den 
Wiener  Netto -Centner  Kohzucker  gelegt.  Erfolgte  die  Erzeugung 
aus  Runkelrüben,  so  konnten  die  Steuerpflichtigen  auch  um  die 
Bemessung  der  Abgabe  nach  dem  Gewichte  der  Rüben  oder  um 
die  Bewilligung  einer  Abtindung  auf  einen  Pauschalbetrag  für  die 
Betriebs  -  Periode  des  bezüglichen  Jahres  einkommen^  im  ersteren 
Falle  hatten  sie  den  Centner  frischer  Rüben  mit  5  kr.  und  jenen  der 
getrockneten  Rüben  mit  27'/2  kr.  zu  versteuern.  ^  Aber  schon  für 
das  Verwaltungsjahr  1851  wurde  die  Besteuerung  der  aus  Runkel- 
rüben gewonnenen  Zuckererzeugnisse,  sowie  die  Abtindung  mit 
einer  Pauschalsumme  abgestellt  und  die  Bemessung  ausschliessend 
nach  dem  Gewichte  der  zur  Verarbeitung  selaniienden  Rüben  an- 
geordnet,  wobei  die  Gewichtsbestimmung  in  der  Regel  durch  Ab- 
wägen der  Rüben  erfolgt,  aber  auch,  über  Ansuchen  der  Erzeuger, 
nach  der  angemeldeten  und  behördlich  anerkannten  Leistungsfähig- 
keit der  Betriebsvorrichtuneen  erfolaeu  kann.  Bei  diesem  Anlasse 
wurde  zugleich  die  Vollzugsvorschrift  vervollständigt.*  Die  Ver- 
brauchsabgabe wurde  vom  1.  September  1853  an  auf  8  kr.  für 
frische  und  44  kr.  für  getrocknete  Rüben,  und  vom  1.  September 
1855  auf  12  kr.  und  1  fl.  6  kr.  erhöht.  ^ 

Um    die    Entrichtung    der   Abgaben   für   die   Erzeugung  jener 


'  Minist.   Verord.  vom  28.  März  1854. 

^  Minist.  Verord.  ^om  IG.  Mai  und  13.  Scjitcmher  18.").'). 

*  Minist.  Erlässe  vom  11).  und  28.  Novoinher  1849,  für  die  niciit- 
nngrischcn  Länder,  Dalinatien  ausgenommen,  und  für  die  ungrisehen  Län- 
der abgesondert  vom  14.  Januar  1850.  .   . 

*  Minist.  Erlässe  \om  7.  September  1850. 

••  Minist.  Erlnss  vom  22.  Juli  1853  und  25.   Ajiril    1855. 
\.  Czocrnig,  Oesterieicti's  Neugcstiiltnng  |() 
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CoiLsuiiilioiiti-Gegensfände,  welche  erst  längere  Zeit  nach  ihrer  Er- 
zeugung zum  A^erbrauche  gelangen,  zu  erleichtern,  wurde  eine 
gleich  massige  Anordnung  über  die  Creditirung  dieser  Abgaben 
erlassen.  Diese  Borgung  kann  zugestanden  werden:  a)  den  Rüben- 
zucker-Fabriken, wenn  die  Verbrauchsabgabe  den  Betrag  von  min- 
destens jährlichen  l.OdO  fl.  erreicht,  bezüglich  der  vorhinein  anzu- 
meldenden Hälfte  der  Verbrauchsabgabe,  und  zwar  auf  vier  Monate; 
b)  den  Biererzeugern,  welche  monatlich  so  viel  Unterzeug-  oder 
Lagerbier  erzeugen,  dass  die  Verzehrungssteuer  davon  mindestens 
100  fl.  ausmacht,  für  die  ganze  monatlich  zu  entrichtende  Ver- 
zehrungssteuer auf  zwei  und  bezüglich  des  Lagerbieres  auf  vier 
Monate;  c)  den  Erzeugern  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten,  wemi 
sie  jährlich  mindestens  600  fl.  Verzehrungssteuer  entrichten,  bezüg- 
lich des  ganzen  für  einen  Monat  entfallenden  Betrages  derselben 
auf  sechs  Monate;  d)  den  inländischen  Zucker-Raffinerien,  welche 
ausländisches  Zuckermehl  aus  den  amtlichen  Niederlagen  beziehen, 
die  ganzen  Zollbeträge  für  jede  einzelne  bezogene  Partie  auf  ein 
Jahr. ' 

Nachdem  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere  für  das 
lom  bardisch- venezianische  Königreich,  wo  sie  früher  nicht 
bestand,  mit  1.  Mai  185 J  eingeführt  worden  war  (und  zwar  für 
den  metrischen  Centner  mit  Lire  Aust.  7 — 20  in  Mailand  und  Ve- 
nedig, mit  Lire  Aust.  5—40  ih  den  übrigen  geschlossenen  Städten 
und  mit  Lire  Aust.  3— 00  in  den  anderen  Orten,  nebst  der  ent- 
sprechenden Ausgleichungsabgabe  bei  der  Einfuhr  vom  Lande  in 
die  geschlossenen  Städte),^  wurden  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere,  wirksam 
für  alle  Kronländer,  mit  Ausnahme  von  Dalmatien,  geändert. 
Um  nämlich  eine  gerechtere  und  gleichmässigere  Besteuerung  vom 
Biere  zu  erzielen,  und  den  Staatsschatz  sowie  die  redlichen  Ge- 
werbetreibenden gegen  jene  Nachtheile  zu  schützen,  welche  durch 
Umgehungen  der  bis  dahin  bestandenen  Normen  erwuchsen ,  wurde 
angeordnet,  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere  nicht  bloss  nach  der 
Menge,  sondern  auch  nach  dem  Extract-(iehalte  der  Bierwürze  zu 
bemessen,  wodurch  auch  die  Bestinnnungen  tdter  die  Controle  eine 
Aenderung  erlitten,  indem  der  Gewerbebetrieb  derBiersehänker  unter 


'  Minist.  Erlass  vom  5.  Februar  1852. 

^  Kais.  Patent  vom  2\).  Jannar  1851  und  V'oilzngs Vorschrift  im  Minist. 
Erlasse  vom  (5.   JMiirz  1851. 
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anitlielie  Aufsieht  gestellt  m  urde.  Der  Extract-Oehalt  \vird  vor  der 
Beimischung  des  Gährungsmittels  durch  Anwendung  des  amtlichen 
Zuckermessers  (Sacharometers)  bei  einer  Temperatur  von  14°  Reau- 
mur  erhoben.  Für  einen  Sacharometer-Grad  wird  der  Steuerbetrag 
mit  29  Centesimi  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche,  mit 
3V4  kr.  in  Böhmen,  3  kr.  in  den  ungrischen  Ländern,  'i'/j  in  Ga- 
lizien  und  der  Bukowina  und  3'/j  kr.  in  den  übrigen  Kronländeni 
festgesetzt.  Bei  der  Biererzeugung  in  den  geschlossenen  Städten 
(mit  Ausnahme  von  Pest-Ofen  und  Pressburg)  wird  ein  Steuerzu- 
schlag  zu  dem  allgemeinen  Steuersatze  eingehoben,  welcher  für 
Wien,  für  die  grösseren  Kronlands-Hauptstädte  und  für  die  übrigen 
seschlossenen  Städte  verschieden  bemessen  ist:  derselbe  Zuschlas, 
wird  auch  bei  der  Einfuhr  von  Bier  m  die  erMähnten  geschlossenen 
Städte  entrichtet.  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  aus  den  geschlossenen 
Städten  findet  eine  entsprechende,  besonders  bemessene  Rückver- 
gütung Statt. '  Um  den  mit  Verbrauchsteuern  bisher  gegenüber 
der  Lombardie  schwerer  belasteten  venezianischen  Provinzen  eine 
angemessene  Erleichterung  zu  gewähren,  wurde  mit  Allerhöchster 
EntschliesHung  vom  9.  October  1854  der  Dazio  consumo  mu- 
rato  und  forese  neu  geregelt;  der  Tarif  für  den  ersteren  trat 
sogleich,  jener  für  letzteren  mit  1.  November  1855  in  Wirksam- 
keit.^ In  der  Stadt  Krak au  wurde  die  alloemeine  Verzehr unas- 
Steuer  mit  1.  November  1854  eingeführt,  und  die  Stadt  als  eine 
geschlossene  erklärt,^  sowie  schon  früher  das  Lotto-Gefäll  da- 
selbst eingeführt  worden  war.'  Auch  in  der  Militärgrünze  trat 
das  Lotto-Gesetz  am  1.  Januar  1850  in  Wirksamkeit.^ 

In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  zunächst  auf  Veranlassung 
der  Landesbehörden  mit  den  Gubernial-Kundniachungen  vom  28.  Oc- 
tober und  15.  November  1848 •*  unter  Aufhebung  der  allge- 
meinen Verzehrungssteuer  das  vor  dem  Jahre  1829  daselbst 
diessfalls  bestandene  Abgaben  -  System  wieder  eingeführt  worden. 
Nach  demselben  werden  Wein  und  gebrannte  geistige  Flüssigkeit^^'n 
in   der  Einfuhr  aus  dem  Auslande,  aus  anderen  Kroidändern  oder 

'  Minist.  Erlasse  vom  It).  iieceniber  1852  und  2Ü.  Deccniber  ll^ö-i. 
''  Minist.  Veronl.  vom  29.  (Jetober  1854,  18.  und  28.  Juli  1855. 
•^  Minist.  Verord.  vom  25.  October  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  Ü.  März  1854. 
^  Minist.  Erlass  vom  17.  October  1855. 
'■  Minist.  Erlass  vom  5.  Deceuiber  1818. 
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aus  den  ^\  einbauenden  Gegenden  'J'irol's  in  die  anderen  Landes- 
theile  versteuert.  Die  Verzehrungssteuer  von  Fleiseh  ist  aufgehoben. 
die  Erzeugung  von  Branntwein  unter  20  Eimern  steuerfrei.  Inns- 
bruck Tind  Trient  haben  aufgehört,  in  die  Reihe  der  geschlossenen 
Städte  zu  gehören. 

Hingegen  ist  ein  den  wirklichen  Erzeugungskosten  mehr  ent- 
sprechender Steuersatz  hinsichtlich  der  Erzeugung  von 
Branntwein  in  den  anderen  Kronländern  festgesetzt  wor- 
den, wodurch  sich  die  Möglichkeit  ergab,  die  Zwischenämter 
aufzuheben,  welche  früher  zur  Nachtragsversteuerung  des  ausGalizien 
nach  Mähren  und  Schlesien  eingeführten  Branntweines  bestanden. ' 

In  Erwägung,  dass  der  Salpeter  einen  der  vorzüglichen  Hilfs- 
stoffe im  Gebiete  der  technischen  Industrie  geM'ährt,  wurde  das 
bisher  rücksichtlich  des  Salpeters  ausgeübte  Monopol  mit  1.  Juli 
1853  aufgehoben.  Zum  gewerbsmässigen  Betriebe  der  Salpeter- 
Erzeugung  ist  eine  Concession  erforderlich,  welche  von  der  zur 
Verleihung  gewerblicher  Concessionen  autorisirten  (d.  i.  von  der 
politischen)  Behörde  verliehen  wird.  Zu  deren  Erlangung  muss  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft,  Grossjährigkeit,  dann  die  mora- 
lische und  politische  Unbescholtenheit  nachgewiesen  werden.^ 

Die  wesentlichsten  Aenderungen  erfolgten  auf  dem  Gebiete  der 
Zollgesetzgebung.  Mit  dem  Zoll-Tarife  vom  6.  November  1851 
für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  ward  diese  Gesetzgebung  neu 
geregelt,  der  Zoll-Centner  zum  Maassstab  der  Verzollung  genom- 
men, das  Prohibitiv-System  aufgegeben,  der  bisherige  alphabetische 
Tarif  mit  mehr  als  600  Positionen  in  einen  systematischen  mit  un- 
gefähr 400  Positionen  umgewandelt,  und  seine  Anwendung  durch 
ein  sehr  umfassendes  alphabetisches  Waarenverzeichniss  erleichtert. 
Behufs  eines  allmählichen  Ueberganges  von  den  früher  in  Geltung- 
gestandenen  zu  den  neuen  Zollvorschriften  wurde  im  ersten  Jahre 
der  \\'irksamkeit  des  neuen  Zoll-Tarifs  für  die  wiclitigsten  bis  da- 
hin dem  Einfuhrverbote  unterworfenen  Gegenstände  ein  Zollzuschlag 
von  10  Percent  des  Tarif-Satzes  eingehoben,  für  rohe  Baumwolle 
der  Eingangszoll  mit  einem  Gulden  vom  Zoll-Ocntner  sporco  und 
für  rohe  Baumwollgarne  mit  acht  Gulden  vom  Zoll-Centner  netto 
vorgeschrieben. 

Nachdem   das  Herzogthum  Modena  bereits   unterm  23.  Januar 

'  Minist.  ErJass  vom  :il.  October  1849. 
''  Kais.  Patent  vom  31.  März  J853. 
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1848  mit  Oesten-eich  eint'  Uebereinkunft  behufs  gewisser  P]rleich- 
terungen  im  gegenseitigen  Verkehre  abgeschlossen  hatte,  welcher 
das  Herzogthum Parma  unterm  2.  Juli  1849  beigetreten  war, '  und  die 
Regierungen  aller  drei  Staaten  sich  in  der  Convention  vom  3.  Juli  1849 
dahin  geeinigt  hatten,  dass  in  der  kürzesten  Frist  eine  zu  Wien  sich 
versammelnde  Commission  der  Delegirten  der  drei  Regierungen  über 
die  Feststellung  eines  Zollvereines  unterhandeln  solle,  erfolgte  der 
Abschluss  des  Zolleinigungs- Vertrages  zwischen  Oesterreich, 
Parma  und  Mode  na  zu  Wien  am  9.  August  1852,  zufolge 
dessen  der  Zollverein  die  beiden  Herzogthümer  und  das  Zoll- 
gebiet von  Oesterreich  umschliesst,  die  Schiffe  und  Waaren  der 
Unterthanen  der  beiden  Herzogthümer  in  den  österreichischen  Häfen 
und  Landungsplätzen  (und  gegenseitig  an  den  Küsten  von  Modena) 
denen  der  am  meisten  begünstigten  Nationen  gleich  gehalten  wer- 
den, die  österreichischen  Consuln  den  Schutz  der  Unterthanen  von 
Parma  und  Modena  in  jenen  Orten  übernehmen,  wo  diese  Staaten 
keine  (eigenen  oder  stellvertretenden  fremden)  Consuln  haben,  die 
Unterthanen  gegenseitig  in  allen  Verkehrsbeziehungen  einschliesslich 
der  Strassenmäuthe  einander  gleich  tjehalten  werden,  die  Herzog- 
thümer  mit  dem  österreichischen  Zoll-Tarife  vom  6.  November  1851 
auch  die  Zoll-  und  Staats-Monopols-Ordnung  vom  11,  Juli  1835, 
das  Gefälls-Strafgesetz  vom  11.  Juli  1835,  die  organischen  Anord- 
nungen für  die  Finanz-Wache  vom  1.  August  1843,  das  kais.  Pa- 
tent vom  6.  September  1850  über  den  Stänipel  auf  Spielkarten  und 
Zeitungen,  und  die  AUerh.  Entschliessung  vom  12.  November  1849 
über  die  Besteuerung  des  inländischen  Zuckers,  sammt  allen  nach- 
träglichen Verordnungen  über  diese  Gegenstände  annehmen,  und 
gleichartige  Restimmungen  hinsichtlich  der  Preise  und  des  Verkaufs 
der  Staats -Monopols -Gegenstände  (als:  Salz,  Tabak  und  Schiess- 
pulver) treffen,  endlich  dem  Schifflfahrts-  und  Handelsvertrage  vom 
18.  October  1851  und  der  Convention  vom  22.  November  1851 
wegen  gegenseitiger  Hinfanhaltung  des  Schleichhandels,  welche 
zwischen  Oesterreich  und  Sardinien  al)geschlossen  wurden,  bei- 
treten. Der  Ertrag  der  Einfuhr-,  Ausfuiir-  und  Durciifuhr-Zölle, 
welche  bei  den  Zollämtern  des  lombardisch-venezianischen  König-  ' 
reiches  und  der  beiden  Herzoglhiiiner  erhoben  werden,  kömmt  iu 
gemeinsame  Tlieilung,  nachdem  hiervon  die  gemeinsamen  (im 
\  ertrage    in    riinder    Summe    ziflermässig    l)eslimmten)    Auslasen 


*  Minist.  Ei-liiss  vom  7.  8o|)li'iiil)er  ISiÜ. 
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al)ueznüeii  wortlen  mu\.    Von  dem  hiernach  ermittelten  Reinertraac 
erhallen  als  ersten  Antlieil  Oesterreieh   für  das  lombardisch-venezia- 
nisehe  Königreich  12,500.000,  Parma  1430.000  und  Modena  1,150.000 
Lire   Aust. ,   welche  auf  die  beiden  Hei-zogthümer  entfallende  Sum- 
men ihnen  für  jeden  Fall  als  Minimum  garantirt  werden.     Der  all- 
fallige  weitere  Ueberschuss  wird  nach  demselben  Maassstabe  (wobei 
jedoch  für  Modena  die  Summe  von  1,265.000  Lire  Aust.  als  Theiler 
angenommen  wird)   unter  die  drei  Regierungen  vertheilt.     Die  aus 
diesem  Vertrage  sich  entwickelnden  Geschäfte  werden  von  einer  in 
Mailand    unter    dem    Vorsitze    eines    österreichischen    Functionärs 
zusammentretenden  Central-Commission  besorgt,  zu  welcher  jede  Re- 
gierung einen   Commissär   bestellt.     Die   Regierungen    der    beiden 
Herzogthümer  willigen  ein,  dass  die  österreichische  in  gemeinschaft- 
lichem Namen  mit  anderen  italienischen  und  deutschen  Regierungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  diesem  Zollvereine  oder  wegen  Abschlusses 
von  Zoll-  und  Handels- Verträgen  in  Unterhandlung  trete;  den  mit 
den   deutschen    Staaten    al)zuschliessenden   Verträgen    stimmen    die 
herzoglichen  Regierungen   im   vorhinein   unter  gewissen  sichernden 
Bedingungen   bei.     Der  Vertrag  wird   auf  4   Jahre  9  Monate  ge- 
schlossen, er  wird  aber  auf  je  vier  Jahre  stillschweigend  verlängert, 
wenn  er  nicht  vor   dem    Beginne   des   letzten   der  jeweiligen    vier 
Jahre  von  einem  der  drei  Vereins-Staaten  gekündigt  wird.    Bei  der 
Verlängerung  werden  die  gemeinsamen  Zolleinkünfte  zwischen  dem 
lombardisch-venezianischen  Königreiche  und  den  hei"zoglichen  Staaten 
im  Verhältnisse  der  Bevölkerung  (mit  einer  kleinen  die  erste  Periode 
betreflenden   Begünstigung  für  Modena)   getheilt.   —   Die   Central- 
Commission   für  den  österreichisch-parmensisch-modenesischen  Zoll- 
verein zu  Mailand  betiann  ihre  Wirksamkeit  am  28.  October  1852. ' 
Mittelst  Staatsvertrages  vom  5.  Juni  1852   erfolgte  der  Beitritt 
des  Fürstenthmns  Liechtenstein  zu   dem  österreichischen   Zoll- 
und  Steuergebiete,   um  den  Zustand  der  Absonderung  aufhören  zu 
machen,    in  welchem    das  genannte  Fürstenthum    gegenüber    dem 
übrigen   Deutschland   sich   befindet,    und    zwischen   den   stammver- 
wandten Gebieten  von  Vorarlberg  und  Liechtenstein  einen  vollkom- 
men freien  Verkehr  herzustellen.    Zufolge  desselben  trat  das  Fürsten- 
thum Liechtenstein  vom  1.  August  1852  angefangen  dem  österrei- 
chischen Systeme  der   Zölle,   Staats-Monopolc,    Veiv.chrungssteuer 
und  der  Stämi)el  auf  Kalender,  Zeitungen  und  Spielkarten  bei,  wie 

vom  r>.  November  li<b'i. 
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sulches  in  Vorarlberg  besteht.  Die  Vertheilung  der  in  Vorarlberg 
und  in  Liechtenstein  eingehenden  Reinerträgnisse  erfolgt  in  der  Art, 
dass  jenes  der  Verzehrungssteuer,  des  Tabak-  und  Schiesspulver- 
Monopols  und  der  Stämpelabgabe  von  Kalendern  im  Verhältnisse 
der  Bevölkerung  dieser  Gebiete  getheilt,  jenes  der  Zölle  (nach  Ab- 
zug der  Durchfuhrzölle)  zur  einen  Hälfte  für  Oesterreich  zurück- 
behalten, zur  anderen  Hälfte  zwischen  beiden  Gebieten  nach  Ver- 
hältniss  der  Bevölkerung  getheilt  wird,  während  Liechtenstein  als 
Antheil  an  den  Durchfuhrzöllen  die  Hälfte  des  Brutto-Ertrages  jener 
Durchfuhrzölle  erhält,  welche  von  den  in  einem  der  beiden 
Gebiete  ein-  und  in  dem  anderen  austretenden  Waaren  erhoben 
werden.  Doch  wird  der  i'ürstlichen  Regierung  ein  jährliches  Rein- 
Einkommen  an  Zöllen,  Verzehrungssteuer  und  Stämpelabgaben  von 
Kalendern  etc.  und  an  Erlös  von  Tabak  und  Schiesspulver  mit 
2  fl.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  als  Minimum  garantirt.  Die 
Dauer  des  Vertrages  ist  bis  Ende  1863  festgesetzt,  er  wird  aber 
auf  je  weitere  zwölf  Jahre  verlängert,  wenn  ein  Jahr  vor  Ablauf 
dieses  jeweiligen  Zeitraumes  keine  Kündigung  erfolgt.  Sieben  Se- 
parat-Artikel  vervollständigen  den  Vertrag.  ' 

ZwischenOester  reich  undPreussen  wurde  zum  Zwecke  einer 
umfassenden  Regelung  aller  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  der 
beiderseitigen  Gebiete,  sowie  in  der  Absicht,  eine  allgemeine  deutsche 
Zolleinigung  zu  fördern,  am  19.  Februar  1853  zu  Berlin  ein  Ver- 
trag abgeschlossen.  In  diesem  Vertrage  verpflichten  sich  die  beiden 
Theile,  den  "cgenseitiüen  Verkehr  zwischen  ihren  Landen  durch 
keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhr- Verbote  zu  hennnen, 
mit  Ausnahme  von  Tabak,  Salz,  Schiesspulver,  Spielkarten  und 
Kalendern,  ferner  aus  Gesundheits-Polizei-Rücksichten  und  bezüg- 
lich der  Kriegsbedürfnisse  unter  ausserordentlichen  Umständen. 
Hinsichtlich  des  Betrages  und  der  Erhebung  der  Ein-,  Aus-  und 
Durchgangs -Abgaben  dürfen  dritte  Staaten  nicht  giüistiger  behan- 
delt werden  als  der  andere  Theil,  welchem  jede  solche  Begünsti- 
gung ohne  Gegenleistung  einzuräumen  ist;  ausgenommen  sind  die 
Begünstigungen,  welche  den  mit  einem  Tlieile  zollvereinten  Staaten 
durch  Vertrag  eingeräumt  sind  oder  nach  Ablauf  dieser  Verträge 
in  nicht  höherem  Maasse  zugestanden  werden  sollten.  Vom  1.  Ja- 
nuar 1854  an  lassen  beide  Theile  gegenseitige  Erleichterinigen  auf 
(Grundlage  des  freien  Eingangi's    roher  Naiur   Erzeugnisse    und  des 

'   Minist.   Verurtl.   vom   10.  Juli  i852. 
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gegen  ennässigte  Zölle  zu  gestattenden  Einganges  gewerblicher  Er- 
zeugnisse ihrer  Länder  (bei  den  im  Vertrage  verzeichneten  Waaren) 
eintreten.  '  In  Bezug  auf  die  erwähnten  Artikel  bleiben  allfällige, 
während  der  Dauer  des  Vertrages  eintretende  Erhöhungen  der 
tarifmässigen  Eingangszölle  ohne  Einfluss,  bei  Ermässigungen  bleibt 
es  dem  anderen  Theile  freigestellt,  die  bezügliche  Waare  einem 
neuen  oder  einem  erhöhten  Zwischenzolle  zu  unterwerfen.  Im 
Zwischenverkehre  dürfen  keine  Ausgangsabgaben  ausser  von  den 
im  Vertrage  bezeichneten  Gegenständen  ^  und  auch  von  diesen  in 
keinen  höheren  Beträgen,  als  den  im  bestehenden  Zoll-Tarife  fest- 
gesetzten, erhoben  werden.  Von  den  oben  erwähnten  im  Zwischen- 
verkehre zollfreien  Waaren   werden  bei    unmittelbarem   Uebertrittc 

'  Zollfrei  sind:  Abfalle,  Bettfedern,  Bienenstöcke,  mehrere  che- 
mische Hilfsstoffe  und  Producte,  Eier  und  Milcl),  Erden  und  gemeine 
irdene  Waaren,  Erze,  Feldfrüchte,  Gartengewächse  und  Waldfrüchte, 
Flusslische,  (ietlügel,  Glas  (^Hoiilglas  nicht  gepresst  oder  geschliffen), 
Haare,  Harze,  Holz  und  Holzwaaren  (gemeine),  Kohlen,  Korbtlechter- 
waaren  (grobe),  Metalle  (rohe,  mit  Ausnahme  des  Eisens),  Mühlen-Fabri- 
kate, dann  Teigwerk  und  Brot,  Papier  (ordinäres),  literarische  und  Kunst- 
gegenstände, Seiden -Cocons,  Steine  und  Steinwaaren  (schwere),  Stroli-, 
Rohr-  und  Bast- Waaren,  Matten  und  Fussdecken  (ordinäre,  ungefärbte), 
Wagen  und  Schlitten,  Pferde,  Matilthiere  und  Kleinvieh  (mit  Ausnahme 
der  Hammel  und  Schweine),  Wildpret  (kleines),  Wolle.  Einem  ermäs- 
s  igten  Zoll  Satze  im  Zwischenverkehre  unierliegen:  Bast-,  Binsen-, 
Kohr-,  Schilf-  und  Strolnvaaren  (soweit  sie  nicht  zollfrei  sind),  Baum- 
wollengarn, Beinwaaren  (mit  Ausnahme  von  Schildpatt  und  Elfenbein), 
Blei-  und  Rothstifte,  Bleiwaaren  (feine),  Bürstenbinderwaaren  (grobe), 
einzelne  chemische  Hilfsstoffe  und  Producte  (Alaun,  Salzsäure,  Schwefel- 
säure), Eisen  und  Eisenwaaren  (nüt  Ausnahme  von  Maschinen),  Fette, 
Flussfahrzeuge  (hölzei'ne),  Glas  und  Glaswaaren  (soweit  nicht  schon  zoll- 
frei), Holzwaaren  (ebenso),  Honig,  Instrumente,  Käse,  feine  Korbflechter- 
waaren,  Kürschnerwaaren,  Kupfer-  und  Messing  waaren,  Leder  und  Leder- 
waaren. Leinengarn,  Lichter,  Hanf-,  Lein-  und  Rips-Oel  in  Fässern, 
feines  Papier  und  Pappwaaren,  Siebmacherwaaren,  zubereitete  Speisen, 
Waaren  aus  Marmor,  Granit,  Sandstein  und  Gyps  (soweit  nicht  schon 
zollfrei),  Alabaster  und  Speckstein,  dann  Halbedelsteine,  feine  Thon- 
waaren,  Rinchieh,  Schweine  und  Hammel,  Webe-  und  Wirkwaaren, 
Zinkwaaren,  zusammengesetzte  oder  kurze  Waaren,  (^uincaillerien. 

^  Diese  sind:  Abfälle,  Blutegel,  Eckerdoppern  (Knoppern),  Pottasche 
lind  roher  Weinstein,  Gold-  und  Silber- Stufen,  unbearbeitete  Granaten, 
Häute,  Felle  und  Haare,  Lumpen  (Hadern),  ^'ickel-  und  Kobalterze,  Nickel- 
Mclnll  und  Nickel-Schwamm,  Seide,  Porzellan-Erde. 
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in  die  Duirlifuhr  keine  Durchgangsabgaben  erlioben;  bei  Waaren, 
welche,  vom  Auslande  kommend,  nach  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  geführt  werden,  kann  keine  höhere  Durchgangsabgabe  als 
die  bestehende,  jedenfalls  den  Betrag  von  10  kr.  für  den  Zoll- 
C'entner  nicht  übersteigende,  erhoben  werden.  Für  Waaren  und 
Vieh,  \Aelche  auf  Märkte,  dann  für  bestimmte  Waaren,  welche 
auf  ungewissen  Verkauf  oder  zur  Umstaltung  und  Veredlung  in 
das  Gebiet  des  anderen  Theiles  gebracht,  und,  ohne  in  den  Ver- 
kehr zu  gelangen,  wieder  zurückgeführt  werden,  ist  Befreiung  von 
Ein-,  Aus-  und  Durchgangs -Abgaben  zugestanden.  Die  zollamt- 
liche Behandlung  von  Waaren,  die  dem  Begleitschein -Verfahren 
unterliegen,  geniesst  einige  Erleichterungen  und  möglichste  Be- 
schleunigung. Die  gegenüberliegenden  Zollämter  werden  thunlichst 
je  an  einen  Ort  verlegt,  um  den  Uebertritt  der  Waaren  gleichzeitig 
zu  bewerkstelligen.  Innere  iUjgaben  jeglicher  Art  dürfen  die  Er- 
zeugnisse des  anderen  Staates  nicht  lästiger  treffen,  als  jene  des 
eigenen  Landes;  eben  so  sind  Waaren,  welche  einen  vei'tragsniässig 
stipulirten  Zoll  zahlen,  von  inneren  Abgaben  frei.  Zur  Verhütung 
und  Bestrafung  des  Schleichhandels  unterstützen  sieh  die  beiden - 
Theile  gegenseitig  und  haben  zu  diesem  Belmfe  gleichzeitig  ein 
ZoU-Cartel  abgeschlossen.  Stapel-  und  Umschlags -Rechte  sind  in 
den  beiderseitigen  Gebieten  unzulässig.  Beide  Theile  behandeln  die 
Seeschiffe  des  anderen  Theiles  wie  die  eigenen;  die  Küstenfahrt 
(Cabotage)  kann  sich  jeder  Staat  vorbehalten,  doch  fallen  Begünsti- 
gungen, welche  dritten  Staaten  zugestanden  werden,  auch  dem 
anderen  Theile,  bei  eingeräumter  Gegenseitigkeit,  zu.  Im  Falle 
des  blossen  Notheinlaufens  der  Schiffe  des  anderen  Theiles  werden 
Schifllahrts-  und  Hafen- Al)gaben  nicht  ei'hoben.  Alle  natürlichen 
und  künstlichen  Wasserstrassen  in  dem  Gebiete  des  einen  Theiles 
k()nnen  von  Schiffsführern  und  Fahrzeugen  des  anderen  Theiles  wie 
von  den  einheimischen  benützt  werden;  ebenso  sind  die  übrigen 
Verkehrswege  und  Verkehrseinrichtungen  den  Angehörigen  beider 
Theile  unter  gleichen  Bedingungen  zugänglich.  Weggelder  für  be- 
ladenes  Fuhrwerk  dürfen  höchstens  zu  den  jetzt  geltenden  Beträ- 
gen, oder  doch  nicht  zu  einem  1  Silbergroschen  für  ein  Zugthier 
und  eine  geographische  Meile  übersteigenden  Satze  erhoben  werden. 
Auf  Eisenbahnen  erfoliit  die  Bcförderiina:  in  BezieluuiL!;  auf  Zeil,  • 
Art  und  Preise  gleic-hmässig  i'ür  die  Angehörigen  der  beiden  Theile; 
dii!  Waarenbefchxierung  auf  denselben  wnrd  dureh  Herstellung  un- 
mittelbarer   Sehienenverbindun'gen    und    dureh    Ueberführung    der 
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Transport-Mitft'l  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  sowie  durch  eine 
vereinfachte  Zollabfertigung  der  beföi-derten  Waaren  thunUchst  er- 
leiclitert.  Die  beiden  Theile  werden  auf  gleichförmige  Grundsätze 
zur  Bef()rderung  der  Gewerbsanikeit  hinwirken,  der  Befugniss  der 
Unterthanen  des  anderen  Theiles,  Arbeit  zu  suchen,  möglichst 
freien  Spielraum  gewähren,  von  denselben,  sowie  von  den  jenseiti- 
gen Besuchern  der  Märkte  und  Messen,  keine  andere  Abgabe,  als 
von  den  eigenen  Unterthanen,  fordern,  und  Industrielle  oder  deren 
Agenten ,  welche  Bestellungen  suchen  und  im  eigenen  Lande  hierzu 
berechtiget  sind,  keiner  weiteren  Abgabe  unterwerfen.  Die  beiden 
Theile  werden  noch  im  Laufe  des  Jahres  1853  über  eine  allgemeine 
Münz-Convention  in  Unterhandlung  treten  und  haben  zum  gegen- 
seitigen Schutze  ihrer  Münzen  und  Credit -Papiere  ein  eigenes 
Münz-Cartel  abgeschlossen.  Auch  sollten  im  Jahre  1854  neuerliche 
Verhandlungen  über  weitere  Zollermässigungen ,  dann  über  ein  ge- 
meinsames Erfmdungs-,  Privilegien-,  Muster-  und  Marken-Schutz- 
gesetz, über  gegenseitige  Zulassung  von  Versicherungs-  und  anderen 
Handels-  und  Verkehrs -Anstalten  stattfinden.  '  Jeder  Theil  ver- 
pflichtet seine  Consuln  im  Auslande,  den  Angehörigen  des  anderen 
Theiles,  wenn  letzterer  durch  einen  Consul  an  dem  Orte  nicht  ver- 
treten ist,  Schutz  und  Beistand  in  gleicher  Weise  w'ie  den  eigenen 
Angehörigen,  zu  gewähren.  Gegenseitige  Beschickung  von  Zoll- 
beamten ,  um  über  das  Zollwesen  und  die  Gränzbewachung  Kennt- 
niss  zu  erlangen,  sowie  Aufklärungen  über  Rechnungsführung  und 
Statistik  in  beiden  Zollgebieten,  werden  zugesichert.  Die  Zollaus- 
schlüsse sind  von  den  Verkehrs -Begünstigungen  ausgenommen. 
Noch  im  Jahre  1853  werden  beiderseitig  Commissarien  zur  Fest- 
stellung der  erforderlichen  Vollzuusvorschriften  zusammentreten.  Die 
Dauer  des  Vertrages  wird  auf  12  Jahre,  bis  letzten  December  1865, 
festgesetzt.  Im  Jahre  1860  werden  beiderseitige  Commissarien  zu- 
sammentreten, um  über  die  Zoll  ein  igung  zwischen  den  beiden 
Theilen  und  den  ihrem  Zollverbande  alsdann  angehörigen  Staaten, 
oder  falls  eine  solche  Einigung  noch  nicht  zu  Stande  gebracht  wer- 
den könnte,  über  weitergehende  Verkehrs  -  Erleichterungen  und 
möglichste  Annäherung  und  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Zoll- 
Tarife  zu  unterhandeln.  Der  Beitritt  bleibt  denjenigen  deut- 
schen Staaten,  welche  am  1.  Januar  1854  oder  später  zum  Zoll- 
vereine mit  Preussen  gehören   werden,  wie  auch  den  jetzt  oder  in 

'  Dieöelheii  halten  jedoch  weder  1854  iKX'h  lö55  .slattgeliuulea. 
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Zukunft  mit  Oesterreieh  zollverbündeten  italienischen  Staaten   vor- 
behalten. 

Diesem  Vertrage  traten  einerseits  die  herzoglichen  Regierungen 
von  Parma  und  Modena,  andererseits  die  mit  Preussen  zum 
deutsehen  Zollvereine  verbundenen  Staaten  (vermöge 
des  am  4.  April  1853  zu  Berlin  abgeschlossenen  Vertrages)  bei, 
so  dass  derselbe  für  sie  sowie  für  Liechtenstein  ebenfalls  mit  1.  Ja- 
nuar 1854  in  Wirksamkeit  trat.  ' 

Behufs  der  allmählichen  Regelung  einer  Uebereinstimmung  in 
dem  Zollveriahren  und  der  Gränz-Ueberwachung  in  Oesten-eich  mit 
jenen  des  Zollvereines  wurden  Aorerst  vom  1.  November  1853  an 
beim  Wiener  Haui)tzollamte,  dann  in  Vorarlberg  und  dem  zoll- 
aeeinten  Liechtenstein  die  Einrichtuna-en  des  Zollvereines 
bezüglich  der  Organisation  der  Zollämter  und  der  Fi- 
nanz-Wache mit  einigen  Acnderungen  probeweise  ein- 
geführt,* und  diese  Einführung  auf  die  Organisation  der  Zoll- 
ämter und  der  Finanz -Wache  im  Freihafengebiete  von  Triest  und 
dem  umliegenden  Gränzbezirke  vom  1.  Februar  1854  an,*  auf  jene 
im  Cameral-Bezirke  von  Innsbruck*  und  im  Cameral- Bezirke  von 
Leitmeritz,^  in  beiden  Aom  31.  October  1854,  endlich  im  Cameral- 
Bezirke  von  Krakau  vom  31.  Januar  1855  an,"  ausgedehnt. 

Um  die  in  Oesterreieh  geltenden  Zollbestimmungen  dem  Han- 
dels- und  Zollvertrage  anzupassen,  war  eine  Revision  des  bestehen- 
den österreichischen  Zoll-Tarifes  erforderlich,  wesshalb  von  Seiner 
k.  k.  Majestät  unterm  5.  December  1853  die  Erlassung  eines 
neuen  Zoll-Tarifes  genehmigt  wurde,  welcher  mit  1.  Januar 
1854  in  Wirksamkeit  trat.  '  In  diesem  systematischen  Zoll -Tarife 
sind  die  Waaren  in  22  Classen  abgetheilt,  welche  80  Abtheilungen 
umfassen,  von  denen  wieder  jede  eine  oder  mehrere  Tarif- Posten 
hat;  neben  den  allgemeinen  Zollsätzen  sind  darin  auch  jene  ent- 
halten, welche  für  den  Zwischenverkehr  mit  dem  deutschen  Zoll- 
vereine  nach   Maassgabe    des  Handels-   und    Zollvertrages    gelten. 


'  KuiHhiiachung  des  Ministers  dos  Aenssern  vom   12.  October  1853. 

^  Minist.  Veronl.  vom  15.  October  1853. 

■^  Minist.  Verord.  vom  21.  Januar  1854. 

^  Minist.  Veronl.  vom  29.  September  1854. 

•^  Minist.   Verord.  vom  17.  October  1854. 

'•  Minist.  Verord.  vom  30.  I)ecend;er  1854. 

'  Minist.  Verord.  ^om  8.  Decend)er  1853. 
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Auch  abgeselien  von  den  dadureli  begründeten  Zollermäs.sigungen 
und  Zollbefreiungen  enthält  der  neue  Tarif  gegen  den  vorher  in 
^^'irk!^amkeit  gestandenen  bedeutende  A'erkehrserleichterungen  und 
niinihafte  Vereinfachungen,  die  Anzahl  der  Tarif- Posten  ist  auf 
weniger  als  300  reducirt. 

Die  im  Vertra2;e  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  verein- 
harten  weiteren  Verhandlungen  durch  Commissäre,  behufs  der  Fest- 
stellung der  Vollzugsvorschriften,  fanden  vom  November  1853  bis 
Februar  1854  in  Berlin  Statt  und  führten  zu  dem  am  27.  August 
1855  durch  Auswechslung  ministerieller  Erklärungen  genehmigten 
Uebereinkommen  vom  20.  Februar  1854,  wodurch  mehrere  Bestim- 
mungen des  Zwischenzoll  -  Tarifes  theils  erläutert,  theils  ergänzt,  ' 
die  Form  der  Ursprungszeugnisse  für  das  im  Zolle  begünstigte  Roh- 
eisen festgesetzt,  auf  den  Vorbehalt  im  Separat-Artikel  3  des  Ver- 
trages, betreffend  die  eventuelle  Belegung  des  Getreides  mit  einem 
Ausfuhrzölle,  von  Oesterreich,  Preussen  und  Sachsen  gegenseitig 
verzichtet ,  und  gemeinschaftliche  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
der  Zollämter  hinsichtlich  der  zur  Bearbeitung,  Veredlung  u.  s.  w. 
zollfrei  ein-  und  ausgehenden  Gegenstände,  sowie  mehrere  andere 
Vüllzugsvorschriften  vereinbart  wurden. 

Die  Zollgebühren,  welche  früher  im  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  in  Silber,  in  den  übrigen  Kronländern  aber  in  Bank- 
Valuta  gezahlt  wurden,  konnten  in  den  letzteren  nach  §.  17  der 
Vorerinnerung  zu  dem  neuen  Zoll -Tarife  zwar  noch  in  Papiergeld 
entrichtet  werden,  welches  jedoch  nur  nach  seinem  von  Monat  zu 
Monat  durchschnittlich  festzusetzenden  Cours-Werthe  als  Zahlung  an- 
genoninien  wurde,  da  die  Zollsätze  nach  dem  Conventions -Gulden 
des  20  11.  Fusses,  als  der  gesetzlichen  Reichswährung,  zu  entrichten 
waren.  Vom  1.  August  1854  an  hörte  jedoch  diese  Wahl  der 
Münzsorte  auf^  seit  jenem  Tage  müssen  die  Zollgebühren  in 
Silber-  oder  Goldmünze  entrichtet  werden.  ^ 

Aus  Anlass  des  mit  Sardinien  unterm  18.  October  1851  ab- 
geschlossenen Handels-  und  Schifffahrls- Vertrages  erfolgten  einige 
Zollermässigungen  ,  namentlich  l)ei  der  Einfuhr  pieniontesischer 
Weine  (welche  Frage  lange  Verhandlungen  der  beiden  Regie- 
rungen hervorgerufen  und  einen  der  Gründe  oder  Vorwände  zu 
der  Missstimmung,  welche  ^  or  1848  in  .Sardinien  gegen  Oesterreich 

'  Minist.  Venn'd.  vom  10.  Februar,   1.   und  'V.K  Niiveiiil)cr  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  5.  Juli  1854. 
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herrschte,  dargeboten  liatte),  bei  welcher  der  Einfuhrzoll  von  2  tl, 
auf  1  fl.  10  kr.  für  den  Zoll -Centner  herabgesetzt  wurde,  femer 
Zollbefreiungen  für  einige  Artikel,  namentlich  im  Gränzverkehre,  ' 
wofür  auch  der  österreichischen  Einfuhr  in  Sardinien  gewisse  Be- 
günstigungen ertheilt  wurden.  ^ 

Als  Ausfluss  des  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich,  so  Aveit 
als  thunlich,  ein  Zollgebiet  bilden  sollte,  war  die  Verfügung  an- 
zusehen, kraft  welcher  vom  1.  November  1853  an  das  Freihafen- 
gebiet von  Triest  bis  auf  den  für  den  ungestörten  Betrieb  des 
freien  Handels  in  der  Stadt  und  dem  Hafen  erforderlichen  Raum 
eingeschränkt,  somit  die  Zollgränze  weiter  gegen  die  Stadt  zu  ge- 
rückt, ferner  die  bisher  von  der  Zoll -Linie  ausgeschlossene  Halb- 
insel I Strien  in  dieselbe  einbezogen  wurde,  und  ebenso  die  quar- 
n er i sehen  Inseln  Veglia,  Cherso  und  Lussin,  welche,  obwohl 
zum  österreichisch  -  illyrischen  Küstenlande  gehörig,  dennoch  dem 
dalmatischen  Zollgebiete  einverleibt  gewesen  waren,  von  diesem 
abgetrennt  und  in  das  allgemeine  Zollgebiet  aufgenommen  wurden. 
Bei  diesem  Anlasse  wurde  den  Bewohnern  von  Istrien  eine  jähr- 
liche Menge  von  23.850  Ctrn.  Salz  für  den  Hausbedarf  und  von 
6.000  Ctrn.  Salz  für  den  Fischereibetrieb  zu  einem  ermässigten 
Preise  auf  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  zugestanden,  ^  so  wie 
der  Zoll  für  einige  Getreidegattungen  und  Hülsenfrüchte  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren  ermässigt.  * 

Ebenso  wurden  die  Freihafen  gebiete  von  Zengg  und  Carlo- 
pago  ^  vom  1.  April  1855  an,  jene  von  Fiume,  Buccari  und 
Porto-Re  vom  15.  September  1855  an  eingeschränkt.* 

Der  Ermässigung  der  Elbe-  und  Moldau-Zölle ,  welche  zunächst 
im  Interesse  des  Handels  erfolgte,  wird  später  Erwähnung  ge- 
schehen. 

Zur  Vollziehung  der  Einleitungen  für  den  Zoll  -  Tarif  vom 
6.  November  1851  wurde  bei  der  Einfuhr  der  Wehe-  und  Wirk- 
waaren,   mit  Ausnahme  der  Baumwoll-,   Leinen-   und  Wollwaaren 

'  Minist.  Verord.  vom  12.  März  1852. 

^  Minist.  Verord.  vom  28.  Juni  1852. 

•*  Minist.  Verord.  vom  30.  Anglist  1853. 

*  Minist.  Verord.  vom  31.  Mar/.  1855. 

^  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  15.  October  1852  und  Minist.  Er- 
lass  vom  11.  April  1855. 

'■  AUcrhöclislc  Entschliessnngeji  vom  27.  April  und  4.  November  18.V> 
und  Minist.  Verord.   vom   14.  August  1855. 
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o-emeinster  Art  und  der  Kleidungsstücke  und  Putzwaaren,  die  An- 
lesiung-  eines  Verzoll ungs-Stämpels  angeordnet ,  als  welcher  im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  der  dort  übliche  Kupfer- 
blältchen-Stämpel  (lamina  di  rame),  an  den  übrigen  Gränzen  aber 
vorläufig  ein  Wachs -Siegel  aufgedrückt  werden  soll.  ' 

A"on  hoher  Bedeutung  war  die  am  1.  August  1853  erfolgte 
Aenderung  der  gesammten  Zoll-Manipulation.  Sie  wurde 
dem  Verfahren  des  Zollvereines  so  nahe  als  möglich  gebracht.  Die 
juxtirte  Bollettirung  (bollette  madre  e  figlia)  hörte  auf,  die  weit- 
läufme  Waarenanweisung  machte  dem  Begleitschein -Verfahren  des 
Zollvereines  Raum,  die  Controle  im  inneren  Zollgebiete  wurde  auf 
ein  Minimum  zurückgeführt.  Im  Gefolge  dieser  Einrichtungen  traten 
allmählich  eine  immer  grössere  Zahl  durchgreifender  Verkehrs- 
erleichterungen ins  Leben ,  unter  denen  hier  nur  die  erleich- 
terte Abfertigung  der  unter  ßaumverschluss  (z.  B.  auf  Eisenbahnen 
oder  Dampf-SchifTen)  oder  unter  vollkommen  sichernden  Collien- 
Verschluss  verkehrenden  Waaren,  die  Gestattung  der  Annahme 
allgemeiner  statt  der  detaillirten  tarifmässigen  Benennungen  der 
Waaren  in  den  W^aarenerklärungen  angeführt  werden. 

Um  dem  Bedürfnisse  des  Kleinverkehres  zu  genügen,  wurde 
ein  neues  Kupfer münz-System  eingeführt,  nach  welchem 
auch  Stücke  zu  3  kr.  in  Kupfer  ausgeprägt  wurden  und  ein 
Wiener  Centner  Kupfer  Scheidemünzen  im  Nennwerthe  von  170  fl. 
40  kr.  lieferte ;  die  alten  Kupfermünzen  wurden  eingezogen.  ^  Im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  war  schon  früher  aus  glei- 
chem Grunde  neben  den  Kupfermünzen  von  1,  2  und  5  Centesimi 
eine  neue  Kupfermünze  von  10  Centesimi  im  doppelten  Gewichte 
des  5  Centesimi-Stückes  vorläufig  für  den  Betrag  von  100.000  Lire 
ausgeprägt  worden,^  und  nach  Einführung  des  neuen  Kupfermünz- 
Systems  in  den  anderen  Kronländern  folgte  bald  die  Ausdehnung 
desselben  auf  die  Lombardie  und  Venedig,  wo  darnach  ausgeprägte 
Kupfermünzen  zu  1,  3,  5,  10  und  15  Centesimi  in  Umlauf  gesetzt 
wurden.  * 

Die  Legirung  des  Münzsilbers  wurde,  ohne  weitere  Aen- 
derung im  gegenwärtigen  Ausmünzuugs-Systeme,  auf  zehn  Percent 


'  Minist.  Verord.  vuin  7.  Januar  1852. 
^  Kais.  Verord.  vom  7.  April  1851. 
*  Minist.  Erlass  vom  1.  P'ebruar  1849. 
'  Minist.  Erlass  vom  '28.  Juli  1852. 
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des  Gewichtes  festgesetzt ,  nach  welchem  Systeme  die  Auspräguiiii 
des  vorhandenen  Barrensilbers,  sowie  die  Umprägung  der  alten 
Münzen  eintreten  soll.  Nach  diesem  Systeme  werden  Conventions- 
Thaler  zu  zweiCTulden,  Silberniünzen  zu  einem  Gulden,  zu  zwanzig 
Kreuzern  und  zu  zehn  Kreuzern,  nach  dem  Mischungsverhältnisse 
von  neun  Zehntheilen  Feinsilber  und  einem  Zehntheile  Kupfer,  ohne 
Aenderung  ihres  festgesetzten  Gehaltes  an  Feinsilber,  ausgebracht 
und  hinsichtlich  des  Gewichtes  und  Durchmessers  den  mit  Allerh. 
Patente  vom  1.  November  1823  im  lombardisch  -  venezianischen 
Königi-eiche  eingeführten  Silbermünzen  desselben  Werthes  gleich 
ausgeprägt.  Bisher  bestand  die  Mischung  bei  den  Zwei-  und  Ein- 
gulden-Stücken  aus  y,.  Feinsilber  und  %  Kupfer,  bei  den  Zwanzig- 
kreuzerstücken aus  y,2  Feinsilber  und  V,2  Kupfer  und  bei  den 
Zehnkreuzerstücken  aus  \l^  Feinsilber  und  '/j  Kupfer;  künftig  wer- 
den diese  Münzen  insgesammt  aus  y,o  Feinsilber  und  y,o  Kupfer 
erzeugt  werden.  Bisher  betrug  das  Gewicht  einer  Summe  von 
500  fi.  in  Thaleru  und  Guldenstücken  VI  Pfd.  16y,o  Loth,  in 
Zwanzigern  17  Pfd.  28y,o  Loth  und  in  Zehnern  20  Pfd.  28% «  Loth 
des  Wiener  Handelsgewichtes;  nach  dem  neuen  Mischungsverhält- 
nisse (welches  in  allen  angränzenden  Staaten  vom  Kirchenstaate 
bis  Süd-Deutschland,  sowie  in  Frankreich  und  Belgien  in  Anwen- 
dung steht)  wird  diese  Sunmie  in  einer  jeden  dieser  Münzsorten 
dasselbe  Gewicht,  nämhch  11  Pfd.  19y,o  Loth,  haben.  Ebenso 
wird  der  Durchmesser  dieser  Münzen  von  17.5,  14,  12,  10  Wiener 
Linien  auf  17.31 ,  13.67,  10.02  und  8.20  Wiener  Linien  zurückge- 
führt werden.  '  Die  künftige  Kegulirung  der  Münzverhältnisse  hatte 
auch  der  zu  Wien  im  Jahre  1854  zusammengetretene  und  im  Januar 
1856  erneuerte  deutsche  Münz-Congress  zum  Ziele,  welcher  inzwi- 
schen noch  zu  keinem  Schlussergebnisse  führte. 

Auf  die  Darstellung  der  Maassregeln  übergehend,  welche  zur 
Beschaffung  der  Mittel  für  die  ausserordentlich  gesteigerten 
Staatsbedürfnisse,  sowie  zur  Wahrung  des  Staats-Crc- 
dites  getroflen  werden  mussten,  wird  zur  leichteren  Gewinnunic 
einer  Uebersicht  dieser  complicirten  ^'erllültuisyc  die  Nachweisung 
der  Vorkehrungen  in  Betreff  der  Regelung  des  Geldwesens, 
insbesondere  aber  des  Papiergeld-Umlaufes,  sowie  in  Belrefl" 
der  schwebenden  Schuld,  welche  der  drängende  Bedarf  des 
Augenblickes  hervorrief,  vorausgesendet,  um  sodann  zur  Aufzählung 


Minist.   Erlass  vom  31.  Juli    185'^. 
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der  Vertügiingeii  überzugehen ,  dureli  welehe  die  neu  enlufandene 
Staatsschuld  fundirt  und  deren  Abtragung  eingeleitet  wurde. 
Zu  den  ersterwähnten  Vorkehrungen  gehören  die  Anordnung  de» 
Zwangs-Courses  der  Banknoten,  mit  dem  zeitweiligen  Ausfuhrver- 
bote der  Gold-  und  Silbermünzen,  die  Emittirung  der  auf  die  Sa- 
linen von  Gmunden  hypothecirten  Anweisungen,  sowie  der  nach- 
gefolgten Gasse- Anweisungen  und  der  Tresor-Scheine,  die  Ausgabe 
von  verzinslichen  und  nichtverzinslichen  Reichsschatzscheinen,  von 
Gasse-Anweisungen  auf  die  ungrischen  Landes-Einkünfte,  von  ung- 
rischen  und  deutschen  Münzscheinen,  die  Ausprägung  einer  neuen 
Silber-Scheidemünze,  endlich  die  Umwechslung  des  Staats-Papier- 
geldes gegen  Banknoten.  Hieran  reiht  sich  die  wichtige  Maassregel 
der  Abtretung  von  Staats-Domänen  an  die  National- Bank  bis  zu 
dem  Belaufe  von  155  Millionen  Gulden  zu  dem  Ende,  damit  hier- 
durch die  aus  der  Umwechslung  der  ßeichsschatz-Schcine  und  den 
geleisteten  Vorschüssen  erwachsene  Schuld  des  Staates  an  die  Na- 
tional-Bank  getilgt,  und  letztere  in  den  Stand  gesetzt  werde,  die 
Baarverwechsluug  ihrer  Noten  wieder  aufzunehmen. 

Mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  2.  Juni  1848  war  der  Zwangs- 
Gours  der  Banknoten  angeordnet  und  der  Direction  der  National- 
Bank  die  Ermächtigung  ertheilt  worden,  die  Verwechslung  der 
Banknoten  gegen  Silbermünze  einzustellen.  Die  erste  Maassregel  zur 
Beischaffung  der  durch  die  Zeitumstände  nothwendig  gemachten 
Baarmittel  bestand  in  der  Emittirung  von  (Spercentigen ,  ^% 
und  öpercentigen)  Anw-eisungen,  welche  auf  die  Salinen  von 
Gmunden  hypothecirt  waren,  bis  zum  Belaufe  von  30  Millio- 
nen (welche  später  auf  40  Millionen  erhöht  wurde).  Ferner  wur- 
den Spercentige  Gasse  -  Anweisungen  hinausgegeben,  welche 
nach  Ablauf  eines  Jahres  entweder  baar  einzulösen  oder  gegen 
neue  umzuwechseln  waren. '  Hierauf  erfolgte  unterm  8.  Januar 
1849  die  Allerhöchste  Genehmigung  des  am  3.  Januar  desselben 
Jahres  gefassten  Reichstags -Beschlusses,  durch  welchen  das  Mini- 
.sterium  ermächtigt  wurde,  im  Laufe  des  Verwaltungsjahres  1849 
durch  Benützung  des  Gredites  80  Millionen  (nilden  aulzubringen, 
zu  deren  Deckung  A'erzinsliche  Slaatsscheine  mit  oder  ohne  Zwangs- 
Gours  auszugeben  und  eine  Staatsanleihe,  jedoch  ohne  Hypothek, 
aufzunehmen,  für  letztere  aber  den  Weg  der  öffentlichen  Subscrip- 
tion  einzuschlagen.    Demgemäss  wurden  mit  3  Percent  verzinsliche, 

'  Ht'gieruiig:.s-Circular('  vom  19.  Septeinher  1848. 
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bei  den  .Staatscasseii  und  der  National -Bank  als  Zahlung  an/u- 
nehmende  oder  baar  einzulösende  Casse- Anweisungen  im  Be- 
trage von  25  Millionen  Gulden  hinausgegeben. ' 

Fernere  finanzielle  Maassregeln  zur  Bedeckung  derStaatserforder- 
nisse  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  wurden  mit 
dem  kaiserlichen  Patente  vom  28.  Juni  1849  angeordnet.  Zufolge 
desselben  sollte  die  National-Bank  zur  Deckung  der  Staatserforder- 
nisse mit  einer  weiteren  Vermehrung  ihrer  im  Umlaufe  befindlichen 
Noten  nicht  in  Anspruch  genommen,  sondern  ein  freiwilliges  An- 
lehen  eröfliiet,  in  der  Zwischenzeit  aber  für  die  Deckung  der  Staats- 
Bedürfnisse  durch  weitere  Hinausgabe  von  3percentigenCasse- 
Anweisungen,  welchen  der  Zwangs -Cours  ertheilt  wurde,  ge- 
sorgt werden.  Die  hiermit  einfiiessenden  und  für  den  laufenden 
Bedarf  nicht  erforderlichen  Beträge  sollten  ebenso,  wie  die  erwar- 
tete Kriegskosten-Entschädigung  von  Sardinien,  der  National-Bank 
zur  Verminderung  der  von  ihr  geleisteten  Vorschüsse  zugewendet 
werden.  Die  Hinausgabe  der  zweiten  Emission  der  Spereentigen 
Casse-Anweisungen  erfolgte  laut  Ministeria  1-Erlasses  vom  29.  Juni 
1849,  wobei  auch  die  baare  Einlösung  der  Casse-Anweisungen  erster 
Emission  eingestellt  wurde. 

Im  lombardisch-venezianischen  Kiniigreiche  ^^"urde  zur  Bestrei- 
tung der  Kriegskosten  und  der  anderweitig  erhöhten  Bedürfnisse 
ein  ÖOpercentiger  Zuschlag  zu  der  Grundsteuer  inid  die  Hinausgabe 
von  Tresor- Scheinen  (mit  3  Percent  verzinslichen  Casse-An- 
weisungen) angeordnet.  Diese  vom  1.  Mai  1849  an  zu  emitfiren- 
den  Anweisungen  sollten  eine  Gesammtsumme  von  70  Millionen 
Lire  Austr.  erreichen,  von  den  Staatscassen  als  baares  Geld .  jedoch 
in  der  Art  angenommen  werden,  dass  die  dii-ecten  und  indirecten 
Steuern  zur  Hälfte  damit  berichtiget  werden  konnten,  während  die 
andere  Hälfte  fortan  in  klingender  Münze  zu  bezahlen  war^  ferner 
sollten  diese  Tresor-Scheine  in  den  nächsten  zehn  Jahren  mittelst 
eines  Steuerzuschlages  ihre  Tilgung  erhalten,  welcher  ausschliess- 
lich in  Tresor-Scheinen  bezahlt  werden  konnte,  so  dass  sein  Ertrag 
Jährhch  in  Mailand  öfientlich  verbrannt  werden  sollte.^  Diesen 
Tresor-Scheinen  wurde  dortlandes  der  Zwangs-Cours  ertheilt,  wo- 
l)ei  auch  die  Hinausgabe  von  unverzinslichen  Tresor-Scheinen  von 
10  und  5  Lire  behufs  der  Zahlunosausüileichunaen  bcwilliut    ward. 

'  Minist.  Erlass  vom  6.  Februar  J849.    .        . 

*  Erlass  des  bevollm.  Ministeiüal-Conimissars  im  |ini:l)ar(lisrI»-vpnoy.ia- 
iiisclien  Königreiclie  vom  22.  April  1849. 

Oesterrcich's  Ncu^cslnltunc:.  \  | 
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Zur  speciellen  Deckung  für  die  Bedürfnisse  im  ungrisclien  Kriege 
dienten  die  Anweisungen  auf  die  ungrisclien  Landesein- 
künfte, welche  ursprünglich  nur  in  Ungern  einen  Zwangs-Cours 
hatten,  der  aber  später  auf  alle  Kronländer  (mit  Ausnahme  des 
lombardisch- venezianischen  Königreiches)  ausgedehnt  wurde. ' 

Zur  Deckung  der  laufenden  Staatsbedürfnisse  wurde  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  13.  September  1849  die  Hinausgabe 
von  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  genehmigt.  Da 
hiermit  auch  die  Einziehung  der  im  Umlaufe  befindHchen  Casse- 
Anweisungen  erzielt  werden  sollte,  wurde  verordnet,  dass  vom 
1.  Juli  1850  an  die  Spercentigen  Casse- Anw  eisungen  vom  1.  Juli 
1849  gegen  Reichsschatzscheine  umgewechselt  werden  konnten, 
rücksichtlich  deren  Verzinsung  und  Zwangs  -  Cours  die  gleichen 
Bestimmungen,  wie  bei  ersteren,  zu  gelten  hatten.  Die  Hinaus- 
gabe dieser  Reichsschatzscheine  (vom  1.  Januar  1850  datirt)  sollte 
unter  Mitwirkung  und  Controle  der  National-Bank  geschehen,  und 
der  Betrag  der  ausgegebenen  und  wieder  eingelösten  Reichsschatz- 
scheine vierteljährig  bekannt  gemacht  werden.  ^  Eine  neue  Aus- 
gabe von  Reichsschatzscheinen  fand  mit  der  Ausfertigung  vom 
1.  Januar  1851  und  zwar  in  den  Kategorien  von  1.000  fl.,  500  fl. 
und  lOO  fl.  mit  3percentiger  Verzinsung,  in  den  Kategorien  von 
50  fl.,  10  tl.,  5  fl.,  2fl.  und  1  fl.  ohne  Verzinsung  Statt;  gegen 
diese  Reichsschatzscheine  mussten  im  Laufe  des  Jahres  1851  sämmt- 
liche  3percentigen  Central-Casse-An Weisungen  und  die  Anweisungen 
auf  die  ungrisclien  Landeseinkünfte,  dann  die  Reichsschatzscheine 
vom  1.  Januar  1850  eingel(')st  und  allmählich  ausser  Umlauf  ge- 
bracht weiden.  ^ 

Das  durch  das  Ausströmen  der  österreichischen  Münzsorten  in 
das  Ausland  veranlasste  Verbot  der  Ausfuhr  der  österreichischen 
Gold-  und  Silbermii  nzen  *  niusste,  weil  es  nicht  vollkommen 
wirksam  gemacht  werden  konnte,  wieder  aufgehoben  werden.'' 
Zum  BehuCe  der  Erleichterung  des  kleinen  Verkehres  wurde  im 
Jahre  1848  die  Ausprägung  von  Seclisk  reuzerstüeken  als 
Scheidcniiinze  (die   feine   Wiener  Mark   zu  27  iL  in  Scheidemünze 


'  Minist.  Erlass  vom  7.  August  1849. 
^  Minist.  Erlass  vom  16.  Juni  1850. 
■*  Minist.  Erlass  vom  19.  December  185(1. 

*  Minist.    Verord.    vom   2.  und  4.  Ai»iil,   19.  Juni.    24.  Juli.    17.   De- 
cember 1848  und  17.  Januar  1849. 

^  Minist.  Erlass  vom  10.  September  1849. 
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ausgemünzt)  veranlasst  '  und  im  Jahre  1849  abermals  eine  solche 
Ausprägung,  jedoch  mit  der  Aenderung  veranstaltet,  dass  in  336 
Stücken  der  neuen  Sechskreuzerstücke  eine  feine  Wiener  Mark 
Silber  enthalten  ist,  daher  aus  letzterer  33  fl.  36  kr.  ausgemünzt 
werden.^  Da  dessenungeachtet  die  Scheidemünze  aus  dem  Klein- 
Verkehre  verschwand,  so  wurde,  um  dem  daraus  entstehenden 
Mangel  abzuhelfen,  die  Emission  von  (deutschen)  Münz  seh  ei- 
nen be^^illigt,  welche  über  den  Betrag  von  sechs  und  von  zehn 
Kreuzern  zu  lauten  hatten,  bei  allen  Zahlungen  unter  einem  Gul- 
den von  den  öffenthchen  Cassen  als  Conventions-Scheidemünze  an- 
genommen wurden,  und  deren  Gesammtsumme  5  Millionen  Gulden 
nicht  zu  überschreiten  hatte.  Nach  drei  Monaten  sollti;  deren  serien- 
weise Einlösung  gegen  Scheide-Münze  beginnen.  ^  Diese  deutschen 
verlosbaren  Münzscheine  wurden  seither  bereits  aus  dem  Umlaufe 
gezogen,  indem  die  Münzscheine  zu  6  kr.  bis  1.  Januar  1854*  und 
jene  zu  10  kr.  bis  I.Juli  1854"^  einberufen  wurden ,  nach  welchem 
Termine  dieselben  als  ungiltig  erklärt  sind.  Auch  ungrische 
Münzscheine  zu  10  kr.  und  6  kr.  wurden  unterm  1.  August 
1849  ausgegeben,  die  letzteren  aber  bis  31.  August  18.56  einberufen.  " 
Zur  Vereinfachung  des  Geldumlaufes  beschloss  sofort  die  Fi- 
nanz-Verwaltung die  dreipercentigen  Central-Casse-Anweisungen  des 
Jahres  1849  und  1850,  wie  auch  die  verzinslichen  Reichsschatz- 
scheine vom  1.  Januar  1850  und  1.  Januar  1851  aus  dem  Umlaufe 
zu  ziehen,  und  sie  gegen  unverzinsliche  Reichs  seh  atz- 
scheine der  Emission  vom  Jahre  1852  umzuwechseln."  Auch 
wurde  der  Zwangs -Cours  der  mit  3  Percent  verzinslichen  Reichs- 
schatzscheine mit  1.  Januar  1853  aufgehoben,  und  deren  Umwechs- 
lung  gegen  unverzinsliche  im  Zwangs-Course  befindliche,  oder  nur 
zu  3  Percent  verzinsliche  und  ohne  Zwang  coursirende  Reichs- 
schatzscheine zu  100  fl.,  500  fl.  und  1.000  fl.,  vom  Jahre  1853 
angeordnet.  *  Diese  verzinslichen  Reichsschatzscheine  wurden  bald 
gleichfalls    einberufen,    und    stall    derselben    un\(Mv.insIiclio    Reiehs- 

'  Regierungs-Circularc  \oin  18.  öepteiiil)oi'  184<s. 
'  Minist.  Erlass  vom  3.  Juni  184Ü. 
'  Minist.  Erlass  vom  24.   Juni  1849. 

*  Minist.  Erlass  vom  G.  Juni  1853. 

'  Minist.  Erlass  vom   1.  Januar  1854. 

'■■  Minist.  Erlass  vom  26.   März  1856. 

'  Minist.  Vei-onl.   vom  2.  Aprü   1852. 

*  Mini.st.  Ki-lass  vom  3.  Aimnst   1852. 
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schatzscheine  (ohne  dass  jedoch  die  festgesetzte  Gränze  der  mit 
Zwangs-Cours  versehenen  Reichsschatzscheine  überschritten  wurde), 
oder,  nach  Wahl  der  Besitzer,  3percentige  Staats -Central- Casse- 
Anweisungen  hinausgegeben.  ' 

Zur  vollen  Regelung  der  Geldverhältnisse  wurde  im  Jahre  1854 
von  der  Finanz -Verwaltung  mit  der  Direction  der  National  -  Bank 
ein  Uebereinkommen   abgeschlossen.     Kraft  desselben   wurde  das 
gesammte    mit  Zwangs-Cours    im   Umlaufe   befindliche 
Staats-Papiergeld    an    die    National-Bank    übertragen, 
und  von  ihr  in  Banknoten  umgewechselt.     Alles  mit  Zwangs-Cours 
circulirende  Staats -Papiergeld  wird  binnen  einer  bestimmten  Frist 
eingezogen ,  und  es  wird  von  nun  an  kein  solches  mehr  ausgegeben. 
Die  Staatsverwaltung  haftet  der  National-Bank  für  das  von  letzterer 
übernommene  Staats-Papiergeld ,  und  verpflichtet  sich ,  bis  zur  voll- 
ständigen Ausgleichung  dieser  Haftungsschuld ,  zur  Entrichtung  einer 
jährlichen   Summe   von  wenigstens  zehn  Millionen   Gulden   an  die 
Bank,  welcher  zur  Sicherheit  die  Anweisung  auf  die  Zolleinkünfte 
in  der  Art  gewährt  wird ,  dass  aus  der  hierfür  einfliessenden  Summe 
die   Erfüllung   jener  Zahlungsverbindliehkeiteu    unbedingt    bewirkt 
werden  muss.     Die  gemeinsciiaftlichen  Bemühungen   der  Staatsver- 
waltung und  der  National-Bank  werden  darauf  gerichtet  sein,  letz- 
terer die  Mittel  zur  entsprechenden  Vermehrung  ihes  Baarfondes  zu 
verschaffen ,  um  ihre  Verbindlichkeit  zur  baaren  Verwechslung  ihrer 
herausgegebenen    Banknoten    alsbald    zu    erfüllen.      Die.  Staatsver- 
waltung wird   hierbei  nach   Maassgabe   ihrer   Schuld  an   die  Bank 
kräftig  mitwirken.    Um  bis  zur  wiedereintretenden  Baarzahlung  der 
Banknoten    den   Besitzern    derselben    die  Umwandlung    in    eine   in 
Silber  verzinsliche  Schuld   möglich   zu    machen,  sollen  durch  Ver- 
mittlung der  Bank  in  Silber  verzinsliche  Staats-Schuldverschreibun- 
gen gegen  Einlage  von  Banknoten   ausgegeben   werden   (von  wel- 
chem Zugeständnisse  indess  bisher  kein  Gebrauch  gemacht  wurde). 
Die  Staatsverwaltung  wird   einverständlich   mit  der  National-Bank 
die   noch  im  Umlaufe   befindlichen   Einlösungs- ,und   Anticipations- 
Scheine  einberufen ,   und   sie  ganz   ausser  Umlauf  setzen.  ^     Vom 
1.  November   1856  an    darf  kein  Staats  -  Papiergeld   von   den   seit 
1848   ausgegebenen    Gattungen    (die    uugrischen    Münzscheine    zu 
10  kr.   abgerechnet)   zur   Zahlung   verwendet   oder    umgewechselt 

'  Minist.  Erlass  vom  11.  Oclober  1853. 
''  2Jiiiist.  Erlass  vom  23.  Eebniar  1854. 
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werden.  '  Hierdurch  wurde  der  ganze  Papiergeld-Umlauf  auf  ein 
einziges  mit  Zwangs-Cours  eirculirendes  Geldzeichen  zurückgeführt, 
und  durch  Anbahnung  der  Baarverwechslung  der  Banknoten  auch 
der  ordnungsmässige  Zustand  dieses  Bankpapieres  vorbereitet. 

Endlich  konnte  der  Zwangs-Cours  desselben  bereits  so  weit 
beschränkt  werden,  dass  Darleihen,  welche  vom  13.  Februar 
1856  an  in  klingender  Münze  gegeben  werden,  von  dem  Schuldner 
im  Falle  einer  dahin  lautenden  Verabredung  auch  in  solcher  Münze 
verzinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen.  * 

Zum  Zwecke  der  Fundirung  der  neu  entstandenen  Staatsschuld 
und  ihrer  allmählichen  Abtragung,  so  wie  zur  Bestreitung  der  Staats- 
bedürfnisse, welche  in  anderer  Weise  ihre  Deckung  nicht  fanden, 
tlienten  die  verschiedenen  in  dieser  Periode  aufgenommenen  Staats- 
an  leben. 

Unterm  22.  September  1849  wurde  ein  l'/^percentiges  Staats- 
anlehen mit  dem  Nominal  -  Betrage  von  71  Millionen  Gulden 
im  Wege  der  freiwilligen  Subscrij)tion  eröffnet;  der  Emissions-Preis 
war  85  fl.  für  100  fl.  Nominal-Belrag,  die  geringste  Subscriptions- 
Summe  war  1.000  fl.,  und  es  wurden  dabei  Spercentige  und  3per- 
centige  Gasse- Anweisungen,  sowie  die  Partial-Hypothekar-Anweisun- 
uen  für  baares  Geld  angenommen.  Bis  15.  Juli  1850  musste  die 
letzte  Rate  dieses  Anlehens  eingezahlt  sein.  ^  Die  eingezahlte 
Summe  betrug  ßO'/j  Million  Gulden. 

Ferner  wurde  den  auswärtigen  Besitzern  der  in  Bank -Valuta 
verzinslichen  Metalliques  die  Wahl  eingeräumt,  die  falligen  Cou- 
pons, Zinsen-Quittungen  und  Lotto-Lose,  statt  sie  einzucassiren ,  in 
Spercentige  Obligationen  umzuwandeln,  deren  Zinsen  in  Silber  ge- 
zahlt werden.*  Durch  diese  Convertirung,  welche  bis  zum 
20.  September  1851  fortgesetzt  wurde,  ist  eine  Schuld  bis  zum 
Belaufe  von  32  Millionen  Gulden  erwachsen. 

Behufs  der  Einli^sung  der  Tresor -Scheine,  deren  Umlauf  in 
dem  stets  an  Metallwähriuig  gewöhnten  lomliardisch-venezianischen 
Königreiche  maniiigfache  Verwicklungen  herbeizog,  t<o  wie  behufs 
der  ausserordentlichen  durch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Landes 
verursachten  Auslagen,   stellte   sich  die  Nothwendigkeit  heraus,  in 

'  Minist.   Eilass  vom  26.  März  185(). 
^  Kais.  Vcrordn.  vom  7.  Februar  1856. 
•^  Minist.  Erlass  vom  14.  September  1849. 
•  Minist.  Erlass  vom  14.  Juli  1849. 
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dem  gedachten  Köiugreiche  ein  Anlehen  vonjnindestens  120  Millionen 
österreichiselier  Lire  auszuschreiben,  welches  auch  zum  grösseren 
Theile  unter  Vermittlung  der  Provinzen  zu  Stande  gebracht  wurde. 

In  Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  26.  März  1850 
wurde  r.ämlich  mittelst  Notitieation  des  Civil-  und  Militär-Gouver- 
nements zu  Verona  vom  16.  April  1850  ein  freiwilliges  An- 
lehen von  120  bis  1.50  Millionen  österreichischer  Lire  ausgeschrie- 
ben, welches  zum  Zwecke  hatte,  theils  die  Tresor-Scheine  (viglietti 
del  tesoro)  aus  der  Circulation  zu  ziehen,  theils  die  Bedürfnisse 
des  gesteigerten  Staatsaufwandes  (wozu  auch  die  Kosten  der  wieder 
aufgenommenen  Eisenbahnbauten  gehörten)  zu  decken.  Die  Ein- 
zahlung konnte  zur  Hälfte  in  Tresor -Scheinen,  zur  Hälfte  in  klin- 
gender Münze,  mit  gewissen  Bonificationen,  geleistet  werden.  Als 
Deckung  wurden  zu  5  Percent  verzinsliche,  auf  den  lombardiscl)- 
venezianischen  Monte  inscribirte  Obligationen,  über  Beträge  zu  100, 
300,  900,  1.500  und  3.000  österreichischen  Lire  lautend,  ausgege- 
ben, deren  Capital  im  Laufe  von  25  Jahren,  vom  Jahre  1853  an- 
gefangen, daher  bis  einschliesshch  1877,  im  vollen  Nennwerthe 
und  in  klingender  Münze  im  Wege  der  Verlosung  zurückzuzahlen 
ist.  Da  indess  die  freiwilligen  Subscriptionen  nicht  den  gewünsch- 
ten Erfolg  hatten,  indem  hierauf  nicht  volle  13  Miüionen  Lire  ge- 
zeichnet und  12^  ^  Millionen  Lire  (zur  Hälfte  in  klingender  Münze 
und  zur  anderen  Hälfte  in  Tresor  -  Scheinen)  eingezahlt  worden 
waren,  so  wurde  mittelst  Notificationen  vom  25.  November  1850 
der  Zwangsweg  eingeschlagen,  und  das  Abgängige  nach  Tan- 
genten repartirt,  in  dessen  Folge  84'  ^  Millionen  Lire  subscriblrt, 
und  hierauf  (mit  theilweisen  Nachsichten  für  jene  Provinzen,  welche 
nunmehr  noch  ihre  Tangenten  mittelst  freiwilliger  Subscriplion 
deckten)  60  Millionen  Lire  in  Silber  und  21 '/^  Million  in  Tresor- 
Scheinen,  sohin  im  Ganzen  81 '4  Million  Lire  (27  Millionen  Gul- 
den) eingezahlt  worden  sind,  wornach  eine  Total-Subscription  von 
97'/,  Million  Lire  (32'/2  Million  Gulden)  und  die  Gesammteinzah- 
lung  von  94  Millionen  Lire  (31'/,  Million  Gulden)  sich  ergibt. 

Da  auf  diesem  Wege  die  vollständige  Einziehung  der  Tresor- 
Scheine  nicht  erzielt  werden  konnte,  so  wurde  Innsichtlich  des 
Restes  der  in  Umlauf  gebliebenen  Tresor- Scheine  mittelst  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  11.  April  1851  '  die  Conversion  in 
eine   5percentige  fundirte  Schuld    beschlossen,    und   hierfür   (heils 

'  Erlass  des  Finanz-Ministeriiuns  xom  23.  Mai  1851. 
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Obligationen,  tlieils  Cartelle  des  lombardisch- venezianischen  Monte 
eniittirt,  welche  Umstaltungs-Operation  bis  31.  October  1856  beendet 
sein  muss.  '  Auf  diese  Weise  wurden  vom  Mai  1851  angefangen 
bis  Ende  April  1855  an  Tresor -Scheinen  in  runder  Summe  31 '/j 
Million  österreichische  Lire  ausser  Umlauf  gezogen,  und  zur  Ver- 
brennung abgegeben.  Hierdurch  verschwanden  die  Tresor-Scheine 
fast  gänzlich  aus  der  Circulation,  da  sich  Ende  Februar  1855 
hiervon  nur  noch  für  374.000  Lire  im  Umlaufe  und  für  641.000  Lire 
in  den  (Ufentlichen  Casscn  befanden.  Die  durch  diese  Conversions- 
Maassregel  hervorgegangene,  auf  den  Monte  gewiesene,  mit  Obli- 
gationen, Cartellen  und  Certiiicaten  bedeckte  Schuld  beträgt  mit 
Inbegrifl"  der  liquidirten  Zinsen  zu  3  Percent  und  5  Percent  bis  Ende 
April  1855  im  Capitale  31^^  Millionen  österreichische  Lire. 

Diese  Schuld  erhält  noch  dadurch  einen  Zuwachs,  dass  laut 
Finanz-Ministerial-Erlasses  vom  23.  Februar  1854  Forderungen 
aus  dem  Titel  von  Entschädigungen  für  die  Expropriation  und 
die  Benützung  von  Privat-Eigenthum  aus  Anlass  fortificatorischer 
Anlagen  und  der  im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  in  den 
Jahren  1848  und  1849  stattgefundenen  Kriegs-Operationen,  welche 
an  Capital  und  Zinsen  auf  ungefähr  4  Millionen  Lire  veranschlagt 
wurden,  nach  Maassgabe  der  Allerhöchsten  Entschliessung  >om 
"i.  October  1853  mit  5percentigen  Cartellen  des  Monte  berichtigt 
werden  sollen.  Die  diessfällige  Licpiidation  ist  im  Gange  und  für 
einen  Theil  sind  bereits  Emissionen  von  Cartellen  und  Certiiicaten, 
und  zwar  vom  September  1854  bis  Ende  April  1855  für  eine  Ca- 
pitals-Summe  von  1',/,  Million  Lire,  erfolgt.  Ausserdem  ist  hierher 
gemäss  Allerhöchster  Entschhessung  \om  7.  März  1851  ^  die  aus 
Anlass  der  Einlösung  der  Mailand-Monza-Comer  Eisenbahn 
entstandene  (späterhin  näher  zu  erwähnende)  Schuld  von  2,530.(i(»0 
Gulden  zu  rechnen. 

Dieser  Passiven-Conipiex  bildet  die  neue  seit  dem  .Jaiu-e  1850 
en  t  standene  M  o  n  t  e  -  S  c  i  n  i  i  d . 

Unterm  9.  Mai  1851  wurde  ein  5[)ercentiges  An  leben  von 
85  Millionen  Gulden  im  Wege  freiwilliger  Einzahlungen  mil  der 
Beslimmiing  eröffnet,  dass  von  den  auf  dasselbe  in  Papiergeld  oder 
in  Silbermünze  eingehenden  Beln'iiicn  wenigstens  y.wv'i  Dritltheile  zur 
Einziehung  und  Fuudirung  des  im  Umlaufe  Ixlindlichen  verzinslichen 

'  iMiiist.  Erliiös  \()in  26.  Mär/.  J85(:. 

'  1 'iiiaii/.-Jliuistcrial-Erlass  vom  26.  Juni  1851.  ■     • 
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lind  iinverziuslielien  Staatspapiergeldes  verwendet  werden  sollen. 
Der  geringste  Subseriptions-Betrag  wurde  mit  1.000  fl.  bemessen, 
die  Schuldverschreibungen  wurden  über  1.000,  500  und  100  fl. 
ausgestellt,  in  die  Serie  A  mit  der  Verzinsung  im  Inlande  (in 
Bank-Valuta),  und  in  die  Serie  B  mit  der  Verzinsung  in  Amster- 
dam, Frankfurt  am  Main,  Paris  und  Brüssel  in  dortigem  Gelde 
(somit  in  Silber)  eingereiht,  die  Einzahlungen  für  erstere  mit  95  fl. 
und  für  letzere  mit  100  fl.  in  österreichischer  Bank- Valuta  für  je 
100  fl.  Obligationen  bestimmt,  und  diese  Einzahlungen  auf  zehn 
gleiche  Raten  vertheilt,  deren  letzte  auf  den  1.  September  1852 
fiel.  Den  Subscribenten  auf  Schuldverschreibungen  der  Serie  A 
wurde  zugestanden,  dass  ihnen  gegen  Entrichtung  eines  haaren 
Betrages  von  2  fl.  30  kr.  für  jedes  Hundert  des  Nominal-Werthes 
dieser  Schuldverschreibungen  der  doppelte  Betrag  in  2'/2percentigen, 
im  Inlande  verzinslichen  Staats-Schuldverschreibungen  erfolgt  werde. 
Die  Subscription  wurde  am  9.  September  1851  eröffnet  und  am 
27.  September  1851  geschlossen,  und  an  den  Einzalilungs-Preisen 
Denjenigen,  welche  bis  zum  16.  September  subscribirten ,  ein  Nach- 
lass  von  zwei  Percenten,  jenen  aber,  welche  bis  zum  23.  September 
subscribirten ,  ein  Naehlass  von  einem  Percente  des  Noniinal-Betrages 
der  Subscription  bewilligt.  Bei  Einzeichnungen,  welche  50.000  fl. 
überstiegen,  wurde  ausser  dem  oben  gegebenen  Nachlasse  noch 
'  Percent  Pi'ovision  zugestanden.  Für  Diejenigen,  welche  die 
Anlehens-Einzahlungen  oder  die  Aufzahlungen  zur  Erlangung  2y^per- 
centiger  Obligationen  in  klingender  Münze  zu  leisten  wünschten, 
wurde  zum  Maassstabe  des  Betrages,  welcher  (anstatt  in  öster- 
reichischer Bank- Valuta)  in  klingender  Münze  einzuzahlen  war,  der 
Cours  auf  Augsburg  angenommen.  Weiters  wurde  den  Besitzern 
von  niederöst  errcichiseh- ,  oberösterreichisch-  und  steirisch-ständischen 
Domestical-Obligationen  das  Recht  eingeräumt,  diese  Obligationen, 
jedoch  nicht  unter  einem  Betrage  von  1.000  fl.,  in  Staats-Schuld- 
verschreibungen der  Serie  A  umzutauschen,  wobei  bestimmt  wurde, 
da.ss  für  je  1.000  fl.  Obligationen  der  Serie  A  Domestical-Obliga- 
tionen für  1.000  fl.  zu  erlegen  seien,  und  dass 

für  3percentige  Obligationen 372  fl. 

„     ^Va        „  .  'lös    ^^ 

und   „2         „  „  558   „ 

an  Aufzahlung  zu  leisten  sei.  Denjenigen,  die  auf  diese  Weise 
einen  höheren  Betrag  als  50.(J0O  11.  subscribirten,  wurde  eine  Pro- 
vision von  einem  halben  Percente  zugestanden.    In  Folge  der  ober- 
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wähnten    Verfügung    wurden   Domestieal- Obligationen,    in    runder 
Summe  ausgedrückt, 

zu  5  Pereent  im  Betrage  von    ....    2,176.000  fl. 

„    8        „         „         „  „      .     .     .     .    2,087.000  „ 
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„   2' ,     ,         „         „  .....    5,156.000  „ 

„   2       ,         „         „  „      .     .     .     .       400.000  ,, 

aetilgt.  Die  hierdurch  neu  erwachsene  Schuld  beträo-t  in  runder 
Summe  ausgedrückt,  in  Obligationen  der  Serie  A  58  Millionen,  in 
jenen  der  Serie  B  18  Millionen,  und  in  2'4percentigen  Obhgationen 
17  Millionen  Gulden.  Die  Einzahlungen  betrugen  80' j  Million  und 
nach  Abschlag  der  Obligationen  76  Millionen  Gulden. 

Ein  weiteres  im  Wege  der  freiwilligen  Einzahlungen  aufzu- 
bringendes Spercentiges  Staats-Anlehen  von  80  Millionen 
Gulden  wurde  am  9.  September  1852  eröffnet.  Das  Anlehen  sollte 
zu  folgenden  Zwecken  verwendet  werden:  mit  15  Millionen  zu 
Zahlungen  an  die  laut  Vertrag  vom  23.  Februar  1852  in  71 '/a  Million 
zusammengezogene,  inzwischen  auf  70  Millionen  verminderte  Schuld- 
masse an  die  National-Bank ,  mit  25  Millionen  zur  Verminderung 
des  umlaufenden  Staats- Papiergeldes,  mit  20  Millionen  zu  Eisen- 
bahnzwecken, und  mit  dem  Ueberreste  zu  allgemeinen  Staatserfor- 
dernissen. Das  Anlehen  wurde  zu  dem  Emissionspreise  von  95  fl. 
für  je  100  fl.  Obligationen  hinausgegeben,  die  Obligationen  wurden 
im  Betrage  von  100  fl.,  500  fl.,"l.000  fl.,  5.000  fl.  und  10.000  fl. 
ausgefertigt,  und  der  geringste  Subscriptions-Betrag  machte  1.000  11. 
aus.  Bei  der  Einzeichnung  von  mindestens  einer  halben  Million 
Gulden  wurde  ein  Percent  Provision  zugestanden;  bis  15.  Se])tember 
1853  hatte  die  letzte  Rate  der  Subseription  eingezahlt  zu  werden. 
Uebrigens  wurde  auch  den  Subscribenten  auf  dieses  Anlehen  zuge- 
standen ,  gegen  Entrichtung  eines  haaren  Betrages  von  2  fl.  30  kr. 
Conv.  Münze  für  jedes  Hundert  Gulden  des  Nominal-Betrages  der 
5percentigen  Schuldverschreibungen,  den  doppelten  Betntg  in  2'/2per- 
centigen  zu  verlangen.  Die  aus  den  bewirkten  Einzahlungen  erwach- 
sene Schuld  l)eträgt  in  runder  Summe  zu  5  Percent  77  Millionen 
und  zu  2y2  Percent  11  Millionen  Gul(k'n.  Die  Einzahlung  hierauf 
belief  sich  auf  nahe  au  79  Millionen  (iulden. 

Inzwischen  drängten  die  durch  die  grossen  Truppen- Aufstel- 
lungen sich  rm'iirenden  Slaiits-Bedürfnisse  zur  Aulflndung  von  neuen 
Mitteln  ihrer  lieiViedigung.  DemiiTich  wurtle  am  7.  März  1854  ein 
Anlehen  von  fünfzig  Millionen  Gulden  im  Wege  der  frei- 
willigen Einzeichnung  eriWliiet.'   Der  Emissionspreis  betrug  je  90  il. 
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für  je  UKJ  H.  in  Obligationen.  Die  Staatsschuld- Versehreibungen 
wurden  über  einen  Betrag  von  250  fl.  ausgestellt,  und  mit  4  Percent 
verzinst.  Die  Rückzahlung  erfolgt  binnen  50  Jahren,  vom  30.  Juni 
1855  beginnend,  und  zwar  mittelst  der  Gewinne,  welche  nach 
einem  beigefügten  Verlosungsplane  auf  die  verlosten  Staats-Schuld- 
verschreibungen entfallen,  und  deren  mindester  Betrag  sich  auf 
800  fl. ,  der  höchste  sich  auf  200.000  fl.  stellt.  Die  letzte  Rate  der 
Einzahlung  verfiel  am  1.  März  1855.  '  Der  Ertrag  dieses  Anlehens 
machte  45  Millionen  Gulden  aus. 

Zur  Bestreitung  der  Silberzahlungen  im  Auslande  hatte  die 
Finanz- Verwaltung  bereits  im  Jahre  1852  in  London  und  Paris 
durch  das  Haus  Rothschild  ein  in  enulischer  Währuno;  (in  Pfund 
Sterling)  ausgefertigtes  A n  1  e h e n  von  3 '/^  Million  Pfund  Ster- 
ling oder  35  Millionen  Gulden  aufgenommen,  von  welchem  jähr- 
lich 2  Percent,  durch  Verlosung  bestimmt,  baar  zurückbezahlt 
werden  sollten;  der  Emissionspreis  war  90.  Im  Monate  Mai  des 
Jahres  1854  wurde  in  Frankfurt  am  Main  und  Amsterdam 
durch  Vermittlung  des  Hauses  Rothschild  ein  Subscriptions- 
A  nie  heu  in  Silber  zu  dem  gleichen  Betrage  von  35  Millionen 
Gulden  eröffnet,  wofür  der  Emissionspreis  von  75  bestinnnt  wurde. 
Beide  Anlehen  brachten  nach  Abschlag  einiger  Abrechnungen  die 
Summe  von  53 '/'^  Million  iit  Silber  ein. 

Durch  die  ausserordentlichen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  war 
nicht  nur  ein  Missverhältniss  zwischen  den  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Staates  herbeigeführt,  sondern  auch  eine  sehr  nachtheiUg 
einwirkende  Entwerthung  der  Landesmünze  hervorgerufen  worden. 
Zwar  wurden  durch  die  einheitliche  Gestaltung  der  Monarchie  die 
Quellen  einer  nachhaltigen  ökonomischen  und  finanziellen  Kräftigung 
des  Staates  erschlossen,  und  die  Staatseinnahmen  sind  in  stetiger 
Zunahme  beuriffen.  Allein  die  Aussahen  für  die  beschleunigten 
Kisenbaimanliigen,  sowie  die  durch  die  Rücksichten  für  die  ein-o- 
IKiische  Machtstellung  und  Würde  des  Reiciies  wiederholt  unver- 
incidlich  gewordene  Aul'stellung  von  bedeutenden  lleereskräften, 
hatten  die  Staatsfinanzen  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
gcHdiniiien,  so  dass  die  von  Seiner  Müjestät  dem  Kaiser  angeord- 
neten Maassregelii  /.in-  Herstellung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte 
luid    im  (ieldwesen  ^   ihre  ^^'irkung   bi.sher    nicht  in  vollem  Maasse 

'  Minist.  Erlass  vom  4.  Mai/.   1854. 

^  fiaiseri.  Patente  vum  28.  Juni  i84U  und  \oni  15.  Mai  1851. 
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«ieltend  machen  konnte».  Die  in  der  neuesten  Zeit  in  den  südlichen 
Gränzländern  des  Reiches  eingetretene  bedrohliche  Gestaltung  der 
politischen  Verhältnisse,  und  die  hierdurch  zur  Wahrung  der  Ehre 
und  der  ernstesten  Interessen  der  Monarchie  nöthig  gewordenen 
militärischen  Entwicklungen  nahmen  ausserdem  die  Finanz-Kräfte 
des  Staates  in  bedeutenden  Anspruch.  Unter  diesen  Verhältnissen 
erschien  es  durch  die  dringendsten  Rücksichten  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  geboteij,  eine  weittragende  und  umfassende  Maassregel 
zu  ergreifen,  welche  geeignet  wäre,  einerseits  die  Entwerthung 
der  Landesmünze  zu  beheben,  und  andererseits  die  Mittel  zu  der 
Bedeckung  der  ausserordentlichen  Bedürfnisse  zu  schatFen.  In  der 
Ueberzeugung,  dass  bei  einer  solchen  Maassregel  die  wichtigsten 
Interessen  der  Unterthanen  betheiligt  sind  und  demnach  die  sicherste 
Bürgschaft  für  deren  Zustandekommen  in  ihrem  werkthätigen  Zu- 
sammenwirken gelegen  ist,  verordnete  Seine  k.  k.  Majestät  die 
Aufletiunti-  eines  freiwilliuen  Anlehens,  dessen  Ertrag  zu  den 
gedachten  Zwecken  zu  verwenden  sein  wird,  und  wobei  Jeder 
sich  nach  seinen  Kräften  betheiligen  möge.  Seine  Majestät  hegte 
die  Zuveröicht,  dass  die  Unterthanen  diesem  an  sie  ergehenden 
Rufe  mit  der  zu  jeder  Zeit  bewährten  Vaterlandsliebe  bereitwilligst 
entsprechen,  und  in  Behei'zigung  der  Gemeinnützigkeit  und  Wich- 
tiokeit  der  hierbei  angestrebten  Zwecke  durch  lebhafte  und  aus- 
giebige  Betheiligung  an  diesem  Anlehen  sowohl  das  Beste  der  Ge- 
sammtheit  als  die  eigenen  Interessen  kräftigst  zu  fördern  bemüht 
sein  werden.  Demnach  wurde  verordnet,  dass  ein  Anlehen  im 
Betrage  von  mindestens  350  und  höchstens  5U0  Millionen  Gulden 
auf  dem  Wege  einer  im  ganzen  Umfange  der  Monarcliie  zu  eröß- 
nenden  Subscription  mit  dem  Emissionspreise  von  95  il.  für  UM)  11. 
Staats- Schuld^'erschreibungen  aufgelegt  werden  solle,  welches  mit 
5  Percent  in  Silber-  oder  Goldmünze  zu  verzinsen  ist.  Die  Ein- 
zahlung war,  je  nach  dem  Erfolge,  auf  3,  4  oder  5  Jahre  in  der 
Art  zu  A'ertheilen,  dass  in  jedem  Jahre  zehn  gleiche  und  von  einan- 
der gleich  nahe  abstehende  Raten  festgesetzt  würden.  '  Dieses 
Subcriptions-Anlehen  wurde  am  20.  Juh  1854  cröilhet;  die  ()l)liga- 
tionen  lauten  auf  Reträge  von  20  fl.,  50  (1.,  100  11.,  500  tl.,  1.000  tl., 
5.000  H.  und  lO.OOO  IL,  und  der  geringste  Subseriplions-Betrag  ist 
20  H.  Die  Theilnahme  wurde  durch  die  Ermächtigung  aller  (»llent- 
lielien    Cassen    zir    Annahme     diT    Std)scripli()ii    und     diu'ch     die 

'  Kaiser!,  raicut  \uui  :!l>.  Juiü  iböi. 
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Annahme  der  vorzüglichsten  Privat-Werthpapiere  als  Caution  erleich- 
tert. Da  in  kürzester  Zeit  kein  Staats-Papiergeld  mehr  bestehen  wird, 
und  die  Wiederherstellung  des  vollen  Werthes  der  Landeswährung 
nunmehr  von  der  Zurückzahlung  der  Schuld  des  Staates  an  die 
österreichische  National-Bank  abhängt,  so  sollte  beim  Schlüsse  der 
Subscription  der  Bank  eine  Summe  überwiesen  werden,  welche 
hinreicht,  um,  in  Verbindung  mit  den  (beiläufig  3'/^  Million  Gulden 
jährlich  betragenden)  normativen  Tilgungen  an  der  ältesten  Schuld 
und  mit  den  Zahlungen  von  10  Millionen  Gulden  jährlich  aus  dem 
Ertrage  der  Zölle  laut  des  Uebereinkommens  vom  23.  Februar 
1854,  die  gesammte  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  innerhalb  der 
Einzahlungs- Periode  auf  das  Aiilehen  bis  zu  dem  Betrage  von 
80  Millionen  herabzumindern.  Dagx"gen  werde  die  National-Bank 
so  früh  als  ni()glich  innerhalb  dieser  Einzalilungs-Periode  verhalten 
werden,  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  Metallmünze  wieder  auf- 
zunehmen. '  Mehrfache  Erleichterungen  behufs  der  Subscription 
und  Einzahlung  auf  das  Anlehen  wurden  den  Beamten ,  welche  von 
der  Caution  entbunden  wurden,  die  Einzahlungen  durch  Abzüge 
von  ihren  Monatsgehalten  leisten  konnten,  und  im  Falle  ihrer  Pen-' 
sioniruna;  oder  Dienstes-Ausscheiduno;  von  der  EinzahhuiG;  theilweise 
oder  ganz  enthoben  wurden,  ^  den  Grundherren  in  den  ehemals 
ungrischcn  Ländern,  welche  zu  diesem  Beliufe  Vorschüsse  auf  ihre 
Urbarial- Bezüge  erhielten,  ^  den  Besitzern  landesfürstlicher  Lehen 
imd  Fideicommisse,  welche  ihr  volles  Dritttheil  belasten  konnten,  * 
den  Vormündern  und  Curatoreu,  den  Gemeinden  und  Corporatio- 
nen ,  den  Verwaltern  der  öffentlichen  Anstalten  und  Fonde ,  welche 
die  zur  Eingehung  solcher  Verpflichtmigen  erforderliche  hohe  Er- 
mächtigung vorhinein  erhielten , '=■  zugestanden.  Besonders  wichtig 
erscheint  die  Bestimmung,  dass  die  nicht  länger  als  Ein  Jahr  ver- 
fallenen Coupons  der  auf  Ueberbringer  lautenden  Obligationen  dieses 
Anlehens  bei  allen  öffentlichen  Cassen  des  Reiches  ausbezahlt,  so 
wie  auch  als  Steuereinzahlunu'  an<>enommen  werden  sollen.  *  Der 
urs])rtinglich  auf  den  19.  August  festgesetzte  Termin  zum  Schlüsse 


'  Minist.  Erlass  vorn  5.  Juli  1854. 

^  Minist.  Erlässe  vom  6.  und  12.  Juli  1854. 

^  Minist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

'  Minist.  Erlässe  vom  6.  und  17.  Juli  1854. 

■'  Minist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

"  Minist.  Ei-lass  vom  13.  Juli  1854. 
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der  Subscription  wurde  bis  Ende  August  verlängert,  '  und  nachdem 
die  Subscription  bereits  die  Summe  von  450  Millionen  überstiegen 
hatte,  wurden  die  Raten  der  Einzahlung  auf  fünf  Jahre  vertheilt.  ' 
Bei  der  cassemässigen  Behandlung  der  Einzahlungen  und  bei  Er- 
folgung der  Schuld  -  Verschreibungen  wurden  mehrfache  Erleichte- 
rungen gestattet.  ^  Das  Endergebniss  der  Subscription  belief  sich 
auf  die  unerwartet  hohe  Summe  von  506,788.477  tl. ,  wovon  in 
runder  Summe  entfielen  auf: 

Millionen 

Oesterreich  unter  derEnns 

mit  Wien    .     .     ....  108-0 

Unffern  .......  84'3 

Böhmen 70*8 

Lombardie 38*0 

Mähren 30-6 

Venedig 24'6 

Küstenland  mit  Triest  .     .  22'1 

Galizien 20-3 

Wojwodsehaft  und  Banat  20-2 

Oesterreich  ob  der  Enns  17-1 

Siebenbürgen 13*5 

Die  Einzahlungen  bis  Ende  OctobeV  1855  ergaben,  ungerechnet 
die  sofort  zu  erwähnenden  an  die  National-Bank  über\\iesenen  Be- 
träge, 163  Millionen  Gulden. 

Aus  den  Erträgnissen  des  Anlehens  sollte  die  gesammte  Schuld 
des  Staates  an  die  National-Bank  bis  zum  24.  August  1858  auf 
80  Millionen  Gulden  herabgemindert  werden.'  Derselben  werden 
bis  zum  24.  August  1858  nach  den  bestehenden  Verträgen  zur 
Tilgung  der  ältesten  Schuld  des  Staates  zufliesscn  13,629.334  fl. ; 
ebenso  sollten  laut  Uebereinkommens  vom  23.  Februar  1854  aus 
den  Erträgnissen-  der  Zölle  40  Millionen  (wovon  10  Millionen  bereits 
.abgezahlt  wurden),  zusammen  53,629.334  fl.  an  die  National-Bank 
abüetrauen  werden.  Da  die  "csammte  Schuld  des  Staates  an  die 
National-Banli ,  mit  Inbegriff  der  Haftungsschuld  für  das  eingelöste 
Papiergeld,  268  Millionen  beträgt,  so  war  ausser  obigem  Betrage' 
noch  die  Summe   von  134,500.000  fl.  erforderlich.     Zur  Abzahlung 


Millionen 

Tirol  und  Vorarlberg  . 

11-4 

Steiermark      .... 

11-4 

Militärgränze  und  kaiserl. 

königl.  Armee      .     . 

8-2 

Schlesien 

6-3 

Kroatien  und  Slavonien 

.      5-6 

Krain 

.      4-7 

Kärnthen    .'.... 

2-9 

Bukowina 

.      2-8 

Salzburg 

2-4 

Dalmatien 

1-6 

'  Minist.  Erlass  vom  19.  August  1854.' 
^  Minist.  Erlass  vom  31.  Auf,nist  185t. 
■^  Minist.  Erlass  vom  25.  September  1854. 
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derselben    wurden    von    den    Erträgnissen    des    National- Anlehens 
überwiesen : 

1.  jene  der  Subscriptionen  bei  der  National-Bank 

und  ihren  Filialen  in  den  Kronländern       .     .     52,000.000  fl. 

2.  jene  der  Subscriptionen  bei  allen  Staatscassen 

in  Oesterreich  ob  der  Enns 16,500.000  „ 

3.  dessgleichen  in  Böhmen 53,000.000  „ 

4.  ^  „   Mähren "    .    29,000.000  „ 

5.  „            T,   dem  Pest-Ofiier  Verwaltungs- 
gebiete Ungern\s ^  .    22,000.000  „ 

172,500.000  fl. 
hiervon   ab  die   durch  Staatsbeamte  mit  den  ihnen 

ertheilten  Begünstigungen  subscribirten  Beträge      4,500.000  fl. 

168j0O0.0OO~fl^ 
Die  bezüglichen  Schuldverschreibungen ,  auf  welche  bis  24.  Au- 
gust 1858  mindestens  142,801.000  fl.  eingezahlt  sein  müssen,  wurden 
im  üctober  1854  der  National-Bank  zur  Zumittlung  an  die  Subscri- 
benten  übergeben.  •  Nach  Begleichung  der  Schuld  von  134,500.000  fl. 
wird  der  Ueberscluiss  der  Einzahlungen  von  der  National-Bank  an 
die  Finanz -Verwaltung  ab2;eführt.  Die  Bank  wird  verhalten,  an 
einem  durch  das  Finanz-Ministerium,  nach  Einvernehmen  der  Bank- 
Direction,  zu  bestimmenden,  möglichst  ft'ühen  Termine,  innerhalb 
des  Zieitraumes  der  erwähnten  Rückzahlungen,  die  Einlösung  ihrer 
Noten  mit  Metallmünze  wieder  aufzunehmen.  ' 

Diese  Bestimmungen  erlitten  durch  die  nachfolgenden  Thatsachen 
und  Vereinbarungen  insoweit  eine  Moditication ,  als  einerseits  zur 
Bestreituno;  der  Heeresbedürfnisse  auf  Rechnung  der  nachfolgenden 
Einzahlungen  auf  das  National-Anlehen  von  der  National-Bank  In- 
terimal-Vorschüsse  von  80  Millionen  und  sohin  von  weiteren  20  Mil- 
lionen Gulden  (welche  letztere  durch  Einlegung  von  Staats-Schuld- 
verschreibunocn  im  Betrasie  von  30  Millionen  Gulden  uedeckt  wurden) 
entnommen  werden  mussten,  andererseits  aber, die  Finanz- Verwal- 
tung durch  das  nachstehend  umständlich  erwähnte  Uebereinkommen 
eine  energische  Maassnahme  zur  Regelung  aller  Verhältnisse  zwi- 
.'<chen  der  Staatsverwaltung  und  der  National-Bank  in  Ausführung 
brachte. 

Da  die  P'orderung   der  privilegirten   (')sterreichischen  National- 

'  Minist.  Eflris.s  vom  31.  Aiigu.st  1854. 
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Bank  an  den  Staat  aus  dem  Titel  der  EinUtsung  des  Wiener-Wäh- 
rung-Papiergeldes  durch  die  system-mässige  monatliehe  Tilgungs- 
Quote  berichtigt,  die  weitere  Forderung  aus  der  Einlösung  der 
Reichsschatzscheine  aber  durch  die  an  die  privilegirte  österreichische 
National  -  Bank  überwiesenen  Zuflüsse  aus  dem  Ertragnisse  des 
National- Anlehens  gedeckt  wird,  so  handelt  es  sich  zur  gänzlichen 
Tilouno;  der  Schuld  des  Staates  an  die  National-Bank  um  die  Summe 
\on  155  Millionen  Gulden,  von  \\elchen  55  Millionen  den  Rest  der 
aus  dem  Uebereinkommen  vom  23.  Februar  1852  bezifferten  Sch.uld 
Aon  71,50(>.000  Gulden  bilden  und  100  Millionen  Gulden  aus  den 
seither  geleisteten  Interimal- Vorschüssen  von  80  und  20  Millionen 
herrühren.  Um  bezüglich  dieses  Betrages  von  155  Millionen  die 
Riickzahluna;  einzuleiten  und  gehörig  zu  sichern,  werden  in  Fol2;e 
Allerhöchster  Entschliesung  vom  12.  October  1855,  mittelst  Yer- 
trases  zwischen  dem  Finanz -Ministerium  und  der  National-Bank 
vom  18.  October  1855  Staatsgüter  '  im  Gesammtwerthe  von 
15t),485.000  Gulden  der  National-Bank  unter  nachfolgenden  Be- 
stimmungen überantwortet :  1.  Die  erwähnten  Staatsgüter  bilden 
eine  wahre  nach  allgemeinen  privat -rechtlichen  Normen  bestellte 
Hypothek  zur  Sicherstellung  der  Forderung  von  155  Millionen  Gul- 
den, und  der  National-Bank  wird  die  Ermächtigung  ertheilt,  zur 
li'irmliclien  Erwerbung  des  Hypothekar-Rechtes  vorliegendes  Ueber- 
einkommen auf  diese  Güter  in  die  öffentlichen  Bücher  (kostenfrei) 
eintrati;en  zu  lassen.  2.  Die  National-Bank  wird  die  ihr  überant- 
worteten  Güter  selbst  verwalten  und  die  reinen  Erträgnisse  in  ihre 
Gassen  einfliessen  lassen,  und  das  Aerar  hat  bis  zur  vollständigen 
Befriediuunii  obiger  Forderuns;  keinen  Anspruch  auf  die  Erträgnisse 
dieser  Güter.  3.  Die  Verwaltung-  der  Güter  kann  der  National-Bank 
vor  oedachter  Befriediiiun»«;  nicht  entzogen  werden:  doch  kann  diess 
bezüglich  des  einen  oder  anderen  Gutes  geschehen ,  insoferne  der 
Werth  der  in  ihrer  Verwaltung  bleibenden  Güter  den  noch  au  der 
Forderung  von  155  Millionen  aushaftenden  Betrag  übersteigt,  oder 
der   Werth    des    bezüülichen  Gut(  s   der  National-Bank    in    Baarem 

CT 

ersetzt  oder  durch  eine  andere  vollkonunen  sicherstellenile  Hypothek 
gedeckt  wird.    4.  In  diesem  Falle  ist  die  National-Bank  verpflichtet, 

'  Diese  Staatsgüter  umfassen  ein  Areal  von  110  os torreichischcii 
(115  geograplaischen)  Quadrat -Meilen,-  und  liegen  in  Oesterreich, 
Kärnthen,  Krain,  fiölmien,  Ualizien,  Ungci-n,  der  Wojwodsohafi  und  dein 
l'anatc.   in  Ki-oatien  und  .Siebenbürgen. 
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die  Löschung  des  auf  dem  Gute  haftenden  Hypothekar-Rechtes  zu 
bewilligen.  5.  Die  National  -  Bank  wird  die  Verwaltung  der  ihr 
überantworteten  Güter  sobald  als  möglich  auf  Grund  eines  zu  er- 
richtenden Inventars  übernehmen.  Bis  dahin  wird  die  Verwaltung 
von  den  landesfürstlichen  Beamten  besorgt  und  das  reine  Einkom- 
men an  die  National  -  Bank  abgeführt.  6.  Sammtliche  Behörden 
werden  die  National-Bank  in  dieser  Verwaltung  möglichst  unter- 
stützen, alle  Beamten  und  Diener,  welche  sie  zu  diesem  Behufe  in 
ihre  Dienste  zu  nehmen  wünscht,  werden  ihr  zur  Verfügung  ge- 
stellt, und  ihre  der  National-Bank  geleisteten  Dienste  werden  ihnen 
als  Staats -Dienste  angerechnet;  dienstunfähigen  Angestellten  und 
ihren  Angehörigen  wird  dagegen  die  National-Bank  die  ihnen 
normal-massig  gebührenden  Genüsse  gewähren,  jedoch  darf  deren  Be- 
trag von  dem  reinen  Einkommen  in  Abzug  gebracht  werden.  7.  Die 
National-Bank  ist  in  ihrer  Verwaltung  nur  an  jene  Rücksichten  ge- 
bunden ,  welche  ihr  die  Pflicht  eines  Verwalters  von  fremdem  Gute 
auferlegt;  sie  wird  über  die  Erträgnisse  der  Güter  alljährlich  Rech- 
nung legen,  und  alle  Meliorationen  des  Fundus  instructus,  sowie 
alle  Gebäutle,  welche  sie  aufführen  lässt,  gehörig  inventiren.  8.  Die 
National-Bank  ist  nicht  nur  berechtiget,  die  ihr  überwiesenen  Güter 
als  Hypothek  für  ihre  Zwecke  zu  bestellen,  sondern  auch,  sie  zu 
veräussern.  Die  Veräusseruug  soll  baldigst  begonnen  und  so  schnell 
als  möglich  fortgesetzt  werden.  9.  Die  National-Bank  wird  die 
Verwaltung  und  Veräusserung  der  ihr  überantworteten  Güter  unter 
der  Oberleitung  des  Bank-Gouverneurs  durch  die  von  der  Direetion 
gewählten  Organe  besorgen,  und  dafür  eine  eigene  Abtheiluni;-  bil- 
den,  welche  nach  einer  besonderen  Instruction  vorzugehen  und  deren 
Gestion  der  statutenmässigen  Ueberwachung  zu  unterliegen  haben 
wird.  10.  Jeder  Betrag,  welcher  aus  der  Veräusserung  der  über- 
antworteten Güter  und  aus  ihrem  reinen  Erträgnisse  einfliesst,  wird 
als  Abschluiiszahlunt»;  auf  die  erwähnte  Forderung  von  155  Millionen 
berechnet;  dies  geschieht  auch  mit  dem  Betraue  des  Werthes  eines 
iiu-  nach  §.  3  abgenommenen  Gutes.  11.  Weivi  das  Erträgniss  und 
der  Erlös,  sowie  der  eventuelle  Werthersatz  der  an  die  National- 
Bank  überantw^orteten  Güter  den  Betrag  von  155  Millionen  nicht 
vollständig  decken,  so  wird  die  Staatsverwaltung  den  abüänuiuen 
Betrau-  innerhalb  dreier  Monate  nach  Veräusserung  des  letzten  Gutes 
an  die  National-Bank  baar  erfolgen  lassen.  12.  Nach  vollständiger 
Tilgung  der  Forderung  werden  die  allenfalls  noch  in  Verwaltung 
der  National-Bank  befindlichen  Güter  der  StaatsverwalUuit»  zur  Ireien 
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Verfügung  zurückgestellt,  uiul  deren  Hypothekar- liehtstung  wird 
gelöscht.  Die  Zurüekstelkuig  geschieht  auf  Grundlage  des  errich- 
teten und  während  der  Verwaltung  ergänzten  Inventars.  13.  Durch 
vorliegendes  Uebereinkonnnen  werden  die  Eestimnningen  der  beiden 
am  23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  abgeschlossenen  Ueber- 
einkünfte  bezüglich  der  Rückzahlung,  Verzinsung  und  Sicherstellung 
der  darin  bezeichneten  Forderungen  der  National-Bank  aufgehoben, 
und  jene  Obligationen  im  Betrage  von  30  Millionen,  welche  der 
National-Bank  zur  Deckung  des  Einiianss  erwähnten  Inferimal-Vor- 
Schusses  übergeben  wurden,  sind  zurückzustellen.  14.  Die  Wirk- 
samkeit des  vorstehenden  Uebereinkonunens  beuinnt  mit  1.  No- 
vend)er  1855. 

Gleichzeitio;  mit  dieser  wichtigen  Verfüo;uns  ^^■urde  eine  andere 
die  privilegirte  österreichische  National-Bank  betreffende  eingeleitet, 
welche,  obwohl  sie  zunächst  auf  die  Hebung  des  Real-Credites  be- 
rechnet ist,  doch  liier  er\\'ähnt  werden  muss,  weil  sie  ebenfalls 
geeignet  ist,  auf  die  Consolidirung  des  Standes  der  National-Bank 
und  Wiederherstellung  der  Landeswährung  i<)rderlichen  Einfluss  zu 
nehmen.  Auf  Grund  der  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
12.  October  1855  ertheilten  Genehmigung  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  erklärte  sich  die  privilegirte  österreichische  National-Bank 
bereit,  zur  Unterstützung  des  Real  -  Besitzes  eine  Hypotheken- 
Bank  zu  eiTichten,  und  zu  diesem  Zwecke  ihre  Fonds  um  35  Mil- 
lionen Gulden  in  klingender  Silbermünze  zu  vermehren,  ' 

Der  Ankauf  mehrerer  Eisenbahnlinien  durch  die  Staats- 
verwaltung, sowie  die  Ueberlassung  einiger  Strecken  von  Staats- 
Eisenbahnen  an  PriA'at-Gcsellschaften  werden  bei  den  „Conununica- 
tionen'^  ihre  umständliche  Erwähnung  finden.  Hier  kann  derselben 
nur  insoweit  gedacht  werden,  als  durch  die  Vertragsbeslinunungen 
bei  dem  Ankaufe  die  Staatsschuld  vermehrt  wurde. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Mailand  über  Monza  nach  Como 
wurde  in  Fobe  AUerluK'hster  Ermächtitiunü'  vom  7.  März  1851, 
mittelst  des  Vertrages  vom  19.  März  1851,  fih-  den  Staat  erworben. 
Nach  den  Bestimmunt'en  dieses  Vertrages  wurden  im  Betraue  der 
Verkaufssumme  von  2,530.000  fl.  4|)ercentige  Staals-Schuldverschrei- 
bungen  hinausgegeben,  welche,  in  5)  Serien  eingerheiit ,  binnen 
9  Jahren,  alljährlich  am  2.  Januar,  zur  A'crlosuJig  kommen,  wobei 
die  jeweilig   gezogene  Serie   am    1.  Juli  desselhen  Jahres  zur  Aus- 

'  Das  Näfiere  hierüber  im  §.  10. 
V.  Czoernig,  Oeslcncicirs  Netigcstnllimg.  12 


178 


zahhmg  iielangt;  die  Verlosung  begann  am  2.  Januar  1852.  Zugleicli 
ühernahm  die  Staatsverwaltung  die  Ausbezahlung  einer  durch  37  Jahre 
fortlaufenden  jährlichen  Rente  von  84.000  fl.  zur  Einlösung  der  emit- 
tirten  Mailand-Como-Rentenscheine.  Ersterer  Betrag  (der  4percentigen 
Verlosungsschuld)  bildet  einen  Theil  der  neuen  Schuld  des  lombardisch- 
venezianischen  Monte,   bei  welcher  er  bereits  erwähnt  wui'de. 

Die  lombardiseh  -  venezianische  Ferdinands  -  Bahn 
wurde  auf  Grundlage  früherer  Uebereinkommen  über  Allerhöchste 
Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  durch  den  Vertrag  vom  9.  Juni 
1852  für  den  Staat  erworben.  Hierdurch  übernahm  der  Staat  die 
Verbindlichkeit,  für  die  noch  in  den  Händen  der  Privaten  befind- 
lichen Actien  die  Summe  von  7,445.760  fl.  in  4percentigen  Staats- 
Schuldverschreibungen  zu  erfolgen,  welche,  in  7  Serien  eingetheilt, 
alljährlich  im  Betrag  von  einer  Million  Gulden  zur  Verlosung  kom- 
men. Dieselbe  erfolgt  Anfangs  April  und  die  Ausbezahlung  am 
1.  April  des  darauf  folgenden  Jahres;  die  erste  Verlosung  fand  am 
1.  April  1853  Statt. 

Die  ungrische  Central- Eisenbahn  ging  mittelst  des  Ver- 
trages vom  7.  März  1850  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Für 
die  noch  in  den  Händen  der  Privaten  befindlichen  Actien  wurden 
4i)ercentit>:e  Staats-Schuldverschreibuntren  im  Betraije  von  8  Millionen 
Gulden  hinausgegeben,  welche  in  8  Serien,  jede  zu  einer  Million 
Gulden,  eingetheilt  sind  und  binnen  8  Jahren  zur  Verlosung  ge- 
langen. Die  Verlosung  geschieht  am  1.  December,  die  Auszahlung 
am  2.  Januar  des  je  darauffolgenden  Jahres.  Am  1.  December 
1851  ward  die  erste  Verlosung  vorgenonuncn. 

Die  Krakau-oberschlesische  Balm  ging  durch  den  mi( 
Allerhöchster  Eutschliessung  vom  13.  Mai  1850  genehmigten  Vertrag 
vom  30.  April  1850  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Die  Staats- 
verwaltung übernimmt  hiermit  die  Einlösung  der  18.725  Actien ,  zu 
100 Thalern  preussischCourant  jede;  dieselben  werden  vom  1.  Januar 
1851  an  halbjährlich  verzinset,  und  zwar  bis  Ende  1890  zu  4  Per- 
cent, vom  1.  Januar  1891  an  zu  3'/j  Percent.  Die  Tilgung  der- 
selben erfolgt  nach  dem  bestimmten  Amortisations-Plane;  die  Aus- 
losung geschieht  im  Ai)ril  eines  jeden  Jahres  (beginnend  mit  dem 
Jahre  1851)  und  die  Berichtigung  der  verlosten  Obligationen  am 
1.  Juli  desselben  Jahres. 

Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn  mit  den  Seitenflügeln 
nach  Laxenburg  und  Katzelsdorf  erwarb  der  Staat  durch  das  (unterm 
30.    Auuust    18.53   Allerhöchst  iienehniigtc)    Uebereinkomnion    vom 
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4.  August  1853.  Kraft  desselben  beznhlt  die  Staatsverwaltung  für 
jede  der  im  Privat-Besitze  befindlichen  13.219  Actien  den  Betrag 
von  675  fl.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.)  in  5percentigen  verlosbaren 
Obligationen.  Jährlich  werden  am  1.  Oetober  Obliuationen  im  Be- 
trage  von  2  Millionen  Gulden  verlost,  und  die  Ausbezahlung  der  zur 
Verlosung  gelangten  Obhgationen  erfolgt  am  1.  üclober  des  nächsten 
Jahres.  Die  erste  Verlosung  geschah  am  1.  Oetober  1854.  Femer 
übernimmt  die  Staatsverwaltung  die  fundirte  5percentige  Sch.uld  der 
Eisenbalm-Gesell Schaft  im  Betrag  von  2,750.000  fl. 

Die  Wiener-Neustadt-Oedenburger  Eisenbahn,  eine 
an  die  vorhergehende  sieh  anknüpfende  Seitenbahn,  wurde  durch 
den  Staat  mittelst  des  Vertrages  vom  31.  Juli  18.54  (genehmigt 
durch  Allerhöchste  Entsehliessung  vom  2G.  August  1854)  eingelöst . 
Für  die  in  Privat-Händen  befindlichen  Actien  bezahlte  der  Staat  die 
Abl<)sungssumme  Aon  1,500.000  fl.  in  ,5percentigcn  verlosbaren 
Obligationen.  Die  Verlosung  beiiinnt  am  1.  Februar  1855,  l)eträgt 
jährlich  300.000  fl.,  und  wird  durcii  fünf  Jahre  fortgesetzt.  Die 
Hückzahlung  erfolgt  ein  Jahr  nach  der  Verlosung. 

Da  fast  .sännntliche  mittelst  dieser  Verträge  übernommene 
Staatsschulden  im  Wege  der  Verlosung;  in  einer  kurzen  Keihe  von 
Jahren  (nämlich  bis  zu  den  Jahren  1859  und  1860)  getilgt .  werden, 
so  wird  nach  Verlauf  dieser  Zeit  nur  noch  ein  Theil  der  Mailand- 
Como-Kentenscheine,  ein  Theil  der  Krakauer  Obligationen,  und  die 
fundirte  Schuld  der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  somit  eine  ver- 
gleich ungsweise  geringe  Summe,  dem  Staate  zur  Last  verbleiben. 

Dagegen  wurde  mittelst  des  (unterm  12.  Januar  1855  Aller- 
höchst  genehmigten)  Vertrages  vom  1.  Januar  1855  die  nördliche 
Staats-Eisenbahn  von  Bodenbach  bis  Brunn  mit  dem  Seiten- 
flügel nach  Ohnütz,  ferner  die  südöstliche  Staats-Eisenbahn 
von  Marchegg  bis  Szolnok  und  Szegedin  mit  der  im  Baue  begriffe- 
nen Verlängerung  bis  Temesvar ,  und  die  B  a  n  a  t  e  r  E  i  s  e  n  b  a  h  n  von 
Baziasch  nach Steierdorf  (sannnl  einem  in  das  \olie  Eigenthum  über- 
gehenden Complexe  von  Staatsgütern  und  Monta  n- Werken) 
an  die  k.  k.  privilegirte  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  aut 
90  Jahre  überlassen,  wofür  dieselbe  den  Betrag  von  200  Millio- 
nen Franken  in  Silber,  in  36  Monatsraten,  vom  1.  März  1855  an, 
zahlbar,  mit  dt'r  Verbindlichkeit  zu  entrichten  hatte,  die  ersten 
12  Katen  gegen  eine  4percentige  Escomptiiung  bis  zum  I.  Juli 
1855  zu  erfolgen. 

Zur  Andeutung  der  Ergebnisse  der  Fiua  nz-  \'  erw  a  1 1  ung 


180 


in    der 

Periode  von   1848  — 

1855  folgen  liier  einige 

der  hauptöäch- 

lichsten 

Daten : 

EiniKihniei) 

Ordentl.  Auslugen 

Abtinnfi: 

1848 

122,127.354  fl. 

167,238.000  fl. 

45,110.646  fl. 

1849 

144,013.758  „ 

190,459.567  „ 

46,445.809  „ 

1850 

194,296.457  „ 

230,266.986  „ 

35,970.529  ,, 

1851 

219,505.140  „ 

260,866.670  „ 

41,361.530  „ 

1852 

226,365.108  „ 

274,587.121  „ 

48,222.013  „ 

1853 

237,136.993  „ 

286,313.610  „ 

49,176.617  „ 

1854 

215,333.724  „ 

294,529.681  „ 

49,195.957  „ 

1855 

263,786.885  „ 

300,875.669  „ 

37,088.784  „ 

Summe    1.652,565.419  fl. 

2.005,137.304  fl. 

352,571.885  fl. 

Unter  den  Einnahme  n  waren  a  u  s  s  e  r  o  r  d  e  n  1 1  i  e  li  e  begriffen : 
im  Jahre  1849  4'/,  Million,  1850  14  Millionen,  1851  17'/,  Million, 
1852  l'/j  Million,  1853  1'/,  Million  '  und  1855  5'/^  Million  Gulden; 
worunter  das  den  ungrischen  Insurgenten  abgenommene  Silber  und 
der  Metallstock  l'/j  Million,  die  sardinische  Kriegsentschädigung 
sammt  Münzgewinn  dabei  32%  Million,  die  toscanische  Kriegsent- 
schädigung l'/j  Million,  der  Verkaufspreis  von  Montan-Entitäten  4  Mil- 
lionen, die  Urbarial- Entschädigungen  der  Staatsgüter  1'/^  Million 
und  die  •  aus  der  Yerzichtleistung  der  National-Bank  auf  die  Ver- 
zinsung der  in  ihre  Cassen  eingeflossenen  Reichsschatzscheine  und 
Casse-Anweisungen  2'%  Million  ausmachten. 

Nebst  dem  oben  nachgewiesenen  Abgange  von  352,571.885  fl. 
waren  jedoch  in  den  erwähnten  Jahren   noch   folgende  ausseror- 
dentliche Auslagen  zu  bestreiten: 
zur  theilweisen  Tilgung  der  fundirten  und  schwe- 
benden Staatsschuld  mit 481,610.856  tl- 

zu  ausserordentlichen  Rüstungen   der  Armee  und 

Bestreitung  der  Interventions  -  Kosten   aus  Anlass 

der  politischen  Wirren  im  In-   und  Auslande  mit       342,475.976  „ 

zur  Erweiterung  des  Staats-Eisenbahn-  '■'  und  Tele- 

graphen-Ketzes  mit ,     .     .  '  .       153,821.408  „ 

im  Ganzen  mit 977,908/240  fl. 

'  Im  Jahre  1854  kamen  ausserordentliche  Einnahmen  nicht  Aor. 

^  la  diet^er  Summe  sind  37  Millionen  nicht  inbegrifTen,  welche  zur 
Einlösung  der  früher  er\>ähnten  Privat-Bahnen  in  Staats-Schuldverschrei- 
bungen ausgegeben  wurden  und  sonach  dem  Betrage  der  Staatsschuld  zu- 
gewachsen   sind,    und    ebensowenig   28  Millionen  Gulden,   als    der  Betrag 
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Demnach  stellt  sich  der  Gesammtbetrag  des  Ab- 
gangs,  welcher  durch   ausserordentliche  Zuflüsse 

zu  bedecken  war,  in  den  benannten  8  Jahren  auf  

die  Ziffer  von .    1.330,480.125  fl- 

Die  Bedeckung  dieses  Abganges  fand  sich 
in  den  Zahlungen  der  Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft, in  den  auf  die  eröffneten  Staats- Anlehen 
eingeflossenen  Zahlungen,  und  in  der  Vermehrung 
der  schwebenden  Staatsschuld  mittelst  Hinausgabe 
von  Staats-Papiergeld,  endlich  in  der  Aufnahme 
von  Vorschüssen  bei  der  j)rivilegirten  österreichi- 
schen National -Bank,    aus    welchen   Quellen    im 

Ganzen  ein  Betrag  von 1.377,394.585  tl. 

in  die  Staats-Cassen  eingeflossen  ist.  ' 


§.  9. 

7.   Handel,  Gewerbe  und  8chiff  t'ali  r  t. 

Auf  keiiiem  Gebiete  practischer  Thätigkeit  war  vielleicht 
in  Oesterreich  die  Reform  iioth wendiger,  als  auf  jenem  der 
Gewerbe,  des  Handels  und  der  Schifffahrt,  nirgend  aber  er- 
folgte sie  auch  umfassender  und  durchgreifender  als  auf  dem 
grösseren  Theile  dieses  Gebietes.  Der  erste  und  bedeutendste 
Schritt  lag  schon  in  der  Bildung  eines  eigenen  Ministeriums 
für  die  Pflege  dieser  wichtigen  Interessen  mit  Einscliluss  der 
Conuiiunicationen  und  der  öffentlichen  Bauten,  wie  diese 
Pflege  die  Fortschritte  der  neuesten  Zeit  auf  dem  Felde  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  gebieterisch  erheischten. 
An  die  Spitze  dieses  Ministeriums  ward  Freiherr  von  B  r  u  c  k 


der  früher  von  der  Staatsverwaltung  angekauften  Actien  der  Privat-Eisen- 
bahnen  und  der  ihnen  ertheilten  Vorschüsse,  auf  welchen  Betrag  bei  jener 
Einlösung  Verzicht  geleistet  ^^•urde. 

'  Eine  sehr  interessante  Beleuchtung  iler  gegenwärtigen  Finanz-Zu- 
stande  des  Kaiserstaates  und  ihrer  nächstbevorstehenden  Entwicklung  findet 
sich  in  der  Schrift:  „Die  neue  Gestaltung  der  Geld-  und  Credit-Verhält- 
nissc  in  Oestorri'ich.    Wien  1855." 
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t)enifc'ii .  ein  iMaun,  welcher  in  dem  grossartigen  Geschäfts- 
betriebe des  Welthandels -Platzes  Triest  seinen  Blick  ge- 
schärft, seine  Erfahrung  gereift  und  von  seiner  energischen 
Thätigkeit  durch  den  von  ihm  ausgegangenen  Aufschwung 
des  österreichischen  Llojd  vollgiltiges  Zeugniss  abgelegt 
hatte.  Die  umfassenden  and  zahlreichen  Reformen,  welche 
er  während  der  vergleichungsweise  kurzen  Zeit ,  als  er  dieses 
Ministerium  leitete,  theils  durchführte  theils  anbahnte,  lassen 
am  klarsten  erkennen .  dass  er  der  hohen  ihm  gestellten  Auf- 
gabe gewachsen  war.  Diese  Aufgabe  war  in  der  That  für 
einen  österreichischen  Handels-Minister  eine  sehr  schwierige. 
Oesterreich  war  trotz  seiner  trefflichen  Anlagen  in  der  mate- 
riellen Entwicklung  seiner  Kräfte  zurückgeblieben.  Nunmehr 
sollte  die  gewerbliche  Thätigkeit  aus  ihrer  Isolirung  gezogen, 
der  Industrie  ein  neuer,  wohlthätig  auf  die  Bdden-Production 
zurückwirkender  Anstoss  gegeben,  der  Handel  im  Innern 
und  nach  Aussen  von  seinen  Fesseln  befreit,  die  Schifffahrt 
aus  ihrer  langwährenden  Verwahrlosung  emporgehoben, 
hiermit  aber  die  Steuerkraft  vervielfältiget  werden ,  und  diess 
mitten  unter  widersprechenden  auf  Schonung  Anspruch  ma- 
chenden Einzeln-Interessen ,  im  Gedränge  auswärtiger  Riva- 
litäten, auf  einem  eben  noch  unterwühlten  Boden,  während 
der  grössten  inneren  Erschütterung  (oder  unmittelbar  nach 
derselben),  welche  Oesterreich  jemals  erfahren  hatte. 

Das  Dringendste  schien  die  Einbeziehung  der  sämmtlichen 
Länder  der  Monarchie  in  ein  Zollgebiet  (mit  wenigen  durch 
Lage  und  besondere  Verhältnisse  gebotenen  Ausnahmen), 
die  Beseitigung  aller  Verkehrsschranken  innerhalb  desselben, 
sohin  die  Erleichterung  des  Verkehres  nach  Aussen  durch 
die  Beseitigung  des  Prohibitiv-Systemes  und  durch  Feststel- 
lung eines  rationellen  Schutzzoll -Tarifes.  wornach  erst  die 
Erweiterung  des  Handelsgebietes  gegen  Deutschland  und 
Italien  zu,  welche  in  der  Schaffung  eines  mittel-europäischen 
Zoll-  und  Handels-Gebietes  ihren  Zielpunct  Jiatte,  angebahnt 
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werden  konnte.  Die  Ausführung  dieses  Planes  ward  begon- 
nen mit  der  (seit  Langem  sehnlichst  lierbeigewünschten, 
früher  aber  fast  unausführbar  gewesenen)  Aufhebung  der 
Zwischenzoll -Linie,  welche  die  ehemals  ungrischen  von 
den  übrigen  Kronländern  trennte;  dieser  folgte  die  Einbe- 
ziehung Istrien's  und  der  quarnerischen  Inseln ,  sowie  des 
Umkreises  der  Freihäfen  in  das  allgemeine  Zollgebiet.  Mit 
Umsicht  und  Besonnenlieit  ward  sohin  zur  Umänderung 
des  Zoil-Tarifes  geschritten.  Die  genauesten  Vorerhe- 
bungen, die  Einvernehmung  der  Betheiligten,  die  rücksichts- 
vollsten Uebergangs-Maassregeln  sollten  die  mit  jeder  Aende- 
rung  des  Zoll-Systems  verbundene  Rückwirkung  auf  bestehende 
Interessen  mildern,  ohne  da^s  die  Bemühungen  der  Anhänger 
des  Verbotes  den  Fortschritt  zu  hindern  vermochten.  Die 
düstersten  Voraussagungen  Hessen  sich  vernehmen ,  der  Be- 
stand der  inländischen  Industrie  sollte  in  Frage  gestellt,  der 
Ruin  von  Tausenden  herbeigeführt  sein ;  allein  das  Gegentheil 
hiervon  trat  ein,  indem  die  Industrie  zu  keiner  Zeit  innerhalb 
so  weniger  Jahre  einen  so  mächtigen  Aufschwung  genommen 
hat,  als  seit  Aufhebung  des  Verbot -Systems.  Bei  dieser 
grossartigen  Reform  des  inneren  Zollwesens  wurde  laut  die 
Absicht  ausgesprochen,  hierdurch  die  künftige  Handels- 
einigung mit  Deutschland  anzubahnen.  Die  Kundge- 
bung dieser  Absicht  erfolgte  aber  auch  direct  zuerst  in  der 
Wiener  Zeitung,  sohin  in  eigenen,  dem  Bundestage  sowohl 
als  den  deutschen  Regierungen  mitgetheilten  Denkschriften, 
in  welchen  die  grosse  Frage  practisch  behandelt  und  die  zu 
ihrer  Lösung  erforderlichen  Maassregeln  einzeln  zergliedert 
wurden.  Weim  die  aus  Anlass  der  deutschen  Verwicklungen 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ausgebrochenen  Miss- 
lielligkeiten  einer  Verfolgung  dieser  Verhandlung  mit  dem 
leitenden  Staate  des  deutschen  Zollvereines  in  den  Weg 
traten,  und  letztere  selbst  auf  dem  Dresdner  Congrcsse  nicht 
gefördert  werden  konnte,  so  folgten  doch  die  meisten  übrigen 
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deutsclieii   Staaten,    namentlich    alle    bedeutenden,   dem   an 
sie   eroangenen  Rufe  zu    der  in  Wien   sich  versammelnden 
Zoll  -  Conferenz ,    und   schritten   mit  solchem   Ernste   zu   den 
Erörterungen  über  die  aufgestellten  Vorschläge,  dass  sie  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  zu  einer  näheren  Einigung  zwischen 
diesen   Staaten,    insbesondere   zwischen    den   süd- deutschen 
und   zwischen  Oesterreich   —   vielleicht  auf  Kosten  des  Be- 
standes des   Zollvereines    — :   geführt   haben    würden,   wenn 
nicht    auf    Grund    der    hierüber     angestellten    Erwäounoen 
Preussen   sich   zur  Anknüpfung   von  Verhandlungen  geneigt 
bewiesen    hätte.     Oesterreich,   dem   es   nicht  um  die  Spren- 
gung des  Zollvereines ,  sondern  um  die  Handelseinigung  mit 
ganz  Deutschland   zu   thun  ist,   ging  in  diese  Negotiationen 
ein,   und   sandte   den   inzwischen -vom  Handels -Ministerium 
(dessen   Leitung  Freiherr    von   Bau  mg  artner    übernahm) 
abgetretenen   Freiherrn    von   Brück    als   Unterhändler    nach 
Berlin.    Die  Folge  dieser  Unterhandlung  war  der  mit  Preus- 
sen  unterm   19.  Februar  1853  abgeschlossene  Handels-  und 
Zoll- Vertrag ,  welchem  die  übrigen  Zollvereins-Staaten  unterm 
4.  April  1853  beitraten;  hierdurch  wurden  namhafte  Erleich- 
terungen  für   den   gegenseitigen  Verkehr   gewährt,   und  bis 
zum   Jahre  1860   neue   Verhandlungen    über    die   gänzliche 
Zolleinigung    oder    doch    über    weitergehende    gegenseitige 
Verkehrs  -  Erleichterungen  in   Aussicht  gestellt.     Noch   lässt 
sich  heute  nicht  beurtheilen,  ob  zu  jener  nicht  mehr  fernen 
Zeit  die   von  Oesterreich  angebotene  deutsche  Zolleinigung 
zur  Wahrheit  werden  wird:  allein  die  Macht  der  hierzu  un- 
auflialtsam    drängenden,   die  gesammte  Nation  umfassenden 
Interessen  ist  so  gross  und  nachhaltig,  dass  die  dagegen  sich 
erhebenden  Sonderbestrebungen  den  endlichen  Sieg  der  gross- 
artigsten Idee  dieses  Jahrhunderts  wohl  aufzuhalten,  nimmer 
aber  zu  vereiteln  vermögen.  —  Im  Süden  des  Reiches  waren 
die  nach  gleicher  Richtung   abzielenden   Schritte   der  öster- 
reichischen   Regierung    nicht    ohne    Erfolg    geblieben.      Das 
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Fürstenthuni  Liechtenstein  ward  in  das  österreichische  Zoll- 
gebiet anfgenommen ,  die  Herzogthümer  Parma  und  Modena 
traten  in  einen  förmlichen  Zollverein  mit  Oesterreich,  und 
mit  Sardinien  ward  ein  mehrfache  Verkehrs-Erleichterungen 
gewährender  SchiflYahrts-  und  Handels- Vertrag  abgeschlossen. 
Diesen  Bestrebungen  zur  Erweiterung  des  Gebietes  für  den 
gesetzlichen  Handel  gingen  Maassregeln  zur  Seite,  welche 
die  Hintanhaltuiig  des  ungesetzlichen,  des  Schleichhandels 
bezweckten,  zu  welchem  Ende  auch  mit  fast  allen  benach- 
barten Staaten  Verträge  abgeschlossen  wurden. 

Als  ein  nicht  geringeres  Bedürfniss  stellte  sich  die  Er- 
lassung eines  neuen,  den  Bedingungen  einer  freieren  Be- 
wegung mehr,  als  diess  durch  die  bisherigen  vielfältigen 
und  ungleichartigen  Verordnungen  geschieht,  entsprechenden 
Gewerbegesetzes  dar.  Es  wurde  jedoch  erkannt,  dass 
vorerst  der  Raum  für  diese  freiere  Bewegung  geschaffen 
und  gesichert  werden  müsse,  ehe  eine  durchgreifende  Aen- 
derung  des  so  vielfache  Interessen  berührenden  Gewerbege- 
setzes erfolgen  könne.  Inzwischen  war  man  bemüht,  die 
Materialien  für  ein  solches  neues  Gesetz  zu  sammeln ,  das- 
selbe vorzubereiten  und  für  die  ehemals  ungrischen  Län- 
der, in  welchen  eine  gesetzliche  Vorkehrung  in  dieser  Hin- 
sicht unaufschiebbar  war,  einstweilen  eine  Vorschrift  zu  er- 
lassen, welche  den  in  den  deutschen  und  slavischen  Kron- 
ländern geltenden  Gewerbs-Normen  entsprach.  Erst  als  durch 
die  Abschaffung  der  Zwischenzoll-Linie,  durch  die  Aufhebung 
des  Prohibitiv- Systems,  durch  den  Abschluss  von  Zoll-  und 
Handels- Verträgen  mit  dem  deutschen  Zollvereine  und  den 
italienischen  Staaten,  durch  die  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
Netzes  und  der  DampfschiHYaln-t,  durch  die  engere  Einbe- 
ziehung der  Gebiete  an  der  unteren  Donau  in  den  öster- 
reichischen Verkehr,  endlich  durch  den  grossen  Act  der 
durciigeführten  Grundentlastung  die  Schranken  fielen,  weiche 
die    ungehinderte    Entwicklung    aller    übrigen    Zweige    der 
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volkswirtlischat'tlichen  Thätigkeit  hemmten,  waren  hiermit 
auch  die  Bedingungen  zu  einer  freien  Entfaltung  der  heimi- 
schen Industrie  gegeben.  Letztere  nahm  bei  der  schöpferischen 
Kraft,  welche  den  noch  ganz  unberechenbaren  national-wirth- 
schaftlichen  Hilfsquellen  Oesterreich's  inwohnt,  schon  in  dem 
ersten  Stadium  ihrer  Entwicklung  einen  so  raschen  Auf- 
schwung, dass  der  auf  die  Grundlage  der  früheren  Zustände 
berechnete  Entwurf  eines  neuen  Gewerbegesetzes  den  An- 
forderungen der  Gegenwart  nicht  mehr  genügte.  Es  blieb 
dem  gegenwärtigen  Handels- Minister  Ritter  von  Toggen- 
burg  vorbehalten,  in  richtiger  Würdigung  dieser  Anforde- 
runs:en  der  Zeit  den  entscheidenden  Schritt  zu  der  Herbei- 
führung  eines  rationellen,  jede  nicht  unerlässliche  Beschrän- 
kung beseitigenden  Systems  einer  freien  Gewerbethätigkeit 
unter  dem  Schutze  der  Gesetze  zu  thun.  Dahin  zielt  der 
neue,  bereits  der  Berathung  der  Handels-  und  Gewerbe-Kam- 
mern unterzogene  Entwurf  des  Gewerbe  -  Gesetzes ,  nach 
welchem  die  Ausübung  der  gewerblichen  Thätigkeit  auf 
blosse  Aimieldung  hin  erfolgen  kann.  Nur  jene  Gewerbe, 
wobei  polizeiliche  Rücksichten  eine  Aufsicht  des  Staates 
nothwendig  machen ,  sollen  an  die  Erlangung  einer  vorläu- 
figen Concession  gebunden  sein.  Dabei  aber  soll  im  Allge- 
meinen das  corporative  Element  der  Genossenschaft  gewahrt 
werden.  Mit  der  gesetzlichen  Sanction  dieses  Entwurfes  wird 
der  Schlussstein  zu  dem  mächtigen  Aufschwünge  der  Indu- 
strie, welchem  Oesterreich  unaufhaltsam  entgegengeht,  ge- 
legt sein. 

Eine  andere  wichtige  Einrichtung  von  allgemeiner  Be- 
deutung lag  in  der  Begründung  der  Handels-  und  Ge- 
werbe-Kammern im  ganzen  Umfange  des  Reiches,  deren 
Wirksamkeit  sich  seither  bereits  als  vielfach  wohlthätig  und 
f(')rderlich  erwiesen  hat;  zu  ihrer  Vervollständigung  gehörte 
die  Regelung  der  Wiener  Geldbörse  und  die  Errichtung  der 
ßörsekammer.  wodurch  Ordnung,  Regelmässigkeit  und  Sicher- 
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lieit  in  einen  sehr  wichtigen  aber  bisher  nur  allzusehr  sich 
selbst  überlassenen  Zweig  des  Verkehres  gebracht  wurde. 
Die  Noth wendigkeit,  im  ganzen  Umfange  des  Reiches  (mit 
Ausnahme  des  anderen  Einrichtungen  folgenden  lombardisch- 
venezianischen  Königreiches)  durch  Einführung  des  nieder- 
österreichischen Maasses  und  Gewichtes  gleiches  Maass 
und  Gewicht  in  Geltung  zu  bringen,  führte  zu  den  dahin 
abzielenden  Maassregeln  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern, 
in  Böhmen,  Galizien  und  Bukowina,  wo  sich  bisher  noch 
eiffenthümliche  Maasse  und  Gewichte  erhalten  hatten.  Das 
neue  Vereinsgesetz  unterwirft  alle  Actien-Gesellschaften,  die 
Seele  der  neueren  Industrie-  und  Handels-Unternehmungen, 
einem  gleichmässigen  Verfahren  bei  ihrer  Bildung  und  ihrer 
Gebarung. 

Zwar  nur  speciell  wirkend,  aber  von  hohem  Interesse 
war  die  Wiederherstellung  des  Freihafens  von  Venedig,  dessen 
Beschränkung  nach  Beilegung  der  italienischen  Unruhen  man 
schmerzlich  empfunden  hatte;  obgleich  die  neueren  Ansichten 
der  Gründung  von  Freihäfen  nicht  das  Wort  sprechen,  so 
handelte  es  sich  doch  hier  nur  um  Beseitigung  einer  einge- 
tretenen zeitlichen  Störung,  und  überwiegende  Gründe  waren 
dafür,  den  schon  thatsächlich  bestandenen  Freihafen,  jedoch 
innerhalb  der  Gränzcn,  welche  längs  der  Zoll -Linie  die 
Ueberwachung  seines  Gebietes  erleichtern,  -wieder  in  Wirk- 
samkeit zu  setzen.  Andere  mehr  oder  weniger  specielle 
Maassregelu,  wie  die  Gestattung  eines  Zoll-  und  Steuer- 
Credites  für  mehrere  mit  Verzehrungs-Gegenständen  beschäf- 
tigte Gewerbe,  die  Ueberlassung  von  Salz  zu  erinässigten 
Preisen  für  -die  Erzeugung  chemischer  Producte,  die  Ertliei- 
lung  der  Beweiseskraft  für  die  Certificate  der  Wiener  Seiden- 
und  Woll- Trocknungsanstalt,  die  Erleichterung  des  Gränz- 
verkehres  mit  der  Türkei  durch  Abschaffung  der  Contumaz- 
Taxcn,  das  Gesetz  zur  Sicherung  gegen  Explosionen  der 
Dampfkessel,   vervollständigen    die   Reihe   der  im    Interesse 
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der  Industrie  und  des  Handels  in  Wirksamkeit  getretenen 
Maassregeln,  welchen  die  für  die  Approvisionirung  der  Re- 
sidenzstadt sehr  wichtige  Errichtung  der  Schlachthäuser  und 
der  Fleischcasse  neben  Vermehrung  der  Fleischer -Gewerbe 
und  allgemeiner  Erleichterung  des  Fleisch- Verkaufes  beizu- 
fügen ist. 

Kein  anderes  Feld  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
war  im  Laufe  der  Zeit  so  verwahrlost  worden,  wie  jenes 
der  See  schiff  fahrt.  Seit  die  Kaiserin  Maria  Theresia, 
deren  schöpferische  Hand  in  allen  Zweigen  der  staatlichen 
Entwicklung  die  befruchtenden  Keime  gelegt,  in  dem  Editto 
politico  per  la  navigazione  (den  damaligen  besten  Seege- 
setzen von  Venedig  und  Ragusa  nachgebildet)  die  Norm  für 
die  österreichische  Handelsschifffahrt  ertheilt,  seitdem  sie 
Lazarethe  gegründet  und  die  See -Sanitäts- Verhältnisse  ge- 
setzlich normirt  hattö,  war  in  dieser  Hinsicht  nur  Weniges 
geschehen,  —  wie  denn  jene  Theresianischen  Anordnungen 
bis  in  die  neueste  Zeit  bestanden,  ja  grösstentheils  noch 
heute  bestehen!  Noch  vernachlässigter,  als  die  Gesetzgebung, 
war  die  Verwaltung  in  Seeschifffahrts  -  Angelegenheiten. 
Die  Scheidung  Oesterreich's  in  so  viele  bezüglich  ihrer  Ein- 
richtungen von  einander  wesentlich  abweichende  Provinzen 
trat  hier  auf  das  anschaulichste  in  den  Vordergrund,  da  es 
eben  die  Spitze  des  adriatischcn  Meeres  ist,  wo  die  Radien 
dieser  verschiedenartigsten  Einrichtungen  zusammenliefen, 
nämlich,  neben  dem  zunächst  unter  der  Central-Gesetzgebung 
gestandenen  Triest  und  Istrien ,  das  seinen  alten  Traditionen 
und  seinem  sehr  ausgebildeten  eigenthümlichen  Verfahren 
folgende  Venedig,  das  ungrische  Küstenland,  dessen  See- 
Einrichtungen  jenen  von  Triest  nachgebildet,  aber  durch  die 
administrative  Unabhängigkeit  jenes  Landestheiles  von  der 
Central-Regierung  ins  Stocken  gerathen  waren,  die  Militär- 
gränze,  wo  die  mangelhaften  Vorkehrungen  eine  Folge  der 
Isollrung    und    der    sehr    wenig    ausgebildeten    Verhältnisse 
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waren,  endlich  Dalniatien,  dessen  See- Einrichtungen  im 
Schwanken  zwischen  den  nicht  mehr  aufrecht  erhaltenen 
venezianischen  Satzuntjen  und  den  noch  nicht  durchoreführten 
österreichischen  Vorschriften  zu  einem  völligen  Marasmus 
erstarrt  waren.  Die  See- Angelegenheiten  wurden,  als  ein 
untergeordneter  Zweig  der  allgemeinen  politischen  Verwal- 
tung, der  Leitung  und  Ueberwachung  der  politischen  Landes- 
stellen übertragen,  welche  hierbei  jedoch  in  höchst  verschie- 
dener, bei  dem  Mangel  einer  mit  der  vorgeschrittenen  Aus- 
bildung der  Schifffahrts-Verhältnisse  im  Einklänge  stehenden 
Gesetzgebung  beinahe  autonomer  Weise  vorgingen ,  und  nur 
in  einem  Puncte  zusammentrafen,  in  der  ungebührlichen 
Verzögerung  der  erforderlichen  Acte  und  dem  schleppenden 
Geschäftsgange.  Das  Triester  Gubernium  nannte  sich  zwar 
das  Central-See-Gubernium ,  und  hatte  die  Consular-Geschäfte 
zu  leiten,  was  jedoch  die  anderen  Gubernien  nicht  abhielt, 
selbstständig  in  See-Angelegenheiten  vorzugehen.  Die  Hafen- 
verwaltung war  gänzlich  von  der  See-Sauitäts-Verwaltung 
getrennt,  und  beide  standen  einander  isolirt  gegenüber.  Von 
einer  Hafenverwaltung  war  überhaupt  nur  an  13  Puncten, 
wo  sich  eben  Hafenämter  befanden,  die  Rede;  die  übrigen 
Küstenstrecken  des  Reiches  waren  den  Gemeinden,  d.  h. 
sich  selbst  überlassen,  da  die  letzteren  weder  die  Mittel  zur 
Erhaltung  der  Hafenanstalten  und  Herstellung  der  Hafen- 
bauten, noch  die  nöthige  Autorität  zur  Handhabung  der 
Hafen -Polizei  hatten.  Die  See-Sanitäts-Anstalten,  deren  er- 
folgreiche Wirksamkeit  ohne  eine  strenge  Centralisation  der 
auf  die  Contumaz- Verhältnisse  bezüglichen  Verordnungen  gar 
nicht  gedacht  werden  kann ,  waren  ebenso  isolirt  von  einan- 
der. Jede  Provinz  hatte  ihre  Sanitäts-Magistrate,  ja  in  der 
Militärgränze  sogar  jeder  Hafen,  und  obgleich,  von  der  evi- 
denten Nothwendigkeit  gedrängt,  die  Regierung  den  Triester 
Sanitäts  -  Magistrat  zum  Central  -  Sanitäts -  Magistrate  erklärt 
hatte,   dessen   Anordnungen    die   übrigen   Sanitäts-Magistrate 
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Folge  leisten  sollten,  so  kehrten  sich  diese  doch  wenig  daran, 
da  es  an  der  zwingenden  Disciplinar- Gewalt  gebrach  und 
man  durch  Unabhängigkeit  die  Rechte  der  Provinz  zu  wahren 
olaubte.  In  den  Local-Anstalten  herrschte  dieselbe  Zerrissen- 
heit:  in  Venedig  gab  es  zwei  Lazarethe,  in  Triest  sogar  drei 
von  einander  unabhängige  See-Sanitäts-Anstälten ;  jeder  See- 
Sanitäts-Deputirte,  bloss  dem  fernen  Sanitäts-Magistrate,  wel- 
cher vielleicht  kaum  Kenntniss  von  seiner  Existenz  hatte, 
unterstehend,  übte  eine  fast  souveräne  Gewalt  über  die  in 
seinem  Bezirke  anlandenden  Schiffe  aus.  Diesem  Unwesen 
machte  Freiherr  von  Kruck  ein  rasches  Ende.  Als  Mittel- 
punct  der  neuen,  das  gesammte  Seewesen  (mit  Ausnahme 
der  Kriegs-Marine)  centralisirenden  Einrichtung  wurde  zueist 
die  Central-Seebehörde  organisirt,  deren  Leitung  und  Ueber- 
wachung  sich  auf  alle  Hafen-  und  See-Sanitäts-Anstalten  und 
Schiffswerften  der  ganzen  österreichischen  Seeküste,  sowie 
vermittelst  der  Consulate  auf  die  österreichischen  in  den 
auswärtigen  Meeren  und  Häfen  thätigen  Schiffe  erstreckte. 
Unmittelbar  hierauf  fand  eine  neue  Organisirung  der  unter- 
geordneten Hafen-  und  See-Sanitäts- Anstalten  und  eine  orga- 
nische Gliederung  derselben  Statt,  wodurch  die  gesammte 
Küste  in  Hafen-  und  See-Sanitäts -Bezirke  eingetheilt,  und 
jeder  Punct  derselben  der  Ueberwachung  eines  vom  Staate 
bestellten  Verwaltungs-Organes  in  beiden  Hinsichten  zuge- 
wiesen wurde.  Jedes  Hafenamt  übt  diese  Ueberwachung 
und  Leitung  an  seinem  Sitze  unmittelbar,  an  den  übrigen 
Puncten  seines  Bezirkes  durch  die  von  ihm  abhängigen  Or- 
gane aus,  während  in  Bezug  auf  die  See-Sanitäts-Verwaltung 
die  sämmtlichen  Organe  (mit  Ausnahme  der  blossen  Expo- 
situren)  in  unmittelbare  Verbindung  mit  der  Central-Seebe- 
h("»rde  traten ;  die  Wirksamkeit  dieser  letzteren  hinsichtlich 
der  See-Sanitäts- Verwaltung  erstreckte  sich  auch  auf  die 
Kriegs  -  Marine  und  die  Militärgränze,  deren  dem  neuen 
Systeme    angepasste    Hafen- Verwaltung    in    der    bisherigen 
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Unterordnung  unter  die  Militär-Landesbehörde  verblieb.  Auch 
an  die  Erneuerung  der  Seegesetze  wurde  die  Hand  gelegt, 
und  in  den  Jahren  1850 — 1852  von  der  Central-Seebehörde 
Gesetzesentwürfe  für  die  Einführung  der  Marine-Inscription 
und  Marine-Conscription,  für  eine  neue  Eintheilung  der  See- 
fahrt bezüglich  der  weiten  Seefahrt,  der  grossen  und  kleinen 
Küstenfahrt,  für  die  Abstufung  der  Seemannschaft  nach  Ca- 
pitänen,  Schiflfsführeru ,  Lieutenants  (Second-),  Cadetten, 
Bootsmännern,  (Voll-)  Matrosen ,  Leichtmatrosen  und  Schiffs- 
jungen sammt  den  Erfordernissen  für  die  Erlangung  der  ein- 
zelnen Grade,  endlich  für  die  Regelung  der  Hafen-Gebühren, 
sowie  der  Sanitäts-  und  Contumaz- Gebühren  ausgearbeitet, 
welche  indessen  noch  in  der  Verhandlung  bei  den  Central- 
Stellen  sich  befinden.  Ein  neues,  umfassendes,  den  Ver- 
hältnissen der  Gegenwart  entsprechendes  See-Sanitäts-Regle- 
ment, wodurch  der  Einschleppung  der  Seuchen  künftig 
gewehrt,  dabei  aber  die  Schifl'fahrt  von  den  Hemmnissen 
der  Contumaz-Behandlung,  so  weit  der  Gesundheitsstand  sie 
nicht  unbedingt  nothwendig  macht,  gänzlich  befreit  wurde, 
erhielt  die  kaiserliche  Genehmigung,  und  trat  in  jenem 
Theile ,  welcher  die  Contumaz-Periode  abschafft  oder  beträcht- 
lich vermindert,  bereits  in  Wirksamkeit.  —  Die  österreichische 
Handelsschiflffahrt  war  in  ihrer  Ausbildung  den  gesetzlichen 
Einriclitungen  bedeutend  vorangeeilt;  der  Unternehmungsgeist 
der  österreischischen  Seefahrer,  ihre  genaue  Kenntniss  der 
gefährliclisten  Küsten ,  ihr  Muth  und  ihre  Ausdauer  in  Ge- 
fahren ,  sowie  ihre  Sorgfalt  für  die  ihnen  anvertrauten  La- 
dungen, hatten  ihnen  auf  allen  Meeren  immer  zunehmende 
Beschäftigung,  selbst  in  den  fernsten  Gegenden,  zugewendet, 
wie  sie  auch  fast  zuerst  die  ScliifiYahrt  auf  der  West-Küste 
Amerika  s  bis  nach  Californien  auszubeuten  wussten.  Allein 
der  nautisciie  Unterricht  war  verwahrlost  und  den  practischen 
Seefahrern  schwer  zugänglich..  Ersetzten  sie  gleich  in  man- 
nigfacher Hinsicht  durch  ihre  trefflichen  natürlichen  Anlagen 
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uiul  ihre  Bildungsfähigkeit,  womit  sie  sich  die  Früchte  der 
Erfahrung  schnell  aneigneten,  den  Mangel  der  theoretischen 
Kenntnisse,  so  war  doch  leicht  zu  ermessen,  dass  bei  dem 
Hinzutritte  der  letzteren  die  Tüchtigkeit  und  die  erfolgreiche 
Verwendbarkeit  der  österreichischen  Seefahrer  ausserordent- 
lich gehoben  werden  musste.  Der  Verbesserung  dieses  Un- 
terrichtes stand  jedoch  die  Miesen tliche  Schwierigkeit  entgegen, 
dass  die  jugendliche  Seebevölkerung  der  dalmatischen,  kroa- 
tischen und  istrischen  Küste  ihrem  grösseren  Theile  nach 
nicht,  wie  es  namentlich  im  Norden  Europa's  der  Fall,  der 
Wohlthat  eines  ausreichenden  Elementar -Unterrichtes  theil- 
haftig  ist,  indem  dieselbe  aus  den  isolirten  Wohnungen  an  der 
Küste  frühe  zu  ihrer  Beschäftigung  in  der  Küstenfahrt  über- 
tritt und  der  Mittel  entbehrt,  die  ferner  gelegenen  Schulen 
regelmässig  zu  besuchen.  Daher  musste  das  in  den  übrigen 
Staaten  bestehende  System,  wornach  die  nautischen  Unter- 
richtsanstalten Special -Schulen  bilden,  in.  welche  man  nur 
mit  gewissen  Vorkenntnissen  eintreten  kann,  verlassen,  und 
ein  neues  System  in  Anwendung  gebracht  werden,  kraft 
dessen  der  österreichische  Seemann  seine  ganze  Bildung  nach 
allen  Abstufungen  seines  Berufes  in  den  ihm  zugänglichen 
nautischen  Schulen,  und  zwar  zu  der  ihm  jeweilig  gelegenen 
Zeit,  erlangen  kann.  Die  Central -Seebehörde  entwarf  ein 
solches  System,  welches  nach  erfolgter  Genehmigung  der 
Ministerien  des  Handels  und  des  öffentlichen  Unterrichtes 
die  kaiserliche  Sanction  erhielt,  und  gegenwärtig  in  Ausfüh- 
rung gebracht  ist.  Nach  dieser  Anordnung,  welche  ihrer 
Eigenthümlichkeit  halber  nähere  Erwähnung  verdient,  bilden 
die  nautischen  Schulen  ein  vollständiges  Unterrichts- 
System  mit  organischer  Gliederung,  in  Avelchem  die  öster- 
reichischen Seeleute,  vom  Schifl'sjungen  bis  zum  Capitän  der 
weiten  Fahrt,  die  Schiffbauer  und  die  Lehrer  der  nautischen 
Astronomie  die  ihnen  erforderliche  Bildung  zu  erlangen  ver- 
mögen.    In    al)endlichen    Vorträgen,    während    des   Winter- 
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Semesters,  wo  die  Küstenfalirt  zum  Theile  ruht,  abgehalten, 
ZI  welchen  der  Zutritt  Jedermann  freisteht,  werden  die 
jungen  Matrosen  über  die  einem  Bootsmanne  und  kleineu 
Küstenfahrer  nothwendigen  Elementar-Kenntnisse  der  Schift- 
fahrt und  ihrer  Hindernisse,  über  die  practische  Handhabung 
der  Schiffs-Manoeuvres ,  über  die  Beschaffenheit  der  Küsten, 
Strömungen  mid  Untiefen  des  adriatischen  Meeres,  insbe- 
sondere aber  des  eigenen  Bezirkes  belehrt.  Ein  halbjähriger 
Curs,  ebenfalls  während  des  Winter -Semesters  abgehalten, 
bezweckt,  den  bereits  durch  eine  längere  Verwendung  in 
der  Schiflffahrt  geübten  Seeleuten  jene  practischen  Kenntnisse 
beizubringen,  welche  sie  zur  Führung  eines  Schiffes  der 
grossen  Küstenfahrt,  ja  selbst  der  weiten  Fahrt  befähigen, 
und  es  ist  dieses,  mit  Ausscheidung  alles  nicht  streng  für 
den  Zweck  nothwendigen  Wissens,  bei  Seeleuten,  welche 
bereits  mit  dem  Schiffsdienste  vertraut  sind,  ausführbar,  wenn 
der  Unterricht  an  die  von  den  Eintretenden  mitgebrachten 
Erfahrungen  angeknüpft  wird.  Ein  vollständiger  zweijähriger 
Lehr -Curs  in  vier  Semestern  ist  für  Diejenigen  bestimmt, 
welche  sich  die  theoretisch-practischen  Kenntnisse  der  Schiff- 
fahrtskunst aneignen  und  zu  tüchtigen  See-Capitänen  der 
weiten  Fahrt,  der  Dam^tfschiffe  etc.  ausbilden  wollen.  Für 
den  halbjährigen  sowohl  als  für  den  zweijährigen  Lehr-Curs 
ist  keine  weitere  Vorbildung  nothwendig,  als  die  Bekannt- 
schaft mit  den  vier  einfachen  Rechnungsarten  und  eine  hin- 
reichende Kenntniss  der  italienischen  Sprache,  um  den  Lehr- 
vorträgen, welche  in  derselben  abgehalten  werden,  folgen 
zu  können.  Der  einjährige  Lehr-Curs  für  Schiffbauer  bedingt 
hingegen  eine  schulmässige  Vorbildung,  sowie  der  höhere 
Lehr-Curs  zur  Ausbildung  für  das  nautische  Lehrfach  oder 
für  die  Schiffsbaukunst  sich  an  die  beiden  letzterwähnten 
Kategorien  von  Lehranstalten  anschliesst.  Durch  deh  Bestand 
dieser  nautischen  Unterrichtsanstalten  wird  es  nach  Verlauf 
einiger  Jahre  möglich  sein,   anzuordnen,   dass  Niemand  die 

\.  Czoeriiig,  Ocstcncicirs  N(Mii;ostiiltiitig.  13 
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Befähigung  zur  Führung  eines  Schiffes  (die  kleinen  Küsten- 
fahrer ausgenommen)  erlangen  könne,  welcher  sich  niclit 
über  die  Zurücklegung  des  entsprechenden  Lehr-Curses  aus- 
zuweisen vermag.  Aber  auch  schon  für  die  Gegenwart  wirkte 
die  Central-Seebehörde  auf  die  bessere  Ausbildung  der  öster- 
reichischen SchifTsführer,  indem  sie  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Prüfungen  für  die  Candidaten  zur  Erlangung  jener 
Befähigung  regelte  und  strengere  Anforderungen  an  dieselben 
stellte.  —  Zur  Hebung  des  ganzen  Standes  der  österreichi- 
schen Seefahrer  trug  aber  vor  Allem  die  von  Seiner  kais. 
königl.  Majestät  verfügte  Gründung  einer  Ehren  flagge  zur 
Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen,  sowohl 
in  der  eigentlichen  Handelsfahrt  als  bei  tapferer  Gegenwehr 
im  Kriege,  oder  im  Falle  seeräuberischen  Angriffs  bei;  die 
dem  damit  betheilten  Schiffs-Führer,  sowie  dem  Schiffe,  wor- 
auf er  diese  Flagge  aufzieht,  zu  Theil  werdenden  Auszeich- 
nungen müssen  ebenso  wie  die  Anordnung,  dass  nach  dem 
Tode  des  SchiftsfiUn-ers  die  Ehrenflagge  im  Gemeindehause 
seines  Geburtsortes  aufgestellt  werden  soll,  die  schönste 
Aneiferung  zu  rühmlichen  Thaten  unter  der  Seebevölkerung 
erzeugen.  Eine  neue  Signalisirungs-Vorschrift  unterwarf  die 
österreichischen  Schiffe  bei  ihren  Fahrten  zur  Nachtzeit  oder 
bei  Nebel  denselben  Disciplinen,  welche  bei  den  anderen 
Seestaaten  zur  Verhütung  von  Unglück  bereits  bestehen. 
Das  System  der  Leuchtthürme  an  der  österreichischen  Küste 
wurde  durch  Vermehrung  derselben  nahezu  in  der  Art  ver- 
vollständigt, dass,  wo  den  Seefahrer  das  Licht  des  einen 
Leuchtthurms  verlässt,  jenes  des  folgenden  sichtbar  wird; 
die  dafür  eingehobene  Gebühr  ist  so  bemessen,  dass  damit 
lediglich  die  Kosten  der  Erbauung  und  die  Erhaltung  der 
Leuchtfeuer  gedeckt  werden.  Die  kleine  Küstenfahrt,  bisher 
auf  die  Häfen  des  Inlandes  beschränkt,  wurde  auf  das  ganze 
adriatische  Meer  ausgedehnt.  —  Neben  diesen  allgemeinen 
Maassregeln  wurde  auch  für  die  Verbesserung  der  Verwaltung 
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im  Einzelnen  gesorgt;  alle  Sanitäts- Magistrate  hörten  auf. 
nachdem  ihre  Wirksamkeit  auf  die  Central-Seebehörde  über- 
tragen worden  war,  die  drei  Sanitäts- Anstalten  zu  Triest 
wurden  auf  eine  einzige  reducirt,  ebenso  in  Venedig,  durch 
Aufhebung  des  alten,  unzugänglich  gewordenen  Lazarethes, 
die  Sanitäts -Verwaltung  vereinfacht,  in  die  Geschäfte  eine 
wesentliche  Beschleunigung^  welche  den  von  Wind  und 
Wetter  abhängigen  Seefahrern  noch  weit  wichtiger  als  irgend 
einer  Beschäftigung  auf  dem  Festlande  erscheint,  gebracht 
(die  Erlangung  der  See -Urkunden,  wozu  früher  mehrere 
Monate  erforderlich  waren,  wird  nun  in  eben  so  vielen  Tagen 
bewerkstelligt,  die  Aenderung  eines  See-Passes,  der  Wechsel 
des  Capitäns  binnen  weniger  Stunden  autorisirt),  der  Stand 
der  österreichischen  Schiffe  genau  erhoben,  und  dessen  jähr- 
lich eintretende  Veränderung  in  Evidenz  erhalten,  die  Zu- 
sammenstellung der  statistischen  Nachweisungen  über  die 
Bewegung  der  Schifffahrt  und  des  Seehandels  in  den  österrei- 
chischen Häfen  geordnet  und  auf  alle  Häfen  ausgedehnt,  und 
die  Vertiefung  der  Häfen  durch  Ausbaggerung  bewerkstelligt; 
Hafenbauten  wurden  in  bedeutender  Ausdehnung  (namentlich 
die  grossen  Moli  in  Venedig  und  Triest)  ausgeführt,  für  die 
bessere  Disciplin  der  Matrosen  mehrfache  Anordnungen  ge- 
troffen, und  geeignete  Vorkehrungen  gegen  den  Schleich- 
handel an  der  Seeküste  in  Anwendung  gebracht.  Einzelne 
Häfen  betraf  die  Errichtung  des  Hafen -Lootsen- Corps  und 
der  Sicherheitswachen,  des  astronomisch  -  nautischen  Obser- 
vatoriums und  des  Apparates  zur  Signalisirung  der  mittleren 
Mittagszeit  für  die  Chronometer  in  Triest,  die  Regulirung 
der  Küsten  -  Lootsen  in  Venedig,  die  Verbesserung  und  die 
Schützung  des  Hafens  von  Fiume.  Der  Schiffbau  wurde  ge- 
fördert durch  das  Reglement,  welches  für  die  Schiffs-Hand- 
werker in  Venedig,  und  jenes,  welches  fih-  die  gleiche  Ka- 
tegorie in  Triest  in  Wirksamkeit  trat,  beides  mit  dorn 
Zwecke,   das  corporative  Element  in  dieser  Classe  zu  fördern, 


196 


endlich  durch   die  Erschwerung  der  Ausfuhr   des   trefFlichen 
aber  bereits  seltener  werdenden  Schiffbau-Holzes. 

Die  Schifffahrt  und  der  Verkehr  auf  den  Flüs- 
sen erfreute  sich  einer  gleichmässigen  Beachtung.  Das 
wichtigste  Ereigniss  in  dieser  Beziehung  bildet  die  vertrags- 
mässige  Zustandebringung  der  freien  Po -Schifffahrt  durch 
den  damaligen  Handels-Minister  und  Unterhändler  des  Frie- 
dens mit  Sardinien,  Freiherrn  von  Brück,  nachdem  dieses 
Ziel  seit  dem  Wiener  Congresse  wiederholt,  jedoch  stets  ver- 
geblich, angestrebt  worden  war.  Eine  ähnliche  Freiheit  für 
die  Donau -Schifffahrt  wurde  zM'ischen  Oesterreich,  Baiern 
imd  Würtemberg  vereinbart;  die  Elbe-SchißYahrts-Revisions- 
Commissionen ,  deren  dritte  und  vierte  Vereinigung  stattfand, 
setzten  in  den  Bemühungen  zur  Befreiung  der  Schifffahrt 
von  den  Elbe -Zöllen  ihren  gewöhnlichen  etwas  langsamen 
Gang  fort,  während  Oesterreich  durch  die  Aufhebung  aller 
Elbe-Zölle  auf  seinem  Gebiete  für  in-  und  ausländische  Schiffe 
den  Verhandlungen  vorauseilte  und  mit  nachahmungswerthem 
Beispiele  voranging.  Welche  Elemente  zur  Vermittlung  des 
in  rascher  Zunahme  befindlichen  Verkehres  zur  See  und  auf 
den  Flüssen  in  der  Dampfschifffahrt  des  österreichischen  Llojd 
und  der  Donau-Dampfschifffahrts-Gesellschaft  liegen ,  wird  in 
dem  den  Verkehrsanstalten  gewidmeten  Abschnitte  umständ- 
licher dargestellt  werden. 

Die  Aufhebung  der  Zwischeiizoll-Linie,  welche  die  ehe- 
mals uugrisehen  Länder  von  den  übrigen  Ländern  des  allgemeinen 
österreichischen  Zollgebietes  trennte,  ward  durch  den  Erlass  vom 
20.  Juni  1851  angeordnet.  '  Der  gleichfalls  im  Jahre  1851  statt- 
gefundenen Aenderung  des  Zoll -Tarifes  lag  zunächst  die  Absicht 
zu  Grunde,  von  dem  seit  Kaiser  Joseph  II.  bestandenen  Proliibitiv- 
Svstem  zu  dem  Schutzzoll-Svsteme  überzuuehen.  Zu  diesem  Ende 
wurde  bei  dem  Finanz-Ministerium  eine  ZoU-Tarils-Kevisions-Com- 
mission   niedergesetzt,   welche  die  Grundlagen   des  neuen  Systems 

'  Die  umständlicheren  Angaben  hierüber  finden  sich  bei  den  Reformen 
der  Finanz-Verwahnng  S.  134. 
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festzustellen  und  darnach  die  neuen  Tarif-Sätze  zu  entwerfen  hatte. 
Dieselbe  berief  für  jede  Waarengruppe  erfahrene  Industrielle  und 
Handelsleute  des  bezüglichen  Productions-Z weises  zur  Bemthuns;, 
erörterte  alle  auf  denselben  Bezug  nehmenden  thatsächlichen  Um- 
stände mit  steter  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  der  gesammten 
Tarif-Bestimmungen,  und  stellte  darnach  den  Tarifs-Entwurf  fest. 
Dieser  wurde  einem  aus  den  vorzüglichsten  Industriellen  und  Han- 
delsleuten der  Monarchie  zusammengesetzten,  nach  Wien  einbe- 
rufenen Zoll-Congresse  vorgelegt,  und  auf  demselben  unter  Einver- 
nehmung der  Betheiligten  einer  nochmaligen  gründlichen  Prüfung 
unterzogen.  '  Die  Grundlagen  dieses  Zoll-Tarifs  bestanden  in  der 
Aufhebung  jedes  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr-Verbotes,  mit  wenigen 
durch  die  Staats-Monopole  und  durch  gesundheits-polizeiliche  Rück- 
sichten gebotenen  Einschränkungen,  in  der  bedeutenden  Herabsetzung 
oder  gänzlichen  Auflassung  der  Einfuhrzölle  auf  die  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe für  die  Industrie,  sowie  auf  die  Halbfabrikate,  in  der  Fest- 
setzung eines  zureichenden  Zollschutzes  für  die  einheimische  Industrie, 
namentlich  aber  die  wichtigeren  Productions- Zweige,  in  der  Er- 
leichterung der  Ausfuhr  überhaupt,  bis  auf  wenige  für  die  einhei- 
heimische  Industrie  unentbehrliche  RohstolTe,  in  der  Befreiung  der 
Durchfuhr  von  den  bis  dahin  auf  derselben  noch  lastenden  Be- 
schränkungen und  in  der  Begünstigung  des  Gränzverkehrs.  Die 
Hauptabsicht  war  darauf  gerichtet,  den  Tarif  in  möglichste  Ueber- 
einstimmung  mit  jenem  des  deutschen  Zoll -Vereines  zu  bringen, 
um  dadurch  der  künftigen  Zolleinigung  mit  Deutschland  den  Weg 
zu  bahnen.  Der  mit  kaiserlichem  Patente  vom  6.  November  1851 
Allerhöchst  genehmigte  Zoll-Tarif  trat  mit  1.  Februar  1852  in  Wirk- 
samkeit. Schon  geraume  Zeit  früher  hatte  die  Regierung  ihr  Be- 
streben, dem  (seither  unablässig  verfolgten)  Ziele  der  Zol  leinigu  n  g  ' 
mit  Deutschland  nahe  zu  kommen,  kundgegeben.  Nachdem 
die  erste  Anregung  hierzu  in  der  Wiener  Zeitung  vom  29.  October 
1849  gegeben  worden  war,  veröfibntlichte  der  Handels- Minister 
Freiherr   von  Brück   die  Denkschriften   vom  30.   December   1849 

'  Die  Verhandhuigen  dieses  Zoll -Congrosses  sind  abgedruckt  in  der 
Zeitsclirift  „Austria",  Jahrgang  1851,  Nr.  18—44  incl.  Ueber  die  ganze 
Tarif-Arbeit  ist  erschienen:  „Der  neue  allgemeine  österi-eicbische  Zoll-Tarif 
im  Vergleiche  mit  den  bisherigen  Tarif-Bestimmungen  in  Oesterreich  und 
im  deutschen  Zollvereine  und  mit  ausführlicher  Begründung  seiner  Ver- 
fügungen. V(jni  kaiserlich  -  österreichischen  Handels- Ministerium.  (Als 
Manuscript  gedruckt.)     Wien  1851. ■' 
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1111(1  ''Ul  Mai  1850,  '  ^vorill  die  bezüglichen  Aneieliten  näher  ent- 
wickelt und  der  Gang,  welchen  er  dabei  einzuschlagen  gedachte, 
umständlich  bezeichnet  wurden.  Diese  Denkschriften  \Aurden  den 
Resiierunaen  des  deutschen  Bundes  mitgetheilt,  und  die  Verwirk- 
lichung  der  darin  ausgesprochenen  Ansichten  am  Bundestage  zu 
Frankfurt,  bei  den  Miiiisterial - Conferenzen  in  Dresden  im  Jahre 
1851  und  den  von  der  kaiserlichen  Reü;ierang  zu  diesem  Behüte 
wiederholt  im  Beginne  sowohl,  als  am  Schlüsse  des  Jahres  1852  in 
Wien  einueleiteten ,  von  Seite  der  meisten  deutschen  Staaten  be- 
schickten  Zoll-Conferenzen  angebahnt.  ^  Auch  mit  Preussen  fanden 
darüber  Verhandlungen  Statt,  welche  zwar  durch  die  hierauf  ein- 
getretenen pcditischen  Verwicklungen  in  den  Hintergrund  gedrängt, 
nach  deren  Beilegung  aber  alsbald  wieder  aufgenommen  wuirden, 
in  deren  Folge,  nachdem  der  (inzwischen  abgetretene  Handels- 
Minister)  Freiherr  von  Brück  zur  F'ührung  der  diessfälligen  Unter- 
handlung; nach  Berlin  "esendet  worden,  der  Handels-  und  Zollver- 
trag  mit  Preussen  vom  19.  Februar  1853  zu  Stande  kam,  dem 
unterm  4.  Ajiril  1853  die  übrigen  Staaten  des  deutschen  Zollvereines 
beitraten.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Vertrages  beziehen 
sich  bei  dem  geuenseitioen  Verkehre  auf  die  Befreiuna;  der  meisten 
Boden-Producte  und  Rohstoffe  für  die  Industrie  von  dem  Ein-  und 
Aubfuhrzolle,  auf  die  Festsetzuns;  eines  Besrünstitiungszolles  für  die 
F^infuhr  der  wichigsten  Halb-  und  Ganzfabrikate,  dann  auf  die  Be- 
schränkung und  theilweise  Aufhebung  des  Durchfuhrzolles,  und  auf 
die  wesentliche  Erleichterung  des  Gränzverkehres  überhaupt,  sowie 
auf  Beuünstigunuen  des  gegenseitigen  Handels-  und  Scliitffahrts- 
Verkehres,  der  Handelsreisenden,  der  Besucher  von  Messen  und 
Märkten   etc.     Endlich    wird    durch    diesen   Vertrag    die    Aussicht 

'  „Denksclirift  des  kaiserlich-österreichischen  Handels-Miiiisters  über 
Zollverfassiiug  und  Handels -Politik  der  zollvereinten  Staaten  von  Oester- 
reich  und  Deutschland.  Wien  1850."  Sie  erschien  auch  beleuchtet  mit 
Rücksicht  auf  die  Neugestaltung  des  deutschen  Bundes  in  der  Broschüre: 
„Die Denkschriften  des  österreichischen  Handels-Ministers  über  österreichisch- 
deutsche Zoll-  und  Handelseinigung.  Wien  1850." 

'■'  Die  wiclitigsten  Ergebnisse  der  ersten  dieser  Zoll-Conferenzen,  in 
welcher  die  practische  Durcht'iihrbarkeit  der  österreichischen  Vorschläge 
klar  da rgethan  wurde,  sind  enthalten  in  der  amtlichen  Druckschrift :  „Die 
Wiener  Conferenzen.  Ein  getreuer  Abdruck  der  wichtigsten  Verhandlungs- 
sliicke.  Wien  1852."  Das  Ergebniss  der  zweiten  Conferenz  hatte  nach 
erfolgter  Verständigung  mit  Preussen  auf  sich  zu  beruhen. 
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eröffnet,  dass  bis  zum  Jahre  1860  die  Zolleiiiigung,  oder  doch  jeden- 
falls eine  noch  weitere  Annäherung  der  gegenseitigen  Verkehrsge- 
biete verwirklicht  werden  wird.  '  Eine  vollständige  Zoll  einig  ung 
war  inzAvischen  schon  vorlier  mit  dem  Fürstenthumc  Liechten- 
stein (5.  Juni  185'i)  und  mit  den  Hcrzogthümern  Parma  und 
Mode  na  ^  erfolgt,  sowie  in  Folge  des  Zollvertrages  mit  den  deut- 
schen Staaten  der  Zoll-Tarif  einer  neuerlichen  Revision  (8.  December 
1853)  unterzogen  wurde,  welche  unterm  1.  Januar  1854  in  Wirk- 
samkeit trat.  I)ersell)e  erfuhr  endlich  neue  beträchtliche  F^rmässi- 
gungen  hinsichtlich  der  Tarif-Sätze  für  Cacao,  Kaffee,  Gewürze, 
Zucker,  Fische,  Oele,  Weine,  feine  Esswaaren ,  Blei,  Frisch-Eisen, 
Eisengusswaaren ,  und  Garne  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung 
vom  19.  März  1856,  ^  welche  zugleich  als  eine  weitere  Annäherung 
an  den  deutschen  Zollverein  betrachtet  werden  muss.  —  In  Folge 
des  mit  Sardinien  abgeschlossenen  Schifffahrts-  und  Han- 
delsvertrages vom  18.  October  1851  wurde  der  sardinischc 
Einfuhrzoll  auf  mehrere  aus  Ocsterreieh  dahin  ausgeführte  Roh- 
Froducfe  und  Gcwerbs-Erzeugnisse,  als:  Wein,  Käse,  Felle  und 
Häute,  Flachs,  Hanf-  und  Leinengarne  und  daraus  verfertigte 
Gewebe,  Baumwollgarne  und  Gewebe,  Schafwollgarne  und  Ge- 
webe, gemischte  Stoffe,  Papier,  Waffen,  Eisen,  Kupfer  und  Zink, 
roh  und  verarbeitet,  Töpferwaaren ,  Glas  etc.,  ermässiget  und 
im  Gränzverkehre  Zollbefreiungen  zugestanden.  *  Im  Verkehre 
zwischen  Dalmatien  ui.d  Montenegro  wurde  der  dalmatische 
DurehfuhrzoU  aufgehoben.  '" 

Eine  fernere  Erweiterung  des  allgemeinen  österreichischen  Zoll- 
gebietes erfolgte  durch  die  Einbeziehung  von  Istrien  und  den 
quarnerischen  Inseln  in  dasselbe,''  durch  die  Beschränkung 
der  Freihafengebiete   von  Triest,  '    von  Zengg  und   Carlopago 


'  Das  Nähere  über  die  ZuUverträge  sowie  über  die  beiden  Zoli-Tarife 
liudet  sieh  bei  den  Kelbrnien  in  der  Finanz-Verwaltung  S.  151 — 156. 

-  Vertrag  vom  9.  August  1852  und  Minist.  Erlass  vom  17.  October 
1852,  durch  welchen  das  Wegfallen  der  Zollgränze  auf  den  1.  Februar  1853 
bestimmt  wurde. 

'  Minist.  Verord.  \om  2ü.  März  1856. 

'  Minist.   Verord.  \om  28.  Juni  1852. 

•'  Minist.  Erlass  vom  3.  April  1853. 

''  Minist.  Erlass  vom  30.  August  1853.  - '"' 

"  Minist.  Erlass  vom  30.  August  1853. 

*  Minist.  Erlass  vom  11.  April  1855. 
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von  Fiume,  Buceari  und  Porto  Re.  '  Letztere  insbesondere  er- 
scheint iiir  die  industrielle  Entwicklung  von  Fiume  von  äusserster 
Wiclitiiikeit,  da  hierdurch  ein  Gel)ietsstreifen  innerhalb  die  Zoll-Linie 
gebracht  wird ,  welcher  nicht  nur  bereits  sehr  ansehnliche  Fabriken 
besitzt,  sondern  auch  durch  die  unmittelbare  Nähe  des  Freihafens, 
durch  eine  dichte  arbeitliebende  Bevölkerung  und  durch  das  fast  einzig 
dastehende  Vorkommen  eines  wasserreichen  Flusses  mit  einer  Fall- 
iiöhe  von  350  Fuss  in  der  letzten  kaum  eine  Meile  laugen  Strecke 
seines  Laufes  vor  seiner  Mündung  in  das  Meer,  für  die  Vervielfähi- 
gung  der  industriellen  Anlagen  eine  vorzugsweise  Eignung  besitzt. 
Den  Schutz  der  einheimischen  Gewerbs-Thätigkeit  neben  der 
Sicherung  des  ZoUgefälls  bezwecken  auch  die  Maassregeln  zur 
Hintanhaltung  des  Schleichhandels.  Ausser  dem  bereits 
früher  diessfalls  eingegangenen  Uebereinkommen  mit  dem  Kirchen- 
staate w^urden  darauf  bezügliche  Verträge  abgeschlossen  mit  Sar- 
dinien (22.  November  1851),  Baiern  (als  Anhang  der  Donau-Schitf- 
fahrts- Vertrages  vom  2.  December  1851),  Preussen  und  den  übrigen 
Zollvereins-Staaten  (Zoll-Cartel  als  Anhang  des  Zoll-  und  Handels- 
Vertrages  vom  19.  P'ebruar  1853),  Baiern,  Würtemberg  untl  Baden 
behufs  der  Ueberwachung  am  Bodensee  (20.  Februar  1854)  und 
Russland  (3.  October  1851).  Eben  dahin  zielen  die  Maassregeln 
einer  verschärften  Pass-Controle,  welche  in  dem  Gränzbezirke 
und  in  den  Zoll-Ausschlüssen  derjenigen  Kronländer,  in  denen  sich 
die  Nothwer.digkeit  einer  geschärften  Ueberwachung  des  Gränzver- 
kehres  ergibt,  gegen  Individuen,  welche  des  Schleichhandels  ver- 
dächtig sind,  angeordnet  wurden.  ^  Dagegen  wurde  die  Controle, 
welche  bei  der  Ausfuhr  von  Hadern  im  Küstenlande  angeordnet 
war,  aufgehoben,  ^  sowie  überhaupt  die  den  Handel  beschränkende 
Controle  im  Innern  des  Zollgebietes  auf  ein  Minimum  herabgesetzt 
wurde.  Die  Hint.inhaltung  aller  Verkehrs-Stürungen ,  insbesondere 
die  schleunige  Abfertigung  des  Postwagens  und  der  auf  Dampf- 
schiffen   versendeten  Eilgüter  wurde   den  Zollämtern  eingeschärft.  * 

'  Minist.  Erlass  vom  14.  August  1855.  Die  Einbeziehung  von  Istrien 
und  die  Beschränkung  des  Freihafengebietes  von  Triest  wurde  wirksam 
am  1,  November  1853,  die  Beschränkung  desjenigen  von  Zengg  und  Car- 
lopago  am  1.  April  1855  und  von  Fiume,  Buceari  und  Porte  Re  am 
15.  September  1855. 

'  Minist.  Erlass  vom  12.  September  1853. 

■'  Minist.  Erlass  vom  6.  April  1855. 

*  Minist.  Erlass  vom  10.  Januar  1856. 
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Das  neue  Vereinsgesetz  vom  26.  November  1852,  welches 
eine  vorzugsweise  Anwendung  auf  die  in  neuerer  Zeit  in  den  Vor- 
dergrund tretenden  Aetien-Gesellschaften  für  Industrie-  und  Handels- 
Unternehmungen  findet,  wurde  bereits  bei  den  Reformen  in  der 
politischen  Verwaltung  erwähnt;  ebenso  bei  der  Finanz-Verwaltung 
die  Gestattung  eines  Credits  bei  der  Entrichtung  der  Vei'brauchs- 
abgaben  bezüglich  der  Erzeugung  von  gebrannten  Flüssigkeiten, 
Bier,  Zucker  aus  ausländischem  Zuckermehle  und  aus  Rüben 
(5.  Februar  1852),  wodurch  jedenfalls  den  bezüglichen  Industrie- 
Zweigen  eine  fühlbare  Erleichterung  zugeht.  Eine  andere  seit 
längerer  Zeit  erwartete  Erleichterung  erfolgte  durch  die  gewährte 
Verabfolgung  des  Salzes  gegen  ermässigte  Preise  zur  Erzeugung 
chemischer  Producte.  Diese  Ermässigung  wird  nur  jenen  Gewerbe- 
treibenden zugestanden,  welche  mittelst  des  Salzes  ein  chemisches 
Präparat  erzeugen,  dessen  Menge  sich  genau  darstellen,  und  hier- 
durch erheben  lässt,  ob  und  welche  Menge  Salzes  hierzu  verwendet 
worden  sei.  Das  bewilligte  Salz  wird  dem  Betheiligten  in  einem 
Zustande  übergeben,  in  welchem  es  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  mehr  geeignet  ist.  '  Den  Ausweisen  der  in  Wien  errichteten 
Seide-  und  Woll-Trocknungs-Anstalt  über  das  wahre  Han- 
delsgewicht der  Seide  und  Wolle  wurde  die  volle  Beweiskraft  zu-' 
gestanden.  ^ 

Da  für  die  ehemals  ungrischen  Länder  ausreichende  Bestim- 
mungen zur  Regelung  des  Gewerbs-  und  Handelswesens  nicht  be- 
standen, wurde  für  dieselben  ein  provisorisches  Gewerbe -Ge- 
setz erlassen,  durch  welches  die  in  den  deutsch-slavischen  Kron- 
ländern geltenden  Vorschriften  einstweilen  bis  zur  Vollendung  des 
in  der  Bearbeitung  stehenden  allgemeinen  Gewerbe-Gesetzes  auch 
auf  jene  Länder  ausgedehnt  werden.  ^ 

Das  allgemeine  Gewerbegesetz  wurde  1854  in  einem  ersten 
Entwürfe  beendet,  allein  derselbe  erschien  bald  durch  die  fortschrei- 
tende national-ökonomische  Entwicklung  überllügelt,  und  der  gegen- 
wärtiae  Handels-Minister  Ritter  von  Tonnen  bnri;  benützte  diesen 
Anlass,  um  dem  Grundsatze  der  vollkommenen  Gewerbefreiheit  jene 
.Geltung  zu  verschaffen,  welche  allein  die  Industrie  des  Kaiserstaates 

'  Minist.  EHass  vom  27.  Juni  185 J. 

''  Minist.  Erlass  vom  14.  Juli  1855. 

*  Minist.  Erl.'tss  vom  6.  Februar  1851  für  Ungern,  12.  Miirz  1851  für 
die  Wüjwodsclial't  und  das  Banal,  23.  April  1853  für  Kroatien  und  ölavo- 
nien,  25.  November  1851  für  Siebenbürgen. 
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in  das  Gleichgewicht  mit  den  auderen  Zweigen  productiver  Thätig- 
keit  zu  setzen  vermag. 

JMeGrundzüge  des  neuen  Gewerbegesetzentwurfes '  sind  folgende : 

a)  Der  Antritt  eines  Gewerbes  wird  keiner  anderen  Beschrän- 
kung unterworfen,  als  welche  durch  polizeiliche  Rücksichten  geboten 
erscheint. 

b)  Die  Gewerbe,  bei  welchen  solche  Rücksichten  eintreten, 
werden  an  eine  förmliche  Verleihung  gebunden  5  alle  übrigen  können 
uesen  blosse  Anmeldung  betrieben  werden  und  sind  weder  von 
einer  Belahigungs-  noch  Fouds-Nach Weisung  abhängig.  Das  Ge- 
schlecht begründet  hinsichtlich  der  Zulassung  zu  einem  Gewerbe 
keinen  anderen  Unterschied,  als  welchen  die  für  einzelne  Gewerbe 
geforderte  besondere  Befähigung  mit  sich  bringt. 

c)  Die  Einrichtung  der  Anmeldungen  zielt  lediglich  auf  Her- 
stellung der  Evidenz  für  die  Zwecke  der  Gewerbe-Polizei,  der  Be- 
steuerung und  der  Statistik  ab. 

d)  Für  den  Schutz  der  Nachbarn  gegen  gefährliche  oder  be- 
lästigende Gewerbsanlagen  ist  durch  ein  für  Errichtung  solcher 
Anlagen  voi-s^eschriebenes  Reclamations- Verfahren  oesoriit. 

-c)  Die  stehenden  Gewerbe-Abtheilungen  sind  nur  für  die  con- 
cessionirten  Gewerbe  beibehalten.  Bei  den  anderen  Gewerben  richtet 
sich  der  Umfang  der  Gewerbeberechtigung  nach  der  Anmeldung, 
welche  den  Gegenstand  des  Gewerbsbetriebes  deutlich  bezeichnen 
muss. 

f)  Der  gleichzeitige  Betrieb  mehrerer  Gewerbe  unterliegt  keiner 
Besclu'änkung;  nur  müssen  für  Beschäftigungen,  die  unter  sich  in 
keinem  Zusannneiihange  stehen,  eben  so  viele  besondere  Meldscheine 
aus<>eferti<>t  werden. 

Innerhalb  eines  Gemeindebezirkes  können  für  ein  Gewerbe 
auch  mehrere  feste  Betriebs-Localitäten  gehalten  werden;  die  Hal- 
tung einer  WerKstätte  oder  Verkaufs-Localität  ausserhalb  der  Ge- 
meinde  des  Gewerbe -Stai.dortes  erfordert  einen  neuen  Meldschein. 

(j)  Die  Gewerbeberechtigung  zur  Erzeugung  .eines  Gegenstandes 
sehlitfe-st  immer  auch  das  Recht  in  sich,  die  dazu  nötliigen  Materia- 
lien und  Werkzeuge,  wie  auch  alle  zur  vollendeten  Darstellung  des 
Gegenstandes  gehörigen  Nebentheile  selbst  zu  erzeugen  und  hierzu 
auch  Gehilfen  von  anderen  Gewerben  zu  verwenden. 

h)   Gewerbsunternehmungen ,    die   vermöge  ihres   grossartigen 

'  Minist.  Erlass  vom  28.  Novenihcr  1855. 
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Betriebes  vou  hervorragender  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der 
National-Industrie  und  die  Belebung  des  Handels  sind,  können  von 
der  Regierung  mit  dem  Vorrechte  betheilt  werden,  den  Titel  .,k.  k. 
National-Fabrik"-'  (l)eziehungsweise  „k.  k.  Grosshandlung'')  und  den 
kaiserlichen  Adler  in  Schild,  Siegel  und  Firma  zu  führen. 

l)  Die  gesclilossenen  Gewerl)ebezirke  sind  beseitigt,  und  eben 
so  die  Beschränkungen  in  der  Verwendung  der  Hilfsarbeiter. 

k)  Die  Gewerbetreibenden  unterliegen  keinem  Cor})orations- 
Zwang.  Die  zur  Zeit  gesetzlich  bestehenden  Gewerbs-Corporatio- 
nen,  Gremien,  Innungen  etc.  können  fortbestehen;  doch  sind  alle 
mit  dem  neuen  Gewerbegesetze  unvereinbarlichen  Bestimmungen 
der  früheren  Privilegien  und  Statuten  als  aufgehoben  zu  betrachten. 
Insbesondere  ist  der  Antritt  eines  Gewerbes  von  dem  Beitritt  zu 
solchen  Innungen  nirgends  mehr  abhäno-ig,  und  Mitglieder  gegen- 
wärtig  bestehender  Innungen  können  nach  vollständiger  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  ausscheiden ,  ohne  desshalb  das  Gewerbe  auf- 
geben zu  müssen. 

l)  Das  Rechtsverhältniss  der  Gewerbeberechtigten  zu  ihren  Hilfs- 
arbeitern und  Bediensteten  ist  durch  besondere  Bestimmungen  näher 
geregelt.  Diese  bilden  eine  Ergänzung  der  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetze  und  zielen  auf  wirksamen  Rechtsschutz  und  Disciplin.  Die 
Dauer  der  Lehrzeit  ist  Gegenstand  freier  Uebereinkunft;  in  Ermang^ 
lung  einer  besonderen  Verabredung  wird  ein  für  beide  Theile  gegen 
sechswöchentliche  Aufkündigung  auflösbarer  Vertrag  angenommen, 
Als  Gehilfen  werden  die  in  einem  Gewerbe  zu  körperlichen  Arbeiten 
newöhnlich  gegen  Wochenlohn  stabil  verwendeten  Personen  anuesehen, 
als  da  sind:  Gesellen,  Handlungsdiener,  Fabriksarbeiter  etc.,  nicht 
aber  auch  die  mit  Monats-  oder  Jahresgehalt  in  Dienstleistungen 
höherer  Kategorien,  z.  B.  als  Buchhalter,  Cassiere,  Agenten,  In- 
genieure, Werkleiter,  Provisoren,  Factoren  etc.,  angestellten  Indi- 
viduen ,  und  eben  so  wenig  die  einfachen  Taglöhner.  Jeder  Gehilfe 
muss,  um  in  einen  Dienst  aufgenommen  zu  werden,  mit  den  n(')thi- 
gen  Documeiiten  versehen  sein,  welche  bei  den  Handelsgehilfen  in 
den  behördlich  vidirten  Zeugnissen  der  früheren  Dienstgeber,  bei 
den  Gehilfen  der  übrigen  Gewerbe  in  dem  Dienstbuche  bestehen. 
Die  Aufnahme  und  den  Austritt  eines  Lehrlings  oder  (Jehilfen  hat 
der  Gewerbsinhaber  der  Polizei -Obrigkeit  binnen  acht  Tagen  zu 
melden.  Streitigkeiten  der  selbstständigen  Gewerbetreibenden  mit 
ihren  Gehilfen  und  Lehrlingen,  die  sich  auf  das  Dienst-  und  Lehr- 
N'erhältniss  beziehen ,  werden  —  so  lange  für  diese  Angelegenheiten 
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keine  besonderen  Behörden  eingesetzt  sind  —  durch  die  Polizei- 
übrigkeit  entschieden,  vorbehaltlich  der  Berufung  auf  den  Rechts- 
weg binnen  14  Tagen  präclusiver  Fiist,  durch  welche  Berufung 
aber  die  vorläufige  Vollstreckung  nicht  aufgehalten  wird. 

Dieser  Entwurf  wurde  den  Handels-  und  Gewerbe-Kammern 
mitgetheilt,  und  ihre  Gutachten  machen  ersichtlich,  dass  dieser 
grosse  Fortschritt  in  den  Gewerbszuständen  des  Kaiserstaates  auch 
mit  voller  Zustimmung  der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der 
zunächst  Betheiligten  erfolgen  wird. 

Für  die  Approvisionirung  der  Residenzstadt  von  Wichtigkeit 
erseheint  die  Regelung  des  Fleischer-Gewerbes  in  Wien,  mit 
gleichzeitiger  Errichtung  einer  Fleischcasse  daselbst.  Dadurch 
wurde  die  bis  dahin  bestandene  Rindfleisch -Satzung  aufgehoben, 
und  den  Viehhändlern  und  Viehzüchtern  gestattet,  ihr  nach  Wien 
auf  den  Markt  gebrachtes  Schlachtvieh  in  den  (neu  errichteten) 
städtischen  Schlachthäusern  zu  schlagen  und  das  Fleisch  auszu- 
schroten;  die  Zahl  der  vorhandenen  Fleischer-Gewerbe  ward  (vor- 
behaltlich der  durch  den  Local- Bedarf  etwa  erheischten  weiteren 
Vermehrung)  auf  180  erhöht,  wobei  die  Bestimmung  eintrat,  dass 
jeder  Fleischer  ausser  der  Ausschrotbank  nur  noch  eine  Filial-Bank 
halten  dürfe.  Mit  der  Aufliebung  der  Fleischsatzung  trat  zur  Er- 
leichterung des  Schlachtviehhandels  eine  Fleischcasse  in  Wirksam- 
keit. Der  Betrieb  des  Fleischer-Gewerbes  wird  mit  Ausnahme  des 
Ausschrotens  ausschliessend  in  die  städtischen  Schlachthäuser  ver- 
legt, wo  allein  sowohl  von  den  Fleischern  als  von  den  Viehhänd- 
lern Schlachtvieh  eingestellt  und  geschlagen  werden  darf;  dadurch 
enttallt  auch  der  Zutrieb  des  Schlachtviehes  durch  die  Vorstädte. 
Die  Fleisclicasse  hat  den  Zweck,  zu  bewirken,  dass  jeder  Fleischer 
seinen  Viehbedarf  hier  gegen  haare  Bezahlung  ankaufen  könne, 
dass  die  Viehhändler  iür  das  hier  verkaufte  Vieh  sogleich  baare 
Bezahlung  erhalten,  dass  hiermit  der  Schlachtviehhandel  geordnet, 
der  Zutrieb  vermehrt  und  der  Schlachtviehpreis  ermässiget  werde, 
und  nöthigenialls  selbstständig  für  die  Approvisionirung  Wien"s 
gesorgt  werden  könne.  Die  Gasse  wird  mit  einem  Fonde  von 
3U(J.0UU  il.  dotirt,  und  ist  Eigenthum  der  Gemeinde,  welche  sie 
auch  verwaltet.  Alles  Schlachtvieh,  welches  von  den  Wiener 
Fleischern  auf  dem  hiesigen  Markte  zur  Consumtion  für  Wien  ge- 
kauit  wird,  muss  durch  die  Fleischcasse  bezahlt  werden.  Jeder 
Fleischer  erhält  zum  Ankaufe  von  Schlachtvieh  einen  Credit  bis 
zum  Betragt  der  eingelegten  Caution  von  2.000  fl. ,  jedenfalls  aber 
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Itis  zum  Belaufe  eines  vierzelintägigeu  Bedarfes  an  Schlaciitvieli. 
Diese  Caution,  bei  deren  Erlegung  Ei-leichterungen  zugestanden 
werden,  wird  mit  4  Percent  verzinset;  der  bewilligte  ordentliche 
Credit  erstreckt  sich  auf  14  Tage.  Jedem  Fleischer  wird  ein  Conto 
eorrente  eröffnet,  und  darauf  sein  Haben  und  Sollen  nebst  den 
Activ-  und  Passiv-Zinsen  verzeichnet.  Beim  Ankaufe  auf  dem  Vieh- 
markte wird  von  dem  Markt-Commissär  ein  Wechsel  an  die  Ordre 
des  Viehhändlers  auf  den  Käufer  gezogen,  von  diesem  acceptirt 
und  von  dem  Viehhändler  an  die  Fleischcasse  girirt,  wofür  der 
Viehhändler  eine  Escompte-Gebühr  von  1  Percent  entrichtet.  Wiener 
Fleischer,  welche  auf  dem  Lande,  und  Landfleischer,  welche  in  Wien 
Vieh  kaufen,  zahlen  an  die  Fleischcasse  eine  Gebühr  von  1  fl.  für 
das  Stück.  Das  durch  die  Fleich-Casse  bezahlte  Vieh  kann  weder 
gepfändet,  noch  mit  Verbot  belegt  werden.  Die  Staatsverwaltung 
bewilligte  der  Gemeinde  zur  Dotirung  der  Fleischcasse  ein  4per- 
centiges  Darlehen  von  250.000  fl. ,  welches  in  vierteljährigen  Raten 
von  25.000  fl.  zurückzuzahlen  war.  '  Auch  ist  für  die  nächsten 
fünf  Jahre  jedem  Fleischselcher  und  Freischlächter  (Stechviehhänd- 
ler) das  Ausschroten  von  Rindfleisch  gestattet. 

Zur  Sicherheit  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampf- 
kesseln aller  Art  wurde  vorgeschrieben,  dass  jeder  Dampflvessel, 
bevor  er  zur  Dampferzeugung  für  eine  Dampfmaschine  von  was 
immer  für  einer  Art  benützt  werden  darf,  der  vorschriftmässigen 
behördlichen  Probe  unterzogen  werden  muss,  wobei  die  Prüfungs- 
Commission  beurtheilt,  ob  die  angewendete  Constructionsart,  und 
für  welche  Dampfspannung  sie  im  gegebenen  Falle  die  nötlnge 
Sicherheit  gewährt.  Jeder  Dampfkessel  muss  aus  geschmiedetem 
Eisen  oder  aus  Kupfer  angefertigt  und  mit  wenigstens  zwei 
Ventilen  und  einem  Manometer  versehen  sein.  Die  Probirung  der 
Dampfkessel  wird  auf  das  Zweifache  des  grössten  bei  der  Benützung 
beabsichtigten  Druckes  vorgenommen,  wesshalb  die  Sicherheits- 
Ventile  nur  mit  der  Hälfte  des  bei  der  Probirung  angewendeten 
Gewichtes  heiastet  werden  dürfen.  Die  Ueberlretuna,  dieser  Vor- 
Schrift  wird,  als  ein  Vergehen  oder  als  eine  Uebertretung ,  nach 
Vorschrift  des  Strafgesetzes  H.  Theiles  bestraft.  ^ 

Zur  Erleichterung  des  Handels  an  der  Karlstädter,  der  Banal-, 
slavonischen    und    Banater,    Siebenbürger    und    Bukowiner    Gränze 

'  Minist.  Verord.  vom  25.  Junj  1850. 

^  Minist.  Verord.  vom  11.  Februar  1854.  .    . 
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ueaen  die  Türkei  wurden  die  bestehenden  Contuniaz -Taxen 
aller  Art  aufgeholfen  und  dafür  von  allen  über  die  Contumaz-An- 
stalten  der  genannten  Gränzlinien  aus  Bosnien,  Serbien,  der  Wa- 
lachei und  der  Moldau  eingehenden  Waaren  bei  der  Verzollung 
ein  Zuschlag  von  3  kr.  für  jeden  Gulden,  und  bei  den  Transito- 
Gütern  ein  Zuschlag  im  doppelten  Betrage  des  Transito-Zolles  ein- 
zuheben  angeordnet.  ' 

Nachdem  der  Freihafen  von  Venedig  zu  Folge  der  Ein- 
nahme dieser  Stadt  durch  die  kaiserlichen  Truppen  am  27.  August 
1849  auf  das  vor  dem  Jahre  1830  bestandene  Entrepot  auf  der 
Insel  S.  Giorgio  beschränkt  worden  war,  erhielt  derselbe  seine  ur- 
sprünglich im  Jahre  1830  festgesetzte  Ausdehnung  auf  die  ganze 
Stadt  Venedig  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  27.  März  1851 
wieder. 

Wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  erscheint  das 
provisorische  Gesetz  vom  18.  März  1850  über  die  Einführung  von 
Handels-  und  Gewerbe- Kammern,  welche  in  Folge  desselben 
errichtet  und  dergestalt  vertheilt  wurden,  dass  die  Handels-  und 
Gewerbs- Interessen  aller  Kronländer  darin  ihre  Vertretung  thiden. 
Jeder  Kammer  wird  ehi  bestimmter  Bezirk  zugewiesen,  und  ihr 
Wirkungskreis  erstreckt  sich  ausschliesslich  auf  Handels-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten. Ihnen  sind  folgende  01)Iiegenheiten  zuge- 
wiesen: AJ  Gegenüber  dem  Handcls-Ministerium  haben  sie  Gutachten, 
Vorschläge  und  Auskünfte  über  die  Gegenstände  ihres  Wirkungs- 
kreises zu  erstatten  und  die  einschlägigen  Aufträge  des  Ministeriums 
zu  vollziehen,  ihre  Wahrnehmungen  über  die  Bedürfnisse  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe,  sowie  über  den  Zustand  der  Verkehrs- 
Mittel  zu  eröffnen,  und  darüber  mit  Beifügung  ihrer  Wünsche 
periodisch  (nunmehr  nur  alle  3  Jahre)  einen  Hauptbericht  zu  er- 
statten, Register  über  alle  wahlberechtigten  Personen  und  alle 
Handels-  und  Gewerbs-Unternehmungen  ihres  Bezirkes  mit  Angabe 
des  Bctricbsumfanges  und  der  dabei  bcscliäftigten  Personen  zu 
führen  und  dem  Ministerium  jährlich  einen  fStatislischen  Bericht 
\orzulegen.  lij  Gegenüber  gewerblichen  Einrichtungen  haben  sie 
die  Waaren-  und  Wechsel -Mäkler  ihres  Bezirkes  zu  prüfen  und 
(vorbehaltlich  der  Bestätigung  des  Handels-Ministeriums)  zu  ernen- 
nen, lerner  ihr  (»utachten  über  die  Handelsgerichts-Beisitzer,  über 
zu    errichtende    Aetien  -  Unternehmungen ,    auszuweisende   Handels- 

# 

'  Minist.  Erl.iss  vom  4.  Fehrunr  1849. 
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Fonde  und  über  die  Protokollirung  der  Firmen  und  Gesellschaf'ts- 
vertrage  /.u  erstatten.  Die  Handels-  und  Gewerbe-Personen  und 
Kürperscbaften  sind  verpflichtet,  den  Kammern  die  ihnen  zur  Er- 
füllung ihrer  Obliegenheiten  nöthigen  Auskünfte  zu  gewähren. 
CJ  Die  Handels-  und  Gewerbe -Kammern  können,  unter  Beistim- 
mung der  Betheiligten,  endgiltig  oder  mit  Vorbehalt  der  Berufung 
an  die  Gerichte  oder  Behörden,  über  Handels-  und  Gewerbe-An- 
gelegenheiten, namenthch  über  alle  aus  dem  Lohn-  oder  Dienst- 
verhältnisse der  gewerblichen  Arbeitgeber  zu  den  Arbeitnehmern 
entspi'ingenden  Streitigkeiten  als  Scliiedsgericht  entscheiden.  Jede 
Kammer  zerfällt  in  der  Regel  in  zwei  Sectionen,  in  die  Handels- 
uud  in  die  Gewerbe-Section,  deren  jede  ihren  durch  ihre  Benennung 
bezeichneten  Wirkungskreis  hat.  Alle  inneren  Angelegenheiten 
jedoch,  sowie  die  Vorschläge,  Gutachten  und  Auskünfte  über  die 
wichtigeren  Gegenstände  der  Handels-  und  Gewerbe -Verwaltung 
und  die  Verkehrsmittel  und  Hilfsanstalten  gehören  zum  gemeinsamen 
AVirkungskreis.  Das  Handels-Ministerium  bestimmt  von  Fall  zu  Fall, 
M'elche  Handelskammern  einvernummen  werden  sollen^  dieselben 
sind  dem  gedachten  Ministerium  unmittelbar  untergeordnet,  müssen 
jedoch  auch  den  leitenden  politischen  Behörden  ihres  Bezirkes  die 
von  ihnen  verlangten  Auskünfte  erstatten.  Jede  Handels-  und  Ge- 
werbe-Kanmier  besteht  mindestens  aus  zehn  und  höchstens  aus 
dreissig  Mitgliedern  (RätlsenJ  und  aus  halb  so  viel  Ersatzmännern 
(Stellvertretern).  Die  Zahl  der  Mitglieder  einer  jeden  einzelnen 
Kammer,  sowie  die  Handels-  und  Gewerbs-CIassen,  aus  denen  sie 
zu  wählen  sind,  wurden  vom  Handels-Ministerium  bestimmt.  Die 
Dienstleistung  ist  unentgeldlich.  Jedes  Mitglied  und  jeder  Ersatzmann 
nmss  die  (isterreichische  Staatsbürgerschaft,  den  Vollgenuss  aller  bür- 
gerlichen und  politischen  Rechte,  ein  Alter  von  mindestens  3U  Jahren, 
einen  mindestens  lüntjährigen  Besitz  oder  Leitung  einer  Handels-  oder 
Gewerbs-Unternehmunu,  den  ordentlichen  ^^'()hnsitz  (eines  Mitiilit- 
des  im  Bezirke  und  eines  Ersatzmannes  im  Standorte  der  KannnerJ 
nachweisen.  In  Concurs  Verlaller.e  und  wegen  Verbrechen  oder 
gewisser  Vergehen  und  Uebertretungen  Verurtheilte  sind  von  der 
Berufung  ausgeschlossen.  Die  Dauer  der  Berufunu;  sollte  ursi)rüni>- 
lieh  durcii  drei  Jahre  währen,  und  jährlich  ( in  Dritttheil  austreten: 
"cyenwä rtiii  wird  aber  meist  dureli  Neuwahlen  alle  zwei  Jahre  die 
Hälfte  der  Mitglieder  ersetzt,  wornaeh  s^ich  die  Dauer  der  Berulung 
der  einzelnen  Mitiilieder  auf  vier  Jahre  erhöht.  Die  Auh;lretenden 
sind    wieder   wählbar.     Das  Wahlrecht   haben    alle  sell)stständige 
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Handel-  und  Gewerbetreibende  des  Bezirkes,  welche  österreichische 
Staatsbürger  sind  und  im  VoUgenusse  aller  bürgerlichen  und  poli- 
tischen Rechte  sich  befinden.  Die  besonderen  Bedingnisse  zur 
Wahlberechtigung  nach  den  im  Bezirke  obwaltenden  Gewerbs-  und 
Steuer -Verhältnissen  bestimmt  das  Handels -Ministerium,  um  den 
wichtigeren  Unternehmungen  den  erforderlichen  Einfluss  zu  sichern. 
Die  Wahl  geschieht  öffentlich  nach  relativer  Stimmenmehrheit  auf 
Grund  der  zur  Ermittlung  der  Wahlberechigten  verfassten  Wahl- 
listen^ lehnt  der  Gewählte  die  Wahl  ab,  so  folgt  ihm  derjenige 
nach,  welcher  in  seiner  Kategorie  die  meisten  Stimmen  nach  ihm 
hat.  Ebenso  werden  die  Ersatzmänner  einberufen.  Die  Kammer 
wählt  jährlich  aus  ihrer  Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ihren 
Präsidenten  und  Vice-Präsidenten ,  w^elche  jedoch,  wo  zwei  Sectionen 
bestehen,  verschiedenen  Sectionen  angehören  müssen.  Der  Präsi- 
dent ist  der  gesetzliche  Vertreter  der  Kammer,  leitet  die  Geschäfts- 
führung und  die  Berathungen  und  ist  für  die  Geschäftsführung 
verantwortlich.  Die  ordentlichen  Sitzungen  finden  jeden  Monat 
mindestens  einmal  an  dem  bestimmten  Tage  Statt,  die  ausserordent- 
lichen über  Aufforderung  des  Ministeriums  oder  des  Kammer- 
Präsidenten,  oder  über  Begehren  von  mindestens  einem  Dritttheile 
der  Mitglieder;  bei  allen  Sitzungen  ist  die  Berathung  auf  das  den 
Mitgliedern  rechtzeitig  zugefertigte  Programm  zu  beschränken.  Zur 
Fassung  eines  Kammer-Beschlusses  ist  die  Anwesenheit  von  minde- 
stens der  Hälfte  der  Mitglieder  oder  deren  Ersatz-Männern  erfor- 
derüch ;  in  der  Regel  erfolgen  die  Beschlüsse  nach  relativer  Mehrheit 
der  Stimmen ,  Ausnahmen  davon  bestimmt  das  Gesetz,  lieber  jede 
Kamnierberathung  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  in  der  Regel 
veritffentlicht  wird:  nur  wenn  die  Kammer  als  Schiedsgericht 
einschreitet,  oder  wenn  eine  Behörde  die  Geheimhaltuuu  der  von  ihr 
gemachten  Mittheilungen  wünscht,  unterbleibt  die  Veröffentlichung. 
Ueber  den  erforderlichen  Kostenaufwand  entwirft  jede  Kammer 
jährlich  ihren  vom  Handels -Ministerium  zu  genelimigeuden  Voran- 
anschlaii,  und  der  nicht  anderwärti«  bedeckte  Betrag  desselben 
wird  nach  der  Evwerbsteuer  auf  alle  Wahlberechtigten  des  Kammer- 
bezirkes umgelegt  und  eiugehoben;  der  Rechnungs-Abschluss  wird 
veröffentlicht.  Erforderlichen  Falles  hat  die  Gemeinde  des  Stand- 
ortes der  Kammer  die  Räumlichkeiten  und  Einrichtungsstücke  für 
dieselbe  beizuschaffen.  In  der  Monarchie  bestehen  56  Handels- 
kammern, wovon  je  eine  (in  der  Kronland-s-Hauptstadt  befindlich) 
auf  Oesterreich  unter  derEnns,  Oesterreich  ob  derEnns,  Salzburg, 
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Kärnthen,  Kraiu,  Schlesien,  die  Bukowina  und  die  Wqjwod- 
sclmft  sanimt  dem  Bauat  entfallt;  Steiermark,  Mähren,  Dalmatien 
und  Siebenbürgen  zählen  deren  je  zwei,  das  Küstenland  (Triest, 
Görz  und  Istrien),  Galizien  und  Kroatien -Slavonien  je  drei,  Uro! 
vier,  Böhmen  und  Ungern  je  fünf,  Venedig  acht,  die  Lombardie 
neun  Handels -Kammern.  '  In  der  Militärgränze  sind  bisher  Han- 
dels-Kammern noch  nicht  eingerichtet  worden. 

Eine  theilweise  Abänderung  dieses  provisorischen  Gesetzes  er- 
folgte durch  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der  Wiener  Geld- 
börse und  die  Regelung  des  Verkehres  an  derselben,  weil  dadurch 
gewisse  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handels-  und 
Gewerbe-Kammer  in  Wien  betrafen,  an  die  neu  errichtete  Börse- 
kammer übergingen.  Die  hervorragendsten  Bestimmungen  des 
neuen  Gesetzes  sind  im  Wesentlichen  folgende.  Die  Börse  hat 
zum  Zwecke,  den  Verkehr  in  Münzsorten  und  Werthspapieren  zu 
regeln.  Zum  Besuche  der  Börse  berechtigt,  d.  h.  börsefähig,  ist 
in  der  Regel  jede  Person  männlichen  Geschlechtes,  welche  über 
ihr  Vermögen  verfügen  kann.  Davon  ausgeschlossen  sind  Crida- 
tare,  die  nicht  vom  Gerichte  für  schuldlos  erkannt  worden  sind, 
ferner  Jene,  welche  den  aus  einem  Börsegeschäfte  ihnen  obliegenden 
Verbindlichkeiten  nicht  rechtzeitig  entsprochen  haben,  endlich  Jene, 
welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wesen  g-ewisser  Veraehen 
oder  Uebertretungen  verurtheilt  worden  sind.  Jeder  Börsebesucher 
hat  eine  festgesetzte  Gebühr  zu  entrichten.  Die  Börse  ist  täglich, 
die  Sonn-  und  Feiertage  und  den  Charfreitag  ausgenommen,  zu 
bestimmten  Stunden  offen;  nach  Schluss  derselben  muss  Jeder- 
mann den  Börsesaal  verlassen.  Wegen  ungeeigneten  Benehmens 
kann  der  Besucher  von  der  Börsekammer  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
bei  wiederholt  erfolgter  Bestrafung  aber  auch  auf  unbestimmte  Zeit 
der  Börsefahigkeit  verlustig  erklärt  werden.  Börsegeschäfte  sind 
Käufe  und  Verkäufe  von  Münzsorten  und  Wechseln,  dann  Käufe 
und  Verkäufe  oder  Verpfandungen  von  österreichischen  öffentlichen 
Fonds-Übhgationen  und  anderen  vom  Finanz-Ministerium  zur  Noti- 
rung  im  amtlichen  C'ours-Zettel  zugelassenen  Elllcten.  Das  Börse- 
geschäf't  kann  an  oder  ausser  der  Börse  abgescldossen  worden  sein ; 
ebenso  ist  die  Eintragung  in  das  Journal  des  Börse -Sensaks  und 
die  Aushändigung  des  Schlusszettels  nicht  nothwendig.  Doch  ge- 
niessen  die  an  der  Börse  in  gesetzlicher  Zulässiükeit  abgeschlossenen 


'  Minist.  Erlasd  vom  26.  März  1850. 
V.  (Izoornis,  O.'stt'ii-cltli's  Ncii.L'ost.-iltiiiiL'.  J[4 
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und  durch  einen  Sensal  vennittelten  Geschäfte  mehrere  ßegünsli- 
s;nnp;en,  insbesondere:  dass  der  Contrahent  vom  Vertrag  abgehen 
kann,  wenn  der  andere  innerlialb  der  bestimmten  Frist  seine  Ver- 
bindhchkeiten  nicht  erfüHt,  dass  er  in  dem  gleichen  Falle  das  in 
Pfand  genommene  Effect  veräussern  und  sich  daraus  zahlhaft  machen 
kann,  dass  der  redliche  Besitzer  von  gekauften  oder  verpfändeten 
EtTectcn  vor  Hinausgabe  nicht  oder  bei  Verpfändung  nur  gegen 
vollständige  Befriedigung  der  Pfandsumme  belangt  werden  kann, 
dass  daraus  entsprungene  Streitigkeiten,  wenn  anderes  nicht  ver- 
abredet worden,  A^on  der  Börsekammer  als  Schiedsgericht  entschie- 
den werden.  Jedes  Börsegeschäft  kann  durch  oder  ohne  Vermittlung 
dritter  Personen  geschlossen  werden;  zu  dieser  Vermittlung  sind  die 
Börse  -  Sensale  und  die  Börse-Agenten  bestinmit.  Erstere  sind  die- 
jenigen Personen,  welche  unter  öffentlicher  Autorität  und  Beeidigung 
und  unter  den  ihnen  insbesondere  eingeräumten  Begünstigungen 
und  auferlegten  Verpflichtungen  zur  Vermittlung  von  Börsegeschäften 
bestimmt  sind;  sie  werden  über  Antrag  der  Börsekammer  und  der 
Statthalterei  vom  Finanz -Ministerium  ernannt.  Der  Bewerber  um 
eine  solche  Stelle  muss  österreichischer  Unterthan,  24  Jahre  alt 
sein,  seine  Redlichkeit  und  Thätigkeit,  sowie  seine  Geschäftsge- 
wandtheit nachweisen,  und  mit  einem  noch  giltigen  Befaiiigungs- 
Decrete  \ersehen  sein.  Letzteres  wird  nach  einer  bei  der  Börse- 
kammer gut  abgelegten  Prüfung  erlangt  und  gilt  für  fünf  Jahre. 
Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  muss  sich  der  Bewerber 
über  die  Grossjährigkeit  und  seine  Vertrauenswürdigkeit,  dann 
darüber  ausweisen,  dass  er  durch  drei  Jahre  ein  zu  dem  Berufe 
eines  Börse -Sensales  practisch  befähigendes  Geschäft  geführt  oder 
bei  demselben  mit  gutem  Erfolge  gedient  habe.  Die  Börse-Sensale 
sind  an  sich  nur  zur  Vermittlung  der  ihnen  von  den  Parteien  an- 
vertrauten Geschäfte  berechtiget;  zum  Abschlüsse  von  Geschäften 
bedürfen  sie  eines  besonderen  Auftrags  der  Parteien.  Sie  sind 
öfTentliche  beglaubigte  Amts -Personen,  welche  ein  Gremium  mit 
eigenem  Statute  bilden,  ihre  Journale  inid  ausgestellten  Schluss- 
zettel sowie  Effecten-Verzeichnisse  werden  als  öflentliche  Urkunden 
betrachtet,  die  durch  sie  abgeschlossenen  Geschälte  geniessen,  wie 
erwähnt,  besondere  Begünstigungen,  und  sie  haben  von  jedem 
vermittelten  Geschäfte  die  Sensarie  anzusprechen.  Die  im  Gesetz 
umständlich  entwickelten  Pflichten  des  Sensales  gehen  aus  dessen 
Beruf  und  Stellung  hervor.  Börse-Agenten  sind  die  zur  Vermitt- 
lung von  B()rsegeschäften  berechtigten  Personen,  gegen  deren  Fähig- 
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keit  und  Rechtlichkeit  zwar  kein  Bedenken  obwaltet,  von  welchen 
aber  die  Nachweisung  der  für  einen  Börse-Sensalen  nothwendigen 
Eigenschaften  nicht  gefordert  wird.  Sie  stehen  zu  den  Auftragge- 
hern in  demselben  Verhältnisse,  wie  die  Börse-Sensale,  haben  ein 
Recht  auf  die  Sensarie,  ihre  sonstigen  Rechte  und  Verpflichtungen 
aber  sind  nur  nach  allgemeinen  privat-rechtlichen  Normen  zu  beur- 
theilen.  Ihre  Ernennung  geht  von  der  Börsekammer  aus.  Wer  an 
oder  ausser  der  Börse,  ohne  hierzu  nach  dem  Gesetze  berechtiget 
zu  sein,  Börsegeschäfte  vermittelt,  und  nicht  glaubwürdig  machen 
kann,  dass  er  es  ohne  Lohn  gethan  hat,  wird  als  Winkel-Sensal 
betrachtet,  und  mit  einer  Geldstrafe  von  25 — 200  fl.  oder  mit  Arrest 
von  5  —  40  Tagen  belegt.  Die  administrativen  Behörden  in  Börse- 
AnG;eleü:enheiten  sind:  a)  Die  Börsekammer  mit  dem  ihr  beiue- 

^  CD  /  CT" 

gebenen  landesfürstlichen  Commissär;  sie  hat  die  Bestimmung,  alle 
die  Börse  betrefl'enden  administrativen  Gesetze  inid  Anordnungen  zu 
vollstrecken.  Ihr  steht  das  Erkenntniss  gegen  die  Uebertreter  der 
Börsegesetze  (w^enn  nicht  andere  Strafgesetze  in  Anwendung  kom- 
men) zu,  und  Jedermann,  der  von  ihr  als  Angeklagter  oder  als 
Zeuge  vorgeladen  wird,  ist  verpflichtet,  vor  ihr  zu  erscheinen, 
widrigens  der  erste  nach  dreimaliger  fruchtloser  Vorladung  für  ge- 
ständig erkannt,  der  andere  aber  durch  die  politische  Behiu-de  zur 
Folgeleistung  verhalten  wird.  Die  Börsekammer  regelt  auch  die 
Börse -Angelegenheiten  aus  eigener  Amtsvollmacht,  insoweit  diess 
ohne  Beirrung  des  Gesetzes  und  der  Geschäfts  -  Ordnung  möglich 
ist;  sie  kann  ihre  Wünsche  und  Bedürfnisse  in  Börse- Angelegen- 
heiten den  geeigneten  Behörden  bekannt  geben.  Die  Kammer  be- 
steht aus  18  Mitgliedern,  deren  eines  als  Präses,  ein  anderes  als 
dessen  Stellvertreter  fungirt.  Hiervon  werden  sechs  aus  der  Han- 
delskammer, sechs  aus  dem  Grosshandlungs- Gremium  und  sechs 
aus  dem  Gremium  der  bürgerlichen  Handelsleute  ernannt.  Alle 
Mitglieder  müssen  in  Wien  domiciliren,  börsefähig  und  österreichische 
Unterthanen  sein.  Die  Ernennung  steht,  über  Terna-Vorschlag  der 
bezüglichen  Corporation,  dem  Finanz-Ministerium  zu.  Dii'  Functionen 
eines  Mitgliedes  dauern  drei  Jahre,  die  Austretenden  U()nnen  wieder 
ernannt  w^erden.  Die  Mitglieder  haben  die  Ehrenrechte  landesfürst- 
lieber  Räthe  des  Handelsgerichtes  und  führen  den  Titrl:  U.  k.  Börse- 
rath.  Die  Börsekammer  wird  von  ihrem  Präses  geleitet,  dessen 
Ernennung  über  einen  Terna-Vorschlag  der  Kainnier,  der  im  Wege 
der  Statthalterei  an  das  Finanz-Ministerium  gelangt ,  letzterem  zu- 
steht;  in   eben   dieser   Weise    wird   der  Vice-Präscs   ernannl.     Der 
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erste  Beamte  der  Kammer  ist  der  General -Seeretär,  welcher  ein 
■/MV  Ausübung  des  Richtcramtes  befähigter  Rechtskundiger  sein 
muss  und  über  Vorschlag  der  Börsekammer  vom  Finanz-Ministerium 
ernannt  wird,  bj  Die  niederösterreichische  Statthalterei  bildet 
die  zweite  und  cj  das  Finanz-Ministerium  die  dritte  Instanz 
in  administrativen  Börse-Angelegenheiten.  Die  Statthalterei  ist  zur 
Herabsetzung  der  von  der  Börsekammer  auferlegten  Geld-  oder 
Arreststrafe  auf  die  Hälfte  des  geringsten  Ausmaases,  und  das 
Finanz-Ministerium  zur  gänzlichen  Nachsicht  oder  Umänderung  der 
Strafe  berechtiget. 

Die  gesetzliche  Entscheidung  der  Börsekammer  in  administra- 
tiven (und  Straf-)  Sachen  ist  rechtskräftig,  wenn  eine  Beschwerde 
gegen  dieselbe  nicht  erhoben  oder  zurückgewiesen  wurde  5  sie  ist 
A'on  der  Kammer  selbst,  oder,  wenn  jene  auf  Geld-  oder  Arrest- 
strafe oder  auf  Abschaffung  von  Wien  lautet,  auf  Ansuchen  der 
Börsekammer  im  politischen  Wege  zu  vollziehen.  Alle  Geldstrafen 
fliessen  einem  Wohlthätigkeits-Fonde  zu.  Besondere  Bestimmungen 
regeln  das  Verfahren  der  Börsekammer  in  der  Eigenschaft  eines 
Schiedsgerichtes.  Der  landesfürstliche  Commissär  ist  das  die  genaue 
Handhabung  aller  Börsevorschriften  überwachende  Organ  des  Finanz- 
Ministeriums.  Sein  Wirkungskreis  bezieht  sich:  aj  auf  die  Amts- 
handlungen der  Kanmier,  deren  Berathungen  er  beiwohnt  und  deren 
Beschlüsse  in  administrativen  Sachen,  welche  nicht  bloss  Private 
angehen,  er  sistiren  kann,  wenn  sie  ihm  unbegründet  oder  vor- 
schriftswidrig erscheinen ,  in  welchem  Falle  er  sie  der  Entscheidung 
des  Finanz-Ministeriums  im  Wege  der  Statthalterei  vorlegt;  er  hat 
auch  von  den  Amtshandlungen  der  Börsekammer,  welche  diese 
durch  ihre  Abgeordneten  vollziehen  lässt,  Kenntniss  zu  nehmen 
und  den  Sensalen-Prüfungen  beizuwohnen;  bJ  unabhängig  von  den 
Auitshundlungen  der  Börsekammer  führt  er  die  Oberaufsicht  an  der 
Börse,  überwacht  jene  Amtshandlungen  der  Börse-Sensalen ,  wozu 
die  der  Börse-Kammer  nicht  gestattete  Einsicht  in  die  Sensalen- 
Bücher  erforderlich  ist,  nimmt  Einsicht  in  die  Handbücher  und 
Journale  der  Sensale,  bewilligt  die  nothwendig  werdenden  Abän- 
derungen in  den  Sensal-Journalen,  welche  er  mit  seiner  Unterschrift 
bekräftiget,  übernimmt  die  ausser  Gebrauch  tretenden  Sensalen- 
Bücher   und    be\\ahrt   sie  auf.     Eine  vorzügliche  Amtsobliegenheit 


des  Börse-Commissärs  ist  die  Ausniittlung  der  Durchschnitts-Course 
von  Münzsorten  und  börsemässigen  Effecten,  welche  an  jedem 
Börsetage  nach  dem  Schlüsse  der  Börse  auf  Grundlage  der  von  den 
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Sensalen  während  der  B()rsezeit  abgeschlossenen  Geschäfte  geschieht^ 
der  Börse- Zettel  ist  jedesmal  durch  den  Börse-Commissär  zu  ver- 
öfTentliehen. 

In  den  vormals  ungrischen  Ländern  wurde  auf  die  Erzielung 
eines  gleichen  Maasses  und  Grewichtes  mit  den  deutsch- 
slavischen  Kronländern  hinge\^irkt.  So  wurden  namentlich  im 
Königreiche  Ungern,  in  der  Wojwodschaft  und  dem  Banate  der 
niederösterreichische  Eimer  und  Metzen  als  die  allein  gesetzlichen 
Hohlmaasse  erklärt  und  im  öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  der 
Gebrauch  eines  anderen  Hohlmaasses  unter  Strafandrohung  ver- 
boten. '  Ebenso  haben  vom  1.  September  1854  an  in  Kroatien 
und  Slavonien  der  niederösterreichiche  Eimer  und  Metzen,  die 
Wiener  Klafter  und  die  Wiener  Elle,  dann  das  Wiener  Pfund  mit 
ihren  Unterabtheilungen  als  die  allein  gesetzlichen  Maasse  und  Ge- 
wichte zu  gelten,  von  welchem  Zeitpuncte  an  der  Gebrauch  anderer 
Maasse  und  Gewichte  im  öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  bei  Strafe 
verboten  ist.  ^  Eine  damit  völlig  übereinstimmende,  vom  1.  No- 
vember 1854  an  in  Wirksamkeit  tretende  Maassregel  wurde  für 
die  Militärgränze  getroffen.  ^  Neuerlich  wurde  das  niederösterrei- 
chische (Längen-  und  Hohl-)  Maass  und  Gewicht  auch  in  Böhmen, 
in  Galizien  und  der  Bukowina,  in  welchen  Ländern  bisher  eigen- 
thümliche  Bestimmungen  galten,  als  gesetzliches  Maass  und  Gewicht 
erklärt.  *  Ferner  erging  für  alle  Kronländer,  das  lombardisch-vene- 
zianische Königreich  und  die  Militärgränze  ausgenommen,  die  Ver- 
ordnung, dass,  insoweit  diess  nicht  ohnehin  schon  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist,  jedem  Käufer  von  Schnittwaaren  das  Recht  zustehe, 
von  dem  gewerbsmässigen  Verkäufer  die  Anwendung  des  Wiener 
Ellenmaasses  zu  fordern,  der  Verkäufer  aber  mindestens  eine  vor- 
schriftsmässig  cimentirte  Wiener  Elle  besitzen  und  dieselbe  auf  jedes- 
maliges Verlangen  eines  Käufers  von  Schnittwaaren  anwenden  müsse. 
Auf  die  Uebertretung  ist  eine  Geldstrafe  von  1  —  20  tl.  gesetzt.  ' 

Die  Grundlage  der  neuen  Verwaltungs-Einrichtungen  in  Bezug 
auf  Seeschifffahrt,  mit  Einschluss  des  Schiffbaues,  bildet  die 
(Seite  52  umständlicher  erwähnte)  Errichtung  der  Central-See- 
behörde,   als  Central-Behörde   für  alle  die  Hundelsschillfahrt  und 

'  Kais.  Verord.  vom  8.  Juni  1853. 
,  *  Kais.  Verord.  vom  11.  November  1853. 

3  Verord.  des  Armee-Über-Commaudo  vom  -4.   April   1854. 
*  Kais.  Verord.  vom  18.  Juni' und  vom  6.  August  1855. 
•''  Minist.  Erlass  vom  18.  November  1853. 
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das  See-Sa iiiläts- Wesen  betreffenden  Angelegen lieiten;  letztere  trat 
mit  dem  1.  Mai  1850  in  Wirksamkeit.  Hieran  schloss  sich  die 
Ortjanisation  des  Hafen-  und  See-Sanitäts-Dienstes  an  den 
österreichischen  Küsten  und  das  Reglement  für  die  See- Sanitäts- 
Verwaltung.  Die  erstere  erfolgte  für  das  venezianische,  öster- 
reichische, kroatische  Küstenland  und  für  Dalmatien  mit  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  15.  Mai  1851,  für  das  Küstengebiet  der 
Militärgränze  mit  jener  vom  22.  Januar  1853.  In  jedem  Küsten- 
lande fungii-t  als  exponirtes  Organ  der  Central -Seebehörde  ein 
Inspector,  mit  Ausnahme  des  österreichischen  (Görz,  Triest  und 
Istrien  mit  den  quarnerischen  Inseln  umfassenden)  Küstenlandes, 
für  welches  der  nautische  Ober- Inspector  der  Central -Seebehörde 
dessen  Verrichtungen  ausübt.  Die  früher  getrennten  (von  verschie- 
denen Aemtern  besorgten)  Obliegenheiten  des  Hafen-  und  See-Sani- 
täts-Dienstes werden  nunmehr  vereint  von  einem  und  demselben 
Amte  in  dem  jeweiligen  Bezirke  vollzogen,  wovon  nur  die  Contu- 
maz- Behandlung  in  dem  abgesondert  bestehenden  See-Lazarethe 
eine  Ausnahme  macht.  Die  österreichische  See -Küste  mit  den 
dazu  gehörigen  Inseln  wird  in  hafenamtlicher  Beziehung  in  Bezirke 
eingetheilt,  die  wieder  in  Unterbezirke  zerfallen;  in  sanitäts-amt- 
licher  Beziehung  besteht  bloss  die  Eintheilung  in  Bezirke,  welche 
mit  den  hafenamtlichen  Unterbezirken  zusannnenfallen.  Jeder  Hafen- 
Bezirk  bildet  den  Bereich  der  Amtswirksamkeit  eines  Hafenamtes, 
jeder  Unterbezirk  jenen  einer  Hafen-  und  See-Sanitäts-Deputation 
oder  Agentie.  Das  Hafenamt  soll  jederzeit  in  dem  ^^■ichtigsten 
Hafen  des  ganzen  Hafen bezirkes,  die  Deputation  oder  Agentie  an 
dem  bedeutendsten  Küstenorte  des  Hafen-Unter-  (und  beziehungs- 
weise Sauitäts-)  Bezirkes  aufgestellt  werden.  In  dem  Unterbezirke, 
in  welchem  sich  das  Hafenamt  befindet,  wird  diesem  die  Verrich- 
tung der  Deputation  (oder  Agentie)  übertragen.  Die  See-Exposi- 
turen  kommen  an  jene  Puncte  zu  stehen,  von  wo  aus  die  Ueber- 
wachung  der  Küste  am  leichtesten  möglich  ist.  Die  Standpuncte 
der  See-Lazarethe  richten  sich  nach  den  Bedürfnissen  des  Handels- 
^•erkehres  der  inländischen  Häfen  mit  den  von  der  freien  Pratica 
ausgeschlossenen  Ländern.  Die  Hafen-  und  See -Sanitäts- Anstal- 
ten sind : 

aj  Cen  t  ral-Hafen-  und  See-Sanit  äts- Aemt  er,  welche 
in  den  llauj)thäfen  der  fünf  Küslenbezirke ,  wo  die  Central-Seebe- 
hörde  oder  ihre  Inspectoren  den  Amtssitz  haben,  bestehen,  nänilicii 
in  Triest,   Venedig,  Fiume,   Kagusa   und  Zengg;   mit  der  Leitung 
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des  letzteren  ist  der  Inspector  für  die  Küste  der  Militürgränze  un- 
mittelbar betraut,  und  dasselbe  untersteht  nicht,  wie  die  übrigen, 
der  Central -Seebehörde,  sondern  dem  Landes- Militär- Commando, 
doch  hat  es  in  den  vorgezeichneten  und  überhaupt  in  dringenden 
B^ällon  den  ihm  von  der  Central-Seebehörde  unmittelbar  zukommen- 
den Weisungen  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

bj  Hafen-  und  See-Sani  täts-Aemter,  welche  in  jenen 
Häfen  vorhanden  sind,  die  nebst  den  erwähnten  fünf  Haupthäfen 
wegen  der  Ausdehnung  ihres  SchifIFahrts  -  Verkehres ,  wegen  der 
Wichtigkeit  ihres  Handels,  oder  wegen  der  eigenen  Rhederei  als 
vorzugsweise  bedeutend  erscheinen;  es  sind  deren  acht,  nämlich: 
Chioggia,  Rovigno,  Lussin  piccolo,  Buccari,  Porto  Re,  Zara, 
Spalato  und  Megliue  (in  den  Bocche  di  Cattaro). 

Die  Amtswirksamkeit  der  Central-  und  der  einfachen  Hafen- 
und  See-Sanitäts-Aemter  umiasst:  im  Hafendienste  den  See-  und 
Hafen-Polizei-Dienst  und  die  Erkenntniss  in  erster  Instanz  bei  Ueber- 
tretungen  der  darauf  Bezug  nehmenden  Vorschriften,  im  eigenen 
Standorte  sowohl,  als  in  den  übrigen  Häfen  des  Bezirkes,  und  zwar 
in  letzteren  entweder  die  Ausübung  dieser  Verrichtungen,  oder, 
wenn  diese  den  Deputationen  oder  Agentien  überlassen  bleibt,  die 
Leitung  und  Ueberwachung  dieser  Ausübung,  ferner  die  Beauf- 
sichtigung der  Cassegeschäfte  der  untergeordneten  Aemter,  die 
Sannnlung  der  statistischen  und  sonstigen  periodischen  Daten  über 
den  Bezirk,  die  Erfstattung  der  einschlägigen  Vorschläge  und  Gut- 
achten und  die  Einhebung  der  Hafengebühren ;  im  See-Sani täts- 
Dienste  die  Ueberwachung  der  Küstenstrecke  des  Unterbezirkes, 
die  Behandlung  (luid  Bewachung)  der  im  eigenen  Hafen  mit  freiem 
Sanitäts- Passe  (patente  hbera)  oder  mit  reinem  Sanitäts-Passe  (pa- 
tente netta)  einlaufenden  Schiffe,  Ausfertigung  der  Sanitäts-Pässe 
für  die  aus  den  Häfen  des  Unterbezirkes  auslaufenden  SchifTe,  Er- 
stattung von  Vorschlügen,  erstes  Erkenntniss  bei  Sanitäts- Vergehen, 
welche  im  Unterbezirke  vorkommen ,  und  Ehdiebung  der  See-Sani- 
täts- Gebühren.  Den  Central  -  Aemtern  liegt  überdiess  noch  die 
Besoruiuna;  der  ihnen  als  den  Central -Puncten  der  bczüiilichen 
Kronländer  übertragenen  Geschäl'te  ob,  wohin  namentlich  die  Casse- 
und  Marine -Liscriptions- Geschäl'te  gehören.  An  der  Spitze  eine« 
jeden  dieser  Hafenämter  steht  ein  Hafen-  und  See-Sanitäts-Capilän 
(bezüglich  ein  Central-See-Sanitäts-Capilän). 

cj  Hafen-  und  See-Sani(äts-Deputa  ( ione  n ,  wrlche 
jene  Küstenplälze  erhalten,   in   denen  neben  den  bereits  genannten 
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Hafoni)lätzen,  wegen  ihrer  örtlichen  Lage  oder  ihres  lebhafteren 
Verkehres,  eine  Vorsorge  zur  Aufnahme  von  Fahrzeugen  unter 
Contumaz-Reserve  sieh  als  angemessen  darstellt;  dieselben  bestehen, 
fünf  an  der  Zahl,  in  Pirano,  Sebenico,  Lissa,  Lesina  und  Curzola. 

d)  Hafen-  und  See-Sanitäts- Agentien,  welche  alle 
übrigen  dem  Verkehre  geöffneten  Hafen-  und  Küstenplätze  erhalten. 
Die  Wahl  der  Orte  ist  dem  Handels-Ministerium  überlassen;  gegen- 
wärtig gibt  es  deren  16  im  venezianischen,  32  im  österreichischen, 
3  im  kroatischen  Küstengebiete,  47  in  Dalmatien,  4  in  der  Militär- 
gränze,  zusammen  102. 

Die  Amts^^^rksamkeit  der  Deputationen  und  Agentien  beschränkt 
sich  hinsichtlich  des  Hafendienstes  auf  die  gewöhnlichen  (im  Orga- 
nisations-Statute vorgezeichneten)  Dienstes-Obliegenheiten ,  in  allen 
übrigen  Vorkommnissen  haben  sie  Bericht  zu  erstatten  und  Wei- 
sungen einzuholen;  sie  haben  die  Seefahrer  in  den  geeigneten  Fällen 
an  das  vorgesetzte  Amt  zu  weisen,  die  ihnen  ertheilten  Aufträge 
zu  vollziehen  und  in  dringenden  Fällen  (wo  es  sich  um  die  Ge- 
stattung zur  Ausschiffung  von  Leuten  der  SchifTsmannschaft,  um 
Einhebung  von  Taxen  und  Gebühren  oder  um  sonstige  Vermittlung 
handelt)  die  Verrichtung  zu  vollziehen;  im  See-Sanitäts -Dienste 
haben  sie  für  ihren  Unterbezirk  dieselben  Obliegenheiten,  wie  die 
Hafenämter,  mit  theilweisen  Ausnahmen  für  die  Agentie  in  Hinsicht 
der  Bewachung  und  Behandlung  der  mit  patente  netta  ankommen- 
den Schiffe,  welche  Obliegenheiten  bei  ihnen  nicht  vorkommen, 
da  solche  SchitTe  nur  an  Plätzen  mit  dem  Lande  commuuiciren 
dürfen,  wo  ein  Hafenamt  oder  eine  See-Sanitäts-Deputation  vorhan- 
den ist.  Diese  Aemter  werden  von  Deputirten  und  beziehungsweise 
von  Agenten  versehen. 

e)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren,  welche  an 
jenen  dem  Verkehre  nicht  geöffneten  Hafen-  und  Küstenplätzen 
aufgestellt  sind,  in  welchem  häufig  Schiffe  und  Barken  aus  Zwang 
der  Witterung  einzulaufen  pflegen;  ihnen  liegt  im  Hafendienste 
lediglich  die  Führung  imd  Einsendung  genauer  Vormerkungen  über 
die  an  ihren  Plätzen  vor  Anker  gehenden  Fahrzeuge  und  über  die 
Dauer  ihres  Aufenthaltes,  und  die  Vollziehung  der  sonst  erhaltenen 
Aufträge  ob,  im  Sanitäts-Dienste  haben  sie  die  ihrer  Aufsicht  zu- 
gewiesene Strecke  des  Unterbezirkes  zu  überwachen  und  die  bei 
ihnen  anlegenden  Fahrzeuge  an  das  nächste  Sanitäts-Amt  zu  weisen. 
Nur  ausnahmsweise  und  mit  Bewilligung  des  vorgesetzten  Sanitäts- 
Amtes,  beziehungsweise  der  Agentie,  k()nnen  bei  ihnen  Fahrzeuge 
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mit  patente  libera  sanitäts-amtlich  behandelt  und  zum  freien  Verkehre 
zugelassen  werden.    Diesen  Dienst  versieht  ein  Insj)ecti<)ns-Guardian. 

f)  See-Lazarethe,  welche  im  Hafendienste  in  der  Regel  gar 
nicht,  und  insbesondere  nur  dann  als  Deputation  fungiren,  wenn 
keine  andere  Hafenbehörde  an  dem  Platze  sich  befindet^  im  See- 
Sanitäts-Dienste  besteht  ihre  Aufgabe  vorzugsweise  in  der  sanitäts- 
amtlichen Beobachtung  der  aus  gesundheits- verdächtigen  Ländern 
ankommenden  Personen,  und  in  der  contumaz-mässigen  Reinigung 
der  aus  solchen  Ländern  einlangenden  Waaren,  Effecten  und  Thiere. 
Ihre  Wirksamkeit  ist  auf  den  Bereich  der  Anstalt  beschränkt,  wo 
ihnen  die  Aufrechthaltung  der  See -Sanitäts- Vorschriften  und  das 
erste  Erkenntniss  in  üebertretungsßillen ,  die  Erstattung  der  bezüg- 
lichen Vorschläge  und  die  Einhebung  der  Aerarial-See-Sanitäts-Ge- 
bühren  obliegt.  Es  gibt  vier  See-Lazarethe  L  Classe,  in  Venedig, 
Triest,  Martinschizza  (bei  Fiume,  für  Civil-  und  Militäi'-Kroatien) 
und  Megline,  wo  verdächtige  Fahrzeuge  jeder  Gattung  auch  mit 
erschwert  unreinem  See-Passe  (patente  brutta  aggravata)  zur  Be- 
stehung der  Contumaz  oder  Reserve  zugelassen  werden,  und  ein 
See-Lazareth  H.  Classe  zu  Gravosa  bei  Ragusa,  wo  jedoch  Schiffe 
mit  erschwert  unreinem  Sanitäts-Passe  nicht  aufgenommen  werden. 
Jedes  Lazareth  wird  von  einem  Director  geleitet,  neben  welchem 
das  erforderliche  ärztliche,  administrative,  Aufsichts-  und  Reinigungs- 
Personale  besteht. 

Allen  Organen  der  Hafen-  und  See -Sanitäts -Verwaltung  ge- 
meinsam ist. die  Befugnis s,  in  Fällen,  wo  Gefahr  am  Verzuge 
ist,  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Gebiete  die  augenblicklich  noth- 
weudigen  ausserordentlichen  Vorkehrungen  im  Sinne  der  Gesetze 
unter  eigener  Verantwortlichkeit  zu  treffen  (wovon  aber  die  vorge- 
setzte oder  nach  Umständen  die  politische  Behörde  sogleich  in  Kennt- 
niss  zu  setzen  ist),  ferner  den  einlaufenden  Fahrzeugen,  auch  wenn 
sie  nicht  zum  freien  Verkehre  zugelassen  werden  können,  unter 
Aufsicht  Lebensmittel,  Arzneien,  Briefe  etc.  verabfolgen  zu  lassen, 
die  Einschiffung  von  Matrosen,  von  Lootseu,  oder  auch  der  Fami- 
lien der  Capitäne  etc.  zu  gestatten,  ehe  das  Schiff  zur  Abreise  ver- 
halten wird,  ferner  die  Verpflichtung,  allen  Schiffen,  welche 
an  der  Küste  sich  in  Gefahr  befinden,  ohne  Rücksieht  auf  ihren 
Sanitäts-Pass  das  Einlaufen  in  den  eigenen  oder  in  den  nächsten  Hafen 
zu  gestatten,  sie  während  ihres  Aufenflialtes  daselbst  zu  überwachen, 
und  erst  nach  vorübergegangener  Gefahr  an  ihren  Bestin)uunigsort 
zu    verweisen.     Jedermann,    der   eine   Hedienstunu   im  See-Seniläts- 
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Fache  erhalten  will  (als  Beamter,  Guardian  oder  Wächter),  hat 
sich  einer  der  relativen  Wichtigkeit  seines  Postens  angemessenen 
Prüfung  aus  den  See-Sanitäts- Vorschriften  zu  unterziehen.  Die  An- 
stellung der  Hafen-  und  See-Sanitäts-Beamten,  Diener  und  Inspec- 
tions-Guardiane  steht  der  Central-See-Behörde  zu;  hiervon  sind  nur 
die  Vorsteher  der  Hafenämter  und  Lazarethe,  dann  die  Bediensteten 
mit  mehr  als  800  fl.  Besoldung  ausgenommen,  deren  Ernennimg 
dem  Handels- Ministerium  vorbehalten  ist.  Das  Hafen-  und  See- 
Sanitäts-Personale  besteht:  aj  aus  Hafen-  und  See-Sanitäts-Beamten 
(die  Hafen -Capitäne  und  Hafen  -  Lieutenants  sind  aus  dem  Stande 
des  Seedienstes,  insbesondere  aus  den  geprüften  und  erprobten 
Schiffs-Capitänen  zu  Avählen,  wobei  die  Officiere  der  k.  k.  Kriegs- 
Marine  und  die  mit  der  Ehrenflagge  ausgezeichneten  Mercantil- 
Capitäne  unter  sonst  gleichen  Umständen  den  Vorzug  haben); 
bj  aus  Hafen -Dienern,  wozu  die  Boots-  und  Unterboots -Männer 
(w^elche  des  Lesens  und  Schreibens  in  der  italienischen  Sprache 
kundig  sein  müssen),  die  Hafen-Lootsen  (welche  wie  die  Vorher- 
gehenden aus  dem  Stande  der  österreichischen  Seeleute,  insbeson- 
dere aus  den  Matrosen  der  k.  k.  Kriegs  -  Marine ,  zu  wählen  sind, 
und  neben  der  italienischen  Sprache  auch  die  allfällige  andere 
Landessprache  sprechen  müssen),  die  Hafen-Sicherheitswache  und 
die  Amtsdiener  gehören;  cj  aus  Lispections - Guardianen  (die  aus 
den  eventuellen  Sanitäts- Wächtern  erwählt,  vollkommen  brauchbar 
und  verlässlich,  des  italienischen  Lesens  und  Schreibens  kundig 
und  jedenfalls  der  Landessprache  mächtig  sein  müssen);  dj  aus 
eventuellen  Sanitäts  -  Wächtern  und  Lazareth  -  Reinigungsdieuern, 
welche  von  Fall  zu  Fall,  so  oft  sie  in  Contumaz  treten,  von  dem 
Sanitäts- Amte  aufgenommen,  mid  für  die  Tage  ihrer  wirklichen 
Dienstleistung  von  denjenigen  bezahlt  werden,  in  deren  Interesse 
sie  sich  verwenden ,  von  dem  Staate  keine  Besoldung  erhalten.  Die 
lähiiisten  Reini<>un2:sdiener  werden  zu  eventuellen  Sanitäts-Wäch- 
lern  ernannt.  —  Die  Auslagen  für  den  Hafendienst,  für  die  See- 
Sanitäts- Verwaltunu:,  für  die  Gehalte  und  Gebühren  des  dabei  an- 
gestellten  Personales,  trägt  der  Staat.  Zur  wenigstens  theilweisen 
Deckung  dieser  Kosten  hat  die  Seeschiflfahrt,  der  jene  Anstalten 
vorzugsweise  zum  Vortlieile  gereichen,  mittelst  einer  in  allen  dem 
Verkehre  geöffneten  Häfen  der  österreichischen  Seeküste  zu  ent- 
richtenden  Tonnenoebühr  beizutrasen.  Ebenso  hat  der  Seeverkehr 
die  Aerarial- See -Sanitäts -Gebühren  zu  tragen,  welche  sich  in  die 
Gebühr  von  allen  in  freier  Gemeinschaft  oder  unter  Contumaz  von 
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der  österreichischen  Küste  abfahrenden  Schiffen  und  in  die  Gebühr 
von  allen  unter  Contumaz  oder  Reserve  in  österreichischen  Häfen 
einlangenden  Schiffsladungen  (Waaren,  Gelder  etc.)  theilen.  An 
der  Taxe  für  Flaggen -Patente,  Seepässe  und  Schitüahrts  -  Licenzen 
wurde  nichts  geändert;  eben  so  w^enig  an  den  sonstigen  Schififs- 
abgaben,  d.  i.  an  den  Lootsen-,  Leuchtthurm-  und  Canal-Gebühren 
in  Triest ,  an  den  Gebühren  der  äusseren  Hafenlootsen  in  Venedig, 
und  an  den  Marine-Instituts-Gebüliren ,  welche  in  mehreren  Häfen 
eingelioben  werden.  Die  Tageslöhnungen  der  eventuellen  Wächter 
und  Reinigungsdiener,  welche  den  unter  Contumaz  ankommenden 
Schiffen,  Personen  und  Waaren  zugewiesen  sind,  die  Gebühren 
der  Inspeetions-Guardiane  für  die  Ueberwachung  der  sanitäts-amt- 
lichen  Operationen  und  des  Verkehres  in  den  Contumaz-Anstalten, 
dann  die  Auslagen  für  den  ärztlichen  Beistand  und  Krankenwärter 
während  der  Quarantaine  werden  von  den  Parteien  unmittelbar  ge- 
tragen; alle  übrigen  bisher  in  den  See-Lazarethen  bestandenen  Ge- 
bühren hören  auf.  Dem  Hafen-  und  See-Sanitäts-Personale  darf 
ausser  obigen  Taxen  und  Gebühren  bei  Strafe  augenblickhcher 
Dienstesentlassung  unter  keinem  Verwände  irgend  eine  Zahlung 
oder  Belohnung  erfolgt  werden;  die  Gebühren  sind  nur  im  Amts- 
Locale  zu  entrichten  und  den  Parteien  regelmässig  zu  quittiren. 

Durch  die  eben  besprochene  Verordnung  '  wurde  ein  wesent- 
Ucher  Fortschritt  in  der  Seeverwaltung  gemacht  und  System  und 
Zusammenhang  in  die  Ausführung  der  bestehenden  Vorschriften 
gebracht.  Bis  dahin  gab  es  nur  13  Staatshäfen,  diejenigen  näm- 
lich, wo  ein  k.  k.  Hafenamt  seinen  Sitz  hatte;  alle  übrigen  Häfen 
wurden  als  Communal- Häfen  betrachtet,  und  der  Obsorge  der 
jeweiligen  Gemeinde,  zu  deren  Gebiete  sie  gehören,  überlassen. 
Die  Gemeinde  hob  hier  und  da  die  (höchst  geringen)  Schiflfahrts- 
Gebülireu  ein  und  sollte  für  die  Hafenbauten  sorgen,  was  aber  nur 
in  sehr  unzureiciiendem  Maasse  geschah.  Die  gesammte  Meeres- 
Küste  (mit  Ausnahme  der  gedachten  13  Häfen)  stand  unter  der 
Aufsicht  der  })olitischen  BehönkMi ,  welche  in  jedem  (Touvernements- 
Bezirke  nach  der  hergebrachten  üebuiig,  im  Ganzen  über  \iellach 
ungleichlörmig  vorgingen.  Mit  der  obigen.  kaiserUchfu  Veronhauig 
wurde  die  gesammte  österreichische  Meeresküste  in  einzehie  Be- 
zirke abgetheilt,  der  unmittelbaren  Aufsicht  und  Ueberwachung 
der    eigens    bestellten    Hafen  -    und    See  -  Sanitäts  -  Behörden    über- 

'   Kais.   \'eror(l.   mhu   Jö.  Jlai  1851.      . 
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wiesen,  während  früher  bloss  See -Sanitäts- Behörden  (Deputatio- 
nen,) bestanden,  die  aber  nur  eine  locale  Wirksamkeit  hatten  und 
von  der  Hafenverwaltung  ganz  getrennt  waren.  Diesen  nunmehr 
neu  constituirten  Hafen -Deputationen  und  Hafen- Agentien,  deren 
jede  in  einer  bestimmten  Küstenstreeke  die  Ueberwachung  auszu- 
üben hat,  wurde  von  der  Central-Seebehörde  eine  (provisorische) 
Instruction  über  die  Art  und  Weise,  wie  sie  in  der  Ausübung  ihrer 
Functionen  vorzugehen  haben,  ertheilt.  '  Zugleich  wurden  alle 
jene  Häfen  und  Rheden  der  österreichischen  Küste  bekannt  ge- 
macht, welche  dem  Verkehre  und  der  Schifffahrt  eröffnet  sind; 
es  gibt  deren  18  im  venezianischen,  36  im  österreichischen,  7  im 
kroatischen  Küstenlande  und  55  in  Dalmatien,  nebst  5  der  Mi- 
litärgränze  angehörigen  Häfen,  im  Ganzen  daher  121.  Hierzu 
kommen  noch  die  sogenannten  todten  Häfen  (porti  morti),  wo  die 
Schiffe  zwar  bei  Witterungszwang  Schutz  suchen,  aber  in  keine 
Verbindung  mit  dem  Lande  treten  dürfen ;  die  trefflichsten  und  ge- 
räumigsten Häfen  dieser  Art,  welche  oft  mehrere  hundert  Schiffe 
in  sich  aufnehmen  können,  finden  sich  an  den  Inseln  von  Dalmatien, 
welches  Land  mehr  als  hundert  dieser  Häfen  zählt. 

Nach  der  durchgreifenden  Organisirung  des  Hafendienstes  war 
noch  ein  neues  See-Sanitäts-Reglement  nothwendio-,  um  die 
veralteten,  aus  früheren  Jahrhunderten  stammenden,  mit  den  heu- 
tigen Zuständen  nicht  mehr  vereinbarlichen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen zu  ersetzen.  Dieses  sehr  umfassende  Reglement  wurde  mit 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  13.  December  1851  kundgemacht, 
seine  Wirksamkeit  aber  auf  spätere  Zeit  verschoben.  Die  österrei- 
chische Regierung  war  schon  in  den  letzten  Jahren  vor  1848  von  den 
strengen  see-sanitätlichen  Bestimmungen,  welche  namentlich  in  den 
übrigen  Staaten  des  Mittelmeeres  zum  Theile  noch  heute  bestehen, 
abgewichen,  und  hatte,  unter  Aufhebung  vieler  Beschränkungen 
des  Verkehres,  einer  freieren  Praxis  Raum  gegeben,  ohne  dadurch 
im  Mindesten  den  Gesundheitszustand  zu  benachtheiligen.  Noch 
weiter  ging  die  kaiserliche  Regierung  in  dem  eben  erwähnten  Re- 
glement, durch  welches  bei  wirklich  vorhandener  Gefahr  der  Pest-Ein- 
schleppung die  strengste  Behandlung  vorgeschrieben,  in  den  gewöhn- 
lichen Zeiten  eines  guten  Gesundheitszustandes  aber  die  Schifffahrt 
nahezu  aller  Quarantaine-Fesseln  entledigt  wird.  War  ein  solcher 
Vorgang   für   den   österreichischen  Handel   wegen  meiner  vielfachen 

'  Circulare  der  Central-Seebehörde  vom  17.  Januar  1852. 
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Verbindung  mit  den  Häfen  des  Orientes  höchst  wohlthätig,  so  zeigte 
er  auch  von  grosser  Entschiedenheit,  indem  die  östen-eichischen 
Häfen  durch  die  freie  daselbst  herrschende  Sanitäts-Behandlung  sich 
der  Gefahr  aussetzten,  dass  die  von  dort  nach  den  benachbarten 
Häfen,  namentlich  der  italienischen  Staaten,  auslaufenden  Schiffe 
in  letzteren  zu  Zeiten  auftauchender  Besorgnisse  einer  Contumaz 
unterworfen  würden.  Die  wesentlichen  alluemeinen  Bestimmungen 
dieses  181  Paragraphe  umfassenden  Reglements  sind  folgende.  Die 
(Üontumaz-Einrichtungen  bezAvecken  die  Verhinderung  der  Einschlep- 
pung der  Pest  und  des  gelben  Fiebers.  Die  Länder,  wo  jene  Seuchen 
von  selbst  entstehen  oder  wegen  Unvollkonmienheit  der  Sanitäts- 
Vorkehrungen  leichter  anderswoher  eingeschleppt  werden  können, 
werden  als  verdächtig  (di  patente  non  libera),  die  übrigen  als 
unverdächtig  (di  patente  Ubera),  angesehen.  Da  auch  in  einem 
verdächtigen  Lande  jene  Seuchen  nicht  fortwährend  herrschen,  die- 
selben daseien  selbst  in  einem  verdachtloseu  Lande  durch  Ein- 
schleppung  zum  Ausbruche  kommen  können,  so  muss  der  Gesund- 
heitszustand aller  Länder,  welche  mit  Oesten-eich  im  See  verkehre 
stehen,  in's  Auge  gefasst  werden,  und  jedes  Schiff  mit  einem 
Gesundlieits  -  Passe  versehen  sein.  Daraus  folgen  nachstehende 
Abstufungen:  aj  verdachtlos  (di  patente  libera),  wenn  das  Schilf 
aus  einem  verdachtlosen  Lande  kömmt  und  die  gesetzliche  Behörde 
überdiess  bestätiget,  dass  daselbst  vollkommene  Gesundheit  herrscht; 
bj  verdächtig,  und  zwar:  aa^  rein  (di  patente  netta),  wenn 
der  Sanitäts-Pass  bestätiget,  dass  in  den  der  Abreise  des  Schiffes 
unmittelbar  vorausgegangenen  21  Tagen  kein  verdächtiger  Krank- 
heitsfall vorgekommen  ist;  bbj  unrein  (di  patente  brutta),  wenn 
die  Seuche  an  dem  Orte  oder  in  der  Um<2;eban"-  der  Provenienz 
seit  den  letzten  21  Tagen  vor  der  Abfahrt  geherrscht  hat,  oder 
wenn  Schiffe,  Personen,  Sachen  oder  Thiere,  aus  einem  angesteckten 
Orte  kommend,  ohne  Contumaz  gemacht  zu  haben,  mit  dem  Ab- 
fahrtsorte in  Communication  getreten  sind;  ccj  erschwert  unrein 
(di  patente  brutta  aggravata)  heisst  der  Sanitäts-Pass  eines  Fahr- 
zeuges, an  dessen  Bord  die  Kraiikheit  herrscht  oder  geherrscht  hat 
und  in  den  letzten  21  Tagen  vor  der  Ankunft  nicht  vollkommen 
erloschen  ist.  Fahrzeuge  dürfen  nur  dort  landen  und  ausscliiffen, 
wo  sie  der  Sanitäts- Behandlung  unterzogen  werdi'u  kiiiiucn,  d.  h. 
\\()  ein  wirkliches  Sanitäts -Amt  seinen  Sitz  hat.  Wegen  Zwang 
der  Witterung  an  anderen  Küsten -Puncten  ankernck'  Fahrzeuge 
dürfen   mit  der  Küste  in   keinen  Verkehr   treten;    Ausnahmen  aus 
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Rücksichten  für  den  Küstenhandel  und  die  Fischerei  lassen  unter 
gewissen  Modalitäten  die  Instructionen  7ai.  Bei  Schiilln-uch  und 
Strandung  haben  die  nächsten  Sanitätsämter  einzuschreiten.  SchifFe 
di  patente  libera  müssen  ebenfalls  mit  einem  Gesundheits-Zeugnisse 
des  Abfahrtortes,  d.  i.  des  letzten  Hafens  freier  Gemeinschaft 
(di  libera  pratica),  mit  welchem  sie  verkehrt  haben ,  versehen  sein. 
Bei  seiner  Ankunft  muss  der  SchifTsführer  vom  Sanitäts-Amte  einem 
nach  Umständen  mit  dem  Eide  zu  bekräftigenden  Verhöre  unter- 
zogen werden,  um  zu  erheben,  ob  das  Schiff  nicht  während  der 
Fahrt  verdächtigen  Verkehr  gepflogen  hat;  auch  wird  das  Fahr- 
zeug von  einem  Sanitäts- Wächter  durchsucht.  Ergibt  sich  kein 
Verdacht,  so  wird  das  Schiff  sogleich  zum  freien  Verkehre  zuge- 
lassen. Bei  Abgang  des  Sanitäts-Zeugnisses  oder  bei  einer  solchen 
Unregelmässigkeit  desselben,  welche  die  Identität  des  Schiffes  in 
Zweifel  stellt,  muss  die  unverdächtige  Herkunft  des  Schiffes  ander- 
weitig ausser  Zweifel  gesetzt  werden,  widrigens  gegen  dasselbe 
die  Observations-Reserve,  nach  Umständen  auch  die  Contumaz  ver- 
hängt wird;  dasselbe  gilt,  wenn  der  Zweifel  über  die  Natur  der 
am  Bord  vorgekommenen  Krankheitsfälle,  oder  die  Ursache  der 
Nichtübereinstimmung  des  Personen -Standes  mit  der  Angabe  des 
Sanitäts-Zeugnisses  bei  Fahrzeugen  von  unverdächtiger  Provenienz 
nicht  in  beruhigender  Art  aufgeklärt  ist.  Ki'iegsfahrzeuge,  von 
Officieren  befehliget,  sind  von  der  Führung  des  Sanitäts-Passes  und 
der  Durchsuchung  befreit.  Bei  allgemein  gutem  Gesundheitszustande 
wird  dem  Fahrzeuge  mit  patente  libera  die  Durchsuchung  erlassen 
und  den  einheimischen  Fischerbooten  eine  mehrfache  Erleichterung 
in  der  sanitäts  -  amtlichen  Behandlung  zugestanden.  Ein  Schiff, 
welches  strandet  oder  Schiffbruch  leidet,  unterliegt  mit  Allem,  was 
davon  herrührt,  denselben  Vorsichts-Maassregeln  wie  jedes  andere 
Fahrzeug.  Schiffe,  welche  aus  verdächtigen  Gegenden  kommen, 
dürfen  sammt  Allem,  was  darauf  ist,  nicht  in  freien  Verkehr  ge- 
setzt werden,  bevor  sie  nicht  der  Beobachtung  oder  Reinigung, 
d.  h.  der  Confumaz  im  weiteren  Sinne  unterzogen  worden  sind. 
Dieselbe  unterscheidet  sich:  aj  in  die  Observations-Reserve, 
wenn  das  Schiff  nur  durch  eine  bestin)mte  Zeit  ausser  Gemeinschaft 
gesetzt  bleibt  und  die  Ausschiflung  der  Waaren  nicht  gefordert 
oder  auf  einzelne  besonders  verdächtige  Artikel  beschränkt  \\ird; 
b)  in  die  eigentliche  Contumaz,  wenn  nebst  der  Beobachtung 
des  Gesundheitszustandes  der  Personen  die  Ausladung  un'd  abge- 
sonderte Sanitäts-Behandlung  der  verdächtigen  Waaren  statt  haben 
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miiss.  Dif  Dauer  der  Contumazen  wird  vom  Handels-Ministeriuni 
festgestellt.  Gegen  das  gelbe  Fieber  werden  in  der  Regel  nur 
Observation s- Reserven,  gegen  die  Pest  entweder  nur  diese  oder 
eigentliche  Contumazen  angewendet;  bei  ersteren  unterliegt  das 
Schiff  mit  Allem,  was  darauf  ist,  der  nämlichen  Dauer  der  Beob- 
achtung, bei  letzteren  haben  die  ausgeschifflen  Personen  eine  kürzere 
(bei  gänzlicher  Umkleidung  mit  frischen  Kleidern  noch  mehr  zu 
kürzende),  die  Waaren  eine  längere  Periode  als  das  Schit!',  Kriegs- 
fahrzeuge eine  kürzere  Conturiiaz  als  Handelsfahrzeuge  zu  bestehen; 
Die  längste  Contumaz-Dauer  (bei  patente  brutta  aggravata)  ist  auf 
40  Tage  festgesetzt.  Jede  Contumaz-Bestimmung  richtet  sich  nach 
dem  Herkunftsorte  der  SchitTe,  Personen  und  Waaren.  Die  Übser- 
vations-Reserven  laufen  für  Schiffe,  Personen  und  Ladung  von  der 
Einschiffung  des  Wächters,  bei  Pest-Contumazen  aber,  wenn  Waa- 
ren, welche  eine  Ausladung  erfordern,  am  Bord  sind,  vom  Tage 
der  beendeten  Ausschiflüng  derselben.  Wenn  ein  Fahrzeug ,  welches 
einer  blossen  Obt^-ervations- Reserve  unterliegt,  in  einem  anderen 
Hafen  einen  Sanitäts- Wächter  (insbesondere  einen  österreichischen) 
an  Bord  genommen,  und  keine  bedenkliche  Berührung  stattgefunden 
hat,  kann  die  Reserve  von  der  Abreise  aus  diesem  Hafen  beginnen. 
Die  ärztliche  Besichtio;un2;  der  Contumazisten  geschieht  in  der  Reael 
nur  am  Tage  vor  der  Zulassung  zur  freien  Gemeinschaft  (pratica); 
nach  erhaltener  pratica  müssen  Schiffe  und  Personen  die  Contumaz- 
Anstalt  sogleich  verlassen. 

Die  weiteren  besonderen  Bestimnumgen  dieses  Reglements  be- 
ziehen sich  auf  das  gewöhnliche  Verfahren  mit  verdächtigen  Schiffen, 
auf  jenes  mit  Contumaz-Schiffen  in  aussergewöhnlicheu  Fällen,  oder 
bei  ersch^^■erenden  Umständen,  auf  das  Contumaz- Verfahren  mit 
Pei'sonen,  Waaren  und  Effecten,  auf  das  contumaz-mässigc  Reini- 
gungsverfahren mit  Briefen  und  lebenden  Thieren,  auf  das  Ver- 
fahren bei  Schiffbruch  oder  Strandung  verdächtiger  Fahrzeuge  und 
bei  Aufnahme  geretteter  Personen  und  Sachen,  auf  die  Vorschriften 
für  Fälle  geschehener  Vermischung  während  der  Contumaz,  dann 
für  Fälle  der  patente  brutta  aggravata,  auf  die  Maassregeln,  welche 
im  Falle  des  Ausbruches  der  Pest  oder  des  gelben  Fiebers  auf 
einem  Schiffe  oder  in  einer  Sanitäts-Anstalt  zur  Einschränkung  oder 
Erstickung  des  Uebels  zu  trefleii  sind,  auf  (He  Sanitäts-Uebertre- 
( inigen  und  deren  Bestrafung,  auf  die  Ausstellung  des  Sanitäts- 
Zeugnisses  für  Fahrzeuge,  welche  die  österreichische  Küste  ver- 
lassen, endlich  niil'  die  Auslagen  für  die  Sec-Sanitäts-EinrichtungiMi 
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und  die  Mittel  zur  Deckung  derselben.  Zufolge  letzterer  Bestim- 
mungen trägt  der  Staatsschatz  die  Auslagen  für  die  Sanitäts-Ver- 
waltung, insoferne  diese  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Gebäude, 
die  Bezüge  des  stabil  angestellten  Personales  und  die  Vorkehrungen 
bei  ausserordentlichen  Anlässen  betreffen,  und  wird  dafür  durch 
Aerarial-Sanitäts-Taxen  entschädiget,  welche  von  allen  abreisenden 
Fahrzeugen,  dann  von  den  nicht  mit  patente  libera  einlangenden, 
daher  einer  Contumaz  oder  Reserve  unterzogenen  Waaren,  Gel- 
dern etc.  zu  entrichten  sind.  Die  Kriegsschiffe  aller  Nationen  und 
die  ihnen  gleichgestellten  Fahrzeuge ,  dann  die  aus  Witterungszwang 
oder  sonstigen  Bedürfnissen  einlaufenden  und,  ohne  eine  Handels- 
Operation  vorgenommen  zu  haben,  binnen  48  Stunden  wieder  ab- 
segelnden Schiffe  shid  von  der  Taxe  befreit,  den  Fischerbarken 
und  kleineren  Marktschiffen  w'erden  gewisse  Erleichterungen  zuge- 
standen. Die  Contumaz-Gebühren,  d.  h.  die  Gebühren  für  die  be- 
stellten Wächter  und  Reinigungsdiener,  die  Auslagen  für  ärztlichen 
Beistand,  Krankenwärter  etc.,  werden  von  den  Parteien,  welche 
die  Contumaz -Behandlung  betrifft,  entrichtet.  Für  die  Aerarial- 
See-Sanitäts-  und  die  Contumaz-Gebühren  ist  ein  einfacher,  für  alle 
österreichischen  Häfen  gleichförmiger  Tarif  mit  sehr  billigen  An- 
sätzen fesfoesetzt  worden.  —  In  Folge  der  bestehenden  See-Sani- 
täts- Einrichtungen  ist  der  Verkehr  von  nahezu  allen  Contumaz- 
Hemmnissen  für  die  Zeit  des  allgemein  guten  Gesundheitszustandes 
befreit  worden ,  indem  die  Contumaz-Behandlung  auf  die  wenigsten 
Fälle  beschränkt  und  auch  in  der  Dauer  noch  bedeutend  herab- 
gesetzt worden  ist.  Diess  geschah,  gestützt  auf  die  Grundsätze  des 
eben  erwähnten  See-Sanitäts-Reglements,  mit  den  Kundmachungen 
der  Central-Seebehörde  vom  25.  Februar  1852  und  5.  A})ril  1853. 
Mit  diesen  wurden  folgende  Contumaz-Perioden  angeordnet :  A)  Gegen 
die  orientalische  Pest :  Mit  patente  brutta  12 — 15  Tage ,  verdächtige 
Waaren  22  Tage ;  mit  patente  netta  bei  der  Provenienz  aus  Aegypten 
und  Syrien  mit  dem  Sanitäts- Zeugnisse  eines  europäischen  Consu- 
lates  3  Tage ,  ohne  dasselbe  4  Tage ,  Hadern  und  getragene  Kleider 
7  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  anderen  türkischen  Häfen  mit  dem 
Gesundheits-Zeugnissc  eines  europäischen  Consulates,  Zulassung  zu 
freier  Gemeinschaft  (libera  pratica),  ohne  dieses  24  Stunden,  Ha- 
dern und  alte  Kleider  5  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  den  christ- 
lichen Häfen  des  schwaraen  und  azowischen  Meeres  und  der  Donau 
libera  pratica,  nur  bei  der  Abfahrt  in  sospesa  pratica  (wenn  keine 
Ausschiffung   daselbst   stattgefunden)   und    patente   brutta  14  Tage, 
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die  verdächtiüeii  \Vatn'eii  "iU  Taue,  aus  den  übrigen  Häfen  von 
Afrika,  Asien  und  Oceanien,  mit  einem  europäischen  Gesundheits- 
zeugnisse libera  pratica,  ohne  dasselbe  24  Stunden.  B)  Gegen  das 
gelbe  Fieber:  mit  patente  brutta  10  Tage,  mit  patente  netta  sofort 
libera  pratica.  Bei  erschwert  unreinem  Patente  tritt  das  Maximum 
der  Contumaz- Frist  mit  40  Tagen  für  die  orientalische  Pest  und 
15  Tagen  für  das  gelbe  Fieber  ein.  Die  mit  den  österreichischen 
Llojd-SchifFen  aus  den  Häfen  Syrien's  und  Aegypten's  anlangenden 
Personen  und  Waaren  werden  keiner  Contumaz  unterzogen ,  weil 
jene  Schiffe  einen  österreichischen  Sanitäts-Wächter  am  Bord  haben. 
Ungeachtet  dieser  vielfältigen  Erleichterungen  bestehen  die  See- 
Lazarethe  mit  ihren  vollständigen,  für  den  Fall  des  Ausbruches  der 
Pest  oder  des  gelben  Fiebers  erforderlichen  Einrichtungen  und  dem 
dazu  nöthigen  Personale.  Anderweitige  Bestimmungen  über  die 
Behandlung  der  Schiffe  in  See-Sanitäts-Hinsichten  enthält  die  Kund- 
machung der  Central-Seebehörde  vom  29.  Januar  1852.  Gemäss  der- 
selben werden  alle  Schiffe  di  patente  non  libera  bei  den  See-Laza- 
rethen  zur  Bestehung  der  Contumaz  oder  der  Reserve  angenommen. 
Diejenigen  dieser  Schiffe,  welche  patente  netta  haben  und  keine 
Waaren  am  Bord  führen,  die  zur  Reinigung  in  das  Lazareth  aus- 
gescliiffl  werden  müssen,  können  die  Contumaz  oder  die  Reserve 
in  einem  jeden  Hafen  bestehen,  wo  sich  ein  Hafenamt  oder  eine 
Hafen-Deputation  befindet.  In  allen  Häfen ,  wo  die  Schiffe  einlaufen 
dürfen,  können  sie  auch  die  zu  ihrer  Abfahrt  nöthigen  Urkunden 
beheben;  insbesondere  werden  zur  Ausfertigung  der  Sanitäts-Zeug- 
nisse, welche  früher  von  den  bestandenen  See-Sanitäts-Magistraten 
ausging,  sämmtliche  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aeniter,  Deputationen 
und  Agentien,  sowie  auch  die  Lazareths-Directionen ,  ermächtiget. 
Ueber  die  Zulassung  fremder  Kriegsschiffe  waren  schon  früher 
besondere  Anordnungen  erfolgt.  Kein  fremdes  Kriegsschiff  darf  in 
der  Regel  in  österreichische  Kriegshäfen  einlaufen,  als  welche  die 
Häfen  von  Venedig  und  Pola,  mit  Einsclduss  aller  Ankerplätze  bis 
zur  punta  di  Promontore,  und  von  Lissa  mit  allen  Ankerplätzen 
dieser  Insel  erklärt  wurden;  bei  Witterungszwang  ist  es  jedoch 
demselben  gestattet,  in  den  Haupt hafen  von  Pola  und  Lissa  einzu- 
fahren. Der  Hafen  von  Triest  mit  Einschluss  der  Bai  von  Muggia 
bleiben  für  das  Einlaufen  der  Kriegsschiffe  l)efreundeter  Mächte 
unter  Beobachtung  gewisser  Bedingungen  offen;  dieselben  Bedin- 
gungen gelten  für  das  Einlaufen  in  die  ül)rigen  befestigten  Häfen 
der  österreichischen  Meeresküste.    Kein  Schilf  darf,  ohne  vorläufige 

V.  C/ncinis,  Oestcrroiclrs  Npuscst.-iltiiiip.  15 
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besondere  UeL»ereinkunft.  einen  österreichischen  Hafen  zum  bleiben- 
den Stations-Platze  machen.  ' 

In  Anerkennung  der  seemännischen  Tüchtigkeit,  der  Ehren- 
haftigkeit und  Entschlossenheit  der  österreichischen  Schifl'st'ührer  und 
Seeleute,  sowie  ihrer  bewährten  Gesinnung  und  unerschütterüchen 
Treue  gegen  das  Kaiserhaus,  hat  Seine  Majestät  der  Kaiser  die 
Gründung  einer  Ehrenflagge  für  die  österreiciiisehe  Handels- 
Marine  zur  Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen 
angeordnet.  Dieselbe  hat  zwei  Classen,  die  weisse  und  die  rothe. 
Mit  der  weissen  Eln-enflagge  werden  Schiffsführer  belohnt,  welche 
zuerst  einen  neuen  Handelsweg  nach  entfernten  Weltgegenden  mit 
Erfolg  eröffnen,  oder  sonst  durch  ihre  Fahrten  oder  durch  ihre 
nautischen  Leistungen  überhaupt  um  die  Ausbreitung  und  Beför- 
derung der  österreichischen  Schitffahrt  und  des  eioenen  Seehandels 
in  hohem  Grade  sich  verdient  machen,  oder  durch  die  Rettung 
von  Schitrbrüchigen  und  ähnliche  lobenswerthe  Thaten  sich  aus- 
zeichnen. Die  rothe  Ehrenflagge  gebührt  jedem  Schiffsführer,  der 
sein  Schiff  gegen  einen  feindlichen  oder  seeräuberischen  Angriff"  er- 
folgreich vertheidigt,  oder  während  eines  Seekrieges  angriffsweise 
ein  ruhmvolles  Gefecht  besteht  oder  den  kaiserlichen  Kriegsschiffen 
wirksamen  Beistund  leistet.  Der  Schitfsführer  hat  das  Recht,  die 
ihm  verliehene  Ehrentlagge  auf  dem  Hauptmaste  des  SchitTes,  das 
er  befehligt,  wehen  zu  lassen.  Die  österreichischen  Kriegsschiffe, 
Forts  und  Strandbatterien  müssen  einem  solchen  SchitYe  mit  der 
gleichen  Anzahl  von  Schüssen  antworten.  Die  aus  Seidenstoff"  ver- 
fertigte Ehrenflagge  führt  in  der  Mitte  den  kaiserlichen  Doppel- 
adler; in  einem  schwarzen  Querstreifen  stehen  in  Gold  auf  der 
Vorderseite  bei  der  weissen  Ebrenflagge  die  Worte:  Merito  navali, 
und  bei  der  rothen:  Fortitudini  navali,  auf  der  Rückseite  aber 
der  kaiserliche  Wahlspruch:  Viribus  unitis.  Die  Verleihung 
wird  durch  ein  kaiserliches  Diplom  beurkundet.  Der  Besitz  der 
Ehrenflagge  berechtigt  den  Inhaber,  um  die  Verleihung  des  Ver- 
dieuvstkreuzes  und  solcher  Dienstposten  anzusuQlien,  wofür  er  be- 
fähigt ist.  Wenn  der  SchitTsführer  die  Ehrenflagge  erhält,  so  soll 
zur  Belohnung  des  verdienstlichen  Ant heiles,  den  die  Schiffsmann- 
schaft an  seiner  Handlung  hatte,  jedesmal  die  Summe  von  500  bis 
2.000  fl.  an  Jene  aus  der  Mannschaft  vertheilt  werden,  die  sich 
besonders   hervorgethau   haben.     Jeder   Betheilte   erhält   ausserdem 

'  Minist.  Erlass  vom  29.  Janunr  1850. 
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ein  schriftliches  Eiu"enzeuiini.ss  über  seine  verdienstHehe  Mitv\irkuno;: 
die  Ehrenflagge  und  das  Ehrenzeugniss  geben  dem  Besitzer  den 
Anspruch ,  hei  der  Bemessung  der  Bezüge  aus  dem  Marine-Pensions- 
Fonde  vorzüglich  bei'ücksichtiget  zu  werden.  Jeder  SchilTsf'ührer, 
welcher  die  Ehrenflagge  anspricht,  muss  sein  mit  allen  Behelfen 
belegtes  Gesuch  bei  der  Central  -  Seebehörde  einbrins-en,  welche 
dasselbe  einer  Commission  von  Fachmännern  zur  Würdisuns  vor- 
legt.  Diese  Commission  spricht  mit  Stimmenmehrheit  über  das  see- 
männische Verdienst  des  Bewerbers  und  der  Mannschaft  das  Er- 
kenntniss  aus,  welches  mit  dem  Gutachten  der  Central-Seebehörde 
an  den  Handels-Minister  geleitet  wird,  der  darnach  auf  Verleihung 
oder  Abweisung  anträgt.  Die  Commission  hat  das  Recht,  Gesuche 
zurückzuweisen;  sie  besteht  aus  12  Mitgliedern,  worunter  4  Flotten- 
Officiere,  4  österreichische  Schitfs  -  Rhed^r  und  4  österreichische 
SchifTsführer  sich  befinden,  der  Präsident  der  Central-Seebehörde 
führt  den  Vorsitz  bei  der  Verhandlung,  stimmt  aber  nur  bei  Stim- 
mengleichheit zur  Entscheidung  mit.  Unbefugte  Führung  der  Ehren- 
tlagge  wird  mit  500  fl. ,  Erschleichung  der  Documente  behufs  ihrer 
Erlangung  mit  1.000  fl.  verj)önt.  Ein  Verbrechen  oder  entehrendes 
Vergehen  zieht  den  Verlust  der  Ehrenflagge  nach  sich.  Nach  dem 
Tode  des  damit  betheilten  Schiffsführers  soll  das  Ehrenzeichen  im 
Gemeindesaale  seines  Geburtsortes  für  immerwährende  Zeiten  auf- 
gestellt werden,  wenn  der  Verstorbene  dafür  nicht  den  Gemeinde- 
saal einer  anderen  österreichischen  Gemeinde  bestimmt  hat.  '  Für 
das  Verfahren,  nach  welchem  die  Commission  bei  ihren  Verhand- 
lungen vorzugehen  hat,  sowie  in  Bezug  auf  die  Vornahme  der 
feierlichen  Verleihung  der  Ehrenflagge  entwarf  die  Central-Seebe- 
hörde eigene  Reglements. 


Die  an  die  Schiffsführer  ertheilte  Befugniss  zur  kleinen 
Küsten  fahrt  ist  eine  zweifache:  sie  beschränkt  sich  entweder 
auf  die  Häfen  eines  Kronlandes  oder  umiasst  alle  österreichischen 
Haien.  Die  letztere  Befugniss  wurde  neuerlich  auf  die  Belährung 
aller  Häfen  des  adriatischen  Meeres  westlich  bis  zum  Caj)  ütranto 
und  östlich  bis  zum  Cap  Linguette  ausgedehnt,  um  den  kleinen 
Küstenfahrern  ein  weiteres  P'eld  l'ür  ihre  Thätigkeit  zu  eröffnen.  ^ 

Im  Wege  der  Reciprocität  wurden  den  österreichischen  SchiU'cii 
in  den  niederländischen   Häfen  dieselben  Bcoiinstiouniien  zus>e- 


'  Kai8.  Patent  vom  l(i.   April   1850. 

^  Kuitduiaclumg  der  C'entral-Seebeliünlo  vom   1.  Februar  1854. 
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standen,  welclie  die  einheimischen  gemessen,  woruach  den  mit 
niederländischen  Colonial-Producten  beladenen,  direet  aus  dem  Ur- 
sprungslande anlangenden  Schiffen  die  nämliche  Befreiung  von  den 
Einfuhrs-Abgaben  wie  den  einheimischen ,  mit  Ausnahme  des  rafli- 
nirten  Zuckers,  der  Melasse  und  des  Thees,  zu  Gute  kömmt;  auch 
wurden  denselben  in  den  Colonien  und  überseeischen  Besitzungen 
der  Niederlande  die  gleichen  Begünstigungen,  wie  der  einheimischen 
Flagge  (mit  Ausschluss  der  Küstenfahrt  in  den  ostindischen  Be- 
sitzungen) eingeräumt.  '  Die  österreichische  Flagge  wurde  in  den 
chilenischen  Häfen ,  ebenso  wie  die  chilenische  in  den  österreichischen 
Häfen,  der  einheimischen  gleichgestellt.  ^ 

Da  sich  bis  zur  erfolgten  Allerhöchsten  Genehmigung  der  in 
der  Bearbeitung  stehenden  Gesetxesentwürfe  eine  Bestimmung  über 
die  Prüf  uns,- für  die  Bewerber  um  die  Befähio;un2:  zur  weiten 
Fahrt  nüthig  zeigte,  erliess  die  Central-Seebehörde  unterm  25.  Au- 
gust 1851  hierüber  ein  Reglement.  Derjenige,  welcher  die  Be- 
fähigung als  Capitän  der  weiten  Fahrt  erlangen  will,  muss  sich 
vorher  einer  Prüfung  unterziehen.  Um  zu  derselben  zugelassen  zu 
werden,  muss  er  das  Alter  von  wenigstens  20  Jahren,  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft,  einen  unbescholtenen  Lebenswandel 
und  eine  auf  österreichischen  Schiffen  weiter  Fahrt  zugebrachte 
Dienstzeit  von  fünf  Jahren  (worunter  mindestens  ein  Jahr  als 
Schiffsschreiber,  Cadet  oder  Steuermann)  nachweisen.  Die  Prüfung 
erfolgt  durch  eine  von  dem  nautischen  Ober-Inspector  oder  dem 
bezüglichen  Inspector  geleitete  Commission,  an  welcher  ein  Officier 
der  k.  k.  Kriegs -Marine,  zwei  Capitäne  der  weiten  Fahrt,  ein 
Mitglied  der  Handelskammer  oder  ein  Schüfs-Rheder,  ebenso  wie 
die  bezüglichen  Professoren  der  nautischen  Schule  des  Prüfungsortes 
Theil  nehmen.  Die  an  zwei  verschiedenen  Tagen  vorzunehmende 
Prüfung  zerfallt  in  eine  schriftliche,  unter  Aufsicht  des  Leiters  und 
zweier  Mitglieder  der  Commission,  zur  Lösung  dreier  numerischer 
von  der  Central-Seebehörde  von  Fall  zu  Fall  verschlossen  übersen- 
deter  Aufgaben  stattfindende,  und  eine  mündliche,  welche  in  Gegen- 
wart der  ganzen  Commission  vorgenommen  wird ;  und  zwar  umfasst 
letztere  die  eigentliche  Schifflahrt  mit  ihren  Hilfsmitteln  an  Karten, 
Log  und  Compass,  dann  mit  dem  Bord -Journale,  die  nautische 
Astronomie,   die  Manoeuvrir- Kunst  und  (\\v  hauptsächlichsten  Vor- 

'  Minist.  Erlass  vom  15.  Januar  1851. 
'■'  ilinist.  Erlass  vom  10.  Jlai  IHöl. 
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Schriften  der  Sehifftahrts-Ge.selzwehnng.  Bei  dieser  Prüfung  miiss 
der  Candidat  zugleich  practische  Uehungen  auf  der  hydrographi- 
schen Karte  und  mit  dem  Sextanten  vornehmen.  Nach  vollbrachter 
Prüfung  entscheidet  die  Commission  mit  Stimmenmehrheit  über  das 
Ergebniss  derselben,  und  legt  das  Protokoll  hierüber  der  Central- 
Seebehörde  zur  Schlussfassung  über  das  dem  Candidaten  zu  erthei- 
lendc  Zeugniss  und  demgemäss  über  seine  Zulassung  zur  Schiffs- 
führung in  der  Eigenschaft  ais  Capitän  der  weiten  Fahrt  vor.  ' 
Eine  ganz  ähnliche  Vorschrift  erfolgte  bezüglich  der  Prüfung  der 
Sehiffsführer  für  die  grosse  Küstenfahrt  in  der  weiteren 
Ausdehnung  (d.  i.  vom  schwarzen  Meere  bis  zur  Meerenge  von  Gibral- 
tar), welche  in  früherer  Zeit  vor  ihrer  Zulassung  zur  Führung  des 
Schiffes  keiner  oder  einer  nur  oberflächlichen  Prüfung  unterzogen 
worden  waren.  Hierbei  ergibt  sich  bloss  die  Modification,  dass, 
um  zugelassen  zu  werden,  nur  drei  Jahre  Dienst  auf  einem  Segel- 
schiffe sammt  hinreichender  technisch-practischer  Navigations-Kennt- 
niss  nachgewiesen  zu  werden  brauchen.  Letztere  wird  durch  eine 
Prüfung  dargethan,  welche  beiden  vier  Central-Hafenämtern  und  den 
Hafenämtern  von  Zara  und  Spalato  abgelegt  werden  kann.  Die  Prüfung 
wird  durch  eine  Commission  geleitet,  welche,  unter  dem  Vorsitze  des 
jeweiligen  Hafen -Capitäns,  aus  dem  Hafen -Adjuncten  und  einigen 
Mitgliedern  aus  dem  SchifTer-  und  Handelsstande  besteht.  Die  schrift- 
liche, zwei  numerische  Aufgaben  umfassende,  und  die  mündliche 
Prüfung  (Gegenstände  der  eigentlichen  Schifffahrt,  die  Manoeuvrir- 
Kunst  und  die  vorzüglichsten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Schiff- 
fahrt, nebst  den  ])ractischen  Uehungen  mit  Karten  und  Sextanten 
in  sich  begreifend),  finden  an  einem  und  demselben  Tage  Statt. 
Künftig  wird  Niemand  mehr  zur  Führung  eines  Schiffes  dieser 
Kategorie  zugelassen,  welcher  nicht  in  der  angedeuteten  Weise 
befähigt  M'orden  ist.  ^  Die  österreichischen  Seeleute,  welche  zum 
ersten  Male  die  Einschiffungs- Bewilligung  zur  Ausübung  des  See- 
dienstes nachsuchen,  müssen  darthun,  dass  sie  geimpft,  und,  wenn 
sie  das  Alter  von  18  Jahren  überschritten  haben,  dass  sie  revacci- 
nirt  und  nicht  mit  der  (in  der  Gegend  von  Fiume  endemischen, 
ansteckenden)  Scarlievo- Krankheit  behaftet  sind.  *  Zur  Sicherung 
der  genauen  Befolgung  der  Militär-Conscriptions-Gesetzc  wurde  an- 

'  Reglement  der  Central-8eel)eliörcle  vom  25.  August  1851. 
'  Kumhnachung  der  Central-Seebohörde  vom  30.  November  1Ö52  und 
Vi.  Jiuii  1853. 

*  liuiKhiinchiuig  der  Cenlral-Scebehörde  vom  31.  Mai  1852. 
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"vtiniiK't,  (iass  den  Seeleuten,  welche  naeli  ihrem  Alter  der  Militär- 
Pflicht  unterworfen  sind  oder  dieses  Alter  noch  nicht  erreicht  hahen, 
die  EinschiHungs-Bewilligung  zu  Seereisen  nach  dem  Auslande  nur 
dann  unbedingt  ertheilt  werden  darf,  wenn  sie  von  dem  Militär- 
Dienste  befreit  oder  von  einer  Recrutirungs-Conimission  für  gänzlich 
und  bleibend  untauglich  erklärt  worden  sind,  oder  wenn  sie  ihrer 
Militär-Pflicht  Cxeniige  geleistet  oder  die  vierte  Alters-Classe  über- 
schritten, oder  das  gesetzHche  Einstandsgeld  sichergestellt  haben. 
In  anderen  Fällen  wird  ihnen  diese  Einschiffungs-Bewilligung  nur 
auf  eine  beschränkte  Dauer  (bis  zu  dem  Zeitpuncte  der  nächsten 
Einberufung  der  Stellungspflichtigen)  gewährt.  '  Um  zu  verhindern, 
dass  wegen  einer  mit  den  Mühen  der  Seereise  nicht  im  Einklänge 
stehenden  Zahlung  die  Matrosen  österreichischer  Schiffe  sich  wei- 
gern, die  Fahrt  nach  dem  schwarzen  Meere  im  Winter-Semester 
zu  machen,  wurde  angeordnet,  dass  im  Falle  einer  jeden  solchen 
Reise  eine  Lohnerhöhung  stattfinden  solle ,  welche  für  jede 
Reise  von  Konstantinopel  nach  einem  Hafen  des  schwarzen  Meeres 
und  der  Donau -Mündung  6  Thaler  (a  2  fl.)  bei  dem  Bootsmanne, 
5  Thaler  bei  dem  Matrosen,  3  Thaler  bei  dem  Leichtmatrosen 
oder  Aufwärter,  und  l'/j  Thaler  bei  dem  Schiffsjungen  beträgt.  ^ 
In  Folge  der  zugesicherten  Gegenseitigkeit  wurde  mit  königlicher 
Ordonnanz  vom  22.  October  1852  verordnet,  dass  die  von  öster- 
reichischen Schiffen  desertirten  Matrosen  auf  dem  britischen  Gebiete 
über  Einschreiten  des  kaiserlichen  Consulates  aufgegriiren  und  an 
den  Capitän  des  bezüglichen  Schiffes  ausgeliefert  werden  sollen. 
Um  die  Verzögerung  der  Ausladungen  der  Schiffe  und  die  Ver- 
schleppung der  Waaren  zu  verhindern,  wurde  angeordnet,  dass 
von  einem  österreichischen  in  dem  nationalen  Hafen  seiner  Be- 
stinmning  einlaufenden  Schiffe  der  Capitän  oder  Schiffsführer  weder 
sich  entfernen  noch  die  Schiffs -Officiere  und  Matrosen  ganz  oder 
zum  Theile  entlassen  darf,  bis  sein  Schiff  gänzlich  ausgeladen  ist. 
Wenn  durch  ausserordentliche  Umstände  die  Ausladung  verzögert 
oder  gehindert  wurde,  hat  sich  der  Befehlshaber  des  Schiffes  an 
(las  Hafenamt  oder  das  Orsan  des  Hafendienstes  an  dem  bezüg- 
liehen  Landungsorte  zu  wenden,  um  diessfalls  eine  Erleichterung 
zu  erlangen,  die  sieh  aber  auf  den  Capitän  und  die  Schifts-Ofliciere 
nicht  erstrecken  darf.  ^ 

'  Kuiidmacliung  der  Central-Seebeliörde  vom  18.  Februar  1854. 
^  Circulare  der  Central-Seebehörde  vom  24.  Novemljer  1852. 
^  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  6.  December  1852. 
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Nachdem  bereit«  im  .lahre  1832  den  frarizitsisclien  in  den 
österreiehisclien  Seeplätzen  i-e.sidirenden  Consuln  ein  erweiterter 
Wirkungskreis  in  Fällen  der  Verunglückiing  französischer 
Fahrzeuge  an  den  österreichischen  Seeküsten  eingeräumt,  hierbei 
aber  sich  die  Gegenseitigkeit  für  die  in  Frankreich  befindlichen 
k.  k.  Consulats-Aemter  vorbehalten  worden  ist,  wurden  den  in  den 
Häfen  von  Frankreich  und  Algerien  bestellten  k.  k.  Consulats- 
Aemtern  Instructionen  ertheilt ,  nach  welchen  sie  bei  Veruno-luckuno 
österreichischer  Fahrzeuge  an  den  dortigen  Küsten  vorzugehen 
haben,  um  die  möglichste  Sicherstellung  des  durch  solche  Un- 
glücksfälle geföhrdeten  Eigenthumes  östeiTeichischer  Angehörigen  zu 
erM  irken.  ' 

Zur  Verhinderung  des  Schleichhandels  an  den  Seekü- 
sten wurde  verordnet,  dass  jeder  Führer  eines  österreichischen 
Schiffes  bei  der  Abfahrt  aus  einem  inländischen  Hafen  ein  Manifest 
über  die  geladenen  Waaren  in  doppelter  Ausfertigung  dem  Hafen- 
amte zu  überreichen  hat;  das  eine  Exemplar,  welches  mit  den 
Original-Frachtscheinen  belegt  sein  muss,  wird  mit  dem  Visum  des 
Hafenamtes  versehen  und  dem  Schiffsfiüirer  zurückgestellt.  Ist  die 
Fahrt  nach  einem  österreichischen  Hafen  gerichtet,  so  hat  der 
Schiffsführer  noch  ein  drittes  Exemplar  vorzulegen,  welches  ihm, 
mit  dem  Visum  des  Hafenamtes  versehen,  verschlossen  und  versiegelt 
zurückgestellt  ward,  und  für  das  Amt  bestimmt  ist,  welches  die  Ueber- 
einstimmung  der  Ladung  mit  dem  Manifeste  zu  prüfen  hat.  Kein 
Führer  eines  österreichischen  oder  ausländischen  Schilfes  darf  Waa- 
ren verladen,  welche  in  dem  Manifeste  nicht  aufgenonunen  sind. 
Auf  die  Uebertretung  dieser  Vorschriften  sind  See-Polizei-Strafen, 
und ,  wenn  damit  zugleich  einer  Gefall svorschrift  zuwider  gehandelt 
wurde,  die  allgemeinen  Gefallsstrafen  gesetzt.  Luierhalb  der  Ent- 
fernung einer  österreichischen  Meile  (7.590  Meter)  vom  Lande,  ist 
zur  See  jede  Waarenül)erladung  von  Bord  zu  K(u-d,  den  Fall  der 
idjerwiegenden  Gewalt  (iorza  maggiore)  ausgenommen,  verboten, 
und  jede  Uebertretung  wird  seepolizeilich  und  gefallsamilich  be- 
straft. Den  Fischerbai'ken  ist  der  Waaren -Transi)ort  unter  der 
gesetzlichen  Ahndung  unbedingt  verboten.  ^ 

An  der  österreichischen  Küste  bestehen  Leuchtthürme  mit 
Leuchtfeuern    zum    Nulzen    der   SchifTlahrt :    in    Triesl    in    einer 

'  Miiiisl.  Erlass  vom  13.  Juni  1854. 

^  Minist.  Erlass  vom  24.  Öe]»temlK>r  1W53. 
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ll()l)e  von  iiß^  FusB  über  dem  Meeresspiegel,  am  Vorgebirge  S»\- 
vore  bei  Pirano  (110  Fuss  lioch),  auf  der  Felsenklippe  Porer  an 
der  Süd -Spitze  von  Istrien  (107  Fuss  hoch)  und  auf  dem  dalma- 
tischen Insel-Archipel  nördlich  auf  der  Isola  grossa  an  dem  Stand- 
puncte  „alle  punte  blanche"  (125  Fuss  hoch)  und  südlich  auf  der 
in  den  Golf  vorspringenden  Insel  Lagosta  (330  F'uss  hoch).  Das 
Leuchtfeuer  auf  diesen  Leuchtthürmen  wird  von  der  Triester  Börse- 
Deputation  erhalten,  welche  auch  die  Erbauung  der  meisten 
Leuchtthürme  besorgte  und  dafür  Aon  den  in  Triest  anlangenden 
Schiffen  eine  Gebühr  erhebt.  Diese  wurde  dahin  geregelt,  dass 
jedes  in  Triest  anlangende  Schiff  von  mehr  als  16  Tonnen  für 
jeden  Leuchtthurm,  an  dem  es  parallel  vorübergesegelt  ist, 
eine  Abgabe  zu  entrichten  hat,  welche  '/s  kr.  für  die  SchitTe  von 
16 — 50  Tonnen,  V^  kr.  für  jene  von  51 — 100  Tonnen  und  1  kr. 
für  die  Schiffe  über  hundert  Tonnen  beträgt.  Die  Börse-Deputation 
übernimmt  dafür  die  Verpflichtung,  die  Leuchtthürme,  welche  an 
den  für  die  Schifffahrt  wichtigen  Puncten  noch  erforderlich  sind, 
zu  erbauen,  und  das  Eigenthum  dieser  Leuchtthürme  dem  Staate 
zu  gewährleisten.  Künltig  soll  diese  Leuchtgebühr  auch  in  den 
übrigen  österreichischen  Häfen  eingehoben  werden,  doch  wird  der 
Zeitpunct  der  Ausführung  dieser  Maassregel  weiterer  Allerhöchster 
EntSchliessung  vorbehalten.  ' 

Später  wurden  Leuchtfeuer  eingerichtet,  und  zwar  am 
1.  August  1853  auf  dem  Felseneilande  S.  Giovanni  in  Pelago  bei 
Rovigno  (70  Fuss),  am  21.  Januar  1854  an  der  Mündung  der  Sile, 
genannt  Bocca  di  Piave,  an  der  venezianischen  Küste,  ferner  am 
21.  September  1854  an  der  Punta  d'Ostro  am  Eingänge  in  die 
Bocche  di  Cattaro  (231  Fuss).  Für  diese  Leuchtfeuer  haben  die 
in  Triest  einlaufenden  Schiffe  vom  1.  October  1854  an  die  Leucht- 
gebühr in  derselben  Weise  wie  für  die  früher  bestandenen  zu  ent- 
richten^ zugleich  ward  die  Einhebung  dieser  LeuchtgebiÜn*  auch 
für  die  Häfen  von  Venedig  und  Fiume  angeordnet.  ^  Die  En-ieli- 
tung  eines  Leuchtfeuers  auf  dem  Damme  von  Malamocco  bei  der 
Einfahrt  in  die  Lagunen  von  Venedig  ist  vorbereitet. 

Zu  den  wichtigsten  Vorkehrungen  für  Unfälle  zur  See,  nament- 
lich um  das  Aufeinanderstossen  von  Schiffen  hintunzuhalten,  geluh-en 
die    Signalisirungs- Vorschriften.      Eine    solche    Vorschrift, 

'  Kiiiuimachung  der  Central-Seebehörde  vom  11.  Mai  1851. 
'  Kundmachung  dor  (Vnfral-Seebehördo  vom  '??.  August  1854. 
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welche  sich  den  hei  anderen  Seemächten  in  GeUiing  stehenden  An- 
ordnungen anschliesst,  wurde  für  die  österreichische  Kriegs-  und 
Handels -Marine  mit  der  Ministerial- Verordnung  vom  11.  August 
1852  über  Antrag  der  Central  -  Seebehörde  und  des  Marine-Über- 
Conlmando's  erlassen.  Derselben  gemäss  müssen  alle  Dampfschifre. 
wenn  sie  auf  der  Fahrt  begrifT'en  sind,  vom  Sonnen-Untergange  bis 
zum  Sonnen- Aufgange  drei  Laternen  angezündet  haben,  nämlich 
eine  mit  natürlichem  Lichte  am  Vordermaste,  eine  mit  grünem 
Lichte  auf  der  rechten  und  eine  mit  rothem  Lichte  an  der  linken 
Seite.  Die  Laternen  müssen  so  angebracht  sein,  dass  man  das 
natürliche  Licht  auf  5  und  die  gefärbten  Lichter  auf  2  Seemeilen 
weit  wahrnehmen  und  dass  eine  Bewegung  oder  Verwechslung 
derselben  nicht  eintreten  kann.  Wenn  die  Dampf-  oder  Segelschiffe 
vor  Anker  liegen,  müssen  sie  —  ausser  sie  wären  in  der  Nähe 
des  Dammes  oder  des  Quai's  befestiget  —  am  Vf)rdermaste  zur 
Nachtzeit  das  natürliche  Licht  aufziehen.  Die  auf  der  Fahrt  be- 
griffenen Segelschiffe  hissen  zur  Nachtzeit  zwei  Laternen  mit  natür- 
lichem Lichte  auf,  eines  höher  am  hinteren  Mäste,  das  andere 
niedriger  am  vorderen  Mäste,  wenn  sie  Schifle  in  Sicht  haben, 
oder  diesseits  der  Meerenge  von  Gibraltar  überhaupt  wenn  die 
Nacht  sehr  dunkel  ist.  Die  Fischerbarken  zünden  eine  Laterne 
mit  gewöhnlichem  Lichte  an,  welches  sichtbar  sein  muss,  wenn 
sich  ihnen  ein  Schiff  nähert.  Zur  Zeit  dichter  Nel)el,  sei  es  bei 
Tag  oder  Nacht,  geben  die  Segelschiffe,  immer  nach  einer  Zwischen- 
zeit von  drei  Minuten,  ein  Zeichen  mit  der  Glocke,  welches  eine 
Minute  währt,  die  Dampfschiffe  fahren  mit  halber  Kraft  und  geben 
dieses  Zeichen  in  denselben  Litervallen  mit  der  Dampf'pfeife.  Nimmt 
man  zur  Nebelzeit  auf  diese  oder  auf  andere  Weise  das  Nahen 
eines  anderen  Schiffes  wahr ,  so  wird  der  Lauf  des  eigenen  Schilfes 
ermässigt  oder  gänzlich  unterl)rochen ,  bis  man  den  einzuschlagen- 
den Lauf  beurtlieilen  kann.  Die  Uebertretung  dieser  Vorschriften 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  fünf  und  bezüglich  fünfzig  Gulden 
(bei  Fischerbarken  von  einem  Gulden)  bestraft.  '  Die  Bestimnmng 
dieses  Reglements  in  Bezug  auf  das  Aufziehen  eines  gewöhnlichen 
Lichtes  zur  Nachtzeit,  wenn  die  Schiffe  vor  Anker  liegen,  wurde 
auch  auf  die  fremden  an  der  österreichischen  Küste  ankernden 
Schiffe,  unter  der  gleichen  Strafenandrohung  (von  5  fl.)  für  den 
Unterlassungsfall,  ausgedehnt.  ^ 

'  Kundmacliuiig  der  Centnil-Sechehörde  vom  25.  Jaiiufir  1853. 
,^  Kmidmacliiiiig  der  Central-Seebeliurde  vom  14.  März  1853. 
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Die  luuiti. sehen  Schulen  in  Oesterreich  erhielten  niil  der 
Uaiserliehen  Entsehliessung  vom  26.  Juli  1852  eine  neue  Einrichtung 
und  l)eziehungsweise  Vermehrung.  Sie  dienen  zur  Unterweisung 
l'ür  Capitäne  der  weiten  Fahrt,  für  die  Schiflsfiihrer  der  grossen 
Küstenfahrt,  für  die  Second - Cajjitäne ,  Lieutenants  und  SchifFs- 
sclireiber,  für  die  Schifls-Palrone  der  kleinen  Küstenfahrt,  für  die 
Bootsmänner  und  für  die  Schiffbauer.  Der  Unterricht  wird  unent- 
geltlich in  besonderen  Lehr-Cursen  ertheilt,  und  zwar  in  einem 
zweijährigen  Lehr-Curse  für  die  theoretisch-practische  Unterweisung 
der  Capitäne  und  Lieutenants  der  weiten  Fahrt,  in  einem  halbjäh- 
rigen Lehr-Curse  für  die  practische  Unterweisung  der  Capitäne  der 
weiten  Fahrt  und  der  SchifFsführer  der  gi'ossen  Küstenfahrt,  in  dem 
abendlichen  Unterrichte  für  die  kleinen  Küstenfahrer  und  die 
Bootsmänner  und  in  dem  Jahres -Curse  für  den  theoretisch -practi- 
schen  Unterrfcht  in  der  SchitTbaukunst.  Nautische  Hauptschulen, 
welche  alle  diese  vier  Lehr-Curse  haben ,  bestehen  in  Triest,  Vene- 
dig, Fiume  und  Ragusa;  Secundär-Schulen ,  welche  dieselben  Lehr- 
Curse  mit  Ausnahme  desjenigen  über  die  Schifli'baukunst  aufzuweisen 
haben,  bestehen  in  Zara,  Spalato  und  Cattaro  (demnächst  auch  in 
Rovigno).  Mit  der  nautischen  Schule  zu  Triest  ist  überdiess  noch 
ein  höherer  nautischer  Lehr-Curs  für  diejenigen  vei'bunden ,  welche 
sich  in  den  nautischen  Wissenschaften  oder  in  der  Schiffnaukunst 
vervollkomnnien  oder  dem  Unterrichte  in  der  Nautik  widmen  wollen. 
Die  Leitung  dieser  Schulen  ist  mit  jener  der  an  den  bezüglichen 
Orten  besiehenden  Handels-  oder  Real-Schulen  vereinigt;  die  Schulen 
selbst  aber  sind  getrennt  und  mit  eigenen  Professoren  oder  Lehrern 
für  die  Fächer  der  mathematischen  und  nautischen  Disciplinen,  in 
den  Hau])tschulen  auch  für  den  Schiffbau  und  die  Manoeuvrir-Kunst, 
versehen.  Die  Unterrichtssprache  ist  die  italienische.  Bei  den 
zweijährigen  und  den  Jahres  -  Cursen  finden  Semestral -Prüfungen 
Statt;  der  hiemit  beauftragten  Commission  sitzt  der  nautische  Ober- 
Inspecfor  (oder  der  bezügliche  Inspector)  der  Central-Seebehörde  vor. 
welcher  auch  den  nautischen  Unterricht  im  Einverständnisse  mit  der 
Landes-Schulbeliorde  überwacht.  In  dem  zweijährigen  Lehr-Curse 
werden  die  Aiithmetik,  die  Geometrie  und  Trigonometrie,  die  Steuer- 
mannskunst (Pilotage)  und  die  eigentliche  sowohl  als  die  nautische 
Astronomie  mit  Vornahme  von  practischen  Uebungen ,  ferner  die  Ele- 
mente des  Handels-  und  Seerechtes,  der  Schifibaukunst,  endlich  dieMa- 
iioeuvrir-Kinist  gelehrt;  der  Religions-Unterricht  fasst  die  practischen 
Bedürfnisse  des  Seefahrers  ins  Auge.    Zur  Aufnahme  in  diesen  Lehi- 
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C'urs  sind  keine  anderen  Erfordernisse  vorgezeichnet,  als  das  Aller 
von  14  Jahren,  eine  hinreichende  Kenntniss  der  itahenischen  Sprache, 
um  dem  Unterrichte  folgen  zu  können  und  die  Bekanntschaft  mit 
den  vier  Rechnungs-Species  in  ganzen  Zahlen.  Die  Schider  können 
auch  Lehrvorträge  über  andere  Gegenstände  an  der  Keal-Sehule 
hören  und,  wenn  der  Seedienst  ihnen  nicht  erlaubt  vier  Semester 
nach  einander  zu  studiren,  ihren  Lehr-Curs  unterbrechen,  um  ihn 
später  wieder  fortzusetzen.  In  dem  halbjährigen  Lehr-Curse  werden 
diePilotage,  die  nautische  Astronomie  und  die  Elemente  der  Schiff- 
baukunst in  empirischer  Weise  gelehrt,  um  die  Schüler  für  den 
practischen  Schitfsdienst  zu  befähigen.  Die  in  diesen  Lehr-Curs 
Eintretenden  müssen  jedoch  schon  zwei  Jahre  im  Seedienste  zuge- 
bracht haben.  Der  abendliche  Lehr-Curs  wird  im  Winter-Semester 
wöchentlich  durch  drei  Stunden  ertheilt^  er  bezieht  sich  im  Allge- 
meinen auf  die  Ausrüstung  und  practische  Führung  der  Schiffe,  die 
materielle  Kenntniss  des  Compasses  und  des  Logs,  auf  die  Gestal- 
tung der  Küsten,  Untiefen  und  Strömungen  im  adriatischen  Meere, 
im  Besonderen  aber  auf  die  Kenntniss  der  Küsten  und  der  Einfahrt 
in  die  Häfen  des  Küstenbezirkes,  in  welchem  der  Ort  oelegen  ist. 
Auch  über  das  Ein-  und  Ausladen,  sowie  über  das  Kalfatern  der 
Schiffe  und  die  hauptsächlichsten  Obliegenheiten  eines  Schitfs-Patrones 
gegenüber  den  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemtern  erstreckt  sich  dieser 
Unterricht,  welchem  Jedermann  ohne  Ausnahme  beiwohnen  kann. 
In  dem  Jahres -Curse  für  Schiffbauer  umfasst  der  Unterricht  die 
Mechanik,  die  Manoeuvrir- Kunst  und  die  Schilf baukunst  mit  der 
practischen  Unterweisung  auf  dem  Werfte.  Der  in  diesen  Jahres- 
Curs  Eintretende  muss  mindestens  15  Jahre  alt  sein  und  wenigstens 
den  Lehr-Curs  einer  Unter-Real-Schule  mit  sutem  Erfolge  zurück- 
gelegt  haben  \  auch  muss  er  sich  über  seine  Kenntnisse  in  der 
Algebra,  die  sich  bis  auf  die  Gleichunnen  zweiten  Grades  zu  er- 
strecken  haben,  durch  eine  Prüfung  ausweisen.  Diejenigen,  welche 
die  ersten  zwei  Semester  des  zweijährigen  nautischen  Lehr-Curse.s 
mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben,  werden  ebenfalls  zuge- 
lassen. 

Locale  Verfügungen  für  die  einzelnen  Häfen  ergingen  (ausser 
den  sogleich  zu  erwähnenden  auf  den  Schiffbau  Bezug  nehmenden 
Anordnungen  in  Triest,  Venedig  und  Zengg)  nachstehende,  deren 
Wirksamkeit  von  grösserer  Bedeutung  für  die  allgemeine  Schiff- 
fahrt ist. 

In   Triest    wurde    ein    astronu  misch- na  u  lisc lies    Obser- 
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va  Ulli  um  errichtet  und  insbesondere  dadurch  llir  die  Handels- 
Marine  nutzbar  gemacht,  dass  bei  demselben  die  Scliiffs-Clironometer 
zur  Beobachtung  ihres  Ganges,  worüber  ein  Certificat  ertheilt  wird, 
gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  5  fl.  übernommen  werden.  ' 
Um  jedoch  die  auf  der  Rliede  oder  im  Hafen  von  Triest  betind- 
Hchen  Seefahrer  in  die  Lage  zu  setzen,  den  Stand  und  Gang  ihrer 
Chronometer  selbst  zu  bestimmen,  wird  auf  der  Terrasse  des  dor- 
tigen Leuchtthurmes  die  auf  der  Triester  Sternwarte  beob- 
achtete mittlere  Mittagszeit  täglich  mittelst  eines  Apparates  an- 
gezeigt. Dieser  Apparat  besteht  aus  einer  schwarzen,  4  Fuss  im 
Durchmesser  haltenden  Kugel,  welche  5  Minuten  vor  der  Mittags- 
zeit auf  die  Spitze  einer  verticalen  Stange  aufgezogen  wird,  und 
genau  um  die  Mittagszeit  15  Fuss  tief  herabfällt.  Der  Beginn  des 
Falles  bezeichnet  die  mittlere  Mittagszeit  der  Sternwarte,  der  Fäll 
(lauert  bei  ruhigem  Wetter  */,„  einer  Secunde.  Die  Loslösung  der 
Kugel  von  der  Stange  wird  mittelst  einer  electrisch-magnetischen 
Vorrichtung  von  der  Sternwarte  aus  bewerkstelligt,  und  ge^\■ähr- 
leistet  daher  die  volle  Genauigkeit.  ^  Für  den  Hafen  von  Triest 
wurde  ein  Corps  von  Hafenlootsen ,  und  zugleich  für  den  Hafen 
und  die  Rhode  von  Triest  eine  besondere  Sicherheitswache  errichtet, 
so  dass  die  ersteren  den  hafen- polizeilichen,  die  Mitglieder  der 
letzteren  den  allgemeinen  Sicherheitsdienst  auf  der  Rhede ,  im  Hafen 
und  am  Hafen -Quai  zu  versehen  haben.  Zur  Bedeckung  des  be- 
züglichen Aufwandes  haben  die  einlaufenden  einheimischen  und 
fremden  Schiffe  von  mehr  als  30  Tonnen  eine  Gebühr  zu  entrichten, 
welche  für  die  Schiffe  bis  150  Tonnen  1  kr.,  für  jene  von  151  bis 
300  Tonnen  2  kr.  und  für  jene  über  300  Tonnen  3  kr.  für  die 
Tonne  beträgt.  ^  Ein  eigenes  Reglement  bestimmt  die  Ordnung 
und  das  Verfahren  bei  der  Postirung  der  Schiffe,  welche  in  dem 
grossen  Canale  ihre  Ladung  löschen  oder  einnehmen.  *  Die  in  dem 
Hafen  von  Triest  zusaminenstriimenden  beschäftigungslosen  Matrosen 
wurden  einer  genauen  Ueberwachung  unterzogen,  und  dafür  eine 
regelnde  Vorschrift  erlassen.  ^  Besondere  Sorgfalt  wurde  den  Haien- 
bauten gewidmet.  Der  Triester  Hafen  ist  weder  gegen  alle  Winde 
geschüfzt,    noch     bietet    er    hinreichenden    Raum    für    die    sichere 

'  Kiiiulmadmng  der  Central-Seebeliörde  vom  26.  Mai  1851. 

'  Kundmacliung  der  Central-Seebehörde  vom  6.  September  185!2. 

*  Minist.  Erlass  vom  9.  Murz  1850. 

'  tiiilioniial-Kuiidnuiclnuig  vom  17.  April  1850. 

■'  Kundmacliung  des  Central-IIafenamtcs  vom  lU.  April  1853. 
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Postirung  der  zahlreichen  dort  vor  Anker  gellenden  Schitle ;  zu 
dem  Zwecke  einer  bequemen  und  mehr  Sicherheit  gewährenden 
Postirung  der  Schiffe  wurden  je  drei  Hafendänime  jeder  von  50 
bis  70  Klafter  Länge  erbaut,  und  sehr  bedeutende  Summen  hierfür 
verausgabt,  wie  auch  die  Baggerung  des  Hafens  kräftig  ge- 
iiandhabt. 

Bekanntlich  ist  der  Zugang  zu  dem  äusseren  Hafen  von 
Venedig  (Malamocco)  sowie  die  Fahrt  in  den  Canälen  der  La- 
gunen sehr  schwierig,  wesshalb  durch  die  Bestellung  von  Piloten 
(piloti  locatieri)  den  fremden  Schiffen  diese  Einfahrt  leichter  zu- 
gänglich gemacht  wird  5  diese  etwas  in  Verfall  gerathene  Institution 
erhielt  eine  neue,  den  Zeitverhältnissen  entsprechende  Regelung 
(October  1854).  Der  grosse  nördliche  Hafendamm  nächst  Malamocco, 
eine  der  colossalsten  Seebauten  der  neueren  Zeit,  vor  mehr  als 
einem  Decennium  begonnen,  wurde  in  der  Zwischenzeit  vollendet, 
und  die  Errichtung  des  südlichen  ihm  gegenüber  liegenden  Dammes, 
welcher  noch  zur  Erzielung  einer  constanten  Wassertiefe  am  Hafen- 
eingange erforderlich  ist,  begonnen.  Inzwischen  werden  alljährlich 
über  Anordnung  der  Central -Seebehörde  Sondirungen  an  jener 
Einfahrt  vorgenommen,  und  das  Ergebniss  derselben  periodisch 
zum  Nutzen  der  Seefahrer  bekannt  gemacht.  Zur  Austiefung  der 
Lagunen-Canäle,  insbesondere  des  nach  dem  Arsenale  führenden 
Haupt-Canales,  war  ein  trefflicher  Dampf-Bagger  in  Thätigkeit. 

Die  Seestadt  Fiume  liegt  an  einer  ofl'enen  Rhede,  an  deren 
östlicher  Seite  die  Mündung  des  Recina-Flüsschens  einen  Hafen  für 
Küstenfahrzeuge  bildet.  Der  zunehmende  Handel  von  Fiume  machte 
einen  den  Hochseeschiffen  Schutz  geM'ährenden  Hafen  zum  Bedürfnisse. 
Als  das  geeignetste  Mittel  zur  Erlangung  eines  solchen  ward 
die  Anlegung  eines  den  inneren  Theil  der  Rhede  umschliessenden 
Hafendammes  erkannt,  und  Seine  Majestät  der  Kaiser  bewilligte 
den  Betrag  von  lOU.OOO  fl.,  womit  unter  Aufsicht  des  dortigen 
Handelsstandes  jener  Damm  gebaut  und  hierbei  zum  ersten  Male 
im  grösseren  Maasstabe  und  mit  sehr  befriedigendem  Erfolge  die 
Santorin-Erde  zum  hydraulischen  Cemente  verwendet  wurde.  In- 
zwischen war  der  Küstenhafen  der  Reka  (oder  Fiumara)  durch 
wiederholtes  Anschwellen  des  Giessbaches,  welcher  viel  Gerolle 
\(tn  der  oberen  Berggegend  zur  Mündung  führte,  verschlämmt 
worden,  und  Fiume  gerieth  in  Gefahr,  durch  Mangel  an  Unterkunft 
für  die  Schif!e  seinen  Küstenhandel  zum  grossen  Theile  zu  verlieren. 
Dieser  Gefahr  wurde  dadurch   vorgebeugt,  dass   ein  Dampf-Bagger 
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von  Dalnialien  dahin  beordert  und  so  lange  daselbst  belassen  ward. 
I)is  er  die  Baggerung  dieses  Küstenhafens  bewerkstelligt  hatte : 
gleichzeitig  wurden  die  von  den  Hochwässern  bedeutend  beschä- 
digten Ufer  des  Canales  mit  namhaftem  Kostenaufwande  her- 
gestellt. 

Zur  Beförderung  des  Schiffbaues  wurden  nachstehende 
Maassregeln  getroffen.  Für  die  verschiedenen  bei  dem  Baue  und 
der  Ausrüstung  von  Handelsschiffen  beschäftigten  Handwerker 
(Maestranze,  deren  es  in  Triest  zehn  verschiedene  Kategorien  gibt) 
wurde  in  den  Häfen  von  Triest  und  Venedig  ein  mit  Zustimmung 
der  Betheiligten  entworfenes  Reglement  festgesetzt.  Zweck  dieses 
Reglements  ist  es,  die  Vereinigung  der  einzelnen  Kategorien  zu 
Corpora tionen  zu  fördern,  durch  ein  bei  dem  Hafenamte  zu  führen- 
des Register,  in  welchem  alle  SchitTsh  and  werker  und  deren  Arbeiter 
eingeschrieben  sein  müssen ,  die  Evidenz  über  dieselben  zu  erhalten 
und  ihnen  die  Arbeit  zu  sichern,  die  Streitigkeiten  zwischen  den 
Schiffbauern  und  den  Handwerkern,  oder  zwischen  den  Meistern 
und  den  Hilfsarbeitern  der  letzteren,  durch  einen  aus  ihrer  Mitte 
ernannten  Disciplinar-Rath  zu  schlichten,  die  Arbeitszeit  und  die 
gegenseitigen  Verpflichtungen  festzusetzen,  den  Beweis  für  die 
bisher  mündlich  eingegangenen  Arbeitsverträge  herzustellen,  ohne 
übrigens  der  vollen  Freiheit  der  Beschäftigung  irgend  einen  Eintrag 
zu  thun,  und  für  die  hilfsbedürftigen  Mitglieder  einen  Unterstützungs- 
Fond  zu  gründen,  in  den  auch  alle  Conventional-Strafen  einzufliessen 
haben.  Zugleich  wurde  verfügt,  dass  der  Capitän  jedes  in  den 
Hafen  einlaufenden  fremden  Schilfes  ein  Exemplar  dieses  Regle- 
ments sammt  dem  Verzeichnisse  der  Schiffbauer  und  aller  Werk- 
stätten der  Sciiiffshandwerker  erhalte,  um  ihn  für  den  Fall  des 
Bedarfes  mit  denselben  in  unmittelbai'e  Verbindung  zu  setzen.  ' 

Oesterreich  besitzt  treffliches  Schiffbauholz,  durch  dessen 
Verwendung  die  österreichischen  Seeschiffe  sehr  dauerhaft  werden 
und  desshalb  sehr  gesucht  sind;  neuerlich  wurde  jedoch  dasselbe 
nach  dem  Auslande,  wo  das  gute  Schiffbauholz  theilweise  selten 
zu  werden  beginnt,  in  solcher  Menge  ausgelührt,  dass,  namentlich 
in  Hinsicht  der  Stücke  von  grösseren  Dimensionen  und  des  be- 
rühmten österreichischen  Krunnn -Eichenholzes  (von  der  istrischen 
Steineiche  herrührend  und  Corbetti  genannt),  sich  der  Mangel  für 
die   nationalen  Schiffswerften   fühlbar  zu  machen   besann.     Um  der 

'  Reg-lemenl  ITn-TriesI  vom  31.M;irzl85J  .  für  \' (Miedig  vom  ß.  AjinllSöi. 
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allzugrossen  Ausiulir  einigermassen  Schranken  zu  setzen,  wurde 
für  das  aus  den  Seehäfen  des  Reiches  (ohne  Unterschied,  ob  sie 
im  Zollüebiete  oder  ausserhalb  desselben  lieaen)  in  das  Ausland  zur 
See  verfrachtete  zum  Schiffbau  geeignete  Eichenholz  eine  besondei'e 
Gebühr  „diritto  di  all)oraggio'''  festgesetzt.  '  Einer  nachträglichen 
Moditication  ^  zufolge  wird  für  je  100  Kubik-Fuss  a)  von  Eichen- 
stämnien,  welche  mindestens  20  Wiener  Kubik-Fuss  enthalten, 
20  fl. ,  b)  vom  Krumm -Eichenholz  60  fl.  und  c)  für  alles  übrige 
zum  Schifibau  geeignete  Eichenholz  10  fl.  entrichtet,  unbeschadet 
des  Ausfuhrzolles,  den  nach  dem  aJlgemeinen  Zoll -Tarife  das- 
jenige Holz  zu  entrichten  hat,  welches  aus  dem  Zollgebiete  ausge- 
führt wird.  Eine  Vollzugsvorschrift  für  die  Behandlung  dieser 
Ausfuhr  wurde  von  der  Central  -  Seebehörde ,  welcher  auch  die 
Bestimmung  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
(1.  März  1852)  überlassen  worden  war,  kundgemacht.  ^  Um  den 
Schiffbau  in  Dalmatien,  welches  Land  ein  eigenes  Zollgebiet  bildet, 
zu  fordern,  wurde  für  den  Bezug  der  zum  Baue  oder  zur  Aus- 
rüstung von  Schiffen  bestimmten  Erfordernisse  die  Befreiung  vom 
Einfuhrzolle  bewilligt.  *  Eine  gleiche  Befreiung  vom  Einfuhrzolle 
für  die  Requisiten  zum  SchifTbaue  wurde  für  Istrien  und  die  quar- 
nerischen  Inseln  bei  deren  Einbeziehung  in  das  allgemeine  Zollge- 
biet zugestanden.^  Dem  Magistrate  von  Zengg  wurde  gestattet,  von 
den  Schiffen,  welche  auf  dem  von  ihm  errichteten  neuen  Werfte 
gebaut  oder  ausgebessert  werden,  eine  Taxe  zu  erheben,  welche 
bei  den  neuerbauten  30  kr.  für  die  Tonne,  bei  den  ausgebesserten 
30  kr.  bis  6  fl.  für  jedes  Schiff,  je  nach  seiner  Kategorie  beträgt. " 
Bezüghch  der  Fluss-  und  Ca  na  1- Schiff  fahrt  traten  eben- 
falls mehrfache  und  wichtige  Vorkehrungen  ein.  Ungeachtet  der 
Bestimmungen  der  Wiener  Congress-Acte  war  die  freie  Schifl- 
fahrt  auf  dem  Po  nie  zur  Ausführung  gelangt,  weil  Modena  an 
der  Strecke  zwischen  Brescello  und  Gualtieri  die  Territorial-Hoheit 
über  das  ganze  Flussgebiet  bis  zum  Indien  österreichischen  Ufer 
ausübte  und  auf  dieser  Strecke  einen  mit  vielen  Belästigungen  ver- 
bundenen Durchgangs-Zoll  erhob.    Die  seit  1816  vielläch  erneuerten 

'  Minist.  Eriass  vom  11.  November  1851. 

'  Minist.  Eriass  vom  25.  September  1853. 

^  Kundmacluing  der  Central-Seebehörde  \oin  8.  P\'bruar  1852. 

*  Kais.   Verord.  vom  23.  Februar  1851. 

=  Circiilarc  der  küstenländisclu'M  8tatfhallerei  vom  17.  September  1853. 

'•  Kundmaclanig  der  Central-Seebehörtle  vom  2().  März  1853. 
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\\'rliaii(lluiigt'ii  liatten  zu  keinen»  Ergebnisse  gei'üliil ,  Ins  es  Oester- 
leicli  gelang,  durch  den  Vertrag  mit  Modena  vom  3.  Juli  1849  die 
Gränzlinie  an  jener  Strecke  auf  den  Thalweg  des  Flusses  zu  ver- 
legen, und  gleichzeitig  mit  Parma  und  Modena  einen  Vertrag  zur 
Herstelhmg  der  freien  Po-Sehif!Tahrt  abzuschliessen,  welchem  die 
päpstliclie  Regierung  unterm  12.  Februar  1850  beitrat.  Nach  diesem 
Vertrage  wird  die  Schiflfahrt  auf  dem  Po  frei  und  jeder  Belastung 
längs  seines  gesammten  Zuges  durch  das  Gebiet  der  contrahirenden 
Staaten  bis  in  das  adriatische  Meer  enthoben ;  ebenso  wird  die 
Schitffalu't  auf  den  Nebenflüssen  unterhalb  der  Einmündung  in  den 
Tessin,  wenn  sie  die  Gränze  zwischen  zweien  der  contrahirenden 
Staaten  bilden,  von  dem  Puncte  aus,  wo  sie  den  Staat  ihres  Ur- 
sprunges verlassen,  bis  zur  Mündung  frei.  Alle  Durchzugs-Gebühren 
sowie  Zwangsrechte  jeder  Art  hören  auf,  mit  Ausnahme  der  Sani- 
täts-  und  Hafen-Gebühren  fiir  die  nach  dem  Meere  zu  verkehrenden 
Schiffe,  der  Durchgangs -Gebühren  bei  den  (Schiff-)  Brücken,  der 
Haft-  und  Dock-Gebühren  und  der  Auslagen  für  Ein-  und  Abladen, 
für  Maasse  und  Gerichte  und  für  Einlagerungen,  welche  jedoch 
in  einem  künftig  nicht  mehr  zu  erhöhenden  Tarife  geregelt  werden. 
Kein  Schilf  darf  verhalten  werden,  an  Orten,  welche  ausser  seiner 
Bestimmung  liegen,  zu  landen,  mit  Ausnahme  der  zur  Einhebung 
der  Schifffahrts  -  Gebühr  bezeichneten  Orte.  Niemand  darf  ein  aus- 
.schliessliches  Sehifffahrtsrecht  auf  dem  Po  ausüben.  Zur  Ueber- 
wachung  der  Schifffahrt,  zur  Leitung  der  für  die  Verbesserung  des 
Flussbettes  und  der  Erhaltung  der  Treppelwege  nöthigen  Arbeiten 
und  zur  Herstellung  der  bezüglichen  Verbindung  zwischen  den  con- 
trahirenden Staaten ,  wird  eine  besondere  Commission  niedergesetzt, 
zu  der  jeder  Staat  einen  Commissär,  Oesterreich  überdiess  den 
Präsidenten  ernennt.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Ferrara  und  tritt  jähr- 
lich im  Frühlinge  und  im  Herbste  zusammen,  um  den  Zustand  des 
F'lusses  zu  untersuchen ,  die  nöthigen  Arbeiten  festzustellen  und  das 
Operat  den  bezüglichen  Regierungen  zu  unterlegen.  Letzteres  ge- 
schieht nur  bei  ausserordentlichen  Werklührungen ,  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises  bedarf  sie  der  Bewilligung  der  einzelnen  Regie- 
rungen nicht  ^  unter  ihre  besondere  Ueberwachung  sind  auch  alle 
Miiiilen  und  Brücken  gestellt.  Die  Commission  ernennt  das  erfor- 
derliche Aufsichts-  und  Vollzugs-Personal.  Für  die  Kosten  der 
Commission  und  ihres  Personales,  für  die  Erhaltung  der  Trep- 
pelwege und  die  Kosten  der  Fhiss- Verbesserungen  wird  durch 
die   Erhebung   einer    Schififa iirts- Taxe   gesorgt,    welche   nach   der 
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Tragfaliigkeit  der  beladenen  Fahrzeuge  (oliue  RiicUsicht  auf  die 
BeseliafFenheit  der  Ladung)  mit  4  fl.  für  Fahrzeuge  von  mehr  als 
100  Tonnen,  mit  2  fl.  für  solche  von  50—100  Tonnen,  mit  1  fl. 
für  solche  von  20  —  50  Tonnen  und  mit  30  kr.  für  solche  unter 
20  Tonnen  bemessen  wird;  unbeladene  Fahrzeuge  zahlen  die  Hälfte, 
die  Fahrt  zwischen  zwei  Zollämtern  ist  frei.  Die  Taxe  soll  bloss 
zur  Deckung  jener  Kosten  dienen  und  darf  ohne  Zustimmung  aller 
Regierungen  nicht  erhöht  werden  ;  Niemand  kann  von  deren  Ent. 
riehtung  befreit  werden.  Streitigkeiten  über  die  SchitTTahrt  werden 
von  den  Aufsichts-  und  Zollämtern  und  in  letzter  Instanz  von  der 
Commissiou  entschieden.  Der  Dampfschifffahrts- Gesellschaft  des 
österreichischen  Lloyd  wurde  die  Einrichtung  eines  Dampfschiffs- 
Dienstes  auf  dem  Po  und  dem  Tessin  bis  in  den  La  so  maasiiore 
unter  gewissen  auf  die  Kriegs-Flottille  Bezug  nehmenden  Bedingungen 
zugestanden,'  der  Transport -Dienst  auf  dem  Lago  maggiore  aber 
einem  k.  k.  Kriegsdampfer  übertragen.  Auf  den  schiffbaren  lombar- 
disehen  Canälen  Martesana,  Naviglio  grande,  Bereguardo  und 
von  Pavia  wprde  unter  Aufhebung  des  bestehenden  Dazio  di  Catena 
eine  nach  der  Tragfähigkeit  der  Wasserfahrzeuge  bemessene,  von 
der  Menge  und  Gattung  der  verladenen  Waai'cn  unabhängige 
Seh ifffahrts- Gebühr  eingeführt.  Fahrzeuge  mit  Aerarial-Gütern 
beladen  oder  für  den  Personen-Transport  bestimmt,  dann  die  leeren 
Fahrzeuge  sind  von  der  Entrichtung  dieser  Gebühr  befreit ;  Begün- 
stigungen, wornach  nur  die  Hälfte  oder  das  Vierttheil  derselben  zu 
entrichten  ist,  treten  in  den  von  der  Verordnung  bezeichneten 
Fällen  ein.  ^  Auf  der  österreichischen  Strecke  der  schiffbaren 
Elbe,  von  Melnik  bis  an  die  sächsische  Gränze,  wurde  für  öster- 
reichische Schiffe  und  Flösse  der  Elbe-Zoll  gänzlich  aufgehoben 
und  zwar  anfäntilich  mit  Ausnahme  der  ausgeführten  Brennstoffe,  * 
welche  Ausnahme  jedoch  sj)ätcr  ebenfalls  beseitiget  wurde.  *  Die 
erstere  Begünstigung  war  auch  auf  auslär^dische  Schiffe  für  die 
Fahrt  zwischen  der  sächsischen  Gränze  und  Tetscheu  ausiicdehut 
worden,  '"  später  wurden  jedoch  die  Schiffe  der  übrigen  Elbe-Ufer- 

'  Minist.  Erlass  vom  30.  Juni  1852.  Von  dieser  Bctlieiligung  der 
Kriegs-Flottille  ist  es  später  (Allerhöchste  Entscliliessung  vom  5.  .Juni  ISö.")) 
wieder  abgekommen. 

'■'  Minist.  Erlass  vom  4.  Juni  1854. 

^  Minist.  Erlass  vom  11.  Mai  1850. 

*  Minist.  Erlass  vom  16.  Februar  1852. 

'■"  Minist.  Erlass  vom  20.  Juli  1850. 
\.  Czoeniif^,   Oi'steiTcicIi's  Nciigosljillung.  |Ö 


242 


Staaten  hinsiehtlicli  der  Elbe-Zollbefreiung  den  inländischen  gänzlich 
i>leich<>estellt, '  Bei  der  im  Jahre  1851  statigefundenen  dritten  und 
im  Jahre  1854  erfolgten  vierten  Elbe-SeliiffTahrts-Revisions-Commission 
wurden  mehrere  Ermässigungen  des  Elbe -Zolles  vereinbart,^  sie 
konnten  jedoch  bei  der  inzwischen  eingetretenen  Aufliebung  des 
Elbe-Zolles  auf  österreichischem  Gebiete  keine  Anwendung  mehr  fin- 
den. Nur  insoweit  hatten  sie  noch  eine  Bedeutung,  als  die  in  Folge 
der  dritten  Revisions-Commission  für  die  ausser- österreichischen 
Elbe-Zölle  eingetretene  Ermässigung  auch  auf  die  Moldau -Zölle  ihre 
Anwendung  fand;^  aber  auch  die  Moldau -Zölle  auf  der  Strecke 
zwischen  Prag  und  Melnik  sind  seither,  mit  Ausnahme  des  Zolles 
für  das  Holz,  ganz  aufgehoben  worden.  *  Die  bei  der  letzten  Re- 
visions-Commission vereinbarten  Si2,nalisiruno;s- Vorschriften  für  die 
Elbe-Schiflfahrt  oberhalb  Hamburg  stimmen  mit  denjenigen  überein, 
welche,  wie  oben  erwähnt,  für  die  österreichischen  Seeschiffe  an- 
geordnet wurden. 

In  Folge  des  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  unterm  2.  De- 
cember  1851  abgeschlossenen  Schifffahrts- Vertrages  wej'den  auf  der 
üonau  von  der  bairisch-würtembergischeu  Gränze  an,  so  wie  auf 
den  schiftbaren  Nebenflüssen  dieser  Stromstrecke  sämmtliche  bisher 
bestandenen  Wasseizölle  sowie  alle  anderen  unter  was  immer  für 
Namen  bekannten  Abgaben,  womit  die  Schifflahrt  belastet  war, 
aufgehoben,  mit  Ausnahme  der  Gebühren  für  gewisse  von  den 
Schiffern  benützte  ötTentliche  Anstalten.  Demgemäss  wurden  die 
unter  den  Benennungen:  Wasserzoll,  Zillenrecht,  Zillen aufschlag, 
Boderirecht,  Stations-Zoll,  Pferdemauth,  Wasser-Rossmauth  bei  ver- 
schiedenen östeiTeichischen  Aemtern  einuehobenen  SchiftTahrts-Ge- 
bühren  aufgehoben.  Nur  das  Haltgeld  wurde  von  jenen  Fahrzeugen, 
welche  \a irklich  sich  an  Haft  legen,  und  die  Fahnen- Aussteckge- 
bühr am  Strudel  nach  dem  bisherigen  Ausmaasse  beibehalten. " 
In  demselben  Vertrage  mit  Baiern  wurde  stipulirt,  dass  die  Schiff- 
lahrt auf  der  Donau  und  ihren  Nebenflüssen,  von  dem  Puncte, 
wo  die  Schiffbarkeit  beginnt,  durch  das  ganze  Gebiet  der  con- 
trahirenden    Staaten    für    Schifte    aller    Nationen    frei    sein    soll ; 

'  Minist.  Vcrord.  vom  13.  Juli  1852. 

^  Mini.st.  Erlässe  vom  25.  Februar  1852  und  29.  April  1854. 

*  Minist.  Verord.  vom  27.  October  1852. 

*  Minist.  Erlass  vom  19.  Mai  1856. 
^  Alinist.  Erlass  vom  25.  Juni  1852. 
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doch   ist  die  Binnenschifffahvt   den  je\^•  eiligen   »Staaten   vorbehalten. 
Alle  ausschliesslichen   Berechtigungen,   Schifffahvt  zu    treiben,   und 
die  Begünstigungen  einzelner  SchifTergilden  und  Personen  entfallen, 
mit  Beachtung  jedoch  des  bereits  früher  der  österreichischen  Donau- 
Dampfschiffiahrts-Gesellschaft  ertheilten  und  noch  nicht  erloschenen 
Privilegiums,   welches  aber   nicht  verlängert   werden  darf.     Gleich- 
förmige Vorschriften   werden  die  Schiffiahrt  und  die  Strom  -  Polizei 
regeln,  alle  Stapel-,  Niederlags-,   Umschlags-  und  Vorkaufs-Redite 
sind  aufgehoben.    Die  Leinpfade  sollen  hergestellt  und  gut  erhalten, 
die   im    Fahrw^asser    befindlichen   Hindernisse     der   Schiffiahrt    auf 
Kosten  der  bezüglichen  Regierung   weggeräumt,  die  Anlegung  von 
Laudungsplätzen    und    schützenden    Winterhäfen    nach    Bedarf   ge- 
fördert werden.   Eine  Commission  von  Sachverständigen  soll  nieder- 
gesetzt werden,  welche  die  Donau  von  Neu -Ulm  bis  Wien,   dann 
den   Inn    von   Kufstein    und    die    Salz  ach    von    Hallein    bis    zur 
Mündung  beider  Flüsse   befahren,  das,   was   zur  Hei'stellung   und 
Erhaltung   der  geregelten   Schiffiahrt    zu   geschehen   hat,   erheben, 
und  die  Reihenfolge  der  vorzunehmenden  Arbeiten  bezeichnen  wird. 
Ueber  das   Gutachten   dieser  Commission   wird   eine   weitere    Ver- 
ständigung der  beiden  Regierungen  erfolgen ;  drei  Jahre ,  nachdem 
sie  erfolgt  ist,  wird  eine  neuerliche  Befahrung  jener  Flussstrecken 
stattfinden,   um  die  Wirkung  der  getroffenen  Maassregeln   und  die 
etwa  eingetretenen   neuen  Hindernisse  zu    untersuchen,    und  diese 
Befahrung    von   drei    zu  drei   Jahren   wiederholt    werden.      Sechs 
Monate  nach  jeder  solchen  tritt  in  Wien  eine  Revisions-Commission 
zusammen,   um   sich  von   der  Beobachtung  des  Vertrages  zu  über- 
zeugen und  Beschwerden  abzustellen.     Die  würtembergische  Regie- 
rung    wird   eingeladen,    diesem    Vertrage   beizutreten,    was    später 
durch  das  Protokoll    vom  5.  Juni  1855  erfolgte.     Oesterreich   über- 
nimmt  die  Verpflichtung,  dahin  zu  wirken,  dass  den  ^Vaarcn  und 
Schiffen,   welche  von  der  oberen   nicht-()sterreicliischen  Donau   und 
dei'cn  Nebenflüssen  kommen,  bei  der  Fahrt  auf  der  unteren  Donau 
jenseits  der  österreichischen   Gränze   und   bis   an's   Meer   dieselben 
Begünstigungen    eingeräumt    werden,    welche    die    österreichischen 
Waai-en   und  Schiffe  geniessen.      Durch   einen   weiteren,   ebenlalls 
am  'i.  December  1851  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  gesehlossenen 
Vertrag  ward   festgesetzt,    dass  die  Flüsse,  welche  (wie  die  Saale, 
Salzach,  Inn  und  Donau)  die  (iränze  zwischen    l)ei(len  Staaten  bil- 
den,  auf  der  Gränzstrecke  in  Beziehung  auf  die  Schiffiahrt    bis  an 
die  beiderseitiucn  Ufer  fin'  beide-  Uferstaaten  i>änzlicli  frei  sein  und 
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ein  vollkommenes  Gemeingut  bilden  sollen,  demgemäss  die  Schifte 
oder  Flösse  auf  diesen  Strecken  nicht  gehindert  noch  angehalten 
werden  können.  Eine  Durcligangs-Abgabe  darf  auf  diesen  Fluss- 
strecken nicht  erhoben  werden.  Das  Anlanden  und  Anlegen  der 
Schiffe  an  den  beiderseitigen  Ufern  soll  nur  auf  den  von  den  be- 
züglichen Regierungen  hierzu  bestimmten  Anlandeplätzen  erfolgen. 
Wenn  in  ausserordentlichen  Fällen  dennoch  etwas  Anderes  geschieht, 
ist  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  zur  Wahrung  der  zoll- 
amtlichen und  polizeilichen  Aufsicht  vorgezeichnet.  Der  15.  Artikel 
des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mäi*z  1856  hat  endlich  für  den  ganzen 
Lauf  der  Donau  festgesetzt,  dass  wieder  ein  Zoll,  welcher  allein 
auf  die  Thatsache  der  Beschiffung  des  Flusses  gegründet  wäre, 
noch  irgend  eine  Abgabe  von  den  Waaren,  die  sich  am  Bord  der 
Schiffe  auf  demselben  befinden,  erhoben  w^erden  darf,  und  der 
freien  Schifflahrt  kein  Hinderniss  irgend  einer  Art  entgegengesetzt 
werden  soll,  mit  Ausnahme  der  Polizei-  und  Quarantaiue  -  Vor- 
schriften, die  möglichst  günstig  für  die  freie  Bewegung  der  Schiffe 
einzurichten  sind. 

Die  angeführten  Reformen  auf  dem  Felde  der  national-ökono- 
mischen Gesetzgebung  können  selbstverständlich  ihre  volle  Rück- 
wirkung auf  die  Entwicklung  der  heimischen  Industrie  und  des 
Handels  erst  im  Laufe  der  kommenden  Jahre  äussern.  Nichtsdesto- 
weniger kann  schon  gegenwärtig  ungeachtet  des  kurzen  seither 
verstrichenen  Zeitraumes  der  Aufschw'ung,  welchen  die  Volks- 
wirthscliaft  in  ihren  einzelnen  Zweigen  w'ährend  der  letzten  Jahre 
genommen  hat,  ziffermässig  nachgewiesen  werden.  Einige  wenige 
Andeutungen  mögen  zu  diesem  Zwecke  genügen.  Mineral-Kohle 
und  Roheisen  sind  die  beiden  Grundpfeiler  einer  sich  entwickelnden 
Industrie.  Die  Ausbeute  der  Mineral-Kohle,  welche  im  Jahre  1847 
mit  15  Millionen  Centner  nachgewiesen  wurde,  beträgt  gegenwärtig 
schon  40  bis  50  Millionen  Centner^  diese  Ausbeute  steht  aber  noch 
auf  der  ersten  Stufe  der  Entwicklung,  und  ward,  wenn  in  Folge 
der  Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  die  reichen  Kohlenlager  von 
Fünfliirchen  und  Oraviza  in  Ungern  und  dem  Banate,  sowe  jene 
von  Steiermark,  Ober-Oesterreich  und  insbesondere  vom  westlichen 
und  nordöstlichen  Theile  Böhmen's  (im  Pilsner  Kreise,  bei  Busch- 
tiehrad  und  Kladno,  bei  Schatzlar  und  SchwadoAvitz) ,  dann  bei 
Jaworzno  nächst  Krakau  in  umfassenderem  Maasse  abgebaut  werden, 
auf  das  Drei-  und  Vierfache  dieses  Betrages  steigen.  Das  gänzlich 
mit  Holzkohlen  erblasene  Roheisen,  wovon  1847  S'/^  Million  Centner 
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erzeugt  wurden,  liefert  gegenwärtig  eine  Produetion  von  mehr  iils 
5  Millionen  Centner;  Kärnthen  allein  steigerte  seine  Erzeugung  von 
500.000  bis  nahe  an  eine  Million  Centner.  Der  Bau  der  Eisenbahnen 
wirkte  unmittelbar  auf  diese  Erhöhung  ehi;  denn,  während  1847  in 
der  Monarehie  285.500  Centuer  Schienen  producirt  wurden ,  sind  für 
das  Jahr  1856  bloss  zur  Verwendung  auf  die  Staats-Eisenbahnen  nahe 
an  eine  Million  Centner  Schienen  (nebst  100.000  Centner  an  eisernen 
Nebenbestandtheilen)  bei  inländischen  Werken  bestellt  worden ,  und 
die  grossartigen  Eisenbahn-Anlagen,  welche  gegenwärtig  durch  Privat- 
Unternehmungen  vorbereitet  werden,  müssen  nothwendiger  Weise 
dieser  Industrie  einen  noch  rascheren  Impuls  ertheilen.  Die  Anlage 
der  ersten  Coakes  -  Hochöfen  zu  Kladno  und  die  Vorbereitung  zur 
Eisenerzeugung  mittelst  der  Anwendung  von  Torf  am  Laibacher 
Moore  sind  als  vielversprechende  Anfange  einer  weiteren  Ver- 
besserung der  Eisen-Industrie  zu  betrachten,  nachdem  sich  die  Zahl 
der  Eisen-Puddel-  und  Walz -Werke  von  55  auf  72  vermehrt  hat. 
Nicht  so  namhaft,  doch  immerhin  erwähnenswerth ,  ist  seit  1847 
der  Fortschritt  der  Produetion  bei  Silber  von  118.000  auf  140.000 
Mark,  bei  Blei  von  70.000  auf  93.000  Centner,  bei  Schwefel  von 
25.000  auf  35.000  Centner,  bei  Graphit  von  31.000  auf  61.000  Cent- 
ner gewesen.  Die  Produetion  des  Glases  wurde  in  ihrem  Auf- 
schwünge durch  die  zunehmende  Theuerung  des  Holzes  gehemmt ; 
um  so  wichtiger  erscheint  der  Fortschritt  durch  die  eingetretene 
Benützung  der  Mineral -Kohle  beim  Glashütten -Betriebe,  welche 
bereits  zu  Kosten ,  Dux  und  nächst  Tereschau  in  Böhmen  stattge- 
funden hat  und  bei  allgemeiner  Anwendung  in  diesem  kohlenrei- 
chen  Lande  einen  ausserordentlichen  Aufschwung  dieses  Industrie- 
Zweiges  in  Aussicht  stellt.  Flachs -Röstansialten  mit  Anwendung 
der  Wasserröste  waren  früher  unbekannt ;  seither  sind  solche  An- 
stalten zu  Ullersdorf,  Schönberg,  Hannsdorf  und  Bärn  in  Mähren, 
zu  Solenau  bei  Budweis  in  B(')lnnen,  zu  Lambach  hi  Über-Oester- 
reich  und  zu  Teschea  in  Schlesien  entstanden.  Ebenso  haben  sich 
die  mechanischen  Flachsspinnereien  von  21.000  auf  82.000  Si)indeln 
erhoben.  Die  Bäuinwollspiniiereien  vermehrten  trotz  der  (^■rleichter- 
ten  Eud'uhr  des  l'remden  (iariics  durch  die  bedeutende  Zollherab- 
setzung  ihre  Betriebs-Eim-ichttmgen  um  200.000  Spindeln.  Die 
naturwüchsige  SchafwoU-IndusIrie  verfeinerte  und  \ crl)esserte  niehl 
nur  ihre  Producte  hi  den  grossen  Fabriks- Anlagen  zu  Ürinui  luid 
Keicheiiberg,  sondern  sie  erweiterte  auch  ihre  Produetion  namentlich 
in   den   Kammgariigeweben,   wie   es   die  Vermehrung  der  Spindeln 
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in  den  Kainingariispiniiorfieu  von  25.Ü(KJ  auf  40.C)0U  Stück  inid  die 
Kinluhrang  der  Maschinen- Webstühle  für  Stoffe  aus  Kammgarn  (zum 
Theile  für  gemischte  Stoffe  aus  Kamm-  und  Baumwollgarn)  darthun, 
wovon  in  Reichenberg  und  Umgebung  im  Jahre  1845  nur  30  Stühle, 
im  Jahre  1854  aber  900  StiUile  im  Betriebe  standen;  ebenso 
spricht  für  die  Ausdehnung  der  Production  die  neue  Absatzquelle, 
welche  sich  die  Reichenberger  Wollstoffe  in  Nord-  und  in  Süd; 
Amerika  (bis  nach  Chili)  zu  eröffnen  \\ussten.  Nicht  minder  sicht- 
bar, wenn  auch  schwieriger  in.  Ziffern  auszudrücken,  ist  der  Fort- 
schritt in  der  Fabrication  der  Maschinen  und  der  chemischen  Er- 
zeugnisse, als  unmittelbare  Folge  der  sich  entwickelnden  Manufactur- 
Industrie.  Für  das  Aufblühen  der  früher  noch  sehr  zurückgebliebenen 
Maschinen-Erzeugung    wirkte    nebstdem    der   steiiiende    Bedarf  an 

O  O  CT 

Locomotiven ,  Waggons  und  anderen  Maschinen  für  die  Eisenbahnen, 
die  in  unglaublicher  Weise  gestiegene  Anwendung  von  Maschinen 
für  die  Landwirthschaft  in  Ungern,  sowie  auch  überhaupt  für  die 
agricolen  Industrie -Zweige.  Denn  unter  allen  Industrie -Zweigen 
nahmen  die  landwirthschaftlichen  Gewerbe,  in  unmittelbarer  Folge 
der  Einführung  eines  rationellen  Zoll -Systems,  den  umfassendsten 
Aufschwung,  welcher  für  einen  Staat,  dessen  Grundkralt  in  der 
Boden -Cultur  besteht,  zuuleich  der  aedeihlichste  ist.  Für  die  Er- 
Zeugung  von  Mehl  und  Melil-Producten  wurden  grosse,  zugleich 
iiir  den  Export  arbeitende  Anstalten  gegründet.  Die  Raff'inirung 
des  Rübsöls  wurde  in  Böhmen  und  Ungern  in  weit  lebhafterer 
Weise  als  früher  betrieben,  '  die  Spiritus-  und  Branntwein-Production 
erhielt  durch  die  eingeführte  Erzeugung  von  hochgradigem  Spiritus 
und  süiiin  vollkommen  fuselfreiem  Branntwein  nicht  nur  eine 
wesentliche  Verbesserung,  sondern  auch  eine  bedeutende  Vermeh- 
rung ihres  nach  den  südlichen  Provinzen  (wo  der  Wein  durch 
mehrere  Jahre  missrathen  war)  in  grossen  Mengen  abgesetzten 
Erzeugnisses.  Die  Zahl  der  Rübenzucker-Fabriken  vermehrte  sich 
von  94  auf  128  und  die  Menge  der  in  denselben  verarbeiteten 
Rüben  stieg  von  zwei  auf  acht  Millionen  Centner,  wobei  die  Grunze 
ihrer  auf  12  Millionen  Centner  berechneten  Productions- Fähigkeit 
noch  lange  nicht  erreicht  ist,  während  andererseits  ihre  Verrich- 
tungen wesentlich  verbessert  und  vervollständigt  wurden. 

'  Die  Erzeuginig  von  Hops,  woJclie  vor  1848  in  Ungern  bis  zu  einer* 
Million,  iu  Bölinien  bis  auf  2(IU.ÜU0  Metzeii  gestiegen  war,    \\'ird   für  das 
Jalu'  185.5,  welchem  einige  Missjahre  vorausgegangen  waren,  auf  3  Millionen 
Metzeu  in  Ungern   und  eine  hallK  Million  Mctzen  in  Jiohmen  veranschlagt. 
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Nicht  geringeren  Fortschritt,  als  die  Industrie,  machte  in  dem 
erwähnten  Zeitabschnitte  der  Handel,  wobei  namentlich  in  Folge 
der  verbesserten  Zolleinrichlungen  der  Ausfuhr- Handel  nach 
dem  Auslande  sich  eniporhol).  Die  Einfulir  in  das  allgemeine 
österreichische  Zollgebiet  betrug  im  Jahre  1847  128  Millionen  und 
die  Ausfuhr  aus  demselben   112  Millionen   Gulden ;   bis   zum  Jahre 

1853  hatte  sich  die  Einfuhr  auf  197  Millionen  und  die  Ausfuhr  auf 
217  Millionen'  Gulden  erhöht.  Die  Schifffahrt  und  der  See- 
handel der  österreichischen  Häfen  hatte  sich  eines  gleichen  Auf- 
schwunges zu  erfreuen.  In  den  13  wichtigeren  Seehäfen  Oester- 
reich"s  liefen  im  Jahre  1847  35.500  Schiffe^  mit  1,268.CKX)  Tomien 
ein,  und  fast  eben  so  viele  aus,  im  Jahre  1853  betrug  die  Zahl 
der  ein-  und  ausgelaufenen  Schilfe  39.000  mit  1,000.000  Tonnen  ; 
mittelst  derselben  wurde  im  Jahre  1847  eine  Einfuhr  von  95  Mil- 
lionen und  eine  Ausfuhr  von  76'/2  Million  Gulden,  im  Jahre  1853 
aber  eine  Einfuhr  von  130  Millionen  und  eine  Ausfuhr  von  91 '/j 
Million  Gulden  vermittelt,  wornach  die  Zunahme  des  Gesammtver- 
kehres  an  30  Percent  betrug.  Der  Hafen  von  Tri  est,  der  wichtigste 
des  Reiches,  hatte  an  dieser  Vermehrung  einen  hervorragenden 
Antheil^  denn  w^ährend  im  Jahre  1847  daselbst  9.500  Schiffe  mit 
528.000  Tonnen  eingelaufen  waren,   betrug  die  Zahl  der  im  Jahre 

1854  dort  eingelaufenen  Schiffe  13.262  tiiit  8G2.000  Tonnen  (im 
Jahre  1853  14.077  Schiffe  mit  824.000  Tonnen),  die  hiermit  im 
Jahre  1847  bewerkstelligte  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  66  und  5(5  Mil- 
lionen, jene  des  Jahres  1853  111  und  80  Millionen  Gulden.  Es 
bedarf  nur  der  bis  1857  zu  erwartenden  Verlängerung  der  Eisen- 
bahnverbindung bis  Triest,  um  dem  dortigen  Handel  noch  einen 
weit  grossartigeren  Lnpids  zu  ertlieilen,  da  er  ein  weites,  in 
seiner  national- ökonomischen  Entwicklung  rasch  vorwärts  schrei- 
tendes Hinterland  zu  versorgen  hat.  Ebenso  vermehrte  sich  in  Ve- 
nedig die  Schifflahrts-liewegung  von  308.000  Tonnen  im  Jahre  1847 
bis  auf  475.000  Tonnen  im  Jahre  1854. 

§.  10. 

S.    Hilfsanstalten  für  den  Verkehr  (National-Baii  k,  Escompte- 
Gesellschaft,  Crcdits- A  nstalt  etc.). 

Zu  den  Aiisfcalteu,  deren  Zweck   auf  die  Förderung  des 

Verkehres   und    namentlidi   auf  die   erleichterte  Beschallung- 

'  Ein   Tlieil   dieser   erhöhten  /JiTcv   ist   indess   der  Anwendung  einer 
ricluigcren  Wcithschätziuig  der  ausgelülirtcn  Waaren  zuzuschreiben. 
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des  liierzii  erforderlichen  Geldes  gerichtet  ist,  gehören  als 
dauernde  die  k.  k.  privilegirte  österreichische  National- 
Bank,  die  nieder-österreichische  Escümpte-Gesell- 
schaft  und  die  Credits- Anstalt  für  Handel  und  Ge- 
werbe, welchen  als  vorübergehende  in  Folge  der  ausser- 
gewöhnlichen  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1849  noch  das 
Wiener  Aushilfs-Comite  und  das  Comite  für  die 
Unterstützung  mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien 
beizuzählen  sind. 

Das  einflussreichste  Institut  für  den  Verkehr  des  ge- 
sammten  Kaiserstaates  bildet  die  österreichische  Na- 
tional-Bank,  welche  die  Zweige  einer  Zettel-,  Escompte-, 
Leih-  und  Giro -Bank  in  sich  vereinigt.  Erst  seit  der  im 
Jahre  1816  erfolgten  Gründung  der  National  -  Bank  erhob 
sich  der  bis  dahin  isolirte  Verkehr  Oesterreich's  zu-  seiner 
nachfolgenden  Ausbreitung  und  trat  in  ausgedehnte  Be- 
ziehungen zu  dem  allgemeinen  Verkehre  der  Handelswelt, 
imd  insbesondere  Wien  gestaltete  sich  durch  die  Wirksam- 
keit der  National  -  Bank  zu  der  grossen  Handels -Metropole 
des  Reiches.  Diese  Wirksamkeit  erhielt  jedoch  durch  die 
besonderen  Umstände,  welche  auf  ihre  Gründung  und  ihre 
sich  entfaltende  Thätigkeit  Einfluss  nahmen,  eine  eigenthüm- 
liche  Richtung.  Sie  wirkte  nämlich  nicht  nur  als  der  Re- 
gulator des  Geldmarktes,  sondern  sie  hatte  auch  die  Be- 
stimmung, der  Staatsverwaltung  in  der  Ordnung  ihres  durch 
die  Völkerkriege  tief  erschütterten  Credits- Wesens  zur  wesent- 
lichsten Stütze  zu  dienen.  Diese  tiefgreifende  Bestimmung, 
wenn  sie  gleich  ihrer  Natur  nach  vorübergehend  sein  sollte, 
sprach  sich  bereits  bei  ihrer  Gründung  aus.  Die  National- 
Bank  hatte  zwar  schon  ursprünglich  den  Charakter,  eines 
privilcgirten  Privat-Institutes  ;  doch  ging  ihre  Errichtung  von 
der  Regierung  aus,  welche  dabei  zunächst  den  Zweck  im 
Auge  hatte,  durch  Vermittlung  der  National -Bank  das  im 
Werthe   gesunkene   Staats -Papiergeld    (die   Einlösungs-    und 
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Antici])ations-Scheine  oder  die  sogenannte  Wiener-Währung) 
aus  dem  Umlaufe  zu  ziehen,  und  die  Geld-Circulation  durch 
die  Scliaffung  eines  neuen  Verkehrs-Mittels  zu  regeln,  welches 
auf  der  Grundlage  eines  Baarfondes  in  edlen  Metallen  jeder- 
zeit in  klingende  Münze  umzusetzen  und  dadurch  den  ver- 
derblichen Werthschwankungen  entrückt  war.  Jene  Be- 
stimmung zeigte  sich  schon  bei  der  Bildung  des  Bank-Capitals, 
da  für  jede  Actie  1.000  fl.  in  Wiener-Währung  und  100  fl. 
in  Silbermünze  eingezahlt  werden  mussten.  Die  einlaufenden 
Summen  des  Papiergeldes  wurden  der  Regierung  übergeben, 
welche  der  Bank  dafür  2y2percentige  Staats-Schuldverschrei- 
bungen (je  100  fl.  für  200  fl.  Wiener- Währung)  einhändigte, 
die  das  Stammvermögen  der  National-Bank  bildeten,  jedoch 
allmählich  von  der  Regierung  getilgt  wurden.  Auch  nach 
Errichtung  der  Bank  ging  die  Einlösung  des  Wiener-Wäh- 
rung-Papiergeldes  durch  die  National -Bank,  welche  dafür 
Banknoten  herausgab,  fort,  und  obgleich  diese  Einlösung 
im  Jahre  1817  eingestellt  ward,  so  wurde  sie  doch  im 
Jahre  1820  wieder  aufgenommen,  und  bis  zur  Stunde  fort- 
gesetzt, wodurch  das  gesammte  AViener- Währung-Papiergeld 
bis  auf  einen  geringen  Rest  aus  dem  Umlaufe  gezogen  wurde. 
Die  National  -  Bank  erhielt  hierfür  zum  Theile  4percentige, 
zum  Theile  unverzinsliche  Staats  -  Schuldverschreibungen, 
welche  mittelst  der  durch  Anlehen  aufgebrachten  Baar- 
summen  und  mittelst  einer  jährlichen,  durch  Hinzuschlagung 
der  Zinsen  der  hierdurch  bedeckten  Schuldverschreibunoen 
successiv  sich  vergrössernden  Ratenzahlung  allmählich  getilgt 
werden.  Auf  diese  Weise  entstand  die  erste  noch  nicht  völliir 
getilgte  Schuld  des  Staates  an  die  National  -  Bank ,  welche 
jedoch  mittelst  des  festgehaltenen  Tilgungs- Planes  nach 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird. 

Auch  in  mehrfacher  anderer  Weise  unterstützte  die  Na- 
tional-Bank  die  Finanz  -  0^)erationen  der  Regierung,  theils 
durch  ihre  Dazwischenkuul't  bei  den  Staatsanlehen,  theils  durch 
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die  Escomptirung  von  Central -Casse- Anweisungen,  welche 
nach  drei  Monaten  zahlbar  ausgestellt  wurden.  Hierdurch 
ward  keine  eigentliche  Schuld  des  Staates  begründet,  da  die 
Titel,  aufweiche  die  bezüglichen  Vorschüsse  geleistet  wurden, 
in  stetem  Wechsel  begriffen  waren.  Im  Beginne  des  Jahres 
1848  befanden  sich  in  den  Bankcassen  solche  noch  nicht  fäl- 
lige Casse -Anweisungen  für  ungefähr  45  Millionen  Gulden. 
Insoweit  die  von  der  National-Bank  ausgegebenen,  durch 
ihren  Silberschatz  fundirten  Banknoten  nicht  durch  die  Ein- 
lösung des  Staats -Papiergeldes  und  die  übrigen  für  die  Re- 
gierung besorgten  Geschäfte  in  Anspruch  genommen  wurden, 
betrieb  die  National  -  Bank  damit  das  Escompte-  und  Leih- 
Geschäft;  aber  auch  hierbei  machte  sich  die  oben  erwähnte, 
durch  die  besonderen  Umstände  bedingte  eigenthümliche 
Richtung  geltend.  Das  damals  herrschende  Prohibitiv- System 
stand  dem  Aufschwünge  des  inländischen  Gewerbfleisses  und 
namentlich  der  Anknüpfung  lebhafterer  Handels- Verbindungen 
mit  dem  Auslande  hindernd  entgegen.  Mit  Ausnahme  einiger 
durch  jenes  Verbot -Sjstenj  privilegirter  Productions- Zweige 
entwickelte  sich  die  einheimische  Industrie  mehr  in  gewerbs- 
mässigen, für  den  nächsten  Bedarf  arbeitenden,  als  in 
Fabriks-Unternehmungen,  deren  Erzeugniss  für  weithin  rei- 
chenden Absatz  in  grösseren  Mengen  berechnet  ist;  hierdurch 
ward  die  Ausbildung  des  Credit  -  Systems  gehemmt  und  die 
Nachfrage  nach  Capital  beschränkt.  Weit  schneller  und  um- 
fassender hatte  sich  der  Effecten-Handel  auf  der  Wiener  Börse 
ausgebildet.  Die  Schaffung  der  neuen,  in  Conventions-Münze 
verzinslichen  Staatsschuld  im  Jahre  1816  sammt  den  nach- 
folgenden Staats- An lehen,  wozu  sich  die  alte  Staatsschuld 
mit  ihren  verschiedenartigen  Titeln  gesellte,  bot  diesem 
Handel  vielfältige  Nahrung,  welcher  durch  die  Werthpapicre 
der  grossartigen  Privat-Unternehmungen,  der  Dampfschifffahr- 
ten und  Eisenbahnen ,  in  der  neueren  Zeit  noch  mehr  belebt 
wurde.  Die  hierbei  zu  erreichende  Verzinsung,  welche  häufig 
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den  gewöhnlichen  Zinsfuss  überstieg,  sowie  der  Reiz  des 
durch  die  Cours-Fluctuaüonen  rasch  zu  erzielenden  Gewinnes 
lockte  die  Capitale  um  so  mächtiger  an,  als  der  Verkehr 
im  Waaren-  und  Manufactur- Handel  ihnen  eine  weniger 
günstige  Verwendung  darbot.  Aber  nicht  allein  die  im 
Privat -Besitze  befindlichen  Capitale  suchten  ihre  Anlage  in 
dem  Effecten  -  Handel ;  durch  Benützung  des  Bank-Credites 
fand  eine  künstliche  Capitals-Strömung  zu  dieser  Verwendung 
Statt.  Da  die  National-Bank  ihren  Zinsfuss  bei  der  Escomp- 
tirung  und  der  Vorschussleistung  auf  Staatspapiere  sehr  bald 
von  dem  ursprünglichen  Satze  von  6  Percent  auf  5  Percent, 
später  selbst  auf  4  Percent  herabsetzte  und ,  nach  einer  zeit- 
weiligen Erhöhung  auf  5  Percent  (in  den  Jahren  1831  bis 
1833),  in  der  Folge  bei  allen  Schwankungen  des  allgemeinen 
Zinsfusses  auf  diesem  Satze  —  um  nicht  durch  Erhöhung 
desselben  nachtheilig  auf  den  allgemeinen  Zinsfuss  zu  wirken 
—  beharrte,  so  lag  die  Versuchung  nahe,  sich  um  diesen 
Preis  Geld  zu  schaffen  und  damit  im  Effecten-Handel  höhere 
Zinsen  zu  gewinnen.  Andererseits  führte  der  Mangel  von 
Filial-Escompte- Anstalten  und  das  den  Verhältnissen  ent- 
sprechende Uebergewicht  des  Wiener  Handelsstandes  für 
die  Industriellen  und  Handelsleute  die  Nothwendigkeit  herbei, 
sich  der  Vermittlung  eines  Wiener  Banquiers  zu  bedienen, 
um  ihre  Wechsel  bankfähig  zu  machen  und  bei  der  Bank 
zur  Escomptirung  zu  bringen.  Beide  Umstände  zogen  eine 
Ungleichheit  in  der  Benützung  des  Bank-Credites  und  in  der 
(in  einem  Tlieile  rasch  rotirenden,  in  dem  andern  stockenden) 
Geld-Circulation  nach  sich,  welche,  zumal  in  Zeiten  der  Han- 
dels-Krise ,  wo  das  Capital  sich  aus  dem  Verkehre  zurückzog 
und  den  Bedarf  des  Credites  steigerte,  fühlbar  wurde.  Das 
Verhältniss  zwischen  dem  Bankschatze  und  der  Noten-Circu- 
lation  wurde  zwar  vom  Staate  überwacht,  aber  nicht  zur 
Veröffentlichung  gebracht;  hierdurch  entfiel  die -unter  allen 
Umstünden   für  Baid<- Institute  heilsame  Controlc  der  öffent- 
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liehen  Meinung  und  gewann  die  nicht  begründete  Ansicht 
Raum ,  das  (wohlverstandene)  Interesse  der  National-Rank  als 
Actien -Gesellschaft  lasse  sich  von  jenem  der  Resitzer  der 
umlaufenden  Ranknoten,  d.  i.  der  gesammten  Staatsgesell- 
schaft, scheiden. 

Als  die  stürmischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  herein- 
brachen, versetzten  dieselben  die  Finanz- Verwaltung  in  eine 
sehr  bedrängte  Lage.  Denn  während  durch  den  Aufstand 
in  Italien  und  die  Lostrennung  von  Ungern  die  Hilfsquellen 
der  Regierung  zum  grossen  Theile  versiegten,  führten  der 
äussere  Krieg  und  die  Rekämpfung  des  Aufruhrs  im  Innern 
einen  ausserordentlichen  Geldaufwand  herbei,  zu  dessen  Re- 
streitung  es  der  Regierung  an  Mitteln  gebrach.  Die  Auf- 
nahme eines  Anlehens  ward  durch  die  Ungunst  der  Zeit  auf 
das  Aeusserste  erschwert,  wo  nicht  unmöglich  gemacht,  und 
hätte  jedenfalls  nicht  die  schleunige  Unterstützung  dargeboten, 
welche  der  Staatsschatz  bedurfte.  Sonach  erübrigte  der  Regie- 
rung nichts  anderes,  als  die  erste  Aushilfe,  vorbehaltlich  nach- 
folgender Ausgleichung,  von  der  National-Rank  anzusprechen. 
Inzwischen  war  auch  letztere  von  den  Drangsalen  der  Zeit 
um  so  härter  betroffen  worden,  da  sie  im  Anfange  der  Re-, 
wegung,  unter  dem  Einflüsse  der  Rückwirkung  derselben, 
nicht  sogleich  die  beabsichtigte  Einstellung  der  Verwechs- 
lung der  Ranknoten  durchführte,  sondern  zu  derselben  erst 
allmählich  schritt,  als  ihr  Münzschatz  zum  grossen  Theile 
geleert  war.  Dessenungeachtet  gewährte  die  National-Rank 
der  Regierung  die  verlangten  Vorschüsse  im  vollen  Maasse 
und  handelte  damit  ebenso  patriotisch  als  umsichtig.  Denn, 
wenn  es  in  Zeiten  der  Gefahr,  insbesondei'C  wo  es  sich 
um  die  Erhaltung  des  Staates  und  seines  ungefährdeten 
Restandes  handelt,  Jedermanns  Pflicht  ist,  das  öffentliche 
Interesse  mit  aller  Kraft  zu  unterstützen,  so  lag  diese  Ver- 
bindlichkeit für  die  mit  umfassenden  Privilegien  ausgestat- 
tete National-Rank  noch  näher:    sie   verhütete  aber  zuulcich 
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den  vollständigen  Ruin  der  Handels-  und  Gewerbs-Interessen 
von  Oesterreich ,  indem  sie  wesentlich  dazu  beitrug,  die  Ka- 
tastrophe ferne  zu  halten,  welche  den  Verfall  jener  Interes- 
sen, wie  diess  anderwärts  geschah,  in  der  nächsten  Zukunft 
herbeigeführt  hätte.  Sie  that  ferner  hierbei  ihr  Möglichstes 
zur  Abwehr  von  Fällen,  in  welchen  diör  durch  die  Suspen- 
sion der  Verwechslung  in  ihrem  Credite  erschütterten  Bank- 
noten gänzlicher  Entwerthung  entgegengehen  und  die  noch 
vorhandenen  Münzvorräthe  für  die  National-Bank  verloren 
sein  konnten.  Die  letztere  beschränkte  sich  aber  in  jenem 
kritischen  Zeitpuncte  nicht  darauf,  durch  Unterstützung  der 
Regierung  die  befürchtete  Krise  von  dem  inneren  Verkehre 
ferne  zu  halten ;  sie  Hess  demselben  auch  unmittelbare  Hilfe 
angedeihen ,  indem  sie  dem  Handels-  und  Gewerbe-Stande  in 
den  Kronländern  Vorschüsse  von  mehr  als  10  Millionen  Gul- 
den leistete,  das  Aushilfs - Comit6  für  den  Wiener  Handels- 
staud  mit  4  Millionen  dotirte  und  unter  ihre  Leitung  nahm, 
den  grossen  Industrie-  und  Transports-Unternehmungen  einen 
namhaften  Credit  und  den  Wiener  Gewerbetreibenden  einen 
unverzinslichen  Vorschuss  bis  zum  Betrage  von  2  Millionen  , 
Gulden  (unter  Garantie  der  Regierung)  gewährte.  Sobald 
die  Gefahr  beseitiget^  und.  Dank  der  Tapferkeit  des  Heeres, 
Krieg  und  Aufstand  siegreich  beendiget  war,  liess  es  sich 
die  Finanz-Verwaltung  angelegen  sein,  die  Verbindlichkeiten 
gegen  die  National-Bank  durch  Aufnahme  von  Anlehen  und 
durch  Zuwendung  ihres  Ergebnisses  an  die  letztere  nach 
Thunlichkeit  zu  tilgen,  und  durch  Ueberlassung  der  von 
Sardinien  einzuzahlenden  Kriegsentschädigung  sowie  durch 
andere  Zuflüsse  den  Münzschatz  der  National-Bank  zu  ver- 
stärken. Die  Umstände  traten  jedoch  einer  völligen  Abwick- 
lung dieser  Verbindlichkeiten  hemmend  entgegen.  Denn  die 
Folgen  der  vorausgegangenen  Erschütterungen ,  die  völlige 
Neugestaltung  der  Verwaltung,  die  Einbeziehung  der  ehe- 
mals   ungrischen    Länder    in     das    allgemeine    Verwaltungs- 
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Sy'stem,  sowie  auswärtige  Verwicklungen  und  die  dadurch  her- 
beigeführten Kriegsrüstungen  erforderten  eine  solche  Anstren- 
gung der  finanziellen  Staatskräfte,  dass  die  laufenden  Ein- 
nahmen in  keiner  Weise  hierfür  genügen  konnten.  Zwar 
wurde  der  Grundsatz  aufgestellt  und  auch  festgehalten ,  dass 
die  National-Bank  mit  einer  weiteren  Leistung  von  Vorschüs- 
sen für  die  Staatsverwaltung  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen 
sei,  wie  auch  ein  Maximal-Betrag  für  die  Ausgabe  von  Bank- 
Noten  festgesetzt;  doch  konnten  die  früher  gegen  dieselbe 
eingegangenen  Schulden  nicht  sämmtlich  sogleich  getilgt 
werden  und  die  Staatsverwaltung  musste  sich  auf  einem  an- 
deren Wege,  durch  die  Ausgabe  von  Staats-Papiergeld  mehr- 
facher Art,  in  den  Besitz  der  augenblicklich  erforderlichen 
Geldmittel  setzen.  Die  Nachtheile  der  Circulation  dieser 
vielfachen  Werthzeichen  machten  sich  jedoch  so  sehr  fühlbar, 
dass  es  bei  der  Unmöglichkeit,  sie  durch  klingende  Münze 
zu  ersetzen,  für  den  Staats-  und  National -Haushalt  als  ein 
erheblicher  Vortheil  angesehen  werden  musste,  wenn  diese 
Werthzeichen  durch  Auswechslung  gegen  Banknoten  aus  dem 
Umlaufe  gezogen  wurden,  und  eine  Wiederkehr  derselben 
durch  die  von  Seite  der  Staatsverwaltung  ausgesprochene 
Verzichtleistung  auf  jede  fernere  Ausgabe  von  Staats-Papier- 
geld mit  Zwangs-Cours  nicht  mehr  zu  besorgen  stand.  Die 
National-Bank  legte  sich  hierbei  unbestreitbar  ein  namhaftes 
Opfer  auf,  indem  dadurch  die  Menge  der  umlaufenden  Bank- 
Noten  um  ungefähr  146  Millionen  Gulden  vermehrt  wurde 
und  die  diessfalls  von  der  Regierung  zugestandenen  Rück- 
zahlungs- Modalitäten  eine  gänzliche  Tilgung  dieser  Schuld 
(welche  durch  eine  Ueberlassung  von  jährlich  10  Millionen 
Gulden  aus  den  in  Silber  eingehobenen  Zolleinkünften  erfol- 
gen sollte)  noch  in  die  Ferne  rückten.  Die  verwickelten 
Beziehungen  der  Staatsverwaltung  zu  der  National-Bank 
hatteh  behufs  ihrer  Regelung  zu  den  Uebereinkünften  vom 
6.  December  1849,  23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854 
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geführt,  wobei  die  National -Bank  ihr  eifriges  Streben,  der 
Finanz-Verwaltung,  welche  der  ersteren  durch  die  namhaften 
Zinsenzahlungen  den  reichlichsten  Antlieil  ihres  Erträgnisses 
zugewendet  hatte,  jede  thunliche  Unterstützung  und  Erleich- 
terung in  der  Abtragung  der  eingegangenen  Schuldverbind- 
lichkeiten angedeihen  zu  lassen,  thatkräftig  bewährte.  Eine 
wesentliche  Verbesserung  in  diesen  Beziehungen  ward  der 
National  -  Bank  durch  die  grossartige  Finanz -Operation  cles 
National-Anlehens  in  Aussicht  gestellt,  da  ein  grosser  Theil 
desselben  zur  Rückzahlung  der  durch  die  Auswechslung  des 
Staats-Papiergeldes  mit  Banknoten  entstandenen  neuen  Schuld 
verwendet  und  hiermit  auf  die  Verbesserung  der  Landes- 
währung gewirkt  werden  sollte.  Ein  dem  Betrage  dieser 
Schuld  entsprechender  Antheil  der  bezüglichen  Subscriptionen 
ward  der  National -Bank  zugewiesen,  so  dass  nach  der  bis 
zum  August  1858  hierauf  zu  bewerkstelligenden  Einzahlung 
von  1341/.^  Million  Gulden  die  gesammte  Schuld  des  Staates 
an  die  National-Bank  bis  auf  den  Betrag  von  80  Millionen 
Gulden  getilgt  werden  sollte.  Die  Einzahlungen  auf  das 
National  -  Anlehen  flössen  so  unerwartet  reichlich  ein,  dass 
die  hiermit  zu  tilgende  Schuld  von  134'/2  Million  Gulden 
schon  zu  Ende  des  Jahres  1855  auf  den  Betrag  von  unge- 
fähr 37 '/j  Million  Gulden  vermindert  war.  Inzwischen  hatte 
die  hereingebrochene  orientalische  Verwicklung  die  Nothwen- 
digkeit  für  Oesterreich  herbeigeführt,  zur  Wahrung  seiner 
Machtstellung  und  seiner  bedrohten  Interessen  umfassende 
Kriegsrüstungen  vorzunehmen,  ein  bedeutendes  Heer  an  der 
Ost-Gränze  des  Reiches  aufzustellen.  Die  Bedeckung  der 
hierdurch  für  die  Staatsverwaltung  erwachsenen  ausserordent- 
lichen Auslagen  war  einer  der  wesentlichen  Zwecke,  welche 
durch  das  National-Anlehen  erfüllt  werden  sollten.  Da  jedoch 
die  Einzahlungen  für  dasselbe  auf  fünf  Jahre  vertheilt  wur- 
den und  ein  bedeutender  Theil  derselben  vorweg  der  Na- 
tional-Bank zugewiesen  worden  war,  so  reichte  der  Uebervest 
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für  den  durch  jene  Truppen- Aufstellung  veranlassten  Auf- 
wand nicht  hin,  und  es  musste  auf  eine  anticipative 
Flüssigmachung  der  später  fällig  werdenden  Raten  des  Na- 
tional-Anlehens  fürgedacht  werden.  Zu  diesem  Ende  leistete 
die  National  -  Bank  Interimal- Vorschüsse  von  80  Millionen 
Gulden,  wozu  später  noch  20  Millionen  Gulden  kamen,  welche 
durch  Staats  -  Obligationen  statutenmässig  bedeckt  wurden. 
Diese  Vorschüsse  bildeten  keine  eigentliche  Schuldvermehrung, 
da  sie  in  den  nachfolgenden  Einzahlungen  auf  das-  National- 
Anlehen  ihre  bereits  zugewiesene  Deckung  zu  finden  hatten. 
Nichtsdestoweniger  ward  hierdurch  das  Verhältniss  zwischen 
der  National-Bank  und  der  Finanz-Verw^altung,  dessen  all- 
mähliche Ausgleichung  durch  die  früher  erwähnten  Verein- 
barungen erzielt  werden  sollte ,  neuerdings  verwickelt.  Aber 
alle  Umstände  drängten  zu  der  Nothwendigkeit,  die  Ver- 
pflichtungen der  Finanz-Verwaltung  gegen  die  National-Bank 
in  umfassendster  Weise  und  baldigst  zu  lösen,  letztere 
hierdurch  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  zur  Förderung  des 
inzwischen  mächtig  angewachsenen,  ihre  Unterstützung  immer 
mehr  in  Anspruch  nehmenden  Verkehres  wiederzugeben  und 
die  Herstellung  einer  allen  Schwankungen  entrückten  Lan- 
deswährung herbeizuführen.  Die  Erreichung  dieser  segens- 
reichen Zwecke  ist  durch  den  grossartigen  Beschluss  der 
Staatsverwaltung  in  nahe  Aussicht  gestellt,  zufolge  dessen 
der  National-Bank  Staats-Domänen  in  einem  den  Betrag  von 
155  Millionen  Gulden  übersteigenden  Schätzungswerthe  zu 
dem  Ende  überwiesen  werden,  dass  sie  aus  dem  Erträgnisse 
und  successiven  Verkaufe  derselben  die  von  ihr  zuletzt  ge- 
leisteten Vorschüsse  von  100  Millionen  und  nebstbei  die  noch 
nach  den  früheren  Verträgen  erübrigende  Forderung  an  den 
Staat  von  55  Millionen  decke.  Die  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses ist  bereits  im  Werke.  Nach  der  Begleichung  dieser 
Angelegenheit  wird  nur  noch  die  aus  der  Einlösung  des 
Wiener -Währung -Papiergeldes  hervorgegangene  Schuld  des 
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Staates  von  ungefähr  60  Millionen  Gulden  erübrigen,  welche 
durch  die  vertragsmässig  geleisteten  Tilgungs- Raten  binnen 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird.  Hiermit 
ist  der  Zeitpunct  sehr  nahe  gerückt,  in  welchem  die  Natio- 
nal-Bank  unabhängiger  von  der  Staatsverwaltung,  als  dieses 
seit  ihrer  Gründung  der  Fall  war,  wirken  und  ihr  inzwi- 
schen verdoppeltes  Capital  der  Förderung  des  neuem 
Aufschwünge  entgegengehenden  Verkehres  ungeschmälert  zu 
widmen  in  der  Lage  sein  wird.  Diese  Wirkung  wird  dadurch 
noch  namhaft  erhöht  und  weiteren  Kreisen  zugänglich ,  dass 
sie  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ihren  übrigen 
Geschäftszweigen  noch  eine  Abtheilung  für  den  Hypothekar- 
Credit,  welcher  (nebst  den  bis  zum  Betrage  von  200  Millio- 
nen Gulden  auszugebenden  Pfandbriefen)  ein  Capital  von 
40  Millionen  Gulden  gewidmet  wird,  beifügt  und  dadurch 
neben  dem  kaufmännischen  auch  den  Real-Credit,  wie  diess 
schon  ursprünglich  bei  ihrer  Gründung  beabsichtiget  worden, 
kräftig  zu  unterstützen  vermag. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  hat  die  National-Bank  in  dem 
seit  1848  verflossenen  Zeitabschnitte  mitten  in  politischen 
und  finanziellen  Krisen  den  Weg  des  Fortschrittes  einge- 
schlagen und  ihre  inneren  Einrichtungen  vielfach  vervoll- 
kommnet. Schon  seit  dem  Februar  1848  begann  sie,  den 
Stand  des  Münzschatzes  und  der  Banknoten-Circulation,  sowie 
ihre  Geschäftsgebarung  durch  monatliche  Ausweise  zur  öf- 
fentlichen Kenntniss  zu  bringen.  Die  nachfolgende  politische 
Erschütterung  brachte  für  dieses  National-Institut  eine  harte 
Prüfung  mit  sich.  Das  schwindende  Vertrauen ,  der  hierdurch 
veranlasste  Zudrang  zur  Banknoten  -  Auswechslung  gegen 
Silber,  die  desshalb  nothwendig  gewordene  Suspension  der 
Baarzahlung,  und  als  umnittelbare  Folge  davon  die  Entwer- 
thung  der  Banknoten,  —  alle  diese  Umstände  mussten  an 
sich  schon  den  Stand  der  National-Bank  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  gefährden.     Hierzu    kamen   noch,    durch   die   politi- 
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sehen   Ereignisse    hervorgerufen  und   durch   die   natürlichen 
Fluctuationen   der   Speculation  gefördert,    die    verderblichen 
Schwankungen  im  Disagio  der  Banknoten,   welche   auf  den 
gesainmten  National-Wohlstand  um  so  nachtheiliger  wirkten, 
als  der  sinkende  und  häufig  wechselnde  Werth  des  fast  ein- 
zigen  oder   doch    vorzüglichsten    umlaufenden   Geldzeichens 
eine    Devaluation   und     Werthsunsicherheit   des    gesammten 
volkswirthschaftlichen    Capitals    und    des   Staatseinkommens 
nach  sich  zog.     Mit  rühmlicher  Anstrengung  und  Ausdauer, 
vor  allem   aber  durch   die    thatkräftige  Beihilfe  der  Staats- 
Verwaltung,   gelang   es  der  National -Bank,   die  Gefahr  der 
Lage  zu   bewältigen   und  nach   der  Wiederkehr    geordneter 
Verhältnisse  die   von    dem   Verkehre  geforderte  Ausbildung 
ihrer  Einrichtungen   und   ihrer  Wirksamkeit  zu   bewerkstel- 
ligen.    Um  den  von  ihr  gewährten  Credit  dem  Verkehre  in 
den  Kronländern  zugänglicher   zu   machen,   wurden   fast  an 
allen  grossen  Handelsplätzen  der  deutschen,  ungrischen  und 
slavischen    Kronländer    Filial-Escompte- Anstalten    errichtet 
und  mit  einer  nach  Umständen    beträchtlich   erhöhten  Dota- 
tion versehen  ;  in  Wien  wurden  Domicil- Wechsel  (M^elche  frü- 
her davon  ausgeschlossen  waren)  zurEscomptirung  zugelassen, 
und  der  geringste   Betrag   eines   bankfähigen   Wechsels   auf 
hundert  Gulden  ermässiget.     Insbesondere  zur  Erleichterung 
der  Einzahlungen   auf  das  National -Anlehen   errichtete  die 
National -Bank    Filial- Leihanstalten    (zur    Verpfändung    von 
Staatspapieren)  an  den  Haupt- Verkehrsplätzen    der  oben  ge- 
nannten Kronländer.     Ferner  wurde  das  Bank-Capital  durch 
die    Emission  der  noch    vorräthigen   Actien   verdoppelt  und 
hiermit    auf  die   volle   ursprünglich   beabsichtigte  Höhe  ge- 
bracht,   wodurch    die    bereits    in   Folge    der   Einlösung    der 
Reichsschatzscheine  namhaft  vermehrte  Circulation  der  Bank- 
noten gehörig  geregelt  und  dem  Verkehre  eine  umfassendere 
Unterstützung  gewährt  werden  konnte.    In  dieser  Weise  ge- 
langten  fast  alle    Anträge  zur   Ausführung,    welche   die  in 
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stürmischer  Zeit  einberufene,  aus  allen  Theilen  des  Reiches 
durch  sachkundige  Männer  des  Handels-  und  Besitzstandes 
beschickte  Commission  zum  Behufe  der  Rehabi litirung  und 
Consolidirung  der  Bankzustände  gestellt  hatte.  Endlich  er- 
fuhr die  National-Bank  in  der  neuesten  Zeit  eine  folgenreiche 
Erweiterung  ihres  Wirkungskreises  durch  die  bereits  erwähnte 
Gründung  der  mit  ihr  verbundenen  und  mit  einem  Fonde 
von  40  Millionen  Gulden  dotirten  Abtheilung  für  den  Hypo- 
thekar-Credit. 

Durch  diese  inneren  Verbesserungen  und  Erweiterungen, 
sowie  durch  das  nunmehr  vollständig  geordnete  Verhältniss 
zwischen  der  National-Bank  und  der  Finanz- Verwaltung  hat 
die  erstere  eine  feste  Begründung  und  eine  Wichtigkeit  für 
den  Verkehr  von  Oesterreich  erlangt ,  wie  sie  noch  in  keiner 
früheren  Periode  vorhanden  war  und  doch  einer  Anstalt  ge- 
ziemt, welche  den  höchsten  Regulator  des  Verkehres  im  ganzen 
Reiche  bildet.  Zwar  erübriget  noch  Manches  und  Wesent- 
liches für  die  Zukunft;  denn  noch  immer  ist  der  Münzschatz 
nicht  in  dem  angemessenen  Verhältnisse  zur  Banknoten-Cir- 
culation  und  noch  ist  die  Aufhebung  des  Zwangs  -  Courses, 
sowie  der  Wiederbeginn  der  Baarzahlung  nicht  möglich  ge- 
worden. Allein  das  erstere  ist,  ohne  übermässige  Opfer  zu 
bringen,  nicht  alsogleich  ausführbar,  ja  kaum  erwünscht, 
wenn  nicht  die  dadurch  unausweichlich  entstehenden  Cours- 
Schwankungen  neue  Verluste  herbeiführen  sollen ;  eine  all- 
mähliche Vermehrung  wird  aber,  wie  diess  selbst  die  letz- 
ten Monats- Ausweise  darthun ,  ernstlich  angestrebt  und  von 
der  Finanz-Verwaltung  wirksam  gefördert. 

Die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  (wenn  letztere  blei- 
bend sein  soll)  herbeizuführen ,  hängt  nicht  lediglich  von  der 
National-Bank  ,  ja  selbst  nicht  von  der  Finanz -Verwaltung 
ab,  wenngleich  der  Münzschatz  die  gewünschte  Höhe  er- 
reicht hätte.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Wiederherstel- 
lung   der    gestörten    national- wirthschaftlichen   Verhältnisse 
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nur  allmählich  und  stufenweise  erfolgen  kann;  bei  der  engen 
Verbindung  der  sämmtlichen  Handelsstaaten  unter  einander 
wirkt  unter  solchen  Umständen  jedes  auswärts  vorfallende 
widrige  Ereigniss  auf  die  Geldverhältnisse  jenes  Staates  zu- 
rück, in  welchem  dieselben  ihrem  normalen  Zustande  ent- 
rückt sind.  Nur  ein  geordneter  Zustand  der  europäischen 
Verhältnisse  und  die  Wiederkehr  des  allgemeinen  dem  Ver- 
kehre sich  zuwendenden  Vertrauens  kann  eine  solche  Con- 
solidirung  der  national-wirthschaftlichen  Zustände  herbeifüh- 
ren, durch  welche  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen 
bedingt  ist.  Hierbei  ist  jedoch  ausdrücklich  hervorzuheben, 
dass  für  die  Wiederherstellung  der  Landeswährung  und  die 
Aufhebung  des  Zwangs-Courses  die  Activirung  der  Banknoten- 
Verwechslung  mit  Silber  nicht  unerlässlich  ist,  indem  durch 
den  Aufschwung  des  inneren  und  auswärtigen  Verkehres  das 
Verhältniss  dieser  in  ihrer  Circulation  auf  ein  gewisses  dem 
Bedarfe  entsprechendes  Maass  beschränkten  Geldzeichen  zu 
einem  Werthe  sich  feststellen  kann ,  welcher  dem  Silberwerthe 
vollkommen  gleich  kömmt.  Die  gegenwärtig  in  Oesterreich 
zur  Erscheinung  kommenden  und  sich  vorbereitenden  staats- 
wirthschaftlichen  Reformen  haben  bereits  in  dieser  Richtung 
zu  wirken  begonnen  und  berechtigen  zu  der  Erwartung,  dass 
diese  Wirkung  eine  vollständige  werde. 

Im  näheren  oder  ferneren  Zusammenhange  mit  der  öster- 
reichischen National-Bank  standen  die  für  vorübergehende 
Zwecke  ins  Leben  gerufenen  Anstalten,  das  Wiener  Aus- 
hilfs-Comite  und  das  Comit6  für  die  Unterstützung 
mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien.  Diese  beiden 
Anstalten  wurden  zur  Zeit  der  politischen  und  Handelskrise 
des  Jahres  1848  errichtet  und  hatten  die  Unterstützung  des 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestandes  für  die  Dauer  der 
durch  diese  Krise  hervorgerufenen  ungünstigen  Verhältnisse 
zur  Aufgabe;  beide  beendigten  ihre  Wirksamkeit,  als  der 
Zweck  ihrer  Errichtung   erreicht  war.     Das  Aushilfs-Comit6 
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stand  unter  der  unmittelbaren  Leitung  der  Bank  -  Direction 
und  erhielt  von  derselben  seine  Dotation,  womit  es  den 
Handelsleuten  und  Industriellen  Wien's,  welche  credit-be- 
dürftig  waren  und  sich  den  Credit  nicht  auf  andere  Weise 
zu  verschaffen  vermochten,  letzteren  unter  erleichterten  Be- 
dingungen gewährte.  Das  Comite  zur  Unterstützung  der  Ge- 
werbsleute war  aus  patriotischen  Privatmännern  zusammen- 
gesetzt, welche  mit  einer  von  der  National-Bank  vorgeschos- 
senen, von  der  Finanz- Verwaltung  bewilligten  Dotation  ins- 
besondere dahin  arbeiteten,  den  kleinen  Gewerbsleuten  durch 
Vorschüsse  oder  Arbeitgebung  Beschäftigung  und  Unterhalt 
zu  gewähren.  Beide  Anstalten  wirkten  segensreich  für  den 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestand  während  der  Zeit  der 
drückendsten  Noth ,  und  es  muss  anerkennend  hervorgehoben 
werden,  dass  die  von  den  beiden  genannten  Anstalten  ge- 
währten Unterstützungen  (welchen  eine  Summe  von  mehr  als 
fünf  Millionen  Gulden  gewidmet  war)  von  den  Unterstützten 
bis  auf  einige  minder  bedeutende  Beträge  seither  insge- 
sammt  rückerstattet  worden  sind.  Eine  bleibende  Unter- 
stützung für  den  Handel  zu  gewähren,  hat  sich  die  nieder- 
österreichische Escompte  -  Gesellschaf  t  zum  Ziele 
gesetzt.  Wiederholt  hatte  sich  unter  dem  Wiener  Handels- 
stande das  Bedürfniss  kundgegeben.  Credit  unter  leichteren 
Bedingungen  und  für  geringere  Summen,  als  ihn  die  Natio- 
nal-Bank statutenmässig  zu  gewähren  vermochte,  zu  erlan- 
gen. Auch  hatte  sich  bereits  vor  dem  Jahre  1848  der  Wunsch 
vielfach  geltend  gemacht,  die  National-Bank  möge  die  Strenge 
jener  Bedingungen  mildern  und  dadurch  ihren  Credit  all- 
gemein zugänglich  machen.  Allein  Erwägungen  der  ern- 
stesten Art  Hessen  es  als  unzulässig  erscheinen,  dass  die 
National-Bank  ihren  Credit  (d.  h.  jenen  ihrer  Noten)  ge- 
fährde, indem  sie  von  der  Strenge  der  zur  vollen  Sicherheit 
geforderten  Bedingungen  bei  ihrer  Credit-Gewährung  abliesse 
und   sich   den  Wechselfällen  '  des    kleinen   und    des   mindere 
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Garantie   bietenden   Verkehres   aussetzte.     Diess   nuisste  als 
die  Aufgabe  eines  beschränkteren ,  lediglich  diesem  Geschäfte 
sich  zuwendenden  Institutes  betrachtet  werden ,  welches  keine 
eigenen  Zettel  ausgibt   und  im  Stande  ist,  auch  bei  erleich- 
terter Credit-Gewährung  sich  vor  ungünstigen  Wechselfällen 
durch  seine   Bewegung   auf  einem   beschränkteren   Gebiete, 
auf  welchem  es  die  Solidität   der   dabei  Betheiligten   bis  zu 
der  untersten  Kategorie  hinab  zu  überwachen  vermag,  sicher 
zu    stellen.     Hiernach   entstand,    von   dem    Finanz  -  Minister 
Freiherrn   v.  Baumgartner  zunächst  in   Anregung   gebracht, 
die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  (auf  Actien), 
welche  ihren  Theilnehmern  Credit  unter  der  Haftung  zweier 
Wechselschuldner  und  auf  die  Dauer  von  vier  bis  sechs  Mo- 
naten gewährt,  sich  aber  dadurch  vor  Verlusten  sichert,  dass 
jeder  ihrer  Credit-Inhaber  für  die   sämmtlichen  Verbindlich- 
keiten der  übrigen  Credit-Inhaber  gegen  die  Gesellschaft  bis 
zur  Höhe  seiner  Credits-Betheiligung  haftet.    Ihr  Actien-Fond 
beträgt  fünf  Millionen  Gulden,   ihre  Wirksamkeit  wird  aber 
dadurch  viel   bedeutender,   dass  die  National-Bank   der  Ge- 
sellschaft   einen   den   doppelten   Betrag    ihres  Fondes   errei- 
chenden Credit  zu  dem    bankmässigen  Zinsfusse   einräumte. 
Ungeachtet    ihres    kurzen    Bestandes    hat    diese   Gesellschaft 
bereits  eine  sehr   wohlthätige,   kaum   mehr  zu   entbehrende 
Wirkung  auf  den  Handels-  und  Fabriks-Stand  von  Wien  und 
Nieder-Oesterreich  überhaupt  geäussert,  indem  dort,  wo  die 
National-Bank    ihre   Wirksamkeit   einstellte,   die  Escompte- 
Gesellschaft  die  ihrige  begann  und  den  beschränkten  Geschäf- 
ten,  sowie    den   entstehenden   Unternehmungen,    welche  in 
ihrer  Gesammtheit  die  Grundlage  des   industriellen   Lebens 
in  Oesterreich  bilden,   die  Bahn   zu   einer  gedeihlichen  Ent- 
wicklung eröffnete. 

Was  die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  für 
den  kleinen  Wechselverkehr  der  Reichshauptstadt  und  des 
bezüglichen  Kronlandes  war,  diess  für  den  Gesammtverkehi- 
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des  ganzen  Reiches,  namentlich  für  die  grossartigen  Industrie- 
Unternehmungen,  zu  leisten,  war  die  Aufgabe  eines  solchen 
Dimensionen  entsprechenden  Institutes,  dessen  Gründung  in 
die  neueste  Zeit  fällt.  Das  wirthschaftliche  Leben  Oesterreich's 
liat  in  der  kurzen  Zeit  seiner  freieren  Regsamkeit  seit  dem 
Jahre  1848  einen  früher  ungeahnten  Aufschwung  genommen. 
Die  grossen  Güter  und  die  kleine  Landwirthschaft,  die  Dampf- 
schifffahrt und  die  Eisenbahnen,  der  Handel,  in  landwirth- 
schaftlichen  Producten,  sowie  der  Verkehr  mit  industriellen 
Erzeugnissen,  —  alle  diese  wirthschaftlichen  Bestrebungen 
nahmen  bedeutende  Summen  in  Anspruch,  wofür  früher 
weder  Begehr  noch  Verwendung  vorhanden  war.  Das  nur 
allmählich  sich  erzeugende  Capital  war  nicht  vorhanden, 
oder  doch  in  kleine  für  den  grossen  Verkehr  unbenutzbare 
Fractionen  zersplittert,  der  Credit  beschränkt  und  Wenigen 
zugänglich.  Dadurch  entstand  eine  Vertheuerung  des  Geldes, 
welche  die  volle  Benützung  der  sich  allenthalben  eröfFnenden 
Hilfsquellen  hinderte,  auf  die  grossen  Unternehmungen  läh- 
mend einwirkte  und  den  Staats-Credit  durch  die  nothge- 
drungene  Verwerthung  so  vieler  EtYecten  drückte.  Wenn  die 
dem  Handel  ertheilte  freiere  Bewegung  und  die  Entlastung 
des  Grundbesitzes  nachhaltig  und  im  vollen  Umfange  für 
den  wirthschaftlichen  Aufschwung  des  Reiches  und  für  die 
Erhöhung  der  gesammten  Steuerkraft  wirksam  werden  sollte, 
so  musste,  gleich  der  Hypotheken-Bank  für  den  Real-Besitz, 
eine  Anstalt  von  grossartigem  Umfange  geschaffen  werden, 
welche,  indem  sie  die  kleinen  Capitale  an  sich  zieht  und 
zu  einer  den  grössten  Verkehr  befruchtenden  Verwendung 
bringt,  den  gleichen  Dienst  für  die  Industrie  und  den  da- 
durch genährten  Verkehr  überhaupt  zu  leisten  vermag.  Diess 
ei-kannte  der  Finanz-Minister  Freiherr  v.  Brück,  und  rief  die 
Credits-Anstal  t  für  Handel  und  Gewerbe  mit  einem 
Fonde  von  GO  Millionen  Gulden  in's  Leben ,  an  deren  Spitze 
die  Bankhäuser  Rothschild,  und  Lämel   im  Vereine   mit  den 
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Fürsten  Max  v.  Fürstenberg,  Adolf  v.  Schwarzenberg,  Vincenz 
V,  Auersperg,  dem  Grafen  Otto  v,  Chotek  und  dem  Fabri- 
canten  Louis  v.  Haber  traten.  Die  vor  Kurzem  begonnene 
Wirksamkeit  dieses  Institutes  vermag  in  kaum  zu  berech- 
nender Weise  auf  die  grossen  Unternehmungen  durch  eine 
dem  Umfange  der  Aufgabe  entsprechende  Leitung  wohlthätig 
einzuwirken,  indem  sie  gewinnreiche  Unternehmungen,  wozu 
es  an  Capital. gebrach,  in s  Leben  ruft,  andere  wohlbestellte 
Geschäfte  durch  ihre  Betheiligung  an  denselben  zu  Credit 
und  Ansehen  erhebt,  die  Industrie- Actien  durch  Vorschuss- 
leistung auf  dieselben  vor  Entwerthung  sichert,  den  Staats- 
Credit  unterstützt,  und  den  flüssig  gewordenen  Geldumlauf 
auf  dem  gesammten  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit 
beschleuniget.  Gleichwie  durch  den  Handelsvertrag  und  die 
früher  oder  später  eintretende  Zolleinigung  mit  Deutschland 
das  Handelsgebiet  Oesterreich's  sich  zu  einem  mittel-europäi- 
schen  erweitern  wird,  gewährt  die  Credits- Anstalt  die 
Aussicht,  dass  sie  den  einheimischen  Credit  mit  dem  aus- 
ländischen innig  verschmelzen,  Oesterreich  dadurch  aus 
seiner  Credit-Isolirung  emporheben  ,  und  sein  Credit- Wesen 
zu  einem  integrirenden  Gliede  der  grossen  Geldwirthschaft 
der  HandelsAvelt  gestalten,  die  fremden  Beschäftigung  su- 
chenden Capitale  zu  den  unermesslichen  noch  unausgebeuteten 
Hilfsquellen  Oesterreich's  hinleiten  und  durch  die  Förderung 
des  Wohlstandes  im  Reiche  allen  daran  Betheiligten  reichen 
Gewinn  zugänglich  machen  werde.  Die  günstige  Aufnahme, 
welche  das  Institut,  sobald  dessen  Errichtung  bekannt  wurde, 
bei  den  heimischen  und  auswärtigen  Capitalisten  fand,  be- 
rechtiget zu  der  Erwartung,  dass  die  Ueberzeugung  von 
dessen  Nützlichkeit  und  Rentabilität  allgemein  getheilt  werde, 
und  es  bedarf  nur  der  nachhaltigen  Befestigung  dieser  Ueber- 
zeugung, um  die  Erwartungen  zu  der  Wirklichkeit  des  Er- 
folges umzuwandeln. 

Unter  allen  Verkehrs-Instifuten  musste  die  k.  k.  privilcgi  r  (  c 
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National-Bank  von  den  Stürmen  des  Jahres  1848  und  den  nacli- 
folgenden  Bedrängnissen  am  empfindlichsten  betroffen  werden.  Denn 
während  der  Zudrang  zu  den  Verwechslungs- Gassen  binnen  weni- 
gen Monaten  ihren  Baarfond  nahezu  erschöpfte,  musste  die  Natio- 
nal-Bank der  Staatsverwaltung  durch  namhafte  Vorschüsse  und  an- 
derweitige finanzielle  Vermittlungen  zu  Hilfe  kommen.  Da  in  dem 
Zeiträume  1848 — 1855  die  Beziehungen  der  National-Bank 
zu  dem  Staate  die  überwiegend  wichtigen  geworden,  und  auf  die 
Stellung  derselben  gegenüber  dem  Verkehre  bedingend  einwirkten, 
wird  es  dieUebersicht  der  Gesammtverhältnisse  erleichtern,  wenn  die 
ersteren  Beziehungen  zunächst  in  ihrem  Zusammenhange  nachgewiesen 
werden.  Hierbei  kann,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  auf 
Dasjenige  hingedeutet  werden,  was  über  die  Mitwirkung  der  Na- 
tional-Bank zur  Regelung  der  Finanzen  bei  der  Dai'stellung  der  Fi- 
nanz-Verwaltung bemerkt  wurde. 

Laut  Uebereinkunft  vom  20.  April  1848  übernahm  es  die  Na- 
tional-Bank, für  Rechnung  des  Staates  30  Millionen  Gulden  in  Hy- 
pothekar-Anweisungen ,  die  auf  der  k,  k.  Saline  Gmunden  versichert 
sind ,  zu  emittiren , '  und  diese  Summen  gegen  4percentige  Verzin- 
sung auf  Rechnung  der  Hypothekar -Anweisungen  vorzuschiessen. 
Da  an  solchen  Anweisungen  im  Laufe  des  Jahres  für  8,890,950  fl. 
in  Umlauf  gesetzt  wurden ,  betrug  der  Vorschuss  der  National-Bank 
zu  Ende  des  Jahres  noch  21,109.050  fl. ,  wozu  für  verfallene  und 
eingelöste  Anweisungen  und  Coupons  noch  die  Sunniie  von  1,613.612  fl. 
kam.  Zur  Unterstützung  der  Gewerbetreibenden  in  Wien  wurde 
von  der  Bank-Direction  uüterm  9.  October  1848  der  Finanz -Ver- 
waltung ein  Credit  von  2  Millionen  Gulden  gegen  Staats -Central- 
Casse-Anweisungen  und  Rückzahlung  in  zwei  Jahren  zinsenfrei  er- 
öffiiet,^  von  welcher  Summe  bis  Ende  December  1848  der  Betrag 
von  900.000  fl.  erhoben  ward.  Ferner  sicherte  die  Bank-Direction 
der  Finanz-Verwaltung  die  Escomptirung  von  14  Millionen  Gulden 
in  5percentigen  k.  k.  Casse- Anweisungen  zu,'  und  erfolgte  diese 
Summe,  wovon,  nachdem  die  National  -  Bank  an  Anweisungen 
1,905.900  fl.  übernommen,  zu  Ende  des  Jahres  noch  12,094.100  II. 
aushaftend   verblieben.     In   Folge  der   Submission   vom    1.  October 

'  Kimdmachinigen  der  National -Baiik  vom  Vi.  iSIai.  14.  •Iiiiii  mul 
J'^.  August  1848. 

^  Zusclirift  des  inIlallz-Miui!5l^■^iull).'^  vuui  3u.  öepteniber  1848. 
'  Zuschrift  des  Finanz-Ministermm.'^  vom  18.  October  1848. 
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1848  wurde  der  Finanz- Verwaltung  ein  Credit  von  6  Millionen  Gul- 
den, rückzahlbar  in  einem  Jahre,  unverzinslich  eröflfhet,  und  diese 
Summe  auch  wirklich  hinausgegeben.  Laut  der  nachfolgenden  Sub- 
mission vom  9.  December  1848  wurde  der  Finanz- Verwaltung  von 
der  National-Bank  ein  weiterer  Credit  von  20  MiUionen  Gulden ,  ge- 
gen Rückzahlung  in  einem  Jahre,  zinsenfrei  eröf!het,  wovon  bis  Ende 
des  Jahres  3,500.000  fl.  wirklich  erhoben  wurden.  Endlich  hatte 
die  National-Bank  zu  Ende  des  Jahres  noch  aushaftende  Vorschüsse 
an  den  Staat  von  281.859  fl.  für  Rückescomptirung  von  3percentigen 
Staats-Central-Casse-Anweisungen  und  von  648.430  fl.  für  öpercentige 
Casse- Anweisungen ,  wozu  noch  die  Forderungen  für  Siiber-Bezugs- 
Spesen,  Prägekosten  und  Zinsen  für  Anticipationeu  auf  Hypothekar- 
und  Casse- Anweisungen  im  Gesammtbetrage  von  2,714.079  fl.  kamen. 
Die  Gesammtschuld  des  Staates  an  die  National-Bank,  welche  zu  Ende 
1847  sich  auf  132,452.364  fl.  gestellt  hatte,  war  demnach  Ende  1848 
nach  Abschlag  der  auf  die  fundirte  Schuld  für  die  Einlösung  des  Wiener- 
Währung-Papiergeldes  geleisteten  Rückzahlung  von  2,020.287  fl.  und 
ausschliesslich  des  vom  Staate  garantirteu  Vorschusses  von  900.000  tl., 
welchen  die  National-Bank  zur  Unterstützung  der  Gewerbetreibenden 
geleistet  hatte,  auf  die  Summe  von  178,393.20811.  gestiegen.  —  Die 
immer  wachsenden  Anfoi"derun2;en  an  die  Bankcasse  zur  Verwechs- 
lung  der  Banknoten  gegen  Silber  hätten  den  Baarfond  der  National- 
Bank  gänzlich  erschöpft,  wenn  nicht  gesetzliche  Vorkehrungen  da- 
gegen emgetreten  wären.  Diese  wurden  durch  das  Allerhöchste 
Patent  vom  2.  Juni  1848  getrotfeu,  wodurch  die  Einführung  des 
Zwangsumlaufes  für  die  Banknoten,  die  Beschränkung  der  Ver- 
wechslung der  Banknoten  gegen  Münze  auf  den  Maximal-Betrag  von 
25  fl.  und  die  Hinausgabe  von  Banknoten  von  1  und  2  fl.  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  im  Kleinen  angeordnet  ward ; '  da  aber  auch 
nach  obiger  Beschränkung  der  Abfluss  des  Silbers  noch  erheblich 
war,  wurde  späterhin  der  Maximal-Betrag  der  Verwechslung  auf  5  11. 
herabgesetzt,  und  endlich  die  Verwechslung  gänzlich  eingestellt. 

Nachdem  Seine  k.  k.  Majestät  unterm  8.  Januar  1849  das  Fi- 
nanz-Ministerium zur  Hinausgabe  von  25  Millionen  Gulden  in  3percen- 
tigen    Casse -Anweisungen  ^    unter   Mitwirkung  der  National-Bank 

'  Die  vorlautifrc  Beschränkung  erfolgte  bereits  durch  die  Kundmachung 
der  Bank-Direction  vom  21.  Mai  1848. 

^  Die  National-Bank  liatte  der  Rogiei-ung  bereits  im  Jahre  1822  gegen 
Eniiilangnalmie  von  Central -Casse- Anweisungen  den  Credit  für  eine  den 
Betrag  von  6  Millionen  Gulden  erreichende  Summe  eröffnet,  welclie  in  der 
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ermächtigt  hatte,  löste  letztere  dieselben  ein,  und  übernahm  deren 
Escomptirung  bis  zum  obigen  Belaufe.  Dadurch  ward  eine  Erhö- 
hung der  Summe  der  umlaufenden  Banknoten  veranlasst,  da  die 
Casse-Anweisungen  bald  mehr  als  zur  Hälfte  in  die  Bankcassen  zu- 
rückflössen. Ueber  einen  allerunterthänigsten  Vortrag  des  Finanz- 
Ministeriums  in  Betreff  der  Mittel  zur  Bedeckung  der  Staatserfor- 
dernisse und  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  erfloss 
das  Allerhöchste  Patent  vom  28.  Juni  1849,  wodurch  der  Zwangs- 
Cours  der  3percentigen  Casse-Anweisungen  und  die  Vermehrung 
derselben  auf  50  Millionen  Gulden  angeordnet,  andererseits  aber 
bestimmt  wurde,  dass  die  National  -  Bank  zur  Deckung  der  Staats- 
Erfordernisse  mit  einer  weiteren  Vermehrung  der  im  Umlaufe  be- 
findlichen Noten  nicht  mehr  in  Anspruch  zu  nehmen  sei.  Gleich- 
zeitig wurde  die  National -Bank  der  Verbindlichkeit  enthoben,  die 
vorkommenden  3percentigen  Casse-Anweisungen  baar  einzulösen. 
Wenn  sich  nun  auch,  in  Folge  jener  Allerhöchsten  Anordnung, 
die  Menge  der  umlaufenden  Banknoten  innerhalb  des  vom  Finanz- 
Ministerium  bezeichneten  Maasses  erhielt,  so  konnte  ein  Zurück- 
strömen der  Casse-Anweisungen  in  die  Bankcassen  in  Folge  des 
Zwangs -Courses  nicht  vermieden  werden;  zu  Ende  1849  befan- 
den sich  darin  über  16  Millionen  Gulden  in  solchen  Anweisungen. 
Um  die  Verhältnisse  der  National-Bank  und  deren  Beziehungen  zu 
der  Staatsverwaltung  zu  verbessern,  wurden  in  dem  allerunterthä- 
nigsten Vortrage  des  Finanz -Ministers  vom  10.  September  1849 
nachstehende  Maassregeln  als  geeignet  bezeichnet:  1.  die  Eröffnung 
einer  Anleihe;  2.  die  Zuweisung  der  Ergebnisse  derselben  und  der 
sardinischen  Kriegsentschädigimg  an  die  National-Bank;  3.  die 
zwischen  der  Staats-  und  Bank- Verwaltung  einverständhch  zu  pfle- 
gende Richtigstellung  der  Gesammtforderung  der  National-Bank  an 
den  Staat,   die  P'estsetzung  der  Verzinsung  dieser  Schuld   und   die 

Folgezeit  uacli  dorn  Zinsiusse  zwisclien  3  und  4  Perceiit  und  nach  den 
Beträgen  bis  zu  dem  Maxinuini  \nn  20  Millionen  Gulden  wechselte.  Im 
Jahre  1835  wurde  dieser  Credit  bis  30  MilHunen  erliöht,  später  aber  (1842) 
auf  24  Millionen  Gulden  vermindert.  In  diesem  Jahre  wurden  neue  auch 
dem  Publicum  zugängliclie  Central-Casse-Anweisungen  ausgefertigt,  die  in 
ihi'em  Umlaufe  von  3  bis  10  Millionen  Gulden  schwanklen  und  auch  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehen,  während  die  anderen  bloss  für  die  National- 
liank  ausgestellten  Central-Cassc-Anweisungen,  deren  Summe  sich  im  Be- 
ginne des  Jahres  1818  auf  45  Millionen  Guhleii  belief,  durch  die  nach  dem 
Jahre  184Ü  geschlosäenen  \'erträge  ihi'  Ende  erreichten. 
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Verabredung  der  alhnäliliehen  Tilgung  und  Sicherstellung  derselben : 
4.  die  (mit  18.  September  1849  wirksam  gewordene)  Aufhebung 
des  Münzausfuhr- Vei'botes  und  5.  die  Berathungen  einer  aus  Ver- 
trauensmännern der  verschiedenen  Kronländer  zusammengesetzten 
Commission  mit  der  Bank  -  Direction  über  die  Verhältnisse  dieses 
Institutes.  Das  Staatsanlehen  wurde  zu  ^[/^  Percent  im  Betrage 
von  71  Millionen  Gulden  im  Wege  freiwilliger  Einzeichnung  aus- 
geschrieben  5  die  Bankverwaltung  zeichnete  hierfür  den  an  der  vol- 
len Summe  nach  geschlossener  Subscription  noch  abgängigen  Be- 
trag von  S'/j  Millionen  Gulden.  Von  dieser  Anleihe  erhielt  die 
Nationalbank  bis  Ende  des  Jahres  1849  einen  Betrag  von  33,563.500 fl., 
sowie  von  der  sardinischen  Kriegsentschädigung  6,020.763  fl.  in 
Silber,  als  Rückzahlung  auf  ihre  Forderungen  an  den  Staat.  Die 
gegenseitige  Verrechnung  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  der 
National-Bank  führte  zu  dem  Uebereinkommen  vom  6.  December 
1849,  durch  welches  sämmtliche  Forderungen  der  National-Bank  an 
den  Staat  aus  dem  Titel  der  geleisteten  Vorschüsse  —  mit  Aus- 
nahme der  durch  die  Einlösung  des  Wiener-Währung-Papiergeldes 
ent.standcnen ,  gehörig  fundirten  Schuld  und  der  Vorschüsse  von 
50  Millionen  Gulden  für  die  3percentigen  Casse- Anweisungen  —  zu 
einer  einzigen  verschmolzen  und  ihre  Verainsung  zu  2  Percent 
festgesetzt  wurde.  In  Folge  dieses  Vertrages  übernahm  die  Natio- 
nal-Bank auch  die  Beischaflfungskosteu  des  neu  bezogenen  Silber- 
^■orrathes,  welche  ursprünglich  von  der  National-Bank  und  der  Fi- 
nanz-Verwaltung gemeinschaftlich  nach  einem  festgesetzten  Maass- 
btabe  getrauen  werden  sollten.  Die  auf  die  anoedeutete  Art  ent- 
standene  sogenannte  verschmolzene  -Forderung  der  National-Bank 
an  den  Staat  machte  96,948.768  fl.  aus,  welche  aber  durch  die  er- 
wähnten Rückzahlungen  aus  dem  neuen  Anlehen  und  der  sardini- 
sehen  Kriegsentschädigung  zu  Ende  des  Jahres  bis  zu  dem  Betrage 
von  57,364.505  fl.  vermindert  wurde.  Mit  demselben  Vertrage 
wurde  die  regelmässige  stufenweise  Verminderung;  der  Slaalsschuld 
an  lue  National-Bank  stipulirt.  Nachdem  an  tlei;  Wiener- \\'ährung- 
Einlösungsschuld  die  ratenweise  Rückzahlung  von  2,586.421  fl.  er- 
folgt, andererseits  aber  an  Zinsen  etc.  eine  schwebende  Forderung 
der  National-Biuik  entstanden  war,  bezifferte  sieh  die  Gesammtschuld 
des  Staates  an  die  National-Bank  zu  Ende  1849,  einschliesslich  der 
esc()m])tirten  50  Millionen  und  der  rückesconiptirten  16  Millionen 
Cent ral- Casse- Anweisungen  ,  des  Restes  der  ziisannnengezogenen 
Schuld  und  der  schwebenden  Forderungen,  etwas  über  205  Millionen 


269 


Gulden.     Im   Jalire    1849    wurde    die    zweite    Auflage   der    Bank- 
Noten   zu  ein  und  zwei   Gulden  mit  Genehmigung   der    Regierung 
hinausgegeben. '     Um   die    ungrischen   Noten    zu    einem   und  zwei 
Gulden,   welche  im  Jahre  1848   von   dem   bestandenen  ungrischen 
Finanz -Ministerium    emittirt  worden  waren,  aus  dem   Umlaufe  zu 
ziehen   und   den  Verkehr   von  diesem   nachtheilig   wirkenden  Um- 
laufsmittel zu  befreien,   wurde  die  Einwechslung  dieser   ungrischen 
Noten  gegen  Noten   der   österreichischen  National -Bank  verfügt,  ^ 
welche  zur  Ausführung  dieser  Maassregel  bereitwilligst  die  Hand  bot. 
Im  Jahre   1850  erhielt    der  Vertrag  vom  6.   December  1849 
seine  volle  Anwendung;  während  des  Jahrs  wurde  vom  Staate  der 
National-Bank  aus  den  Einzahlungen  auf  das  4'/2pcrcentige  Anlehen 
die  Summe  von  26,978.430  fl.  und  aus  der  sardinischen  Kriegs-Con- 
tribution  der  Betrag  von  5,979.237  fl.  in  Silber  entrichtet,  wodurch 
die  Rückzahlung  auf  die  verschmolzene  Forderung  die  Summe  von 
32,957.667  fl.  erreichte  und  letztere  mit  dem  Reste  von  24,406.838  fl. 
auf  das   folgende  Jahr  überging.     Da   die    Staatsverwaltung   noch 
überdiess  die  vertragsmässige  Ratenzahlung  an   der   Urschuld   (für 
die  Papiergeld-Einlösung)  mit  2,622.174  fl.  leistete,  und  anderntheils 
die  National-Bank  für  Zinsen   und  andere   schwebende  Posten  eine 
Forderung  von  772.597  fl.  geltend  zu  machen  hatte,   so  belief  sich 
die  Gesammtziffer  der  Staatsschuld  an  die  National-Bank  zu  Ende 
1850  (einschliesslich   der  escomptirten   3percentigen  Central -Casse- 
Anweisungen  im  Betrage  von  50  Millionen  und  22 '/j  Million  zurück- 
escomptirter ,  dann  der  eingelösten  Reichsschatzscheine  und  Anwei- 
sungen auf  die  ungrischen  Landeseinkünfte  von  23 '/^  Million  Gulden) 
auf  nahezu  196 '/^   Million  Gulden.     Die  3percentigen  Gasse- An  Wei- 
sungen des  Jahres  1849  wurden  in  den  höheren  Beträgen  von  1(X)  fl., 
500  fl.   und   1.000  fl.   gegen    die    neu    ausgefertigten   Reichsschatz- 
scheine umgewechselt.   Die  bedeutenden  Rückzahlungen  tles  Staates 
von  mehr  als  35  Millionen  Gulden  konnten  jedoch    ihre  volle  Wir- 
kung nicht  äussern ,  da  sich  in  den  Gassen  der  Bank  die  mit  Zwangs- 
Cours  umlaufenden  3percentigen  Casse-Anweisungen,  Reichsschatz- 
scheinc  und   ungrischen  Landes- Anweisungen,  welche  Ende   1849 
im  Betrage  von  16,047.348  fl.  daselbst  voriianden  waren,  bis  Ende 
1850  auf  46,027.095  fl.,  somit  um   30  Miflionen  Gulden,   vermehrt 

'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  31.  Mai  mul  20.  Septem- 
ber 1849. 

^  Finanz-Minist.  Erlass  vom  24.  Februar  1849.  \'eronlnung  (ies  Feld- 
marscliahs  Fürsten  VViudischgrätz  vom  12.  März  1849. 
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hatten.  Die  zu  Anfang  des  Jalires  1850  zusammengetretene  C'oni- 
mission  zur  Berathung  über  die  Bankverhältnisse  war  von  der  Di- 
rection  der  National-Bank  beschickt  worden  und  erstattete  ihre  An- 
träge an  das  Finanz-Ministerium , '  welche  jedoch  erst  in  späterer 
Zeit  zu  theilweiser  Ausführung  gelangten. 

Die  Rückzahlungen  der  Staatsverwaltung  nahmen  im  Jahre  1851 
ihren  Fortgang.  Als  vertragsmässige  Tilgungsrate  auf  die  durch  die 
Papiergeld -Einlösung  entstandene  Schuld  wurden  2,727.061  fl.  zu- 
rückgezahlt, A'on  der  sardinischen  Kriegs-Contribution  12  JMillionen 
Gulden  in  Silber  der  National-Bank  überwiesen,  und  derselben  von 
der  Staats-Central-Casse  16,179.435  fl.  baar  entrichtet.  Die  Rückzah- 
lungen der  Staatsverwaltung  erreichten  demnach  in  diesem  Jahre 
die  Summe  von  30,906.496  fl. ,  wodurch  sich  die  Gesammtschuld 
des  Staates  zu  Ende  des  Jahres,  mit  Inbegriff  der  schwebenden 
Fordei-ungen  der  National-Bank  von  2,202.821  fl.,  auf  die  Summe  von 
145,548.755  fl.  stellte,  wovon  auf  die  Papiergeldschuld  72,496.422  fl., 
auf  die  escomptirten  3percentigen  Staats-Central-Casse-Anweisungen 
39 '/j  Million,  auf  die  zusammengezogene  Forderung  1^^  Milhon  und 
auf  das  in  der  Bankcasse  vorhandene  Staats-Papiergeld  23,849.512  fl. 
entfielen.  Da  ein  bedeutender Theil  des  letzteren  (21,418.500  fl.)  in  den 
mit  3  Percent  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  bestand,  wofür  (un- 
verzinsliche) Banknoten  im  Umlaufe  waren,  so  stellte  die  National-Bank 
die  hierlur  entfallende  Zinsensumme  von  1,392.589  fl.  (nebst  354.995  fl., 
welche  in  das  Jahr  1852  tielen)  der  Finanz-Verwaltung  zur  Verfügung. 

Von  Bedeutung  für  die  Besserung  der  Lage  der  National-Bank 
erschien   das  Allerhöchste  Patent   vom    15.   Mai   1851,   womit  eine 

'  Siehe  den  Bericlit  der  Conunission  in  der  „Austria"  Nr.  110  vom 
y.  Mai  1850.  Die  C'onmiission  beantragte  folgende  Maassregehi:  1.  Ueber- 
nahme  der  1  fl.  und  2  fl.  Banknoten  durch  den  Staat.  2.  Ausgabe  von 
Reichsschatzscheinen  nicht  unter  100  fl.  mit  Zwangs-Cours  nur  als  Ueber- 
gangsmaassregeJ.  3.  Eine  Anleihe  von  150  Millionen  Gulden  auf  natio- 
naler Basis.  4.  Hinausgabc  der  49.379  Bank-Actien.  5.  Zuriickzahlung 
der  ganzen  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  mit  Ausnahme  der  von  der 
Einlösung  des  Wiener- Währung-Papiergeldes  heri-iihrenden  77  Millionen 
Gulden.  6.  Regelung  des  Banknoten-Umlaufes.  7.  Errichtung  von  Bank- 
Filialen.  8.  Befurdei-ung  von  Hypotheken-Banken  und  Renten-Anstalten. 
9.  Beförderung  von  Gewerbebanken.  10.  Reform  des  Münzwesens  im 
Vereine  mit  den  Staaten  Deutschland's.  11.  Zurückziehung  alles  Papier- 
geldes des  Staates,  zuvörderst  der  Münzscheine.  12.  Ausgabe  von  Reichs- 
scliatzscheinen  ohne  Zwangs-Cours.  13.  Aufhebung  des  Zwangs-Courses 
der  Banknoten.     14.  Zurückziehung  aller  Hanknoten  unter  10  Gulden. 
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ziisainmenhängeiide  Folge  von  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Regel- 
mässigkeit  des  Geldumlaufes  in  nächste  Aussicht  gestellt  und  an- 
geordnet wurde,  dass  das  Staats-Papiergeld  nicht  über  eine  bestimmte 
Menge  vermehrt  und  auch  die  National  -  Bank  zur  Deckung  der 
Staatserfordernisse  nicht  mit  einer  Vermehrung  ihrer  Noten  in  An- 
spruch genommen  werden  soll.  Diesem  AUei'höchsten  Patente  ge- 
mäss folgte  am  1.  September  1851  die  Erötfnung  eines  5percentigen 
Staatsanlehens,  zu  dessen  Ausführung  im  Wege  freiwilliger  Ein- 
zeichnung  die  National  -  Bank  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  eifiigst  mitwirkte.  Da  der  Zweck  dieses  Anlehens  auf  die 
Verminderung  des  im  Umlaufe  befindlichen  Staats-Papiergeldes  —  wo- 
von, wie  erwähnt,  ein  bedeutender  Betrag  sich  in  den  Bankcassen 
befand  —  und  auf  die  Umgestaltung  der  schwebenden  Schuld  in 
eine  fundirte  hinzielte,  so  kam  die  Betheihgung  der  Natioual-Bank 
an  diesem  Anlehen  mit  einer  Summe  von  10  Millionen  Gulden  in 
Anregung,  insoferne  die  Einzeichnungen  auf  das  Anlehen  nicht  den 
vollen  Betrag  bedecken  würden;  doch  unterbüeb  sie  in  Folge  des 
sogleich  anzuführenden  Vei'trages. 

A\'ährend  des  Jahres  1852  wurde  in  doppelter  ßichtung  auf  die 
Regeluno  der  Beziehuno-en  zwischen  der  National -Bank  und  der 
Staatsverwaltung  hingewirkt,  durch  ein  Uebereinkommen  und  durch 
beträchtliche  Rückzahlungen.  Das  Uebereinkommen  vom  23.  Fe- 
bruar 1852  zielte  auf  die  Vereinfachung  der  Rechnungen  zwischen  der 
Finanz-Ve^^^a]tung  und  der  National-Bank,  sowie  auf  die  Anbahnung 
der  Bedeckung  sämmtlicher  Forderungen  der  Bank  an  den  Staat  ab, 
und  zwar  mittelst  folgender  Bestimmungen :  1.  Die  Betheihgung  der 
National-Bank  an  dem  Staatsanlehen  vom  Jahre  1851 ,  zu  der  sie 
sich  bis  zur  Summe  von  10  Millionen  Gulden  bereit  erklärt  hatte, 
unterbleibt.  2.  An  der  vertragsmässig  fortschreitenden  Tilgung 
der  aus  der  Papiergeld -Einlösung  entspringenden  Schuld,  welche 
am  27.  Januar  1852  im  Ganzen  72,260.077  fl.  ausmachte,  wird 
nichts  «icändert.  3.  Die  nachstehenden  Furderuniien  der  Bank  sind 
in  einen  einzigen  Posten  zusammenzuziehen ,  und  mit  2  Pcrcent  zu 
verzinsen :  a)  die  am  27.  Januar  1852  in  der  Bankcasse  vorrä- 
thig  gewesenen  verzinslichen  Reichsschatzscheine  im  Betrage  von 
24,055,300  fl.,  b)  die  zu  gleicher  Zeit  in  derselben  vorhandenen 
unverzinslichen  Reichsschatzscheine  und  Anweisunseu  auf  die  Lau- 
deseinkünfte  Ungern's  im  Betrag   von  3,213.407  fl. , '   cj   die  gegen 

'  Beide  letztere  Posten  veieiuigt  weisen  den  Gesanmitbetrag  des  in 
der  Bankcasae  am  27.  Januar  18ö2  befindlich  gewesenen  Staats-Papiej-geldes 
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Kealhvpothek  escomptirten  3percentigen  Central-Casse-Anweisungen, 
welelie  durch  die  inzwischen  staltgefundene  Rückzahhnig  und  Ab- 
rechnung (von  'i'/j  Million  Gulden)  sich  auf  37  Millionen  Gulden 
vermindert  hatten,  dj  der  Restbetrag  der  laut  Vertrag  vom  6.  De- 
cember  1849  zusammengezogenen  zu  2  Percent  verzinslichen  Staats- 
schuld in  der  Summe  von  7'/'2  Million  Gulden.  4.  Das  in  sämmtli- 
chen  Bankcassen  befindliche  verzinsliche  und  unverzinsliche  Staats- 
Papiergeld  sammt  den  37  Millionen  Central-Casse-Anweisungen  sind 
der  Finanz- Verw^al tun g  zurückzustellen.  Die  Gesammtsumme  der 
sonach  neu  umgestalteten  Schuld,  im  Betrage  von  71,768.707  fl., 
wird  auf  71 '/j  Million  abgerundet,  und  der  Rest  baar  ausgeglichen. 

5.  Die  Zinsen  werden  nach  dem  bisherigen  Maasse  bis  31.  Januar 
1852   bezahlt,    und    vom   1.   Februar  an  mit  2  Percent  berechnet. 

6.  lieber  die  Gesammtforderung  wird  eine  Schuldverschreibung  von 
der  Finanz- Verwaltung  ausgestellt,  und  auf  die  sogleich  zu  erwäh- 
nende Hypothek  einverleibt^  die  geleisteten  Abschlagszahlungen 
werden  abgeschrieben.  7.  Die  Sicherstellung  dieser  zusammenge- 
zogenen Forderung  erfolgt  mit  Allerhöchster  Genehmigung  auf  die 
Salinen  von  Gmuuden,  Aussee  und  Hallein.  8.  Die  Rückzahlungen 
an  dieser  Gesammtforderung  erfolgen,  sobald  und  insoweit  es  die 
Verhältnisse  der  Staats -Finanzen  gestatten,  zu  welchem  Ende  das 
allgemeine  Staatseinkommen  in  Anspruch  genommen ,  wie  auch  bei 
Abschliessung  künftiger  Staatsanlehen  die  Tilgung  dieser  Forderung 
in  besonderen  Betracht  gezogen  werden  wird.  9.  Die  Rückzahlung 
des  aus  dem  Geschäfte  der  3percentigen  Central-Casse-Anweisungen 
entstandenen  Vorschusses  von  1,160.409  fl.  erfolgt  sogleich,  und 
wird  künftig  jeder  solche  durch  Rückesconiptirung  entstandene  Vor- 
schuss  unmittelbar  vom  Staate  zurückerstattet.  10.  Jene  Beträge, 
welche  die  National-Bank  vorschussweise  auszulegen  haben  wird, 
um  die  Emission  der  öpercentigen  H3'pothekar- AnMeisungen  auf 
die  limitirte  Maximal -Summe  von  40  Millionen  Gulden  zurückzu- 
fidiren,  sowie  die  durch  weitere  Einlösung  von  Hypotliekar- An- 
weisungen entstandenen  Vorschüsse  werden  der  National  -  Bank 
sogleich  zurückersetzl  ,  da  sie  diese  beiden  Geschäfte  conunis- 
sionsweise  für  Rechnung  der  Finanz- Verwaltung  besorgt.  11.  Die 
Bank  wird  das  Staats -Papiergeld,  welches  in  Zukunft  bei  ihr  zu- 
rückbleiben könnte,   monatlich   der  Fhianz- Verwaltung  übergeben, 

mit  27,268.707  11.  nach;  da  zu  Ende  1851  dieser  Stand  mit  23,849.512  ll. 
ausgewiesen  wurde,  so  hatte  sich  derselbe  im  ersten  Monate  des  Jahres 
1852  um  3.419.195  tl.  vonndut. 
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welche   es   gegen   BcUiknoten    einwechseln    wird.       Das    mit   Aller- 
höchster Entschliessimii  vom  3.  September  1852  angeordnete  Staats- 
Anlehen  von  80  Millionen  Gulden  bekräftigte  folgerichtig  die  zum 
Besten  der  National -Bank   ausgesprochenen  Absichten   der  Finanz- 
Verwaltung;  die  Bank-Direction  übernahm  und  besorgte  durch  ihre 
Beamten   zugleich   mit   der  Staatscasse  die  Einzeichnung  und  Aus- 
führung   dieses   Staatsanlehens.      Von    demselben    wurden    15  Mil- 
lionen Gulden  zu  Zahlungen  an  die  National  -  Bank  bestimmt,   und 
andere  25  Millionen  Gulden    zur  Verminderung  des  umlaufenden 
Staats-Papiergeldes   verwendet.     Der  Stand  der  Gesammtforderung 
der    National  -  Bank .     welcher    zu    Ende    1851    den    Betrag    von 
121,699.243  fl.   und   mit  Hinzurechnung  des  in  der  Bankcasse   be- 
findlichen  Staats -Papiergeldes  im   Belaufe   von   23,849.512  fl.   den 
Betrag  von  145,548.755  fl.  ausmachte,  hatte  sich  durch  die  Summe 
vou  3,419.195  fl.   an  neu  hinzugekommenem  Staats-Papiergelde  aul" 
148,967.950  fl.   vermehrt.     Dagegen  wurden  an  der  zusammenge- 
zogenen Forderung  lO'/j  Million  Gulden  getilgt,   weitere  Rückzah- 
lungen vom  Staate  für  4.971.528  fl.  gemacht,  und  die  vertragsn)äs- 
sige  Tilgungsrate   für  die   alte   Einlösungsschuld  mit  2,836.143   fl. 
entrichtet,  wornach  sich  die  sämmtlichen  Abzahlungen,  welche  der 
Staat    an    die    National  -  Bank    im    Jahre    1852    entrichtete ,    auf 
18,307.671  fl.  beliefen.     Die  Gesammtschuld  des  Staates  stellte  sich 
demnach  zu  Ende  1852  auf  die  Summe  von  130,660.279  fl.,  welche 
nur  noch    aus  den    beiden   Posten   der  alten   Einlösungsschuld   mit 
69,660.279  fl.   und   dem    Reste  der  zusammengezogenen  Forderung 
mit  61  Millionen  Gulden  bestand. 

Das  Jahr  1853  brachte  in  den  gegenseitigen  Beziehungen  keine 
weitere  Aenderung  hervor,  als  dass  sich  die  Staatsschuld  an  die 
Bank  um  neun  Älillionen  Gulden  verminderte.  Denn  während  in 
diesem  Jahre  die  National-Bank  mit  keiner  Vorschuss-  oder  sonsti- 
gen Geldleistung  von  der  Staatsverwaltung  in  Anspruch  genom- 
men wurde,  zahlte  letztei'e  nebst  der  vertragsmässigen  Rate  von 
2,949.589  fl.  an  der  alten  Einlösungsschuld  die  Summe  von  6  Mil- 
lionen Gulden  auf  die  zusammengezogene  Forderung  zurück;  zu 
Ende  dieses  Jahres  erübrigte  demnach  noch  eine  Forderung  der  Na- 
tional-Bank an  den  Staat  von  121,710.690  fl.,  wovon  66,710.6i)0  fl. 
auf  die  alte  Einlösungsschuld  und  55  Millionen  auf  die  zusammen- 
gezogene Forderung  entfielen. 

Entscheidende  Maassregeln  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes 
und    die   Abwicklung    der    Verbindlichkeiten,     welche    die    Staats- 
V.  Czoorniij,  Oosturrcicirs  Neugfstiiltuii;:  18 


274 


Verwaltung- der  Natioiial-Bank  gegenüber  eingegangen  war,  brachte 
tlab  Jaln-  1854.  Die  Schwierigkeiten,  welche  die  Vervielfältigung 
des  umlaufenden  Credits-Geldes  für  den  Verkehr  mit  sich  brachte, 
wurden  durch  den  Vertrag  beseitigt,  welchen  die  Finanz- Verwaltung 
mit  der  National-Bank  unterm  23.  Februar  1854  abschloss. '  Dieser 
Vertrag  enthält  nachstehende  Bestimmungen:  Das  gesammte  mit 
Zwangs-Cour8  im  Umlaufe  befindliche  Staats-Papiergeld  wird  an  die 
National-Bank  übertragen  und  von  derselben  in  Banknoten  umge- 
wechselt; Staats  -  Papiergeld  mit  Zwangs -Cours  wird  von  nun  an 
nicht  mehr  ausgegeben  werden.  Die  Staatsverwaltung  haftet  der 
National-Bank  für  das  an  sie  übertragene  und  von  ihr  übernom- 
mene Staats-Papiergeld ;  sie  vergütet  derselben  alle  ihr  dadurch  er- 
wachsenden Auslagen.  Die  Staatsverwaltung  verpflichtet  sich  fer- 
ner zur  Entrichtung  einer  jährlichen  Summe  von  wenigstens  zehn 
Millionen  Gulden  bis  zur  vollständigen  Ausgleichung  der  hieraus 
entstandenen  Haftungsschuld.  Zur  Sicherheit  der  Bank  wird  der- 
selben die  Anweisung  auf  die  Zolleinkünfte  in  der  Art  gewährt, 
dass  daraus  die  Erfüllung  jener  Verbindlichkeit  bewirkt  wird,  und 
in  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  die  Zölle  in  Metallgeld  ein- 
fliessen,  auch  jene  Ratenzahlung  an  die  Bank  in  Metallmünze  zu 
geschehen  hat.  Die  Staatsverwaltung  und  die  Bank-Direction  wer- 
den ihre  Bemühungen  gemeinschaftlich  darauf  richten,  der  Bank 
die  Mittel  zur  entsprechenden  Vermehrung  ihres  Baarfondes  zu  ver- 
schaffen, um  ihre  Verbindlichkeit  zur  haaren  Verwechslung  der 
liinausgegebenen  Banknoten  sobald  als  thunlich  zu  erfüllen.  Die 
Bank  übernimmt  die  Vermittlung  zur  Hinausgabe  von  Staats- 
Schuldverschreibun^en  mit  der  Verzinsung  in  Metallmünze  gegen 
Einlage  von  Banknoten,  insoferne  die  Besitzer  der  letzteren  sie 
in  eine  verzinsliche  Schuld  umzuwechseln  wünschen.  Die  Staats- 
Verwaltung  wird  im  Einverständnisse  mit  der  National-Bank  die 
noch  im  Umlaufe  befindlichen  Einlösungs-  und  Anticipations-Scheine 
in  einer  zu  bestimmenden  Frist  einberufen,  und  sie  nach  Ablauf 
derselben  ganz  ausser  Umlauf  setzen. 

Die  Ausführung  des  am  3.  März  1854  Allerhöchst  angeordne- 
ten Staats-Lotto-Anlehens  von  50  Millionen  Gulden  wurde  von  der 
National-Bank  wesentlich  gefördert,  indem  ihre  Gassen  einen  ansehn- 
lichen Theil  der  Subscription  besorgten  und  die  bis  1.  März  1855 
hinüberreichenden  Kateneinzahlungen  übernahmen.    Da  die  in  Folge 

'  Finanz-Minist.  Erlass  vom  23.  Februar  1854. 
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der  äusseren  politischen  Verwiclclungen  dringender  gewordenen  Be- 
dürfnisse der  Finanz- Verwaltung  eine  raschere  Befriedigung  erfor- 
derten, als  die  regelmässig  eingetheilten  Zuflüsse  des  neuen  An- 
lehens  gestatteten,  so  leistete  die  Bank-Direction ,  ohne  Verzinsung, 
vorschussweise  Zahlungen  auf  Rechnung  der  eingehenden  Anlehens- 
Raten.  Hierdurch  fanden  die  geleisteten  Vorschüsse  im  Belaufe  von 
11  Millionen  Gulden  schnelle  Tilgung,  so  dass  zu  Ende  des  Jahres 
nur  noch  ein  Betras;  von  525.500  fl.  hiervon  erübriste. 

Die  umfassendste  aller  Finanz-Operationen  des  Staates,  das  in 
Folge  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  26.  Juni  1854  eröffnete 
Spercentige  in  Silber  verzinsliche  National-Anlehen,  wofür  die  Ein- 
zeichnungen  die  Maximal -Summe  von  500  Millionen  Gulden  über- 
stiegen, war  von  dem  wesentlichsten  Einflüsse  auf  die  National- 
Bank,  indem  unter  den  dadurch  zu  erreichenden  Zwecken  die  Wie- 
derherstellung der  Landeswährung  und  die  Ordnung  des  Geldwe- 
sens hervorgehoben  und  demgemäss  der  National -Bank  ein  sehr 
bedeutender  Theil  des  Ergebnisses  zur  Tilgung  ihrer  Forderungen 
an  den  Staat  zugewiesen  Avurde.  Die  National  -  Bavik  Hess  auch 
hierbei  ihre  Mitwirkung  eintreten,  indem  sie  alle  ihre  Gassen  be- 
hufs der  Einzeichnung  und  Einzahlung  auf  das  National-Anlehen 
zur  Verfügung  stellte '  und  selbst  für  die  Förderung  desselben  neue 
Gassen  emchtete.  Für  die  leichtere  Abwicklung  der  bezüglichen 
Operationen  wurde  nämlich  mit  Allerhöchstem  Handschreiben  vom 
5.  Juli  1854  die  Anordnung  getroffen,  dass  in  den  Kronländern 
statutenmässige  Vorschüsse  auf  österreichische  Staatspapiere  und 
Grundentlastunffs  -  Schuldverschreibungen  gewährt  werden  sollten. 
Zu  diesem  Behufe  wurden  dort,  wo  sich  bereits  Filial  -  Escompte- 
Anstalten  der  National-Bank  befanden,  und  nebstbei  auch  an  an- 
deren Orten ,  in  Allem  17  Bank-Filial-Vorschusscassen  ^  errichtet  und 
in  Thätigkeit  gesetzt.  Schon  mit  dem  Erlasse  der  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen  vom  5.  Juli  1854  bezüglich  der  Modalitä- 
ten, welche  bei  dem  National-Anlehen  zu  beobachten  sind,  wurde 
(im  §.  21  des  Erlasses)  angeordnet,  dass  der  National -Bank  aus 
den   Erti-ägnissen   des  National -Anlehens  eine  Summe   überwiesen 

'  Auch  die  fälligen  Coupons  dieses  Anlehens  werden  bei  der  Bankcasse 
eingelöst.     Kundmachung  der  National-IJank  vom  15.  Juni  1855. 

'  Diese  Bank-Filial-Vorschusscassen  bestehen  in  Linz,  Salzl)urg,  Gratz, 
Tricsl,  Innsbruck,  Prag,  Brunn,  Olmiitz,  Troppau ,  Krakau.  Leniberg, 
Pest,  Kaschau,  Temesvär,  Agram,  Hermannstadt  und  Kronstadt. 
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werden  solle,  welche  hinreicht,  um  in  Verbindung  mit  den  bei- 
läufig- S'/i  Million  Gulden  jährlich  betragenden  normativen  Tilgun- 
gen an  der  alten  Einlösungsschuld  und  den  Zahlungen  von  10  Mil- 
lionen Gulden  jährlich  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  laut  Ueberein- 
kommens  vom  23.  Februar  1854  die  gesammte  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  innerhalb  der  Einzahlungs- Periode  auf  das  Anlehen 
bis  zu  dem  Betrage  von  80  Millionen  Gulden  zu  vermindern.  Diese 
Bestimmungen  erhielten  ihre  Durchführung  mittelst  des  Finanz -Mi- 
nisterial- Erlasses  vom  31.  August  1854.  Die  Gesammtforderungen 
der  National-Bank  beliefen  sich  im  Jahre  1854  auf  268  Millionen 
Gulden  (nämlich  ungefähr  67  Millionen  für  die  Papiergeld  -  Ein- 
lösungsschuld,  55  Millionen  für  die  zusammengezogene  Forderung, 
im  Ganzen  zu  Ende  1853  ungefähr  122  Millionen  Gulden  ausma- 
chend ,  wozu  für  die  Einlösung  des  Staats-Papiergeldes  noch  unge- 
fähr 146  Millionen  kamen).  Hiervon  sollten  80  Millionen  als  Schuld 
verbleiben,  und  der  Rest  von  188  Millionen  bis  zum  24.  August 
1858  getilgt  sein.  Diese  Tilgung  sollte  (während  dieser  4  Jahre) 
stattfinden  mit  13,629.334  fl.  durch  die  Tilgunosraten  der  alten  Ein- 
lösungsschuld,  mit  40  Millionen  zu  Folge  des  Uebereinkommens 
vom  23.  Februar  1854  aus  den  Erträgnissen  der  Zölle,  und  mit 
134'/,  Million  aus  den  Ertragnissen  des  National-Anlehens.  Zu  letz- 
terem  Behufe  wurden  der  National-Bank  überwiesen:  die  Erträg- 
nisse aller  Subscriptionen  bei  der  National-Bank  in  Wien  und  bei 
ihren  Fihalen  in  den  Kroiiländern ,  in  der  runden  Summe  von  52 
Miüionen  Gulden,  und  die  Erträgnisse  der  Subscriptionen  bei 
allen  Staatscassen  in  Oesterreich  ob  der  Enns  (16 '/j  Million),  Böh- 
men (53  Millionen) ,  Mähren  (29  Millionen),  und  in  dem  Pest-Ol'ner 
Verwaltungsgebiete  Ungern "s  (22  Millionen),  zusammen  mit  120y2 
Million,  sonach  einschliesslich  der  Subscriptionen  bei  derNational-Bank 
mit  172'/2  Million.  Nach  Abzug  der  in  den  oben  genannten  Kron- 
ländern durch  die  Staatsbeamten,  welchen  hierlür  besondei-e  Be- 
günstigungen zugestanden  wurden,  eingezeichneten  Sunmie  von  4'/2 
Million  erübrigte  ein  Subscriptionsbetrag  von  168  Millionen  Gulden, 
auf  welchen  bis  zum  24.  August  1858  mindestens  85  Percente  des 
Emissions-Preises,  somit  142,801 . (XX) fl.,  einzufliessen  haben.  Sobald 
aus  diesen  Einzahlungen  der  Betrag  von  134 '/j  Million  beglichen 
ist,  wird  der  Ueberschuss  derselben  von  der  Bank  an  die  Finanz- 
Verwaltung  abgeführt.  Anderntheils  aber  wird  die  National-Bank 
aufgefordert,  an  einem  einverständlich  mit  dem  Finanz-Ministeriuui 
zu  bestimmenden  möglichst  nahen  Termin  innerhalb  des  Zeitraumes 
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der  erwähnten  Rückzahlungen  die  Einlösung  ihrer  Noten  mit  Me- 
tallmünze wieder  aufzunehmen.  Die  der  National -Bank  zugewie- 
senen Einzahlungen  gingen  in  der  That  so  rasch  von  statten,  dass 
sie  zu  Ende  des  Jahres  1855  bereits  die  Höhe  von  100  Millionen 
Gulden  erreicht  hatten. 

Die  Gesammtschuld  des  Staates  an  die  National-Bank ,  welciie, 
wie  erwähnt,  zu  Ende  des  Jahres  1853  121,710.690  fl.  betragen 
hatte ,  vermehrte  sich  im  Jahre  1854  um  die  Summe  des  eingelösten 
Papiergeldes  von  145,980.525  fl.  und  um  schwebende  Forderungen 
für  15,020.000  fl.  Sie  verminderte  sich  dagegen  durch  die  vertrags- 
mässige  Tilgungsrate  der  alten  Wiener -Währung -Einlösungsschuld 
um  3,067.572  fl.  und  durch  die  Einzahlungen  vom  National- Anlehen 
und  durch  sonstige  Rückzahlungen  um  65,417.147  fl.,  wodurch  sich 
die  Gesammtschuld  zu  Ende  1854  auf  214,226.495  fl.  (nämlich  alte 
Einlösungsschuld  63,643.117  fl. ,  zusammengezogene  Forderung  55 
Millionen  Gulden,  eingelöstes  Staats  -  Papiergeld  und  schwebende 
Forderungen,  nach  Abzug  obiger  65 '/^  Millionen  noch  verbleibende 
95,583.377  fl.)  stellte.  Hierzu  kömmt  noch  ein  Interimal-Vorschuss 
von  80  Millionen  Gulden,  welchen  die  National-Bank  zur  Bestrei- 
tuna;  der  Ausrüstuna;  eines  bedeutenden  an  der  Ost-Gränze  des 
Reiches  aufgestellten  Heeres  der  Staatsverwaltung  auf  Rechnung 
der  Anlehens  -  Einzahlungen  leistete ,  der  aber  keine  bleibende  Er- 
höhung der  Schuld  des  Staates  zu  bilden  hatte,  sondern  schleunigst 
zurückgezahlt  werden  sollte. 

Auf  gleiche  Art  wurden  im  Jahre  1855  noch  20  Millionen  Gul- 
den von  der  National  -  Bank  gegen  Einlage  von  30  Millionen  an 
Staats-Schuldverschreibungeu  der  Staatsverwaltung  vorschussweise 
abgeliefert.  Eben  dieses  Jahr  wurde  jedoch  das  entscheidende  zur 
endgiltigen  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  der  Finanz- Verwal- 
tung und  der  National-Bank.  Mit  dem  Vertrage  vom  Jahre  1854 
waren  die  verschiedenen  Gattungen  der  Forderungen  der  National- 
Bank  vereint  worden,  und  die  Abtrsigung  dersell)en  bis  auf  den 
bleibenden  Rest  von  80  Millionen  sollte  in  der  Zeit  bis  August 
1858  auf  dreifache  Weise  erfolgen,  durch  vierjährige  Tilgungsraten 
der  alten  Einlösungsschuld ,  durch  die  vierjährigen  vertragsmässigen 
Einzahlungen  aus  den  Zoll -Erträgnissen  und  durch  die  Zuweisung 
der.  Einzahlungen  aus  dem  National -Anlehen  bis  zum  Betrage  von 
134 '/j  Million  Gulden.  Inzwischen  waren  aber  die  Inferimal- Vor- 
schüsse im  Belaufe  von  100  Millionen  Gulden  liinzugekouunen, 
welche  baldigst   zurückerstatte!    werden   sollten.     Diess   verunUisste 
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die  Finanz-Venvaltuiig,  zu  einem  neuen  umfassenden  Tilgung&plane 
zu  sclireiten,  wobei  die  vollständige  Abzahlung  aller  Schulden  des 
Staates  an  die  National-Bank  beabsichtigt  und  dabei  auf  die  ein- 
zelnen Schuldtitel  Rücksicht  genommen  wurde.  Die  Finanz-Verwal- 
tung überwies  in  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  12.  Oc- 
tober  1855  laut  des  Uebereinkommens  mit  der  National-Bank  vom 
18.  October  1855  an  letztere  Staats-Domänen  im  Schätzungswerthe 
von  156 '/2  Million  Gulden,  welche  in  der  Art  von  der  National- 
Bank  venvaltet  und  veräussert  werden  sollen,  dass  mit  ihrem  Er- 
trägnisse und  dem  aus  ihrer  Veräusserung  gezogenen  Erlöse  die 
Forderung  der  National-Bank  im  Belaufe  von  155  Millionen  befrie- 
digt werde.  Diese  Forderung  umfasste  die  kürzlich  geleisteten  In- 
terimal- Vorschüsse  von  100  Millionen  Gulden,  und  den  Rest  der 
aus  dem  Vertrage  vom  23.  Februar  1852  sich  ergebenden  zusam- 
mengezogenen Forderung  von  55  Millionen  Gulden.  Die  Ueberwei- 
sung  der  National-Anlehens-Subscriptionen  wird  die  aus  der  Einlö- 
sung des  Staats-Papiergeldes  entstandene  Schuld,  welche  zu  Ende 
des  Jahres  1855  noch  37,722.000  Gulden  ausmachte,  bis  zum  Mo- 
nate August  1858  decken,  und  die  im  Jahre  1854  aufgelaufene 
sehwebende  Schuld  von  15  Millionen  wurde  in  eben  diesem  Jahre 
bereits  abgetragen,  indem  die  Rückzahlungen  des  Staates  im  Jahre 
1854  nahe  an  65 '/j  Million  Gulden  betrugen,  wovon  nur  ungefäiir 
51  Millionen  aus  den  Einzahlungen  des  National-Anlehens  herrühr- 
ten.  Nach  diesen  Abzahlungen  wird  nur  noch  mehr  die  alte  aus 
der  Einlösung  des  Wiener  -  Währung  -  Papiergeldes  entstandene. 
Schuld  erübrigen,  welche  zu  Ende  1855  60,452.842  fl.  ausmachte, 
und  deren  Abtragung  durch  die  vertragsmässigen  jährliciien  Til- 
gungsraten binnen  einer  kurzen  Reihe  von  Jahren  sichergestellt 
ist.  Durch  die  eben  erwähnte  Modalität  der  rascheren  und  umfas- 
senderen Abzahlung  des  Hauptstammes  der  Schuld  des  Staates  an 
die  National-Bank  entfiel  der  Gegenstand  der  in  den  Verträgen  vom 
23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  sonach  ausser  Kraft  treten. '  Die  Gesammtschuld  des  Staa- 
tes an  die  National-Bank,  welche  sich  mit  Ende  des  Jahres  1854 
(einschliesslich  des  Interimal- Vorschusses  von  80  Millionen  Gulden) 
auf  294,226.495  fl.  belief,  wurde  im  Laufe  des  Jahres  1855,  unge- 

'  Die  näheren  Bestimmungen  des  neuen  Uebereinkommens  vom  18.  Uc- 
lober  1855  sind  bereits  bei  der  Darstellung  der  Finanz-Verwaltung  S.  175  IT. 
aufgeführt  worden. 
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achtet  des  zugewachsenen  Vorschusses  von  20  Millionen  und  schwe- 
bender Posten  von  688.875  fl. ,  dennoch  durch  die  von  der  Staats- 
Ver^^•altung  auf  die  Wiener  -  Währung  -  Einlösungsschuld  mit 
3,190.275  fl.  und  auf  die  durch  die  Einlösung  des  übrigen  Staats- 
Papiergeldes  entstandene  Schuld  mittelst  der  an  die  Bank  überlasse- 
nen  Einzahlungen  auf  das  National-Anlehen  und  mittelst  sonstiger 
Leistungen  mit  58,549.923  fl.,  im  Ganzen  also  mit  61,740.198  fl. 
geleisteten  Rückzahlungen  auf  den  Betrag  von  253,175.172  fl.  ver- 
mindert. 

Bei  der  Zusammenfassung  der  Wechselbeziehungen  zwischen 
der  National-Bank  und  der  Staatsverwaltung  während  der  Epoche 
vom  Januar  1848  bis  Ende  December  1855  ergibt  sich,  dass  erstere 
in  diesem  Zeitabschnitte  der  letzteren  Vorschüsse  im  Betrage  von 
388,882.293  fl.  geleistet,  worauf  die  Staatsverwaltung  bisher  (aus- 
schliesslich der  erfolgten  Ueberweisung  der  Domänen)  die  Summe 
von  268,159.485  fl.  zurückbezahlt  hat.  Der  Ueberschuss  der  Vor- 
schüsse von  120,722.808  fl.,  zu  der  Anfangs  Januar  1848  bestande- 
nen Schuld  des  Staates  an  die  National-Bank  von  132,452.364  fl. 
hinzugefügt,  gibt  den  Bestand  dieser  Schuld  zu  Ende  des  Jahre« 
1855  mit  253,175.172  fl.,  wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  hier- 
unter auch  die  Ergebnisse  des  Wiener- Währung-Papiergeld-Einlö- 
sungsgeschäftes begriffen  sind,  dessen  Durchführung  sofort  näher 
besprochen  wird. 

Ein  speciefles  in  der  Abwicklung  begritfenes  Geschäft,  welches 
die  National-Bank  für  die  Staatsverwaltung  besorgt,  besteht  in  der 
Einziehung  des  Wiener- Währung-Papiergeldes.  Die 
Summe  des  umlaufenden  Wiener  -  Währung  -  Papiergeldes  belief 
sich  nach  hergestelltem  Frieden  im  Jahre  1815  auf  678,715.925  fl. 
Hiervon  zog  die  Staatsverwaltung  den  Betrag  von  131,829.887  fl. 
unmittelbar  aus  dem  Verkehre.  Die  Mitwirkung  der  National-Bank 
erstreckte  sich  sonach  behufs  dieser  Einziehung  noch  auf  den  Be- 
trag von  546,886.038  fl.;  davon  wurden  durch  dieselbe  in  den  Jah- 
ren 1816  und  1817  gegen  Ausfolgung  von  %  des  Nennwerthes  in 
Silbermünze  und  y^  in  Ipercentigen  Staats-Obligationen  46,552.2lK) 
Gulden  eingelöst,  imd  durch  die  Einlage  von  50.621  Actien  ge- 
langte die  National-Bank  iu  den  Besitz  von  weiteren  50,()2 1.000  fl. 
Papiergeld,  welches  von  der  Staatsverwaltung  gegen  die  Ausfol- 
gung  von  2'/2percentigen  (in  der  Folge  eingel(')steii)  Staats- Obliga- 
tionen eingezogen  und  vertilgt  wurde.  Da  sohin  ikicIi  die  Summe 
von  449,712.838  fl.  Papiergeld  im  Undauf  geblieben  war,  so  ü\m- 
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nalini  krail  der  Uebereiiikunft  vom  3.  März  1820  (niodilieivt  diircli 
den  Vertrag  vom  30.  November  1822)  die  National  -  Bank  die  all- 
inäldiehe  Einlösung  dieses  Papiergeldes,  welche  am  20.  März  1820 
begann  und  bis  Ende  1847  sieh  auf  442,193.700  fl.  erstreckte.  In 
den  8  Jahren  1848  bis  1855  kamen  nur  noch  1,485.375  H.  zur 
Einlösung,  welche  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr  als  je  30.000  bis 
60.000  fl.  betrug,  da  dieses  Papiergeld  aus  dem  Umlaufe  fast  gänz- 
lich verschwunden  ist,  so  dass  nur  noch  die  Summe  von  6,033.76311. 
uneingelöst  erübrigt,  wovon  indess  der  grösste  Theil  durch  Zerstö- 
rung oder  Verlust  abgängig  geworden  sein  dürfte.  Um  dieses  noch 
anhängige  Geschäft  schliesslich  zu  ordnen,  ward,  wie  bereits  er- 
wähnt, eine  Verfügung  in  Aussicht  gestellt,  welche  die  Einberu- 
fung des  gesammten  Wiener -Währung -Papiergeldes  binnen  einer 
zu  bestimmenden  Frist  anordnen  soll.  Die  Schuld,  welche  dem 
Staate  durch  die  erwähnte  Einziehung  (insoferne  sie  nicht  baar 
vergütet  wurde)  erwächst,  belief  sich  auf  110  Millionen  Gulden 
(_wovon  60  Millionen  zu  4  Percent  verzinset  wurden  und  50  Mil- 
lionen unverzinslich  waren),  deren  gleichmässige  Abtragung  durch 
die  hinzugeschlagenen  Zinsen  alljährlich  mit  steigenden  Tilgungs- 
raten bis  zum  Jahre  1870  erfolgt.  Diese  alte  Einlüsunusschuld 
hatte  zu  Anfang  1848  82,452.364  tl.  betragen  und  war  bis  Ende  1855 
auf  60,452.842  fl.  zurückgeführt  worden,  wornach  die  Rückzahlun- 
gen während  dieser  Periode  sich  auf  21,999.522  fl.  beliefen. 

In  der  organischen  Einrichtung  der  National-Bank  erga- 
l)en  sich  während  der  Jahre  1848  bis  1855  wichtige  Veränderun- 
gen. Bereits  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre  1816  war  der  Bankfond 
auf  100.000  Actien  (ursprünglich  zu  1.000  fl.  Papiergeld  und  100  il. 
Silbernuinze  eingezahlt)  festgesetzt  worden,  doch  ward  zu  Ende 
des  Jahres  1819,  als  50.621  Stück  Actien  ausgegeben  waren,  mit 
Kücksiciit  auf  die  den  Bedürfnissen  des  Bankgeschäftes  entspre- 
chende llöiie  des  Foudes  beschlossen,  keine  weiteren  Actien  mehr 
auszugeben.  Bei  der  mit  Allerhöchstem  Patente  vom  1.  Juli  1841 
erfolgten  Erneuerung  des  Bank-Privilegiums  wurde  im  §.  1  festge- 
setzt: „Der  bis  jetzt  für  die  Bewegung  und  für  die  Zwecke  der 
National-Bank  erforderliche  Fond  ist  gebildet;  sollte  sich  in  der 
Folge  die  Nothwendigkeit  zeigen,  so  ist  die  Bank  verpflichtet,  ihren 
Fond  nach  Maa«sgabe  des  sich  darstellenden  Bedürfnisses  zu  er- 
weiternd Diese  Nothwendigkeit,  den  Bankfond  mit  Rücksicht  auf 
die  durch  die  Verhältnisse  l)edingte  Erh<')hung  des  Banknoten-Um- 
laufes   zu    vermehren,     war    luizweilclliaft    in    den    letzten    .hihren 
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eingetreten ,  wie  denn  aucli  bereits  die  oben  erwähnte  Commission. 
welche  sich  mit  der  Untersuchung  des  Zustandes  der  National-Bank 
beschäftigte,  die  Erhöhung  des  Bankfondes  bis  auf  100.000  Actien 
beantragt  hatte.  Im  Jahre  1853  beschloss  demnach  die  durch  eine 
einberufene  ausserordentliche  Versammlung  des  Bank  -  Ausschusses 
hierzu  ermächtigte  Bank-Direction  im  Einvernehmen  mit  dem  Fi- 
nanz-Ministerium, den  Bankfond  durch  die  Emission  der  bis  dahin 
zurückbehaltenen  Bank- Actien  zu  erhöhen.  Diesem  zu  Folge  wurde 
die  Gesammtzahl  der  Actien,  welche  den  Bankfond  bilden,  wie 
ursi)rünglich  bestimmt  war,  auf  100.000  Stück  festgesetzt;  für  jede 
neue  Actie  waren  (mit  Rücksicht  auf  den  entfallenden  Antheil  vom 
Reserve-Fond)  800  tl.  Bank-Valuta  einzuzahlen.  Den  Besitzern  der 
bis  dahin  ausgegebenen  50.621  Stück  Actien  ward  das  Vorrecht 
auf  eine  neue  Actie  gegen  Vorweisung  einer  Actie  der  früheren 
Ausgabe  und  Zahlung  des  obigen  Betrages  eingeräumt.  Zur  Einzah- 
lung wurden  16  Raten,  jede  zu  50  fl.  Bank -Valuta,  anberaumt.' 
Die  Actionäre  machten  von  dem  ihnen  eingeräumten  Vorrechte  den 
umfassendsten  Gebrauch ,  indem  von  den  49.379  Actien  nur  275  Ac- 
tien zu  anderweitiiier  Verfüy-uno-  erübrigten. 

Eir.e  abermalige  Vermehrung  des  Bank-Fondes  um  weitere 
50.000  Actien  ist  im  Zuge,  indem  die  National-Bank  mit  Allerhöch- 
ster Genehmigung  vom  12.  October  1855  behufs  der  Unterstützung 
des  Real -Besitzes  zur  Errichtung  einer  Hypotheken -Bank  be- 
rufen wurde  und  zu  diesem  Zwecke  ihren  Fond  um  35  Millionen  in 
Silbermünze  zu  vermehren  beschloss.  Schon  bei  Gründung  der  Bank 
wurde  derselben  eine  solche  Wirksamkeit  zugedacht,  indem  das 
Allerhöchste  Patei.t  vom  1.  Juni  1816  als  die  Bestimmung  derselben 
bezeichnete:  1.  Die  Ausgabe  von  Banknoten.  2.  Die  Escomptirung 
von  Wechseln  und  anderen  kaufmännischen  Elfecten.  3.  „Im  Falle 
als  ihr  Capital  später  eine  ausgedehntere  Wirksamkeit  zuliesse,  die 
Leistung  von  Darlehen  auf  liegende  Güter  gegen  volle  Sicherheif-^ 
welche  Hypothekar- Anstalt  indess  damals  nicht  zu  Stande  kam. 
Gegenwärtig  erschien  aber  der  Zeitpunct  hierzu  um  so  angemes- 
sener, als  nicht  nur  der  Real-Credit  einer  Hebung  dringend  bedarf, 
sondern  auch  die  Vermehrung  des  Baarfondes  auf  die  Consolidirung 
des  Standes  der  National-Bank  und  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung förderlichen  Eintluss  zu  nehmen  geeignet  ist. 

'  Kundmachungen  der  lijink-Diroctioii  vom  i).  Mai  1853  und  vom 
il.  September  1854. 
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Demnach  wurden  ihr  mit  dem  über  die  obenerwähnte  AUer- 
liüchste  Entsehliessung  ei-flossenen  Finanz -Ministerial- Erlasse  vom 
21.  October  1855  '  bezügHch  jener  Geschäfte,  welche  sie  in  ihrer 
Abtheilimg  als  Hypotheken-Bank  führt,  nebst  den  in  den  Statuten 
vom  1.  Juli  1841  und  in  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  13- 
Juli  1841  ausgesprochenen  Vorrechten  nachfolgende  Begünstigungen 
eingeräumt:  1.  Die  privilegirte  österreichische  National-Bank  ist  in 
allen  auf  die  Hypotheken -Bank  Bezug  nehmenden  Geschäften  von 
jeder  die  Höhe  des  Zinsfusses  beschränkenden  gesetzlichen  Ver- 
fugung für  jetzt  und  für  die  Zukunft  losgezählt.  2.  Behufs  der 
Geltendmachung  ihrer  Forderungen  gegen  die  Darleihensnehmer  und 
gegen  dritte  Besitzer  des  ihr  verpfändeten  Gutes  werden  ihr  alle 
Erleichterungen  gewährt,  welche  der  galizisch- ständischen  Credits- 
Anstalt  zu  gleichem  Zwecke  mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom 
3.  November  1841  zugestanden  wurden  und  nicht  durch  die  eigen- 
thümlichen  Verhältnisse  jener  Anstalt  bedingt  sind.  3.  Die  National- 
Bank  ist  berechtiget,  Pfandbriefe  bis  zum  fünffachen  Betrage  des 
für  die  Geschäfte  der  Hypotheken-Bank  bestimmten  Fondes  mit 
einer  wenigstens  12  Monate  laufenden  Verfallszeit  zu  emittiren. 
Eine  kürzere  Verfallszeit  ist  an  die  Zustimtnung  des  Finanz-Ministers 
gebunden.  4.  Die  Pfandbriefe  der  National-Bank  können  zur  frucht- 
bringenden  Anlegung  von  Capitalien  der  Gemeinden ,  Körperschaften, 
Stiftungen,  unter  öfTentlicher  Aufsicht  stehenden  Anstalten,  dann 
der  Papillär-  und  Depositen-Gelder  verwendet  werden,  da  für  die 
pünctliche  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  im  Pfandbriefe  ausge- 
drückten Capitales  das  gesanimte  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen  der  National-Bank  sanimt  den  zu  Gunsten  dieser  An- 
stalt bestehenden  Hypotheken  haftet.  5.  Die  Pfandbriefe  der 
National-Bank  dürfen  an  der  Börse  veräussert  oder  verjifändet  und 
ihr  Cours  darf  in  dem  Börseblatte  notirt  werden.  6.  Die  Abtre- 
tung oder  Verpfiindung  solcher  Pfandbriefe  von  Seite  des  Eigen- 
thümers  an  einen  Anderen  geschieht  gebührenfrei.  7.  Die  National- 
Bank  ist  berechtiget,  ihre  Pfandbriefe  unter  Beobachtung  der 
slatuteinnässigen  Bestinmmngen  und  nach  Zulänglichkeit  des  dafür 
festzustellenden  Baarfondes  zu  escomptiren  oder  Vorschüsse  darauf 
zu  erfolgen;  sie  darf  dieselben  auch  vor  ihrer  Verfallszeit  einlösen. 
8.  Diese  Begünstigungen  reichen  auch  über  die  Dauer -des  der  Na- 
tional-Bank mit  Allerhöchstem  Patente  vom  1.  Juli  1841  verliehenen 

'  KiiiKhnachuiig  der  Bunk-Dircction  vom  24.  October  1855. 
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Privilegium's,  insoferne  dieselben  zur  völligen  Abwicklung  ihres  Hy- 
potheken-Geschäftes nothwendig  sind. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesem  Finanz -Ministerial- Erlasse 
wurde  unterm  24.  October  1855  von  der  Direction  der  National- 
Bank  eine  Kundmachung  erlassen,  zufolge  welcher  die  National- 
Bank  SO.Oa)  Stück  Actieu,  jede  für  den  Betrag  von  700  fl.  in 
klingender  Silbermünze,  unter  nachfolgenden  Bestimmungen  hinaus- 
gibt. Je  zwei  der  bestehenden  100.000  Stück  Bank-Actien  haben 
gegen  Einzahlung  von  700  fl.  in  klingender  Silbermünze  den  An- 
spruch, eine  neue  Bank-Actie  zu  erlangen  ;  der  Besitzer  einer  Bank- 
Actie  hat  das  Recht  auf  eine  halbe  neue  Actie.  Die  neu  hinaus- 
zuo;ebenden  Actien  erhalten  gleiche  Form  und  gleiche  Rechte  mit 
den  früheren.  Mit  der  Anmeldung  zum  Bezüge  einer  neuen  Actie 
muss  die  erste  Rate  eingezahlt  werden;  die  Anmeldung  und  Ein- 
zahlung wird  in  Wien  am  5.  November  1855  eröffnet  und  mit 
1.  December,  als  dem  Präclusiv-Termine,  geschlossen.  Vom  5.  No- 
vember an  können  auch  mehrere  Raten  oder  die  volle  Einzahlung 
zu  jeder  Zeit  geleistet  werden.  Die  Versäumuiss  der  Einzahlung 
was  immer  für  einer  Rate  zu  dem  festgesetzten  Termine  hat  den 
Verlust  des  Anspruches  auf  die  neue  Actie  und  der  hierauf  ge- 
leisteten früheren  Einzahlungen  zur  Folge.  Die  Einzahlungen  sind 
entweder  in  klingender  Silbermünze  oder  in  nicht  über  ein  Jahr 
lalligen  Coupons  von  Staats-Schuldverschreibungen  zu  leisten,  die 
in  kUngender  Münze  verzinst  werden.  Um  den  Theilnehmern  an  der 
neuen  Emission  die  Einzahlung  zu  erleichtern ,  gestattet  das  Finanz- 
Ministerium,  dass  die  National-Bauk  die  in  klingender  Silbermünze 
einzuzahlenden  Beträge  beischaffe,  wogegen  die  Parteien,  welche 
die  Einzahlung  in  Bank- Valuta  leisten  wollen,  der  National  -  Bank 
die  Vergütung  in  Bank -Valuta  nach  dem  Course  auf  Augsburg, 
wie  solcher  an  dem  der  Einzahlung  vorhergegangenen  Börsentage 
notirt  wurde,  mit  Hinzurechnung  eines  halben  Percentes  zu  leisten 
haben  werden.  Es  werden  10  Einzahlungsraten,  jede  zu  70  Gulden, 
festgesetzt,  und  zwar  für  folgende  zugleich  als  Präclusiv-Termine 
geltende  Tage :  1.  December  1855,  31.  Januar,  29.  Februar,  31.  März, 
31.  Mai,  15.  Juli,  15.  September,  31.  October,  30.  November  und 
31.  December  1856.  Die  Anmeldung  und  Einzahlung  geschieht 
ausschliesslich  bei  der  Actien-Einlagscasse  in  Wien.  Bei  der  er.-^ten 
Einzahlung  wird  eine  Empfangsbestätigung  ausgefertiget ,  für  welche 
nach  einer  bestimmten  Frist  Interims-Scheine  erfolgt  werden.  Bei 
der  Anmeldung  ist  die  Stamm- Actie  vorzuweisen,  auf  welcher  die 
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geschehene  Annieldunti  mittelst  Aufdrückung  eines  Stämpels  he- 
stätiget  wird.  Die  Anmeldung  muss  von  einer  durch  die  Partei 
unterschriebenen  Consignation  begleitet  sein,  worin  die  Coupons- 
Nummern  der  vorgewiesenen  Actien  aufgeführt  sind ;  auch  bei 
Vorweisung  von  Interims-Scheinen  muss  eine  Consignation  mit  den 
Nummern  der  Interims- Scheine  beigefügt  werden.  Für  die  einge- 
zahlten Beträge  werden  vom  Tage  der  Einzahlung  bis  31.  Decem- 
ber  1856  vierpercentige  Zinsen  in  klingender  Silbermünze  vergütet. 
Wer  aber  die  Einzahlung  vor  dem  1.  Januar  1856  vollständig  leistet, 
erhält  die  Zinsen  nur  bis  31.  December  1855  und  nimmt  dagegen, 
gleich  den  Besitzern  der  Actien  früherer  Emissionen,  an  dem  Bank- 
erträgnisse des  Jahres  1856  Theil.  Vom  1.  Januar  1857  werden 
keine  Zinsen  mehr  vergütet,  sondern  von  diesem  Tage,  nach  ge- 
leisteter voller  Einzahlung,  treten  alle  Actien  neuer  Emission  in 
ganz  gleiche  Rechte  mit  den  Bank-Actien  der  früheren  Emissionen. 
Der  Zeitpunct,  in  welchem  die  Abtheilung  für  den  Hypothekar- 
Credit  ihre  Wirksamkeit  zu  beginnen  hatte,  wurde  durch  den  Finanz- 
Ministerial-Erlass  vom  20.  März  1856  auf  den  1.  Juli  1856  festge- 
setzt ;  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Art  ihrer  Wirksamkeit 
enthalten  die  Statuten  und  das  Reglement  derselben,  welche  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  März  1856  genehmigt  und 
mit  dem  eben  erwähnten  Finanz -Ministerial- Erlasse  veröfientlicht 
wurden.  In  Gemässheit  dieser  Statuten  bleibt  der  gedachten  Ge- 
schäftsabtheilung ein  Betrag  von  40  Millionen  Bank -Valuta  nebst 
den  durch  die  Hinausgabe  von  Pfandbriefen  einfliessenden  Geld- 
mitteln gewidmet  (§.  1>  Die  der  National-Bank  in  dieser  Hinsicht 
zugestandenen  Begünstigungen  bezwecken  hauptsächlich  das  Hin- 
wegräumen der  Hindernisse,  welche  der  Entwicklung  des  Credites 
im  Wege  stehen,  wohin  namentlich  die  Loszählung  von  jeder 
die  Höhe  des  Zinsfusses  beschränkenden  gesetzlichen  Verfügung 
(von  dem  Wucher-Patente)  und  ein  sehr  abgekürztes  gerichtliches 
Verfahren  bei  Eintreibuno-  der  Schuldforderunaen  imd  der  Zinsen 
gehört.  Der  Hypotheken -Bank  steht  hiernach  das  Recht  zu,  mit 
Umgehung  des  gerichtlichen  Verfahrens  verfallene  Zinsen  in  der 
Art  einbringen  zu  lassen,  wie  die  landesfürstliche  Grundsteuer  er- 
hoben wird.  Auf  Grund  der  in  ihren  Händen  betindlichen  Schuld- 
Documenle  und  der  Auszüge  aus  den  Hauptbüchern,  welche  über 
den  Betrag  der  in  Exeeution  zu  ziehenden  Forderung  einen  vollen 
Beweis  machen,  darf  sie  (mit  Ausnahme  des  Falls  eines  Concurses) 
bei  Einl)nngung  des  Capitals  oluie  Erkenntnissverfahren  unmittelbar 
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zur  Exeeution  sclireiteii,  wobei  sie  noch  der  iSehätzunti  insoferne 
entbunden  ist,  als  sie  bei  unbewegliclien  Gütern  den  bei  Eingehung 
der  Hypothek  ermittelten  Werth  als  Schätzungswerth  annehmen, 
und  bei  beweglichen  Sachen,  auf  welche  sie  gegenüber  einem 
persönlich  verptlichteten  Schuldner  zu  greifen  das  Recht  hat,  die 
Schätzung  mit  der  Pfändung  oder  selbst  mit  der  Feilbietung  zugleich 
vornehmen  kann  (§§.  1,  8,  9,  20—38).  Die  National-Bank  darf  nur 
dann  ein  Darlehen  geben,  wenn  dasselbe  durch  eine  Hypothek 
vollständig  sichergestellt,  d.  h.  wenn  der  Werth  der  letzteren  mit 
dem  darauf  versicherten  Darlehen  höchstens  bis  zur  Hälfte  erschitpft 
ist  (§.  6).  Der  Werth  der  Hypothek  kann  durch  gerichtliche 
Schätzungen,  mehrjährige  Erträgnissausweise  oder  durch  Kauf-Con- 
tracte  ermittelt  werden  (§.  8).  Der  Betrag  des  Darlehens  und  ob 
dasselbe  im  Baaren  oder  in  Pfandbriefen  gegeben  werden  soll,  die 
Festsetzung  der  Zeit  der  Rückzahlung  und  ob  diese  auf  einmal  oder 
in  Raten  geschehen  soll,  endlich  die  Höhe  des  Zinsfusses,  wird  dem 
beiderseitigen  Uebereinkommen  überlassen  (§.  10).  '  Der  Schuldner 
kann  die  Rückzahlung  des  Capitals  ganz  oder  zum  Theile  auch  vor 
Ablauf  der  festgesetzten  Zahlungsfrist  leisten  (§.  16).  —  Die  Na- 
tional-Bank  ist  berechtigt,  Pfandbriefe  bis  zum  fünlfachen  Betrage 
des  für  die  Geschäfte  der  Hypothekar-Credits- Abtheilung  bestimmten 
Fondes  hinauszugeben,  doch  darf  die  Gesammtsumme  der  hinaus- 
gegebenen Pfandbriefe  niemals  die  Gesammtsumme  der  jeweilig  be- 
stehenden Hypothekar-Forderungen  überschreiten  (§.  41).  Die  Pfand- 
briefe geniessen  den  Vorzug  der  ößentlichen  Effecten  bei  der  Irucht- 
bringenden  Anlegung  von  Capitahen  der  Corporationen ,  sowie  von 
Pupillar-  und  Depositen-Geldern ;  die  National-Bauk  escomptirt  sie, 
leistet  Vorschüsse  daraul',  ui;(l  kann  sie  auch  vor  ihrer  Verfallszeit 
einlösen  (§§.  42 — 44). 

Eine  weitere  Ausdehnung  der  Geschäftsthätigkeit  der  Bank 
bestand  darin,  dass  sie  vom  1.  August  1853  an  domicilirte,  in  Wien 
zur  Zahlung  angewiesene  Wechsel,  wenn  dieselben  mit  zwei 
bei  dem  nieder-österreichischen  Handelsgerichte  protokoUirten  Wiener 
Firmen  versehen  sind,  zur  Escomptirung  zuliess;  ferner  wurde  der 
bis  dahin  auf  300  fl.  bcstinnnte  Minimal-Betrag  der  zu   escomp- 

'  Im  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  will  die  National-Bank  Dark'ihen  nur 
in  öpercentigen  Pfandbriefen  leisten,  welche  auf  12  Monate  lauten,  Jedoeli  so, 
dass  ihnen  noch  durch  weitere  G  Monate  die  Verzinsung  vorbehalten  bleil)t. 
Als  Zinsfuss  für  Darleihen  sind  vorläufig  6  Percent  bestimmt. 
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tirenden  Wechsel  auf  100  fl.  lierabgesetzt.  '  Der  die  General-Ver- 
sammlung der  Actionäre  repräsentirende  Bankaussehuss  besteht 
aus  hundert  Mitgliedern,  und  zwar  aus  jenen  Actionären,  welche 
österreichische  Unterthanen  sind,  in  der  freien  Verwaltung  ihres 
Vermögens  stehen ,  und  sechs  Monate  vor  und  zur  Zeit  der  Einbe- 
rufung des  Ausschusses  die  grösste  Anzahl  von  Actien  besitzen. 
Die  geringste  Actien-Zahl,  deren  Besitz  hierzu  befähigte,  war  zehn^ 
von  der  nächsten  Versammlung  des  Bankausschusses  nach  Anfang 
des  Jahres  1851  an  beginnend,  genügte  der  Besitz  von  fünf  Actien, 
um  Mitglied  des  Ausschusses  zu  werden.  ^  Vor  dem  Jahre  1848 
hatte  die  National  -  Bank  an  verschiedenen  Handelsplätzen  in  den 
Kronländern  Bank -Filial- Gassen,  bei  welchen  die  Banknoten  -  Ver- 
wechslung stattfand  und  Bankanweisungen  auf  Wien  ausgefertigt 
oder  solche  von  Wien  ausbezahlt  wurden,  und  an  anderen  Plätzen 
Bank -Sub- Filial -Gassen,  wo  bloss  die  Banknoten-Verwechslung  er- 
folgte ;  in  Prag  war  ferner  seit  dem  Jahre  1847  eine  Filial-Esconipte- 
Anstalt  eingerichtet,  welche  mit  einer  Dotation  von  2  Millionen 
Gulden  versehen  war  und  von  einer  von  der  Bank-Direction  ab- 
hängigen Direction,  mit  Einschluss  der  Gensoren,  verwaltet  wurde.  ^ 
Das  durch  den  regen  Handelsverkehr  entstandene  Bedürfniss  eines 
erweiterten  Geldumsatzes  bestimmte  die  National -Bank,  in  den 
meisten  gi-össeren  Handelsplätzen  der  Monarchie  Filial -Es- 
compte-Anstalten  zu  errichten  und  mit  einer  entsprechenden 
(grösstentheils  in  der  Folge  erhöhten)  Dotation  zu  versehen.  Auf 
diese  Weise  gelangten  in  den  Besitz  einer  solchen  Escompte-Anstalt 
Pest  im  Jahre  1851,  Linz  im  Jahre  1852,  Lemberg,  Brunn  und 
Triest  im  Jahre  1853,  Olmütz,  Troppau,  Kronstadt  im  Jahre  1854, 
Gratz  und  Klagenfurt  im  Jahre  1855,  endlich  Krakau,  Laibach, 
Fiume,  Debrezin,  Temesvär  und  ßeichenberg  im  Jahre  1856.  Der 
Gesammtbetrag  der  diesen  Escompte- Anstalten  bewilligten  Dota- 
tionen beträgt  gegenwärtig  22  Millionen  Gulden.  Ausserdem  be- 
stehen Bank  -  Filial  -  Gassen  in  Linz,  Salzburg,  Gratz,  Laibach, 
Görz,  Innsbruck,  Prag,  Brunn,  Krakau,  Lemberg,  Gzernowitz, 
Pest,  Kaschau,  Temesvär,  Agram,  Hermannstadt  und  Kronstadt. 
Dagegen  wurde  die  Verwechslungs  -  Gasse  in  Ofen  mit  der  Filial- 
Escompte  -  Anstalt    in    Pest    vereinigt.      Bei    der    Filial  -  Gasse    in 

'  Kundmachungen  der  Bank-Direction  vom  23.  Juni  und  3.  Juli  1853. 
'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  10.  Üctober  1850. 
^  Kundmacliung  der  Bank-Direction  vom  10.  April  1847. 
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Temesvär  werden  auch  Bankanweisungen  auf  Pest  und  Agram  aus- 
gefertigt, und  von  dort  ausgestellte  bezahlt.  Endlieh  wurden  zur 
Erleichterung  der  Einzahlungen  auf  das  National- Anlehen  Leih- 
An stalten  an  17  Plätzen  (nämlich  bei  den  Filial-Escomte- Anstalten 
Triest,  Olmütz  und  Troppau,  dann  bei  den  Bank-Filial-Verwechs- 
lungscassen  in  Linz,  Salzburg,  Gratz,  Innsbruck,  Prag,  Brunn, 
Krakau,  Lemberg,  Pest,  Kaschau,  Teniesvär,  Agram,  Hermann- 
stadt und  Kronstadt)  errichtet.  Bei  diesen  Leihanstalten  werden 
Vorschüsse  auf  österreichische  Staats-Schuldverschreibungen  und 
Grundentlastungs-Obligationen  an  die  im  Orte  der  Bank-Filial-Leih- 
anstalt  ansässigen  Bewohner  (und  durch  deren  Vermittlung  auch 
an  Auswärtige)  ertheilt ;  für  jede  einzelne  Anstalt  wird  von  Zeit 
zu  Zeit  eine  Maximal-Summe ,  welche  diesem  Geschäfte  gewidmet 
werden  darfl,  bestimmt.  ' 

In  der  Hinausgabe  von  Banknoten  erfolgten  ebenfalls 
mehrfache  Veränderuno;en.  Um  den  Bedürftiissen  des  Klein- Ver- 
kehres  zu  genügen,  wurden  im  Jahre  1848  Banknoten  zu  1  und 
2  Gulden  hinausgegeben,  ^  und,  da  bei  dieser  Emission  die  wün- 
schenswerthe  technische  Ausstattung  der  Beschleunigung  halber 
nicht  beachtet  werden  konnte,  dieselben  im  Jahre  1849  und  1850 
gegen  eine  neue  Auflage  eingewechselt.  ^  Ebenso  wurden  die  im 
Umlaufe  befindlichen  Banknoten  der  IV.  Form  zu  5  fl.,  10  fl., 
100  fl.  und  1.000  fl.  eingezogen,  und  dafür  neue  Banknoten  der 
V.  Form  gleicher  Kategorien  hinausgegeben.  *  Für  die  Ausfolgung 
von  Bankanweisungen  wurde  ein  neuer  Tarif  der  Provisions-Gebühren 
kundgemacht,  zufolge  dessen  für  die  Ausstellung  solcher  Anwei- 
sungen von  oder  auf  Wien,  bei  Brunn,  Gratz  und  Linz  ein 
Zwanzigstel,  bei  Ofen  und  Prag  ein  Sechzehntel,  bei  Triest  ein 
Zwölftel,  bei  Innsbruck  und  Kaschau  ein  Zehntel,  bei  Temesvär 
und  Agram,  dann  zwischen  Agram  und  Temesvär  ein  Achtel,  bei 
Lemberg  ein  Sechstel,  bei  Hermannstadt  und  Kronstadt  ein  Fünftel 
Percent"(oder  30  kr.,  37'/,  kr.,  50  kr.,  1  fl.,  1  fl.  15  kr.,  1  fl.  40  kr. 
und  2  fl.  von  je  Tausend  Gulden)  eingehoben  wird.  ^  Um  die  Unter- 

'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  23.  Juli  1854. 

^  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  25.  Mai  1848. 

^  Kundmachungen  der  Bank-Direction  vom  31.  Jlai  und  20.  Septem- 
ber 1849,  dann  vom  18.  April  1850. 

'  Kundmachungen  der  Bank-Direction  vom  1.  Mai  und  12.  Octo- 
ber  1851. 

^  Kundmachung  der  National-Bank  vom  1.  Mai  1851. 
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Stützung  des  Verkelir.s  durch  den  von  der  National-Haiik  gewährten 
Credit  desto  wirksamer  zu  machen,  wurde  dafür  gesorgt,  dass  di«; 
Benützung  des  Bank-Credites  bei  der  Wechsel-Escomptirung  durch 
die  Limitirung  der  h()heren  Anforderungen  gleichniässiger  erfolge. 
Ausserdem  ist  hier  die  bereits  umständhcher  erwäinite  Maassregel, 
durch  welche  den  Banknoten  seit  dem  Jahre  1848  ein  Zwangs-Cours 
evtheilt  wurde,  zu  berühren.  In  der  Leitung  der  National-Bank 
ergab  sich  die  Veränderung,  dass  der  gegenwärtige  k.  k.  geheime 
Rath  Dr.  Pipitz  im  Jahre  1849  zum  Bank-Gouverneur,  und  der 
frühere  Bank-Üirector  Georg  Freiherr  von  Sina  '  zum  Bank-Gouver- 
neurs-Stellvertreter Allerhöchst  ernannt  wurde. 

Bevor  zu  der  Nachweisung  der  regelmässigen  Bankgeschäfte 
übergegangen  wird,  muss  noch  jener  ausserordentlichen  Un- 
terstützung gedacht  werden,  welche  die  National-Bank  zur  Zeit 
der  politischen  Wirren ,  des  inneren  und  äusseren  Krieges  dem 
Fabriks-  und  Handelsstande  der  Monarchie  durch  Ertheilung  ent- 
sprechender Vorschüsse  unter  gehöriger  Sicherstellung  zukommen 
liess.  Bereits  im  Monate  Mai  1848  bewilligte  sie  den  Fabricanten 
und  Handelsleuten  eine  Gesammtunterstützung  im  Betrage  von 
5:),92O.0UU  fl.,  wovon  3  Millionen  auf  Nieder-Oesterreieh ,  1  Million 
auf  Ungern,  900.000  auf  Böhmen,  1  Million  auf  Mähren,  150.000  fl. 
auf  Schlesien,  2  Millionen  auf  das  Küstenland  entfielen,  wozu  noch 
Vorschüsse  von  600.000  fl.  an  den  österreichischen  Lloyd  und  von 
1,270.000  fl.  an  die  Sparcassen  in  den  Kronländern  kamen.  Diese 
meist  für  die  Hauptstädte  der  gedachten  Kronländer  bestimmten 
Unterstützungen  erfolgten  theils  im  Wege  der  Wechsel-Escompte, 
theils  unmittelbarer  Darlehen,  und  wurden  nur  allmählich  erfolgt 
und  ebenso  allmählich  wieder  abgezahlt.  Hierzu  gesellten  sich 
noch  andere  Aushilfen  an  einige  grössere  Handelsunternehmungen, 
an  Stadtgemeinden  und  an  Versatzämter  im  Betrage  von  1  bis  2 
Millionen  Gulden.  Mit  der  für  Nieder-Oesterreich  bestimmten  Unter- 
stützungssumme wurde  das  Wiener  A  u  s  h  i  1  f s - C o m  i  t e  dotirt, 
welches  sich  im  Mai  1848  zu  dem  Ende  gebildet  hatte,  um  die 
kleineren  Fabricanten  und  Handelsleute  Wien's  durch  Escomptiruug 
ihrer  Wechsel  oder  Vorschüsse  auf  Waaren  im  erwerbsfähigen 
Stande  zu  erhalten  ^  diese  Dotation  wurde  nach  der  Hand  auf 
4  Millionen  Gulden  erhöht.  Ferner  wurde  im  Jahre  1848  mittel- 
losen   Gewerbetreibenden     Wien's     unter     Garantie     der 

'  Gt'.sU>ilx'ii  Hill  IH.  iMai  1856. 
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Regierung  ein  unverzinsliches  Darlehen  bis  zum  Betrage  von  2  Mil- 
lionen Gulden  gewährt,  wovon  jedoch  nur  yUU.OOO  fl.  in  Anspruch 
genommen  wurden.  Alle  diese  Vorschüsse  sind  bereits  bis  auf  den 
Rest  von  768.000  fl.  von  letzterw'ähntcm  Darlehen  zurückbezahlt 
worden.  Bei  einer  durch  den  orientalischen  Krieg  herbeigeführten 
augenblicklichen  Bedrängung  desTriester  Platzes  gewährte  die  Na- 
tional-Bank  demselben  unter  Haftung  der  ersten  Firmen  des  dortigen 
Handelsstandes  einen  Vorschuss  von  3  Millionen  Gulden.  Endlich 
ist  hierbei  noch  des  Credits  zu  erwähnen,  welcher  von  der  Na- 
tional-Bank  der  im  Jahre  1854  in  Wien  errichteten  nieder-öster- 
reichischen Es  comp  te- Anstalt  gewährt  wird,  uud  früher 
in  8  Millionen  bestand,  neuerlich  auf  10  Millionen  Gulden  erhöht 
wurde:  durch  Vermittluns;  dieser  Anstalt  wird  die  Wohlthat  der 
Wechsel-Escomptirung  zu  billigerem  Zinsfusse,  über  den  Cours  der 
bankfähigen  Wechsel  hinaus,  bei  völliger  Sicherheit  der  creditge- 
währenden  National-Bank  erstreckt. 

Auf  die  regelmässige  Gebarung  der  National-Bank  übergehend, 
muss  zuerst  des  Münz-Schatzes  derselben  gedacht  werden. 
Derselbe  betrug  zu  Anfang  des  Jahres  1848  über  70  Millionen 
Gulden ,  sank  jedoch  bis  Ende  Juni  desselben  Jahres  auf  20  Mil- 
lionen Gulden  herab.  Seit  jenem  Zeitpuncte  vermehrte  sich  der- 
selbe, und  zwar  noch  im  Jahre  1848  auf  30,  im  Jahre  1851  auf 
42  und  1855  auf  beinahe  49 '/a  Million  Gulden.  Die  Ursache  des 
Sinkens  des  Baarfondes  lag  in  den  Ereignissen  der  Jahre  1848 
und  1849,  da  im  Jahre  1848  allein  62  und  im  Jahre  1849  11 ','2 
Million  Gulden  in  Silber  aus  der  Bank  abflössen,  und  zwar  zu- 
nächst durch  die  Auswechslung  der  Banknoten,  sodann  auch  durch 
die  Bedürfnisse  des  Heeres  und  andere  Anforderunaeu.  Seitdem 
war  der  Abfluss  weit  minder  erheblich;  er  betrug  im  Jahre  1850 
5'/2  Million,  in  den  nachfolgenden  Jahren  aber  sank  er  von  3  bis 
auf  eine  Million  Gulden  herab.  Im  Ganzen  hatte  die  National- 
Bank  während  der  Jahre  1848  bis  Ende  1855  eine  Silberausgabe 
von  beinahe  90  Millionen  Gulden  zu  bestreiten.  Hinwieder  war 
die  National-Bank  darauf  bedacht,  einen  neuen  Silbervorrath  nach- 
zuschaffen,  und  zwar  durch  Ankauf  von  nahezu  28  Millionen 
Gulden  in  den  Jahren  1848  und  1849,  ferner  durch  Zuweisung 
von  der  Staatsverwaltung,  wobei  die  sardinische  Kriegsentschädi- 
gung mit  24  Millionen  Gulden  in  den  Vordergrund  trat,  und  an- 
dere Bezüge.  Die  Gesammtsumme  des  184M  bis  Ende  1S55  zuge- 
flossenen Silbers  betrug  69  Millionen  Gulden.  Die  Dillerenz  von 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  19 
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11  Millionen  in  Vergleichung  mit  der  Silltel•au^^gabe  entspricht  der 
Verminderung  des  Münzschatzes  von  7U  auf  49  Millionen  Gulden. 

Die  im  Umlaufe  befindliehen  Banknoten  betrugen  Ende 
1847  219  Millionen,  und  Ende  1848  223  Millionen  Gulden;  dieser 
Umlauf  stieg  bis  zum  Jahre  1850  auf  255  Millionen  Gulden,  und 
tiel  in  Folge  der  von  der  Staatsverwaltung  geleisteten  Rückzah- 
lungen im  Jahre  1853  bis  auf  188  Millionen  Gulden.  Die  Umtau- 
schung des  Staats-Papiergeldes  in  Banknoten  musste  natürlich  auf 
den  Betrag  der  circulirenden  Banknoten  erhöhend  einwirken,  so 
dass  derselbe  Ende  1854  die  Höhe  von  383 '/^  Million  Gulden  er- 
reichte, zu  Ende  des  Jahres  1855  aber  wieder  auf  377,880,000  fl. 
herabgedrückt  war,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  dass 
der  Bankfond  durch  die  inzwischen  erfolgte  Ausgabe  von  49.379 
Actien  nahezu  verdoppelt  wurde.  Das  Verhältniss  des  Münzschatzes 
zu  den  Banknoten  im  Umlaufe,  welches  Anfangs  1848  wie  1  :  3 
gestanden  war,  sank  im  Juni  desselben  Jahres  auf  1:9,  und  er- 
holte sich  bis  zum  Jahre  1853  auf  1:4.  In  Folge  des  Umtausches 
des  Staats-Papiergeldes  stand  es  Ende  1855  auf  1  :  7y,o. 

Das  Anweisungsgeschäft,  welches  hauptsächlich  durch 
den  Yerkehr  der  Residenz-Stadt  mit  den  Kronlündern  hervorgerufen 
wird,  l)ewirkte  im  Jahre  1848  einen  Umsatz  von  63  Millionen 
Gulden,  welcher  nach  Unterbrechung  des  Verkehres  mit  den  ung- 
rischen  Ländern  im  Jahre  1849  auf  34 '/j  Millionen  zurückging,  seit- 
dem aber  im  stetigen  Steigen  bis  zum  Jahre  1853  die  Summe  von 
85  Millionen  Gulden  erreichte.  Li  welchem  überraschenden  Ver- 
hältnisse dieser  Verkehr  seither  zunahm,  drückt  die  Ziffer  der  im 
Jahre  1854  und  1855  stattgefundenen  Bankanweisungen  mit  150 
und  154  Millionen  aus. 

Die  wichtigste  Geschäftsabtheilung  der  National -Bank,  das 
Escompte-Geschäft,  wodurch  die  erstere  zum  Regulator  des 
Verkehres  in  der  Monarchie  sich  erhebt,  war  zunächst  durch  die 
hierlür  verfügbar  bleibende  Summe  bedingt,  da  bei  dem  von  der 
National-Bank  festiiehaltenen  ü;erino;en  Zinsfusse  von  4  Percent  die 
Anforderungen  zur  Escompte  stets  die  Möglichkeit  ihrer  Befriedi- 
gung zu  übersteigen  pflegen.  Die  im  Ganzen  escomptirten  Summen 
blieben  in  den  ersten  sechs  Jahren  (1848  bis  1853)  nahezu  gleich 
auf  der  Höhe  von  200  bis  230  Millionen  iür  escomptirte  Wechsel, 
und  erhoben  sich  erst  in  den  beiden  letzten  Jahren  in  Folge  des 
grösseren  diesem  Geschäfte  gewidmeten  Fondes  und  der  in  den 
Kronlands-Hauptstädten    errichteten    Bank-Filial-Escompte- Anstalten 
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auf  325  und  414  Millionen  Gulden.  Wenn  man  die  escomptirten 
Central-Casse-An Weisungen  in  AbzAig  bringt  und  sich  auf  die  es- 
comptirten Wechselbriefe  beschränkt,  so  hatte  die  National -Bank 
in  ihrem  Portefeuille  einen  WechselvoiTath  von  24  Millionen 
Gulden  zu  Ende  1848,  von  30  Millionen  zu  Ende  1850,  von  53 
Millionen  zu  Ende  1853,  von  73  Millionen  zu  Ende  1854  und  von 
86%  Millionen  zu  Ende  1855.  Demnach  waren  diesem  Geschäfte 
zu  Ende  1848  etv.-as  über  10  Percent  und  Ende  1855  nahezu  23 
Percent  des  Betrages  der  umlaufenden  Banknoten  gewidmet,  und 
das  Wechsel -Portefeuille  der  National-Bank  war  auf  das  Dreifache 
gestiegen. 

Das  Leihgeschäft  war  in  den  ersten  Jahren  der  Periode 
1848  bis  1853  ein  untergeordnetes  geblieben,  da  die  gegen  einge- 
legte Pfänder  erfolgten  Vorschüsse  zu  Ende  der  bezüglichen  Jahre 
nicht  mehr  als  14  bis  23  Millionen  Gulden  ausmachten.  Erst  im 
Jahre  1854  erhob  sich  zunächst  in  Folge  des  National-Anlehens 
und  der  an  die  ehemaligen  Grundherren  ausgefertigten,  zur  Ver- 
pfändung zugelassenen  Grundentlastungs-Obligationen  der  Gesammt- 
betrag  der  geleisteten  und  bis  zu  Ende  des  Jahres  noch  ausstän- 
digen Vorschüsse  auf  48  Millionen  Gulden,  wovon  9  Millionen  auf 
die  Filial-Leihanstalten  in  den  Kronländern  entfielen.  Zu  Ende  1855 
hatte  eine  weitere  Erlüihung  auf  79  Millionen  Gulden  (wovon  15  '/j 
Million  für  die  Filial-Leihanstalten)  stattgefunden.  Zu  Anfang  der 
Periode  hatte  die  Verwendung  auf  das  Leihgeschäft  6  Percent,  im 
Jahre  1854  aber  bereits  12 '/j  Percent  und  im  Jahre  1855  nahezu 
20  Percent  des  Betrages  der  Banknoten-Circulation  in  Anspruch 
genommen,  und  die  zu  Ende  des  Jahres  ausständigen  Vorschüsse 
hatten  sich  im  Laufe  der  Periode  mehr  als  verdreifacht. 

Wenn  man  die  beiden  letzterwähnten  Geschäftsabtheilungen  der 
National-Bank ,  welche  für  den  Verkehr  die  einflussreichsten  sind, 
zusammenfasst ,  so  zeigt  sich,  dass  die  National-Bank  denselben  zu 
Ende  1848  38  Millionen  Gulden  oder  17  Perceut  ihrer  Circulation, 
zu  Ende  1854  aber  121 '/^  Million  Gulden  oder  mehr  als  31  Vj  Per- 
cent, zu  Ende  1855  mehr  als  165%  Millionen  Gulden  oder  beinahe 
43  Percent  ihrer  (inzwischen  fast  auf  das  Doppelte  erhöhten)  Bank- 
noten-Circulation zuwendete. 

Das  Depositen -Geschäft,  bei  welchem  die  National-Bank 
nur  als  Verwahranstalt  aultritt,  erhielt  sich  während  der  ganzen 
Periode  nahezu  auf  der  gleichen  Höhe  von  83  bis  90  Millionen  an 
hinterlegten  Werthen. 
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Zimäclist  auf  den  Local-V erkehr  von  Wien  bezieht  siel»  das 
Giro -Geschäft  der  National-Bank,  dessen  Gang  die  Bewegung 
des  Verkehres  sein-  merklich  ausdrückt.  Im  Jahre  1848  hatte 
dieses  Geschäft  noch  den  Betrag  von  121  Millionen  Gulden  umfasst^ 
im  nächstfolgenden  Jahre  sank  es  auf  weniger  als  48  Millionen, 
und  erhob  sich  ziemlich  regelmässig  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
auf  87,  115  und  191  Millionen,  bis  es  im  Jahre  1853  den  Höhe- 
punct  von  236  Millionen  Gulden  erreichte.  Nach  einem  unmerk- 
lichen Rückgange  während  des  Jahres  1854,  stellte  es  sich  1855 
auf  244 Vj  Million  Gulden. 

Der  Gesammtverkehr  der  sämmtlichen  Bankcassen  erhielt 
sich  bis  zum  Jahre  1853  auf  der  nahezu  gleichen  Höhe  von  2.300 
Millionen  Gulden  ^  nur  im  Jahre  1849  erhob  er  sich  auf  2.996  Mil- 
lionen und  1851  auf  3.166  Millionen  Gulden  in  Folge  einer  häufi- 
ceren  Eümahme  und  Ausgabe  von  Effecten  der  sclnvebenden  Staats- 
schuld und  des  Staats-Papiergeldes.  Der  Umtauschung  des  Staats- 
Papiergeldes  mit  Banknoten,  sowie  dem  erweiterten  Geschäftsumfange 
der  National-Bank  ist  es  zuzuschreiben,  dass  das  gesammte  Gassen- 
Revirement  derselben  im  Jahre  1854  auf  3.909  und  im  Jahre  1855 
auf  3.397%  Million  Gulden  stieg. 

Der  Reserve- Fond,  welcher  für  die  Deckung  allfälliger 
Verluste  gegründet  ist ,  betrug  Ende  1848  den  Nominal-Werth  von 
fünf  Millionen  Gulden,  und  stieg  allmählich  bis  Ende  1852  auf 
zehn  Millionen  Gulden;  da  dieser  Betrag  für  die  Bestimmung  des 
Reserve-Fondes  vollkommen  hinreicht,  wurde  letzterem  seither  kein 
'weiterer  Betrag  zugewendet.  Der  Cours-Werth  seiner  Effecten 
machte  Ende  1855  8,044.000  fl.  aus.  Ferner  besteht  ein  Pen- 
sions-Fond für  die  Angestellten  der  National-Bank,  welcher  zu 
Ende  1848  aus  der  Summe  von  817.000  fl.  bestand,  die  sich  bis 
Ende  1855  auf  den  Betrag  von  nahezu  einer  Million  Gulden  (nach 
dem  Cours-Werthe  der  ihm  zugehörigen  Ellecten  auf  1,074.500  11.) 
erhöhte. 

Das  Gesammterträgniss  der  Bankverwaltung  wechselte 
zwar  nicht  bedeutend  in  seinem  Ausmaasse,  wohl  aber  in  den 
Elementen,  aus  welchen  es  gebildet  wird.  Im  Jahre  1848  betrug 
es  5,973.000  fl.,  bis  1850  stieg  es  auf  7,162.000  fl.,  sank  in  den 
Jahren  1851  und  1852  auf  6,969.000  und  5,453.000  fl.  herab,  und 
erhob  sich  in  den  Jahren  1854  und  1855  wieder  auf  6,802.000 
und  8,656.000  fl.  Die  Hauptursache  dieser  Schwankungen  liegt  in 
dem  Umstände,    dass  während  der  ersteren  Jahre  der  Periode  die 
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vorzüglichste  Quelle  des  Erträgnisses  der  Bank  in  den  Zinsen  für 
die  der  Staatsverwaltung  geleisteten  Vorschüsse  lag,  welche  durch 
die  in  den  nachgefolgten  Jahren  geschehenen  Rückzahlungen  des 
Staates  hedeutend  herabgesetzt  wurden.  Die  günstigen  Ergebnisse 
der  Jahre  1854  und  1855  aber  gi-ünden  sich  auf  die  durch  die 
Vermehrung  des  Bankfondes  ermöglichte  Ausdehnung  des  Geschäfts- 
Verkehres.  Bemerkenswerth  ist  übrigens,  dass  die  National-Bank 
im  Jahre  1848  aus  den  Staats-Zinsen  ein  Erträgniss  von  ungefähr 
4%  Million  bezog  und  aus  den  für  Verkehr  und  Industrie  gewid- 
meten Beträgen  ein  Erträgniss  von  etwas  über  l'/^  Million  Gulden 
erhielt,  dass  sich  aber  dieses  Verhältniss  bis  zum  Jahre  1855  ganz 
umgestaltet  hat ,  indem  der  Ertrag  aus  den  Staats-Zinsen  noch  etwas 
über  2  Millionen,  jener  aus  dem  Escompte-,  Leih-  und  Anwei- 
sungs-Geschäfte aber  beinahe  6  Millionen  ausmachte.  Um  auf  die 
einzelnen  Elemente  des  Erträgnisses  einzugehen,  lieferte  das  Es- 
compte-Geschäft  in  den  ersten  4  Jahren  2,600.000  bis  2,800.000 
Gulden,  wovon  jedoch  ungefähr  zwei  Dritttheile  für  die  Escomp- 
tirung  von  Staats-EtFecten  abzuziehen  sind ,  so  dass  für  die  Handels 
Effecten  naliezu  eine  Million  Gulden  erübrigt,  welcher  Betrag  in 
den  nachfolgenden  Jahren  auf  1%  Millionen  bis  T'j^  Millionen  stieg. 
Das  Leihgeschäft  gewährte  in  den  Jahren  1848  bis  1852  einen 
Ertrag  von  500.000  bis  750.000  fl.,  welcher  sich  in  den  Jahren 
1854  und  1855  auf  1,300.000  und  2,723.000  fl.  erhöhte.  Die  Zinsen 
des  fruchtbringenden  Stammvermögens  rühren  zumeist  aus  den  für 
die  Einziehung  des  Wiener-Währung-Papiergeldes  erhaltenen  Staats- 
Schuldverschreibungen  her.  Da  sich  durch  die  fortlaufende  ver- 
tragsmässige  Tilgung  der  Betrag  der  bezüglichen  Staatsschuld  ver- 
mindert, sank  auch  während  der  Periode  1848  bis  1855  die  Summe 
der  erwähnten  Zinsen  von  1,604.000  tl.  auf  1,208.000  fl.  herab. 
Der  Zinsenertrag  für  die  dem  Staate  geleisteten  Vorschüsse  machte 
im  Jahre  1848  die  Summe  von  604.000  fl.  aus,  stieg  bis  zum  Jahre 
1850  auf  1,795.000  fl.  und  verminderte  sich  bis  zum  Jahre  1855 
auf  923.000  fl.  Das  Anweisungsgeschäft,  seiner  Natur  nach  nicht 
lucrativer  Natur,  gewährte  einen  von  30.000  fl.  auf  77.000  tl.  stei- 
genden Ertrag,  ebenso  wie  die  Zinsen  des  Reserve -Fondes  von 
252.000  fl.  auf  524.000  fl.  sich  erhöhten. 

Von  den  Gesammterträgnissen  sind  die  auf  die  Gebarungs- 
Ergebnisse  der  betreffenden  Jahre  unmittelbar  Bezug  nehmen- 
den Auslagen,  also  nach  Ausscheidung  der  ausserordentlichen 
Positionen  (Verluste  beim  Ankauf  der  Silberbarren,  stattgelundene 
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Absehreibungen,  Zinsen  für  die  Einzahlungen  auf  die  neuen  Bank- 
Actien  etc.  etc.),  in  Abzug  zu  bringen.  Diese  betrugen  1848  die 
Summe  von  622.000  fl.,  und  stiegen  bis  1852  auf  912.800  fl., 
dann  bis  1854  und  1855  auf  1,179.000  und  1,301.000  fl.  Die  Stei- 
gerung der  Auslagen  gründet  sieh  theils  auf  die  mit  der  Ausdeh- 
nung des  Geschäftsl>etriebes  und  mit  der  Errichtung  der  neuen 
ßank-Filial-Cassen  und  Eseompte-Anstalten  im  Einklänge  stehende 
Vermehrung  der  allgemeinen  Regie-Kosten,  hauptsäehHch  aber  auf 
die  seit  dem  Jahre  1850  aus  den  Erträgnissen  der  National-Bank 
entrichtete  Einkommensteuer,  welche  sich  in  den  Jahren  1852  bis 
1855  auf  206.600,  286.565,  417.145  und  418.467  fl.  belief. 

Hiernach  ergibt  sich  der  aus  dem  regelmässigen  Geschäfts- 
betriebe der  National-Bank  hervortretende  Ueberschuss,  welcher 
nach  Abrechnung  der  zur  Bedeckung  der  aussergewöhnlichen  Aus- 
lagen und  Abschreibungen  zur  Verstärkung  des  Reserve  -  Fondes 
und  zur  Vertheilung  an  die  Actionäre  bestimmt  ist.  Dieser  Ueber- 
schuss belief  sich  im  Jahre  1848  auf  5,351.000  fl.,  erhob  sich  bis 
zum  Jahre  1850  auf  6,335.000  fl.,  wich  in  den  Jahren  1852  und 
1853  um  nahezu  2  MilUonen  Gulden  zurück,  und  ei*reichte  in  den 
Jahren  1854  und  1855  die  Höhe  von  5,623.000  und  7,355.000  fl. 
Das  Zurückweichen  der  Ueberschüsse  in  den  Jahren  1852  und 
1853  gründet  sich  auf  die  durch  Capitals-Rückzahlungen  hervorge- 
rufene Verminderung  der  von  der  Staatsverwaltung  zu  entrichtenden 
Zinsen,  und  darauf,  dass  wegen  Mangel  an  Fonds  den  übrigen 
Geschäften  der  National-Bank  noch  nicht  jener  Aufschwung  gege- 
ben werden  konnte,  welcher  die  Ausgleichung  des  Ausfalles  in 
dem  Zinsenertrage  hätte  bewerkstelligen  können. 

Mit  den  erzielten  Ueberschüssen  wurden  in  den  Jahren  1848 
und  1849  die  Verluste  bei  dem  in  Folge  der  Ereignisse  im  Jahre 
1848  nothwcndig  gewordenen  Silberbarren-Ankäufe  mit  1,985.000 
und  1,256.000  fl. ,  in  den  Jahren  1850  und  1851  die  stattgefundene 
Abschreibung  der  Zinsen  -  Forderungen  für  die  mit  unverzinslichen 
Banknoten  eingelösten  Central-Casse-Anweisungen  und  Reichsschatz- 
scheine mit  908.000  und  1,392.000  fl.,  in  den  Jahren  1849  und 
1852  die  Abschreibungen  an  dem  Werthe  der  Bankgebäude  mit 
400.000  und  94.900  fl.,  dann  in  den  Jahren  1853,  1854  und  1855 
die  Zinsen  für  die  auf  hinausgegebene  neue  Bank-Actien  ein- 
geflossenen Theilzahlungen  mit  46L700,  1,320.300  und  55.300  fl. 
bedeckt.  Der  erübrigte  Rest  wurde  zur  Vertheilung  an  die  Actio- 
näre   und   y.ur    Verstärkung   des    Reserve-Fondes    verwendet,    für 
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welchen  jedoch  seit  dem  Jahre  1853  nichts  mehr  zurückgelegt 
wurde,  weil  er  zu  Ende  des  Jahres  1852  bereits  die  seiner  Bestim- 
mung entsprechende  Höhe  von  10  Millionen  Gulden  erreicht  hatte. 

Die  den  Actionären  hinausgegebenen  Dividenden  beliefen 
sich  in  den  Jahren  1848  bis  1851  gleichmässig  auf  3,2{^K).0(X)  fl. 
oder  65  fl.  für  jede  Actie,  in  den  Jahren  1852  bis  1854  aber  auf 
3,540.000,  4,200.000  und  4,300.000  fl.,  oder  70,  83  und  85  fl.  für 
jede  der  bestandenen  50.621  Stück  Actien.  Im  Jahre  1855  wurden 
7,300.000  fl.  vertheilt^  allein  für  jede  Actie  entfielen  dennoch 
nur  73  fl. ,  weil  von  diesem  Jahre  angefangen  die  neu  hinzuge- 
kommenen 49.379  Actien  in  den  Genuss  der  Dividende  traten,  so- 
mit die  Vertheilung  des  Ueberschusses  auf  100.000  Actien  ausge- 
dehnt werden  musste.  Nachdem  die  ursprüngliche  Actien-Einlage 
1.000  fl.  Wiener- Währung-Papiergeld  und  100  fl.  in  Silbermünze, 
oder  nach  dem  Course  berechnet,  zu  welchem  die  Staatsversvaltung 
das  eingezahlte  Papiergeld  durch  Obligationen  bedeckte,  600  fl.  in 
Silbermünze  ausmachte,  ergibt  sich  während  der  «"w^ähnten  Periode 
eine  Verainsung  dieses  Actien-Capitales ,  und  zwar:  in  jedem  der 
ersten  vier  Jahre  von  lOy^  Percent,  in  jedem  der  nachfolgenden 
drei  Jahre  von  11'/.  bis  14'/,,.  Percent  und  im  Jahre  1855  von 
lOy^  Percent.  Zur  genaueren  Nachw^eisung  des  eben  behandelten 
Details  der  Gebarung  der  National-Bank  in  der  Epoche  1848  bis 
1855  dient  die  beifolgende  ziff'ernmässige  Ue  her  sieht. 

Im  April  des  Jahres  1848  Avurde  unter  der  Leitung  und  Auf- 
sicht der  österreichischen  National-Bank  ein  Aushilfs-Comite 
gegründet,  welches  den  Zw^eck  hatte,  den  Wiener  Handel s- 
und  Fabriks-Stand  durch  erleichterte  Credit -Gewähruno;  vor 
den  Folgen  der  damaligen  Erschütterung  zu  bewahren.  Es  ward 
von  der  National-Bank  mit  einem  Fonde  von  vier  Millionen  Gulden 
dotirt,  und  stand  unter  der  Leitung  von  zwei  Bank-Directoren, 
welchen  sich  die  aus  .  dem  Wiener  Handelsstande  gewählten  Cen- 
soren  beigesellten.  Es  gew^ährte  Credit  auf  Wechsel,  welche  min- 
destens die  Haftung  zweier  als  solvent  betrachteten  Firmen  un 
sich  trugen,  und  schoss  zum  Theile  auch  Geld  auf  verptandete 
Waai-en  vor.  Das  Aushilfs-Comite  setzte  seine  Wirksamkeit  bis 
zum  Jalu'c  1853  fort,  wo  an  dessen  Stelle  die  nieder-österreichiseho 
Escompte- Anstalt  trat,  und  erlüllte  seinen  Zweck  so  vollständig, 
dass,  Dank  der  Ehrenhaitigkeit  des  Wiener  Handelsstandes,  dabei 
kein  nennenswerther  Verlust  eintrat  und  nahezu  die  Gesammtheit 
der  vorgestreckten  Summen  zurückbezalilt  wurde. 


296 


Einen    ähnlichen    Ursprung   hatte    das    Comite  zur  Unter- 
stützung  mittelloser  Gewerbsleute  in   Wien.     Durch  die 
Ereignisse  des  Frühjahres  1848  waren  viele  industrielle  Unterneh- 
mungen in*s  Stocken  gerathen,  und  eine  nicht  geringe  Anzahl  von 
Gewerbsleuten    sammt  den   von  ihnen    beschäftigten  Arbeitern    in 
ihrem  täglichen  Erwerbe  bedroht.     Die  auf  öffentliche  Kosten  un- 
ternommenen  Arbeiten   vermochten   dem   Uebel   nicht  zu   steuern, 
abgesehen  davon,   dass  hierdurch  die  Arbeiter  ihrer  gewöhnlichen 
Beschäftigung  entzogen  wurden  und  die  Anhäufting  so  vieler  leicht 
in  Aufregung  zu   versetzenden  Arbeiter  unter  den  damaligen  Um- 
ständen   für   die  öffentliche   Sicherheit   bedenklich   war.     Nachdem 
die  National-Bauk  unter  Haftung  der  Staatsverwaltung  einen  zinsen- 
freien Vorschuss   von  zwei  Millionen   Gulden  auf  zwei  Jahre  zur 
Unterstützung  der  mittellosen  Gewerbsleute  zugestanden  hatte,  trat 
unter  Leitung  der  Ministerien  des  Handels  und  des  Inneni  im  Sep- 
tember 1848   em  Comite  patriotischer  Männer  zusammen,    welches 
sich    zur  Aufgabe    machte,     mit    Hilfe    jenes  Credites    die    vom 
Drucke  der  Zeit  betroffenen  Gewerbtreibenden  insolange  zu  unter- 
stützen,   bis  Gewerbe   und  Handel  eine  günstigere  Wendung  ge- 
nommen hatten,  und  durch  Wiederbelebung  der  Gewerbsthätigkeit 
die   bei   den  verschiedenen    auf  Kosten   des  Staates  und  der  Ge- 
meinde   unternommenen    Bauführungen    beschäftigten    Arbeiter   zu 
ihrem   regelmässigen  Erwerbe    zurückzuführen.     Die  Unterstützung 
bestand  in  Zutheilung  von  Geldvorschüssen  als  Abschlagszahlungen 
auf  Bestellungen,    welche   vom   Comite  ausgingen,    oder  als  Vor- 
schüsse von  10  bis  50  fl.  an  solche  Bedürftige,  welche  für  directen 
Absatz  arbeiteten,    ferner    in   Zutheilung  von  Rohstoffen,    welche 
das  Comite  selbst  einkaufte,  endlich  in  Anweisung  auf  Arbeit,  m- 
soferne  das   Comite   Bestellungen  für  öffentliche   Zwecke  erwirkte 
oder  für  den  Verkauf  in  das  Ausland  ertheilte.    Unterstützt  wurden 
jene    mittellosen    Gewerbsleute   von  Wien,    welche    steuerpflichtig 
sind,  durch  Fleiss,  Tüchtigkeit  und  moralischen  Charakter  empfeh- 
lungswürdig  erschienen,    und   deren    Gewerbe   nur    in    Folge    der 
Zeitumstände  ins  Stocken  gerathen  \\aren.     Die  Mittel  hierzu  fand 
das   Comite   neben    den  freiwilligen  Beiträgen,    welches  zu   erlan- 
gen   vermochte,    hauptsächlich    in    dem    vom    Finanz -Ministerium 
zugesicherten  Betrage  von  einer  halben  Million  Gulden,  welcher  in 
der  Folge  auf  mehr  als  ilas  Doppelte  erhöht  wurde.    Die  Mitglieder 
des    Comite's    leisteten    ihre  Mitwirkung    unentgeltlich.      Letzteres 
versammelte    sich    wöchentlich   zweimal,    ein    engerer  (aus   sechs 
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Mitgliedern  bestehender)  Geschäftsausschuss  aber  fungirte  täglich. 
Jede  Gewerbs-Corporation  wählte  aus  ihrer  Mitte  Vertrauensmänner, 
welche  die  Bedürfnisse  ihres  Gewerbsstandes  erhoben,  die  Gesuche 
ihrer  unterstützungsbedürftigen  Gewerbsgenossen  einzeln  übernah- 
men, prüften  und  mit  ihrem  Gutachten  dem  engeren  Geschäfts- 
ausschusse übergaben.  In  dieser  Art  wurde  der  gefiihrliche  Ver- 
such der  Einrichtung  allgemeiner  Werkstätten  glücklich  vermieden, 
und  den  bedürftigen  Gewerbsleuten  das  Mittel  gewährt,  sich  bis 
zu  der  Wiederkehr  geordneter  Erwerbszustände  Arbeit  und  Unter- 
halt zu  verschaffen.  Der  Umsicht  des  Comite's  gelang  es,  unter- 
stützt durch  die  Ehrenhaftigkeit  der  betheilten  Gewerbsleute,  diesen 
Zweck  ohne  irgend  namhafte  Verluste  zu  erreichen,  und  die  wohl- 
thätige  Unterstützung  ohne  ein  bedeutendes  Opfer  bis  zu  dem  Zeit- 
puncte  fortzuführen,  wo  die  Nothwendigkeit  seines  ferneren  Be- 
standes entfiel.     Seine  Auflösung  erfolgte  im  Jahre  1854. 

Die  in  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  November 
1853  gegründete  nieder-österreichische  Escompte-Gesell- 
sehaft  verfolgt  zunächst  den  Zweck,  die  Wohlthat  der  Credit- 
Gewährung  jenen  Handels-  und  Gewerbsleuten  des  Kronlandes  zu- 
zuwenden ,  welche  sich  den  Credit  nicht  durch  bankfähige  Wechsel 
zu  verschaffen,  sonst  aber  hinreichende  Sicherheit  zu  gewähren 
vermögen.  Die  Escompte  -  Gesellschaft  selbst  geniesst  behufs  der 
Ausdehnung  ihrer  Operationen  bei  der  National-Bank  gegen  4per- 
eentige  Verzinsung  einen  Credit,  welcher  neuerlich  von  8  auf  10 
Millionen  Gulden  erhöht  wurde.  ' 

'  Ihre  Statuten  (genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  In- 
nei-n  vom  16.  December  18533  enthalten  die  folgenden  Bestimmungen: 

Die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  ist  eine 
Actien-Gesellschaf t ;  jeder  Actionär  ist  Mitglied  derselben,  Theilnehmer 
aber  Derjenige,  welcher  das  Recht  erlangt  hat,  bei  der  Gesellschaft  Credit 
anzusprechen  (Credit-Inhaber).  Der  Fond  der  Gesellschaft  soll  aus  10  Millio- 
nen Gulden  bestehen  und  durch  2ü.0üU  auf  den  Namen  der  Actionäre  lautende 
Actien  gebildet  werden,  wovon  vorläufig  nur  die  Hälfte  ausgegeben  wird. 
Jeder  Actionär  ist  Miteigenthümer  an  dem  ganzen  Gesellschafts- Vermögen, 
und  geniesst  Zinsen  von  4  Percent  auf  den  Nennwerth  seiner  Actien. 
Von  dem  übrigen  jährlichen  Reinertrage  werden  80  Percent  als  Di\idende 
an  die  Actionäre  vertheilt,  der  Rest  von  20  Percent  aber  in  zwei  Theile 
getheilt,  wovon  der  eine  mit  5  Percent  in  einen  Reserve-Fond  der  Gesell- 
schaft einbezogen,  der  andere  mit  15  Percent  aber  zur  Bildung  eines  be- 
sonderen Reserve-Fonds  für  die  thcilnehmendcn  Credit-Inhaber  Acrwendet 
wird,    welcher   letztere    die    Bestimmung    hat,    Zahlungsrückstände     und 
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Ein  ungemein  wichtiges  Institut  für  den  Aufsciiwung  des  Ver- 
kehres im  Allgemeinen,  insbesondere  aber  für  das  Zustandekommen 

Verluste  zu  bedecken,  die  entstehen ,  wenn Credit-Inhaber  ihre  Verbindlich- 
keiten gegen  die  Gesellschaft  am  Verfallstage  nicht  erfüllen.  Die  Geschäfte 
der  Gesellschaft  zei-fallen: 

A.  In  solche,  welche  unmittelbar  zum  Zwecke  haben,  den  Credit-In- 
habern  statutenmässig  Geldmittel  zuzuwenden,  und  zwar  nach  Maassgabe 
der  jedem  Einzelnen  zugestandenen  Credit-Betheiligung. 

Zu  diesen  Geschäften  gehören: 

a)  das  Escomptiren  von  gezogenen  auf  Conventions -Münze  lautenden 
Wechseln  und  eigenen  Wechseln  im  Betrage  von  mindestens  5011.,  welche 
\oni  Tage  der  Einreichung  nicht  weniger  als  5  Tage  und  nicht  mehr  als 
6  Monate  zu  laufen  haben,  in  Wien  oder  auf  Plätzen,  wo  eine  Filiale  der 
österreichischen  National-Bank  oder  eine  Agentle  der  Escompte-Gesellschaft 
besteht,  zahlbar  sind,  und  welche  ausser  der  Haftung  des  Credlt-Inhabers  die 
Haftung  von  noch  wenigstens  einer  als  solvent  betrachteten  Firma  darbieten; 

b)  das  Escomptiren  von  nicht  länger  als  4  Monate  laufenden  Tratten, 
welche  von  der  nieder -österreichischen  Escompte-Gesellschaft  auf  Credit- 
Inhaber  gezogen  sind,  und  welche  nicht  bloss  mit  dem  Accepte  der  Credit- 
Inhaber  versehen,  sondern  auch  durch  Deponirung  von  der  Entwerthung 
nicht  unterliegenden  Waaren  mit  vollkommener  Sicherheit  bedeckt  werden; 

c)  das  Escomptiren  eigener,  die  Verfallzeit  von  4  Monaten  nicht  über- 
schreitender Wechsel  der  Credit-Inhaber  ohne  Bedeckung,  welche  Credit- 
Gewährung  jedoch  nur  für  höchstens  den  vierten  Tlieil  der  Credit-Bethei- 
ligung stattfinden,  und  nicht  zugleich  erneuert  werden  kann; 

d)  das  Escomptiren  von  Wechseln ,  welche  auf  eine  protokollirte  Firma 
des  Wiener  Platzes  gezogen  und  von  derselben  acceptirt  oder  von  einer 
solchen  Firma  ausgestellt  sind,  im  Betrage  von  mindestens  50  11.,  deren 
noch  abzulaufende  Verfailfrist  100  Tage  nicht  überschreitet,  und  welche 
von  dem  Censur  -  Collegium  ohne  Berücksichtigung  der  Firma  des  Credit- 
Inhabers,  der  sie  zum  Escomptiren  übergibt,  für  vollkommen  sicher  er- 
kannt werden; 

e)  der  Verkauf  von  Wechseln  auf  das  Ausland  unter  dem  Giro  der 
Gesellschaft; 

f)  die  Eincassirung  von  unpnijudicirten  Wechseln  im  Betrage  von 
mindestens  300  il.  in  allen  erheblichen  Verkehrsplätzen  der  Monarchie. 

B.  In  andere  Geschäfte ,  durch  welche  die  fruchtbringende  Verwendung 
der  zu  den  Geschäften  A.  nicht  erforderlichen  Fonde  der  Gesellschaft  beab- 
sichtiget wird. 

Hierzu  gehört : 

a)  die  Escomptlrung  von  bankmässigen  Wechseln ; 

b)  der  Ankauf  von  Effecten  der  schwebenden  ötaatsschuki ,  welche 
auf  Verlangen  oder  höchstens  nach  3  Monaten  rückzahlbar  sind. 
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und  das  Gedeihen  der  grösseren  gesellschaftlichen  Unternelimungen 
ist  die  im  Beginne  des  Jahres  1856  gebildete   Credits- Anstalt 

C.  In  solche,  welche  die  Beförderung  eines  grösseren  Geschäftsum- 
satzes bezwecken,  d.  i. : 

a)  in  dem  Reescomptiren  der  Wechsel,  welche  durch  Escomptiren  ein- 
gegangen sind,  unter  dem  Giro  der  Gesellschaft; 

b)  in  der  Uebernahme  von  Geldern  in  laufender  Rechnung  oder  auf 
längere  bestimmte  Termine. 

Die  dem  Escompte  -  Geschäfte  gewidmete  Summe  darf  den  fünffachen 
Betrag  des  wirklich  eingezahlten  Actien  -  Fondes  nicht  überschreiten.  Es 
ist  der  Gesellschaft  nicht  gestattet,  Darlehen  auf  Gold  oder  Silber  oder 
auf  Wechsel  in  ausländischer  Valuta  zu  geben.  Die  Geschäfte  der  Gesell- 
schaft werden  von  einer  periodisch  einzuberufenden  General-Versammlung 
und  von  einem  Verwaltungsrathe  geführt.  Als  Hilfs-Oi'gane  sind  den- 
selben eigens  aufgenommene  Beamte,  an  deren  Spitze  ein  Director  und 
ein  Stellvertreter  desselben,  und  Diener  beigegeben.  Jeder  Actionär, 
welcher  wenigstens  5  auf  seinen  Namen  lautende  Actien  3  Monate  vor 
der  Einberufung  besitzt  und  8  Tage  vor  dem  Zusammentreten  depo- 
nirt,  ist  Mitglied  der  General- Versammlung;  er  hat  immer  nur  eine 
Stimme.  Eine  General -Versammlung  findet  regelmässig  jährlich  einmal 
Statt.  Dieselbe  vernimmt  den  Bericht  des  Verwaltungsrathes  über  die 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  und  beschliesst  über  die  Anträge  des 
Rechnungs-Revisions-Ausschusses.  Sie  bestimmt  das  Ausmaass  der  Divi- 
dende und  entscheidet  über  die  Vermehrung  des  Actien -Fondes;  sie  er- 
wählt die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  bestimmt  die  Bezüge  der- 
selben, sowie  des  Comites  der  Credit-Inhaber ;  sie  entscheidet,  jedoch  nur 
mit  einer  Stimmenmehrheit  von  drei  Viertheilen  der  Abstimmenden  und 
vorbehaltlich  der  Allerhöchsten  Genehmigung,  über  Anträge  auf  Verän- 
derung der  Statuten,  Verlängerung  oder  Abkürzung  der  Dauer  der  Ge- 
sellschaft, sowie  auf  Erweiterung  ihres  Geschäftsbetriebes.  Der  Verwal- 
tungsrath  besteht  aus  12  Mitgliedern,  welche  in  Wien  wohnende  stimmfähige 
Actionäre  sind;  ihr  Amt  dauert  3  Jahre,  der  Präsident  sammt  seinen  2 
Stellvertretern  wird  aus  ihrer  Mitte  für  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt. 
Der  Verwaltungsrath  repräsentirt  die  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als 
gesetzlich  Bevollmächtigter;  er  ernennt  den  Geschäfts -Director  sowie  die 
übrigen  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  bestimmt  den  Wirkungs- 
kreis derselben  und  ihre  Bezüge,  er  ernennt  unter  gleicher  Bestinniiung 
die  Beamten  und  Diener  des  Comite's  der  Credit-Inhaber  über  Vorschlag 
desselben ,  ferner  bezeichnet  er  die  Orte  zur  Errichtung  von  Agentien  und 
ernennt  die  Agenten.  Er  verfügt  über  die  Aufbewahrung  der  Gelder, 
Effecten  und  Urkunden  der  Gesellschaft,  sowie  der  deponirten  Waaren, 
führt  die  Mitsperre  der  Cassen,  bestimmt  den  Zinsfuss  für  die  Escompti- 
rungen  der  Gesellschaft,   sowie  die  vorkommenden  Geschäfts -Provisionen, 
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für  Handel  und  Gewerbe.  Die  Bedeutung  dieses  Institutes 
wird   aus  ihren   Statuten   ersichtlich,    welche  zur  Erlangung  einer 

stellt  die  Anträge  zur  Abänderung  der  Statuten  oder  Vermehrung  des 
Actien-Fondes ,  und  entscheidet  in  allen  Fällen ,  welche  nicht  ausdrücklich 
der  General-Versammlung  vorbehalten  sind.  Der  Vorsitzende  ist  berech- 
tigt, die  Ausführung  eines  mit  Stimmenmehrheit  gefassten  Beschlusses 
bis  zur  nächsten  Sitzung  zu  sistiren;  wird  jedoch  in  dieser  der  Bcschluss 
bestätigt,  so  erfolgt  die  Ausführung. 

Die  Theilnahme  an  der  Escompte-Gesellschaft  wird  nur  in  Folge  eines 
Ansuchens  an  ehrenhafte,  in  Nieder  -  Oesterreich  ansässige,  erwerbfähige 
und  solvente  Personen  zugestanden.  Die  Aufnahme  als  Theilnehmer  ge- 
währt das  Recht,  einen  bestimmten  innerhalb  gewisser  Gränzen  einge- 
schlossenen Credit,  welcher  mittelst  der  bei  A.  aufgezählten  Geschäfte 
gewährt  wird,  bei  der  Gesellschaft  anzusprechen,  und  an  allen  statuten- 
mässigen,  den  Credit-Inhabern  zustehenden  Vortheilen  Theil  zu  nehmen; 
dagegen  übernimmt  jeder  Credit  -  Inhaber  vom  Tage  seines  Eintrittes  die 
Mithaftung  für  die  sämmtlichen  Verbindlichkeiten  der  übrigen  Credit-Inhaber 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Höhe  seiner  Credit- Betheiligung.  Der 
mindeste  Betrag,  für  welchen  eine  Credit- Betheiligung  stattfindet,  ist 
300  11..  der  höchste  darf  2  Percent  des  jeweilig  baar  eingezahlten  Actien- 
Fondes  nicht  übersteigen;  doch  darf  über  Ansuchen  eine  Erweiterung  der 
ursprünglichen  Credit-Betheiligung  auf  das  Doppelte  derselben  zugestanden 
werden,  welche  aber  ausschliesslich  nur  durch  Einreichung  der  unter 
A.  d)  bezeichneten  Wechsel  benützt  werden  kann.  Jeder  zugelassene 
Theilnehmer  ist  bei  seiner  Aufnahme  verpflichtet,  5  Percent  des  ihm  zu- 
gesprochenen Credites  baar  einzuzahlen.  Aus  diesen  Einzahlungen  wird 
ein  Sicherstellnngs-Fond  gebildet,  welcher  ein  Eigenthum  der  einzelnen 
Theilnehmer  ist,  aber  mit  seiner  Gesammtheit  für  die  Verbindlichkeiten 
aller  Theilnehmer  gegen  die  Gesellschaft  haftet.  Diese  Einzahlungen  wer- 
den zu  den  statutenmässigen  Geschäften  verwendet  und  mit  4  Percent 
jährlich  verzinset.  Der  Bewerber  um  die  Theilnahme  muss  das  Vorhan- 
densein der  statutenmässigen  Eigenschaften  dartluin,  zugleich  aber,  wenn 
er  nicht  Mitglied  und  nicht  in  Wien  wohnhaft  ist,  ein  in  Wien  befind- 
liches Doniicil  namhaft  machen.  Die  Credit -Fälligkeit  kann  ganz  oder 
theilvveise  über  Bürgschaft  dritter  Personen  und  gegen  Verpfändung  öster- 
reichischer Staatspapiere  oder  anderer  börsenmässigei-  gut  verwerthbarer 
Effecten  zugestanden  werden.  Das  Comite  der  Credit-Inhaber  begutachtet 
das  Gesuch,  und  stellt  den  Antrag  darüber  bei  dem  Ver^^■altungsrathe, 
welcher  die  beantragte  Credit -Summe  herabsetzen  oder  eine  vermehrte 
Sicherstellung  verlangfen  kann,  im  Uebrigen  aber  an  den  Antrag  des 
Comite's  gebunden  ist.  Wenn  ein  Credit-Inhaber  seineu  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Gesellschaft  am  Verfallstage  nicht  nachkömmt,  wird  die  Zah' 
lung  aus  dem  Keserve-Fonde  der  Credit-Inhaber.  und,  ist  dieser  erschöpft, 
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näheren  Einsicht  in  die  Verhältnisse  dieser  Anstah,  an  deren  Ge- 
deihen J  sich  so  viele  und  grosse  Erwartungen  knüpfen,  hier 
ihrem  ganzen  Inhalte  nach  aufgeführt  NA^erden.  ' 


aus  den  von  den  Credit -Inhabern  eingezahlten  Beiträgen  geleistet.  Der 
sonach  angegriffene  Sicherheits-Fond  ist  sogleich  durch  Zuzahlungen  aller 
Credit-Inhaber  zu  ergänzen,  welcher  Ergänzungsbetrag  sannnt  4percen- 
tigen  Zinsen  aus  dem  Reserve-Fonde  der  Credit-Inhaber,  sobald  er  hierzu 
ausreicht,  rückerstattet  wird.  Wenn  ein  Credit-Inhaber  binnen  15  Tagen 
die  abgeforderte  Nachzahlung  nicht  leistet,  oder  seine  Zahlungen  über- 
haupt eingestellt  hat,  wird  er  aus  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  ausge- 
schlossen. Ein  Credit-Inhaber,  welcher  die  aus  seinem  Giro  erwachsenen 
Verbindlichkeiten  nicht  zur  rechten  Zeit  ei-füUt,  oder  dessen  Accept  wegen 
Mangel  an  Zahlung  protestirt  wird,  kann  seinen  Credit  bei  der  Gesell- 
schaft nicht  mehr  benützen.  Die  Betheiligung  eines  Credit-Inhabers  kann 
sowohl  durch  einen  Beschluss  des  Comite's  als  des  Verwaltungsrathes  ohne 
Angabe  der  Gründe  vermindert  oder  ganz  aufgehoben  werden. 

Wenn  ein  Credit-Inhaber  sein  Verhältniss  zur  Gesellschaft  auflöst,  hat 
er  vom  Tage  der  gemachten  Anzeige  nicht  mehr  das  Recht,  von  seinem 
Credite  Gebrauch  zu  machen,  bleibt  aber  noch  bis  zu  dem  binnen  6  Mo- 
naten ^oni  Tage  seiner  Kündigung  nächstfolgenden  Bilanz -Abschlüsse  in 
der  Haftung  eines  Credit-Inhabers.  Zur  Ausübung  der  Rechte  der  Credit- 
Inhaber  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  wird  ein  grösserer  und 
ein  engerer  Ausscliuss  (Comite)  aus  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  gebildet, 
und  denselben  zur  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte  eine  bestimmte  Zahl 
von  Beamten  und  Dienern  beigegeben.  Der  grössere  Ausscliuss  besteht 
aus  allen  jenen  Credit-Inhabern,  welche  eine  Credit-Befheiligung  von  nicht 
weniger  als  2.500  fl.  geniessen;  er  versammelt  sich  jährlich  wenigstens 
zweimal,  und  nimmt  dabei  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Comite's,  der 
Rechnungs  -  Revision -Commission,  des  Liquidations- Ausschusses  vor.  Der 
engere  Ausschuss  (Comite)  repräsentirt  die  Gesammtheit  der  Credit-Inhaber 
sowohl  der  Gesellschaft,  als  jedem  einzelnen  Credit-Inhaber  gegenüber. 
Seine  Mitglieder  werden  aus  der  Zahl  der  stimmfähigen  Credit-Inhaber 
gewählt;  ihre  Zahl  darf  nicht  unter  18  und  nicht  über  36  seyn,  und  we- 
nigstens der  dritte  Theil  davon  muss  aus  Industriellen  und  Gewerbetrei- 
benden bestehen.  Das  Comite  wählt  aus  seinen  Mitgliedern  diejenigen, 
die  dem  Censur-Collegium  beizuwohnen  haben,  es  berathet  über  die  Auf- 
nahme von  Credit-Inhabern ,  über  die  Grösse  des  einem  solchen  zu  bewil- 
ligenden Credites ,  und  leitet  den  Beschluss  an  den  Verwaltungsrath.  Zur 
Giltigkeit  dieser  Beschlüsse  müssen  wenigstens  12  Mitglieder  anwesend  sein, 
und  zwei  Dritttheile  davon  einwilligen. 

'  Statuten  der  kaiserl.  königl.  privilegirten  österreichischen  Credits- 
Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe.' 
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Von  dem  Actien  -  Capitale  von  sechzig  Millionen  Gulden  be- 
stimmten die  Gründer  einen  Betrag  von  fünfzehn  Millionen  Gulden 

Erster  Titel.     Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Die  k.  k.  priv.  österreichische  Credits- Anstalt  für  Handel  und 
Gewerbe  ist  ein  auf  Actien  gegründeter  Privat-Verein  zum  Betriebe  der  in 
diesen  Statuten  bezeichneten  Geschäfte.  Dieselbe  steht  unter  dem  Schutze 
und  unter  der  Oberaufsicht  dei-  Staatsverwaltung.  Die  Firma,  lautend: 
„k.  k.  priv.  österreichische  Credits-Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe"  wird 
bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  protokollirt. 

§.  2.  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  Sie  errichtet  nach 
Erforderniss  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  Filiale  in  der  ganzen 
Monarchie.  Die  Filiale  werden  für  einen  oder  mehrere  der  in  diesen  Sta- 
tuten bezeichneten  Geschäftszweige  errichtet;  es  stehen  ihnen  dieselben 
Rechte  und  Pflichten  wie  der  Anstalt  selbst  zu. 

§.  3.     Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  90  Jahre,  von  dem  Tage  der 
Allerhöchsten  Genehmigung  dieser  Statuten  an  gerechnet,  festgesetzt. 
Zweiter  Titel.     Von  den  Geschäften  der  Anstalt. 

§.  4.  Die  Gesellschaft  ist  zu  nachfolgenden  Geschäften  befugt:  a)  ver- 
zinsliche Vorschüsse  zu  geben  auf  österreichische  Staatspapiere  und  Grund- 
entlastungs-Obligationen ,  auf  Actien  und  Obligationen  inländischer  Unter- 
nehmungen, auf  Obligationen  aus  Credits-Operationen  einzelner  Kronländer, 
Bezirke  oder  Gemeinden ,  dann  auf  Rohproducte  und  Waaren ;  b)  österrei- 
chische Staatsanleihen,  Credits-Operationen  einzelner  Kronländer,  Bezirke 
oder  Gemeinden  zu  übernehmen,  oder  sich  daran  zu  betheiligen,  und  an 
Dritte  zu  überlassen;  c)  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
industrielle  oder  sonst  das  öffentliche  Wohl  fördernde  Unternehmungen 
aller  Art  innerhalb  der  österreichischen  Monarchie  zu  errichten ,  zu  diesem 
Ende  die  Umstaltung  schon  bestehender  Gesellschaften  in  Actien -Gesell- 
schaften zu  bewirken,  und  für  alle  derlei  Unternehmungen  und  Gesell- 
schaften Actien  imd  Obligationen  auszugeben;  d)  alle  Arten  von  österrei- 
chischen Staatspapieren ,  von  inländischen  Industrie  -  Effecten  ,  dann 
Privat-Schuldverschreibungen  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  zu  verpfänden 
und  gegen  andere  Werthsgegenstände  zu  vertauschen;  e)  Effecten  und 
Werthspapiere  jeder  Art  in  ihren  Depositen-Gassen  aufzunehmen  und  auf- 
zubewahren; f)  die  Eincassirung  und  Auszahlung  von  Interessen-Coupons 
und  von  Dividenden ,  sowie  die  Einbringung  von  anderen  Forderungen  für 
Rechnung  Dritter  zu  besorgen;  g)  Geldbeträge  in  laufende  Rechnung  zu 
übernehmen,  und  Bankgeschäfte  zu  betreiben. 

§.  5.  Die  Credits-Anstalt  ist  berechtiget,  eigene  verzinsliche  Schuld- 
verschreibungen auszugeben.  Der  Gcsammtbetrag  der  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen muss  stets  durch  den  Werth  der  in  den  Cassen  der  Ge- 
sellschaftbefindlichen, ihr  eigenthümlichen  Staatspapiere  und  Privat-Effecten 
vollkommen     bedeckt     seyn.       Die    Schuldverschreibungen     der    Credits- 
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für    die    allgemeine    Ketheiligung.      Die   am    10.   December   eröff- 
nete und   am  15.  December  1855   geschlossene  Subscription  ergab 

Anstalt  dürfen  nicht  mit  kürzerer  Verfallszeit  als  auf  ein  Jahr  ausgegeben 
werden. 

§.  6.  Ausgeschlossen  von  dem  Wirkungskreise  der  Credits -Anstalt 
sind  alle  in  den  vorhergehenden  §§/  4  und  5  nicht  ausdrücklich  bezeich- 
neten Geschäfte,  insbesondere  Käufe  und  Verkäufe  auf  Lieferung,  unbe- 
deckt oder  gegen  Prämie. 

§.  7.  Die  Credits- Anstalt  darf  die  zur  Bildung  ihres  Fondes  aus- 
gegebenen Actien  weder  ankaufen,  noch  gegen  andere  Werthspapiere  ein- 
tauschen. 

§.  8.  Die  Credits-Anstalt  führt  ihre  Reclinungen ,  empfängt  und  zahlt 
in  der  gesetzlichen  österreichischen  Landeswährung. 

Dritter  Titel.     Von  dem  Gesellschafts-Fonde  und  von  den 
Rechtsverhältnissen  der  Actionäre. 

§.  9.  Das  Grundcapital  der  Anstalt  wird  aus  Einhundert  Millionen 
Gulden  bestehen. 

§.  10.  Dieses  Grundcapital  wird  durch  500.000  Actien  gebildet.  Jede 
Actie  lautet  auf  Zweihundert  Gulden  und  ist  mit  Coupons  und  mit  einem 
Talon  versehen.  Die  Ausgaben  von  Actien  unter  dem  vollen  Nennwerthe 
findet  nicht  Statt. 

§.  11.  Von  diesen  500.000  Actien  werden  vorerst  nur  300.000  Actien 
ausgegeben.  Ueber  die  Ausgabe  der  weiteren  200.000  Actien ,  welche  nach 
Maassgabe  des  Geschäftsbetriebes  der  Credits-Anstalt  stattzufinden  hat, 
entscheidet  der  Verwaltungsrath ,  welcher  den  Begründern  der  Ci-edits- 
Aiistalt  das  Vorrecht  zur  Uebernahme  eines  Dritttheiles  der  hinauszuge- 
benden Actien  einräumen,  und  die  anderen  zwei  Dritttheile  den  Besitzern 
der  Actien  vorbehalten  muss. 

§.  12.  Zur  Erwerbung  von  Actien  der  Credits-Anstalt  sind  sowohl 
Inländer  wie  auch  Ausländer,  Private  wie  auch  Corporationen  und  Gesell- 
schaften berechtiget. 

§.  13.  Die  Actien  wei'den  mit  fortlaufenden  Nummern  bezeichnet, 
von  zwei  Verwaltungsräthen  oder  von  einem  Verwaltungsrathe  und  einem 
dazu  vom  Verwaltungsrathe  besonders  bevollmächtigten  Beamten  unter- 
zeichnet, und  mit  dem  Stämpel  der  Gesellschaft  veisehen.  Sie  werden 
auf  den  Ueberbringer  lautend  ausgestellt.  Es  steht  jedoch  jedem  Besitzer 
frei,  gegen  Vergütung  der  durch  das  Reglement  bezeichneten  Gebühren, 
Actien  auf  seinen  Namen  umschreiben  zu  lassen.  Die  auf  bestimmte  Na- 
men lautenden  Actien  können  in  gesetzlicher  Weise  übertragen  werden. 
Eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  die  Echtheit  des  Indossements  oder  der 
sonstigen  Uebertragungs-Urkundon  hat  jedocji  nicht  Statt. 

§.  14.  Jeder  Actionär  kann  seine  Actien  bei  der  Casse  der  Gesell- 
schaft   hinterlegen,     und    dagegen    einen     auf  seinen    Namen    lautenden 


304 


das  Resultat,  dass  25.348  Parteien  die  Summe  von  644,518.400  ti. 
gezeichnet  hatten.  Demnach  wurde  eine  Reduction  der  zu  ver- 
theilenden  Zahl   von  75.000   (von  den  Gründern   auf  75.539  Stück 

Empfangsschein  erheben.  Die  Form  dieses  Empfangsscheines  und  die  Ge- 
bühr, welche  für  die  Hinterlegung  zu  entrichten  sein  wird,  bestimmt  der 
Verwaltungsrath. 

§.  15.  Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder 
mehrerer  Actien  in  Eine  findet  niemals  Statt.  In  Verlust  gerathene  Ac- 
tien  oder  Coupons  und  Talons  müssen  auf  gesetzliche  Weise  amortisirt 
werden. 

§.  16.  Die  Ausfertigung  der  Actien  findet  erst  nach  erfolgter  voll- 
ständiger Einzahlung  des  Nominal-Betrages  Statt.  Bis  dahin  werden  nur 
Interims-Scheine  ausgefolgt,  auf  welchen  die  geleisteten  Einzahlungen  er- 
sichtlich zu  machen  sind.  Nach  erfolgter  Einzahlung  von  30  Percent  des 
Nennwerthes,  das  ist  von  60  fl.  auf  jede  Actie,  dürfen  die  Interims-Scheine 
an  der  k.  k.  ötfentlichen  Börse  zu  Wien  notirt  werden,  und  eignen  sich 
dieselben  zu  Börsegeschäften. 

§.  17.  Die  Einzahlung  der  ersten  30  Percent  des  Nennwerthes  der 
Actien  erfolgt  in  drei  gleichen  Monats-Raten,  deren  jede  10  Percent  des 
Nennwerthes  oder  zwanzig  Gulden  auf  jede  Actie  beträgt.  Die  erste  Rate 
wird  am  15.  Januar  1856  fällig.  Die  weiteren  70  Percent  sind  im  Laufe 
des  Jahres  1856  und  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1857  einzuzahlen. 
Die  dessfallsigen  Raten  und  Einzahlungs- Termine  bestimmt  der  Verwal- 
tungsrath. 

§.  18.  Die  Uebertragung  eines  Interims -Scheines,  auf  welchen  eine 
Einzahlung  zur  Verfallzeit  nicht  geleistet  wurde,  ist  ungiltig. 

§.  19.  Für  jede  nicht  am  Verfallstage  geleistete  Einzahlung  sind  der 
Gesellschaft  Verzugszinsen  von  5  Percent,  vom  Verfallstage  an,  zu  ver- 
güten. Die  Nummern  der  Interims -Scheine,  auf  welche  die  Einzahlung 
am  Verfallstage  nicht  erfolgt  ist,  werden  in  der  Wiener  Zeitung  und  in 
anderen  vom  Verwaltungsrathe  dafür  zu  bestimmenden  Blättern  veröflfent- 
licht.  Vierzehn  Tage  nach  dieser  Veröffentlichung  ist  die  Gesellschaft  be- 
rechtiget, diese  Interims -Scheine  für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  im 
Ausstande  gebliebenen  Actiouärs ,  ohne  irgend  weitere  Förmlichkeiten,  an 
der  k.  k.  Börse  zu  Wien  durch  einen  beeideten  Sensal  verkaufen  zu  las- 
sen, und  zwar  auf  Einmal  oder  in  Abtheilungen  an  Einem  oder  an  meh- 
reren Tagen.  Dieses  Verfahren  hindert  die  Gesellschaft  nicht  an  weiteren 
gerichtlichen  Schritten  gegen  den  im  Ausstande  gebliebenen  Actionär. 

§.  20.  An  der  Stelle  solcher  erloschener  Actien-Bei-echtigungen  wer- 
den neue  Interims-Scheine  oder  Actien  ausgegeben.  Der  nach  Abzug  der 
Kosten  verbleibende  Erlös  der  verkauften  Effecten  dient  dazu,  die  Gesell- 
schaft für  den  ausständigen  Betrag  bezahlt  zu  machen.  Ergibt  sich  dabei 
ein   Abgang,    so    bleibt    der    frühere   Actionär   der  Gesellschaft  dafür  in 
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erh<)liten)  Actieii  in  der  Art  vorgenommen,  dass  jeder  Siibseribent 
auf  50  Actien  je  ein  Stück  erhielt,  denjenigen  22.294  Parteien  aber, 

Haftung,     Ergibt  sich  jedoch  ein  Ueberschuss ,  so  wird  dieser  dem  Bethei- 
ligten zurück  erstattet. 

§.  21.  Jeder  Actionär  ist  nach  Maassgabe  der  Actien-Zahl,  die  er  be- 
sitzt, Miteigenthiiraer  an  dem  ganzen  Gesellschaftsvermögen  und  nimmt  in 
demselben  Verhältnisse  Anthei]  am  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft. 

§.  22.  Das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft ,  mit  Einschlnss  des 
Reserve-Fondes,  haftet  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Credits- Anstalt  gegen 
dritte  Personen.  Kein  Actionär  ist  über  den  Nominal-Betrag  seiner  Actien 
haftungspflichtig. 

Vierter  Titel.     Organisation  der  Gesellschaft. 

§.  23.  Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenen 
Organe  sind:  A.  Die  General  -  Versammlung ,  B.  der  Verwaltungsrath, 
C.  die  Direction. 

A.  General- Versammlung. 

§.  24.  An  der  General  -  Versammlung  haben  alle  Actionäre  Antheil, 
welche  wenigstens  zwanzig  Actien  der  Gesellschaft  besitzen.  Besitzer  von 
20  Actien  sind  zu  einer,  von  50  zu  zwei,  von  100  zu  drei,  von  200  zu 
vier,  von  400  zu  fünf  Stimmen,  und  so  fort  für  jede  weiteren  200  Actien 
zu  einer  Stimme  mehr  berechtiget.  Jedoch  kann  kein  Actionär  ohne  Un- 
terschied, ob  im  eigenen  oder  Vollmachtnamen,  und  kein  Bevollmächtigter 
eines  oder  mehrerer  Actionäre,  mehr  als  10  Stimmen  ausüben.  Die  Actien, 
rücksichtlich  welcher  das  Stimmrecht  bei  der  General- Versammlung  aus- 
geübt wird,  müssen  vier  Wochen  vor  dem  für  das  Zusammentreten  der 
Versammlung  festgesetzten  Tage  bei  der  Gesellschaft  in  Wien,  oder  bei 
denjenigen  Gassen  im  Auslande,  welche  der  Verwaltungsrath  hierzu  be- 
zeichnen wird,  hinterlegt  werden. 

§.  25.  Die  General- Versammlung  findet  regelmässig  jedes  Jahr  im 
Monate  März  oder  April  Statt.  Die  Einberufung  von  ausserordentlichen 
General- Versammlungen  erfolgt,  wenn  dieselbe  entweder  vom  Verwaltungs- 
rathe  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmen  beschlossen, 
oder  von  wenigstens  sechzig  stimmberechtigten  Actionären  in  einer  schrift- 
lichen Eingabe  an  den  Verwaltungsrath  in  Antrag  gebracht  wird.  Die 
Einberufung  geschieht  durch  den  Verwaltungsrath  mittelst  einer  A'eröf- 
fentlichung  in  der  Wiener  Zeitung  und  in  den  durch  den  Verwaltungsrath 
dazu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  des  Auslandes,  welche  mindestens 
42  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu 
geschehen  hat,  und  in  welcher  der  Zweck  der  Einberufung ,  sowie  die 
Gegenstände  der  Verhandlung,  bekannt  zu  geben  sind. 

§.  26.     Das  Stimmrecht  in  der  General -Versammlung  kann  vom  Ac- 
tionär nur  persönlich  oder  durch,  Bevollmächtigung   eines  anderen  stinnn- 
berechtigten  Actionärs   ausgeübt   werden.     Ausnahms\\eise  können  jedoch 
v.  Czoernlg,  Oesterreich's  Neugestaltung.  20 
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die  auf  je  1  bis  25  Actien  gezeichnet  liatten,  für  je  zwei  Subscrip- 
tioiis-Scheiiie  eine  Aetie  zugewiesen  wurde. 

Minderjährige  durch  ihren  Vormund,  Frauen  durch  ihren  Gatten  oder 
einen  eigens  gewählten  Bevollmächtigten,  Handelsgesellscliaften  durch  einen 
ihrer  Firma-Führer,  Gesellschaften  überhaupt  durch  ein  dazu  bevollmäch- 
tigtes Mitglied,  Körperschaften,  Institute  u.  dgl.  durch  einen  ihrer  Vor- 
stände vertreten  werden. 

§.  27.  In  der  General-Vorsammlung  führt  der  Präsident  des  Verwal- 
tungsrathes,  oder  in  dessen  Verhinderung,  einer  der  Vice-Präsidenten  oder 
ein  duy;h  den  Verwaltungsrath  hierzu  bezeichnetes  Mitglied  desselben  den 
Vorsitz.  Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  leitet  die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung.  Zu 
Scrutatoren  werden  jene  Actionäre  ernannt,  welche  die  meisten  Stimmen 
zu  führen  berechtiget  sind ;  im  Weigerungsfalle  die  zunächst  Berechtigten. 
Der  Vorsitzende  und  die  Scrutatoren  ernennen  den  Secretär. 

§.  28.     Zur  Fassung  eines  giltigen   Beschlusses  in  der   General -Ver- 
sammlung müssen  wenigstens  60  Mitglieder  bei  derselben  gegenwärtig  und 
die  Gegenwärtigen  wenigstens   100  Stimmen   abzugeben   berechtiget  sein. 
In  Ermanglung  dieser  Zahl  findet  eine  neue  Einberufung  der  General-Ver. 
Sammlung  Statt.     In   diesem   Falle   bi^aucht   jedoch   die   ötfentliche   Kund- 
machung nur  10  Tage,  und  die  Hinterlegung  der  Actien  nur  5  Tage  vor 
dem   neu  anberaumten   Tage   zu  erfolgen.     Die  Giltigkeit   der  von   einer 
solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Versammlung  gefassten  Beschlüsse  ist 
an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  und  von  Stimmen  nicht  gebunden. 
§.  29.     In  der  General-Versammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände 
verhandelt,    welche    in    dem    vom    Verwaltungsrathe    bekannt   gemachten 
Programme  bezeichnet  sind.     Jedem  stimmberechtigten  Mitgliede  steht  zwar 
das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  jedoch  wird  über  dieselben 
nicht  sofort  berathen  und  entschieden,    sondern  es  hat  die  Versammlung, 
wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  20  Mitgliedern  unterstützt  wird, 
vorerst  nur  zu  entscheiden,  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  sei. 
§.  30.     Die  General -Versammlung   wählt   die  Mitglieder  des  Vcrwal- 
tungsrathes,    zu  welchem   Behufe  ihr   das   Verzeiclmiss    der   wahlfähigen 
Actionäre   vorgelegt   wird.     Sie   Acrnimmt  den   Bericht    des   Verwaltungs- 
Rathes  über  die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft.     Sie  erwählt  aus  ihrer 
Mitte  einen  Revisions-Ausschuss,  welcher  nachdem  nächstfolgenden  Bilanz- 
Abschlüsse  die  demselben  durch   den    Verwaltungsrath   zu   übergebenden 
Rechnungen    zu    prüfen    und    darüber    der    nächstjährigen    regelmässigen 
General- Versammlung  Bericht  zu  erstatten  hat.     Sie  beschliesst  sohin  über 
die    vom   Revisions- Ausschusse   geprüften  Rechnungen   und   bestimmt  die 
Höhe  der  auf  jede  Actie  zu  vertheilende  Dividende.     Sie  ertheilt  dem  Ver- 
waltungsrathe in   allen  Fällen,   welche   in    den  Statuten   nicht  vorgesehen 
sind,  die  nöthige  Ermächtigung. 
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9.     Conim  u  II  icatioiis- Ans  tal  teil  (Land-  und  Wasserstrassen). 

Bei  der  Darstellung  der  Communications-Anstalten  kom- 
men   zunächst    die    Land-    und    Wasser  Strassen,    die 

§.  31.  Die  Beschlüsse  der  General-Versammlung  weiden  in  der  Regel 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  gleiclien  Stimmen  entscheidet 
jene  des  Vorsitzenden.  Anträge  auf  Veränderung  der  Statuten,  auf  Ver- 
längerung der  Dauer  der  Gesellschaft,  oder  über  deren  Auflösung  vor  der 
festgesetzten  Zeit,  oder  auf  Erweiterung  ihres  Geschäftsbetriebes,  dürfen 
von  der  General  -  Versammlung  nur  mit  einer  Stimmenmehrheit  von  drei 
Viertheilen  der  Abstimmenden  entschieden  werden;  zur  Ausführung  der- 
selben ist  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich. 

§.  32.  Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mit- 
telst Stimmzetteln.  Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung 
die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  das  Scrutin  zwi- 
schen den  Mitgliedern,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten 
Stimmen  erhielten,  und  zwar  wird  in  solchem  Falle  die  doppelte  Anzahl 
der  noch  zu  wählenden  Mitgieder  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Bei  glei- 
cher Zahl  der  Stimmen  entscheidet  die  Höhe  des  Actien- Besitzes,  bei 
Gleichheit  des  letzteren  das  Loos. 

§.  33.  Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  General- Vei'sammlung  sind 
für  alle  Actionäre  bindend.  Eine  Einsprache  oder  Berufung  dagegen  findet 
nicht  Statt. 

§.  34.  üeber  die  Verhandlungen  der  General- Versammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  dem  das  Verzeichuiss  der  anwesenden  Mitglieder  bei- 
gefügt wird.  Das  Protokoll  wird  vom  Vorsitzenden  und  von  dem  die 
meisten  Stimmen  besitzenden  Mitgliede  der  Versammlung  unterzeichnet 
und  bedarf  der  Mitfertigung  des  landesfürstliclien  Commissärs.  Es  werden 
in  dasselbe  nur  die  Resultate  der  Verhandlung  aufgenommen. 

B.    Verwaltungsra  th. 

§.  35.  Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  21  Mitgliedern.  Dieselben 
werden  von  der  General -Versammlung  aus  den  stimmfähigen  Actioiiären 
gewählt.     Ihre  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  der  Staats\erwaltuiig. 

§.  36.  Zu  Verwaltungsräthen  können  sowohl  inländische  oder  in 
Oesteri-eich  wohnende,  als  ausländische  oder  im  Auslande  wohnende  Ac- 
tionäre gewählt  werden.  Der  Verwaltungsrath  muss  jedoch  immer  bis  zu 
wenigstens  zwei  Dritttheilen  aus  Actionären  Ijestehcn,  welche  in  Wien 
ihren  Wohnsitz  haben.  Jedes  Mitglied  des  Verwaltuiigsralhes  hat  binnen 
8  Tagen  nach  sehier  Ernennung  50  Actien  bei  der  Gesellschaft .  für.  die 
Dauer  seiner  Function  zu  hinterlegen.  Erst  wenn  dieses  geschehen  ist, 
kann  es  seine  Functionen  antreten. 
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grösseren  Dampfschifffahrts  -  Unternehmungen,  die 
Eisenbahnen,  die  Telegraphen  und  das  Postwesen 
in  Betracht. 

§.  37.  Das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Verwaltimgsrathes  dauert  in  der 
Regel  sieben  Jahre. 

§.  38.  Jedes  Jahr  treten  drei  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge  ihrer 
Amtsdauer  ans.  Bis  die  Reihe  im  Austritte  sich  gebildet  hat,  entscheidet 
darüber  das  Loos.  Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  jedoch  wieder 
gewählt  werden. 

§.  39.  Ausnahmsweise  wird  für  die  Dauer  der  ersten  sieben  Ge- 
schäftsjahre der  Verwaltungsrath  von  und  aus  den  Personen  gewählt  wer- 
den, welche  das  Grundcapital  \on  sechzig  Millionen  Gulden  einzeichnen 
und  übernehmen  werden. 

§.  40.  Erledigt  sich  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes, 
ehe  dieses  die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  so  ernennt  der  Verwaltungsrath 
einstweilen  einen  stimmfähigen  Actionär  zum  provisorischen  Mitgliede  des- 
selben. Die  diessfällige  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  nächstfolgen- 
den General- Versammlung.  Das  auf  diese  Weise  im  Wege  der  Ersatz- 
wahl in  den  Verwaltungsrath  berufene  Mitglied  tritt,  rücksichtlich  der 
Dauer  seiner  Function,  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes,  an  dessen  Stelle  es 
gewählt  wurde. 

§.  41.  Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  einen  Präsidenten  und  zwei  Vice- Präsidenten  auf  die 
Dauer  eines  Jahres,  welche  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  wieder  wählbar 
sind.  Er  ernennt  im  Falle  ihrer  Verhinderung  eines  seiner  Mitglieder, 
welches  den  zeitweiligen  Vorsitz  zu  führen  hat.  Der  Präsident  und  die, 
Vice-Präsidenten  müssen  ihren  Wohnsitz  in  Wien  haben. 

§.  42.  Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Oberleitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  und  die  üeberwachung  der  Direction  zu.  Er  bestimmt 
zu  diesem  Zwecke  die  innere  Geschä,fts- Ordnung.  Er  verti'itt  die  Gesell- 
schaft als  deren  Bevollmächtigter  mit  allen  jenen  Befugnissen,  zu  welchen 
nach  §.  1008  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  besondere, 
auf  die  Gattung  des  Geschäftes  lautende  \'ollniacht  nothwendig  ist.  Er 
ist  ausserdem  berechtiget,  zum  Zwecke  jener  im  §.  4  bezeichneten  Geschäfte, 
welche  solches  erfordern,  Gesellschaftsverträge  zu  ei-richten.  Ueberhaupt 
entscheidet  er  in  allen  Fällen,  welche  nicht  ausdrücklich  der  General- Ver- 
sammlung vorbehalten,  oder  zu  Folge  dieser  Statuten,  oder  nach  der  Ge- 
schäfts-Ordnung, der  Entscheidung  der  Direction  überlassen  sind. 

§.  43.     Der  Verwaltungsrath  ist   verpllichtet,  die  strenge  Beachtung 

der  Statuten  und  die  Geschäfts -Führung   der  Direction   und    der  Beamten 

.zu  überwachen.     Er   muss  jährlich    wenigstens   zweimal  unter  Zuziehung 

eines  Directions-Mitgliedes  aussergewühnliche  Cassen-Revisionen  durch  eines 

oder  mehrere  seiner  Mitglieder  vornehmen  lassen. 
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Die  Land-  und  Wassers trassen  dienten   bis  in  die 
neueste  Zeit  ausschliesslich   zur  Vermittlung  des  Verkehres. 

§.  44.  Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  regelmässig  zweimal  in 
jedem  Monate,  auf  Einladung  des  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreters. 
Aussergewöhnliche  Sitzungen  können  ^on  dem  Präsidenten,  so  oft  er  es 
nöthig  erachtet,  und  müssen  jedesmal  auf  Antrag  von  6  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  angeordnet  werden. 

§.  45.  Der  Verwaltungsrath  wird  bestimmen,  über  welche  Gegen- 
stände und  in  welcher  Art  die  Meinung  der  auswärtigen  Mitglieder  vor 
der  Beschlussfassung  einzuholen  ist. 

§.  46      Zur  giltigen  Beschlussfassung  des  Verwaltungsrathes  ist  ausser 
dem  Vorsitzenden  die  Anwesenheit  von  wenigstens  6  Mitgliedern  desselben 
.  nöthig.     Kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  mehr  als  Eine  Stimme 
führen. 

§.  47.  Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  in  der  Regel  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit;  bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.  48.  Ueber  die  Vei-handlungen  des  Verwaltungsrathes  sind  Sitzungs- 
Protokolle  zu  führen.  Diese  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
allen  Stimmführern  zu  unterzeichnen.  Die  in  Folge  der  Beschlüsse  nöthigen 
Ausfertigungen  des  Verwaltungsrathes  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
einem  Mitgliede  zu  unterzeichnen. 

§.  49.  Der  Verwaltungsrath  kann  einen  Theil  seiner  Vollmachten 
durch  eine  specielle  Ermächtigung  einem  oder  mehreren  seiner  Mitglieder 
für  einen  besondern  Zweck  auf  eine  beschränkte  Zeit  übertragen. 

§.  50.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Anwesenheits- 
marken, deren  Werth  durch  die  General- Versammlung  bestimmt  werden 
wird.     Ueberdiess  geniessen  sie  den  im  §.  56  bestimmten  Gewinnantheil. 

§.  51.  Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  envächst  aus  ihrer 
Amtsführung  keine  persönliche  Haftung  hinsichtlich  der  Verbindlichkeiten 
der  Gesellschaft.  Jedoch  sind  bei  Beschlüssen  und  Handlungen,  welche 
die  Gränzen  der  Vollmacht  des  Verwaltungsrathes  überschreiten,  der  Ge- 
sellschaft jene  Mitglieder  verantwortlich,  welche  sie  veranlasst,  unternom- 
men oder  bei  denselben  mitgewirkt  haben. 

C.    Direction. 

§.  52.  Die  Direction  besteht  aus  drei  Directoren,  aus  welchen  der 
Verwaltungsrath  den  Hauptdirector  wählt.  Zu  Directoren  können  sowohl 
Inländer  wie  auch  Ausländer  ernannt  werden.  Die  Ernennung  derselben 
erfolgt  durch  den  Verwaltungsrath;  dieselbe  bedarf  jedoch  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung.  Der  Verwaltungsrath  bestinmit  deren  Pllich- 
ten,  Befugnisse  und  Bezüge,  und  kann  auch  die  Entlassung  derselben 
verfügen.  Die  Directoren  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
mit  berathender  Stimme  bei.     Sie  allein  sind  mit  der  Ausführung  der  Be- 
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Während  die  Wasserstrassen  an  den  durch  die  Natur  vor- 
gezeichneten Lauf  der  Flüsse  und  die  in   dieselben    einniün- 

schliisse  des  Verwaltiingsrathes  betraut.  Sie  stehen  allen  Beamten  und 
Dienern  der  Gesellschaft  vor,  und  beantragen  bei  dem  Verwaltungsrathe 
(leren  Ernennung  und  Absetzung,  sowie  deren  Bezüge. 

§.  53.  Im  Falle  der  Verhinderung  oder  Abwesenheit  eines  Directors, 
wird  dessen  Amt  durch  einen  vom  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden 
Stellvertreter  versehen. 

§,  54,  Die  Gesellschafts-Firma  wird  gemeinschaftlich  von  einem  Ver- 
waltungsrathe und  von  einem  Director  geführt.  Für  einzelne  Geschäfts- 
zweige kann  durch  Beschluss  des  Verwallungsrathes  die  Firma-Zeichnung 
auch  an  einen  oder  mehrere  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen  werden, 
in  welchem  Falle  die  ertheilte  Procura  gehörig  zu  protokolliren  ist. 
Fünfter  Titel.     Von  der  Geschäftsführung. 

§.  55.  Das  Geschäftsjahr  der  Credits- Anstalt  beginnt  am  1.  Januar 
und  endet  am  31.  December.  Das  erste  Geschäftsjahr  wird  jedoch  den 
Zeitraum  zwischen  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Statut  die  Allerhöchste 
Genehmigung  erhält,  und  dem  31.  December  1856,  begreifen.  Am  Ende 
eines  jeden  Geschäftsjahres  wird  durch  die  Direction  ein  allgemeines  In- 
ventar der  Activa  und  Passiva  der  Gesellschaft  aufgestellt,  und  die  Bilanz 
gezogen.  Es  ist  jedoch  auch  am  Ende  eines  jeden  Semesters  eine  vor- 
läufige Uebei'sicht  des  Standes  der  Gesellschaft  durch  die  Dii-ection  aufzu- 
stellen. Der  Verwaltungsrath  regelt  die  Rechnungen,  legt  sie  dem  dui'ch 
die  General- Versammlung  ernannten  Re\'isions-Ausscliusse  vor,  und  unter- 
zieht sie  den  Beschlüssen  der  General-Versammlung,  welche  die  Rechnungen 
genehmiget  oder  verwirft,  und  die  Dividende  bestimmt. 

§.  56.  Der  Gewinn  der  Anstalt  besteht  aus  den  Reinerträgnissen  nach 
Abzug  aller  Unkosten.  Aus  dem  Gewinne  werden  vor  Allem  fünf  Percent 
auf  das  eingezahlte  Grundcapital  an  die  Actionäre  vertheilt.  Nach  Abzug 
des  obigen  Betrages  werden  von  dem  übrigen  Gewinne  wenigstens  5  und 
höchstens  20  Percent  in  den  Reserve- Fond  einbezogen.  Der  dann  noch 
verbleibende  Gewinn  wird  vertheilt,  wie  folgt:  10  Percent  erhalten  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes.  lieber  die  Art  der  Verthcilung  der- 
selben unter  seine  einzelnen  Mitglieder  entscheidet  ülter  Antrag  des  Präsi- 
denten der  Verwaltungsrath.  10  Percent  werden  dazu  verwendet,  den 
Directoren  und  verdienstlichsten  Beamten  einen  Mitgenuss  an  den  Resul- 
taten zu  gewähren,  zu  welchem  sie  mitgewirkt  haben,  dann  zu  Remu- 
nerationen und  Unterstützungen  an  die  übrigen  Beamten  und  an  die  Diener 
der  Anstalt.  80  Percent  werden  an  die  Actionäre  als  Dividende  vertheilt. 
Die  Auszahlung  der  Dividende  findet  jährlich  am  1.  Juli  Statt.  Jedoch 
darf  der  Verwaltungsrath,  nachdem  er  von  den  Resultaten  des  abgelaufenen 
Jahres  hinreichende  Kenntniss  erlangt  hat,  den  Actionären  an  jedem  1.  Ja- 
nuar eine  Abschlagszahlung  verabfolgen  lassen. 
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dendeu  Canäle  gebunden    bleiben,    verbj-eitet   sich    dus  Netz 
der  Landstrassen  über  das  Gesamnitgebiet  des  Reiclies.    Sie 

§.  57.  Di\ideiiden,  welche  nicht  bhiueii  5  Jahren  nach  dem  Tage, 
an  welchem  sie  zahlbar  waren,  erhoben  werden,  sind  der  Gesellschaft 
verfallen. 

§.  58.  Die  Credits-Anstalt  gründet  einen  Reserve-Fond,  welcher  durch 
die  im  §.  56  bezeichneten  Zuflüsse  allmählich  bis  zur  Höhe  von  20  Per- 
cent des  Nominal -Betrages  der  emittirten  Actien  anwachsen  kann.  Der 
Reserve-Fond  bleibt  ein  Eigenthum  der  Anstalt  und  sämmtlicher  Actionäre, 
und  wird  zu  den  statutenniässigen  Geßchäften  \erwendet,  ohne  dass  eine 
Zinsenvergütung  dafür  stattfindet. 

§.  59.  Hat  der  Reserve-Fond  die  im  §.  58  bezeichnete  Höhe  erreicht, 
so  hören  die  im  §.  56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  auf.  Wenn  in  irgend 
einem  Jahre  die  Reinerträgnisse  der  Anstalt  nicht  hinreichen  sollten,  um 
5  Percent  Zinsen  auf  das  einbezahlte  Actien -Capital  daraus  zu  vergüten, 
so  wird  das  an  dem  Betrage  dieser  5  Percent  fehlende  aus  dem  Reserve- 
Fonde  ergänzt,  insoferne  dessen  Bestand  dazu  hinreicht.  Sinkt  der  Re- 
ser\e-Fond  unter  die  im  §.  58  bestimmte  Höhe  herab,  so  beginnen  die  im 
§.  56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  von  Neuem. 

§.  60.  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschafts  -  Verbände  zwischen  der 
Gesellschaft  und  einzelnen  Actionären ,  oder  zwischen  der  Gesellschaft  und 
dem  Verwaltungsrathe,  oder  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  desselben, 
sind  durch  ein  Schiedsgericht  in  Wien  zu  entscheiden.  Zu  diesem  Ende 
wählt  in  solchem  Falle  jeder  Theil  zwei  Schiedsrichter,  die  einen  Fünften 
als  Obmann  benennen.  Jeder  Theil  ist  verpilichtet,  seinen  Gegner  von 
der  von  ihm  getroffenen  Wahl  mittelst  gerichtlichen  oder  Notariats -Actes 
verständigen  zu  lassen.  Erfolgt  von  Seite  des  Gegners  binnen  14  Tagen 
nach  erhaltener  Verständigung  keine  Anzeige  der  von  ihm  gewählten 
Schiedsrichter,  so  haben  die  vom  klagenden  Theile  gewählten  zwei 
Schiedsrichter  sofort  einen  Obmann  zu  wählen,  und  zum  schiedsrichter- 
lichen Spruche  zu  schreicen.  Falls  sich  die  gewählten  Schiedsrichter  über 
die  Person  des  Obmanns  nicht  vereinigen  können,  entscheidet  hierüber 
das  Loos.  Gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  findet  keine  Be- 
rufung Statt. 

Sechster  Titel.     Besondere  Vorrechte  der  Credits-Anstalt. 

§.  61.  Die  Gesellschaft  führt  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Um- 
schrift: „k.  k.  privilegirte  österreichische  Credits-Anstalt  für  Handel  und 
Gewerbe"  und  untersteht  als  Geklagte  in  allen  Streitsachen,  in  welchen 
nicht  die  Competenz  eines  besonderen  Real-  oder  Causal- Gerichtsstandes 
begründet  ist,  dem  Handelsgerichte  zu  Wien. 

§.  62.  Die  Amortisirung  von  in  Verlust  gerathenen  Actien,  Interims- 
Scheinen,  Obligationen  und  sonstigen  Urkunden  der  Credits-Anstalt  oder 
ihrer  Filialen,  muss  ebenfalls  bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  angesucht 
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erhalten  eben  dort,  wo  die  Natur  ihnen  die  meisten  Hemm- 
nisse entgegenstellt .   ihre   vorzugsweise  Wichtigkeit,   indem 

werden.     Dasselbe  verfährt  hierbei  nach  den  für  die  Amortisirung  öffent- 
licher Staatspapiere  bestehenden  Vorschriften. 

§.  63.  Die  Verfälschung,  sowie  die  Nachahmung  der  von  der  Credits- 
Anstalt  ausgestellten  Urkunden  von  was  immer  für  einer  Art,  wird  mit 
den  gegen  die  Verfälschung  oder  Nachahmung  öffentlicher  Urkunden  fest- 
gesetzten Strafen  geahndet. 

§.  64.  Alle  Urkunden,  welche  von  der  Credits- Anstalt  in  den  §§.  4 
und  5  aufgeführten  Geschäften  ausgestellt  werden,  mit  Ausnahme  der 
Actien,  Wechsel  und  verzinslichen  Schuldverschreibungen,  dann  der  Ver- 
träge über  unbewegliches  Vermögen,  geniessen  die  Freiheit  von  den  im 
Allerhöchsten  Patente  vom  9.  Februar  1850  vorgeschriebenen  Gebühren. 

§.  65.  Alle  gerichtlichen  Verständigungen,  insbesondere  alle  Verbote 
auf  die  bei  der  Anstalt  für  Rechnung  Dritter  erliegenden  Gelder  oder 
Effecten,  oder  sonstigen  gerichtlichen  Aufträge,  müssen  der  Credits-An- 
stalt  zu  Händen  der  Direction  durch  das  Handelsgericht  in  Wien  zugestellt 
werden ,  widrigenfalls  sie  dieselben  nicht  anzunehmen  verpflichtet  ist.  Die 
Credits  -  Anstalt  kann  in  solchem  Falle  die  von  dem  Verbote  getroffenen 
Gelder  oder  Effecten  bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  erlegen,  oder 
während  der  Dauer  des  Verbotes  zurückbehalten.  Insoferne  während 
dieser  Zeit  von  der  Credits- Anstalt  eine  Zahlung  des  mit  Verbot  belegten 
Betrages  zu  leisten  wäre,  ist  dieselbe  zur  Vergütung  von  Zinsen  nicht 
verbunden. 

§.  66.  Die  österreichische  Credits-Anstalt  ist  berechtigt,  sich  aus  den- 
jenigen Geldern,  Effecten  oder  sonstigen  Werthsgegenständen,  welche  ihr 
von  dem  Schuldner  oder  für  denselben  zu  ihrer  Sicherheit  übergeben 
worden  sind,  oder  in  deren  Inhabung  sie  durch  ein  ihr  statutenmässig 
zustehendes  Geschäft  gekommen  ist,  vor  allen  anderen  Gläubigern  zahl- 
haft zu  machen,  ohne  hierzu  die  gerichtliche  Hilfe  ansuchen  zu  müssen. 
Nur  bei  jenen  Effecten,  die  von  dem  börsenmässigen  Verkehre  ausge- 
schlossen sind,  hat  sie  die  Versteigerung  bei- dem  Handelsgerichtein  Wien 
anzusuchen.  Dieselbe  muss  der  Credits-Anstalt  gegen  Vorlegung  eines 
Ausweises  über  den  ziffermässigen  Betrag  ihrer  Forderung  sofort  bewilliget, 
und  bei  einem  einzigen  anzuberaumenden  Termine  vorgenommen  werden. 
Börsenmässige  Effecten  lässt  die  Credits-Anstalt  in'  solchem  Falle  durch 
einen  beeideten  Börse-Sensal  an  der  Börse  zu  Wien  verkaufen. 

§.  67.  Die  Gesellschaft  kann  in  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche 
auf  die  im  §.  66  erwähnten  Gegenstände  weder  durch  den  Tod  des  Schuld- 
ners oder  des  Eigenthümers,  noch  durch  die  Eröffnung  des  Concurses  über 
das  Vermögen  eines  derselben  gehindert  werden.  Sie  ist  bloss  verpflichtet, 
den  nach  Befriedigung  ihrer  Forderung  erübrigten  Betrag  an  die  Verlassen- 
schafts- oder  Concurs-JIasse  zu  erfolgen. 
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sie  die  durch  Gebirge  getrennten  Landestheile  dem  gegensei- 
tigen Verkehre  eröffnen.     Oesterreich,   als  das  umfassendste 

§.  68.  Selbst  früher  erworbene  Rechte  dritter  Personen  auf  die  von 
dem  Schuldner  oder  für  denselben  der  Credits -Anstalt  zu  ihrer  Sicher- 
stellung übergebenen  Gegenstände,  gehen  den  Ansprüchen  derselben  nur 
dann  vor,  wenn  jene  früheren  Rechte  ihr  schon  bei  der  Uebergabe  bekannt, 
oder  doch  für  sie  unzweifelhaft  erkennbar  gewesen  sind. 

Siebenter  Titel.     Auflösung  der  Gesellschaft. 

§.  69.  Die  Anstalt  hat  sich  aufzulösen,  bei  Ablauf  der  im  §.  3  fest- 
gesetzten Dauer  von  90  Jahren,  wenn  nicht  eine  Verlängerung  derselben 
in  der  in  dem  letzt  \ orhergehenden  Jahre  abzuhaltenden  General- Ver- 
sammlung beschlossen,  iind  von  der  hohen  Staats vei-waltung  bewil- 
liget wird. 

§.  70.  Die  Gesellschaft  kann  sich  vor  Ablauf  der  im  §.  3  festgesetzten 
Dauer  auflösen,  wenn  I.  der  Antrag  zur  Auflösung  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  oder  von  einer  Anzahl  Actionäre,  welche  den  Besitz  von  wenigstens 
der  Hälfte  der  Actien  ausweisen  müssen ,  gestellt  wird ,  oder  II.  wenn  laut 
einer  endgiltig  festgestellten  Bilanz  der  Reserve -Fond  und  die  Hälfte  des 
Grundcapitales  verloren  sein  sollten.  In  der  in  beiden  Fällen  einzuberu- 
fenden General- Versammlung  muss  wenigstens  ein  Dritttheil  der  Actien 
vertreten  sein,  und  die  Auflösung  durch  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritt- 
theilen  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

§.  71.  Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  werden  von  der  Ge- 
neral-Versammlung fünf,  nicht  zum  Verwaltungsrathe  gehörige  stimm- 
fähige Actionäre,  und  vier  Mitglieder  des  VerwaJtungsi-athes  zu  Litiuida- 
toren  gewählt.  Diese  haben  die  Liquidation  unverzüglich  zu  beginnen 
und  durchzuführen ,  und  der  nächsten  General-Versammlung  über  den  Ab- 
schluss  der  Geschäfte  und  über  die  weiteren  Modalitäten  der  Auflösung 
Bericht  zu  erstatten.  Mit  der  Ernennung  der  Liquidatoren  hört  die  Wirk- 
samkeit des  Verwaltungsrathes  auf. 

§.  72.  Bei  der  Auflösung  ist  das  gesammte  Eigenthum  der  Anstalt 
in  baares  Geld  umzusetzen,  sämmtliche  fremde  Baarschaft  hinauszuzahlen, 
alle  Kosten  und  Rechnungen  zu  begleichen,  endlich  der  erübrigte  Betrag 
unter  die  Gesellschaftsglieder,  nach  dem  Verhältnisse  der  Actien,  gleich- 
massig  zu  vertheilen.  Sollten  bei  der  Auflösung  Streitigkeiten  sich  ergeben, 
-so  sind  dieselben  auf  die  im  §.  60  vorgeschriebene  Weise  schiedsrichterlich 
-zu  entscheiden. 

Achter  Titel.     Uberaufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§.  73.     Die  Staatsverwaltung  übt  die  fortwährende  Aufsicht  über  die 
•genaue  Beobachtung  der  Statuten    und   über   die  Einhaltung  der  dem  Ge- 
schäftsbetriebe der  Credits-Anstalt  gezogenen  Gränzen ,  durch  den  von  ihr 
•ernannten  landesfiirstlichen  Conmiissär. 

§.  74.     Der  landesfürsliche  Commissär  ist  berechtiget ,  in  die  Geschäfts- 
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Gebirgsland  Mittel-Europa's,  war  insbesondere  auch  ange- 
wiesen, durch  Anlegung  von  Strassen  seine  Provinzen  aus 
ilirer  natürliclien  Isolirung  emporzuheben  und  der  Handels- 
strömung zu  erschliessen.  Die  Regierung  erkannte  frühzeitig 
dieses  Bedürfniss  und  war  schon  unter  Karl  VI.  darauf  be- 
dacht, in  den  Hauptrichtungen,  namentlich  zur  Verbindung 
mit  der  Seeküste,  Strassen  zu  erbauen.  Dank  diesen  durch 
anderthalb  Jahrhunderte  mit  sehr  namhaftem  Aufwände  fort- 
gesetzten Betrebungen  verbreitete  sich  das  Strassennetz  in 
den  (nichtungrischen)  Kronländern  nach  allen  Richtungen 
und  es  gibt  kaum  einen  nur  irgend  bedeutenden  Landestheil, 
welcher  nicht  mit  dem  allgemeinen  Strassennetze  in  Verbin- 
dung stände;  insbesondere  hat  Oesterreich  die  grossartigsten 
Gebirgsstrassen  aufzuweisen,  welche,  die  Alpen  übersteigend, 
Deutschland  mit  Ober-Italien  und  der  Küste  des  adriatischen 
Meeres  in  Verbindung  setzen. 

Diese  Strassen  sind  jedoch  in  den  einzelnen  Kronländern 
von  sehr  ungleicher  Beschaffenheit.  Man  unterscheidet  Reichs-, 
Land-,  Bezirks-,  Gemeinde-  und  Privat -Strassen;  hier  wird 
bloss  von  den  für  den  Verkehr  wichtigsten  dieser  Verbin- 
dungswege,  den  Reichsstrassen,  gehandelt.  Aber  selbst  letz- 
tere sind  bloss  in  der  Lombardie,  in  Venedig  und  in  Böhmen 

gebarung  der  Anstalt,  in  die  bezüglichen  Rechnungen  und  anderweitigen 
Urkunden  Einsicht  zu  nehmen,  und  allen  Versammlungen,  soweit  er  es 
für  nuthwendig  erachtet,  beizuwohnen;  er  ist  insbesondere  verpflichtet,  bei 
der  General-Versammlung  anwesend  zu  sein. 

§.  75.  Dem  landesfürstlichen  Commissär  steht  die  Befugniss  zu, 
gegen  jeden  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  oder  der  General- Versamm- 
lung, dui'ch  welchen  er  das  Interesse  des  Staates,  oder  die  Statuten  ver- 
letzt oder  überschritten  erachtet,  Einsprache  zu  thun.  Ueber  die  Aus- 
führung eines  solchen  Beschlusses  ist  die  höhere  Entscheidung  einzuholen, 
und  es  bleibt  erstere  aufgeschoben,  bis  diese  Entscheidung  erfolgt. 

§.  76.  In  allen  Gegenständen,  bei  welchen  die  Mitwirkung  der  Staats- 
venvaltung  oder  die  Allerhöchste  Genehmigung  erfonlerlich  ist,  hat  die 
Credils- Anstalt  dessfalls  unmittelbar  bei  dem  Finanz -Ministerium  einzu- 
schreiten. . 
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grossentheils  chaussee-mässig,  d.  i,  mit  solider  Steingrund- 
lage, einem  über  das  Terrain  erhobenen  Niveau,  Banketten 
und  Wasserabfluss-Gräben  versehen  und  mit  einer  höchstens 
4  Zoll  auf  die  Längen klafter  betragenden  Steigung  angelegt. 
In  den  übrigen  Kronländern  entsprechen  zwar  auch  die  in 
neuester  Zeit  erbauten  oder  verbesserten  Reichsstrassen  stren- 
geren Anforderungen,  während  die  aus  früherer  Zeit  herrüh- 
renden den  Charakter  von  Landwegen,  welche  mit  einer 
stärkeren  oder  schwächeren  Schotterlage  ausgestattet  wurden, 
beibehielten.  Diese  Verschiedenheit  ging  aus  mannigfaltigen 
Local- Verhältnissen  hervor.  In  den  Gebirgsgegenden  von 
Steiermark,  Kärnthen  und  Krain  ziehen  die  Strassen  durch 
enge,  schattige  Thäler,  Hohlwegen  ähnlich,  sind  grossem 
klimatischem  Wechsel  ausgesetzt,  erfordern  viele  Kunst- Ob- 
jecto und  haben  in  den  Kalkgebirgen  ein  schlechtes  Material 
zur  Verwendung.  Nicht  viel  besser  gestalten  sich  die  Ver- 
hältnisse in  Salzburg,  in  Oesterreich  ob  und  unter  derEnns, 
in  welchem  letzteren  Lande  noch  die  ausserordentlich  starke 
Frequenz  in  der  Nähe  der  Residenz  die  Erhaltung  bedeutend 
kostspieliger  macht.  In  Galizien  endlich,  welchem  Lande  es 
bei  seiner  Einverleibung  fast  gänzlich  an  Strassen  gebrach, 
mussten  Strassenzüge  in  der  grössten  Ausdehnung  angelegt 
werden,  wobei  man  nur  das  nächste  Bedürfniss  eines  bal- 
digen Ausbaues  im  Auge  behalten  konnte.  Andern  Theiles 
wirkten  selbst  ethnographische  Verhältnisse  auf  diese  Ver- 
schiedenheit ein,  indem  die  Bewohner  der  lombardischen, 
venezianischen  und  Tiroler  Gebirgsgegenden  eine  ausgezeich- 
nete Geschicklichkeit  für  Stein-,  Mauer-  mid  überhaupt  für 
Strassen-Arbeiten  besitzen,  während  in  Böhmen  (^dessen  so- 
genannte „  Teichgräber "  im  ganzen  Reiche  Verwendung  fin- 
den) die  Bewohner,  insbesondere  des  czechischen  Landes- 
theiles,  für  die  Ausführung  von  Erd-  und  Damm- Arbeiten 
vorzugsweise  geeignet  sind. 

Bei    dem    Vorhandensein    eines     bereits     ausgebildeten 
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Strassennetzes  in  den  Kronländern,  mit  Ausnahme  der  ehe- 
mals ungrischen  Länder,  hatte  die  Regierung  während  der 
Juln-e  1848  bis  1855  zunächst  die  Aufgabe,  die  bestehenden 
durch  die  Militär-Transporte  in  höheren  Anspruch  genomme- 
nen Strassen  in  gutem  Stande  zu  erhalten,  oder  zu  ver- 
bessern, die  ungünstig  gelegten  oder  verwahrlosten  Strecken 
umzubauen,  die  durch  Elementar- Ereignisse  zerstörten  neu 
aufzuführen  und  die  mangelhaft  construirten  oder  beschädig- 
ten Brücken  in  soliderem  Stande  herzustellen,  wie  auch  neue 
zu  erbauen.  Diess  geschah  namentlich  in  Salzburg,  wo  die 
früher  ungenügenden  Strassen  in  die  besten  umgewandelt 
wurden.  Aber  auch  Neubauten  fanden  auf  grossen  Strecken 
Statt,  wie  in  Böhmen  die  wichtige  Riesengebirgs- Strasse 
neben  mehreren  andern  Strecken ,  in  Salzburg  die  Strasse  an 
der  Mündung  des  Pinzgaues,  welche  die  Verbindung  mit 
Tirol  herstellt,  die  grosse  Gebirgsstrasse  in  Tirol,  welche 
über  den  Tonale  nach  der  Lombardie  führt,  mit  der  Ver- 
längerung derselben  in  letzterem  Kronlande  über  Edolo  und 
den  Aprica-Pass  nach  dem  Veltlin,  zum  künftigen  Ersätze  für  die 
allzusehr  den  zerstörenden  klimatischen  Einwirkungen  ausge- 
setzte Stilfser  Strasse.  Die  wichtigste  Vorkehrung  jedoch  be- 
stand in  der  Entwerfung  eines  Systems  der  Strasseneinthei- 
lung,  indem  die  wichtigsten  Strassenlinien  ,  welche  die  Kron- 
lands-Hauptstädte  mit  einander  und  mit  der  Residenz  ver- 
binden, welche  sich  an  die  auswärtigen  Strassenzüge  an- 
knüpfen oder  sonst  für  den  Verkehr  von  hervorragender  Be- 
deutung sind,  als  Reichs  -  Strassen  erklärt  wurden,  .deren 
Ausbau  und  Erhaltung  unter  der  unmittelbaren  Ueberwa- 
chung  und  Leitung  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  steht  und  aus  dessen  Dotation  bestrit- 
ten wird.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die  Eiidieit  und  gleich- 
massige  Behandlung  dieses  wichtigsten  Zweiges  der  (UTent- 
lichen  Bauten  gewährleistet,  sondern  auch  die  M()gliclikeit 
geboten,  bei  vorkonnnenden  Beschädigungen  oder  gänzlicher 
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Zerstörung  einzelner  Strecken ,  deren  Herstellung  mit  dem 
Aufwände  aller  erforderlichen  Mittel  schleunig  zu  bewerk- 
stelligen. 

In  einem  wesentlich  verschiedenen  Zustande  befanden 
sich  die  Strassen  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern,  als 
diese  unter  die  Central- Verwaltung  traten.  Bei  der  dort 
früher  bestandenen  Municipal- Verwaltung  war  die  Anlegung 
der  Strassen  eine  Komitats-Angelegenheit ;  jedes  Komitat  baute 
und  verwaltete  die  Strassen ,  ohne  irgend  einem  Plane  eines 
allgemeinen  Strassennetzes  zu  folgen,  ohne  Verpflichtung 
zur  Verständigung  mit  den  angränzenden  Komitaten,  für 
sich  mit  den  jeweilig  verfügbaren  geringen  Mitteln,  worun- 
ter die  Verpflichtung  der  Landwirthe  zur  unentgeltlichen 
Leistung  von  öffentlichen  Arbeiten  das  vorzüglichste  war. 
Desshalb  beschränkte  sich  die  Bestellung  der  Strassen  mit 
Schotter  auf  die  Linie  längs  der  Karpathen  in  Ungern  und 
auf  einige  Strassen  in  dem  Banate,  Kroatien  und  Siebenbür- 
gen, wo  eben  das  Schotter-Material  vorhanden  war.  In  dem 
grössten  Theile  dieser  Kronländer,  insbesondere  in  den  aus- 
gedehnten Ebenen  Ungern''s  und  des  Banates  (mit  Ausnahme 
der  mit  sehr  guten  Strassen  versehenen  Militärgränze ,  welche 
der  Central -Militär -Verwaltung  unterstand),  bestanden  die 
Strassen  und  bestehen  zumeist  noch  in  einem  breiten  von 
zwei  kleinen  Gräben  begränzten  Streifen  wüsten  Bodens, 
welcher  den  Fuhrwerken,  Viehtrieben  und  Menschen  als 
Weg  diente,  ohne  dass  an  demselben  irgend  ein  Bauwerk 
ausgeführt  und  erhalten  oder  sonst  eine  künstliche  Pflege 
angewendet  wurde.  Diese  Strassen,  auf  dem  blossen  natür- 
lichen Boden ,  waren  zwar  im  Sommer  und  bei  trockener 
Witterung  practicabel,  im  Winter  aber  und  bei  nassem 
Wetter  gänzlich  unbenutzbar.  Die  Folge  davon  musste,  wie 
erklärlich,  sein,  dass  in  jenen  weiten  und  fruchtbaren  Ge- 
genden der  Verkehr  während  eines  grossen  Theiles  des  Jalu'es 
gänzlich   unterbrochen   war,    und    diese  Unterbrechung   des 
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Verkehres  bildete  das  Haupthinderniss,  welches  dem  ökono- 
mischen Aufschwünge  der  von  der  Natur  mit  der  reichsten 
Fülle  ihrer  Gaben  gesegneten  Länder  im  Wege  stand,  die 
Bewohner  in  Armuth  erhielt  und  den  Anbau  des  Bodens 
unmöglich  machte.  Nach  der  Unterordnung  dieser  Kronlän- 
der unter  die  Central-Verwaltung  wurden  die  wichtigsten  der 
vorhandenen  Strassenlinien  in  einer  Länge  von  811  Meilen 
ausgeschieden  und  in  Staatspflege  genommen.  Diese  Strassen 
bestanden  zum  grössten  Theile  in  Landwegen,  deren  Instand- 
setzung und  Erhaltung  wegen  der  bedeutenden  Entfernung, 
ans  welcher  das  hierzu  erforderliche  Material  bezogen  wer- 
den muss,  sehr  schwierig  und  kostspielig  ist,  wie  es  denn 
z.  B.  im  Oedenburger  und  Grosswardeiner  Verwaltungs- Ge- 
biete Gegenden  gibt,  wo  die  Strassenanlage  mit  Beschotte- 
rung in  der  Länge  einer  Meile  einen  Aufwand  von  200.000 
bis  300.000  fl.  erfordert.  Um  mit  der  gebotenen  Beschleu- 
nigung den  Zustand  der  Strassen  zu  verbessern,  wurde  die 
frühere  Verpflichtung  der  Gemeinden ,  sich  an  den  Strassen- 
arbeiten  zu  betheiligen,  mit  einigen  Modificationen  in  Un- 
gern ,  dem  Banate  und  Siebenbürgen  aufrecht  erhalten ,  weil 
ohne  dieselbe  nicht  nur  ein  ganz  übermässiger  Aufwand 
veranlasst,  sondern  auch  die  Unmöglichkeit  herbeigeführt 
worden  wäre,  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  herbeizuschaffen. 
Mit  dieser  Unterstützung  und  einer  aus  dem  Reichsschatze 
dargebotenen  sehr  bedeutenden  Dotation  gelang  es  binnen 
kurzer  Zeit,  die  Strassen,  welche  die  Hauptverbindungs-Li- 
nien  in  Ungern  bilden ,  in  einen  zu  allen  Zeiten  fahrbaren 
Stand  zu  versetzen ,  und  im  Banate  neben  der  Wiederher- 
stellung der  bestandenen,  aber  in  der  Kriegs-Epoche  verfal- 
lenen Strassenlinien  zwei  neue  wichtige  Strassenzüge  von 
Temesvar  nach  Szegedin  und  nach  Wenschetz  in  Angriff  zu 
nehmen  und  mindestens  zum  Theile  auszubauen.  Die  Strassen 
Sieben bürgen's,  grüsstentheils  ohne  Grundbau  ausgeführt, 
waren  zu   den   schlechtesten  Landwegen  herabgesunken ,  da 
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sie  früher  nur  nothdürftig  erhalten  wurden,  während  der 
Revolution  aber  für  ihre  Conservirung  gar  nichts  geschah. 
An  einzelnen  Strecken  war  die  Verwahrlosung  so  weit  vor- 
geschritten, dass  jede  Spur  der  Begränzung  der  Fahrbahn 
verloren  ging.  Für  die  Sicherheit  war  weder  bei  den  höhe- 
ren Dämmen,  noch  bei  den  steilen  Bergstrecken  mit  Ab- 
gründen zur  Seite,  noch  bei  den  Flüssen,  an  deren  Ufern 
die  Strassen  hinziehen,  Sorge  getragen.  In  diesem  Zustande 
der  Strassen  ging  während  der  vier  Jahre  von  1850  bis  1853 
eine  so  totale  Veränderung  vor  sich,  dass  es  dafür  in  der 
Geschichte  kaum  ein  Beispiel  geben  dürfte.  Auf  die  dort 
ausgeschiedenen  Staats-Strassen  in  der  Länge  von  173%  Meile 
wurden  von  den  Gemeinden  nicht  weniger  als  47,221.812  Ku- 
bik-Fuss  Schotter,  d.  i.  68  Kubik-Fuss  auf  jede  Längenklafter 
der  Strasse,  beigestellt;  diese  Schottermenge  kostete  dem 
Staate  nur  6.921  fl.  und  wurde  dazu  benützt,  neben  der 
Fahrbahn-Conservirung  der  173 '4  Meile  langen  Reichsstrassen 
auch  einen  grossen  Theil  ihrer  Grundlage  zu  verbessern, 
oder  eine  neue  zu  bilden,  wo  dieselbe  fehlte.  Ferner  wur- 
den insbesondere  in  Folge  der  Elementar-Ereignisse  des  Som- 
mers 1851 ,  welche  im  südlichen  Theile  Siebenbürgen's  über 
hundert  Brücken  zerstörten ,  bedeutende  Reconstructionen  und 
Verbesserungen  durch  das  Zusammenwirken  der  Staatsver- 
waltung und  der  Gemeinden  vorgenommen.  Ueber  die  drei 
wichtigsten  Pässe,  welche  Siebenbürgen  mit  der  Moldau  und 
der  Walachei  verbinden,  am  Ojtoz,  Predjal  und  Rothenthurm, 
von  welchen  die  zwei  ersten  im  Winter  gar  nicht  und  im 
Sommer  nur  mit  Saumthieren,  der  dritte  kaum  mit  Wagen 
zu  passiren  waren,  wurden  mit  grossem  Kostenaufwande  vom 
Staate  neue  und  bequeme  Strassen  angelegt  und  grössten- 
theils  vollendet,  und  endlich  die  geftihrlichsten  und  beschwer- 
lichsten Strecken  der  Haupt -Strassenverbindungen,  welche 
mit  8  bis  18  Zoll  Steigung  auf  eine  Klafter  behaftet  waren, 
umgelegt  und   bequem   hergestellt,  durch  welche  (ebenfalls 
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von  der  Regierung  in  Verbindung   mit  den  Gemeinden    be- 
werkstelligte)   radicale   Verbesserungen ,    an    der  Stelle    der 
früher  gefährlichen  und    unwegsamen ,    vortreffliche  Strassen 
in  einer  Länge  von  19  Meilen  ausgeführt  worden  sind.    Audi 
in   Siebenbürgen    ist  eines   ethnographischen    Umstandes  zu 
erwähnen,   welcher  zur  Förderung  der  Strassenarbeiten  we- 
sentlich beitrug.     Als  die  Arbeiten  am  Predjal-Passe  began- 
nen,  war  der  Mangel   geübter  Strassenarbeiter,   namentlich 
für  das  Stein-  und  Mauerwerk,  sowie  die  schlechte  Beschaf- 
fenheit der  landesüblichen  Werkzeuge  sehr  hinderlich.    Die- 
sem Mangel  ward  dadurch  abgeholfen,  dass  man    über  den 
Antrag  des   thätigen   Baudirectors   Menapace  eine  Colonie 
gewandter  Arbeiter  aus  Süd-Tirol   herbeizog,    welche  durch 
ihre  persönliche   Verwendung   und   durch    die  Unterweisung 
der    einheimischen    Arbeiter,    sowie    durch    die  Anfertigung 
vollkommenerer  Werkzeuge,   sowohl   für  den  Ausbau  jener 
Strasse  als  für  die  Verbesserung  des  Strassenbaues  in  jenem 
Lande  überhaupt  sehr  gedeihlich  wirkten.    Am  schlechtesten 
ist  es  mit  dem  Strassenwesen  noch   in   Kroatien   und  Slavo- 
nien  bestellt;  das  Strassen-System   dieser  beiden  Kronländer 
steht   noch  in   keinem  Zusammenhange,  in  Kroatien  ist  das 
Material  sehr  kostspielig,  in  Slavonien   theilweise  gar  nicht 
vorhanden,   und   da   die  Arbeitspflicht  der  Gemeinden  nicht 
mehr   besteht,    so    mangelt   es   in  jenem   dünn    bevölkerten 
Lande  an  Arbeitskräften.    Nur  durch  die  bereits  eingeleitete 
Wiederaufnahme  der  öffentlichen   Arbeitsleistung  von  Seite 
der  Gemeinden  wird    es    ausführbar,  daselbst   die   so  drin- 
gend nothwendigen  Verbesserungen   und  Vermehrungen  der 
Strassen  herbeizuführen. 

Die  österreichische  Monarchie  ist  durch  die  natürliche 
Anlage  für  Wasserverbindungen  mehr  als  irgend  ein 
anderer  Staat  des  europäischen  Continentes  begünstigt.  Ihre 
Lage  in  der  Mitte  dieses  Continentes  hat  zur  Folge,  dass  sie 
sich  über  die  verschiedensten  Flussbecken  von  Europa  erstreckt. 
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wie  denn  ihr  Gebiet  mittelst  der  Weichsel  (sammt  dem  San) 
und  der  Oder  mit  der  Ostsee,  mittelst  der  Elbe  (mit  der 
Moldau)  und  dem  Rheine  mit  der  Nordsee,  mittelst  des  Po, 
der  Etsch,  des  mit  diesen  und  anderen  Küstenflüssen  ver- 
knüpften Systemes  schiffbarer  Canäle  im  lombardisch -vene- 
zianischen Königreiche,  des  Isonzo  und  derNarenta  mit  dem 
zahlreiche  österreichische  Häfen  bespülenden  adriatischen 
Meere,  durch  den  Dniester  (und  Dnjepr)  mit  dem  schwarzen 
Meere  in  unmittelbarer  Wasserverbindung  steht.  Besässe 
aber  auch  die  österreichische  Monarchie  alle  diese  Wasser- 
verbindungen nicht,  so  würde  die  gewaltige  Donau,  Eu- 
ropa's  schönster  und  wichtigster  Strom,  welcher  das  Kaiser- 
reich in  dessen  ganzer  Breite  durchzieht,  mit  seinen  auf 
Hunderte  von  Meilen  der  SchitTfahrt  eröffneten  Nebenflüssen, 
Oesterreich  den  ersten  Rang  unter  den  Continental -Staaten 
Europa's  bezüglich  seiner  Anlage  für  den  Welthandel  an- 
weisen. Der  Werth  dieser  natürlichen  Anlage  wird  aber  um 
so  bedeutender  durch  den  Reichthum  der  Länder  Oester- 
reich^s  an  landwirthschaftlichen  und  Mineral -Erzeugnissen, 
welche  zunächst  die  hiefür  ganz  besonders  geeigneten  Was- 
ser-Transporte in  schwunghaftem  Betriebe  erhalten. 

Neu-Oesterreich  hat  auch  in  dieser  Richtung  seine  Mis- 
sion erkannt,  denn  in  keinem  früheren  Zeitabschnitte  wurde 
so  Vieles  und  so  Bedeutendes  für  die  Verbesserung  der  Was- 
ser-Communicationen  geleistet,  als  in  den  letzten  sieben 
Jahren,  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse,  welche  in  den 
ersten  Jahren  dieser  Periode  die  Entwicklung  der  materiellen 
Staatskräfte  lähmte.  Die  Erfolge  dieser  Thatigkeit  machten 
sich  nach  allen  Seiten  hin  fühlbar.  Abgesehen  von  der  Er- 
haltung so  vieler  natürlicher  und  künstlicher  Wasserwege 
und  der  dafür  bestehenden  Ufer -Schutzbauten,  wurden  die 
letzteren  verbessert  und  erweitert  (bloss  in  den  sechs 
Jahren  1850  bis  1855  erhielten  die  Schutzbauten  ohne  Einrech- 
nung  der  ausgedehnten  und  kostspieligen  Dammanlagen,  eine 
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Verlängerung  von  130.300  Klaftern),  grossartige  Regnli- 
rungs-Hauten  begonnen  und  theilweise  durchgeführt.  Die 
Schifffahrt  auf  der  Weichsel  und  dem  Sau  ward  verhessert  der 
Lauf  der  Elbe  und  Moldan  in  Durchführung  des  mit  den 
Elbe-Uferstaaten  bestehenden  Vertrages  vom  23.  Juni  1821 
und  13.  April  1844  auf  eine  bedeutende  Strecke  neu  regulirt 
und  zum  Theile  der  Schifffahrt  erst  eröffnet.  Die  obere  Adda 
wurde  durch  eine  neue  Mündung  in  den  Comer  See  geleitet, 
die  kurz  vorher  begonnene  grossartige  Regulirung  der  Rrenta 
.und  des  Racchiglione  rasch  fortgeführt.  Der  grosse  Meeres- 
damm an  der  nördlichen  Seite  der  Mündung  des  Hafens  von 
Malamocco  in  den  Lagunen  von  Venedig  ward  vollendet  und 
jener  an  der  südlichen  Seite  desselben  begonnen,  die  Rhede 
von  Fiume  durch  Anlegung  des  Meeresdammes  in  einen  sichern 
Hafen  verwandelt,  das  System  der  Hafendämme  in  Triest 
vervollständigt,  die  Regulirung  der  unteren  Drau  und  Save 
vorbereitet. 

Wichtiger  noch  als  die  bezeichneten  Neubauten  sind  die 
in  diese  Periode  fallenden  Regulirungs-Bauten  an  der  Etsch 
in  Tirol ,  an  der  Donau  in  Oesterreich  und  an  der  Theiss 
in  Ungern,  nebst  den  Canal-Bauten  in  der  Wojwodschaft. 

Seit  einem  Jahrhunderte  hatte  man  die  Regulirung  der 
Etsch  iuTii'ol  in  Anregung  gebracht,  um  das  fruchtbare  Thal- 
gelände vor  den  häufigen  Ueberschwemmungen  und  der  stei- 
genden Versumpfung  zu  bewahren.  Mau  gelangte  jedoch  lange 
nicht  zur  Ausführung,  und  als  man  in  den  Jahren  1818  bis 
1826  die  ersten  Durchstiche  an  der  oberen  Etsch  vornahm, 
unterlagen  in  Folge  des  dadurch  beschleunigten  Flusslaufes 
die  Gemeinden  an  der  unteren  Etsch  noch  mehr  als  früher 
den  Ueberschwemmungen.  Erst  im  Jahre  1845  wurde  von 
dem  tüchtigen  Hydrotechniker  Pasetti  ein  durchgreifendes 
Regulirungs-Project  ausgearbeitet,  dessen  Ausführung  bald 
darauf  begonnen,  jedoch  seinem  grösseren  Umfange  nach 
erst  in  den  Jahren  1850   bis   1855   zu  Ende  geführt  wurde. 
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Durch  dieses  in  technischer  Hinsicht  epochemachende  Un- 
ternehmen wurde  mit  dem  Aufwände  von  einer  Million  Gul- 
den eine  Grundfläche  von  nahe  an  15  Millionen  Quadrat- 
Klafter  vor  der  Versumpfung  oder  zeitweiligen  Ueberschwem- 
mungen  bewahrt,  letztere  Gefahr  auch  für  die  Stadt  Trient 
und  vier  andere  Ortschaften  beseitiget,  der  Flusslauf  abge- 
kürzt und  die  Schifffahrt  verbessert. 

Eine  so  gewaltige  Wassermasse  auch  der  Don  au- Strom 
mit  sich  führt,  so  bereitet  derselbe  in  seinem  oberen  Laufe 
der  Schifffahrt  sehr  bedeutende  Hindernisse .  indem  der  Fluss 
an  einzelnen  Stellen  durch  Felsenriffe  beengt  wird  und  an 
anderen  durch  Ausästung  in  viele  Seitenarme  sich  Untiefen, 
sowie  zeitweise  Ueberschweramungen  bilden ,  und  das  Fahr- 
wasser beständigem  Wechsel  unterliegt.  Das  langgefühlte 
Bedürfniss  einer  Verbesserung  seines  Laufes  erhielt  jedoch 
in  früheren  Zeiten  keine,  oder  nur  durch  örtliche  Vorkeh- 
rungen und  stellenweise  Herstellung  nothdürftiger  Treppel- 
wege ungenügende  Abhilfe.  Erst  seit  dem  Jahre  1819  war 
man  darauf  bedacht,  die  Regulirung  der  Donau  durch  Fixi- 
rung  der  Ufer  und  Concentrirung  des  Stromes  im  Erzher- 
zogthume  Oesterreich  anzustreben  •,  doch  schwankte  man  in 
dem  Bauverfahren  und  erzielte  durch  vereinzelte  Bauten 
noch  keinen  bemerkenswerthen  Erfolg.  Seit  dem  Jahre  1830 
begannen  die  Regulirungs- Bauten  an  der  Donau  und  dem 
Wiener  Donau  -  Canale  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Aus- 
dehnung zu  gewinnen;  doch  waren  nicht  alle,  meist  von 
localen  Bedürfnissen  hervorgerufene  Werke  dem  Zwecke  der 
Regulirung  entsprechend,  und  es  gebrach  an  einem  umfas- 
senden Systeme,  welches  nicht  nur  dem  augenblicklichen 
Bedürfnisse  genügte,  sondern  geeignet  gewesen  wäre,  Be- 
schädigungen durch  angemessene  Bauten  im  Vorhinein  zu 
verhindern,  die  Natur  des  Flusses  und  dessen  eigene  Kräfte 
zur  Regulirung  zu  benützen.  Ein  solches,  von  Pasetti  entwor- 
fenes System  wurde  erst   mit  dem  Jahre  1850  angenommen 
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und  damit  eine  bessere  Methode  sowohl  im  techiiisclien  als 
im  administi-ativen  Verfahren  verbunden.  In  Folge  dieses 
Planes  wird  die  Ausführung;  der  Donau-Bauten  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  vorhinein  in  Pacht  gegeben,  jedem  Jahre  an- 
nähernd seine  Aufgabe  gestellt,  um  mittelst  dieser  Bauten 
dem  Strome  ein  stabiles  Bett  anzuweisen,  die  vorhandenen 
Rauten  mit  einander  zu  verbinden  und  die  natürliche  Ten- 
denz des  Flusses  zu  dessen  Verbesserung  zu  benützen.  Die 
seitherigen  Erfolge  sprechen  für  die  Richtigkeit  dieses  Sy- 
stemes,  denn  schon  hat  sich  seitdem  der  Strom  an  der  in 
Angriff  genommenen  Strecke  concentrirt,  ein  tieferes  Fahr- 
wasser gebildet,  und  die  ihm  angewiesene,  der  Schifffahrt 
günstige  Richtung  genommen.  Diese  Wirkungen  zeigten 
sich  insbesondere  in  der  Nähe  von  Wien,  wo  die  Ausmün- 
dung des  Donau -Canales  durch  die  entstandenen  Schotter- 
inseln mit  gänzlicher  Versandung  bedroht  und  nur  für  kleine 
Schiffe  zu  befahren  war,  während  gegeuM^ärtig  der  Strom- 
strich der  Donau  sich  dahin  gewendet,  die  Saudbänke  weg- 
geschwemmt und  den  Dampfschiffen  eine  sichere  Fahrt  be- 
reitet hat. 

Die  von  den  Schiffern  seit  jeher  so  gefürchteten  Hinder- 
nisse des  Strudels  und  Wirbels  bei  Grein  werden  binnen 
wenigen  Jahren  nur  noch  in  der  Erinnerung  leben,  indem 
bereits  der  Plan  genehmigt  und  theilweise  in  Augriff  genom- 
men ist,  mittelst  eines  verbesserten  Sprengverfahreus  die 
Felsen  des  Haussteines,  welcher  den  Wirbel  erzeugt,  bis 
auf  ()  Fuss  Tiefe  unter  dem  niedrigsten  Wasserstande  gänz- 
lich zu  beseitigen,  und  im  Strudel  einen  zweiten  Canal  aus- 
zusprengen, und  denselben,  wie  den  bereits  bestehenden, 
auf  die  gleiche  Tiefe  von  6  Fuss  unter  dem  NuUpuncte  zu 
bringen. 

Die  grössten  Gelähren  und  Hindernisse  findet  jedoch  die 
Schifffahrt  auf  der  Donau  an  den  Stromschnellen  oberhalb 
und  unterhalb  Orsova,  wo  der  Felsengrat  der  Karpathen  in 
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vielverzweigteii  Rielituiigen  (juer  über  den  Fluss  zieht.  Diese 
durch  die  Natur  dargebotenen  Hindernisse  können  nur  durch 
die  kolossalsten  Anstrengungen  im  Laufe  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  beseitiget  werden.  Der  Kaiserstaat  Oesterreich 
ist  jedoch,  als  Hüter  der  Donau,  berufen,  in  seiner  Verjün- 
gung auch  diese  Hindernisse  zu  überwinden,  und  sich  da- 
durch den  Dank  der  gesamniten  Handelswelt  zu  erwerben. 
Die  eben  jetzt  vor  sich  gehende  Entwicklung  der  einem 
kaum  geahnten  Aufschwünge  entgegeneilenden  Schififfahrt 
und  des  Handels  an  den  Gestaden  der  unteren  Donau  drängt 
unaufhaltsam  hierzu,  und  schon  sind  die  Anzeichen  gegeben, 
dass  Oesterreich  vor  dieser  gewaltigen  Aufgabe  nicht  zurück- 
schreckt. Denn  die  k.  k.  Regierung  hat  angeordnet,  Ein- 
leitungen zur  Herstellung  einer  ungehemmten  Schififfahrt  an 
dem  berüchtigten  Passe  des  eisernen  Thores  zu  treffen,  und 
bereits  besuchten  Ingenieure  die  Stelle,  um  den  hierzu  füh- 
renden Plan,  welcher  einer  sehr  gründlichen  Erwägung  be- 
darf, vorzubereiten. 

Die  Theiss -Ebene,  vielleicht  der  fruchtbarste  Land- 
strich unseres  Erdtheils,  bietet  eine  jener  wunderbaren  Er- 
scheinungen, an  denen  das  Wunderland  Ungern  so  reich  ist. 
Der  tief  in  das  angeschwemmte  Land  eingeschnittene  Fluss 
durchzieht  trägen  Laufes  in  vielverschlungeuen  Krümmungen, 
welche  die  Stromentwicklung  auf  mehr  als  das  Doppelte  der 
Thallänge  erhöhen,  jene  fruchtbare  Ebene,  und  verwandelt 
dieselbe  durch  seine  und  seiner  Nebenflüsse  periodische 
Ueberschwemmuiigen  in  eine  zusammenhängende  Reihe  von 
unübersehbaren,  die  Communicationen  hindernden,  durch  ihre 
Rücklässe  das  Land  versumpfenden  und  ver[)estcnden  Seen. 
Hierdurch  bildete  sich  dort,  wo  die  üppigsten  Saaten 
schwellen  und  die  i-eichsteii  Ernten  herbeiführen  konnten, 
ein  Zustand  des  Ersterbens  und  apathischer  Unthätigkcit, 
welcher  jenen  Landstrich  der  Cultur  schwer  zugänglich 
machte    und     mit     noch     ernsteren     Gefahren    der    Zukunft 
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bedrohte.    Schon  im  Jahre  1845  war  die  Regulirung  der  Theiss 
beschlossen,  wodurch  ihr  Lauf  auf  die  Hälfte  abgekürzt  und 
durch  Anlegung  von  Dämmen  das  rückwärts  gelegene  Ufer- 
gelände   vor   Ueberschwemmungen    gewahrt    werden    sollte, 
und    an   die  Spitze   der   Ausführung  dieses   Beschlusses   trat 
der  vielverdiente  Graf  Stephan  Szechenyi.     Der  Erfolg  liess 
nicht  auf  sich   warten,   doch   zeigten   sich   in   den  dortlands 
ungewohnten   gesellschaftlichen  Unternehmungen  Symptome 
der  Stockung  in  technischer  sowohl,  als  noch  mehr  in  finan- 
zieller Hinsicht,  welche  den  Fortgang  desselben  selbst  dann 
bedroht  hätten,  wenn  nicht  die  nachfolgende  Revolution  eine 
totale  Unterbrechung  darin  herbeigeführt  haben  würde.    Auch 
hier  trat  die  Staatsverwaltung  rettend  und  fördernd  ein ,  indem 
über  Antrag  des   Handels  -  Ministers    Freiherrn    von   Brück 
Seine    k.   k.    Majestät  im    Jahre    1850  die   Errichtung  einer 
Central -Commission  zur  Ueberwachung  und   Leitung    dieses 
grossartigen   Unternehmens    anzuordnen    und    derselben    die 
erforderlichen  Geldmittel  zuzuweisen  geruhte,  um  das  Unter- 
nehmen so  weit  zu    fördern,    bis   dessen   Fortsetzung   durch 
eigene  Mittel  möglich  wird.     Die  bisherigen  Fortschritte  des 
Unternehmens   berechtigen   zu  der  Erwartung   eines  gedeih- 
lichen und  vollständigen  Erfolges,  von  dessen  Grossartigkeit 
man  sich  einen  Begriff  machen  kann,   wenn  erwogen  wird, 
dass  durch  diese  Regulirung  200  Quadrat-Meilen  (d.  i.  ein  der 
bebauten  Bodenfläche  des  Königreiches  Sachsen   gleichkom- 
mender Landstrich)  des  fruchtbarsten  Bodens  für  die  Cultur 
gewonnen ,  und  durch  Beseitigung  der  Ursachen  der  dort  herr- 
schenden Sumpffieber  für  die  Ansiedlung  fleissiger  und  wohl- 
habender Menschen  zugänglich  gemaclit  werde.     Wenn  man 
in  Betracht  zieht,  dass  das  Unternehmen  der  Theiss-Reguli- 
rung  im  Jahre  1849  gänzlich  gelähmt  und  sein  Fortbestand 
durchaus  zweifelhaft  geworden  war,  so  dass  der  Verlust  der 
Früchte  so  vieler  bis  dahin  aufgewendeter  Mühen  und  Aus- 
lagen drohte,  und  wenn  dessen  damaliger  Zustand  mit  dem 
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gegeiiwäitigeii  vergliclieii  wird,  so  überwältigt  das  Gefühl 
des  Staunens  und  der  Dankbarkeit  gegen  den  Monarcheii, 
welcher  das  Unternehmen  grossmüthig  seinem  gewissen  Un- 
tergange entrissen,  dessen  administrative,  technische  nnd 
finanzielle  Einrichtung  neu  organisirt,  durch  Macht  und  Mittel 
unterstützt,  und  in  so  kurzer  Zeit  auf  einen  solchen  Stand- 
punct  des  Gedeihens  emporgehoben  hat,  dass  hierdurch  das 
Aufblühen  eines  nicht  geringen  und  zwar  des  fruchtbarsten 
Theiles  v-on  Ungern  in  nahe  Aussicht  gestellt  ist. 

Der    Franzens-Canal,    welcher    die    mittlere   Tlieiss 
mit   der   Donau  in   gerader   Richtung    verbindet,   die   Korn- 
kammer der  Monarchie   durchzieht   oder   nahe   berührt   und 
der  Schifffahrt   den  laugen  Zug  bis  zur  Theiss-Mündung  und 
sohin    die  Donau    hinauf  bis  Batina   erspart,   war   sehr  ver- 
nachlässigt,  so   dass  er  bedeutende  Herstellungen    und    eine 
Verbesserung   seiner  durch   die   zu  hohe  Anlage  der  Drem- 
pel  die  Schifffahrt  hinderlichen  Mündungen  erforderte.    Diese 
Verbesserung    gelangte    an    der    Mündung    in    die    Donau, 
welche     durch     Verlängerung     des     Franzens -Canales     um 
1'/^  Meile  an   eine  günstigere  Stelle  verlegt  wurde,    bereits 
mit  der  neuen  Erbauung  grossartiger  Kammerschleussen  zur 
Ausführung.       Der  13ega-Canal,    welcher,    der   Richtung 
des  Bega-Flusses  folgend   und  zum  Theile  in   dessen   Bette, 
von  Temesvar  durch  das  getreidereiche  Banut  bis  zur  Mün- 
dung  der   Tlieiss    bei   Titel   zieht,    hat   eine    für  die  Schiff- 
fahrt   ungünstige    Richtung,    da    die    auf   ihm    verschifften 
Erzeugnisse-   meist    für    die    oberen    Donau-    und    Theissge- 
geuden    bestimmt    sind.      Desshalb    besteht    der   Plan,    iluu 
eine    günstigere   Richtung    durch     Aushebung    eines    neuen 
Oanals  zu  ertheilen,    welcher  jenen    von  Kick    aus  in   mög- 
lichst directer  Linie  mit   der  Theiss   verbinden  würde.     Mit- 
telst  dieses  Canals  werden   die  Fruchtvorräthe  des   Banates 
auf   dem    kürzesten    Wege    zur    Theiss    nnd    sohin    mittelst 
des    Franzens -Canals    zur   -Donau    gelangen,    wobei    sie    in 
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Vergioichuiig  zu"  der  gegenwärtigen  Scliifffahrtslinie  zur 
unteren  Theiss  und  Donau  drei  Viertheile  des  Wasserweges 
ersparen  werden. 

Das  Strassennetz  der  Monarchie  wurde  in  dem  Zeit- 
räume von  1848  bis  1855  vervollständigt  und  wesentlich  verbessert. 
Die  erheblichsten  Aenderungen,  insoferne  sie  sich  auf  die 
Keichs-Strassen  beziehen,  betreflen  die  nachstehenden  Puncte.  In 
0  es ter reich  unter  der  Enns  wurden  die  innei'halb  der  Linien 
von  Wien  und  ausserhalb  derselben  gegen  das  kaiserliche  Lustschloss 
Schönbrunn  zu  gelegenen  vom  Staate  erhaltenen  Verbindungs- 
strassen, welche  bisher  beschottert  waren,  zum  grössten  Theile  gepfla- 
stert; J)ei  St.  Polten  wurde  eine  Brücke  über  die  Traisen  gebaut, 
und  bei  Deutsch- Altenburg  die  Strasse  nach  Pressburg  umgelegt. 
In  Oesterreich  ob  der  Enns  fand  die  Umlegung  mehrerer 
Strassen  und  eine  reichlichere  Beschotterung  derselben  Statt.  Die 
Strassen  des  Kronlandes  Salzburg,  welche  sonst  zu  den  schlech- 
teren gehörten,  wurden  in  die  besten  verwandelt,  und  eine  neue 
gi'ossartige  Reichsstrasse  am  Eingange  des  Pinzgaues  nächst  Taxen- 
bach mit  namhaftem  Kostenaufwande  erbaut.  Ebenso  wurde  die 
Umlegung  der  Linzer  Strasse  am  Gasteig-Berge  sowie  der  Gasteiner 
Strasse  bei  Lend  bewerkstelligt.  In  Steiermark  wurde  die  Di-au- 
walder  Strasse  in  der  Strecke  einer  Meile  umgelegt,  der  Zustand 
der  Strassen  in  Ober-Steiermark  wesentlich  verbessert  und  der  Bau 
neuer  Brücken  bei  Judenburg  und  Leoben  vorgenommen.  Die 
Elementar-Ereignisse  des  Jahres  1851  hatten  in  Kärnthen  grosse 
Verwüstungen,  namentlich  im  oberen  Drau-lliale,  verursacht,  von 
welchen  fünf  an  den  Einmündungen  von  Wüdbächen  in  die  Drau 
gelegene  Ortschaften  schwer  heimgesucht  wurden.  Seine  Majestät 
der  Kaiser  ordnete  sogleich  AUerhöchst-Seinen  General- Adjutanten, 
Fekhnarschall-Lieutenant  Freiherrn  v.  Kellner,  an  die  Orte  der 
Verheerung  ab ,  und  liess  denselben  schleunigste  Hülfe  angedeihen ; 
die  Commuuicationen  wurden  hergestellt,  die  Gefahren  beseitigt 
und  die  Wildbäche  mit  Thalsperren  verbaut.'  Ausserdem  wurde 
die  italienische  Strasse  zwischen  Tarvis  und  Arnoldstein  in  einer 
Strecke  von  drei  Meilen  mit  sehr  namhaftem  Kostenaufwande  in 
einem  günstigeren  Niveau  neu  gebaut,  die  Brücke  über  die  Fella 
bei  Ponteba  neu  hergestellt,  und  die  zweite  Verbindungsstrasse 
mit  Krain  durch  das  Kappel-  und  Kanker-Thal  grösstentheils  in 
Staatspflege    übernommen.       Nachdem     die    Staats -Eisenbahn    bis 
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Laibach  geführt  worden,  \yurde  in  Krain  die  Verbindungsstrasse  mit 
Kroatien  von  Steinbrück  über  Gurkfeld,  sechs  Meilen  lans,  in 
Staatspflege  übernommen,  und  eine  Brücke  über  die  Save  bei  Littai 
erbaut.  Die  durch  den  vermehrten  Verkehr  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommene Triester  Strasse  erhielt  vielfache  Verbesserungen.  Im 
Küsten  lande  ward  eine  Strecke  von  zwei  Meilen  in  besseren 
Stand  versetzt,  und  der  Bau  einer  neuen  Strasse,  welche  den  in- 
neren Theil  von  Istrien  mit  der  Staats -Eisenbahn  in  unmittelbare 
Verbindung  setzen  soll,  begonnen.  In  Tirol  fanden  neben  der 
Verbesserung  mehrerer  Strassenstrecken  in  der  Länge  von  vier 
und  einer  halben  Meile  grossartige  Strassenbaue  Statt.  Der  wich- 
tigste hiervon  ist  jener,  welcher  vom  Nonsberge  über  den  6.200 
Fuss  hohen  Tonale  nach  der  Lombardie  geführt  ^^^rd  und  mit  der 
auf  lombardischem  Gebiete  bewerkstelligten  Fortsetzuns;  bis  Tre- 
senda  im  Valtellin  bestimmt  ist,  die  wegen  ihrer  Höhe  von  8.550 
Fuss  über  dem  Meere  allzu  schwierig  zu  erhaltende  Strasse  über 
das  Stilfser  Joch  zu  ersetzen.  Auch  über  den  bekannten  Pass  der 
Finstermünz  zwischen  dem  oberen  Inn-Thale  und  dem  Vintschgau 
wurde  statt  der  früheren  steilen  und  unwegsamen  eine  sehr  be- 
queme Strasse  mit  bedeutendem  Aufwände  hergestellt,  sowie 
die  Strasse  von  Innsbruck  über  Telfs  nach  Reutte  in  der  Richtung 
zu  der  bairischen  Eisenbahn  umgelegt  wurde.  Obwohl  das  König- 
reich Böhmen  seit  der  Verwaltung  des  Grafen  Chotek  sich  eines 
ausgedehnteren  Netzes  der  besten  Strassen  erfreut,  so  wurden  doch 
daselbst  in  dem  erwähnten  Zeiträume  über  20  Meilen  neue  Reichs- 
strassen erbaut,  und  ausserdem  drei  Kettenbrücken  —  über  die  Mol- 
dau bei  Podolsko,  über  die  Eger  bei  Postelberg  und  über  die  Elbe 
bei  Tetschen  (letztere  von  einer  Actien-Gesellschaft  mit  Unterstützung 
vom  Staate  unternommen  und  kürzlich  beendigt)  —  ferner  vier  gewölbte 
Brücken  —  über  die  Sazava  bei  Porzic  und  Deutschbrod ,  über  die 
Daubrovka  bei  Kobilnitz  und  über  den  Cidlina-Fluss  bei  Chlumec  — 
erbaut.  Die  bereits  im  Jahre  1847  begonnene  Riesengebirgs-Strasse, 
welche  in  einer  Länge  von  17  Meilen  von  Reichenberg  nach  Trautenau 
führt,  Avurde  fortgesetzt  und  vollendet,  die  neue,  schöne  Strasse 
von  Karlsbad  nach  Marienbad,  vier  Meilen  lang,  erbaut^  ausser- 
dem wurden  10  Meilen  Landstrassen  zu  Reichsstrassen  erklärt  und 
in  Staatspflege  übernommen,  und  Strecken  von  2'/2  Meile  Länge 
restaurirt.  In  Mähren,  welches  Land  von  den  Eisenbahnen  in 
den  Hauptrichtungen  durchzogen  wird,  beschränkten  sich  die  Ver- 
besserungen   meist    auf  Brückenbauten;    Kettenbrücken    über    die 
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Oder  bei  Mähri«eli-Oötrau  und  über  die  Zwittawa  bei  Krünn  wurden 
erbaut,  und  bei  2(X)  andere  Brücken,  früher  meist  aus  Holz,  wurden 
in  Mauerwerk  ausgeführt.  In  Schlesien  ist  der  Bau  der  gi-ossen 
Weichselbrücke  bei  Skotschau  und  der  Brücke  über  die  Olsa  bei 
Wendrin,  nebst  dem  Umbaue  der  Ostrauer  Strasse  zu  erwähnen. 
Der  schlechte  Zustand  der  Strassen  in  Galizien  und  der  Buko- 
M'ina  erforderte  vor  Allem  die  Verbesserung  der  Hauptverbindungs- 
wege; sonach  wurden  Strecken  von  mehr  als  20  Meilen  theils  recon- 
struirt,  theils  umgelegt,  und  14  Brücken  (darunter  die  über  den  Pruth 
bei  Czernowitz,  über  die  Biala,  den  San-Fluss)  erbaut.  Bereits  ist  aber 
die  Hand  an  eine  höchst  bedeutende  Ausdehnung  des  galizischen 
Strassennetzes  gelegt  worden,  da  der  Bau  der  nachstehend  aufge- 
fülirten  Strassen  in  einer  Länge  von  78 '/j  Meile  bereits  genehmigt 
und  in  Angritf  genommen  worden  ist.  Auf  das  Kd'akauer  Ver- 
waltunasgebiet  entfallen  davon  die  Strecke  von  Deutseh- Batzdorf 
über  Auschwitz  und  Zator  nach  Podgorze  11%  Meile,  von  Niepo- 
lomice  nach  Bochnia  3  Meilen,  von  Gdöw  nach  Biencz  und  von 
Gorlice  nach  Zmigrod  15 '/^  Meile;  auf  das  Lemberger  Verwal- 
tungsgebiet die  Strecke  von  Nowy-Jazöw  nach  Zaleska  wola  Sy, 
Meilen,  von  Delatyu  bis  an  die  ungrische  Gränze  gegen  Szigeth 
6  Meilen.  Sänmitliche  bisher  aufgezählten  Strassenstrecken  werden 
nach  ihrer  Vollendung  als  Reichs  -  Strassen  in  Staatspflege  über- 
nommen werden,  während  die  folgenden  aus  dem  Landes -Fonde 
zu  erhalten  sind :  von  Lemberg  über  Dawidow  in  die  Chaussee  Pod- 
grodzie-Rohatyn  9'/^  Meile,  von  Demiauöw  nach  Halicz  2/2  Meile, 
von  Siwka  nach  Hahcz  2'/4  Meile,  von  Halicz  zur  Mariampoler  Ueber- 
fuhr  und  über  Tlumacz  von  Horodenka  nach  Seratlnce  (von  wo  sie 
auf  Bukowiner  Gebiete  3  Meilen  weit  bis  zur  Czernowitzer  Haupt- 
strasse geführt  wird)  13  Meilen,  von  Monasterzyska  über  Buczaez 
nach  Czortkow  7  Meilen.  In  Dalmatien  befinden  sich  die  Strassen 
in  einem  ungenügenden  Zustande,  und  sind  zum  Theile  nur  Reit- 
steige, was  namentlich  von  der  zweimal  vom  türkischen  Gebiete 
unterbrochenen  Strasse  von  Ragusa  bis  an  di(3  südliciie  Landes- 
gränze  gilt;  daselbst  wurde  eine  Strassen  -  Correction  in  der  Länge 
von  5  Meilen  vorgenommen,  und  der  Bau  von  11  steinernen 
Brücken  bewerkstelligt.  Der  vortretfliche  Zustand  und  die  grosse 
Ausdehnung  des  Strassennetzes  in  der  Lombardie  (in  die  Stadt 
Mailand  münden  13,  in  jede  einzelne  Dclegations- Stadt  [Sondrio 
ausgenonmien]  5—7  verschiedene  Reichs-Strassen  ein)  sind  bekannl. 
In  der  erwähnten  Periode   wurde  die  Hauptthäligkeit  auf  den  Bau 
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von  Brücken  über  den  Brennbo,  Oglio,  Aver,  die  Adda  und  den 
Gravellone  (einen  die  Gränze  gegen  Sardinien  bildenden  Seitenarm 
des  Tessin  bei  Pavia)  gerichtet.  Doch  fand  auch  der  Neubau  der 
7  Meilen  langen  wichtigen  Strasse  von  Tresenda  in  der  Valtellina 
über  den  Aprica-Pass  nach  Edolo  bis  an  den  Tonale  zur  An- 
knüpfung an  die  jenseits  auf  Tiroler  Gebiete  gebaute  Strasse  Statt, 
welcher  gi-össtentheils  zu  Ende  gebracht  wurde.  Aus  den  gleichen 
Ursachen  war  man  auch  in  dem  Kronlande  Venedig  hauptsäch- 
lich auf  den  Bau  von  Brücken  und  zwar  über  die  Brenta,  Livenza, 
Fella,  den  Noncello  und  die  Acquetta  bedacht.  Eine  besondere  Er- 
wähnung verdient  der  Neubau  der  stabilen  Brücke  über  die  Etsch 
bei  Boara,  wo  bisher  lediglich  eine  fliegende  Brücke  die  Ver- 
bindung nur  sehr  ungenügend  erhalten  hatte.  Neubauten  und 
Umlegungen  von  Strassen  fanden  in  einer  Länge  von  2%  Meile 
Statt. 

Als  die  ehemals  ungrischen  Länder  unter  die  Central-Verwal- 
tung  traten,  waren  dieselben  fast  ganz  ohne  chaussee  -  massige 
Strassen,  und  die  bestehenden  Landwege  mit  \A-enigen  Ausnahmen 
nur  bei  trockenem  Wetter  befahrbar.  Die  Hauptlinien  der  Stras- 
sen Verbindungen,  in  einer  Länge  von  811  Meilen,  wurden  in  Staats- 
pflege übernommen;  vor  Allem  aber  mussten  in  diesen  Richtungen 
erst  fahrbare  Strassen  hergestellt  werden.  In  dem  Königreiche 
Ungern  wurden  449  Meilen  in  Staatspflege  übernommen.  Zu- 
nächst war  man  darauf  bedacht,  auf  den  Haupthuien  jene  Strecken, 
welche  des  Neubaues  oder  einer  grösseren  Verbesserung  bedurften, 
herzustellen,  sie  machen  eine  Länge  von  33  Meilen  aus;  gleich- 
zeitig wurden  44  Brücken  neu  erbaut  oder  hergestellt,  Durchlässe 
und  Wasser- Schutz  werke  errichtet,  Strassensäulen ,  Pflöcke  und 
Geländer  aufgestellt  und  Einräumerhäuser  errichtet.  Die  Recon- 
structionen  fanden  Statt:  von  Pressburg  in  der  Richtung  gegen  Ga- 
lizien,  das  Kascl.auer  und  Cedtnburger  Verwaltungsgebiet  und 
Kroatien,  von  Ofen  gegen  Wien,  Kaschau,  Essek  und  über  Stuhl- 
weissenburg  gegen  Körmend,  von  Kaschau  über  Munkacs  nach 
Szigeth  und  von  da  gegen  Galizien  und  Siebenbürgen,  von  Gross- 
wardein  eeeen  Debreczin  und  Arad.  Im  Pressburser  Verwaltunas- 
gebiete  wurden  im  Jahre  1854  abermals  6'/2  Meile  Strassen  in 
Staatspflege  übernommen.  Die  geringsten  Fortschritte  machte  die 
Strassen  Verbesserung  in  Kroatien  und  Slavonit-n,  wo  die  Stras- 
sen sich  in  einem  sehr  schlechten  Zustande  befanden,  die  Verhäll- 
nisse  für  den  Strassenbau  sehr  ungünstig  sind    (namentlich  ist  der 
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Schotter  übermässig  theuer),  und  keine  Arbeitskrälle  zu  Gebote 
standen.  Dennoch  wurde  die  Strasse  von  Agram  nach  Karlstadt 
in  einer  Länge  von  Tj^  Meile  (welche  man  früher  bei  schlechtem 
Wetter  kaum  in  2—3  Tagen  mit  doppelter  Vorspann  zurücklegte) 
neu  hergestellt,  die  Drau-Brücke  bei  Varasdin  reparirt,  die  Regu- 
lirung  des  Flusses  in  Angriff  genommen,  und  die  Save-Brücke  bei 
Agram  unter  gleichzeitiger  liegulirung  des  Stromes  zu  bauen  be- 
gonnen. Noch  aber  hängt  das  Strassen  -  System  von  Kroatien  mit 
jenem  von  Slavonien  nicht  zusammen,  wesshalb  es  sich  ereignet, 
dass  Reisende,  welche  sich  von  Essek  nach  Agram  begeben  wol 
len,  vorziehen,  mittelst  des  Dampfschiffs  und  der  Eisenbahn 
über  Pest  und  Wien  zu  reisen,  wobei  sie  ungeachtet  eines  Um- 
weges von  fast  200  Meilen  früher  in  Agram  anlangen  als  auf  dem 
geraden  Landwege.  In  der  Wojwod schaff  und  dem  Banate 
wurden  141  Meilen  Strasse  in  Staatspflege  übernommen,  von  denen 
jedoch  nnr  33 '/j  Meile  mit  Schottergrund  versehen,  aber  auch  diese 
während  der  Revolutions-Zeit  gänzlich  verfallen  waren.  Es  sind 
diess  die  Strecken  von  Temesvar  nach  Arad,  dann  von  Temesvär 
nach  Lagos  mit  der  Verlängerung  nach  Siebenbürgen  und  in  die 
Militärgränze,  welche  nunmehr  in  guten  Stand  hergestellt  sind. 
Ferner  wurde  die  Strecke  von  Temesvär  bis  Szegedin  und  von 
Temesvär  bis  Werschetz  in  der  Gesammtlänge  von  18 '/j  Meile  in  An- 
griff" genommen,  und  der  Bau  derselben  zum  Theile  ausgeführt. 
In  Siebenbürgen  wurden  17372  Meile  Strasse  in  Staatspflege 
übernommen.  Nirgends  waren  die  Strassen  (wenn  die  schlechte- 
sten Landwege,  bei  denen  zum  Theil  jede  Spur  der  Begränzung 
der  Fahrbahn  verloren  gegangen  war,  diesen  Namen  verdienen) 
in  so  vei-wahrlostem  Zustande,  als  in  Siebenbürgen  bis  zum  Jahre 
1850;  nirgends  fand  aber  auch  binnen  so  kurzer  Zeit  ein  solcher 
Aufschwung  des  Strassenbauwesens  Statt,  als  eben  dort.  Binnen 
vier  Jahren  wurden  durch  Vermittlung  der  Gemeinden  auf  die 
173'/2  Meile  Staatsstrassen  47  Millionen  Kubik-Fuss  Schotter,  d.  i. 
68  Kubik-Fuss  auf  jede  Längoiklafter,  beigestellt,  und  hiermit 
(nebst  der  Fahrbahn -Conservirung)  ein  grosser  Theil  ihrer  Grund- 
lage verbessert  oder  neu  hergestellt.  Ausserdem  wurden  über  hun- 
dert Brücken,  welche  die  Regengüsse  im  Sonnner  1851  zerstört 
hatten,  in  besserer  und  soliderer  Weise  erneuert,  wodei  ebenfalls 
die  Gemeinden  die  Zufuhr  der  Miiferialien  und  die  Roliarbeiten 
unent<j;eltlich  leisteten,  und  uleichzeitig  ward  der  Bau  der  wichti- 
gen  Haudelsstrassen  über  die  drei  Pässe  Ojtoz,  Predjal  und  Rothen- 
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thurm,  wovon  der  erstere  nach  der  Moldau,  die  zwei  letzteren 
nach  der  Walachei  führen,  welche  früher  im  Winter  gar  niclit 
und  im  Sommer  nur  mit  Saumthieren  zu  passiren  waren,  in  Bau 
genommen.  Die  Strasse  über  den  Ojtoz-Pass  in  einer  Länge  \on 
8  Meilen  ist  zum  grösseren  Tlieile,  jene  über  den  Predjal  gan^ 
fertig,  und  die  Strasse  über  den  Rothenthurm-Pass  ist  noch  im 
Baue  begriffen.  Diese  beispiellos  günstigen  Resultate  sind  zunächst 
der  energischen  Einwirkung  des  dortigen  Mihtär-  und  Civil -Gou- 
verneurs, Feldmarschall-Lieutenants  Fürsten  Karl  Schwarzen- 
berg,  welcher  dabei  von  dem  thätigen  Bau-Director  Menapace 
unterstützt  wurde,  zu  danken. 

Zu  Ende  des  Jahres  1853  hatten  die  Reichs-Strassen  (unge- 
rechnet die  Land-,  Bezirks-,  Gemeinde-  und  Privat -Strassen)  eine 
Länge  von  3.353  Meilen,  worunter  522  auf  Böhmen,  449  auf  Un- 
gern, 388  auf  Galizien  sammt  der  Bukowina,  377  auf  die  Lom- 
bardie  und  233  auf  Venedig  entfielen.  In  den  4  Jahren  1850 — 1853 
zusammen  stieg  der  Schotterverbrauch  auf  314  Millionen  Kubik- 
Fuss,  woran  die  Lombardie  und  Siebenbürgen  mit  je  47  Millionen, 
Galizien  mit  35 '/j  Milhon,  Oesterreich  unter  der  Enns  mit  30  Mil- 
lionen, Böhmen  mit  26,  Ungern  mit  23  und  Venedig  mit  22  Mil 
lionen  Kubik-Fuss  Theil  nahmen  \  die  Kosten  dieses  Schotters  betrugen 
11  Millionen  Gulden  (2  Millionen  in  Galizien,  l'/^  Million  in  Böh- 
men, l'/j  Million  in  Oesterreich  unter  der  Enns  und  V/\  IVIillion  in 
der  Lombardie).  Die  sonstigen  Auslagen  für  die  Erhaltung  und 
kleinen  Verbesserungen  der  Reichs-Strassen  beliefen  sich  in  diesem 
vierjährigen  Zeiträume  auf  Iß'/j  Million,  der  Aufwand  für  grössere 
Bauten  und  Verbesserungen  auf  Sy^  Millionen  und  die  Gesammt- 
auslagen  für  die  Reichs-Strassen  auf  33 '/^Million Gulden,  von  welcher 
letzteren  Summe  4  Millionen  in  Galizien,  3'/2  Million  in  Böhmen, 
3'/3  Million  in  Oestenxich  unter  der  Enns,  3  Millionen  in  der  Lom- 
bardie und  je  nahe  an  3  Millionen  in  Venedig  und  in  Ungern  ver- 
wendet wurden  ').  Wird  die  relative  Vertheilung  der  Reichs-Strassen 
auf  die  Kronländer  in  Betracht  gezogen,  so  entfielen  im  Jahre  1853 
an  Reichs-Strassen  • . 


'  Umständlichere  Nachweisungen  über  das  Strassenwesen  in  Oester- 
reich in  den  Jahren  1850— 18.'3  enthält  der  vom  k.  k.  Sections-Chef  Frei- 
herrn von  Czoernig  an  den  Handels -Ministor  Freiherrn  von  ]5aunigarlner 
erstattete  Verwalliingshericht,  abgedruckt  in  den  „Mittheilungen  aus  dem 
Gebiete  der  Statistik,"  Jahrgang  1854,  Heft  7. 
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n 
Natur 


1  1-» 

Die   Wasser  Strassen    sind    zwar    zunächst    von  der 

gegeben,  ihre  Erhaltung  im  schifibaren  Zustande,  die  Versicherung 
ihrer  Ufer  und  die  Bewahrung  derselben  vor  Ausartungen,  sowie 
deren  Vervollkommnung  durch  Abkürzung  der  Krümmungen,  er- 
fordern jedoch  unausgesetzte  Obsorge  und  einen  bedeutenden  Auf- 
wand, wobei  auch  derjenige  in  Betracht  kömmt,  welcher  für 
Entsumpfungen  und  Bewahrung  des  Uferlandes  vor  Ueberschwem- 
mungen  bestritten  wird.  In  den  Jahren  1848  — 1855  wurden  sehr 
erhebliche  und  kostspielige  Arbeiten  zu  diesen  Zwecken  bewerk- 
stelliget, wovon  hier  nur  die  hauptsächlichsten  hervorgehoben,  die 
anderen  bloss  in  Kürze  angedeutet  werden.  In  Galizien  fanden 
Conservirungs-Arbeiten  und  Neubauten  iür  deft  Uferschutz  und  die 
Erhaltung  der  SchifTbarkeit  der  Weichsel,  des  Dunajee,  des  San 
und  des  Dniesters  Statt.  In  Böhmen  wurde  die  liegulirung  der 
Moldau  und  der  Elbe,  um  eine  hinreichende  und  gleichl()rmige 
Tiefe  zu  erreichen,  im  Jahre  1850  begonnen,  und  die  Verbesse- 
rung"  der  fehlerhaftesten   5.876  Klafter  langen  Strecken  vorgenom- 
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meii:  zugleich  wurden  namhafte  Uferschutz-Bauten  bewerkstelliget, 
und  die  Arbeiten  behufs  der  Scliitl'barmachung  der  oberen  Moldau 
von  Humwald  bis  Hohenfurt  (10  Meilen)  auf  Staatskosten  begon- 
nen. In  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  der  zum  Staatshafen  er- 
klärte Bregenzer  Hafen  wiederhergestellt,  erweitert,  vertieft  und 
mit  grossen  Steindämmen  eingefasst,  am  Inn  wurden  Uferbauten 
erhalten,  verbessert  und  neu  hergestellt;  zugleich  ward  der  Haller 
Triftrechen  beseitigt,  wodurch  die  Beschifiung  des  Inn  auf  einer 
Strecke  von  l'/j  Meile  von  Hall  bis  Innsbruck  möglich  gemacht 
wird.  In  der  Lombardie  erfordert  die  Erhaltung  und  Verbesse- 
rung der  Uferbauten  an  den  dortigen  zahlreichen  Flüssen  und  Ca- 
nälen  einen  bedeutenden  Aufwand.  Um  die  Verbindung  des  Comer 
Sees  mit  dem  oberhalb  gelegenen  Mezzola-See  sicherzustellen,  das 
Gebiet  zwischen  denselben  zu  entsumpfen  und  den  Lauf  der  Adda 
zu  reguliren,  wurde  dieser  Fluss  mittelst  eines  Durchstiches  von 
2.214  Klaftern  unterhalb  des  Forts  Fuentes  in  den  Comer  See  ge- 
leitet, während  das  aufgelassene  Bett  behufs  der  Schiffiahrts  -  Ver- 
bindung zwischen  den  beiden  Seen  reguhrt  werden  soll.  In  dem 
Ki-onlande  Venedig  bildqi  die  Wasserbauten  und  die  Erhaltun<> 
der  schiflfbaren  Flüsse  und  Canäle  einen  der  wichtigsten  Zweioe 
der  Verwaltung,  wofür  in  den  vier  Jahren  1850  —  1853  nicht  we- 
niger als  5,622.000  fl.,  ungerechnet  den  von  Privat- Vereinen  bestrit- 
tenen Aufwand,  ausgegeben  wurden.  Zu  den  wichtigsten  Neu- 
bauten daselbst  gehört  die  Fortsetzung  der  Regulirung  der  Flüsse 
Brenta  und  Bacchiglione ,  welche  im  Jahre  1847  begonnen  und 
nach  der  durch  die  Revolution  herbeigeführten  Unterbrechuns  im 
Jahre  1850  wieder  aufgenommen  wurde;  in  jenem  vierjährio-en 
Zeiträume  wurde  dafür  nahe  an  eine  halbe  Million  Gulden  aus"-e- 
geben.  Um  den  Hafen  von  Malamocco,  welcher  die  Einfahrt  in 
die  Lagunen  von  Venedig  bildet,  zu  einer  für  die  gi-ossen  Seeschiffe 
erforderlichen  Tiefe  von  20  —  24  Fuss  zu  bringen,  wurde  bereits 
im  Jahre  1838  an  der  Nord -Seite  der  äusseren  Mündung  die  Er- 
bauung eines  grossen  1.119  Klafter  langen  Meerdammes  mit  dem 
Aufwände  von  IV4  Millionen  Gulden  genehmigt,  und  im  Jahre  1852 
die  Herstellung  eines  zweiten  mit  dem  vorigen  parallelen  Danmies 
an  der  Süd -Seite,  w^elcher  über  %  Million  Gulden  kosten  wird, 
bewilligt.  Der  Nord-Damm  wurde  1840  begonnen,  und  hierauf  bis 
1849  92tj.000  fl.  ausgegeben,  seither  ist  er  mit  einer  Auslage  von 
mehr  als  000.(300  fl.  zu  Ende  geführt  worden;  der  Süd -Damm 
wurde   im  Jahre  1853   begonnen    und   die  Arbeiten   daran   werden 
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fortgesetzt.  Unter  den  noch  in  Ausführung  hegriffenen  Arbeiten  ist 
der  Bau  eines  Hafens  an  dem  abgedämmten  ncirdhehen  Arme  des  Po, 
Po  di  Levante  genannt,  zur  Erleichterung  der  Dampfschiffi'ahrts- Ver- 
bindung vom  Meere  nach  dem  Po,  die  Erbauung  grosser  Schleussen  an 
den  Seen  von  Mantua  ^  und  die  grossartige  Unternehmung  einer  Ent- 
suniplung  der  tief  gelegenen  Valli  grandi  Veronesi  und  Ostigliesi 
anzuführen.  Im  Küsten  lande  sind  die  Arbeiten  im  Hafen  von 
Triest,  wodurch  drei  der  dortigen  Hafendämme  (Moli)  im  Ganzen 
um  170  Klafter  verlängert  werden,  um  eine  grossere  Anzahl  von 
Schiffen  sicher  vor  Anker  zu  legen,  in  Fiume  (mit  Kroatien  ver- 
einigt) die  Verwandlung  der  Rhede  in  einen  sicheren  Hafen  mit- 
telst der  Anlegung  eines  120  Klafter  langen  Dammes  und  die  Räu- 
mung und  Herstellung  des  Hafens  für  kkinere  Schiffe  an  der 
Mündung  der  Reka,  und  in  Dalmatien  ist  die  im  Werke  begrif- 
fene Regulirung  der  schiffbaren  Narenta,  wodurch  zugleich  die 
bekannten  Narenta -Sümpfe  ausgetrocknet  werden  sollen,  zu  er- 
wähnen. In  Kärnthen,  Krain,  Kroatien  und  Slavonien 
wurden  mehrere  Arbeiten  an  den  grossen  Nebenflüssen  der  Donau,  der 
Drau  und  der  Save,  vorgenommen;  hie^'bei  wird  eine  solche  Regu- 
lirung der  beiden  Flüsse  beabsichtigt,  dass  die  Dampfschiffe  auf 
der  Drau  von  Essek  bis  Legräd,  und  auf  der  Save  von  Sissek  bis 
Ruavica  in   der  Nähe   von  Aaram   vordringen   können.    In  Salz- 

O  CT  C 

barg  wurden  Uferschutzbauten  an  der  Saale  und  der  Salzach,  in 
Oesterreich  ob  der  Enns  an  dem  Inn,  der  Traun,  Agger, 
Vökla  und  Enns,  in  Oesterreich  unter  der  Enns  solche  an  der 
March  und  Leitha  vorgenommen.  Hierzu  konuiieu  die  grossen  Ent- 
sumpfungsarbeiten  im  Pinzgau  und  im  Gasteiner  Thale,  welche  seit 
1823  bereits  eine  halbe  Million  Gulden  in  Anspruch  nahmen  und 
im  Jahre  1867  beendigt  werden  sollen;  endlich  ist  die  im Concurrenz- 
Wege  mit  Staatsbeiträgen  l)ewerkstelligte  Regulirung  der  Leitha, 
wodurch  mehrere  Ortschaften  vor  der  Versumpfung  bewahrt  wer- 
den, anzuführen.  In  Ungern,  der  Woj wodschaft  und  dem 
Banate,  dann  in  Siebenbürgen,  wird  auf  die  Regulirung  der 
Maros  und  deren  Schiffbarmachung  in  dem  lintern  Laufe  bis  zu 
ihrer  Einmündung  in  die  Theiss  kräftig  hingewirkt. 

Unter  den  grossartigen  Wasserbauten,  welche  in  diese  Periode 
fallen,  müssen  jedoch  besonders  die  Regulirung  der  Et  seh,  der 
Donau  und  der  Theiss  sannnt  den  Canal- Bauten  in  der  Woj- 
w  od  Schaft  und  dem  Banate  hervorgehoben  werden.  Bereits 
vor  mehr  als  einem  Jahrhunderte  war  in  Tirol  die  Regulirung  der 
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Etsch  von  Branzoll,  wo  sie  scliiffl)ar  wird,  bis  zur  Laiiflesgränze 
in  Anregung  gekommen.  Mehrere  Projeete  waren  entworfen,  und 
in  den  Jahren  1818 — 1826  sechs  Durchstiche  zwischen  Botzen  und 
Kurtinig  ausgefidn-t  worden.  Indem  diese  Durchstiche  der  oberen 
Gegend  eine  Erleichterung  gewährten,  bedrohten  sie  jedoch  durch 
die  Beschleunigung  des  Flusslaufes  die  Lage  der  unteren  Gegen- 
den, welche  immer  mehr  der  Ueberschwemmung  ausgesetzt  wur- 
den. Im  Auftrage  der  Regierung  entwarf  der  damalige  Hofbaurath 
Pasetti  im  Jahre  1845  ein  umfassendes  Project,  womit  die  gründ- 
liche Regulirung  der  Etsch  und  der  in  dieselbe  sich  ergiessenden 
Wildbäche  Noce  und  Fersina,  sowie  die  künftige  Behandlung  des 
Flusses  und  der  übrigen  Wildbäche  in  Tii-ol  in  Antrag  gebracht 
war.  Dieser  Plan  wurde  im  Jahre  1846  genehmigt,  und  alsbald 
nahmen  die  Arbeiten  ihren  Anfang,  so  dass  bis  Ende  1849  die 
Etsch -Durchstiche  von  Ischia  Perotti  und  Lidorno,  1.600  Klafter 
lang,  ausgeführt  und  die  Ableitung  des  Noce-Wlldbaches  in  der 
Niederung  von  Zambana  begonnen  war.  In  den  Jahren  1850 — 1853 
wurde  die  Noce -Ableitung  mit  Herstellung  eines  neuen  von  Stein- 
taluds  eingeschlossenen  Flussbettes,  sowie  die  Verlängerung  des 
Kälterer  Abzugsgrabens  nahezu  (und  bald  darauf  gänzlich)  vollen- 
det. Die  Verheerungen ,  welche  die  Elementar-Unfalle  des  Herbstes 
1851  auch  an  der  Etsch  verursachten,  bewogen  Seine  k.  k.  Majestät, 
AUerhöchst-Ihren  General- Adjutanten ,  F.  M.  L.  Freiherrn  von  Kellner, 
zur  Anordnung  der  augenblicklich  erforderlichen  Schutz-  und  Ab- 
hilfs  -  Maassregeln  und  zur  Anregung  beschleunigter  Ausführung 
der  Noce-Bauten  und  des  Etsch-Durchstiches  bei  Masetto  abzuordnen, 
welche  letztere  im  Jahre  1854  zur  Vollendung  gelangte,  sowie 
auch  in  der  Folge  der  Etsch  -  Durchstich  bei  Genta,  wodurch  die 
Stadt  Trient  vor  der  Ueberschwemmung  bewahrt  wird,  begonnen 
wurde.  Bei  der  Ausführung  des  Steintaluds  am  neuen  Noce-Bette 
gebrach  es  am  Materiale,  welches  mit  bedeutendem  Aufwände  aus 
weiter  Ferne  hätte  zugeführt  wertlen  müssen.  Da  ward  der  kiüuie 
Plan  gefasst,  von  der  oberhalb  sich  hinziehenden  Dolon)it-Felsen- 
wand  ein  vorspringendes  350  Fuss  hohes,  380  Fuss  breites  und 
80  Fuss  dickes  Riff  abzulösen;  demnach  wurde  dieser  1.500  Fuss 
ober  der  Thalsohle  anstehende  Felskörper  unterh(')hlt ,  gesprengt, 
und  in  das  Flussthal  hinabgestürzt,  wo  dessen  Trimimer  eine  Fläche 
von  '25.0(»0  Qnadral- Klaftern  bedeeklen  und  das  treniichsle  Mate- 
riale für  diesen  Bau  sowohl,  als  für  die  kiinltigen  Bauten,  mit  Ein- 
schluss   jener    einer    grossen    steinernen    Brücke    über    die    Etsch, 

V.  Czocni  ig,  Oesterroich's  NeuKCstiiltung.  22 
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darboten.  Mit  diesen  Etsch-Regulinings- Bauten  wird  bewirkt,  dass 
die  Hauptlirsachen  der  zunehmenden  Versumpfung  einer  Fläche  von 
2,850.CM.)U  Quadrat -Klaftern  beseitigt,  andere  Strecken  des  frucht- 
baren Bodens  im  Etsclithale  im  Gesammtflächengehalte  von  zwöll 
Millionen  Quadrat -Klaftern  vor  zeitweiligen  Ueberschvvemmungen 
bewahrt,  sohin  14,850.000  (Quadrat -Klafter  Grundes  vor  diesen 
nachtheiligen  Einflüssen  gesichert  werden  5  ferner  sind  dadurch  die 
Stadt  Trient  und  die  Ortschaften  Salurn,  Laag,  San  Rocco  alla 
Nave ,  dann  die  inneren  Strassenverbindungen  von  den  periodischen 
Ueberschwemmungen  befreit,  und  wird  der  Flusslauf  bei  Masetto, 
St.  Michael,  Genta,  alla  Virginia,  Lidorno  und  Ischia  Perotti  durch 
Abkürzung  der  Flusslinie  verbessert  und  die  SchiflTahrt  erleichtert. 
Die  Kosten  dieser  Etsch-Regulirung  betragen  in  ihrer  Gesammtheit 
über  eine  Million  Gulden. 

Die  Donau  durchzieht  die  österreichische  Monarchie  auf  einer 
Strecke  von  170  Meilen;  dreissig  Meilen  dieses  Laufes  in  fünf  ver- 
schiedenen Strecken  sind  in  hohem  Terrain  eingeschnitten  oder 
z.wischen  Gebirgen  eingeschlossen,  während  die  Donau  in  den 
Zwischeustrecken  durch  146  Meilen  in  der  Ebene  hinzieht  oder 
den  Fuss  einzelner  Höhen  bespült.  Die  Hindernisse,  welche  auf 
diesem  Strome  der  Schulfahrt  entgegenstehen,  rühren  theils  von 
der  Einengung  des  Flussbettes  dui'ch  Felsen,  theils  von  der  regel- 
losen Ausästung  des  Stromes  in  viele  Seitenarme  und  der  dadurch 
herbeigeführten  Veränderhchkeit  des  Stromstriches  und  Gefährdung 
der  Schiflfahrtslinie  her.  Behufs  der  Regulirung  dieses  Flusses  im 
Erxherzogthume  Oester reich  tauchten  vielfache  Plane  auf,  und 
mancherlei  Arbeiten  wurden  vorgenommen,  allein  im  Ganzen  wurde 
bis  zum  Jahre  lbl8  wenig  zur  Verbesserung  der  Scliilffahrt,  die 
Strecke  bei  Wien  ausgenommen,  erzielt;  die  Bauten  beschränkten 
sich  auf  locale  Reparaturen,  um  das  Weitergreifen  von  Abbruchen 
zu  hindern,  und  auf  die  stellenweise  Herstellung  von  Tre])pelwegen. 
Vom  Jahre  1819  angefangen  wurde  die  Regelung  der  Donau  mit- 
telst Fixirung  der  Ufer  in  angemessenen  Linien  und  durch  Abbauung 
von  Seitenarmen  zur  Concentrirung  des  \N'assers  im  Hauptrinnsale 
angestrebt.  Das  Bauvevfahren  schwankte  jedoch  zwischen  Spornen- 
und  Längen -Bauten  und  zwischen  der  Anwendung  von  Faschinen 
und  Steinmaterial;  zwar  wurden  zwei  Durchstiche  bewerkstelligt 
und  Uferschutzbauten  beigestellt,  waren  aber  zu  vereinzelt,  um 
einen  bemerkenswerthen  Erfolg  zu  liefern.  Seit  1830  begannen 
die  Bauten  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Ausdehiuma;  zu  2;e\\inneii, 
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und  l»is  1849  wurden  sehr  viele  Strecken  der  beiden  Ufer  durcli 
steinerne  Längenbauten  regelmässig  fixirt;  insbesondere  wurde  der 
Wiener  Donau -Canal  regulirt  und  mittelst  eines  Durchstiches  ver- 
längert, um  denselben  unter  einem  spitzen  Winkel  in  die  Donau 
auszumünden,  seine  Ufer  Murden  mit  einem  Steintalud  bekleidet 
und  die  Dämme  oberhalb  Wien  erhöht,  dann  eine  Reeonstruirung 
der  Öcheere  am  Beginne  des  Canales  vorgenommen.  Im  Jahre 
1850  legte  der  im  Wasserbaufaehe  sehr  erfahrene  Sectionsrath 
Pasetti  einen  umfassenden  Regulirungs-Plan  vor,  welcher  die 
Genehmigung  des  Handels -Ministers  Freiherrn  von  Baumgartner 
erhielt.  Bis  dahin  waren  die  ausgeführten  Werke  meist  durch 
Jocale  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  hervorgerufen;  man  nahm  nur 
dann  und  dort  etwas  vor,  wann  und  wo  sich  die  absolute  Noth- 
wendigkeit  erwies,  und  zwar  nur  so  viel,  als  das  augenblickliche 
Btdürfniss  zur  Abhaltung  des  Schadens  erforderte.  Auch  war  die 
Ausführung  der  Projecte  sehr  schleppend  und  selten  zum  Ziele 
fidirend ,  indem  das  Project  meist  nach  den  Eisgängen  verfasst  und 
die  beste  Bauzeit  des  Frühjahres  durch  die  Yorverhandlungen  ver- 
loren wurde;  meldeten  sich  dann  die  wenigen  Bauunternehmer  mit 
l)eschränkten  Mitteln,  so  mussten  erst  die  Materialien  und  Werkzeuge 
herbeigeschafft  werden,  man  begann  im  Herbste  die  Arbeiten, 
welche  bis  zum  Winter  nicht  vollendet  und  durch  den  nachfol- 
genden Eisgang  häufig  wieder  zerstört  wurden.  Diese  Unzukömm- 
lichkeiten beseitigte  der  neue  Plan;  sämmtliche  Donau-Bauten  in 
Oesten-eich  ob  und  unter  der  Enns  wurden  nach  Einheitspreisen 
auf  sechs  nach  einander  folgende  Jahre  mit  der  Verbindlichkeit 
verpachtet,  dass  jedes  Jahr  die  auszuführenden  Bauten  einen  zwi- 
schen zwei  bestimmten  Extremen  liegenden  Betrag  erreichen.  Das 
bei  diesen  Bauten,  die  seitdem  einen  erfolgreichen  Fortgang  hatten, 
befolgte  System  besteht  darin,  dem  Strome  ein  bestimmtes  Bett 
anzuweisen,  die  vorhandenen  Bauten  mit  einander  zu  verbinden, 
und  die  natürliche  Tendenz  des  Flusses  vortheilhaft  zu  benützen. 
Seither  wurden  mehrere  Arbeiten  in  Geste r reich  ob  der  Enns 
am  Zizelauer  Arme,  bei  Steining  an  der  Kaigerau,  am  Gusener 
Arme  und  am  Marktauer  Durchstiche  vorgenommen;  bedeutender 
noch  waren  die  Bauten  in  O es ter reich  unter  der  Enns,  wo 
in  der  sehr  schwierig  zu  besehifrenden  2.000  Klafter  langen  Strecke 
am  Holler  durch  Verbindunü;  der  Inseln  und  vorbestandener  Schutz- 
werke  der  Fluss  nach  der  Keuulirunos- Linie  ueleitet  und  eine  be- 
ständige    für    die    Schulfahrt    mein-    als    hinreichende   Tiefe    erzielt 
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wurde.  Noch  grossartigere  Vorkehrungen  wurden  in  der  unmittel- 
baren Nähe  von  Wien  getrofTen.  Dort  nahm  der  Fhiss  eine  jähe 
Wenduno;  nördheh  nach  der  Lohau  und  entfernte  sich  400  Klafter 
von  der  Mündung  des  Donau -Canales,  welche  seit  mehr  als  15 
Jahren  von  der  Donau  umgangen  und  durch  Untiefen  und  bewach- 
sene Schotterbänke  beeinträchtigt  war;  weiter  unten  theilte  sich 
der  Fluss  in  zwei  Arme,  in  deren  linkem  4.700  Klafter  langen, 
dem  Mühlleitner  Arme,  sich  die  Naufahrt  befand.  In  Folge 
der  zu  grossen  Breite,  Zertheilung  und  Ablenkung,  welcher  die 
Donau  in  der  Lobau  und  bei  Mühlleiten  unterlag,  fand  die  Schiff- 
fahrt bedeutende  Schwierigkeiten,  wie  auch  die  Ausmündung  des 
Wiener  Donau -Canales  nur  für  kleine  Fahrzeuge  offen  blieb.  In 
dem  Zeiträume  von  1850 — 1853  wurde  die  Naufahrt  nach  der  be- 
stimmten Linie  an  der  Ausmündung,  des  Wiener  Donau -Canales 
vorbei  und  nach  Wegschwemmung  der  dort  bestandenen  sehr  be- 
trächtlichen Schotterinseln  mit  einer  bedeutenden  Tiel'e  in  den  Dorf- 
wasser-Arm geleitet,  wodurch  die  Schiffahrt  bei  jedem  Wasser- 
stande ungehinderten  Fortgang  findet.  Es  erübrigt  nur  noch, 
mehrere  Stellen  am  linken  Ufer  zu  fixiren ,  um  den  Fluss  von  der . 
Ausmündung  des  Kaiserwassers  bis  nach  Fischamend  in  einem  sta- 
bilen Bette  zu  erhalten.  Dadurch  werden  aber  noch  andere  sehr 
bedeutende  Vorthtile  für  die  Residenz  erzielt;  denn,  wenn  mit  der 
Zeit  nothwendiger  Weise  eine  merkliche  Eintiefung  des  Flusses 
erfolgt,  so  ist  dieses  von  derselben  Wirkung,  als  wenn  das  an- 
gränzeude  Terrain ,  auf  welchem  sich  die  den  Ueberschwemmungen 
ausgesetzten  Vorstädte  befinden,  um  eben  so  viel  erhöht  würde, 
sowie  auch  durch  die  Vereinigung  der  ganzen  Kraft  des  Flusses 
in  einem  constanten  Bette  die  Bildung  der  Eisdecke  ersehwert 
oder  im  Falle  ihres  Entstehens  ihr  Abgang  erleichtert  werden  wird, 
während  bisher  an  den  ausgebreiteten  seichten  Stellen  der  Donau, 
vom  Kaiserwasser  bis  zur  Lobau,  die  Eisschollen  sich  anschoj)pten 
und  Anschwellungen  des  Wassers  verursachten,  wodurch  die  niedrig 
gelegenen  Vorstädte  häufig  den  Ueberschwemmungen  ausgesetzt 
waren. 

Bekannt  sind  die  Gefahren  und  Verzögerungen,  welche  in 
dem  Felsenbette  der  oberen  Donau  nächst  Grein  der  Strudel  und 
der  Wirbel  der  Schiflfahrt  entgegensetzten.  Am  Strudel  ist  das 
Bett  der  Donau  in  einer  200  Klalter  langen  Strecke  mit  Felsen- 
zacken besäet,  durch  und  über  welche  der  Strom  Cascaden  bildet 
und   zugleich   eine   scharfe  Wendung   macht,    wes.shalb  die  Schille 
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nur  bti  hölierem  Wasserstande  durehzAikonimen  vermochten.  Am 
Wirbel,  unterhalb  des  Strudels,  erhebt  sich  in  der  Donau  eine 
mit  dem  rechten  Ufer  in  Verbindung  stehende  Felsinsel,  der 
Hausstein;  der  Fluss,  dessen  Stromstrich  gegen  das  rechte  Ufer 
gerichtet  ist,  wird  dadurch  aufgehalten  und  eingeschränkt,  er  wirft 
sich  gegen  das  linke  Ufer,  prallt  zurück  und  erzeugt  grosse  trich- 
tertormige  Wirbel,  deren  Trichter  eine  Tiefe  von  4  —  6  Fuss  er- 
reichen und  Flösse  und  kleinere  Schiffe  mit  der  Gefahr  des  Unter- 
ganges bedrohen.  Im  Jahre  1778  l)egann  am  Strudel  gegen  das 
rechte  Ufer  zu  die  Aussprengung  eines  16  Klafter  breiten,  120 
Klafter  langen  Canals,  an  welchem  bis  1849  850  Kubik  -  Klafter 
Steine  ausgehoben  wurden,  womit  die  beabsichtigte  Tiefe  bis 
6  Fuss  unter  Null  noch  nicht  erreicht  war;  die  Beschränktheit 
dieses  Canals  und  die  heftige  Strömung  des  Flusses  gestattet 
immer  nur  den  Durchgang  eines  Schiffes,  welchen  die  übrigen 
Schiffe  weit  unterhalb  und  oberhalb  der  Stromschnelle  abwarten 
müssen.  Von  1850  bis  1855  wurde  am  Strudel  die  Aushebung  des 
Canals  durch  Absprengung  von  73 '/j  Kul>ik-Klafter  Felsen  fortge- 
setzt. Bei  dem  AVirbel  beabsichtigte  man,  den  Canal  am  rechten 
Ufer  zu  erweitern  und  zu  vertiefen.  Zu  diesem  Behufe  wurden 
nach  den  bei  den  Noce- Bauten  gemachten  Erfahrungen  Felsspren- 
gungen mit  Anwendung  eines  verbesserten  Verfahrens  vorgenom- 
men; auf  diese  Weise  w'urden  am  28.  December  1853  in  Gegen- 
wart ehier  eigenen  Commission  über  200  Kubik-Klafter  abgesprengt, 
und  dabei  das  Resultat  erzielt,  dass  man  unter  Wasser  in  einer 
Tiefe  von  9  Fuss  sprengen  und  die  Sprengungen  ober  und  unter 
Wasser  mit  dem  vierten  Theile  des  früheren  Zeit-  und  Kosten- 
Aufwandes  bei  ähnlichen  Verrichtungen  bewirken  konnte.  In  Folge 
dieser  gelungenen  Versuche  genehmigte  Seine  k.  k.  Majestät  unterm 
7.  Mai  1854,  dass  der  ganze  Hausstein  bis  auf  die  für  grosse 
Schiffe  erforderliche  Tiefe  vollkommen  entfernt,  und  mit  dem  hier- 
aus gewonnenen  Materiale  die  unförmliche  und  geiuhrlielie  Einbuch- 
tung des  linken  Fluss-Ufers  abgebaut,  dann  das  rechte  Ufer  mittelst 
eines  Dammes  in  einer  angemessenen  Richtung  regulirt  und  daraid" 
ein  bequemer  Treppelweg  hergestellt  werde;  ferner  dass  am  Slrudd 
ein  zweiter  Canal  längs  des  linken  Ufers  ähnlich  dem  am  rechten 
IH'er  in  dem  Felsbette  ausgeholK'n  werde,  damit  einer  iur  die  l'hal- 
falirt,  der  andere  für  die  Berglahrt  diene.  Diese  Arbeiten  win-den 
im  Jahre  1854  begonnen,  und  werden  nach  ihrer  Vollendung  alle 
Gelahren    und    Verzögerungen,    welche    die    Schiiffahrt    an   jener 


342 


(luifli  Jalirluinderte  getiirchteten  Stelle  erlitt,  für  immer  beseitigen. 
Bereits  wiu'de  am  Haussteine  eine  compacte  Masse  Aon  o.'SOÖ  Ku- 
bik- Klaftern  Steine  abgesprengt,  welche  theils  zur  Abbauung  der 
Bucht  am  linken  Ufer,  theils  zur  Herstellung  des  Regulirungs-Dam- 
mes  am  rechten  Ufer  dienten,  und  die  Insel,  mit  Ausnahme  der 
vordersten  Spitze,  bis  zu  dem  Niveau  des  Nullpunctes  abgeti-agen. 

Auf  die  Regulirung  der  Donau -Strecke  von  Theben  an  der 
nnürischen  Gränze  bis  zur  AusmtUidung  der  Raab  waren  bereits 
1^31 — 1843  1'/^  Million  Gulden  verausgabt  worden;  diese  seither 
unterbrochene  Regulirung  ward  im  Jahre  1851  wieder  aufgenom- 
men und  soll  nach  einem  gleichen  Regulirungs- Plane  wie  in 
Oesterreich  zu  Ende  geflüirt  werden. 

Von  der  Ausmiindung  der  Raab  bis  zu  den  Stromschnellen 
bei  Orsova  strömt  die  Donau  auf  eine  Strecke  von  103 '-'j  Meile  in 
ihren  eigenen  Alluvionen  versenkt.  In  der  oberen  Donau -Strecke 
von  der  Staatsgrenze  bis  zur  Raab  besteht  die  Sohle  des  Fiuss- 
bettes  aus  dem  von  den  Gebirgen  herabgeschwemmten  Schotter, 
während  die  Ufer  in  den  unteren  Schichten  aus  feinem  Schotter 
und  Erde,  in  den  oberen  aus  blosser  Erde  gebildet  sind;  die  Fluss- 
sohle ist  daher  viel  widerstandsfähiger  als  die  Ufer,  wo  sie  nicht 
durch  Natur  oder  Kunst  befestigt  sind,  welche  desshalb  den  An- 
grilFen  des  Stromes  leicht  nachgeben:  das  Flussbett  erweitert  sich 
auf  eine  grosse  Breite,  der  Stromstrich  ändert  bei  jedem  Wechsel 
des  Wasserstandes  seine  Richtung,  der  Fluss  theilt  sich  in  ver- 
schiedene Arme  und  besitzt  eine  unbeständige,  bei  niedrigem  Was- 
serstande für  die  SchifTfahrt  ungenügende  Tiefe.  Von  der  Mün- 
dung der  Raab  an  tritt  der  Fluss  in  die  grosse  ungrische  Ebene, 
sein  Gerinne  ist  in  der  oberen  Strecke  aus  feinem  Schotter  und 
Sand,  in  der  unteren  aus  Sand  und  Scldamm  gebildet,  und  die 
Ufer  bestehen  aus  Schichten  von  grösserer  Widerstandsfälligkeit 
als  die  Sohle  des  Flussbettes;  der  Fluss  ist  daselbst  mehr  zusam- 
mengehalten, tritt  selten  bei  Hochwässern ,  wohl  aber  bei  Eisgängen 
aus,  und  hat  bei  jedem  Wasserstande  eine  hinreichende  Tiefe.  In 
dieser  Strecke  hat  die  Regulirung  mehr  die  Sicherung  der  dem 
Wasser  ausgesetzten  Grundflächen  und  locale  Vorkehrungen  zum 
Zwecke.  Während  der  erwähnten  Periode  wurden  Durchstiche  der 
Donau  bei  Bogyiszlo,  bei  Bezdiin  und  Vörösmart  in  einer  Ge- 
sammtlänge  von  nahezu  2  Meilen  ausgefiUn-t ,  wodurch  der  Lauf 
der  Donau  um  4  Meilen  allgekürzt  wurde. 

Die  furchli)arsten  Hindernisse,  welche  sich  dem  Laufe  der  Donau 
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von  ihrer  Quelle  bis  zu  ihrer  Mündung  entgegenstellen,  bereitet 
ihm  der  näehst  Orsova  vom  linken  auf  das  rechte  Ufer  übersetzende 
Gebirgszug  der  südlichen  Karpatheii;  olierhalb  Orsova  ist  an  sieben 
Stellen  —  Stenka,  Kozla,  Dojke,  Izlas,  Tachtalia,  Greben,  Jutz  ge- 
nannt —  das  Bett  der  Donau  der  ganzen  Breite  nach  mit  Felsbänken 
durchzogen.  Die  hierilurch  in  einer  Länge  von  2.8U0  Klaftern  ge- 
bildeten Untiefen  erzeugen  Stromschnellen,  welche  nur  bei  einem 
Wasserstande  zu  Orsova  von  6  Fuss  ober  Null  von  den  Schiffen 
durchaus  zu  befahren  sind.  Ein  noch  grösseres  Hinderniss  bildet 
eine  Meile  unterhalb  Orsova  das  berüchtigte  eiserne  Thor,  wo 
<lie  Donau  l)ei  einer  Breite  von  3(X)— 500  Klaitern  von  einem  Fels- 
rücken mit  vielen  Zacken  und  Spitzen  auf  1.400  Klafter  Länge 
durchkreuzt  ist  und  von  Schiffen  nur  bei  einem  Wasserstande  von 
i}%  Fuss  ober  Null  am  Pegel  von  Orsova  befahren  Werden  kann. 
An  den  oberen  Untiefen  wurden  unt^r  Leitung  des  Grafen  Szechenji 
183'2 — 1834  einige,  jedoch  nicht  ausreichende  Felsensprengungen 
vorgenonunen,  ebenso  wie  die  österreichische  Donau -DnmpfschifT- 
fahrts-Gesellschaft  noch  vor  dem  Jahre  1848  die  hervorragendsten 
Felsspitzen  am  eisernen  Thore  abs])rengen  liess.  Neuerlich  wurden 
von  der  k.  k.  Regierung  einige  vorbereitende  Schritte  zu  Arbeiten 
angeordnet,  welche  in  ihrer  weiteren  Entwickelung  das  eiserne 
Thor  der  SchifTfahrt  zugänglicher  zu  machen  geeignet  wären.  Die 
Loeal- Verhältnisse  setzen  dem  Unternehmen  solche  Schwierigkeiten 
entgegen,  dass  dasselbe,  wenn  es  gelingen  soll,  nach  einem  gross- 
urtigen  Plane,  welcher  der  reinichsten  Erwägung  bedarf,  in\s  Werk 
S'csetzt  werden  muss. 

O 

Zu  dem  Schillfahrts-Systeme  der  Donau  gehört  derFranzens- 
Ganal  und  der  Bega-Canal,  an  welchen  in  der  neueren  Zeit 
ebenfalls  grosse  Verbesserungen  bewerkstelligt  und  vorbereitet 
wurden.  Ersterer  verbindet  die  Donau  bei  Monoslorszeü'  mit  dei* 
Theiss  l)ei  Földvar,  ist  U'/j  Meilen  lang  und  trägt  Kuderschille  mit 
einer  Ladung  von  8 — KMIOO  Centnern;  zu  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts von  einer  Privat- Gesellschaft  angelegt,  ging  er  erst  vor 
einem  Jahrzehende  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Bei  Kv- 
bauung  der  Kammerschleussen  an  seinen  beiden  Mündungen  wurden 
die  Schleussendrempel  zu  hoch  angelegt,  so  dass  die  SchiiVfalnl 
bei  niedrigem  Wasserstiinde  unierbrochen  wird;  ferner  war  die 
Fixirung  seiner  Mündung  in  die  Donau  verfehlt,  indem  .sie  ini 
Scheitel  einer  grossen  Krünnnung  der  Donau  angelegt  wurde, 
wcIcIk'    der   Fluss   allmählich    verliess,    indem    er  sich   einen    Weu 
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ilurch  die  schmale  Erdzunge  zwischen  den  beiden  Enden  der  Kiiim- 
mungslinien  bahnte^  auch  war  die  Erhaltung  der  Bau-Ohjecte  und 
der  Tiefen  in  den   inneren  Haltungen   vernachlässigt.     Die  Beseiti- 
gung dieser  Mängel  ward  bereits  im  Jahre  1845  beschlossen,    und 
es   begannen  die  Arbeiten    behufs   der  5.224   Klafter  betragenden 
Verlängerung  des  Canals  von  Monostorszeg  aufwärts  bis  gegenüber 
von  Batina,    weil  daselbst  am  rechten  Donau-Ufer  der  Berg  einen 
fixen  Punct  bildet,    während  am  linken  Ufer  die  Schleussen   und 
die  Uferversicherungen   ebenfalls   einen  Halt   bieten   werden,    zwi- 
schen   welchen    Puncten    die    für   die    ganze    Donau    erforderliche 
Weite  bleibt.    Die  Drempel  der  neu  zu  erbauenden  Kammerschleusse 
am  linken  Donau -Ufer  sollten  in   der  gehörigen  Tiefe  angebracht 
werden,    um  den    grössten  Schiffen  mit  voller  Ladung  den  Durch- 
gang zu   gewähren.     Die   Arbeiten   wurden   durch   die   Revolution 
unterbrochen,  während  welcher  auch  die  vorbereiteten  Geräthe  und 
Materialien  zerstört  und  verschleppt  wurden.    Seither  wurden  diese 
Arbeiten   wieder    aufgenommen    und    zu    Ende    geführt.      Er\A'äh- 
nung    verdient    der  Beton -Körper,    welcher   die    Schleusse  bildet ; 
er    hat    792   Fuss    Länge,    58  Fuss   Breite    und    36    Fuss    Höhe, 
mit  Einrechnung  der  27  Fuss  hohen  Wände ,  und  ist  wahrscheinlich 
der   grösste   vorhandene   künstlich    erzeugte  Monolith.     Ausserdem 
wurden  die  Bau-Objecte  und  Haltungen  des  Canals  erhalten  und  ver- 
bessert, die  Bäumung  und  Eindämmung  der  zweiten  Haltung  theil- 
weise  bewerkstelligt.     Der  Gesammtaufwand  für  diese  Arbeiten  am 
Franzens- C'anale    betrug  in    der   letzten  Periode    über    eine    halbe 
Million  Gulden. 

Die  Correction  des  Franzens- Canals  gewinnt  bedeutend  an 
Wichtigkeit  durch  die  Verbindung  desselben  mit  dem  Bega-Ca- 
nale.  Letzterer  beginnt  oberhalb  Temesvär  bei  Kostil,  wo  er  ver- 
mittelst einer  Schleusse  und  eines  Canals  aus  dem  nahen  Temes- 
Flusse  gespeist  wird,  theilt  sich  in  der  Vorstadt  "son  Temesvär 
unter  mehrere  Schleussen,  welche  zur  Holztriftung  und  zu  Mühl- 
werken, nicht  aber  zur  SchitTfahrt  dienen,  führt  von  Temesvär  bis 
Kiek  in  einem  sehr  verwahrlosten  Zustaiide,  welcher  nur  Schulen 
von  geringer  Tragfähigkeit  Zugang  gestattet,  und  läuft  mit  ver- 
schiedenen die  Schilllaln-t  belästigenden  aber  nicht  hemmenden 
Krünnnungeu  von  Kiek  bis  Titel,  wo  er  in  die  Theiss  nahe  an 
deren  Ausflusse  in  die  Donau  einmündet.  Die  Beseitigung  der  be- 
deutendsten dieser  Gebrechen  sind  in  Angrill'  genommen.  Die 
Wichtiukeit  dieses  Canals  für  den  Fruchlliandel   des  Banates   und 
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von  ganz  Ungern  wird  jedoch  durch  die  mit  Ailerhiichster  Ent- 
schhessung  vom  22.  Juli  1853  von  Seiner  Majestät  bereits  geneh- 
migte directe  Verbindung  desselben  mit  der  Theiss  ungemein  erhöht. 
Diese  grossartige  jNIaasregel  bezweckt  den  Bega-Canal  durch  einen 
neu  auszuhebenden  Canal  mit  der  Theiss  auf  möghchst  kurzem 
und  angemessenem  Wege  in  Verbindung  zu  l)ringen,  wobei  übri- 
gens der  gegenwärtige  Lauf  der  Bega  über  Gross -Beckerek  nach 
Titel  ofl'en  bleibt.  Hierdurch  wird  es  möglich  werden,  den  Trans- 
port des  aus  dem  Banate  nach  der  Donau,  der  oberen  Theiss  und 
der  Maros  bestimmten  Getreides  und  sonstigen  Producte,  statt  die- 
selben auf  dem  langen  Umwege  über  die  Mündung  der  Theiss  auf 
der  Donau  aufwärts  zu  leiten,  in  gerader  Richtung  gegen  den 
Franzens -Canal  und  mittelst  desselben  in  die  Donau  zu  führen, 
wobei  er  nicht  nur  bei  jedem  Wasserstande  der  Theiss  sicherge- 
stellt, sondern  auch  die  hierzu  erforderliche  Zeit  auf  ein  Vierttheil 
reducirt,  und  die  Störungen  durch  Hochwässer  vermieden  werden. 
Die  Arbeiten  zu  diesem  Zwecke  dürften  bald  beginnen. 

Die  grössten  national -ökonomischen  Erfolge  stellt  die  Reguli- 
rung  der  Theiss  von  Tisza-Ujlak  bis  zu  ihrer  Ausniündung  in  die 
Donau  in  Aussicht ,  deren  Hauptzweck  allerdings  auf  die  Sicherung 
der  Ufergelände  vor  den  periodischen  Ueberschwemmungen  ge- 
richtet ist,  welche  aber  auch  der  SchifITahrt  wesentlich  zu  statten 
kömmt.  Die  Theiss  entspringt  in  den  Karpathen  und  bildet  einen 
Gebirgsstrom  bis  Tisza-Üjlak,  wo  sie  in  die  offene  fast  horizontale 
unabsehbare  Ebene  tritt.  Ihre  Länge  von  Tisza-Üjlak  bis  zur  Mün- 
dung beträgt,  nach  dem  Laufe  des  Flusses  gemessen,  159y,  Meilen, 
d.  i.  mehr  als  das  Doppelte  des  72  Meilen  langen  Thaies,  in  wel- 
chem sie  herabströmt.  Ihr  Rinnsal  ist  beständig  und  tief  in  das 
Terrain  eingeschnitten.  Die  Höhe  der  Hochwässer  übersteigt  in 
vielen  und  langen  Strecken  die  Höhe  der  Ufer,  und  veranlasst 
Ueberschwemmungen,  welche  sich  jedoch  nur  3—5  Fuss  iü)er  das 
Ufer  erheben.  Die  Sohle  des  Flussbettes  ist  aus  feinem  Schlamme 
gebildet,  demnach  weniger  widerstandsfähig  als  die  aus  ange- 
schwemmtem Erdreiche  gebildeten  Ufer,  wesshaib  der  Fluss  nicht 
in  Arme  getheilt  oder  von  Inseln  besetzt  ist  und  sein  concentrirtes 
Bett  für  die  Schiflfahrt  hinreichende  Tiefe  darbietet.  Das  ausneh- 
mend geringe  Gefälle  und  die  vielen  Krümmungen  der  Theiss  sind 
die  Hauptursachen  des  trägen  Laufes  so  wie  der  übermässigen  Er- 
hebung der  Hochwässer  und  der  Ueberschwenniumgen ,  welche 
abgesonderte    mehr    oder    minder    grosse    Flächen    oder    Becken 
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üherziehen;  diese  Umstände  machen  es  möglich,  dass  die  Regulirimg 
der  Theiss  und  ihrer  eineii  gleichen  Charakter  an  sich  tragenden 
Nel)enflüsse  (Szamos,  Bodrog,  Sajo,  die  drei  Koros  mit  dem  Be- 
rettyö,  und  M.iros)  in  mehreren  Imd  verschiedenen  Strecken 
gleichzeitig  imternommen  werden  kann.  Die  gesammte  Boden- 
fläche, welche  den  periodischen  Ueberschwemmungen  der  Tlieise 
unterlag,  betrug  1,670.000  ungrische  Joche,  und  das  von  den  Ne- 
benflüssen der  Theiss  zeitweise  überschwemmteGebiet  980.000  Joche. 
Diese  zeitweisen  Ueberschwemmungen  eines  Terrains  von  "Vl^  MiK 
lion  Jochen  oder  200  österreichischen  Quadrat-Meilen,  welche  fast 
nach  der  ganzen  Länae  einen  See  bildeten,  die  Communication 
zwischen  dem  Landesgebiete  auf  beiden  Ufern  des  Flusses  er- 
schwerten oder  selbst  unterbrachen,  die  Luft  verdarben,  den  kargen 
Ertrag  der  überschwemmten  Bodenfläche  verwüsteten  und  einen 
Zustand  des  Ersterbens  und  der  theilnahmlosen  Unthätia-kcit  her- 
beiführten,  gaben  den  ersten  Anlass  zu  der  durch  die  grosse  Aus- 
dehnung der  Operation  und  die  Menge  der  dabei  Betheiligten  aller- 
dings sehr  erschwerten  Regulinnig  der  Theiss.  In  den  Jahren 
1843  und  1844  bildeten  sich  für  isolirte  Strecken  zwei  gesellschaft- 
liche Vereine,  im  Jahre  1845  ward  durch  den  diinialigen  Keichs- 
Palatin,  Seine  kaiserliche  Hoheit  Erzherzog  Joseph,  die  Reguli- 
rung  der  ganzen  Theiss  und  ihrer  Nebenflüsse  in  Anregung  ge- 
bracht, und  der  entsprechende  Beschluss  gefasst,  dessen  Ausfüh- 
rung im  Jahre  1846  dem  energischen  und  patriotischen  Grafen 
Stephan  Szechenji  übertragen  wurde.  Der  Regulirungs-Plan  dieses 
aesellschaftliclien  von  der  Reuierun"-  mit  bedeutenden  Geldmitteln 
unterstützten  Unternehmens  uin<>-  von  der  damaliüen  ungrischen 
Landes-Baudirection  aus,  und  w^irde,  nachdem  man  sich  über  die 
dabei  zu  befolgenden  Grundsätze  geeinigt  hatte,  bis  zur  Zeit,  wo 
die  Revolution  diesen  segensreichen  Arbeiten  Stillstand  gebot,  so 
weit  ausgeführt,  dass  Dämme  in  einer  Länge  von  5().4S.'i  Klaftern 
hergestellt,  Durchstiche  in  einer  Länge  von  il.iUK)  Klaltern  ausge- 
hoben, und  mit  einem  Gesamnitkostenaulwande  von  687.02111. 
29.073  Joch  vor  Ueberschwemmungen  gänzlich,  161. (HM)  Joch  theil- 
weise  geschützt  wurden,  und  die  Durchstiche  den  Lauf  des  Flusses 
um  31.353  Klafter  oder  nahezu  8  Meilen  abkürzten.  Aber  schon 
vor  jenem  Stillstande  hatte  die  bestandene  Unsicherheit  des  tech- 
nischen Vorganges  sowohl  als  der  Aufbringung  der  erforderlichen 
Geldmittel  den  Fortgang  dieses  grossartigen  Unternehmens  bedroht. 
Zu    dessen   Gedeihen    war    ein    von    den    vielen   Partei -Interessen 
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unabhängiger  Central -Punct  des  Wirkens  erforderlicli,  von  welchem 
man  diese  Interessen  unbelangeli  berücksichtigen,  die  Mittel  zur 
Ausführung  schaffen  und  letztere  nacli  den  Bestimmungen  der 
obersten  Bau-Organe  leiten  konnte.  Insbesondere  war  ein  Baarfond 
nothwendig,  welcher  hinreichte,  das  Unternehmen  so  weit  zu  för- 
dern, dass  die  weitei-e  Fortsetzung  durch  eigene  Mittel  möglich 
ward.  Diess  wurde  über  Antrag  des  Handels -Ministers  Freiherrn 
von  Brück  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  Seiner  Majestät 
vom  16.  Juni  1850  herbeigeführt.  Als  Organ  des  Ministeriums 
ward  in  Pest  die  k.  k.  Central -Commission  für  die  Tbeiss-lieguli- 
rung  niedergesetzt,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Anträge  und  An- 
sprüche der  Bezirks-  und  Sondervereine  dem  Ministerium  gegenüber 
zu  vermitteln,  die  technischen  Fragen,  Bauanträge  und  Entwürfe 
zur  Entscheidung  vorzubereiten,  und  deren  sachgemässe  Ausfüh- 
rung zu  überwachen.  Die  Vereine  haben  durch  ihre  Ausschüsse 
ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren  und  zu  vertreten,  und  die  Re- 
gierung übt  nur  einen  theilnehmenden  und  überwachenden  Einfluss 
insoweit,  als  diess  die  Gesammtinteressen  aller  Vereine,  so  wie 
jene  des  Staates  erheischen.  Die  erlbrderliche  Geldunterstützung 
wurde  vom  Staate  dadurch  gewährt,  dass  er  das  früher  contra- 
hirte  Anlehen  zurückzahlte,  einen  weiteren  Vorschuss  aus  Staats- 
mitteln mit  jährlichen  lOO.ÖOO  fl.  auf  fünf  Jahre  gewährte,  und 
die  Kosten,  welche  die  Verbesserung  des  Flussbettes  und  die  Fluss- 
überwachung erfordern,  so  wie  die  sämmtlicben  Kosten  des  Perso- 
nalstandes und  der  Verwaltung  der  Central-Commission  zu  bestreiten 
übernahm.  Da  jedoch  jener  jährliche  Vorschuss  von  100.000  tl. 
lür  die  Bewerkstelligung  der  Dammarbeiten  nicht  hinreicht,  so 
wurde  vorläufig  bis  zur  Ausmittlung  einer  genaueren  Vertheilung 
der  Beiti-äge  bestimmt,  dass  aou  jedem  Joche  der  gegen  Ueber- 
schwemmungen  bereits  sichergestellten  Gründe  ein  Gulden  in 
die  gesellschaftliche  Casse  jährlich  eingezahlt  werde.  In  den 
Jahren  1850  bis  1856  wurden  unter  der  Aufsicht  der  Staatsver- 
waltung 186.237  LängenklaÜer  Dämme  hergestellt,  24.071)  Klalter 
Durchstiche  ausgehoben,  wozu  eine  Auslage  von  2,742.586  fl. 
verwendet  wurde.  Das  Gesanuntergebniss  dieses  grossartigen  Un- 
ternehmens während  der  Jahre  1846  — 185(5  weiset  sohin  bereits 
die  Errichtung  von  25  Meilen  fertiger  Da nnne,  die  Ausliel)ung  von 
349.343  Kubik- Klaftern  Erde  zum  Beliufe  von  37  Durchslichen, 
welche  den  Flusslauf  um  32'4  Meile  abkürzen  ^^'erden,  an  der 
Theiss,    vier  an  der  Ondova  und  Topla  (Nebenflüsse  des  Bodrog), 
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einer  an  der  Borsova  und  einer  an  der  Ausmündung  der  vereinigten 
Koros  theils  vollendet,  theils  in  Ausführung  begriffen  sind.  Mit 
einem  Aufwände  von  3,430,407  fl.  Murden  durch  diese  Ai-beiten 
bereits  über  522.000  ungrische  Joche  oder  40  österreichische  Qua- 
drat-Meilen vor  Ueberschwemniungen  geschützt,  und  dadurch  in 
das  fruchtbarste  Ackerland  verwandelt,  welcher  Erfolg  noch  weit 
grösser  gewesen  wäre,  wenn  nicht  die  lange  andauernden  und 
bedeutenden  Hochwässer  der  Theiss  in  den  Jahren  1851,  1853  und 
1855,  dann  der  Mangel  an  Arbeitskräften  in  der  günstigsten  Bauzeit 
Hindernisse  und  Yerzögeruno;en  herbeigeführt  hätten.  Letzterem 
Mangel  wird  in  der  Folge  dadurch  abgeholfen  sein,  dass  Seine 
k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht,  Militär-  und  Civil-Gouverneur 
von  Ungern,  die  öffentliche  Arbeitsleitung  der  Gemeinden  zur  Ver- 
fügung der  Theiss-Regulirungs-Central-Commission  gestellt  hat,  so 
wie  anderseits  das  Fortschreiten  dieses  Unternehmens  bedeutend 
durch  die  seit  1850  entstandenen  fünfzehn  neuen  Sondervereine 
geftirdert  wird,  welche  sich  den  Schutz  abgeschlossener  Boden- 
flächen durch  die  mittelst  eigener  Geldmittel  auszuführenden  Damm- 
arbeiten zur  Aufgabe  gestellt  und  mit  diesen  Arbeiten  bereits  be- 
gonnen haben. 

Um  endlich  die  Leitung  der  Theiss-Regulirung  mit  der  neuen 
politischen  Organisirung  Ungern's  in  Zusammenhang  zu  setzen, 
wurde  eine  neue  Vorschrift  hierüber  erlassen,  welche  aber  noch 
nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist.  ' 

Nach  derselben  soll  die  Oberleitung  der  Regulirungs-Arbeiten 
den  politischen  Landesbehörden  zustehen,  welchen  für  die  techni- 
schen Geschäfte  ein  Central-Inspectorat  zu  üfen  mit  (>  Kau-Aemtern 
beigegeben  ist.  Der  Staat  bestreitet  die  Kosten  aller  jener  Arbei- 
ten, welche  die  Verbesserung  des  Flusslaufs  zur  Erleichterung  der 
Schifffahrt  bezwecken,  wogegen  die  Kosten  der  Liundations-Dämme 
von  den  Interessenten  bestritten  werden  müssen ,  denen  die  Staats- 
Verwaltniio;  mir  Vorschüsse  bewilliof.  Jede  Fluss-Section  zerfällt 
in  Bau-Bezirke  (Consortien),  deren  Grundbesitzer  einen  Bau-Verein 
bilden  und  die  Angelegenheiten  desselben  durch  einen  Ausschuss 
verwalten.  Die  Concurrenz  der  Interessenten  zu  dem  Aufwände 
eines  Bau- Vereins  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Abstufungen  des 
ihnen  zugehenden  Nutzens  festgesetzt.  Die  Einhebung  der  betreffen- 
den Umlagen  erfolgt  durch  die  Steuer-Aemter  nach  dem   für  die 

'  Miiiist.-Verord.  vom  9.  Üctober  1856. 
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Einhebung  der  Grundsteuer  festgesetzten  Verfahren.  Das  abgebaute 
Flussbett  geht  in  das  Eigenthum  des  Staates  über,  weleher  es 
den  Anrainern  auf  ihr  Ansuchen  gegen  angemessenes  Entgelt  über- 
lässt. 

Schliesslich  werden  die  hauptsächlichsten  der  in  d^n  Jahren 
1850 — 1855  ausgeführten  Uferschutzbauten  in  Vergleichung  zu  den 
früher  bestandenen  hier  angeführt: 

K  r  O  n  1  ä  n  d  e  r  •  Früher  bestandene    18öO— 1835  errichtete 

Uferschutzljauten     (ohne  Danimankigen) 

Galizien  (an  der  Weichsel,  Dunajec, 

San  und  Dniester) 118.480  Klafter,  16.170  Klafter, 

Böhmen  (Moldau  und  Elbe)    .     .     .     95.561       „         19.903       „ 

Tirol  (Inn  und  Etsch) 34.177      „  7.632      „ 

Lombardie  (Po  ohne  Nebenflüsse)    .     19.267      „  3.318      „ 

Venedig 113.390      „  4.204      „ 

Krain  (Save) 13.297      ,^  3.010      „ 

Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns 
mit  Salzburg  (Donau,  Saale,  Salz- 
ach,  Inn,  Enns,   Traun,   Agger, 

Vökla,  March,  Leitha).     .     .     .255.950      „         71.090      „ 
Ungern  (Donau  ohne  Nebenflüsse)  .       5.751       „  4.964      „ 

Die  gesammten  vom  Handels-Ministerium  bestrittenen  Auslagen 
für  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Wasserstrassen  betrugen 
in  den  6  Jahren  1850  —  1855  20  Millionen  Gulden,  wovon  allein 
auf  Venedig  8  Millionen,  auf  Oesterreich  unter  der  Enns  2  Mil- 
lionen, auf  die  Lombardie,  Oesterreich  ol)  der  Enns  mit  Salzburg, 
die  Wojwodschaft  mit  dem  Banate,  Tirol  und  Böhmen  mehr  als 
je  1  Million  entfielen.  ' 

5^.  12. 

10.  Communications -Anstalten  (Dampfscliifffahrts-Unternelimungen). 

Zu  den  Unternehmungen,  welche  sich  in  Oesterreich 
am  frühesten  aus  vereinzelter  Beschränktheit  emporhoben 
und  ihren  Antheil  an  der  Vermittlung  des  Weltverkehres 
nahmen ,  gehören  die  Dampfschifffahrts-Gesellschaften.    Unter 

'  Umständlicliore  Nachweisiuigen  über  die  Ergebnisse  des  Wasserbaues 
in  Oesterreich  w;iliron(i  der  J;dire  1850 — 1853  entliiilt  der  ol»en  ;iii,trel'iihrte 
Verwaltuugsbericlit  des  Freilierni  von  Czoernig. 
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denselben  ragen  vor  allen  anderen  die  Donan  -  Danipl- 
schifffahrts-Gesellschaft  und  die  Dampfschifffahrts- 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  hervor,  an 
welche  sich  in  zweiter  Linie  die  Gesellschaften  für  die  Be- 
fahrung  der  Elbe,  der  Weichsel  und  mehrerer  Seen  mittelst 
Dampfschiffen  reihen.  Oesterreich  besitzt  für  die  Dampf- 
schifffahrt eine  ungemein  günstige  Anlage  durch  den  gewal- 
tigen Donau -Strom,  dessen  Benützung  für  den  Welthandel 
erst  in  die  jüngste  Zeit  fällt,  und  durch  die  mit  trefflichen 
Häfen  ausgestattete  Meeresküste,  welche  am  tiefsten  in  den 
europäischen  Continent  einschneidet  und  dem  Verkehre  mit 
der  Levante  und  den  angränzenden  Ländern  die  Bahn  er- 
öffnet. Freilich  stellt  der  Donau -Strom  durch  seine  Aus- 
ästungen und  dadurch  erzeugten  Untiefen ,  durch  seinen  ver- 
änderlichen Stromstrich  und  die  an  mehreren  Stellen  den 
Fluss  durchziehenden  Felsenriffe  der  Schifffahrt  bedeutende 
Hindernisse  entgegen ,  wesshalb  auch  bei  dem  ersten  miss- 
lungenen  Versuche  der  Einführung  der  Dampfschifffahrt  auf 
demselben  (1819)  die  Ansicht  sich  allgemein  geltend  machte, 
dass  dieser  Fluss,  seiner  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
wegen ,  sich  für  die  Dampfschifffahrt  nicht  eigne.  Inzwischen 
gelang  es  der  unermüdeten  Ausdauer  und  dem  Unterneh- 
mungsgeiste der  Gesellschaft,  welche  sich  im  Jahre  1830  zu 
Wien  über  Anregung  des  Freiherrn  Johann  von  Puthon  für 
den  Betrieb  der  Dampfschift'fahrt  auf  der  Donau  gebildet 
hatte,  diese  Hemmnisse  zu  überwinden,  und  binnen  wenigen 
Jahren  ihre  Schifffahrt  über  den  ganzen  Lauf  der  Donau  von 
Linz  abwärts  bis  zur  Mündung  und  selbst  bis  in  das  schwarze 
und  ägäische  Meer  auszudehnen.  Ihr  Fortschritt  bis  zum 
Jahre  1848  war  ein  regelmässiger,  doch  wurde  er  innerhalb 
bestimmter  Gränzen  gehalten,  da  die  politische  Sonderstel- 
lung Ungern's,  in  welchem  Lande  der  Schwerpunct  ihrer 
Thätigkeit  liegt,  ihre  freie  Bewegung  vielfach  hemmte,  und 
wahrscheinlich,  wenn  jene  Tendenzen  obgesiegt  hätten,  ihren 
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Untergang  herbeigeführt  hätte,  wie  denn  anch  während  des 
Insurrections- Krieges  der  grösste  Theil  ihrer  Fahrbetriebs- 
Mittel  mit  Einschhiss  ihres  Werftes  von  der  revolutionären 
Herrschaft  in  Beschlag  genommen  wurde.  Kaum  war  jedocli 
der  Aufstand  überwunden  und  die  Freiheit  des  Vei-kehres 
hergestellt,  so  schritt  die  Gesellschaft  mit  so  mächtiger 
Energie  zu  der  durch  die  neu  entstandene  Handelsbelebung 
nothwendig  gewordenen  Vermehrung  ihrer  Betriebsmittel, 
dass  sie  ihr  darauf  verwendetes  Capital  binnen  acht  Jahren 
von  8'/2  Million  bis  auf  32'/2  Million  Gulden  erhöhte,  somit 
vervierfachte,  und  dass  sie  dieses  vielleicht  einzig  dastehen- 
den Aufschwunges  ungeachtet  noch  immer  auf  eine  aberma- 
lige Ausdehnung  ihrer  Kräfte  hinarbeitet.  Ist  diese  so  plötz- 
lich eingetretene  Vermehrung  des  Verkehres  zunächst  die 
Vereinigung  der  ungrischen  K]-onländer  mit  den  übrigen 
Theilen  des  Reiches,  wodurch  die  frühere  Absperrung  be- 
seitigt und  gleiches  Gesetz  sowie  gleiche  Verwaltung  in  dem 
gesammten  Kaiserstaate  eingeführt  wurde,  zu  danken,  so 
ergab  sich  ein  ebenfalls  auf  den  Verkehr  höchst  günstig 
einwirkender  Umstand  durch  die  Besetzung  der  Moldau  und 
Walachei  von  den  kaiserlichen  Truppen,  von  welchem  Zeit- 
puncte  an  die  frühere  Absonderung  des  walachisch-moldaui- 
schen  von  dem  türkischen  Donau -Ufer  aufhörte,  und  die 
FürstentJiümer  mit  Oesterreich  in  einen  engeren  Verkehr 
traten.  Hierdurch  fanden  die  Opfer,  welche  die  Gesellschaft 
durch  mehr  als  20  Jahre  bei  der  Befahrung  der  unteren 
Donau-Strecke  standhaft  gebracht  hatte,  ihr  Ende,  und  eben 
beginnt  sie  durch  den  befreiten  Verkehr  daselbst  die  ersten 
Früchte  ihrer  Ausdauer  zu  ernten.  Die  innere  Entwicklung 
der  Gesellschaft  hielt  gleichen  Schritt  mit  ihren  äusseren 
Erfolgen,  und  wenn  sie  sich  durch  den  Umfang  ihrer  Mittel 
(sie  zählt  113  eiserne  Dam])fboote  mit  12.031  Pferdekraft, 
und  bei  500  eiserne  Schleppschiffe  von  200 — üOO  Tonnen 
Ladungsfähigkeit)    und   ihrer   Leistungen    in   der   Reihe   der 
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bestehenden  Dampfschifffahrts-Gesellschaften  auf  die  höchste 
Stufe  emporgeschwungen  hat,  so  behauptet  sie  ihren  Rang 
auch  durch  ihre  Einrichtungen,  indem  sie  in  technischer 
Vervollkommnung  am  weitesten  vorgeschritten  ist,  das  grösste 
aller  vorhandenen  Privat  -  Werfte  in  Thätigkeit  erhält,  den 
Schleppdienst  zu  einer  bisher  nicht  gekannten  Höhe  ausge- 
bildet, und  sich  mit  ihren  eigenen  Kohlengruben  und  einer 
beträchtlichen  Eisenbahn  zunächst  für  die  Sicherung  ihres 
eigenen  Dienstes  ausgestattet  hat.  Also  ausgerüstet  wird  die 
Gesellschaft  die  freie  Concurrenz,  welche  in  Folge  des  neuesten 
Pariser  Friedensschlusses  in  der  Donau-Dampfschifffahrt  ein- 
treten soll,  erfolgreich  bestehen  können. 

So  belangreich  eine  jede  der  beiden  grossen  österreichi- 
schen Dampfschifffahrts-Linien  an  sich  für  den  Weltverkehr 
ist,  so  wird  ihre  Wichtigkeit  doch  noch  dadurch  bedeutend 
erhöht,  dass  sie  sich  beide  in  dem  Anschlusspuncte  Galacz 
die  Hand  bieten,  und  dadurch  eine  österreichische  Dampf- 
schifffahrts- Verbindung  herstellen,  welche,  den  ganzen  illy- 
rischen Länder -Complex  umspannend,  von  Passau  entlang 
der  Donau,  des  schwarzen,  ägäischen,  jouischen  und  adria- 
tischen  Meeres,  bis  Triest  reichen.  Hier  wurde  wenige  Jahre 
nach  dem  Entstehen  der  Donau-DampfschiiTfahrts-Gesellschaft, 
von  unternehmenden,  den  Blick  in  die  Zukunft  richtenden 
Männern  (an  deren  Spitze  der  Ritter  von  Reyer  stand)  die 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  gegründet,  dessen 
DampfschiftYahrt  zunächst  die  österreichische  Seeküste,  die 
jonischen  Inseln,  Griechenland,  die  Türkei,  Klein -Asien, 
Syrien  und  Aegypten  in  regelmässige  V^erbindung  mit  dem 
ersten  österreichischen  Seehafen  setzte.  Sein  Aufblühen  ver- 
dankt der  österreichische  Lloyd  der  energischen  und  umsich- 
tigen Leitung  des  Freiherrn  von  Brück,  welcher  binnen 
wenigen  Jahren  die  Unternehmung  auf  die  Höhe  eines  der 
ersten  europäischen  Institute  dieser  Art  erhob;  den  Wett- 
kampf mit  allen  seefahrenden  Nationen  nicht  scheuend ,  nahm 
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der  Lloyd  bakl  die  vorderste  Htelle  iiuter  allen  die  Levante 
befahrendeii  Dampfschifffahrts- Gesellschaften  ein,  seine  An- 
strengungen wuchsen  mit  den  Schwierigkeiten,  die  ihm  ent- 
gegentraten, das  Netz  seiner  Linien  wurde  immer  weiter 
ausgedehnt,  so  dass  es  gegenwärtig  keinen  nur  irgend  nen- 
nenswerthen  Hafen  der  von  seinen  Schiffen  durchfurchten 
Meere  mehr  gibt,  der  nicht  von  den  Dampfern  des  österrei- 
chischen Lloyd  regelmässig  besucht  würde.  Insbesondere 
rühmenswerth  sind  seine  Anstrengungen ,  den  Verkehr  von 
West -Europa  mit  Aegypten  und  Ost -Indien  über  Triest  zu 
leiten,  ungeachtet  die  directen  Fahrten  nach  Alexandrien 
ihm  sehr  namhafte  Opfer  kosteten.  Schon  stellen  seine 
Schiffe  die  kürzeste  Verbindung  zwischen  Alexandrien  und 
Europa  her,  schon  gewöhnt  sich  der  Zug  der  ostindischen 
Reisenden  trotz  aller  rivalisirenden  Anstrengungen  der  eng- 
lischen Dampfboote  an  die  Richtung  über  Triest,  und  mit 
Rücksicht  auf  die  begünstigenden  geographischen  Verhältnisse 
kann  die  unfehlbare  Ueberzeiigung  ausgesprochen  werden, 
dass  er  in  dem  hartnäckigen  Wettstreite  obsiegen  und  den 
Verkehr  nach  jenen  fernen  Ländern  in  seine  natürliche  Balm 
leiten  werde. 

Doch  ist  der  Schauplatz  der  Thätigkeit  des  (Ksterreichi- 
schen  Llo^yd  nicht  auf  das  Meer  beschränkt;  neuerlich  fügte 
er  die  Reschiffung  des  Po  mittelst  Dampfern  seinen  Linien 
bei,  welche  durch  die  Verbindung  der  lombardischen  Canäle 
und  Seen  bis  an  den  Fuss  des  Simplon  und  die  Ufer  der 
italienischen  Schweiz  reichen:  das  fruchtbare,  dichtbevölkerle 
und  wohlhabende  Land  an  beiden  Ufern  des  grössten  italie- 
nischen Flusses  verspricht  dieser  Verbindung  jener  LändcM- 
mit  den  Seeplätzen  eine  blühende  Zukunft.  Der  orientalische 
Krieg  und  die  durch  densell)en  erhöhten  See-Frach(en  ver- 
ursachten dem  österreichischen  Lloyd,  welcher  nii(  (Gesell- 
schaften, die  von  ihren  Regierungen  beträchtlich  siibventio- 
nirt   sind,   zu    rivalisiren   hat   und    seine    Kohlen    bisher   aus 

V.  Czdcrnii;,  (»i'stcncicli's  NcugosUiltuiii;.  ^3 
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Kiiuland  bezithen  musste,  bedeutende  Verluste.  Hierdnreli 
fand  sich  die  kaiserliche  Reiiierung  bewogen,  diesem  tiir 
den  österreichischen  Seehandel  so  wichtigen  Institute  für  zehn 
Jahre  eine  jährliche  Subvention  von  einer  Million  Gulden  zu 
bewilligen,  dafür  aber  auch  der  Unternehnumg  die  Einrich- 
tung directer  Fahrten  nach  Konstantinopel,  welche  dieselbe 
aus  eigenen  Mitteln  nicht  zu  gründen  vermochte,  zur  Pflicht 
zu  machen.  Auf  diese  Weise  gereicht  die  weise  Fürsorge 
der  Regierung  nicht  bloss  dem  österreichischen  Lloyd,  son- 
dern dem  gesammten  österreichischen  Seehandel  zum  we- 
sentlichen Vortheile,  und  wird  reiche  Früchte  tragen,  indem 
der  Lloyd,  hierdurch  in  seiner  schwierigen  Uebergangs- Pe- 
riode aufrecht  erhalten,  in  der  bevorstehenden  Entwicklung 
seiner  Betriebsmittel  (mit  seinem  nunmehr  auf  20  Millionen 
Gulden  anwachsenden  Fonde)  die  Kraft  zu  der  siegreichen 
Bestehung  der  fremden  Concurrenz  und  den  Boden  zu  der 
immer  wachsenden  Ausbreitung  des  durch  ihn.  vermittelten 
Verkehres  finden  wird.  Schon  gegenwärtig  haben  sich  durch 
die  sinkenden  Seefrachten  für  die  Beschaffung  der  Kohlen 
die  Umstände  zum  Besseren  gewendet,  und  diese  Vermin- 
derung der  Betriebskosten  wird  eine  dauernde,  von  äusseren 
Verhältnissen  unabhängige  werden ,  sobald  mit  der  demnächst 
bevorstehenden  Verlängerung  des  Eisenbahnbetriebes  bis  Triest 
die  reichen  Kohlengruben  der  Steiermark  für  die  Benützung 
des  Lloyd  zugänglich  gemacht  sein  werden. 

Die  k.  k.  priv.  österrcichischi'  Dona  u- Dii  lup  fscli  i  i'l'fa  Iirt  s- 
Gescllsehaft,  wcIcIr-  im  Jahre  18;^(»  ihren  bescheidenen  Anfang 
mit  einem  Dam])flK)ote  ualim  mid  binnen  wenigen  Jahren,  im 
Vorsefühle  ihrer  künfliuen  Mission,  nebst  der  Donau  das  schwarze 
und  ägäisclie  Meer  befuin-,  besa.ss  gleichwohl  im  Jahre  1844,  als 
sie  die  Seesclnffe  an  den  (jsterreichisehen  Lloyd  überlassen  hatte, 
nur  28  Dampfboote  mit  2.442  Pferdekrafl  nebst  wenigen  eisernen 
u\\(\  Miehrcnii  hrdzeriien  Sehlepi)schiiren.  Zu  Ende  des  Jahres  1847 
Maren  ilirc  rictriebsmilti'l  auf  41  Dainitfboote  \()n  4.252  Pferdekraft 
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(^i)el».st  S  noch  im  Üaue  bfgviUbiR'n),  dann  auf  K'l  meist  eiserne 
Sclile])psehifre  (nebst  22  im  Baue  beürifFenen)  gestiegen;  ihr  Fond 
betrug  6  Millionen  Gulden  an  Aetien-Ca])ilal  und  2,90().00(>  11.  an 
Anleiten -Capital,  und  sie  hatte  in  diesem  Jahre  4;37.0()f)  Reisende 
und  2  Millionen  Centner  Güter  befördert.  In  den  Jahren  1848  und 
1849  ward  der  Bestand  dieser  Gesellschaft  auf  eine  harte  Probe 
gestellt,  indem,  mit  Ausnabme  der  oberen  Donau-Strecke  von  Linz 
bis  Wien,  mid  der  untersten  unterhalb  Orsova,  dann  der  Save 
und  der  Drau,  alle  Scliifrfahrtslinien  der  Gesellschaft  auf  der  Donau 
und  der  Theiss,  sowie  ein  beträchtlicher  Theil  ihrer  SchifTe,  nebst 
dem  grossen  Schiflswerfte  zu  Altofen ,  von  den  Insurgenten  in  Be- 
schlag genommen  wurden.  Nach  Besiegung  des  Aufstandes  gelangte 
die  Gesellschaft  wieder  in  den  Besitz  ihres  Eigenthumes,  und  ver- 
doppelte ihre  Anstrengungen,  um  den  stets  wachsenden  Bedürfnissen 
des  Verkehres  nach  Möglichkeit  zu  genügen,  zu  welchem  Behüte  sie 
ihr  Actien- Capital  im  Jahre  1851  um  3  Millionen,  im  Jahre  1852  um 
4'/,  Million,  im  Jahre  1853  abermals  um  4'/,  Million  Gulden  erhöhte, 
und  im  Jahre  1855  dasselbe  neuerdings  um  6  Millionen  Gulden  zu 
\ennehren  und  ausserdem  ein  neues  Anlehen  im  Betrage  von  6  Mil- 
lionen Gulden  aufzunehmen  beschloss.  Die  Vermehrung  des  Actien- 
Capitals  bis  zum  Belaufe  von  24  Millionen  Guklen  hat  bereits  stattge- 
funden, wornach  der  Fond  der  Gesellschalt  bei  dvr  eben  einaelei- 
teten  Aufnahme  des  Anlehens  sich  im  Jahre  1857  auf  32' .,  Million 
Gulden  erhöhen  wird.  Mittelst  dieses  Fondes  hat  die  Gesellschaft 
bis  zu  P]nde  185G  ihren  Schi/Is- Stand  auf  100  Danipfboote  von 
10.183  Pferdekraft  (worunter  11  Schrauben-Dampfboote  und  2  Ba>>- 
gerschiire,  letztere  mit  37  Pferdekraft)  erh(")ht;  ausserdem  sind  im 
Baue  begritk-n  und  bestellt  15  Danipfboote  mit  1.885  Pferdekrafl 
(worunter  Dampfer  von  2(10  und  400  Pferdekraft  nebst  7  Schrau- 
bendampfern); ferner  besitzt  die  Gesellschaft  359  eiserne  Schlei)])- 
schiffe  von  200  bis  000  Jonnen  Ladungslahigkeil ,  wozu  noch  die 
im  Baue  betlndlichen  oder  doch  beslellten  140  Sehle])pboote  und 
10  hölzerne  Lastschille  (die  eisernen  Stehschille  uud  Platten  unge- 
rechnet) kommen.  Mit  den  ihr  im  Jahre  l85(i  zu  Gebote  geshui- 
denen  Fahrniiltehi  wurden  1,300.000  Reisende  und  7,400.000  Cent  ner 
Güter  befördert,  wohir  7,700.000  II.  ciiigciiomuicn  wurden,  wäh- 
rend die  gleiche  Roheinnahme  im  Jahre  1847  nur  noch  3,147.000  (1. 
beiragen  halle.  In  dieser  Zeit  des  Aidschwunges  war  die  Gesell- 
schall besonders  darauf  bedacht,  den  lechnischeu  Hesland  Www 
Fahrmitlei  fortwährend  zu  verbessern:  sk"  entsendete  zeilweise  ihre 
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liinouiruiv  und  Capitäne  nach  England  und  den  vereinigten  Staaten 
von  Nord-Amerika,  um  alle  dort  im  Zweige  der  Fius.s-l)ami)tk'lnll- 
lahrt  auftauchenden  Fortschritte  in  Erfahrung  zu  bringen  und  sich 
anzueignen.  Sie  war,  so  viel  bekannt,  die  erste  Unternelnnung 
auf  dem  Continente,  welche  die  eisernen  Schiffskörper  und  die 
Köhrenkessel  einführte  und  die  amerikanischen  Verdeck  -  Salons 
nach  Europa  verpflanzte,  sowie  sie  auch  zuerst  in  Euro])a  die  Ver- 
gleichung  der  Leistungen  der  amerikanischen  Dampfboot-Maschinen 
mit  den  gewöhnlichen  (englischen)  durchführte.  Ihr  Werft  zu 
Altofen,  auf  welchem  bereits  an  400  Schitfe  gebaut  wurden,  ist 
die  grossartigste  Anstalt  dieser  Art,  welche  je  von  einer  Privat- 
Gesellschaft  errichtet  wurde.  Vorzüglich  aber  brachte  sie  den 
Schleppdienst,  wodurch  die  Leistung  der  Fluss-DampfschiilTahrt 
auf  das  höchste,  alle  anderen  Transport-Mittel  überragende  Maass 
gebracht  wird,  zu  einer  solchen  Ausbildung,  wie  sie  nirgend 
anderswo,  selbst  nicht  auf  dem  Missisippi,  angetroffen  wird,  weil 
in  Europa  kein  anderer  hierfür  so  geeigneter  Strom  als  die  Donau 
vorhanden  ist  und  auf  dem  Missisippi  keine  einzelne  Unternehmung 
einen  solchen  Umfang  hat;  es  bietet  namentlich  auf  der  Linie  zwi- 
schen Pest  und  Semlin  ein  überraschendes  Schauspiel  dar,  wenn 
sich  solche  schwimmende  Karawanen  in  bedächtigem  aber  regel- 
massigem  Laufe  begegnen  und  zehn  bis  zwölf  Scldeppschiffe  mit 
einer  Ladung  von  40.000  bis  50.000  Centnern ,  von  einem  einzigen 
Kemorqueur  gezogen,  den  Fluss  entlang  gleiten.  Eine  weitere 
wesentliche  Verbesserung  besteht  in  der  Einführimg  der  Propeller, 
d.  i.  gewöhnlicher  Schleppboote,  an  dercm  Hintertheile  eine  kleine 
Schrauben-Maschine  eingesetzt  wird,  welche  bilhc  zu  beschaffende 
Schraubendampfcr  leicht  bewx^glich  sind,  und  bis  an  10.000  Cent- 
ner fassen.  Auch  in  den  inneren  Einrichtungen  der  Gesellschaft 
machte  sich  die  allseitige  Entwicklung  geltend.  Als  das  Pri- 
vilegium der  Gesellschaft  abgelaufen  war,  wurde  derselben  im 
Jahre  1852  ein  neues  Privilegium,  d.  Ii.  das  Alleinrecht  der  He- 
fahrung  der  österreichischen  Donau  sanunt  -ihren  Nebenflüssen, 
bis  zum  Jahre  1H8()  unter  folgenden  das  Interesse  des  Verkehres 
sichernden  Hedingungi'U  verliehen:  sie  muss  die  Donau  sammt  allen 
schilfbaren  Nebenllüsscn  mit  Dampl'  bel'ahren,  ihre  Betriebsmittel 
jeweilig   auf  den    von   dem   Verkehre   geforderten   Stand   erhöhen,  jj 

ihre  Fahr-  und  Fracht -Tarife  der  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung unterziehen  uii(i  die  Postsendungen  unentgeltlich  besorgen. 
Die  Ilauplerwägung.   \\elche  der  Krtheilung  eines  solchen  mit  den 


357 


lierrselieiidwi  Ideen  der  mö2;Iichsten  Freiheit  des  Verkehres  in  allen 

CT 

Zweigen  im  Widerspruche  stehenden  Monopols  zum  Grunde  lag, 
bestand  darin,  dass  es  einer  Reihe  von  Jahren  und  des  Zusam- 
mentrefTens  günstiger  Umstände  bedarf,  ehe  ein  so  ausgedehntes 
Unternehmen  hinreichend  erstarkt,  um  sich  im  freien  Wettkam])fe 
erhalten  /u  kiumen.  '  Hierzu  kam  noch,  dass  die  Gesellschaft  seit 
zwanzig  Jahren  die  untere  Donau  von  Orsova  bis  Galacz  befahrt, 
ohne  sich  durch  einen  jährlichen  Verlust  von  50.000  bis  250.000  tl., 
zunächst  die  Folge  des  dortigen  Quarantaine- Wesens,  hiervon  ab- 
schrecken zu  lassen^  es  war  wünschenswerth,  dass  die  Gesellschaft 
in  den  Stand  gesetzt  werde,  diese  Fahrten,  wodurch  die  unmittel- 
bare Handelsverbindung  zwischen  Deutschland ,  •  Oesterreich  und 
dem  Oriente  hergestellt  wird,  so  lan2,e  fortzusetzen,  bis  sie  an 
sich  lohnend  werden.  Dieser  erfreuliche  Stand  ist  in  Folge  der 
■Beschränkung  der  Quarantaine  in  den  Donau  -  Fürstenthümern 
(welche  nunmehr  mit  dem  türkischen  Donau-Ufer  frei  verkehren) 
und  in  Folge  der  Besetzung  derselben  durch  kaiserliche  Truppen, 
seit  welcher  Zeit  der  Handel  daselbst  einen  unerwarteten  Auf- 
schwung nahm,  bereits  im  Jahre  1855  eingetreten.  Inz^^•ischen 
bereitet  sich  eine  •  neue  Phase  für  die  Gesellschaft  durch  den 
neuesten  Pariser  Friedensschluss  vor,  in  dessen  Folge  die  Befahrung 
der  Donau  mittelst  Dampfschiffen  in  ihrem  ganzen  Laufe  frei  er- 
klärt werden  soll,  womit  folgerecht  das  erwähnte  Pi-ivilegium 
entfallen  muss.  Die  von  der  Regierung  eingeleiteten  Maasnahmen 
sowie  die  Vorkehrungen,  welche  die  Gesellschaft  bezüglich  der 
^^ermehrung  ihrer  Betriebsmittel  triffl,  sind  inzwischen  von  der 
Art,  dass  hierdurch  eine  Benachtheiligung  der  Gesellschaft,  welche 
für  den  freien  Wettkampf  der  Concurrenz  vollkommen  gerüstet 
ist,  nicht  zu  besorgen  steht. 

Die  Gesellschaft  fasste  ferner,  in  richtiger  Würdigung  ihrer 
Stellung  als  einer  der  Hau])tfact(u-en  der  r)sterreichischen  Verkehi's- 
thätigkeit  und  den  sicheren  Blick  in  die  Zukunft  gerichtet,  einen 
Beschluss,  welcher  mehr  als  alles  Andere  ueeicnet  ist,  ihren  Be- 
stand  und  gedeihlichen  Erfolg  für  die  kommenden  Jahre  auf  eine 
vollkommen  sichere  Grundlage  zu  stellen.     Die  Kohlen -Production 


'  Diese  Erfahnuig  IkiI  iiucli  die  verscliitMlnien  l)ainiilk-lullT;ilii-t.s-Üe- 
selJscliafteu  aul'  dem  deutschen  Klieiiie  veranlasst,  ilire  gegenseitige  Con- 
currenz aurzugel)eii  und  sicli  zu  einer  eiu/,iL;('n  (iesellscliafl  /n  ver- 
einigen. 
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iialiiii,  iiishesondci-e  voi-  der  Eiiifülirnng  des  neuen  Bergge.setzes, 
in  Oesterreieli  nieht  in  dem  Maasse  zu,  als  es  der  steigende  Ver- 
brauch nanienllieli  der  I)anii)fse!iiirraln1s-Gesellseliaft  erforderte^  sie 
war  gezwungen,  den  ihr  erforderlielien  Kohlen- Vorrath  au.s  den 
verschiedensten  Richtungen ,  aus  Tirol,  Baiern,  Oesterreieh  ob  und 
unter  der  Enns,  aus  Böhmen,  Miüu'en,  Schlesien,  Ungern,  Krain, 
Slavonien,  dem  Banate  und  der  Milifärgränze,  ja  selbst  für  die 
untere  Donau  aus  England  herbeizuschaflen.  Häufm'  gelang  diess 
luu-  mit  grosser  MiÜie  untl  einem  belrüchtlich  erhöhten  Aufwände^ 
bei  dem  bevorstehenden  Aufschwünge  der  Öehiirfahrt  war  zu  be- 
sorgen, dass  sie  ihren  vermehrten  Bedarf  an  Kohlen  nicht  voll* 
ständig,  oder  doch  nur  zu  so  erhöhten  Kosten,  dass  hierdurch  die 
Einnahmen  aufgezehrt  würden,  zu  beschaffen  vermöchte.  Im  süd- 
lichen Ungern  ist  nächst  Fünfkirchen  ein  sehr  ausgedehntes  Koh- 
len-Revier vorhanden,  welches  die  t reiflichste  Kohle  in  unberechen- 
l)aren  Massen  darbietet,  aber  noch  fast  gar  nicht  ausgebeutet  wurde. 
Die  Gesellschaft  erwarb  und  pachtete  dort  Kohlenfelder  von  solcher 
Ausdehnung,  dass  durch  deren  bereits  sichergestellte  Erzeugung 
jeder  künftige  Bedarf  der  Schifllahrt  bedeckt  werden  und  noch 
eine  sehr  beträchtliche  Menge  zu  industriellem  Gebrauche  erid)rigen 
wird.  Da  jedoch  die  Kohlenflötze  in  einer  Entfernung  von  8  bleuen 
vom  Donau -Ufer  bei  Mohacs  «>ele2;en  sind  und  die  <>;e^\■öhnhchen 
Euhnnittel  der  Landfracht  für  massenhaften  Transport  ganz  unzu- 
reichend erscheinen,  so  beschloss  die  Gesellschaft,  eine  Eisenbahn 
von  Fünflvirchen  und  den  dortigen  Kohlengruben  bis  an  die  Donau 
bei  Mohacs  zu  führen,  welcher  Beschluss  mit  einem  Aufwände  von 
sechs  Millionen  Gulden  eben  ausgeführt  wurde.  Nachdem  eine 
»Strecke  der  Eisenbahn  von  den  Kohlen-Gruben  bis  Üsz(">g  nächst 
Fünfkirchen  bereits  seit  1.  Decendter  1854  von  der  Locomotive 
beiahren  wurde,  ist  seit  dem  1.  Mai  1857  die  ganze  Linie  von 
Mohacs  bis  zu  den  Kohlengruben  iahrbar  hergestellt. 

Die  neueste  Phase  in  der  Entwicklung  der  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  führte  der  obenerwähnte  Vertrag- herbei,  welcher  von 
den  am  Pariser  Congresse  Theil  nehmenden  Mächten  unterm 
30.  März  185G  abgeschlossen  wurde.  In  Folge  dessen  wurde  am 
23.  Mai  1857  ein  Uebereinkonnnen  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  gedachten  Gesellschaft  getrolVcn,  wodurch  die  letztere  für 
die  Auflassung  dieses  Privilegiums  vor  dem  Jahr  1880,  bis  wohin 
es  zu  laufen  hatte,  entschädigt  wurde.  Kraft  dieses  Uebereinkoni- 
mens  fiilK   der  aewührle  Schutz   uegen    Ircinde  Concurrenz    in  dem 
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Zeitpuncte  weg,  welcher  imelilriiglifh  diilür  bestimmt  werden  wird. 
Von  diesem  Zeit])uncte  an  wird  der  Gesellselml't  als  Ersatz  für  den 
erwähnten  Wegfall  bis  zum  Jahr  1880  die  Garantie  eines  jährliehen 
Keinerträgnisses  von  1,*J2(MX)0  iL  (ungefähr  8  Percent  des  Aktien- 
Uapitals)  aus  dem  Staatsschatze  unter  gewissen  Bedingungen  ge- 
währt. Der  wesentliche  Inhalt  dieser  Bedingungen  bezieht  sich 
auf  tue  Art  der  Berechnung  des  Reinerträgnisses,  auf  die  Auf- 
reclithaltung  des  Reserve-Fondes  und  auf  die  Bestimnunig,  dass  der 
auf  Grund  der  Gewährleistung  von  der  Staatsverwaltung  entrichtete 
Betrag  als  ein  mit  4  Percent  zu  verzinsender  Yorschuss  behandelt 
wird,  welchen  tlie  Gesellschaft  in  dem  Maasse  zurückzuzahlen  hat, 
als  der  Reinertrag  in  künftigen  Jahren  die  genannte  H(')he  von 
1,U20.UÜ0  tl.  übersteigt.  Wenn  am  Schlüsse  des  Jahres  1880  aus 
diesem  Titel  noch  eine  Schuld  der  Gesellschaft  an  den  Staat  besteht, 
hat  sie  dieselbe  nur  insoweit  abzutragen,  als  dadurch  nicht  der  Ge- 
sauuntbetrag des  gewährleisteten  Minimums  während  der  Garantie- 
Periode  beeinträchtigt  wird;  l()st  sich  die  Gesellschaft  friUier  auf, 
so  ist  sie  die  ganze  Schuld  zu  beriehtigen  verpflichtet.  Ein  mit 
der  Armee -Verwaltuno;  ueschlossenes  Uebereinknnnnen  wird  auf2;e- 
hoben,  der  Gesellschaft  wird  die  Ermächtio-uno-  zur  Aufnahme 
eines  Anlehens  von  sechs  Millionen  Gulden  nach  dem  vorgelegten 
Plane  ertheilt,  und  .sie  ermächtigt,  ihre  Irüheren  Anlehen  auf  der 
bibherigen  Höhe  zu  erhalten,  wogegen  die  Gesellschaft  ihre  Be- 
triebsmittel auf  dem  jetzigen  Stande  erhalten  muss.  Der  Gesell- 
schalt wird  es  jetlerzeit  freistehen,  von  diesem  Uebereinkommen 
zurückzutreten  und  tlie  volle  Freiheit  der  Bewegung  zu  erlangen, 
welche  gegenwärtig  insoferne  beschränkt  ist,  als  sie  ihre  Tariie 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorlegen,  alle  schiffbaren 
Nebenflüsse  der  Donau  l)efahren  und  die  PostsendunL»'  unentgeltlich 
befiuxlern  muss. 

Die  D  a  m  \)  f .sc  h  i  f  I  f a  b  r  t  s  - Ci  e  se  1 1  s c  h  a  f  t  d  e  s  ()  s  t  e  r  r  c  i  c  h  i- 
.schen  Lloyd  nahm  ungeachtet  der  Hindernisse,  welciie  ihr  der 
ungünstige  Lauf  der  Zeiten  entgegenstellte,  in  den  letzten  Jahren 
einen  nicht  minder  raschen  Aufschwunff.  Sie  beoaini  im  Jabre 
I8o0  mit  tlem  Capitale  V(in  einer  Million  (iiddcii,  welches  sieh  bis 
zum  Jahre  1847  auf  drei  Millionen  erhöht  hatte.  Durch  die  Er- 
eignisse der  Jahre  1848  und  184!)  in  ibrer  l'häligkcit  Nii'H'ach  be- 
cinlrächtigt,  verdoppelte  sie  nach  berge.slt'lller  Ordnung  (k-r  Ver- 
hiiltni,s.se  ihre  Anstrengungen,  und  erli(»hlc  ihren  Fond  im  Jahre 
1852   auf  7,    und    bi.s   zum    Jähre   18.'')5    aul'    I."")    Millionen    Gulden, 
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\\o\(»n  il  Millionen  Gulden    auj'  das  Aftiru-L'cii)ital   und  U  Millionen 
(Jiilden   auf  Anlehen    enttielen.     Im    Jahre  1H47   zählte   ihre  Flotte 
'il  l)am})fschifre  von  2.470  Pferdekraf't  nehst  neun  im  IJaue  befind- 
lichen I)am])fern;    ihre  SchitFe  legten  auf  726  Reisen  334.555  See- 
meilen   zurück,    und    befiu'derten    127.000    Reisende    und    315.000 
C'entner   Waaren,    nebst    41.000   Gebinden.    25)0.000    Briefen    und 
37  Millionen  Gulden  an  Geldsendungen.     Bis  zum  Jahre  1854  zählte 
ihre  Flotte  60  Dampfer  von  10.060  Pferdekraft  nebst  zwei  im  Baue 
begritrenen   Dampfern    unil    *J3  Schleppschitlen   und   anderen   Fahr- 
zeugen;   auf  1.875  Reisen    legten   ihre  SchitFe   857.776  Seemeilen 
zurück,  und  beförderten  361.000  Reisende,  1,613.000  Centner  Waaren 
nebst  49.000  Packen,    900.000  Briefen   und  85,000.000  Gulden  an 
(Jeldsendungen.     Die    Gesammteinnahmen,    Avelche   sich   im    Jahre 
1847  auf  1,828.000  Gulden  belaufen  hatten,  waren  im  Jahre  1854 
auf  5,148.000  Gulden  gestiegen.    Sonacli  hatte  sich  in  diesem  Zeit- 
•abschnitte  von  7  Jahren   der   Geschäftsumfang  der  Unternehmung 
verdreifacht.    Diess  konnte  nur  durch  eine  Ijedeutende  Ausdehnung 
der  von  ihr  befahrenen  Linien  geschehen.     Nicht    nur   wurden    die 
Reisen   auf  den   bereits   früher  bestandenen  Linien  vermehrt,    zwi- 
schen Triest  und  Konstantinopel  und  zwischen  letzterem  Hafen  und 
ThessaUen,   dann  zwischen  l'riest  und  Griechenland  (Lutraki),    so- 
wie zwischen  Triest  und  Dalmatien  wijchen fliehe,    ferner  zwischen 
Triest  und  Venedig  tägliche  Fahrten  eingerichtet,  sondern  es  kamen 
auch  neue  Linien  hinzu,  insbesondere  die  directen  Fahrten  zwischen 
Triest  und  Alexandrien,   dann  zwischen  letzterem  Hafen  und  Kon- 
stantinopel (nebst  den  Fahrten  in  gleicher  Richtung  idier  Palästina 
und  Syrien),  zwischen  Konstantinopel  und  Varna  (nebst  einer  Ver- 
mehrung   der   Fahrten    zwischen    Konstantinopel    und    Trapezuut), 
zwischen   Galacz    und    Braila,    ferner   die    Ausdehnung    der   Schilf- 
iahrts- Linie  über  die  gesanunte  Cst -Küste  des  adrialischen  Meeres 
\(in    Iriest  über  Istrien,    Fiume,    die  kroatische  Militärgränze,   Dal- 
inalien  und  l'ürkisch- Albanien  bis  zum  Anschlüsse  mit  Corfu.     Die 
neuen    Linien    von  Corfu    nach  Malta   und   Messina    nnissten    bis  zu 
der   bi'vorstehenden    weiteren   Vermehrung   der  Schille  wieder  zeit- 
weilig aidgegeben  werden.     Dafür   aber   fügte   die  Gesellschalt  des 
<)sterreicliisclien  I.lovd   im  Jahre  1853  ihrem  Gesdiäftc  einen  neuen, 
für  die  Zukunft    liüclisl   wichtigen  Zweig  durch  die  I^^inrichtung  der 
Dam|)fscliiilVahrl    auf  dem    Po.    mit    der    \'erl)indimg    einerseits    au!' 
den   lond)ardisclien  Canäleii    inid  Seen    bis   zu  dem  schweizerischen 
l'fer  des  Laoo  Maauiore  und  andererseits  mittelst  See  DampfsehilTen 
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l)i.s  Triebt,  liinzu.  Die  neu  geschaffene  Fliiss-Flottille  wurde  durch 
das  U.  k.  Flotlillen-Corps  bemannt  und  von  den  Ollicieren  desselben 
befehhget.  So  lange  die  Seedampfer  nicht  in  den  Po  di  Levante 
einlaufen  können^  wozu  mehrere  bereits  im  Zuge  befindliche  See- 
Bauten  an  der  Mündung  desselben  erforderlich  sind,  werden  die 
Waaren  von  Triest  nach  dem  Hafen  von  Chioggia  gebracht,  von 
wo  aus  sie  durch  die  inneren  Canäle  nach  dem  Po  bei  Cavanella 
gelangen  und  weiterhin  bis  zur  Ausmündung  des  Tessin ,  dann  auf 
letzterem  Flusse  bis  Pavia  mittelst  Dampfern  transportirt  werden. 
Zur  Vervollkommnung  des  Betriebes  der  Gesellschaft  trug  wesent- 
lieh  die  Anschaffung  vf)n  Schraubendampfern  (\A'elche  in  der  oben 
angeführten  Zahl  \ou  60  Dampfl)Ooten  inbegriffen  sind)  bei,  indem 
hienlurch  grössere  Waaren -Transporte  mit  geringeren  Kosten,  als 
mit  Räderdampf  booten  möglich  ist,  bewerkstelliget  werden  können. 
Eine  weitere,  höchst  belangreiche  Vervollständigung  des  Unterneh- 
mens ging  durch  die  Anlegung  eines  grossartigen  Werftes,  eines 
See- Arsenals  und  eines  Drj-Dock  in  der  Meeresbucht  von  Muggia 
nächst  Triest  vor  sich.  Die  Arbeiten  zur  Errichtung  dieser  umfas- 
senden Anstalt  wurden  im  Jahre  1853  begonnen  und  sind  bereits 
in  ihren  wesentlichen  Theilen  mit  Ausnahme  des  Trocken  -  Docks 
der  ^^ol]endung  nahe.  Hierdurch  wird  die  Gesellschaft  in  den  Stand 
gesetzt,  ihre  zahlreichen  Schiffe  binnen  der  kürzesten  Zeit  und  mit 
weit  geringeren  Kosten  als  l)isher  auszubessern,  sie  stets  in  gutem 
Stande  zu  halten  und  neue  zu  bauen. 

Ungeachtet  des  ausserordentlichen  Aufschwunges,  welchen  der 
Damjjfschiflfahrts-L'etrieb  der  Gesellschaft  gewonnen  hatte,  gerieth 
dieselbe  dennoch  in  letzter  Zeit  in  eine  ungünstige  ökonomische 
Lage.  Da  die  Unternehmung,  insolange  die  Staats-Eisenbalm  nicht 
bis  Triest  eröffnef  ist  und  den  wohlfeileren  Transport  der  steier- 
inäi'kischen  Steinkohlen  möglich  macht,  gencHhiget  ist,  ihren  Koh- 
lenbedarf' aus  England  zu  l)eziehen,  der  Bezug  dieser  Kohle  aber 
in  Folge  des  durch  den  orientalischen  Krieg  ungemein  vertlieuerlen 
See-Transportes  im  Jahre  1854  einen  Aufwand  von  '1^\  jMillionen 
Gulden  verursachte,  so  wurde  hierdurch  im  Jahre  1854  der  Hein- 
ertrag aufgezehrt   inid  ein  Deficit  von  95(M»><»  II.  veranlasst. 

lii  eine  noch  untiünstitiere  Laae  iedoch  kam  die  Gesellschaft 
dadurch,  dass  sie  in  der  Levante,  wohiji  der  Hauptbetrieb  des 
Unlernchincns  gerichtet  ist,  mit  der  Dampfschilfrahrt  auswärtiger 
Unternehmimgen  zu  concurriren  iiat.  welche  zum  Theile  sehr  be- 
deutende Subventi(»nen  von  ihren  KeiiieniuL'cn  i'rhidten  und  dadurch 
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in  der  Lttge  sind,  ihrt-ii  Frachtsatz  iiiedriiicr  zu  stellen,  wie  denn 
der  Dampfselufnahrts-Gesellschaft  der  französischen  Messageries  (he 
ihr  von  der  eigenen  Regierung  bewilhgte  Subvention  kiirzHeli  von 
3  auf  8  Milhonen  Franken  erhöht  ^vurde.  Um  unter  solchen  Um- 
ständen den  Wettkanipf  erfolgreich  zu  bestehen,  nahm  die  Gesell- 
schaft die  zeitweilige  Unterstützung  der  Staatsverwallunu'  in  An- 
Spruch,  welche  ihr  dann  auch,  in  Erwägung  der  Wichtigkeit  dieses 
Institutes  liir  den  österreichischen  See-Handel,  eine  jährliche  Unter- 
stützung von  1  Million  Gulden  für  die  nächsten  10  Jahre  bewilligte 
und  noch  anderweitige  Zugeständnisse  machte.  Jene  Bewilligung 
wurde  jedoch  an  Bedingungen  geknüpft,  welche  geeignet  sind,  die 
Dampfschitffahrt  des  österreichischen  Lloyd  für  den  Handel  noch 
nutzbarer  zu  machen  und  deren  Bestand  auf  eine  feste  Grundlage 
zu  stützen.  Die  Gesellschaft  wurde  nämlich  verpflichtet,  ihre  bis- 
herigen Course  zwischen  Triest  und  Konstantinoi)el  in  Schnellfahr- 
ten umzuwandeln,  '  um  eine  möglichst  schnelle  Verbindung  dieser 
beiden  Häfen  herbeizuiuhren ,  welche  durch  directe  Fahrten  ohne 
Anlandung  an  den  Zwischenhäfen  zu  erzielen  ist.  Die  übrigen 
bisher  betriebenen  Linien  müssen  beibehalten,  die  Po-SchifTfahrt  in 
einer  den  commerciellen  Bedürfnissen  ents])rechenden  ^Veise  be- 
trieben, der  Betrieb  nach  jMaass  der  steigenden  Erlordernisse  des 
Verkehres  vervollkommnet  und  erweitert  werden ,  das  Dienst-Regle- 
ment und  die  Bestellung  der  Personalkräfte  der  Central-Verwaltung 
sind  der  nunmehrigen  grösseren  Ausdehnung  des  Unternehmens 
anzupassen,  für  die  jährhch  zu  bemessenden  Quoten  auf  Abschrei- 
bungen am  Werthe  des  Materials  ist  ein  fester  Maassstab  zu  be- 
stimmen, der  Reserve-Fond  und  ein  neu  zu  begründender  Versiche- 
rungsfond zu  dotiren.  Die  jährliche  Subsidie  wird  nur  insoweit 
entrichtet,  als  es  der  Betriebserfolg  des  bezüglichen  Jahres  notli- 
wendig  macht,  so  zwar,  dass,  nach  Abzug  aller  Werthabsehrei- 
bungen,  der  4percentigen  Interessen  des  Actien-Capitals,  der 
Tantiemen  und  der  Dotation  des  Assecuranz-Fondes,  ein  Dritttheil 
der  festgestellten  Super-Dividende  zur  Vernjindcrung  der  Jalires- 
Subsidie  ^•erwendet  werden  soll.  Die  jährlichen  Abschreibungen 
werden  betragen;  vom  Werthe  eines  jeden  Dampf- Schilles  5  Per- 
ceut  und  eines  jeden  Schleppbootes  8  Pereent  (von  welchen 
Abschreibunaen    ein    Dritttheil    der    im    Belriebsiahre     bestrittenen 

'  Diese  Eiiiriclitimg  der  ScliiiclUalirteii  ist  bereits  (Anfangs  Mai  185(i) 
in's  Leben  getreten  uml  die  Fiiluvoit  .-nif  "i  Taf^e  vci-niiiKlcrt  worden. 
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Keparatur-  und  Nochschafriings-Kosten  in  Abzug  gebracht  wird)  und 
vom  Werthe  der  Fahrnisse  15  Percent  5  dem  Assecuranz  -  Funde 
wird  jährlich  ein  Percent  des  Werthes  der  Dampf-  und  Schlepp- 
boote, dann  der  sonstigen  Fahrzeuge  zugewendet.  In  den  Reserve- 
Fond  fliessen  die  nach  Abzug  der  Abschreibungen  und  Tantiemen, 
der  Dotation  des  Assecumnz-Fondes,  der  4percentigen  Interessen 
des  Aetien-Capitals  und  der  Super -Dividenden  erübrigenden  Sum- 
men, wogegen  dieser  Fond  in  ungünstigen  Jahren  den  Abgang  zu 
decken  hat.  Die  übrigen  Zugeständnisse  der  Staatsverwaltung 
bestehen  darin,  dass  der  Lloyd  die  DaniplscliifTTahrt  auf  dem  Po 
künftig  unabhängig  von  den  Bedingungen  des  (mit  Allerhik'hster 
Entschliessung  Aom  5.  Juni  1855  aufgelösten)  Vertrages  vom  Jahre 
1852  frei  betreiben  darf,  dass  für  die  durch  die  Postanstalten  dem 
Llyod  übergebenen  Privat- Fahrpost -Sendungen  die  Fracht-  und 
Assecuranz -Clebühr  nach  dem  allgemeinen  Tarife  bezahlt  werden 
soll  (früher  erhielt  er  nur  eine  unbedeutende  Vergütung  dafür), 
endheli  wurden  mancherlei  Erleichterungen  durch  Beseitigung  so- 
wohl materieller  als  zollamtlicher  Hindernisse  wie  auch  durcli  die 
Ermässigung  verschiedener  Auflagen  und  Verpflichtungen  ge- 
währt. ' 

Um  den  Betrieb  nach  diesen  Bestimmungen  in  der  geforderten 
srossartisien  Weise  einrichten  zu  können ,  beschloss  die  Gesellschaft 
eine  abermalige  Vermehrung  des  Aetien-Capitals  um  3  Millionen 
Gulden  und  die  Auliiahme  eines  Anlehens  von  2  Millionen  Gulden, 
zu  dessen  Realisirunii'  in  der  Geeignetsten  Weise  der  Verwultunus- 
llath  ermächtiget  wurde,  so  zwar,  dass  das  Capital  künl'tig  tuif  20 
Millionen,  wovon  12  in  Actien  und  8  in  Anlehen,  sich  belaufen 
wird.  Im  Jahre  185()  besass  die  Gesellschaft  68  Dampfer  von 
I3.2()Ü  Pferdekraft,  nebst  94  Schleppschitlen  und  Flussbarken;  auf 
2.114  Reisen  legten  ihre  Schide  1)28.833  Seemeilen  zurück,  und 
bei<mlerten  3(34.000  Reisende,  2,23!).000  CV'iilncr  Waaren  nei»st 
53.000  Packen,  1,108.000  Briefen  und  80.000.000  11.  un  Biiursen- 
(Unigen.  Ende  Juli  1857  beginnen  die  Postlährten  nach  Mnllu  und 
die  Waarenfahrten  nach  Bari,  Messina,  Palermo,  Cutanea,  Mar- 
seille und   Barcellona. 

Die  Dami)fschitflahr(s-Gesellschafl  des  österreichischen  Lloyd, 
aus  unscheinbaren  Aidänaen  sich  enhvickehid .    lial   sich    durch  die 

'  Ällcrlujclistc  Eutschlicssniig-  vom  .">.  Juni  I8.1.').  Minisl.-Krlnsj^  \ou\ 
().  Juni   1855. 
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Thäliakc'it,  Gewandtheit  und  muthi&e  Ausdauer  ihrer  Leitun«-  nach- 
gerade  zu  einem  so  wichtigen  Factor  des  r)sterreichischen  Seehandels 
emporgeschwungen,  dass  ihr  dauernder  Bestand  und  ihre  den  wach- 
senden Bedürfnissen  angepasste  Entwickhuig  zur  unerlässlichen 
Bediniiuno;  des  Gedeihens  des  österreicliisehen  Seehandels  sich  sie- 
staltet  hat.  Seit  einem  Jahrzehende  ist  in  der  Betreibung  des  See- 
handels eine  wesentliche  Aenderung  vor  sich  gegangen.  Die 
Dampfschiffahrt,  früher  zunächst  auf  den  Personen -Transport  be- 
rechnet, hat  seit  der  allgemein  gewordenen  Einführung  der  Schrau- 
bendampfer den  Transport  der  werthvollen  Gegenstände  des  See- 
verkehrt'S  fast  ausschliesslich  an  sich  gezogen,  und  nimmt  bereits 
einen  her \orra senden,  immer  griKSserer  Ausbreituns;  ento-eo-enoehen- 
den  Antheil  an  dem  Verkehre  aller  dem  Welthandel  eröffneten 
Seeplätze.  Dem  österreichischen  Lloyd  ist  es  zu  danken,  dass 
dieser  Aufschwung  sich  auch  in  den  österreichischen  Seehäfen  be- 
merkbar gemacht  hat,  und  obwohl  nicht  sämmtliche  Vortheile, 
welche  den  Handels -Operationen  zunächst  mit  jenen  Ländern,  mit 
denen  keine  oder  nur  eine  sehr  erschwerte  Verbindung  zu  Lande 
besteht,  durch  die  beschleunigte  Communication  mittelst  der  regel- 
mässigen Dampf  bootfahrten  zugehen,  sich  ziffermässig  ausdrücken 
lassen,  so  deuten  doch  auch  schon  die  in  Zahlen  nachweisbaren 
Ergebnisse  auf  die  zunehmende  Wichtigkeit  des  durch  den  öster- 
reichischen Lloyd  vermittelten  Verkehres  in  Vergleichung  zu  dem 
durch  die  Scgelschifffahrt  bewerkstelligten  bin.  Im  Durchschnitte 
der  Jahre  1844 — 1846  umfassteu  die  in  Triest  eingelaufenen  Segel- 
Schiffe  436.000  Tonnen,  und  die  daselbst  einaelaufenen  Llovd- 
Dann)fer  49.800  Tonnen;  im  Jahre  1855  war  die  Tonnenzahl  der  ein- 
gelaufenen Segelschifle  auf  555.791  Tonnen,  jene  der  Lloyd-Dampfer 
auf  200.074  Tonnen  gestiegen,  wornach  sich  ihr  Antheil  an  der 
gesammten  Schifffahrtsbewegung  jenes  Hafens  von  dem  zehnten 
auf  nahezu  den  vierten  Theil  erhoben  hatte.  Noch  auffallender 
tritt  diese  P]ntwicklnng  in  den  Vordergrund,  wenn  man  bloss  die 
Bewegung  der  österreichischen  in  Triest  eingelnufenen  Schiffe  in's 
Auge  fasst;  denn  wäin'cnd  in  den  erwähnten  Epochen  die  Bewe- 
gung der  österreichischen  Segelschifle  sich  nur  von  325.000  auf 
338.0(K)  Tonnen  vermehrte,  stieg  die  Bewegimg  der  (jsterreichischen 
(Lloyd-)  Dampfschiffe  \(»u  50.(KK»  auf  'ifMMMIO  Tonnen,  wornach 
fast  die  ticsammte  Vermehrunii  der  einheimischen  Schiiffahrts- 
Bewegung  dem  ("isterreichischen  IJoyd  yiificl. 
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S-   13. 

11.     Comni  unicatioiis- Anstalten  (Eisenbahnen). 

Die  Ausbreitung  der  Eisenbahnen,  oder  richtiger  die 
Verbindung  der  einzehien  Linien  zu  einem  grossen  ganz 
Mittel-Europa  umfassenden  Eisenbahnnetze,  bereitet  eine  to- 
tale Umwälzung  der  Verkehrsverhällnisse  vor,  und  hat  die- 
selbe zum  Theile  bereits  herbeigeführt.  Es  ^var  eine  glück- 
liche Fügung  für  Oesterreich,  dass  sein  gewaltiger  innerer 
Aufschwung  mit  dieser  Bildung  des  Schienenverkehrs  zu- 
sammenfiel. 

In  Oesterreich  wurde  die  erste  Eisenbahn  des  Continents 
(1825 — 1832)  erbaut,  die  Pferdebahn  von  Budweis  nach  Linz. 
Wenige  Jahre  nachher  traten  Privat-Gesellschaften  zusammen, 
welche  den  grossartigen  Bau  der  Kaiser-Ferdinands-Nord  bahn 
und  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  unternahmen;  diese  beiden 
Bahnen  gehen  von  Wien ,  dem  Central-Puncte  der  Monarchie, 
aus,  und  bildeten  den  ersten  Stamm  des  österreichischen 
Eisenbahpnetzes.  Ein  eigentliches  System  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  aber  wurde  zuerst  durch  die  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  19.  December  1841  begründet,  welche 
die  österreichischen  Staats  bahnen  ins  Leben  rief  und  zu- 
gleich die  Hauptrichtungen  derselben  nach  Norden,  Süden, 
Südwesten  und  Osten  (damals  noch  mit  Ausschluss  der  ungri- 
schen  Länder)  vorzeichnete.  Durch  diesen  ewig  denkwürdigen 
Beschluss  beurkundete  Oesterreich,  dass  es  unter  den  grös- 
seren Staaten  zuerst  die  Nothwendigkeit  erkannte,  das  neue 
grossartige  Veikehrsmittel  unter  den  unmittelbaren  Einfluss 
der  Staatsverwaltung:  zu  stellen.  Wenn  auch  bei  der  Fest- 
Setzung  jenes  Sj'stems  bereits  Rücksicht  auf  die  Ricliliing 
des  Welthandels  von  der  Nordsee  nach  dem  ad  riatischen 
Meere  genommen  wurde,  so  fusste  das  Syslem  dennoch  haupt- 
sächlich auf  dem  Grundsatze,  die  einzelnen  Theile  des  Rei- 
ches   einander   näher   zu    bringen    und    alle    enger    mit    der 
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Haupt-  und  Residenzstadt  zu  verbinden.  Diese  Rücksiclit 
war  die  wichtigste,  sie  lag  zunächst  und  konnte  anfänglich 
bei  dem  damals  noch  sporadischen  Bestände  isolirter  Eisen- 
bahnstrecken in  den  Nachbarländern  allein  maassgebend 
sein. 

Das  System  wurde  rasch  und  so  kräftig  durchgeführt, 
als  es  die  von  der  Finanz- Verwaltung  verfügbar  gemachten 
Mittel  zuliessen;  es  wurde  aber  auch  äusserlich  durch  den 
üebergang  mehrerer  Privat-Bahnen  in  das  Staatseigenthum 
vervollständigt.  Gleichwie  nämlich  die  durch  Beengung  des 
Geldmarktes  bedrängte  ökonomische  Lage  der  grossen  Privat- 
Bahnen  die  nächste  Veranlassung  zu  dem  Beschlüsse  der 
Erbauung  der  Staatsbahnen,  welche,  an  die  ersteren  an- 
knüpfend, deren  Ertrag  bedeutend  erhöhen  mussten,  darge- 
boten hatte,  so  wurde  ihnen  auch  in  der  späteren  Zeit  die 
bei  der  Regierung  nachgesuchte  Unterstützung  flnd  Hülfe 
ertheilt.  Diess  geschah  zuerst  durch  die  Creirung  eines 
Staatsfondes  von  25  Millionen  Gulden,  aus  dessen  Mitteln 
Actien  der  Privat-Bahnen  gekauft  wurden,  um  das  Sinken 
ihres  Preises  unter  den  wahren  Werth  zu  hindern.  Als 
hierauf,  unmittelbar  nach  den  durch  die  Revolution  herbei- 
geführten Erschütterungen  der  ökonomischen  Zustände,  die 
Privat-Bahnen  sich  ausser  Stande  sahen ,  die  noch  zu  er- 
bauenden Strecken  zu  vollenden  oder  den  Betrieb  auf  den 
vollendeten  Bahnen  mit  Vortheil  zu  betreiben,  boten  sie  ihr 
Eigenthum  der  Regierung  zur  Abtretung  an  ,  worauf  letztere 
einzugehen  sich  um  so  eher  veranlasst  finden  konnte,  als 
sie  sich  durch  die  Operationen  jenes  Sta.atsfondes  bereits  im 
Besitze  eines  grossen  Theiles  der  Actien  der  bezüglichen 
Bahnen  befand.  Auf  diese  Weise  gelangte  die  Staatsverwal- 
tung in  den  Besitz  der  Krakau-oberschlesischcn,  der  ungii- 
sclien  Central-Bahn,  der  Mailand-Corner  und  der  lonibardisch- 
venezianischen  Ferdinands-Bahn,  worauf  bald  auch  die  Er- 
werbune;  der  die  p]ndstrecke   der  südlichen  Staats-Eisenbahn 
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bildenden  Wien-Gloggnitzer  und  der  Wiener-Neustadt-Oeden- 
burger  Bahn  folgte.  Insoweit  jene  Bahnen  noch  unvollendet 
waren ,  wurde  der  Weiterbau  in  energischen  Angriff  genom- 
men und  zum  grossen  Theile  auch  zu  Ende  geführt. 

Obgleich  hierdurch  das  österreichische  Eisenbahn-System 
eine  nicht  unbeträchtliche  Ausdehnung  erliielt,  war  trotzdem 
die  Lage  Oesterreich's  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  eine  un- 
günstige geworden,  und  drohte  sich  immer  misslicher  zu  ge- 
stalten, wenn  nicht  durch  kräftige  Maassnahmen  der  Staats- 
Verwaltung  dieser  Zustand  baldigst  zum  Besseren  gewendet 
worden  wäre.  Das  Ausland,  namentlicli  das  benachbarte 
Nord-Deutschland,  hatte  Oesterreich  durch  die  dort  gemach- 
ten Fortschritte  des  Eiseubahnbaues  bedeutend  überholt,  und 
die  Frage  des  rascheren  Fortbaues  war  nicht  mehr  eine  Frage 
der  Nützlichkeit,  sondern  eine  Frage  der  Nothwendigkeit 
geworden,  die  eine  rasche  und  günstige  Lösung  erforderte, 
sollte  nicht  der  Staat  von  schweren,  später  kaum  wiedei' 
gut  zu  machenden  Nachtheilen  betroffen  werden.  Die  Ur- 
sachen dieses  Zurückbleibens  Oesterreich's  in  dem  friedlichen 
Wettkampfe  der  Ausbreitung  der  Verkehrslinien  lagen  nahe. 
Es  war  der  Finanz-Verwaltung  nicht  möglich ,  grössere  Sum- 
men als  die  verausgabten  für  den  Bau  der  Staats-Eisenbahnen 
aufzubringen-  die  gewaltige  Erschütterung  der  Revolutious- 
Epoche  war  gleichfalls  nicht  geeignet,  den  Eiseubahnbau  zu 
fördern.  Die  hauptsächlichste  Ursache  des  Zurückbleibens 
lag  aber  darin,  dass  während  dieser  Periode  die  Privat-Thätig- 
keit  nicht  mit  jener  der  Staatsverwaltung  zusammenwirkte 
und  sonach  letzterer,  bei  äusserer  Beschränkung  ihrer  Mittel, 
die  Förderung  des  Eisenbahnbaues  allein  überlassen  blieb. 
Die  Privat-Speculation  ward  durch  eine  Allerhi)chste  Ent- 
Schliessung  vom  10.  Juli  1845  ferne  gehalten,  welche  an- 
ordnete, dass  l)is  zum  Jahre  1850  keine  Concession  zu  neuen 
Privat-Bahnen  ertheilt  werden  sollte,  wornach  sich  die  Piiva(- 
Tliätigkeit  während    dieses   Zeitraumes   auf  den    theilweiseu 
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Weiterbau  der  bereits  Iriilier  coilcessionirten  Linien  rediicirte. 
Aber  selbst  nach   Verlauf  jenes  Zeitraumes    betheiligte  sich 
die  Privat-Thätigkeit  nur  in  untergeordneter  Weise  bei  dem 
Baue  neuer  Eisenbahnlinien,  wohl  zunächst  darum,  weil  die 
bestehenden  Coucessions-Gesetze  der  Speculation  ungünstigere 
Bedingungen  und  somit  weniger  Raum  darboten,  als  ander- 
wärts   der   Fall    war.      Da    erkannte    die   Staatsverwaltung, 
dass  die  Zeit  gekommen  war,  wo  jedes  Hemmniss  mit  kräf- 
tiger Hand  beseitiget,  wo  ein  den  vorhandenen  Bedürfnissen 
entsprechendes   vollständigeres   Eisenbahnnetz    entworfen 
und    der  Ausbau  der  Bahnen   innerhalb    desselben   in    aller 
Weise  gefVirdert  werden  musste.     Diese  Bedürfnisse  entstan- 
den theils  aus  der  inneren  Lage  des  Reiches,  theils  aus  den 
Beziehungen    zu    den    Nachbarländern.      Die    Osthälfte    des 
Reiches  war  in  den  engsten  Verband  mit  den  übrigen  Kron- 
ländern   getreten,    und    dadurch    die    der   Cultur    und    dem 
Wohlstande    nicht    minder    als    der  Machtstellung    und    der 
Staatssicherheit    so    förderliche    Central isation    der    obersten 
Verwaltung   durchgeführt   worden.     Diese   Länder    der  Ost- 
hälfte   verlangten    aber    der  Wohlthaten    der    Centralisation 
und  der  Cultur,  namentlich  der  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel,  theilhaftig  zu  werden,    und  hatten    ein   um    so  grös- 
seres Recht  darauf,  als  in   dieser  Beziehung  während  ihrer 
Sonderstellung  fast  nichts   geschehen  war,   als   ihre  Frucht- 
barkeit   und   sonstigen  Hülfsquellen    nur   der  Aufschliessung 
bedürfen,    um  reichlichen  Ertrag  zu  gewäin-en,    und   als  sie 
zu  der  Tragung  der  Staatslasten  mehr  als  früher  beigezogen 
wurden.     Bei  dem   grossen   Mangel   an  Verkciu'smitteln  und 
bei  der  im  fruchtbaren  mittleren  und  siidliciien  Theile  jener 
Länder  vorkommenden  Kostspieligkeit  der  Anlage  von  Land- 
strassen wegen  mangelnden  Materials  ist  aber  die  Erbauung 
von    Eisenbahnen    das    einzige    und    sicherste    Mittel,    den 
Wohlstand   zu   wecken.     Doch    auch    die   anderen    Kronlän- 
der bedurften    nicht    minder   eines   erweiterten   Systems   der 
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Eisenbahnen.  Es  ist  eine  durch  die  Erfahrung  bewälirte  That- 
sache,  dass  die  Gebiete,  durch  welche  Eisenbahnen  zielien, 
rasch  aufblühen  und  dass  der  Werth  des  Bodens  und  der 
Arbeit  daselbst  bedeutend  steigt,  und  mindestens  unter  den 
producirenden  Classen  die  Wohlhabenheit  zunimmt,  während 
die  von  den  Eisenbahnlinien  entfernten  Länderstrecken  der 
Verarmung  entgegen  gehen.  Die  gestiegenen  Staatsausgaber 
erheischen  eine  Vermehrung  der  Einnahmen,  welche  nach- 
haltig wieder  nur  durch  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  des 
Volkes  erzielt  werden  kann.  Hierfür  aber  gibt  es  kein  bes- 
seres Mittel  als  die  Belebung  der  Industrie  und  des  Handels 
und  sohin  auch  der  Landwirthscliaft,  welche  wieder  heuti- 
gen Tages  zunächst  durch  wohlfeile  und  beschleunigte  Com- 
munications-Mittel  —  Eisenbahnen  und  Dampfschifffahrt  — 
bedingt  ist. 

Wenn  aber  auch  die  Eisenbahnen  nicht  die  angedeuteten 
unschätzbaren  Vortheile  für  den  Staat  darböten,  so  müsste  eine 
weise  und  vorschauende  Regierung  sich  zu  dem  Baue  oder  zur 
Förderung  desselben  entschliessen ,  sobald  die  übrigen  (na- 
mentlich die  benachbarten)  Staaten  in  der  Anlage  derselben 
rasch  vorangehen.  Geschähe  dieses  nicht,  würde  im  Falle 
eines  Krieges  der  Kriegsschauplatz  jedesmal  in  das  Inland 
verlegt  werden ,  da  die  feindlichen  Heere  rascher  an  die 
Staatsgränze  vordringen  könnten ,  als  die  österreichischen  an 
die  jenseitige;  ferner  würde  der  Welthandel  in  andere  Bah- 
nen geleitet  werden,  und  bekanntlich  lässt  sich  dieser  nicht 
leicht  in  die  frühere  Richtung  zurückführen ,  wenn  er  ein- 
mal eine  neue  eingeschlagen  hat. 

Stand  der  Entschluss  fest,  im  Baue  der  Eisenbahnen 
das  Versäumte  nachzuholen  und  thatkräftig  den  Fortbau  zu 
betreiben,  so  war  unter  den  obwaltenden  Umständen  zweier- 
lei- erforderlich.  Es  nuisste  eine  Reform  der  bestehenden 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  Concessions-Ertheilung  für 
Privat-Eisenbahnen  stattündcn,  und  ein  Eisenbahnnetz  für  den 
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gesaminten  Kaiserstaat  eutworlen  werden,  welches  allen  hier- 
bei in  Betracht  kommenden  Anforderungen  genügte  und  den 
Unternehmungslustigen  die  Linien  bezeichnete,  auf  deren 
Ausbau  sie  ihre  Speculation  richten  konnten.  Das  erste  ge- 
schah, indem  durch  das  neue  Concessions-Gesetz  vom 
14.  September  1854  die  bis  dahin  vorgeschriebenen  weit- 
läufigen Förmlichkeiten ,  welche  bei  Erlangung  einer  solchen 
Concession  beobachtet  werden  mussten,  bedeutend  verein- 
facht und  abgekürzt  wurden ,  indem  das  Maximum  der  Con- 
cessions-Dauer  von  50  auf  90  Jahre  hinausgerückt,  und  den 
Privaten  die  Aussicht  auf  eine  sicherere  und  lohnendere  Be- 
triebsrente, bei  wichtigen  Linien  selbst  durch  eine  Zinsen- 
Gewährleistung  oder  sonstige  Betheiligung  der  Staatsverwal- 
tung, eröffnet  ward.  Hierbei  konnte  letztere  sich  zugleich 
den  gehörigen  Einfluss  auf  die  Feststellung  der  Tarife  wah- 
ren, welcher  nothwendig  ist,  um  das  Interesse  des  Ver- 
kehres gegen  allfäliige  Uebergriffe  der  Privat-Speculation  der 
Eisenbahn-Gesellschaften  sicher  zu  stellen. 

Unmittelbar  hierauf  (10.  November  1854)  erfolgte  die 
Bekanntmachung  des  Allerhöchst  genehmigten  Eisenbahn- 
netzes für  die  Monarchie.  Bei  der  Entwerfung  desselben 
ging  man  von  dem  Grundsatze  aus,  nicht  nur  alle  Kron- 
länder, je  nach  ihren  Bedürfnissen,  möglichst  gleichmässig 
zu  bedenken,  sondern  auch  im  Allgemeinen  jene  Zwecke, 
welche  durch  die  Anlage  der  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Staates  und  des  Volkshaushaltes  verfolgt  werden  sollen,  zu 
erreichen.  Sonach  wurden  dabei  die  strategischen ,  die  ad- 
ministrativen, die  Handels-  und  die  industriellen  Bedürfnisse 
erwogen,  und  in  Folge  dessen  ein  System  von  Bahnlinien 
zusammengestellt,  welche  die  gesammten  Kronländer  nach 
allen  Richtungen  durchkreuzen,  und,  an  die  auswärtigen 
Bahnen  anknüpfend,  ihren  Mittel-  und  Schwerpunct  in  der 
Reichshauptstadt  finden. 

Ueberraschend  und  alle  Erwartungen  übersteigend  waren 
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die  uiiniittelbareii  Foljien  diespi-  Verlugiiiigen  der  Regierung. 
Denn  noch  waren  kaum  zwei  Jahre  seit  der  Bekanntuiaeluing 
derselben  verflossen,  und  sclion  waren  in  dieser  kurzen  Zeit 
fast  alle  in  dem  entworfenen  Eisenbahnnetze  enthaltenen 
32  neuen  Linien  mit  einer  Gesammtlänge  von  744  Meilen 
(wozu  überdiess  mehrere  neue  Linien  kamen)  bis  Ende  des 
Jahres  1856  behufs  ihrer  Anlage  in  Verhandlung  gelangt, 
und  zum  Theile  selbst  in  BauangrifT  genommen ,  so  dass 
gegenwärtig  677  Meilen  Eisenbahnen  bereits  im  Betriebe 
oder  doch  im  Baue  stehen ,  559  Meilen  definitiv  conces- 
sionirt  '  sind  und  für  328 ''2  Meile  die  vorläufige  Concession 
erfolgt  ist  oder  vom  Staate  die  Projecte  A^orbereitet  werden. 
Die  Gesammtsumme  der  Eisenbahnen,  deren  Ausführung  in 
Oesterreich  gegenwärtig  bewerkstelliget  ist  oder  beabsichtigt 
wird,  beträgt  demnach  nicht  weniger  als  1.564'/^  Meile-, 
während  im  Beginne  des  Jahres  1854  die  Länge  der  im  Be- 
triebe befindlichen  324,  der  im  Baue  begriffenen  131,  jene 
der  in  Vorbereitung  stehenden  69  und  die  Gesammtlänge 
der  österreichischen  Eisenbahnen  524  Meilen  ausmachte.  Von 
den  fast  900  Meilen  neu  projectirter  und  definitiv  oder  vor- 
läufig concessionirtei' Eisenhahnen  können  450  Meilen ,  somit 
genau  die  Hälfte,  als  für  den  Bau  bereits  gesichert  ange- 
sehen werden,  während  bei  anderen  diess  in  nächster  Zu- 
kunft erfolgen  dürfte.  Hierbei  sind  aber  weder  die  bereits 
im  Betriebe  stehenden  485  Meilen,  noch  die  im  Baue  be- 
gonnenen 192  Meilen,  sowie  die  von  der  Staatsverwaltung 
dafür   vorbereiteten    65    Meilen    mitgerechnet,    so    dass    die 

'  Hiervon  erhielten  bereits  die  definitive  Allerhöchste  Concession  521 
Meilen ;  für  die  übrigen  38  Meilen  sind  die  Verhandlungen  geschlossen, 
und  es  wird  nur  noch  der  Allerhöchsten  Genehmigiuig  des  Ergebnisses 
derselben  entgegengesehen,  welche  demnächst  erlulgeii  dürfte. 

^  Hierzu  kommen  noch  jene  projectirte  Bahn -Unternehmungen,  für 
welche  die  vorläufige  Concession  bereits  angesucht  aber  noch  nicht  ertheilt 
worden  ist,  die  nach  Abreciniung  .der  mit  andern  bereits  concessionirten 
Bahnen  zusammenfallenden  Strecken  eine  Länge  von  238  Meilen  umfassen. 
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Gesamnitlieit  dieser  Linien  ihrer  Lauge  iiucli  nahezu  ausreielit, 
(las  ganze  Eisenbahnnetz,  wie  es  ursprünglich  entworfen  und 
später  vervollständigt  wurde,  auszufüllen.  Bei  den  für  die 
voraussichtliche  Rentabilität  dieser  Bahnen  so  nngemein 
günstigen  Umständen  wird  der  Ausbau  derselben  nur  durch 
die  Möglichkeit,  die  ausserordentlich  bedeutenden  hierfür  er- 
forderlichen Geldmittel  aufzubringen,  innerhalb  bestimmter 
Gränzen  gehalten  werden. 

Dem  angenommenen  Grundsatze,  derPrivat-Thätigkeit  bei 
der  Anlage  und  dem  Betriebe  der  Elsenbahnen  den  freiesten 
Spielraum  zu  lassen,  entsprechend,  wurden  in  der  neuesten 
Zeit  mehrere  zum  Theil  bereits  eröffnete,  zum  Theil  noch 
im  Baue  begriffene  Staatsbahnen  an  Privat-Gesellschaften  über- 
lassen. So  übernahm  die  österreichische  Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft  im  Beginne  des  Jahres  1855  den  Betrieb  der  nörd- 
lichen und  der  südöstlichen ,  sowie  der  Banater  Montan-Eisen- 
hahn,  mit  der  Verpflichtung,  die  südöstliche  Staatsbahn  mit- 
telst einer  Anknüpfung  an  die  Montan-Bahn  bis  an  die  Donau 
unweit  der  türkischen  Gränze  zu  führen.  Li  Folge  eines 
mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  17.  April  1856 
genehmigten  Vertrages  wurde  die  lombardisch-venezianische 
Staatsbahn  an  eine  andere  Gesellschaft  von  Capitalisten  über- 
geben, welche  sich  verbindlich  machte,  das  dortige  Bahn- 
System,  sowie  die  italienische  Central-Bahn  auszubauen,  und 
ersteres  mit  der  südlichen  Staatsbahn  in  unmittelbare  Ver- 
bindung zu  bringen.  Ebenso  ist  weiterhin  die  Ueberlassung 
der  Staats-Eisenbahnstrecke  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Grosswardein  an  die  Theiss-Bahngesellschaft,  welche  ein 
vollständiges  Eisenbahn-System  im  östlichen  Ungern  auszufüh- 
ren beabsichtigt,  erfolgt.  Eine  gleichartige  Uebertragung  an 
die  Gesellschaft  der  Kaiser-Fcrdinands-Nordbahn  bezüglich  der 
östlichen  Staatsbahn  lag  in  der  Allerhöchsten  Entschlies- 
sung vom  8.  Januar  1857.  Bei  dieser  verpflichtete  sicji 
die    erwähnte    Gesellschaft,   die    Bahn    un verweilt   bis   nach 
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Przemysl  auszubauen,  wo  eine  an  galizische  Grundbesitzer 
und  deren  Genossen  concessionirte  Eisenbahn  an  dieselbe 
anknüpfen  sollte,  durch  welche  das  galizische  Eisenbahn- 
System  seine  Vervollständigung  vermittelst  der  Verlängerung 
der  Linie  nach  Lemberg  und  von  da  einerseits  bis  an  die 
russische  Gränze  jenseits  von  Brody  und  andererseits  über 
Czernowütz  bis  an  die  moldauische  Gränze  finden  wird.  Fer- 
ner steht  in  naher  Aussicht,  dass  die  Staats-Eisenbahnstrecke, 
welche,  bei  Steinbrück  sich  von  der  südlichen  Staatsbahn 
abzweigend,  nach  Agram  gebaut  wird,  einer  Gesellschaft 
von  Grundbesitzern  und  Capitalisten  zum  Behuf  ihrer  Weiter- 
führung nach  Sissek  uud  eventuell  nach  Karlstadt  (und  Vuko- 
vär)  übergeben  wird,  wie  auch  eine  andere  Gesellschaft  von 
Capitalisten  sich  um  die  Ueberlassung  der  im  Baue  begrif- 
fenen Staats-Eisenl)ahnstrecken  von  Verona  nach  Botzen  und 
von  der  bairischen  Gränze  bei  Kufstein  nach  Innsbruck  be- 
wirbt und  dabei  die  Verbindung  derselben  duich  eine  von 
Innsbruck  nach  Botzen  anzulegende  Eisenbahn  zu  bewerk- 
stelligen sich  erbietet.  Durch  diesen  Uebergang  von  Staats- 
Bahuen  in  Privat -Hände  wird  nicht  nur  ein  beschleunigter 
Ausbau  dieser  Bahnen  herbeigeführt,  die  einheimische  In- 
telligenz und  Erfahrung  durch  die  fremde  verstärkt,  sondern 
es  wird  durch  die  zu  fliessenden  auswärtigen  Capitalien  auch 
(]er  Stand  des  inländisclien  Geldmarktes  verbessert  und  der 
Staatsverwaltung  das  Mittel  geboten ,  den  Ausbau  der  Bahnen 
auf  den  ihr  vorbehaltenen  Linien  desto  rascher  zu  betreiben, 
wodurch  der  National -Wohlstand  in  allen  Richtungen  gefördert 
wird.  Hiermit  aber  ist  der  Anstoss  zu  einer  Entwicklunu 
der  volkswirthschaftlichen  Zustände  gegeben,  deren  Folgen 
schon  in  dem  kurzen  seither  verflossenen  Zeiträume  alle  Er- 
wartungen überstiegen,  deren  Endergebnisse  aber  sich  jeder 
Berechmnig  entziehen,  wenn  gleich  ein  dadurch  herbeizu- 
führender gänzlicher  Umsciiwung  aller  ökonomischen  Ver- 
liältnisse  Oesterreich's  schonjetzt  in  Aussichl  gestellt  werden 
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kann.  Denn  wenn  schon  die  verbesserten  Commnnictttions 
Mittel,  insbesondere  die  Eisenbahnen,  überliaupt  geeignet 
sind,  das  Gedeihen  der  Gewerbsthätigkeit  und  des  Handels 
mächtig  zu  lordern.  so  ist  der  durch  sie  herbeigeführte  Auf- 
schwung doch  in  jenen  Ländern  am  fühlbarsten,  in  welchen, 
wie  in  Oesterreich,  der  Hauptreichthum  durch  die  Bodenpro- 
duction  (da  diese  nur  bei  der  Möglichkeit  eines  massen- 
haften Transportes  zur  höchsten  Blütlie  gelangen  kann)  ge- 
bildet wird,  namentlich  wenn  es  in  diesen  Ländern,  wie  in 
Ungern,  selbst  an  den  gewöhnlichen  Strassen  gebricht. 

Das  Eisenbahnwesen  erhielt  jedoch  nicht  allein  eine 
überraschend  schnell  anwachsende  äussere  Entwicklung  in 
Oesterreich;  die  Fortschritte,  welche  hier  während  der  letz- 
ten Jahre  in  der  Technik  des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes 
gemacht  wurden,  sind  noch  erheblicher,  und  reichen  jeden- 
falls mit  ihren  Folgen  weit  über  die  Gränzen  des  Reiches. 
Es  sind  namentlich  die  Staats-I]isenbahnbauten  in  dem  engen 
Delile  der  Save  nächst  Steinbrück,  am  Semmering  nächst 
Gloggnitz  und  ganz  neuerlich  am  Karst  in  der  Nähe  von 
Triest,  welche  nicht  nur  die  grossartigsten  Constructionen 
in  ungewöhnlicher  Ausdehnung  aufzuweisen  haben,  sondern 
welche  auch  bisher  für  unbesiegbar  gehaltene  Schwierig- 
keiten glücklich  besiegten,  und  einen  Triumph  der  Wissen- 
schaft über  die  spröden  Naturkräfte  begründen.  Die  süd- 
liche Staatsbahn  übersteigt  die  Alpen  zweimal,  zuerst  die 
Central- Alpenkette  am  Semmering,  wo  die  Eisenbahn  in  einer 
Entwicklung;  von  nur  vier  Meilen  eine  Höhe  von  L4(J0  Fuss 
erklimmt,  sodann  überwältigt  sie  die  julischen  Alpen  in  ihrer 
Ausbreitung  von  Laibach  bis  Triest.  Insbesondere  bildet  die 
Semmering -Bahn,  der  fast  von  allen  Kisenbahn -Technikern 
Europas  besuchte  Zielpunct  ihre;-  Wanderungen,  eine  bei- 
nahe ununterbrochene  fortlaufende  Reihe  von  Kunstbauten 
jeglicher  Art;  fünfzehn  Tunnels,  wovon  der  Haupttunnel  in 
der  Ausdehnung  einer  englischen  Meile  von  Oesterreich  nach 
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.Steiermark  reicht,  grossartige,  ziini  Tiieil  aiis  zwei  Stuck- 
werken bestehende  Viaducte  zur  Uebersetzung  steiler  Ab- 
gründe, tiefe  Felseneinschnitte,  vorzüglich  aber  die  bis  da- 
hin noch  nirgends  vorgekommene  gleichzeitige  Bewältigung 
der  drei  bedeutendsten  Schwierigkeiten,  nämlich  die  grösste 
bisher  angewendete  Steigung  von  1  :  40,  verbunden  mit  der 
stärksten  Krümmung  von  100  Klaftern  Radius,  und  dieses 
Alles  auf  einem  schlank  in  die  Lüfte  ragenden  Viaducte  — 
bilden  für  den  Sachkundigen  den  Gegenstand  der  Bewun- 
derung. Der  Vorstand  der  k.  k.  Central-Direction  für  Eisen- 
bahnbauten,  Ministerial-Rath  von  Ghega,  welcher,  unbeirrt 
durch  die  seinem  Entwürfe  entgegengesetzten  Beurtheilungen, 
den  Bau  der  Semmering-  und  der  Karst-Bahn  durchführte,  er- 
warb sich  dadurch  vollen  Anspruch  auf  die  ihm  allseitig  zu 
Theil  gewordene  Anerkennung.  Als  jene  Gebirgsbahn  ihrer 
Vollendung  entgegen  ging  und  man  für  die  Einleitung  des 
Betriebes  derselben  bedacht  sein  musste,  schrieb  der  Handels- 
Minister  Freiherr  von  Brück  einen  Preis  von  20.000  Ducaten 
für  die  geeignetste  Locomotive  neuer  Construction  aus,  da 
die  bisherigen  stärksten  Locomotive  keine  hinreichende  Zug- 
kraft  auf  jener  steilen  Bahn  ausübten.  Es  bewarben  sich 
vier  Locomotiv-Fabriken  mit  ihren  beigestellten  Loeomotiven 
um  den  Preis,  welcher  auch  einer  derselben,  die  das  Pro- 
gramm erfüllt  hatte,  zuerkannt  wurde.  Gleichwohl  entsprach 
die  Preis -Locomotive  den  Anforderungen  eines  geregelten 
Betriebes  nicht.  Da  gelang  es  dem  k.  k.  technischen  Rathe 
Enger th,  welcher  die  Versuche  mit  jenen  Loeomotiven  ab- 
zuführen hatte,  mit  Benützung  der  hierbei  beobachteten 
Neuerungen  eine  Gebirgs-Locomotive  zu  construiren,  wel- 
che den  Anforderungen  des  Dienstes  auf  dem  Semmering 
vollkommen  entspricht,  sogleich  auch  in  Frankreich,  der 
Schweiz  und  Deutschland ,  insbesondere  bei  Bahnen  mit  star- 
ken Steigungen ,  Eingang  gefunden  hat  und  auf  der  Pariser 
Industrie- Ausstellung     der^  höchsten    Anerkennung    würdig 
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befunden  wurde.  Es  sind  demnach  österreicliische  Ingenieure, 
welche,  und  zwar  durch  ihre  Verwendung  bei  den  gross- 
artigen, von  der  Regierung  unternommenen  Eisenbahnanlagen, 
einen  neuen  und  sehr  belangreichen  Fortschritt  in  der  Tech- 
nik des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes  herbeigeführt  haben. 
Die  in  den  letzten  Jahren  concessionirten  Bahnen  stehen 
noch  im  Beginne  des  Baues,  und  die  Aufbringung  der  hier- 
für erforderlichen  Geldmittel  wird  grossentheils  der  näch- 
sten Zukunft  anheimfallen.  Nichtsdestoweniger  sind  die  bis- 
her für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  in  Oesterreich 
bereits  aufgewendeten  Geldmittel  sehr  bedeutend,  und  na- 
mentlich wurden  in  den  letzten  Jahren  sehr  beträchtliche 
Ausgaben  hierfür  bestritten.  Seit  dem  Beginne  des  Eisen- 
bahnbaues im  Jahre  1825  bis  zu  Ende  des  Jahres  1856 
wurde  für  Eisenbahnzwecke  die  sehr  ansehnliche  Summe 
von  371 '/^  Million  Gulden  verwendet;  hiervon  entfiel  auf  die 
Periode  der  ersten  vier  und  zwanzig  Jahre  bis  Ende  1848 
131 '/j  Million,  und  auf  die  letzten  acht  Jahre  1849—1856 
240 Vj  Million  Gulden.  Den  Hauptantheil  an  diesem  Auf- 
wände nahm  die  Staatsverwaltung  mit  291  Millionen  Gulden, 
wornach  für  die  Privat- Eisenbahnen  nur  noch  die  Summe 
von  80 ',2  Million  erübrigt.  Allerdings  beläuft  sich  die  von 
Privat-Gesellschaften  für  Eisenbahnen  aufgewendete  Gesammt- 
summe  auf  139'/^  Million  Gulden  \  wovon  inzwischen  der 
Betrag  von  58V  Millionen  auf  jene  Privat -Bahnen  entfällt, 
welche  durch  Kauf  von  der  Staatsverwaltung  erworben  wur- 
den. In  der  nächsten  Zukunft  wird  sich  dieses  Verhältniss- 
in  veränderter  Weise  herausstellen,  nachdem  der  grösste 
Theil  der  Staatsbahnen  an  die  Privaten  überlassen  wurde 
oder  demnächst  überlassen  zu   werden  bestimmt  ist;    immer 


'  Mit  Hinzurechiuing  der  von  der  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  und 
von  der  lombardiscli- venezianischen  Eisenbahn -Gesellschaft  in  den  Jahren 
i«55  und  185G  auf  die  concessionirten  Strecken  verwendeten  Summen  von 
VI  Millionen  Gulden  steigert  sich  dieser  BeU-ag  auf  151 ',\  Million  Gulden. 


377 


aber  wird  die  liir  diese  Commuiiicatlons-Mittel  aufgewendete 
Reihe  von  Millionen  wohltliätig  und  neu  belebend  für  den 
Aufschwung  des  Verkehres  wirken ! 

Um  die  während  der  Jahre  1848 — 1857  im  Eisenbahnwesen 
des  Kaiserstaates  erzielten  Fortschritte  übersichtlich  nachzuweisen, 
erscheint  es  angemessen,  vorerst  die  in  diesem  Zeit- Abschnitte 
dem  Verkehre  neu  eröfhieten  Bahnstrecken  aufzuführen,  sohin  die 
in  dem  Umfange  der  Staats-Eisenbahnen  vor  sich  gegangenen  Aen- 
derunsen  zu  erwähnen,  worauf  die  Reformen  in  der  bezüglichen 
(lesetzgebung  und  die  in  Folge  derselben  eingeleiteten  Unternehmun- 
gen zum  Zwecke  von  Eisenbahnbauten  dargestellt  und  die  wichtig- 
sten technischen  Leistungen,  welche  in  diesem  Fache  bewerkstel- 
liget wurden,  besprochen  werden,  woran  sich  eine  Nachweisung 
der  für  den  Bau  von  Elsenbahnen  in  Oesterreich  bisher  veraus- 
gabten Summen  reiht. 

Die  1848—1856  eröffneten  Strecken  gehörten  theils  Privat- 
Bahnen,  theils  den  Staats-Bahnen  an.  Die  Kaiser-Ferdiiiands-Nord- 
l)ahn  (welche  überdiess  in  den  Jahren  1852  und  1853  das  zweite  Geleise 
auf  ihrer  Strecke  von  Gänserndorf  bis  Lundenburg  legte  und  eben 
damit  sich  beschäftigt,  dasselbe  bis  Oderberg  zu  verlängern)  er- 
weiterte ihre  Linien  im  Jahre  1848  um  2^/^  Meile  durch  die  Strecke 
von  Gänserndorf  nach  Marchegg  zum  Anschlüsse  an  die  ungrische 
Central -Bahn  und  um  '  .,  Meile  durch  die  Strecke  von  Oderberg 
an  die  pi'eussische  Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  preussischen 
Bahnen.  Neuerdings  fand  zu  Ende  1855  die  Eröffnung  der  Flügel- 
bahn von  Schönbrunn  nach  Troppau  auf  eine  Strecke  von  4  Meilen 
und  die  Vollendung  der  11  Meilen  langen  Strecke  von  Oderbers; 
nach  Oswiecim  (einschliesslich  der  Flügelbahn  von  Dzieditz  nach 
Biehtz)  zum  Anschlüsse  an  die  östliche  Staatsbahn  Statt,  wovon 
die  Strecke  von  Oderberg  bis  Dzieditz  und  die  Flügell)ahu  von  da 
nach  Bielitz  noch  im  December  1855,  die  Strecke  von  Dzieditz 
nach  Oswiecim  aber  am  1.  März  185(5  dem  Verkehre  übergeben 
wurde.  Von  der  gegenwärtig  der  k.  k.  Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft gehörigen  Wien -Raaber  Bahn  wurde  im  DeeiMnber  1855  die 
Strecke  von  Brück  an  der  Leitha  bis  Raab,  10  iNleilen,  und  im 
August  1856  jene  von  Raab  nach  Neu-Szöny,  5  Meik'u  lang,  dem 
Betriebe  übergeben.  Die  ungrische  Central- Hahn  eriUrnete  im  Jahre 
1848  die  Strecke  von  Marchegg  bis  Pressbnrg  (2'/,  Meile).  Im 
.fahre  184!)  erlblgte  die  Verlängerung  der  von  Mailand  luich  Monza 
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führenden  Bahn  bis  nach  Canierlala  nächst  Conio,  in  einer  Strecke 
von  4'/2  Meile,  sowie  auch  die  lombardisch-venezianische  Ferdinands- 
Bahn  in  demselben  Jahre  um  6  Meilen  von  Vicenza  nach  A^erona 
inid  im  Jahre  1851  um  5  Meilen  von  Verona  nach  Mantua  (wozu 
später  die  Verbindungsbahn  zwischen  den  beiden  Balniiiöfen  von 
Verona  kam),  dann  um  1\^  Meile  von  Mestre  nach  Treviso  ver- 
längert wurde.  Ausserdem  gelangten  noch  mehrere  Kohlenbahnen 
zur  theilweisen  Eröffnung,  wie  die  'a  Meile  lange  Westenholz'sche 
Flüselbahn  von  Dabrowa  nach  Szczakowa.  die  Strecke  von  Tho- 
masroith  nach  Hohenbaumgarten  (1848)  und  von  dort  bis  an  die 
Linz-Salzburger  Landstrasse  nächst  Attnang  (1855),  der  Traunthaler 
Kohlengewerkschaft  gehörig  (P;,  Meilen),  die  l'a  Meile  lange 
Strecke  von  Wollsegg  nach  Breitenschützing  (1854),  dem  Grafen 
St.  Julien  gehörig  (die  letzteren  zwei  Strecken  in  üesterreich  ob 
der  Enns),  die  Bahn  von  der  Eisenbahn -Station  Hrastnik  nächst 
Cilli  bis  zu  den  dortigen  '/a  Meile  entfernten  Kohlengruben  (1849), 
endlich  die  erste  Strecke  der  Fünfkirchen- Mohäcser- Bahn  von  den 
Kohlengruben  (Gesztenyös)  nach  Üszög,  ^/^  Meilen  lang  (1854); 
alle  diese  Kohlenbahnen  werden,  die  letztere  (und  demnächst  die 
Westenholz-sche)  ausgenommen,  mit  Pferden  betrieben.  Die  für 
den  Locomotiv-Betrieb  eingerichtete  Kohlenbahn  von  Kladno  bis  an 
die  Moldau  nächst  Kralup  (2Vj  Meile)  wurde  ebenso  wie  jene  von 
Rossitz  nach  Brunn  (3  Meilen)  im  Jahre  1856  dem  Betriebe  über- 
geben. 

Weit  rascher  erfolgte  der  Ausbau  der  Staats- Eisen  bahnen 
iu  diesem  Zeitabschnitte.  Der  nördlichen  Staatsbahn  wurde  die 
Strecke  von  Brunn  nach  Trübau  (12  Meilen),  wodurch  der  9  Mei- 
len betragende  Umweg  über  Olmütz  erspart  wird,  beigefügt  (1849), 
1111(1  dieselbe  erhielt  ihre  volle  Ausdehnung  durch  die  Verlängerung 
von  Prag  nach  Aussig  (14  Meilen)  im  Jahre  1850  und  von  da  über 
Bodenbach  bis  zur  sächsichen  Gränze  (4'/2  Meile)  im  Jahre  1851. 
Die  südliche  Staats -Eisenbahn  erhielt  im  Jahre  1849  ihre  Ver- 
längerung von  Cilli  nach  Laibach  (11 '/j  Meile),  und  die  Lücke 
zwischen  Gloiicnitz  und  Mürzzuschlag  wurde  durch  die  merkwürdige 
Bahnstrecke,  welche  den  Semmering  übersteigt  (ö'/j  Meile),  aus- 
gelüUt  (1854).  Als  die  ungrische  Central -Bahn  (wie  sogleich  zu 
erwähnen)  an  den  Staat  überging,  bestand  sie  aus  dem  Theilstücke 
von  Marchegg  nach  Pressburg  ('i'^  Meile)  und  der  Strecke  von 
Waitzen  über  Pest  nach  Szolnok  (18  Meilen).  Zur  südöstlichen 
Staats-Eisenbahn   umgewandelt,   wurde   im   Jahre   1850  die   Bahn 
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von  Pressburg  nach  Waitzen  durch  den  Ausbau  der  Zwischenstrecke 
zu  einem  Ganzen  verbunden  (23 '/j  Meile)  und  von  Czegled  aus  im 
Jahre  1853  bis  Felegyhaza  {ly^  Meile)  und  im  Jahre  1854  von  da 
bis  Szegedin  (7'  ^  Meile)  weifer  geführt.  Die  aus  der  ehemaligen 
Krakau-oberschlesischen  Bahn  entstandene  östliche  Staatsbahn 
erhielt  ihre  Verlängerung  von  Krakau  über  Bochnia  und  Tarnow 
nach  Debica  (T5  Meilen)  in  der  Richtung  gegen  Lemberg,  ferner 
ilurch  den  Flüael  von  Trzebinia  nach  Oswiecim  zum  Anschlüsse 
an  die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  (3  Meilen)  \  die  Eröffnung  dieser 
beiden  Bahnstrecken  ist  am  1.  März  1856  erfolgt.  Im  Banate 
wurde  die  zunächst  zur  Verführung  der  Oraviczer  Kohlen  an  die 
Donau  bestimmte  (neuerlich  der  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  über- 
lassene)  Montan -Bahn  von  Oravicza  nach  Basiasch  (8  Meilen) 
erbaut,  und,  nachdem  sie  bereits  seit  1854  für  den  Kohlen-Trans- 
port benützt  wurde,  am  1.  November  1856  dem  Betriebe  vollständig 
übergeben.  Seit  die  lombardisch- venezianische  Ferdinands- 
Bahn  an  den  Staat  abgetreten  worden,  schritt  die  Vervollständigung 
ilirer  Linien  durch  Hinzufügung  der  Strecke  von  Verona  über 
Brescia  nach  Coccaglio  (11  Meilen)  im  Jahre  1854,  und  von  Tre- 
viso  über  Pordenone  nach  Casarsa  (O'/^  Meile)  im  Jahre  1855  be- 
deutend vor. 

Im  Jahre  1857  wurden  auf  den  (bisherigen)  Staats-Eisen- 
bahnen im  Baue  vollendet:  nebst  dem  Theile  der  Wiener 
Verbindungs  -  Bahn  vom  Bahnhofe  der  südlichen  Staats -Eisenbahn 
bis  zum  Hauptzollamte  ('j  Meile),  die  Strecke  von  Laibach  nach 
Triest  (19  Meilen),  fei-ner  die  (an  die  Theiss-Bahngesellschaft  über- 
gegangene) von  Szolnok  nach  Debreczhi  (16  Meilen),  die  an  die 
Staats -Eisenbahn-Gesellschaft  gefallene  und  von  ihr  zum  Ausbau 
übernommene  Strecke  von  Szegedin  nach  Temesvär  (15  Meilen), 
die  auf  Kosten  der  Donau -Dampfschiflfahrts- Gesellschaft  erbaute 
Bahn  von  Üszög  nach  Moliäcs  (7'/^  Meile),  die  Fliigelbahnen  der 
östlichen  Staatsbahn  von  Szczakowa  nach  Jaworzno  (1  Meile)  und 
von  Bierzanow  nach  AVieliczka  ('/.,  Meile),  endlich  die  der  lom- 
bardisch-venezianischen  Gesellschaft  gehörige  Strecke  von  Coccaglio 
über  Bergamo  nach  Treviglio  (6%  Meilen).  Im  Bau  begriffen 
sind:  der  Rest  der  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Hauptzollamte 
bis  zum  Kordbahnhofe  (nahezu  '/a  Meile),  der  Flügel  der  Debrecziner 
Bahn  von  Püspök-Ladany  bis  Grosswardein  (9  Meilen),  die  Fort- 
setzung der  (nunmehr  der  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  geh(')rigen) 
Montan- Biibn  von  Oravicza  nach  Steierdorf  (6  Meilen),   dann   die 
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Verlänueruug  der  östliclien  Staats-Eisenbahii  \on  Di^bica  bis  Rzeszü\v 
(6  MeilenJ,  nebst  der  Flügelbahn  von  Podleze  nach  Niepolomiee 
(Vj  Meile),  die  der  lonibardisch -venezianischen  Gesellschaft  abge- 
tretene Strecke  von  Casarsa  bis  Udine  (4'/,  Meile),  ferner  die  Bahn 
von  Verona  nach  Botzen  (19'/2  Meile),  endlich  jene  von  Innsbruck 
bis  zur  bairischen  Gränze  jenseits  Kufstein  (10  Meilen)  und  die 
Bahn  von  Steinl)rück  bis  Agram  (10  Meilen),  eine  Seitenbahn  der 
südlichen  Staats  -  Eisenbahn ,  welche  an  eine  Privat -Gesellschaft» 
überlassen  wird  und  von  derselben  bis  Karlstadt  und  Sissek,  dann 
nach  Yukovär  weiter  geführt  werden  soll.  Ausserdem  waren  von 
der  Staatsverwaltung  die  Vorarbeiten  für  mehrere  unten  im  De- 
tail zu  erM'ähnenden  Eisenbahnstrecken  begonnen ,  welche  zur  Ver- 
bindung bereits  bestehender  Linien  oder  zur  Verläuüerung  derselben 
bestimmt  sind. 

Von  den  (ursprünglichen)  P  r  i  v  a  t  -  B  a  h  n  e  n  standen  zu  Ende 
November  1857  im  Baue:  die  Verbindungsbahn  von  Temesvar  bis 
an  die  Oravicza-Basiascher  Bahn  bei  Jassenova  (13 '/^  Meile),  der 
Staats-Eisenbahn -Gesellschaft  gehörig,  die  Gratz-Köflacher  Kohlen- 
bahn (5  Meilen),  die  Reichenberg- Zittauer  Bahn  (bis  an  die  Landes- 
gränze  3  Meilen),  die  Reichenberg -Pardubitzer  Baini  (24  Meilen), 
von  M'elcher  die  Strecke  Pardubitz- Josephstadt  mit  S'/j  Meile  schon 
im  Betriebe  steht,  die  Aussig -Teplitzer  Bahn  (2' 2  Meile),  die 
Kaiserin-Elisabeth-Bahn  (Wien-Salzburg,  Wien-Passau,  55  Meilen), 
die  Strecke  der  Kärnthner  Bahn  von  Unter- Drauburg  bis  Klagenfurt 
(10  Meilen)  und  jene  der  Theiss-Bahn  von  Szolnok  bis  Arad 
(18V,  Meilen). 

Eben  so,  wie  der  bedrängte  finanzielle  Zustand,  in  welchem 
sich  die  beiden  grössten  Privat  -  Bahnen ,  die  Nordbahn  und  die 
Wien-Gloggnitzer  Bahn,  zu  VauIv  des  Jahres  1841  befanden,  die 
Veranlassung  darbot,  dass  die  Staatsverwaltung,  in  weiser  Sorgfalt 
für  die  zu  beschleunigende  Vervollständiiiun«'-  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  den  Weiterbau  der  Eisenbahnen  im  Anschlüsse  an 
die  bereits  bestehenden  erwähnten  Privat -Bahnen  in  die  eigene 
Hand  zu  nehmen  beschloss,  wodurch  zugleich  der  Ertrag  jener 
Privat- Bahnen  gesteigert  und  deren  ökonomische  Lage  verbessert 
werden  musste,  bahnte  ein  ähnlicher  Zustand  itn  Jahre  1847  den 
AVeg  zu  dem  nachiolgenden  Ankaufe  der  meisten  grösseren  Privat- 
Bahnen  von  Seite  der  Staatsverwaltung.  Um  der  Entwerthung  der 
Actien  der  Privat-Hahnen  vorzubeugen  und  deren  (tkonomische  Ver- 
liällnissc  zu   consolidiren,   hatte   die   Staatsverwaltung    beschlossen. 
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«'iiK'ii  Füud  vertiigUar  /,ii  machen,  und  mittelst  desselhen  die  Actieii 
der  grösseren  Baiinen  nach  ihrem  wahren  (durch  den  Reinertrag 
nachgewiesenen)  Werthe  einzulösen.  Auf  diese  Weise  hatte  die 
Staatsverwaltung  zu  Ende  1848  einen  Betrag  von  nahe  an  26  Mil- 
lionen Gulden  vei-wendet,  wofür  sie  40.004  Stück  Aetien  der  ungri- 
schen  Central -Bahn,  30.056  Stück  der  lombardisch -venezianischen 
Ferdinands- Bahn  und  11.781  Aetien  der  Wien-Gk)ggnitzer  Bahn 
angekauft  hatte,  nebst  2.771  Stück  Aetien  der  Oedenburg- Wien- 
Neustädter  Bahn,  welche  sieh  im  Besitze  der  Depositen- Gasse  des 
Tilgunssfondes  befanden.  Die  Folgen  der  Revolution  halten  sich 
besonders  in  jenen  Ländern  fidilbar  gemacht,  welche  der  unmittel- 
bare Schauplatz  dersell)en  gewesen  waren,  wodurch  auch  der 
Weiterbau  der  in  der  Ausführung  begriffenen  Eisenbahnen  daselbst 
in  das  Stocken  gerieth.  Die  Gesellschaften  wendeten  sieh  desshalb 
an  die  Regierung  um  Abhilfe,  welche  in  der  für  den  allgemeinen 
Verkehr  zusagendsten  Weise  dadurch  erfolgte,  dass  die  Regierung 
die  ihnen  oehörigen  meist  unvollendeten  Bahnen  ablöste  und  den 
Weiterbau,  bezüglich  die  Vollendung  derselben,  in  energischen  An- 
griff nahm.  Die  Durchführung  dieses  Beschlusses  wurde  der  Re- 
gierung dadurch  wesentlich  erleichtert ,  dass  sie  sich ,  wie  erwähnt, 
bereits  im  Besitze  eines  grossen  Theiles  der  Aetien  der  erwähnten 
Bahnen  befand,  und  sonach  nur  jenen  Theil,  welcher  sich  noch  in 
den  Händen  der  Privat- Besitzer  befand,  einzulösen  hatte.  Hierdurch 
wurde  der  Zweck  vollständig  erreicht,  die  Vollendung  jener  für 
den  Verkehr  so  wichtigen  Bahnen  sicher  zu  stellen  und  zu  be- 
schleunigen, -wofür  den  Gesellschaften  in  Folge  der  Zeitumstände 
die  Mittel  abgingen.  Aus  einem  andern  Grunde  ward  die  im 
schwunghaften  Betriebe  stehende  Wien- Gloggnitzer  Bahn  eingelöst, 
weil  nur  auf  diese  Weise  die  nach  Triest  führende,  von  Gloggnitz 
aus  auf  Staatskosten  erbaute  Bahn  schon  von  ihrem  Ausgangs- 
punct  W^ien  an  in  den  Besitz  der  Staatsverwaltung  gelangen  und 
unter  einheitliche  Leitung  gestellt  werden  konnte.  Bei  der  Dar- 
stellung der  Finanz- Verwaltung  wurde  des  Ankaufes  der  einzelnen 
Bahnen  in  so  weit  gedacht,  als  dadurch  die  Staatsschuld  vermehrt 
ward ;  jene  Andeutungen  finden  in  nachstehenden  Bemerkungen 
ihre  Vervollständigung. 

Die  ungrische  Central-Bahn  fiel  an  den  Staat  mittelst 
Vertrages  vom  7.  März  18.50,  in  dessen  Folge  der  Betrit'b  derselben 
von  der  Staatsvei'waltung  im  April  1850  übernommen  M-urde.  Letz- 
tere befand  sich  bereits  im  Besitze  von  40.004  Stück  Aetien,  welche 
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die  Credits- fasse  um  den  Betrag  von  9.71)7.661  tl.  I)<)rseniüsöi<i'  an 
sich  gebracht  hatte.  Deninacli  waren  nur  noch  die  im  Pi'ivat- 
Besitze  befindlichen  32.()00  Stück  Actien  zu  250  fl.  einzulösen,  was 
durch  die  Hinausgabe  4percentiger  Obligationen  im  Nominal-Werthe 
von  8  Millionen  Gulden  erfolgte,  die  innerhalb  8  Jahren,  vom 
1.  Decembev  1851  an  gerechnet,  zur  vollständigen  Verlosung  und 
Hinauszahlung  gelangen  werden.  Ferner  übernahm  die  Staatsver- 
waltung die  Tilgung  der  Schuld  von  2,660.700  fl. ,  mit  welcher  die 
Privat-Gesellschaft  für  ihre  von  der  National  -  Bank  übernommenen 
und  bezahlten  ^Yechsel  belastet  war,  sowie  die  Tilgung  der  für  das 
Jahr  1849  rückständigen  ■4j)ercentigen  Zinsen  von  den  obenerwähn- 
ten 32.000  Stück  Actien.  Die  Kosten  der  Erwerbung  dieser  Bahn 
für  den  Staat  betragen  demnach,  ausschliesslich  der  Berichtigung 
der  zuletzt  erwähnten  Zinsenrückstände,  20,458.361  fl. 

Die  Krakau-oberschlesische  Bahn  wurde  von  dem 
Staate  mittelst  Vertrages  vom  30.  April  1850  erworben,  und  vom 
1.  Januar  1851  angefangen  auf  eigene  Rechnung  in  Betrieb  gesetzt. 
Für  die  Ueberlassung  dieser  Bahn  an  den  Staat  wurden  die  von 
der  Privat-Gesellschaft  hinausgegebenen  und  noch  nicht  zur  Ein- 
lösung gelangten  17.929  Stück  Actien  zu  100  Thaler  preussisch 
Courant  um  2..561.286  fl.  und  3.585  Prioriläts- Schuldverschreibun- 
gen zu  100  Thaler  preussisch  Courant  um  512.143  fl.,  zusammen 
um  3,073.429  fl.,  mittelst  Hinausgabe  von  verlosbaren  Staatsschuld- 
Verschreibungen  im  gleichen  Nominal -Wertlie  eingelöst.  Die  Ver- 
zinsung dieser  Obligationen  erfolgt  bis  Ende  1890  mit  4  und  voni 
1.  Januar  1891  angefangen  mit  3'  ^  Percent,  und  die  Einl(»sung 
derselben  geschieht  mittelst  jährlicher  Verlosung  und  baarer  Hinaus- 
zahlung der  verlosten  Beträge. 

Die  ursprünglich  aus  zwei  gesonderten  Unternehmungen,  Mai- 
land-Monza  und  Mailand -Como,  bestandene  Bahngesellschaft  der 
Mailand -Monza-Como-Bahn  übertrug  ihr  Eigen thum  an  die 
Staatsverwaltung  mittelst  des  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Er- 
mächtigung abgeschlossenen  Vertrages  vom  7.  März  1851,  und  es 
ward  der  Betrieb  derselben  vom  1.  Januar  1851  an  für  Rechnung  des 
Staates  geführt.  Die  Staatsverwaltung  entrichtete  dafür  2,530.000  tl. 
in  Ipercontigen  binnen  neun  Jahren  (vom  2.  Januar  1850  an)  ver- 
iosbaren  Obligationen  an  die  Actionäre,  bezahlte  die  Forderungen 
von  Privaten  an  die  Gesellschaft  im  Betrage  von  674.585  fl.,  und 
eine  weitere  Forderung  des  Hauses  Arnstein  und  Eskeles  von 
93.724    iL,    sowie    eine   durch    37   Jahre    fortlaufende    Rente    von 
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84.(HX)  II.  iür  die  von  der  Gesellschaft  eniittirteii  Rentenscheine, 
und  verzichtete  endlich  auf  einen  Vorschuss  von  einer  Million  Gul- 
den, welchen  das  Aerar  von  den  Jahren  1849  und  1850  her  von 
ihr  zu  fordern  hatte.  Die  Ankaufssumme  dieser  Bahn  beläuft  sich 
demnach,  wenn  die  Summe  der  sämmtlichen  37  Jahresrenten  durch 
das  entsprechende  im  Laufe  dieser  Zeit  zur  Auszahlung  uelangende 
Capital  von  3,108.000  fl.  ausgedrückt  wird ,  auf  7,406^309  fl. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Actien  der  lom  bardisch- vene- 
zianischen Ferdinands-Bahn  waren  schon  im  Jahre  1842  in 's 
Stocken  gerathen.  Um  die  Gesellschaft  vor  der  Gefahr  ihrer  Auf- 
lösung und  das  begonnene  Unternehmen  vor  der  Unterl)rechung  zu 
be\Aahren,  ward  derselben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
22.  December  1842  das  Zugeständniss  gewährt,  dass  die  Staatsver- 
waltung sich  bereit  erklärte,  über  Ansuchen  der  Gesellschaft  die  er- 
baute Bahn,  oder,  wenn  die  Mittel  der  Gesellschaft  zur  Vollendung 
der  Bahn  nicht  hinreichen,  den  Weiterbau  auf  eigene  Kosten  zu 
übernehmen  und  die  Gesellschaft  für  die  wirkhch  verwendeten  und 
nützlichen  Baukosten  durch  Ablösung  der  Actien  mittelst  4percen- 
tiger  Obligationen  zu  entschädigen.  Die  Einzahlungen  flössen  hierauf 
wieder  ein,  doch  war  die  Bahn  noch  weit  von  ihrer  Vollendung 
entfernt,  als  die  revolutionären  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1849 
den  Weiterbau  völlig  unterbrachen  und  die  vorhandenen  Bauwerke 
(namentlich  die  grosse  Lagunen -Brücke  von  Venedig)  zum  Theile 
der  Zerstörung   zuführten.     Nach  Wiederherstellung   der   Ordnung 


übernahm  die  Staatsverwaltung  den  Weiterbau   so\^'ie   den  Betriel 
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.auf  der  eröffneten  Strecke  für  Rechnung  der  Gesellschaft.  Doch 
befand  sich  die  Gesellschalt  in  einer  misslichen  Lage,  da  zur  Voll- 
endung der  Bahn  von  Venedig  bis  Mailand  noch  weitere  50  Millio- 
nen österreichischer  Lire  (1673  Millionen  Gulden),  d.  i.  eben  soviel 
als  das  ursprünglich  berechnete  und  eingezahlte  Actien  -  Capital 
betrug,  erforderlich  gewesen  wären.  Bei  der  Unmöglichkeit,  diese 
Summe  aufzubringen ,  ersuchte  die  Gesellschaft  die  Staatsverwaltung 
um  die  Ablösung  der  Bahn,  welche  denn  auch  mittelst  des  in  Folge 
Allerhöchster  Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  abgeschlossenen 
Vertrages  vom  9.  Juni  1852  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung,  welche 
bereits  30.0.56  Actien  dieser  Bahngesellscliaft  durch  IWirsemässioe  Ein- 
lösung  der  Credits-Casse  mit  dem  Betrage  von  10,604.102  II.  eigen- 
thümlich  an  sich  gebracht  hatte,  löste  kraft  dieses  \'i'rtrages  die 
noch  im  Privat- Besitze  befindlich  gewesenen  19.944  Actien  ein, 
übernahm    die   Tiluung   der   seit   1.   Juli    1849    bis    30.    Juni    1852 
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luittend  gebliebenen  Zinsen  und  übergab  dai'iir  den  Aetionären  einen 
Betrag  von  7  Millionen  Gulden  in  4percentigen  binnen  sieben  Jahren 
(vom  1.  April  1853  an)  verlosbaren  Obligationen.  Der  Ankauf 
dieser  Bahn  verursachte  demnach  für  die  Staats -Verwaltung,  obige 
Zinsen beriehtigung  ungerechnet,  einen  Aufwand  von  17,604.102  fl. 
Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  hatte 
die  Strecke  von  Wien  bis  Gloggnitz  mit  den  Seitentlügeln  nach 
Laxenburg  und  Katzelsdorf  (10^  ,  Meilen),  ferner  jene  von  Wien 
bis  Brück  an  der  Leitha  (o'/^  Meile)  ausgebaut.  Durch  das  Ueber- 
einkommen  vom  4.  August  (Allerhöchst  genehmigt  am  30.  August) 
1853  erwarb  die  Staatsverwaltung  von  derselben  die  W^ien-Glogg- 
nitzer  Strecke  sammt  Seitenflügeln,  und  verlieh  ihr  bezüglich  der 
erübriiienden  Strecke  Wien -Brück  die  Goncession  zur  Verlängerung 
der  Bahn  bis  nach  Kaab  und  Neu-Szöny  gegenüber  von  Komorn. 
Für  die  an  die  Staatsverwaltung  überlassene  Strecke  bezahlte  die- 
selbe (welche  sich  bereits  durch  die  früher  um  den  Betrag  von 
(3,459.264  fl.  statfgefundene  börsemässige  EinliKsung  im  Besitze  von 
11.781  Actien  befand)  für  jede  der  noch  im  Privat -Besitze  befind- 
lichen 13.219  Actien  den  Betrag  von  675  fl.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.)- 
in  5])ercentigen  binnen  fünf  Jahren  (vom  1.  üctober  1854  an)  ver- 
losbaren Obligationen,  und  übernahm  nebstbei  die  fundirte  5per- 
centige  Schuld  der  Eisenbahngesellschaft  im  Betrage  von  2,750.000  fl. 
Zugleich  wurde  auf  den  Antheil  verzichtet,   welcher  an  dem  noch 


erübi'igenden  Eigenthume  der  Gesellschaft  auf  die  im  Besitze  der 
Staatsverwaltung  befindlichen  Actien  entfallen  konnte.  Abgesehen 
von  dieser  Verzichtleistung  hatte  demnach  die  Staatsverwaltung  für 
die  Er\verbung  der  gedachten  Bahnstrecke  einen  Aufwand  von 
18,132.089  fl.  zu  bestreiten. 

Die  Wie ner-Neustadt-Oeden burger  Eisenbahn,  welche 
bei  Katzelsdorf  an  die  vorhergehende  sich  anknüpft  und  deren  Be- 
trieb bereits  pachtweise  von  der  Wien-Glogguitzer  Unternehmung 
besorgt  wurde,  befand  sich  bei  der  geringen  Ausdehnung  der  Linie 
(3\  Meilen)  und  den  ungünstigen  Betriebs- Verhältnissen  in  einer 
bedrängten  Lage,  und  suchte  bei  der  Staatsverwaltung  um  die 
Ablösung  nach,  welche  mittelst  des  Uebereinkommens  vom  31.  Juli 
(genehmigt  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  26.  August) 
1854  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung,  in  deren  Händen  sich  bereits 
2.771  um  den  Betrag  von  339.516  11.  biirsemässig  eingelöste  Actien 
dieser  Bahugesellschaft  befanden .  bezahlte  für  die  noch  im  Privat-Be- 
sitzc  befindlichen  10.822  Actien  die  Ablösungssumme  von  1,500.0(X)  fl. 
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in  Spercentigen  binnen  füul' Jahren  (vom  1,  Februar  1855  an)  ver- 
losbaren Obligationen,  und  leistete  auf  einen  Vorschuss  von  250.rX)0  fl. 
Verzicht,  welchen  sie  der  Gesellscliaft  in  Folge  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  14.  Januar  1850  gemacht  liatte.  Der  Gesaramt- 
aufwand  für  die  Einlösung  dieser  Bahn  beläuft  sich  sonach  auf 
2,089.516  fl. 

Eine  weitere  Vervollständigung  der  österreichischen  Staats- 
Kahnen  und  bezüglich  deren  Fortsetzung  auf  ausländischem  Gebiete 
erfolgte  durch  den  Vertrag  vom  1.  Mai  1851 ,  welcher  zu  Rom 
zwischen  Oesterreich,  dem  Kirchenstaate,  Toscana,  Modena  und 
F'arma  abgeschlossen  %\urde.  Kraft  dieses  Vertrages  verbanden 
sich  die  erwähnten  fünf  Mächte  zu  der  Erbauung  der  italieni- 
schen Central-Bajin,  welche,  von  Piacenza  ausgehend,  über 
Parma,  Reggio,  Modera  und  Bologna  führt,  den  Apennin  über- 
steigt und  in  Pistoja  endigt,  wo  sie  sich  an  die  toscanischen  Bahnen 
anschliesst.  Von  Reggio  entsendet  sie  einen  Flügel,  welcher  an 
die  nahe  österreichische  Gränze  und  von  dort  auf  östeiTcichischem 
Gebiete  weiter  zieht,  den  Po  übersetzt  und  sohin  über  Borgoforte 
nach  Mantua  läuft  \  in  Piacenza  soll  der  Anschluss  an  die  von  Mai- 
land dahin  anzulegende  Bahn  erfolgen.  Hierdurch  wird  das  Eisen- 
bahnnetz über  ganz  Mittel -Italien  gespannt,  und  das.selbe  an  zwei 
Puncten,  bei  Piacenza  und  Mantua  (bezüglich  Borgoforte),  mit  der 
lombardisch -venezianischen  Bahn  in  unmittelbare  Verbindung  ge- 
setzt. Die  Leituns;  und  Ueberwachuna"  des  Baues  dieser  70  Meilen 
langen  Bahn  (wovon  die  österreichische  Strecke  von  der  Gränze 
bis  Borgoforte  nur  zwei,  und  bis  Mantua  etwas  über  vier  Meilen 
beträgt)  wurde  einer  aus  den  Abgeordneten  der  fünf  Regierungen 
zusammengesetzten  in  Modena  tagenden  internationalen  Commission 
übertragen.  Auch  bildete  sich  eine  Actien- Gesellschaft  zur  Aus- 
führung des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn,  die  von  den  fünf 
Regierungen,  \A'elche  die  Garantie  einer  Spercentigen  Verzinsung 
des  Anlage-Capitals  ül)ernahmeu,  concessionirt  wui'de  und  den  Bau 
der  Bahn  bereits  an  mehreren  Puncten  in  Angrilf  genommen  hatte. 
Leider  trat  in  dem  Fortgange  dieses  Unternehmens  eine  bedauerliche 
Stockung  ein,  zu  deren  Beseitigung  im  Monate  Februar  1856  eine 
Verhandlung  zwischen  den  betheiligten  Regierungen  zu  ^Vien  Stall 
fand,  in  deren  Folge  das  Unternehmen  auf  eine  dauernde,  den  be- 
schleunigten Ausbau  sichernde  Grundlage  gestellt  wurde.  Die  bei 
der  Convention  vom  1.  Mai  1851  betheiligten  Regierungen  kamen 
dahin  überein,   dass  sie  der  gedachten  Actien -Gesellschaft  die   ihr 

\.  {'./ noiii  ig,  Opstcnoii-h's  Nengpstfiltun!;.  ;2.") 
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crtheilte  Coiieessioii  entzogen,  und  dieselbe  mittelst  Vertrages  vom 
17.  März  1856  an  die  durch  den  Herzog  von  Galliera  repräsentirten 
Concessionäre  der  lombardiseU- venezianischen  Eisenbahnen  über- 
trugen, wobei  im  WesentUchen  nachstehende  neue  Bestimmungen 
vereinbart  wurden.  Die  Central -Bahn  wird  in  drei  Hauptstrecken 
üetheilt,  wovon  die  erste  von  Piacenza  nach  Bologna  führend  binnen 
drei  Jahren,  die  zweite  von  Bologna  bis  nach  Pistoja  reichend 
binnen  fünf  Jahren,  und  die  dritte  von  Reggio  bis  an  das  linke 
Po -Ufer  bei  Borgo forte  (die  Fortsetzung  der  Bahn  von  dort  bis 
Mantua  wurde  dem  lombardisch-venezianischen  Eisenbahn  -  Systeme 
angereiht)  binnen  sechs  Jahren,  vom  1.  Juh  1856  an  gerechnet, 
vollendet  und  dem  Betriebe,  übergeben  sein  soll.  Die  Ausführung 
der  Central -Bahn  geschieht  mittelst  eines  eigenen,  von  jenem  der 
lombardisch  -  venezianischen  Eisenbahnen  abgesonderten  Fondes;  und 
eben  so  bestellen  die  Concessionäre  für  die  Central -Bahn  einen 
eigenen  aus  drei  Personen  bestehenden  Directions-  und  Verwaltungs- 
Rath,  welcher,  falls  er  nicht  in  Modena  residirt,  dort  einen  Ver- 
treter behufs  der  Vermittlung  der  Beziehungen  zu  der  internationalen 
Commission  einsetzt.  Vor  Ablauf  des  Monates  Juni  1856  werden 
die  Concessionäre  in  den  Besitz  der  bisherigen  Bauwerke  und  über- 
haupt des  Activums  der  ursprünglichen  Gesellschaft  gesetzt, 
wogegen  sie  zur  Verfügung  der  internationalen  Commission  den 
Baarbetrag  von  6,840.000  italienischer  Lire  stellen,  aus  welchem 
einschliesslich  des  Cassenrestes  der  abtretenden  A'erwaltung  die 
bisher  ausgeführten  Arbeiten  bezahlt,  die  unter  Bürgschaft  der 
Kegierungen  an  Zahluugsstatt  ausgegebenen  Obligationen  eingezogen, 
die  Actien  der  früheren  Gesellschaft  eingelöst  und  das  Comite  dieser 
Gesellschaft  entschädigt  werden.  Die  Concession  dauert  bis  Ende 
des  Jahres  1948,  und  eben  so  lange  währt  die  von  den  fünf  Re- 
gierungen zu  leistende,  nach  Vollendung  der  ganzen  Central -Bahn 
beginnende  Garantie  eines  Minimal-Ertrages  von  ö'/j  Million  italie- 
nischer Lire;  die  in  Folge  dieser  Garantie  an  die  Concessionäre 
eventuell  zu  leistenden  Zahlungen  überuimuit  die  kaiserliche  Re- 
gierung, gegen  Ersatz  Seitens  der  übrigen  betheiligten  Regierungen 
zu  bewerkstelligen.  Bis  zum  erfolgten  Ausbaue  treten  nach  \o\\- 
endung  der  einzelnen  Strecken  specielle  Garantien  von  Seite  der 
einzelnen  Regierungen  ein.  Mit  Ende  1888  erlangen  jedoch  die 
fünf  Regierungen  das  Reclit,  die  Concession  einzulösen,  insoferne 
sie  diess  gleichzeitig,  jede  lür  die  in  ihr  Gebiet  lallende  Strecke, 
thun;  den  Maasssiab  der  Entschädigung  bildet  der  Durchschnitt  des 
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jälivlichen  Reinevtrages  der  letzten  .sieben  Jahre,  wovon  jedoch  die 
zwei  ungünstigsten  Jahrgänge  ausgenommen  werden;  fiillt  dieser 
Durchschnitt  unter  den  Betrag  von  6'/j  Million  italienischer  Lire, 
so  muss  mindestens  dieser  Betrag  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
Dauer  an  die  Concessionäre  jährlich  entrichtet  werden.  Die  Central- 
Bahn  ist  bezüglich  ihres  Privilegiums  sowie  ihres  Betriel)es  als  un- 
theilbar  anzusehen.  Am  Ende  der  Concession  fallen  die  unbeweg- 
lichen Bestandtheile  der  Central -Bahn  an  die  Regierungen  bezüglich 
der  ihr  Gebiet  durchlaufenden  Strecke,  während  das  bewegliche 
Mateiiale  den  Concessionären  zum  Schätzungswerthe  vergütet  wird. 
Den  Wende])unct  in  dem  Aufschwünge  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  bildet  das  Concessions-Gesetz  vom  14.  Sep- 
tember 1854  und  das  unmittelbar  hierauf  veröffentlichte  Allei'höchst 
genehnygte  Eisenbahnnetz  des  Kaiserstaates.  Nachdem  die 
Staatsverwaltung  den  Beschluss  gefasst  hatte  ',  die  Hauptlinien  des 
<)sterreichischen  Eisenbahn-Systems,  als  welche  eine  nördliche,  eine 
südliche,  eine  östliche  und  eine  westliche  bezeichnet  wurden,  durch 
Staats -Eisenbahnen  auszufüllen,  erfolgte  am  10.  Juli  1845  die  An- 
ordnuno:,  dass  bis  zum  Jahre  1850  keine  Concessionen  für  Privat- 
Bahnen  ertheilt  werden  sollten,  um  den  beschleunigten  Ausbau  der 
Staatsbahnen  nicht  zu  hemmen.  Als  aber  auch  dieses  Hinderniss 
für  die  Privat -Bahnen  weggefallen  war,  regte  sich  dennoch  der 
Unternehmungsgeist  für  derlei  Bauten  nicht,  zunächst  und  abge- 
sehen von  den  schwierigen  ZeitverhäÜnissen  wohl  auch  desshalb, 
weil  das  Itestehende  Concessions-System  vom  Jahre  1838  den  Unter- 
nehmungslustigen ,  bei  der  auf  50  Jalu-e  beschränkten  längsten 
Dauer  der  Concession  und  bei  vielfaltigen  anderen  hindernden 
Förmlichkeiten ,  zu  wenig  Aussicht  auf  eine  gewinnreiche  Anlage 
ihrer  Capitalien  darbot.  Inzwischen  war  durch  den  gewaltigen 
Umschwung  der  Verhältnisse  und  die  Neugestaltung  der  Staats- 
Einrichtungen  ein  reges  Leben  in  allen  Richtungen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  erwacht,  und  hatte  das  Bedürfniss  nach 
verbesserten  Communications-Anstallen  in  den  verschiedenen  Theilen 
des  Reiches  hervorgerufen.  Es  lag  am  Tage,  dass  so  vielen  gleich- 
zeitig in  allen  Kronländern  durch  den  zunehmenden  Verkehr  ge- 
stellten Anforderungen  durch  den  alleinigen  Bau  der  Staats -Eisen- 
bahnen, mochte  derselbe  auch  noch  so  energisch  mit  allen  von  den 
Finanzen  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  betrieben  werden,  niclit 

'  Allerhöchste  EntSchliessung'  vom   19.  Decennber  184L 


388 


s,enüat  werden  konnte.  Öollte  daher  der  Verkelir  in  seiner  beain- 
nenden  Entwicklung  nicht  gehemmt  werden,  so  musste  die  Privat- 
Tliätigkeit  einen  hervorragenden  Antheil  an  dem  Ausbaue  der 
Eisenbahnen  nehmen.  Dazu  war  ^'orerst  eine  Reform  der  Gesetz- 
gebung erforderlich,  welche  derse]l)en  einen  freieren  Spielraum  und 
Aussicht  auf  einen  entsprechenderen  Gewinn  gewährte.  Diess  ge- 
schah durch  das  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  8.  September  1854  bekannt  gemachte  neue  Concessions- 
Gesetz  ',  w^elches  nachfolgende  Hauptbestimmungen  enthält.  Für 
die  Anläse  einer  Eisenbahn  zu  eigenem  Gebrauche  bedarf  der  Un- 
ternehmer  bloss  den  allgemeinen  Bau-Consens,  wenn  er  dieselbe 
auf  eigenem  Grunde  und  Boden,  oder,  unter  Zustimmung  des  Eigen- 
thümers,  auch  auf  fremdem  Grunde  anlegt.  Wenn  dieselbe  jedoch 
als  öffentliches  Trausport- Mittel  für  Personen  und  Sachen^ dienen 
oder  dadurch  eine  Landstrasse  in  eine  Eisenbahn  umgewandelt 
werden  soll ,  ist  die  besondere  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
erforderlich ,  und  zwar  aj  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten, 
welche  von  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem 
Armee-Ober-Commando  ertheilt  wird,  bj  die  Concession  zur  Anlage 
der  Bahn  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude  selbst,  deren  Bewilli- 
gung Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  vorbehalten  ist.  Die 
Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  kann  sowohl  einzelnen  Personen 
als  Vereinen,  welche  nach  Vorschrift  des  Vei'einsgesetzes  vom 
26.  November  1852  gebildet  sind ,  ertheilt  werden.  Um  eine  solche 
Bewilligung  zu  erlangen,  muss  der  Plan  des  Unternehmens,  ins- 
besondere die  Richtung  der  beabsichtigten  Bahn,  wenigstens  in 
allgemeinen  Umrissen  dargestellt  und  die  Zeit  angegeben  werden, 
innerhalb  welcher  die  Vorarbeiten  vollendet  werden  sollen.  Durch 
eine  solche  Bewilligung,  welche  nur  für  den  bestimmten  Zeitraum 
Giltigkeit  hat,  erhält  der  Concessions- Werber  bloss  das  Recht,  die 
Vorerhebungen  zu  pflegen  und  die  nöthigeii  Vermessungs-  und 
Nivellirungs- Arbeiten  vorzunehmen;  ein  Vorrecht  auf  die  definitive 
Concession  oder  sonst  ein  ausschliessendes  Befiigniss  wird  dadurch 
nicht  erlangt,  wesshalb  eine  solche  Bewilligung  verschiedenen  Be- 
werbern zu  gleicher  Zeit  ertheilt  werden  kann.  Behufs  der  Er- 
wirkung der  definitiven  Bau -Concession  muss  der  Unternehmer  die 
Bewilligung    zu    den    Vorarbeiten   erlangt  haben   und    nachweisen, 

'  Verordnung  des  Handels -Ministeriums  vom  14.  September  1854. 
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dass  die  projectirte  Bahn  dem  öfFenl liehen  Interesse  zum  Vortheile 
iiereiche  und  auf  welche  Art  die  erforderlichen  Geldmittel  beige- 
schafFt  werden  sollen.  Dem  Gesuche  muss  ein  Plan  des  ganzen 
Unternehmens,  das  geh()rig  ausgearbeitete  Prqjeet  und  der  Kosten- 
Voranschlag  beigeschlossen  sein;  dem  Handels -Ministerium  bleibt 
CS  vorbehalten,  nach  Umständen  von  den  Concessions- Werbern 
den  Erlag  einer  Caution,  oder  bei  Vereinen  mindestens  die  Nach- 
weisung zu  fordern,  dass  bereits  ein  hinlänglicher  Fond  A^on  den 
Theihiehmern  für  das  Unternehmen  gesichert  ist.  Bevor  das  An- 
suchen der  Allerhöchsten  Schlussfassung  unterzogen  werden  kann, 
ist  zu  prüfen,  ob  das  Bauwerk  irgend  etwas  enthalte,  was  mit  den 
bestehenden  Gesetzen,  mit  den  öffentlichen  Rücksichten  und  mit 
bereits  früher  erworbenen  Privat -Rechten  nicht  im  Einklänge  wäre. 
Zu  diesem  Behufe  wird  über  Auftrag  des  Handels-Ministeriums 
von  der  Statthalterei  eine  Conmiission  -von  Sachverständigen  beru- 
fen, welche  mit  Zuziehung  der  competenten  Behörden  und  der 
Betheiligten  an  Ort  und  Stelle  den  Befund  aufnimmt  und  das  be- 
zügliche Gutachten  erstattet,  worüber  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  dem  Armee- Ober- Commando  das  Einvernehmen  ge- 
jiflogen  wird.  Die  definitive  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Eisenbahn  zur  öffentlichen  Benützung  wird  auf  eine  bestimmte 
Zeit  ertheilt,  welche  die  Dauer  von  neunzig  Jahren  nicht  über- 
schreiten ,  wohl  aber  auch  auf  eine  kürzere  Dauer  bemessen  werden 
kann;  diese  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Bahn 
ganz  oder  zum  Theile  der  öffentlichen  Benützung  übergeben  wird. 
Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Privilegiums  geht  das  Eigenthum  an 
der  Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grunde  und  Boden  und  den  dazu 
gehörigen  Bauwerken  oluie  Entgelt  und  unmittelbar  an  den  Staat 
über;  den  Unternehmern  bleibt  jedoch  das  Eigenthum  an  allen 
ausschliesslich  zu  dem  Transjiort- Geschäfte  bestinmiten  Gegenstän- 
den, Fahrnissen,  Vorrichtungen  und  Realitäten.  Die  Unternehmung 
liat  die  Bahn  sammt  Zubehör  in  brauchbarem  Stande  zu  überleben. 
Die  erhaltene  Concession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  schliesst  in 
der  Regel  (wenn  die  Concessions -Urkunde  nicht  besondere  Be- 
schränkungen enthält)  in  sich :  a)  selbstverständlich  das  Recht  zur  Er- 
bauung der  Eisenbahn  nach  der  in  dem  genehmigton  Projecte  vor- 
gezeichneten Richtung,  hj  das  ausschliessende  Recht  zu  dem  bezüg- 
lichen Eisenbahnl)aue,  so  dass  während  der  Concessions -Dauer 
Niemandem  gestattet  ist,  eine  andere  Eisenbahn  liir  die  Benützung 
des    Publicums    zu    errichten,  \velche   diesell)en    Endpunctc.    ohnt.' 
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Berührung  neuer,  strategisch,  jwlitisch  oder  eonimerziell  wielitiger 
Zwisehenpunete  in  Verbindung  bringen  Mürde,  wogegen  es  der 
Staatsverwaltung  vorbelialten  bleibt,  die  Anlage  von  Zweigbahnen 
oder  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter  Richtung  der  concessionirten 
Bahn  andern  Unternehmern  zu  bewilligen  oder  selbst  auszuführen, 
cj  das  Recht  der  Expropriation  in  Beziehung  auf  jene  Räume, 
\\  eiche  zur  Ausführung  der  Unternehmung  als  unumgänglich  noth- 
wendig  erkannt  werden,  welches  sich  auch  auf  die  zeitliche  Be- 
nützung fremden  Eigenthums  unter  der  gleichen  Bedingung  erstreckt, 
endlich  d)  das  Recht,  auf  der  erbauten  Eisenbahn  Personen  und 
.Sachen  nach  dem  festgesetzten  Tarife  zu  befördern,  insoweit  der 
Transjjort  durch  das  Post-Regal  nicht  der  Postanstalt  ausschliesslich 
vorltehalten  erscheint.  Dagegen  haben  die  Concessionäre  von  Eisen- 
bahn -  Unternehmungen  folgende  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  : 
a)  Sie  haben  vor  der  Ausführung  der  Bahn  die  Detail -Pläne,  aus 
denen  die  Steigungen  und  Krümmungen  der  Bahn  entnommen 
werden  können,  die  Spur-  und  Geleis- Weite  derselben  (das  zuläs- 
sige Maass  der  Bahnbreite}  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  die 
ihnen  ertheilten  Vorschriiten  genau  zu  erlüllen.  b)  Sie  sind  zur 
Vergütung  alles  durch  den  Eisenbahnbau  veranlassten  Schadens  an 
öffentlichem  und  Privat- Gute  und  zu  den  Vorkehrungen  behufs  der 
Verhütung  eines  solchen  Schadens  verpflichtet,  c)  Sie  haben  die 
durch  die  Eisenbahn  gestörte  Communication  mittelst  öffentlicher 
Wege,  Brücken,  Stege  etc.  x^iederherzustellen.  d)  Wo  die  Eisen- 
bahn einen  öffentlichen  Weg,  eine  Brücke  oder  einen  Damm  über- 
setzt, haben  sie  für  eine  der  Sicherheit  angemessene  Einfriedung  zu 
sorgen,  c)  Die  festgesetzten ,  von  drei  zu  drei  Jahren  einer  Revision 
zu  unterziehenden  Tarife  für  den  Personen-  und  Sachen -Transport 
und  für  die  Nebengebühren  sind  dem  Handels -Ministerium  zu  seiner 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  zu  erfheilenden 
Genehmigung  vorzulegen.  Bei  der  Festsetzung  des  Tarifes  wird 
;iuf  die  obwaltenden  \'erhältni.-se,  auf  die  Rentabilität  der  Bahn, 
auf  die  Tarife  der  Nachbarbahnen  etc.  angemessene  Rücksicht 
genommen.  >\'cnn  dit'  reinen  Erträgnisse  der  Bahn  15  Percent  der 
Einlagen  überschreite)!,  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vorbehalten, 
auf  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarif-  Preise  einzuwirken.  \}  Bei 
dem  Betriebe  der  Eisenbahn  sind  (he  bestellenden  Vorschriften  über 
den  Eisenbahn- Betrieb  zu  beobachten,  wozu  auch  die  unentgelt- 
liche Befimlerung  der  Postsendungen  und  der  Postbediensteten  ge- 
hört.    Wenn  die  Militär- Verwaltung  eine  Berörderung  von  Truppen 
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oder  Militär- Effecten  verfügt,  sind  die  Unternehmer  verpflichtet, 
derselben  alle  zum  Transporte  dienliche  Mittel  gegen  Vergütung 
nach  demselben  Tarif- Satze  zur  Vei"füQ;ung  zu  stellen,  welcher  für 
diese  Beförderung  in  dem  jeweiligen  Tarife  der  Staats -Eisenbahnen 
festgesetzt  ist.  g)  Die  Eisenbahn-Unternehmung  hat  sich  mit  den 
angi'änzenden  Eisenbahnen  in  Betreff  der  Fahr  -  Ordnung ,  der 
wechselseitigen  Benützung  der  Bahn  und  der  Betriebs -Mittel  und 
überhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der  wechselseitigen  Verkehrs- 
Verhältnisse  einzuverstehen ;  wenn  das  gütliche  Uebereinkommen 
nicht  zu  Stande  kömmt,  oder  dasselbe  den  öffentlichen  Interessen 
nicht  entspricht,  trifft  das  Handels- Ministerium  die  erforderlichen 
Verfügungen  von  Amtswegen,  welchen  Anordnungen  sich  die 
Eisenbahn -Unternehmungen  zu  fügen  haben,  h)  Letztere  haben 
die  Errichtung  einer  Staats-Telegraphen-Leitung  längs  der  Eisen- 
bahn auf  ihrem  Grunde  oder  die  Benützung  ihrer  allfallio;en  eigenen 
Telegraphen-Einrichtungen  unentgeltlich  zu  gestatten,  i)  Die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen sind  ohne  besondere  BewiUigung  der  Staats- 
Verwaltung  nicht  berechtiget,  Anleihen  mit  Hinausgabe  von  Obli- 
gationen oder  in  Form  von  Actien- Emissionen  oiler  Aufzahlungen 
zu  den  früheren  Actien  zu  schliessen.  Es  bleibt  übrigens  dem  Er- 
messen der  Staatsverwaltung  überlassen,  einer  Eisenbahn  -  Unter- 
nehmung nach  den  besonderen  obwaltenden  Verhältnissen  eine  oder 
die  andere  Verbindlichkeit  zu  erleichtern ,  oder  andererseits  in  einem 
ganz  besonderen  Falle,  z.  B.  wenn  von  der  Staatsverwaltung  eine 
Zinsen- Garantie  für  das  Unternehmen  übernommen  wird,  bei  Er- 
theilung  der  Concessiou  die  Erfüllung  noclf  anderweitiger  Verbind- 
lichkeiten zur  Bedingung  zu  machen '.  Die  ertheilte  Eisenbahn- 
Concession    erlischt :    a)    wenn    der   Zeitraum    verstrichen    ist,    für 

'  Den  vviclitigsten   bis  Ende  185G  concessiunirten  Eisenbaliiien  wurden 
besondere    Vortlieile    zugestanden    und     dafür    anderweitige    Verbindiicli- 
_keiten  auferlegt,  welche  aus  nachstehender  UebersicliL  /.u  entnehmen  sind. 
Die  V  o  r  t  h  e  i  1  e  bestanden  : 

1)  in  der  Ueberlassung  von  bereits  im  Betriebe  oder  doch  im 
Baue  belindlichen  ötaats-Eisen  bahnst  recken  (österreichische  ötaats- 
Eisenbahn-Gesellschaft,  lombardiscli- venezianische  Eisenbahn,  Tljeiss-Bahn); 

2)  in  der  Garantie  von  5  l'ercent  Zinsen  und  '/^  Percent  Amorti- 
sation für  die  Daner  des  Privilegiums  und  zwar  von  dem  gehörig  nach- 
zuweisenden Anlage-Capital  (d.  i.  von  den  Uaukosten  sanunt  öpercentiger 
Verzinsung  bis  zur  vollen  Betriebs -ErölFnung  und  von  den  Kosten  der 
Betriebs -Einrichtung   bis   zu    Ende  des  ersten  Betrielis- Jahres)  überhaupt 
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welclR'ii  die  Concessiou  evtheilt  wurde,  hj  weini  der  liir  die  Voll- 
endung  der  Eisenbahn,   sowie   für   die  Eröffnung   des  Betriebes  in 

(lonibardiscli-veneziaiiisclie  Eisenbalui,  Reiclieuberg- Zittauer  Bahn  [diese 
zu  4  Percent  von  dem  Capitale  und  nur  für  40  Jahre,  aber  oime  Ver- 
j)tlichtung  zur  Rückzahlung]),  oder  bis  zu  einer  bestimmten  Maximai- 
Summe  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahu ,  Reichen- 
berg-Pardubitzer-Bahn,  Thoiss-Balm,  Kärnthner  Bahn,  Franz- Josephs- 
Ürient-Bahn) ; 

3)  in  der  Zugestehung  eines  Maximal-Tarifes  für  Personen-  und 
Waarenbeförderung  auf  eine  bestimmte  Zeit;  dieser  Maximal-Tarif  beträgt 
20,  15  und  10  Kreuzer  für  die  drei  Wagen  -  Classen  bei  dem  Personen- 
Transporte  per  Person  und  österreichische  Meile,  mit  20  Percent  Zuschlag 
bei  den  Schnellzügen,  dann  bei  dem  Waaren- Transporte  1,  l'/^  und 
2  Kreuzer  per  Centner  und  österi'eichische  Meile  (Staats-Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  lombardisch-venezianische  Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn),  IV41  IV4  und  2 Vj  Kreuzer  (Theiss-Bahn,  Kärnthner 
Bahn),  1'/^,  IVgi  272  Kreuzer  (Reichenberg-Pardubitzer  Bahn),  2  Kreuzer 
(Fünfkirchen-Mohäcser  Bahn,  Giatz-Köflacher  Bahn,  Kladno-Kraluper  Bahn, 
Schwadowitzer  Flügel  der  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn),  und  dieser 
Tarif  wird  zugestanden  für  die  Dauer  des  Privilegiums  (Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft,  Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  lombardisch- venezianische  Bahn, 
Franz-Josephs-Orientbahn  [bei  den  beiden  letzteren  in  so  lange  der  Reinertrag 
nicht  15  Percent  übersteigt]),  oder  für  die  ersten  15  Jahre  des  Betriebes 
(Theiss-Bahn ,  Kärnthner  Bahn),  oder  für  10  Jahre  (Reichenberg-Pardu- 
bitzer Bahn),  oder  für  3  Jahre  (Gratz-Köflacher  Bahn,  Kladno-Kraluper 
Bahn),  wo  sohin  eine  Tarifs-Revision  eintritt  (und  zwar,  bei  der  Theiss- 
Bahn,  der  Köflacher  unA  Kraluper  Bahn  von  3  zu  3  Jahren,  bei  der 
Kärnthner  Bahn  von  10  zu  10  Jahren  und  bei  der  Reichenberg-Pardu- 
bitzer Bahn  nur  dann,  wenn  das  Reinerträgniss  15  Percent  des  Anlage- 
Capitals  übersteigt).  Ausnahmen  von  diesen  Tarif- Sätzen  finden  Statt 
für  die  Militär-Transporte,  bei  welchen  die  Ermässigung  auf  ein  Dritttheil 
des  allgemeinen  Tarif-Satzes  für  die  Personen  und  auf  die  Hälfte  desselben 
für  den  Sachen -Transport  stattfindet,  und  bezüglich  der  unentgeltlichen 
Beförderung  der  Staats -Beamten,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behör- 
den oder  zur  Wahrung  der  aus  der  Concessiou  entspringenden  Interessen 
des  Aerars  die  Eisenbfdni  benützen  (Theiss-Bahn,  Kärnthner  Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn);  endlich  kann  in  Fällen  ausserordentlicher  Theurung 
der  Lebensmittel  die  Staats- Verwaltung  eine  zeitweilige  Herabsetzung 
der  Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximal  -  Satzes  verlan- 
gen (Staats-Eisenbahn-Gcsellschaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  lom bardisch- 
venezianische  Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn,  Kärnthner  Bahn): 
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der  Concesbions- Urkunde  aiisdvücklich  vorgeschriebene  Tennin  nicht 
/Algehalten  wird,  vorausgesetzt,  dass  in  dieser  Beziehung  nicht  aus 

4)  in  der  Bewilligung  zur  Ausgabe  von  Prioritäts-Obligationen, 
deren  Modalität  von  der  Staats  -  Vei-waltung  genehmigt  vi^erden  muss 
(Staats  -  Eisenbahn  -  Gesellschaft ,  Kaiserin  -  Elisabeth  -  Bahn ,  lombardisch- 
venezianische  Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs -Orient- Bahn,  Kärnthner  Bahn)  und  zu  welcher  in  der  Regel 
(Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  Theiss-Bahn,  Kärnthner  Bahn)  erst  dann  ge- 
schritten werden  darf,  wenn  50  Percent  des  Actien-Capitals  eingezahlt 
worden  sind  5 

5)  in  gewissen  Begünstigungen  bei  der  Entrichtung  von 
Taxen,  und  zwar  in  der  Reduction  der  StämpeJgebühr  auf  1  Gulden 
für  den  Abschluss  des  Uebereinkommens  mit  der  Staatsverwaltung  be- 
züglich der  Erwerbung  der  Staatsbahnen  (Staats -Eisenbahn-- Gesellschaft, 
lombardiseh -venezianische  Bahn),  in  der  Befreiung  von  den  Vermögens- 
Uebertragungs- Gebühren  bei  der  Uebertragung  des  Privilegiums  an  eine 
Actien-Gesellschaft  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Theiss-Bahn,  Kärnthner 
Bahn),  in  der  Befreiung  von  der  Uebertragungs- Gebühr  bei  der  Erwer- 
bung von  Grund  und  Boden  (lombardisch- venezianische  Bahn),  in  der 
Befreiung  von  der  Einkommensteuer  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  die  Zins- 
Garantie  einzutreten  hat  (lombardisch -venezianische  Bahn,  Theiss-Bahn, 
Kärnthner  Bahn,  Franz- Josephs-Orient- Bahn),  oder  bis  zu  einem  andern 
-naheliegenden  Zeitpuncte  (Staats-  Eisenbahn -Gesellschaft); 

6)  in  dem  Nachlasse   der  Hälfte  der  Zollgebühren    bei  der 
Einfuhr  von  Gegenständen ,  welche  zum  Baue  und  Betriebe  der  Eisenbahn 
nothwendig  sind,  und  zwar  theils  von  allen,  tlieils  von  gewissen  bezeich- 
neten Gegenständen   dieser   Art;    der  Nachlass   ist   in   der  Regel    auf  den 

Bedarf  für  den  Bau  und  die  erste  Betriebs- Einrichtung  bescliränkt,  und 
erstreckt  sich  insbesondere  rücksichtlich  der  Einfuhr  ^on  Schienen  nur 
auf  einen  Theil  des  Bedarfes,  welcher  auf  die  einzelnen  Baujahre  ver- 
theilt  wird  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  [mit  besonderen  Moditicationen], 
Kaiserin  -  Elisabeth-Bahn ,  lombardisch  -  venezianische  Bahn ,  Reichenberg- 
Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz -Josephs -Orient -Bahn,  Kärnthner 
Bahn,  Aussig-Teplitzer  Bahn); 

7)  in  der  Bewilligung  des  Vorrechtes  gegen  dritte  Bewerber  bei 
Anlegung  von  Parallel-Bahnen  (in  soweit  dieselben  zulässig  erscheinen) 
und  Flügel-Bahnen,  welches  Vorrecht  jedoch  in  der  Regel  binnen  einer 
gewissen  Zeit  geltend  gemacht  werden  rauss  (Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft, Kaiserin-Elisabeth-Balni,  lombardisch-venezianische  Bahn,  Reichen- 
berg-Pardubitzer Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn.  Kärnth- 
ner Bahn,  Aussig-Teplitzer  Bahn). 

Die  bei  der  Concession  einzelner  Bahnen  ins  besonil  er  e  auferleg- 
ten Verpflichtungen  beziehen  sich: 
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hesonders    viicksiclitswürdigen   Gründen,    z.    ß.    wegen    Eintretens 
Tuiabwendbarer   und  unvorhei'gesehener  Ereignisse,   eine  besondere 

1)  auf  die  Verbindlichkeit,  bei  der  Errichtung  der  Actien-Gesellschaft. 
deren  Statuten  vorläufig  die  Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  müssen, 
die  Actien  nicht  eher  auszugeben,  als  bis  30  Percent  des  Nominal -Be- 
trages derselben  einbezahlt  sind  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn,  lombardisch-veneziauische 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn,  Kärnthner  Bahn); 

2)  auf  die  Anlegung  eines  doppelten  Geleises  der  Fahrbahn  und 
zwar  auf  die  Erwerbung  der  Grundflächen,  Herstellung  der  Erd-  und 
Kunst -Arbeiten  schon  bei  den  ersten  Anlagen,  Legung  des  zweiten  Geleises 
aber  erst  dann,  wenn  der  Rohertrag  per  Meile  auf  eine  gewisse  Höhe 
(90 — 150.000  Gulden)  steigt  (Staats- Eisenbahn  -  Gesellschaft,  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn),  oder  Erwerbung  der  Grund- 
flächen und  Herstellung  der  Kunst-Arbeiten  bei  Anlage  der  Bahn,  wobei 
jedoch  die  Erdarbeiten  für  das  zweite  Geleise  erst  dann  auszuführen 
sind,  wenn  bei  einem  Rohertrage  von  250.000  Gulden  das  zweite  Geleise 
gelegt  werden  muss'  (Kärnthner  Bahn),  oder  nebst  der  Erwerbung  der 
Grundflächen  die  Verpflichtung  zur  Erbauung  der  aus  Mauerwerk  herzu- 
stellenden Brücken  über  Flüsse  bei  der  ersten  Anlage,  während  die  übri- 
gen Arbeiten  für  die  Herstellung  des  zweiten  Geleises  erst  bei  einem  Roh- 
ertrage von  150.0(X)  Gulden  per  Jahr  und  Meile  vorzunehmen  sind  (Theiss- 
Bahn),  oder  die  Verpflichtung  zur  tauglichen  Herstellung  der  Grundfläche 
an  jenen  Stellen,  wo  die  spätere  Anlage  des  zweiten  Geleises  den  Betrieb 
beeinträchtigen  würde,  wie  bei  Tunnels,  bei  den  Felsen -Ein-  und  Ab- 
schnitten sogleich  bei  der  ersten  Anlage,  und  zur  übrigen  Herrichtung 
für  zwei  Geleise,  wenn  der  Rohertrag  150.000  Gulden  per  Jahr  und 
Meile  überschreitet  (Reichenberg-Pardubitzer  Bahn); 

3)  auf  das  bezüglich  der  Post  versendu  ngeu  dem  Handels-Mini- 
sterium einzuräumende  Recht,  für  einen  in  jeder  Richtung  täglich  abzu- 
sendenden Zug  die  Abfahrts-Stunden  und  die  Geschwindigkeit  zu  bestim- 
men (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Theiss-Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer 
Bahn,  Franz-Josephs- Orient-Bahn,  Kärnthner  Bahn),  und  die  Verpflich- 
tung, täglich  einen  Waggon  zur  ausschliesslichen  Verfügung  der  Postver- 
waltung beizustellen  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  lombardisch-venezia- 
nische Bahn.  Kärnthner  Bahn); 

4)  auf  die  Verpflichtung,  die  Herstellung  einer  Staats-Telegra- 
phen-Leitung längs  der  Bahn  zu  gestatten  und  dieselbe  durch  die 
Bahnwärter  unentgeltlich  zu  bewachen,  wobei  jedoch  der  Unternehmung 
unter  Aufsicht  des  Staates  die  Errichtung  eines  eigenen  Telegraphen  für 
die  Zwecke  des  Betriebes  und  beziehungsweise  die  Befestigung  der  dazu 
bestimmten  Dräthe  an  die  Pfähle  des  Staats-Telegraphen  eingeräumt  wird 
(Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,   lombardisch- venezianische  Bahn,   Theiss- 
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Nachsicht   von  der  Staatsverwaltung   erwirkt  worden  ist.     Im  letz- 
teren Falle  bleibt  zwar  das  erworbene  Eigenthum  an  Grundstücken, 

Bahn ,     Reichenberg  -  Pardubitzer     Balin ,     Franz  -  Josephs  -  Orient  -  Bahn, 
Käi-nthner  Bahn); 

5)  auf  die  Berechtigung  der  Staatsverwaltung,  durch  ein  abzusen- 
dendes Organ  Einsicht  in  alle  Gebarungen  zu  nehmen,  um  sich  zu 
überzeugen,  ob  die  Garantie  des  Staates  nicht  ohne  rechtfertigenden 
Grund  in  Anspruch  genommen  werde  (Staats-Eisenbahn- Gesellschaft, 
Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  lombardisch- venezianische  Bahn,  Theiss-Bahn, 
Reichenberg  -  Pardubitzer  Bahn,  Franz  -  Josephs  -  Orient- Bahn,  Kärnthner 
Bahn),  ferner  einen  Commissär  abzuordnen,  welcher  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  beiwohnen  und  allfällige  dem  Aerar  nachtheilige  Ver- 
fügungen sistiren  und  zur  Entscheidung  der  j\linisterien  bringen  kann 
(Kaiserin-Elisabtth-Bahn,  Reichen berg-Pardubitzer  Bahn)  ; 

6)  auf  das  Recht  der  Staatsverwaltung,  nach  einer  gewissen  Reihe 
von  Jahren  die  concessionirten  Bahnstrecken  einzulösen,  wobei  der 
jährliche  Reinertrag  während  der  dieser  Einlösung  \'orausgehenden  7  Jahre, 
nach  Abzug  der  zwei  ungünstigsten  Jahre,  zur  Grundlage  des  Durchschnitts- 
Betrages  angenommen  wird,  welcher  der  Gesellschaft  bis  zur  Erlöschung 
der  Concession  als  Jahresrente  in  Gold-  oder  Silber-Münze  ausbezahlt  wird 
und  in  keinem  Falle  weniger  als  5 '4  Percent  des  Anlage-Capitals  (Kaiserin- 
Elisabeth -Bahn,  lombardisch- venezianische  Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz -Josephs -Orient- Bahn,  Kärnthner  Bahn)  und 
bei  der  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  so  wie  auch  bei  der  Franz-Josephs- 
Orient-Bahn  nicht  weniger  als  den  Reinertrag  des  letzten  der  7  Jahre 
betragen  darf;  dieses  Recht  wird  wirksam  nach  30  Jahren  vom  Zeitpuncte 
der  vollen  Betriebs  -  Eröffnung  bei  der  Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  Theiss- 
Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer,  Wien-Raaber,  Franz-Josephs-Orient-Bahn, 
Kärnthner  Bahn,  zu  Ende  des  Jahres  1887  bei  der  Staats -Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, und  zu  Ende  des  Jahres  1889  bei  der  lombardisch -veneziani' 
sehen  Bahn ,  nach  12  Jahren  vom  Tage  der  Concessions-Ertheilung  bei  der 
Aussig -Teplitzer  Bahn,  nach  25  Jahren  bei  der  Reichenberg -Zitlnuer 
Bahn,  wo  sodann  im  Falle  der  Einlösung  das  Anlage -Capital  zurückzu- 
erstatten ist; 

7)  auf  das  Recht  der  Staatsverwaltung,  bei  der  Erlöschung  der 
Concession  nicht  nur  alle  unbeweglichen  Objecto  der  Eisenbahn 
(Staats-Eisenbahn-Gesellschafl),  sondern  auch  die  gosammte  bewegliche 
Betriebs-Einrichtung  und  das  dazu  gehörige  iMaterial,  entweder  in 
seinem  vollen  Bestände  (lombardisch- venezianische  Bahn),  oder  doch  in 
jener  Menge  und  bezüglich  VVerthsumme  unentgeltlich  an  sich  zu  brin- 
gen, welche  der  in  dem  Anlage-Cajütale  enthaltenen  ersten  Betriebs- Ein- 
i-ichtung  (d.  i.  jener,  welche  zu  Ende  des  ersten  Jahres  nach  eröffne- 
tem vollen  Betriebe  vorhanden  war)  entspricht  (Kaiserin -Elisabeth -Bahn, 
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Gebäuden  etc.  den  Unternehmern;  der  Staatsverwaltung  ist  es  jedoch 
nnbenonunen,  einer  anderen  naclifolgenden  Unternehmung  die  Con- 
cession  zu  dem  fragHchen  Eisenbahn -Baue  zu  ertheilen  oder  den- 
selben auf  Staatskosten  zu  vollenden.  Wenn  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmung ungeachtet  -wiederholter  Ermahnung  die  Anordnung  der 
vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen,  oder  wesentlichen  Bestim- 
mungen der  Concessions- Urkunde  oder  der  Eisenbahn -Betriebs- 
Ordnung  zuwiderhandeln  sollte,  so  kann  das  Handels -Ministerium 
die  Sequestration  der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr  und 
Kosten  der  Betriebs -Unternehmung  anordnen.  Angelegenheiten, 
welche  sich  auf  die  Vollziehung  dieser  Bestimmungen  beziehen, 
sind  von  dem  Rechtswege  ausgeschlossen  und  gehören  vor  die 
administrativen  Behörden. 

Um  das  neue  Concessions  -  System  zur  practischeu  Geltung  zu 
liringen,  war  es  nothwendig,  die  Richtungen  zu  bezeichnen,  in 
welchen  die  neu  anzulegenden  Eisenbahnen  geführt  werden  sollten, 
damit  die  Privat-Speculation  zunächst  sich  zur  Wahl  der  ihrer  Be- 
werbung offen  stehenden  Linien  zu  bestimmen  und  die  Staatsver- 
waltung ihre  eigenen  Eisenbahnbauten  hiermit  in  Einklang  zu  setzen 
vermöge.  Diess  konnte  am  sichersten  durch  die  Entwerfung  eines 
die  gesammte  Monarchie  umfassenden  Eisenbahnnetzes  erzielt 
werden.  Die  Staatsverwaltung  ging  hierbei  von  folgenden  Er- 
wägungen aus.  Auf  die  Bildung  eines  Eisenbahimetzes  wirken  fast 
alle  Factoren  der  Regierung  und  der  volkswirthschaftlichen  Thätig- 
keit  ein;  daher  müssen  bei  der  Entwerfung  desselben  vor  Allem 
1.  die  strategischen,  2.  die  administrativen,  3.  die  industriellen  und 
4.  die  Handels-Rücksichten  ihre  volle  Beachtung  finden.  Die  stra- 
tegischen Rücksichten  erfordern,  dass  durch  die  Eisenbahnen  die 
Wehrkraft  und  Vertheidiiiun^sfähi-ikeit  des  Reiches  nach  Aussen, 
sowie  die  Erhaltung  und  Wiederherstellung  der  öfrentlichen  Ruhe 
und  Sicherheit  im  Innern  erleichtert  und  gewährleistet  werde.  Die- 
ser Rücksicht  entsprechen  die  Eisenbalndinien,  welche  von  den 
grossen  Sammelplätzen  der  Trui)i)eu  im  Inlande  nach  den  Gränzen 
laufen  und  zwar  in  solcher  Richtung,  in  welcher  ein  Heereszug 
iun   vortheilhaftesten  auszuführen,    fremder   Einfall   am    kräftigsten 

Keiclieuberg-PaVd  ubitzer  Bahn,  Theiss-Balni,  Franz -Josephs -Orient -Bahn, 
Kärnthner  Bahn),  wobei  jedocli  das  zur  Eiseuhalin  nicht  gehörige  Eigen- 
thum  der  Gesellschaft  letzterer  aiiS(hücUHcIi  vorlielialten  bleibt  (Staats- 
Eisenbahn  -  Gesellschaft ,  lunibardisch  -  \  enezianisclie  Bahn ,  Franz  -  Josephs- 
Orient-Bahn). 
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abzuhalten  ist,  welelic  die  Festungen  des  Reiches  unter  sieh  und  mit 
den  übrigen  Sammelplätzen  der  Truppen,  dann  mit  den  Haupt- 
städten der  Kronländer  verbinden.  In  ad  mi  nistrativer  Rück- 
sieht Avird  zu  verlangen  sein,  dass  die  durch  Verträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  vereinbarten  Eisenbahnlinien  angelegt  werden; 
ferner  dass  die  Haupt-  und  Residenzstadt  mit  allen  Kronlands- 
Hauptstädten  in  möglichst  nahe  Verbindung  trete,  dass  einzelne 
Kronländer  nicht  ganz  ^on  dem  Eisenbahnnetze  ausgeschlossen  wer- 
den, dass  die  Eisenbahnen  sie  thunlichst  gleichmässig  durchziehen, 
endlich  dass  jedes  Kronland  wo  möglich  auf  zwei  entgegengesetz- 
ten oder  doch  verschiedenen  Puncten  mit  dem  übri2;en  Staatsgebiete 
in  einer  Bahnverbindung  stehe,  damit,  wenn  die  eine  unterbrochen 
ist,  die  andere  noch  benützt  werden  kann.  In  industrieller 
Hinsicht  ist  es  eine  Hauptautgabe  der  Eisenbahnen,  die  Mineral- 
Kohlen-Lager  mit  den  Hauptverbrauchsorten  der  Mineral-Kohle ,  so- 
wie überhaupt  mit  dem  gesammten  übrigen  Eisenbahnnetze  zu  ver- 
binden. Die  Handelsr  (ick  sichten  werden  oehörio-  bedacht, 
wenn  die  wichtigsten  industriellen  Gel)iete  mit  den  Hauptabsatz- 
plätzen für  ihre  Erzeugnisse  durch  Eisenbahnen  verbunden  werden, 
wenn  die  Eisenbahnen  möglichst  in  die  Richtung  des  Welthandels 
fallen ,  und  sonach  bis  an  die  Grunze  in  der  Richtuns;  der  wichtio- 
sten  Handelsplätze  des  Auslandes  gezogen  werden.  Diese  verschie- 
denartigen Rücksichten  werden  durch  einzelne  Eisenbahnlinien  mehr 
oder  weniger  gleichmässig  bedacht,  durch  deren  Aneinanderreihung 
sich  eine  zusammenhängende  Folge  von  Eisenbahnstrecken  bildet, 
welche  in  ihrer  Totalität  die  Hauptladen  des  Eisenbahnnetzes  dar- 
stellen. In  dieser  Auffassung  wird  das  österreichische  Eisenbahn- 
netz gebildet:  aj  durch  die  Linien,  welche  von  Wien,  als  dem 
Central -Punct  derselben,  in  der  Richtung  nach  Norden,  nach  Nord- 
osten, nach  Osten,  nach  Südosten,  nach  Süden,  nach  Südwesten, 
nach  Westen  und  nach  Nordwesten  bis  an  die  Staatsgränzen  lau- 
fen^ bj  durch  die  Linie,  welche  im  Noi'den  quer  durch  die  Mo- 
narchie, von  dem  westlichsten  bis  zu  dem  östlichsten  Puncte 
derselben  sich  hinzieht;  cj  durch  die  Linie,  welche  im  Süden  des 
Reiches  vom  westlichsten  zum  ijstlichsten  Puncte  läuft;  dj  durch 
die  Linie,  welche  in  der  Mitte  des  Reiches  vom  westlichsten  Puncte 
zum  östlichsten  reicht;  ej  durch  die  Linie,  welche  im  Westen  des 
Reiches  vom  nördlichsten  zum  südlichsten  Puncte  geht;  fj  durch 
die  Linie,  w^elche  im  Osten  des  Reiches  den  nördlichsten  mit  dem 
südlichsten  Puncte  verbindet;  (/y  durch  die  Linie,  welche  vom  nord- 
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westlichstt'ii  Piuicte  tliagonal  durch  das  Reich  zu  dem  südöstliehstei 


gelangt 5  h)  durch  die  Linie,  welche  vom  südwestlichsten  Puncte 
diagonal  zum  nordöstlichsten  reicht;  ij  endlich  durch  die  Verzwei- 
üunuen  mid  die  Zwischenverbindungen  obiuer  Linien,  sowie  durch 
weitere  isolirte  Bahnstrecken.  Die  Frage,  welche  Eisenbahnen  der 
►Staat  bauen,  welche  er  den  Privaten  zum  Baue  überlassen  solle, 
konnte  im  Interesse  der  zu  beschleunigenden  Vervollständigung  des 
Eisenbahnnetzes  vorläufig  nur  dahin  ihre  allgemeine  Lösung  erhal- 
ten, dass  der  Staat  die  bereits  in  Angriff  genommenen  Staats-Eisen- 
bahnen zu  vollenden  und  ferner  jene  Bahnen  selbst  zu  bauen  habe, 
welche  für  nothwendig  erkannt  werden ,  und  wofür  sich  keine 
Privat-Gesellschaften  melden,  um  deren  Bau  zu  übernehmen.  Seine 
Dazwischenkunft  wird  namentlich  dort  eine  wohlthätiue  Wirkung 
äussern ,  wo  einzelne  rentable  Eisenbahnlinien  von  Zwischenstrecken 
getrennt  werden,  welche  der  Privat -Speculation  nicht  genug  Reiz 
darbieten,  während  ihr  Ausbau  den  Zusammenhang  zwischen  den 
einzelnen  der  Privat -Thätigkeit  anheim  gefallenen  Linien  herstellt. 
Wenn  der  Staat  hier  suppletorisch  eintritt,  und  w^eun  er  den  Bau 
solcher  Bahnen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Wichtigkeit  übernimmt, 
so  verharrt  er  in  der  ihm  naturücmäss  obliegenden  Stelluno,  dort 
wirksam  einzuschreiten ,  wo  selbst  die  vereinten  Kräfte  döf  Ein- 
zelnen nicht  ausreichen;  hierdurch  fördert  er  zugleich  am  sichersten 
das  Zustandekommen  des  gesammten,  in  seinen  verschiedenen  Theilcii 
verbundeneu  Eisenbahnnetzes. 

Aui'  Grundlage  dieser  Erwägungen  wurde  das  österreichische 
Eisenbahnnetz  entworfen,  und  nach  der  mit  den  Allerhöchsten  Ent- 
schliessungeu  vom  1»  Juni  und  1.  November  1854  erfolgten  Aller- 
höchsten Genehmigung  in  der  Wiener  Zeitung  vom  10.  November 
1854  bekannt  gemacht.  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  emptieliK 
den  hier  folgenden  Abdruck  des  erwähnten  amtlichen  Artikels. 

„Oesterreich's  Eisenbahnnetz.  Kaum  ein  Jahi-zchent, 
nachdem  zwischen  Liverpool  und  Manchester  die  erste  Locomotiv- 
Bahn  erötlnet,  uud  bald  nachher,  als  dieses  Mittel  beschleunigter 
Comnmnication  auf  den  Continent  verpflanzt  worden  war,  fand  sich 
die  kaiserliche  Regierung  im  Jahre  1841  veranlasst,  die  Anlegung 
von  Eisenbahnen  in  den  Hauptverkehrs -Richtungen  der  Monarchie 
anzuordnen  und  zur  sicheren  und  schleunigen  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses den  Bau  derselben  auf  Staatskosten  zu  bewerkstelligen. 
Die  seit  jener  Zeit  eingetretene  Entwicklung  der  Verhältnisse,  ins- 
besondere   aber    die   Gleichstellung    aller   Theile    des  Reiches   und 


399 


devei)  \  t_reiiii;j,img  unter  einer  gemeinsamen,  die  rasehe  Eröflhiing 
der  Hilfs(|ael!en  der  öffentliehen  Wohlfahrt  bezweckenden  Gesetz- 
gebung fülirten  zu  der  Ueberzeugung,  dass  jene  einzehien  Linien 
bei  aller  ihrer  Wichtigkeit  u!;d  selbst  in  der  ihnen  seither  zu  Theil 
gewordenen  Erweiterung  mit  Eiuschluss  der  bestehenden  Privat- 
Bahnen  dem  sich  kundgebenden  Bedürfnisse  nicht  mehr  genügten. 
Der  Fall  der  Schranken  des  innern  Verkehrs,  die  Entlastung  des 
Grundeigenthums ,  die  Reform  der  Zollgesetzgebung,  die  verein- 
barte Erleichterung  des  Verkehres  mit  den  benachbarten  Staaten, 
die  auf  die  östüchen  Kronländer  ausgedehnte  österreichische  Civil- 
Gesetzgebung  und  die  Erweiterung  der  Wirksamkeit  der  National- 
Bank  übten  einen  eben  so  raschen  als  wohlthätigen  Einfluss  auf 
den  Aufschwung  der  Boden -Cultur,  auf  die  Entwicklung  der  In- 
dustrie und  die  Verzweigungen  des  Handels.  Die  hierdurch  ge- 
steigerten Anforderungen  an  den  Verkehr  Hessen  die  Nothweudig- 
keit  einer  schnelleren  und  für  die  Bewegung  grösserer  Gütermengen 
geeigneten  Circulation  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  des 
Reiches  erkennen,  welche  nur  durch  eine  Vervollständigung  des 
Systems  der  Eisenbahnen  erzielt  werden  kann,  die  überdiess  durch 
die  inzwischen  in  den  Nachbarstaaten  erfolgte  Vervielfältigung  der 
Eisenbahnlinien  geboten  schien,  um  der  hiermit  drohenden  Gefahr 
der  Ablenkung  des  Verkehrs  nach  anderen  Richtungen  zu  begegnen. 
Welche  überwiegende  Vortheile  der  Bestand  der  alle  einzelnen 
Theile  des  Reiches  verbindenden  Eisenbahnen  für  die  Vertheidi- 
gungsCähigkeit  des  Reiches  darbietet,  wurde  durch  die  Erfahrung 
überzeugend  dargethan. 

In  Allergnädigster  Erwägung  dieser  Verhältnisse  höben  Seine 
k.  k.  Apostohsche  Majestät  —  bewogen  von  der  ex'habenen  Für- 
sorge für  das  rasche  Aufblühen  der  Wohlfahrt  des  Kaiserreiches 
und  für  die  Erhöhung  seiner  Wehrkraft  —  den  Allerhöchsten  Befehl 
erlassen,  bei  der  Anlage  der  Eisenbahnlinien  des  östeiTeichischen 
Kaiserreiches  nach  einem  wohlüberdachten,  alle  Theile  des  Staats- 
gebietes angemessen  berücksichtigenden  Systeme  vorzugehen,  und 
sowohl  in  der  Richtung,  als  in  der  Verzweigung  der  Linien  einem  im 
Voraus  entworfenen,  in  strategischer,  national-ökonomischer  und  han- 
delspolitischer Rücksicht  wohlbegründeten  Eisenbahnnetze  zu  folgen. 

Diesem  AUerhi'tchsten  Befehle  gemäss  wurde  mit  Berücksich- 
tigung der  Bedürhiisse  des  Reiches  und  jedes  Kronlandes  insbe- 
sondere das  Eisenbahnnetz  für  den  östeiTeichischen  Kaiserstaat 
entworfen,    von    Seiner    k.    k.'  Apostolischen    Majestät    Allerhöchst 
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genehiDigt  und  dem  Handels -Ministerium  zur  Veriiirent liehung  dieses 
Eisenbahnnetzes  die  Allergnädigste  Ermächtigung  ertheilt. 

Das  gedachte  Eisenbahnnetz  (nach  seiner  Vollendung  in  einer 
Gesammtlänge  von  ungefähr  1.268  deutschen  Meilen)  enthält  ausser 
den  bereits  vollendeten  oder  im  Baue  begonnenen  Eisenbahnen  und 
vorbehaltlich  aller  nach  Umständen  etwa  erforderlichen  Abänderun- 
gen und  Ergänzungen  folgende  Hauptrichtungen: 
Wien-Linz-Salzburg  bis  zur  bairi-      Oedenburg-Gr. -Kanischa, 


sehen  Gränze, 
Linz  bis  an  die  bairische  Gränze 

gegen  Passau,        » 
Prag- Pilsen     an     die 

Gränze    geg( 

Nürnberg, 
Pilsen  -  Eo-er  -  Asch , 
Pilsen -Budweis, 
Aussig  -  Teplitz  -  Eger , 


Amberg 


bairische 
und 


Reichenberg    an    die 


sächsische 


Gränze  bei  Zittau, 
Reichenberg  -  Pardubitz , 
Oswiecim-Podsiorze , 
Oswiecim  -  Chelmek     zum     An- 

Schlüsse  an  die  Krakauer  Bahn, 
Krakau  -  Przen^ysl  -  Lemberg- 

Brody, 
Przcmysl-Czernowitz   bis  an  die 

Gränze  *der  Moldau , 
Pest-Miskolcz-Kaschau  bis  zum 

Anschlüsse    an    die    galizische 

Bahn , 
Debreczin  -  Tokay  -  Miskolcz , 
Ofen  -  Stuhlweissenburg  -  Gr.  -  Ka- 
nischa-Agram, 


Gr.  -  Kanischa  -  Fünfkirchen , 

Gr.  -  Kanischa-  Marburg, 

Szegedin-M.- Theresiopel-Mohacs- 
Essek , 

Szegedin  -  Peterwardein  -  Semlin , 

Szolnok-Arad, 

Temesvar- Weisskirchen  bis  an 
die  Donau, 

Temesvar  -  Arad  -  Hermannstadt 
bis  an  die  walachische  Gränze 
und  Kronstadt, 

Hermannstadt  -  Karlsburg  -  Klau- 
senburg zum  Anschlüsse  an 
die  ungrifeche  Bahn, 

Fiume-St.  Peter  zum  Anschlüsse 
an  die  südliche  Staatsbahn, 

lüagenfurt-  Marburg , 

Klagenfurt  -  Villach  -  üdine , 

Innsbruck-  Botzen , 

Mantua  -  Borgoforte  zum  An- 
schlüsse an  die  italienische 
Central  -  Bahn , 

Bergamo-  Lecco, 

Mailand  -  Piacenza , 

Mailand -Pavia. 


Durch  dieses  Eisenbahnnetz  wird  die  österreichische  Monarchie 
mittelst  dreier  Hauptlinien  von  W\'sten  nach  Osten  und  mittelst 
eben  so  vieler  Linien  von  Süden  nach  Norden  dui-chschnitten,  und 
es  werden  die  wichtigsten  Orte  der  Monarchie  nicht  bloss  unter- 
einander, sondern  auch  mit  sämmtlichcii  Nachbarstaaten  in  segen- 
verheissende  Verbindung  gebracht. 

Um  die  raschere  Vollendunu   dieses  Eisenbahnnetzes  herbeizu- 
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führen,  haben  ferner  Seine  k.  k.  Apostohsclie  Majestät  dem  Grund- 
satze nacli  Alleronädiüst  _oenehnii<>t,  dass  Privat -Unternehmunsien 
sich  an  der  Ausführung  dieser  Eisenhahnen  betheiligen  kimnen, 
und  zwar  entweder  unmittelbar  oder  in  Gemeinschaft  mit  der  Staats- 
Verwaltung  (durch  eine  werkthätige  Betheiligung  oder  Unterstützung 
der  letzteren,  wo  überwiegende  Gründe  hierzu  obwalten);  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  die  bezügliche  Bahn  Pri\'aten  zum  Baue 
und  Betriebe  überlassen  werde,  ist  in  Folge  der  diessfalls  von  den 
Privaten  zu  stellenden  Au.-uchen  für  jeden  einzelnen  Fall  der  Aller- 
höchsten Schlussfassung  vorbehalten. 

Um  diese  Allerhöchsten  Begünstigungen  des  Privat-Eisenbahn- 
Baues  desto  wirksamer  und  erfolgreicher  zu  gestalten,  wurde  in 
Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  8.  September  1854 
mit  der  Verordnung  des  Handels-Ministers  vom  14.  Sej)tember  1854 
eine  neue  Vorschrift  für  die  Concessions-Ertheilun"-  erlassen ,  welche 
in  Vergleichung  mit  den  früheren  diessfalligen  gesetzlichen  Anord- 
nungen den  Privat-Eisenbahnbau- Unternehmungen  besondere  Er- 
leichterungen und  Vortheile  gewährt.  Auf  diese  Weise  wird  einer- 
seits der  Privat -Speculation  bei  dem  Eisenbahn-Bau  in  Oesterreich 
ein  gewinnversprechendes  Feld  eröffnet,  andererseits  aber  jedes 
Privat -Unternehmen  dem  Dienste  der  Gesammt- Interessen  unter- 
geordnet und  auf  solche  Weise  das  öffentliche  Wohl  mit  den  auf 
Gewinn  berechneten  Unternehmungen  der  Einzelnen  in  volle  Ueber- 
einstimmung  gebracht.''' 

Die  im  vorstehenden  Artikel  aufgezählten  Eisenbahnen  um- 
fassen eine  Länge  von  744  Meilen;  wenn  man  hierzu  noch  die  in 
diese  Aufzählung  nicht  einbezogenen  Bahnen  ,  welche  im  Jahre  1854 
bereits  vollendet,  im  Baue  begriffen,  oder  doch  Allerhöchst  geneh- 
migt waren,  mit  524  Meilen  rechnet,  so  ergibt  sich  für  das  öster- 
reichische Eisenbahnnetz  eine  Gesammtlänge  von  1.268  Meilen. 
Durch  die  Ausführung  aller  dieser  Linien  würde  sich  das  Eisen- 
bahnnetz Oesterreich's  in  der  Art  vervollständigen,  dass  alle  Ein- 
gangs bezeichneten  Linien  als  verbindende  Fäden  dieses  Netzes 
hergestellt  wären.  Es  würde  nämlich  dieses  Netz  in  sicii  begreifen : 
nj  Die  von  Wien,  als  dem  Mittelpuncte  desselben,  nach  den  Grän- 
zen  der  Monarchie  reichenden  Linien  im  Südwesten  bis  an  die 
Gränze  der  fremden  italienischen  Staaten  und  der  Schweiz,  im 
Süden  bis  an  das  adriatische  Meer  und  die  türkischen  Gränzen,  im 
Süllosten  bis  an  die  walachische  Gränze,  im  Osten  an  die  mol- 
dauische Gränze,  im  Nordosten  an  die  rnssiscbc  (iiiin/.e,  im  Norden 
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an  die  russisch -polnische,  preussische  und  sächsische  (iränze.  im 
Nordwesten  und  Westen  an  die  bairlsche  Gräiize.  Die  von  der 
Eisenbahn  berührten  Gränzpuncte  wären  Pavia,  Piacenza,  Borgo- 
forte,  Venedig,  Triest,  Fiume,  Karlstadt,  Semlin,  Basiaseh,  Her- 
mannstadt, Kronstadt,  Itzkani  (südlieh  von  Czernowitz),  Brody, 
Granica  und  Szczakowa  bei  Krakau,  Oderberg,  Reichenberg,  Bo- 
denbach, Eger,  Pilsen  (jenseits  dieser  Stadt),  bei  Passau,  Salzburg 
und  Kufstein.  An  fremdländische  Eisenhalwilinien  würden  an- 
knüpfen: Pavia,  i^ach  Genua  und  Turin,  Piacenza  und  Borgoforte 
an  die  italienische  Central -Bahn,  Granica  und  Szczakowa  an  die 
Warschauer  und  oberschlesische  Eisenbahn,  Oderberg  an  Breslau 
und  Berlin,  Reichenberg  an  Zittau,  Dresden  und  Berlin,  Boder- 
bach  an  Dresden,  Eger  an  Hof  oder  Kulmbach,  Pilsen  an  Nürn- 
berg und  Regensburg,  Passau  an  Regensburg,  Salzburg  an  Mün- 
chen ,  Kufstein  an  Rosenheim  und  durch  dieses  an  München,  bj  Im 
Norden  des  Reiches  ginge  die  Verbindung  von  Eger  über  Aussig, 
Prag,  Olmütz,  Oderberg,  Oswiecim,  Krakau,  Lemberg  nach  Brody 
und  Czernowitz.  c)  Im  Süden  des  Reiches  würde  man  gelangen 
von  Pavia  über  Mailand,  Verona,  Mestre,  Udine,  Nabresina,  Lai- 
bach, Steinbrück,  Agram,  Kanisclia,  Fünfkirchen,  Mohäcs,  Baja, 
Szegedin,  Temesvär  nach  Hermannstadt  und  Kronstadt,  dj  Durch 
die  Mitte  des  Reiches  ginge  fast  parallel  mit  obigen  Linien  von 
Westen  nach  Osten  jene  von  Salzburg  und  Passau  über  Linz  nach 
Wien,  Pest,  Debreczin  und  Grosswardein.  ej  Von  Norden  nach 
Süden  an  der  Westgränze  des  Reichs  die  Linie  von  Eger  über 
Pilsen,  Budweis,  Linz,  Salzburg,  Kufstein,  Lmsbruck,  Botzen, 
Verona,  Pavia  und  Borgoforte.  fj  Von  Norden  nach  Süden  in  der 
Mitte  des  Reiches  von  Szczakowa  (Krakau)  überTarnöw,  Kaschau, 
Miskolcz,  Debreczin,  Szolnok,  Arad,  Temesvär,  Baja  nach  Essek 
und  Semlin.  gj  Von  Norden  nach  Süden  an  der  Ost-Gränze  des 
Reiches  von  Czernowitz  über  Klausenburg  nach  Hermaimstadt. 
hj  Diagonal  von  Nordwesten  nach  Südosten  würde  die  Linie  von 
Eger  über  Prag,  Wien,  Pest,  Temesvär,  nach  Basiaseh  und 
Kronstadt  streichen,  ij  Diagonal  von  Südwesten  nach  Nordosten  liefe 
die  Linie  von  Pavia,  Mailand,  Verona,  Udine,  Laibach,  Agram, 
Ofen  und  Debreczin  nach  Czernowitz. 

Bei  der  ungeheueren  Ausdehnung  dieser  einen  ansehnlichen 
Theil  von  Mittel  -  Europa  umfassenden  Linien  und  bei  der  in  der 
jüngsten  Zeit  noch  bedeutend  erhöhten  Kostspieligkeit  des  Eisen- 
bahnbaues konnte  selbstverständlich  die  Voraussetzung  gelten,  dass 
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es  einer  Reihe  von  Jalu'en  bedürfen  würde,  ehe  jene  Linien  voll- 
ständig: zum  Ausbaue  selanuen.  Desto  überraschender  musste  die 
Rührigkeit  erscheinen  ,  welche  sich  in  üesterreich  in  der  jüngsten 
Zeit  in  den  Eisenbahn -Unternehmungen  kund  gab.  Kaum  waren 
zwei  Jahre  verflossen,  seit  das  neue  Concessions- Gesetz  in  Wirk- 
samkeit trat  und  das  Eisenbahnnetz  veröfFentliclit  wurde,  und  schon 
waren,  ungeachtet  des  solchen  Unternehmungen  hindernd  entgegen- 
getretenen kriegerischen  Zeitlaufes,  die  Bewerbungen  um  37  ver- 
schiedene Eisenbahnen  in  einer  Gesammtlänge  von  1.168  Meilen 
angemeldet,  welche  nicht  nur  alle  Verzweiaungen  des  aufijestellten 
Eisenbahnnetzes  in  sich  enthalten,  sondern  demselben  noch  neue 
Linien  hinzufügen;  diese  neu  erwachte  Thätigkeit  bildet  den 
schlagendsten  Beweis  von  der  dui'ch  die  Erlassung  jener  Verfügun- 
sen  beurkundeten  richtigen  Erkenntniss  des  obwaltenden  Bedürf- 
nisses  und  von  dem  Vertrauen  in  die  Hilfsquellen  des  Kaiserstaates, 
von  deren  Eröffnung  durch  die  verbesserten  und  vermehrten  Com- 
munications-Mittel  der  reichste  Erfolg  für  das  Gedeihen  des  Staates 
und  der  Privaten  mit  Zuversicht  erwartet  wird. 

Um  die  in  dem  Eisenbahnwesen  herrschende  BcMeuuno-  über- 
sichthch  zu  machen,  erscheint  es  passend,  hier  die  Nachweisung 
der  bereits  dem  Betriebe  eröffneten,  der  im  Baue  begriffenen,  der 
definitiv  oder  vorläufig  concessionirten  und  der  im  Stadium  der 
Vorbereitung  befindlichen  Strecken  der  Staats-  und  Privat- Eisen- 
bahnen anzureiben.  Vorläufia;  aber  muss  noch  der  Veränderunsen 
Erwähnung  gethan  werden,  welche  seit  dem  Beginne  des  Jahres 
1854  in  dem  Bestände  der  Staats-  und  der  Privat-Bahnen  erfolgten. 
Als  Staatsbabnen  wurden  ursprünglich  gebaut  und  in  Betrieb 
gesetzt:  die  nördliche  Staatsbahn  von  Brunn  und  Olmütz  bis 
B.  Trübau  und  von  B.  Trübau  über  Prag  bis  an  die  sächsische  Gränze 
nächst  Bodenbach  ',  SS'/^  Meile  lang,  die  südliche  Staatsbahn 
von  Gloggnitz  bis  Triest,  66  Meilen,  die  südöstliche  Staats- 
bahn von  Pressburg  bis  Waitzen  und  von  Czegled  bis  Szege- 
din,  38' 2  Meile,  die  östliche  Staatsbahn  von  Krakau  bis 
Dfbica  und  von  Oswi^cim  bis  Traebinia,  18  Meilen,  die  lombar- 
disch-venezianische Staatsbahn  von  Verona  bis  Coccaglio 
und  von  Treviso  bis  Casarsa,  20y2  Meile,  die  Montan-Bahn  von 

'  Der  Bctriel)  der  iui  die  sächsische  SUiats- Eisenbahn  anknii|ifenden 
Strecke  von  Bodeubach  bis  an  die  sächsische  Gränze,  1'/,,  Meile,  wurde 
au  die  königlich-sächsisciie  Regienmp-  überlassen. 
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Oravicza  nach  Basiasch,  8  Meilen,  zusammen  214'/j  Meile.  Hieran 
reiiien  sich  jene  Bahnen,  welche,  ursprünglicli  von  Privat -Gesell- 
schaften erbaut,  durch  Ankauf  an  den  Staat  übergingen,  und 
theils  den  Stamm  der  obenerwähnten  Staatsbahnen,  Iheils  die  Ver- 
längerung derselben  'bilden,  nämlich  die  Krakau-oberschle- 
sische  Bahn  von  der  preussischen  Gränze  nächst  Szczakowa  bis 
Krakau  nebst  der  Zweigbahn  von  Szczakowa  nach  Granica,  9  Mei- 
len, die  ungrische  Central-Bahii  von  Marchegg  nach  Press- 
luirg  und  von  Waitzen  über  Pest  nach  Szolnok,  20 '/j  Meile,  die 
lombardisch-venezianisohe  Ferdinands-Bahn  von  Venedig 
bis  Verona  und  Mantua,  mit  der  Abzweigung  von  Mestre  nach 
Treviso  und  der  Bahnstrecke  von  Mailand  nach  Treviglio,  26'/2  Meile, 
die  M  a  i  1  a  n  d  -  M  o  n  z  a  -  C  o  m  0  -  B  a  h  n ,  0  Meilen ,  die  W  i  e  n  -  G 1  o  g  g- 
nitzer  Bahn  mit  der  Ausästung  von  Mödling  nach  Laxenburg 
und  von  Wiener- Neustadt  nach  Katzelsdorf,  lOV^  Meilen,  endlich 
die  Oedenburger  Bahn  von  Katzelsdorf  nach  Oedenburg, 
3y,  Meilen,  im  Ganzen  76 '/j  Meile.  Von  der  Staats-Verwal- 
tung ursprünglich  in  Bau  genommen  wurden:  die  Wi<!ner 
Verbindungsbahn  von  dem  Süd -Bahnhofe  zum  Nord -Bahnhofe 
1  Meile,  von  welcher  die  Hälfte  schon  im  Betriebe  steht,  die  Strecke 
von  Debica  nach  Rzeszow,  6  Meilen,  die  Zweigbahnen  von  Bier- 
zanow  nach  Wieliczka,  von  Podleze  nach  Niepolomice  und  von 
Szczakowa  nach  Jaworzno,  2  Meilen,  die  Linie  von  Szolnok  nach 
Debreczin  mit  der  Ausästung  von  Püspök-Ladany  nach  Grosswar- 
dein,  25  Meilen,  jene  von  Szegedin  nach  Temesvar,  15  Meilen, 
von  Oravicza  lach  Steierdorf,  6  Meilen,  von  Fünfkircheu  nach 
Mohäcs,  8'/^  Meile,  von  Steinbrück  nach  Agram,  10  Meilen,  von 
Innsbruck  bis  zur  bairischen  Gränze  nächst  Kufstein,  10  Meilen, 
von  Coccaglio  nach  Bergamo,  4  Meilen,  von  Casarsa  nacii  Udine, 
472  Meile,  von  Verona  nach  Botzen,  IQ'/j  Meile,  zusammen 
111  y^  Meile.  Demnach  umfassten  die  Staatsbahnen,  bevor  die 
einzelnen  Theile  an  Privat -Gesellschaften  übergingen,  291  Meilen, 
welche  bereits  im  Betiiebe  standen,  und  111 ''4  Meile,  welche  im 
Baue  begriffen  waren,  sohin  im  Ganzen  402' '4  Meile.  Nebstbei 
sind  noch  jene  Bahnstrecken  zu  erwähnen ,  deren  Bau  von  der 
Staatsverwaltung  vorbereitet  wird  (oder  vor  Ueberlassung  der  be- 
züglichen Strecken  an  Private  vorbereitet  wurde)  und  wofür  zum 
Theile  die  Project«  in  der  Arbeit  sind,  ohne  dass  der  wirkliche 
Bau  schon  in  Angriff  genommen  wäre.  Dahin  gehören  die  an  die 
lombardi.sch  -  venezianisclie  Eisenbahn  -  Gesellschaft    übergegangenen 
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.Strecken  von  Udine  nach  Nabresina,  durcli  \\  eiche  die  lonibardisch- 
venezianische  Bahn  mit  der  südlichen  Staats-Eisenbahn  in  Verbin 
düng  tritt,  !)  Meilen,  von  Mantua  nach  Horgoforte,  2  Meilen, 
welche  die  erstere  mit  der  italienischen  Central-Kahn  in  Znsammen- 
iiang  bringen  wird,  dann  von  Bergamo  nach  jMon/.a,  4'/2  Meile', 
/.ur  Herstellung  der  Ei.senbahn-Verbindung  von  Venedig  nach  Mai- 
land bestinniit,  ferner  die  an  die  östliche  Staatsbahn  sich  anschlies- 
senden Strecken  von  Rzeszow  über  Jaroslau  nach  Przemysl, 
11 '2  Meile,  die  von  der  galizischen  Eisenbahn -Gesellschaft  aus- 
zuführenden Strecken  von  Przemysl  nach  Lemberg,  13 '/^  Meile, 
und  von  Lemberg  über  Czeriiowitz  bis  an  tue  moldauische  Gränze 
bei  Itzkaiii,  64  Meilen,  die  an  die  kroatische  Eisenbahn -Gesell- 
schaft fallende  Strecke  von  Agram  nach  Sissek  und  Karlstadt, 
13y^  Meilen,  endlich  die  dem  Staate  noch  verbleibenden  Strecken  von 
St.  Peter  (an  der  Süd-Bahn)  nach  Fiume,  7  Meilen,  von  Salzburg 
nach  Leoben  (in  der  Richtung  von  Brück  an  der  Mur),  27  Meilen, 
von  Czap  nach  Szigeth  (für  den  Salz-Transport),  25  Meilen,  ferner 
von  Czap  nach  Unghvär  (für  den  Holz -Transport),  3  Meilen,  und 
von  Hieflau  nach  Eisenerz  (Montan -Bahn),  3  Meilen,  zusammen 
183',  4  Meile. 

Seither  hat  der  neuerlich  angenommene  Grundsatz,  dass  der 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vorzugsweise  den  Privat -Kräften 
zu  überlassen  und  die  Staatsverwaltung  nur  dort  einzutreten  berufen 
sei,  wo  diese  Privat- Kräfte  nicht  zureichen,  eine  rasche  Durchfüh- 
rung erhalten,  wodurch  das  Verhältniss  der  Staats-  zu  den  Privat- 
Bahnen  ein  wesentlich  anderes  geworden  ist.  Diese  Durchführung 
begann  mit  dem  Uebereinkommen,  welches  die  Staatsverwaltung 
am  1.  Januar  1855  (unter  nachfolgender  Allerhöchster  Genehmigung 
vom  8.  Januar  1855)  mit  einer  Gesellschaft  österreichischer  und 
französischer  Capitalisten  traf,  kraft  dessen  derselben  mehrere  Linien 
der  Staats -Eisenbahnen  für  die  Dauer  bis  zum  31.  December  1947 
überlassen  wurden.  Diese  CVmcession  umfasste:  1.  die  nördliche 
Staatsbahn  \'on  Bodenbach  bis  Brunn  und  Oimütz^  2.  die  südöst- 
liche Staatsbahn  von  Marchegg  nach  Szolnok  und  Szegedin^  3.  die 
im  Baue  begriffene  Staatsbahn  von  Szegedin  nach  Temesvar;  4.  eine 
\(in  Temesvar  gegen  die  Donau   zu   erbauende  P^isenbahn,   welche 

'  Diese  Strecke  wunl«  ucuerlicli  aufgegeben  und  dafür  die  ytrecke 
\(jn  Bergamo  nach  Trevigliij  in  Bau  genonniien  und  der  L>an  derselben 
auch  bereits  /.u  Ende  gel'iiln-t.     S.  S.  108. 
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in  die  von  Lissawa  über  Oravieza  nach  Basiasch  führende  Eisen- 
hahn einmünden  soll;  5.  die  Eisenbahn  von  Lissawa  (Steierdorf) 
nach  Basiasch.  Die  hierfür  zu  entrichtende  Summe  betrau,!  170 
Millionen  Franken  (65,540.000  tl),  welche  in  klingender  Münze  in 
36  Monatsraten  zu  entrichten  sind.  Gleichzeitia;  übertruir  die  Staats- 
Verwaltung  an  die  gedachten  Capitalisten  das  Eigenthuni  mehrerer 
Mineral -Kohlengruben  in  Böhmen,  der  Bergwerke,  Steinkohlen- 
gruben, dann  Hüttenwerke  im  Banate  nebst  den  der  Montan -Ver- 
waltung daselbst  gehörigen  Domänen  '  um  den  Preis  Aon  30  Mil- 
lionen Franken  (11,550.000  fl.),  welche  ebenfalls  in  36  Monatsraten  zu 
entrichten  sind.  Die  Staatsverwaltung  leistet  für  die  auf  die  conces- 
sionirten  Eisenbahnen  aufgewendeten  Ankaufs-,  Bau-  und  Einrich- 
tungs-Kosten  die  Garantie  von  5  Percent  Zinsen  und  '  \,  Percent 
für  die  Amortisation  bis  zum  Betrage  von  77  Millionen  Gulden  in 
der  Art,  dass  die  kraft  dieser  Garantie  wirklich  ausbezahlten  Sum- 
men als  ein  zu  4  Percent  verzinslicher  Vorschuss  behandelt  werden, 
welcher  in  dem  Maasse  zurückzubezahlen  ist,  als  der  Reinertrag 
jener  Bahnstrecken  5'/:,  Percent  des  erw^ähnten  Anlage- Capital s 
übersteigt.  Die  gedachten  Cajntalisten  gründeten  zum  Betriebe  der 
ihnen  überlassenen  Eisenbahnen  und  Lieuenschaften  eine  Actien- 
Gesellschaft,  welche  den  Titel:  K.  k.  privilegirte  Staats- 
Eisenbahn-Gescllschaft  tuhrt  und  alsbald  in  Wirksamkeit  trat. 
Die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahnstrecken  (welche  schon 
vom  1.  Januar  1855  an  für  ihre  Rechnung  verwaltet  worden  waren) 
übernahm  sie  am  1.  April  1855  in  eigene  Regie.  Die  Strecke  von 
Szegedin  nach  Temesvär,  welche  die  Staatsverwaltung  hätte  aus- 
bauen und  nach  der  Vollendung  an  die  Gesellschaft  zu  Ende  1856 
übergeben  sollen,  ging  durch  neuerliches  Uebereinkommen  (vom 
10.  Juni  1856)   unmittelbar  in   der  Art  an   die  Gesellschaft  über, 

'  D;;s  iin  die  Gesellschaft  übertragene  Staatseigenthuin  umfasst  die 
Urauiikolileiilager  lici  Solioclileben  und  die  Steinkoldeuweike  von  Kladno 
und  JBiaudeisl  in  iJühmen,  die  Kiipferwerke  (zum  Tlieil  mit  Silber-  und 
Eisenstein -Bergbau)  \on  üravicza  mit  Csiklova,  Dognacska,  Saska  und 
Moldova,  die  Steinkohlenwerke  \on  Dunian,  Kiiptor-Szekul  und  Steier- 
dorf,  die  Eisenwerke  und  Eisensteingruben  \on  Rescliitza  mit  Franzdorf 
(zugleich  Steinkohiengrube),  Kdgschan  (zugleich  Kupferhammer),  Gladna, 
iMoraviza  und  llamina,  sanimtlicli  im  IJauate,  endlich  die  dem  iMontan- 
Aerar  daselbst  gehörigen  Grundstücke  uml  Waldungen  (97.tKJÜ  Joch), 
«lann  die  dem  Cameral  -  Aerar  iu  den  Uezirken  Oravieza  und  Uogschan 
eigenthiinilichcn  Gnuidt^liicke  (ll;i.000  Joch)  und  Gebämle. 
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dass  dieselbe  den  begonnenen  Bau  für  eigene  Rechnung  furtsetzte, 
und  dafür  eine  Pauschsumme  erhielt,  von  welcher  die  auf  diesen 
Bau  bereits  verwendeten  Beträge  in  Abzug  zu  bringen  waren.  Die 
Weiterführung  dieser  Bahn  bis  an  die  Oravicza-Bahn,  in  welche  sie 
bei  der  Station  Jassenova  einmünden  \\ird ,  ist  bereits  in  Angriff 
genommen  worden  und  soll  bis  Ende  1857  bewerkstelligt  sein. 

Eine  weitere  Aenderung  in  dem  Bestände  der  Staatsbahnen 
trat  durch  die  Ueberlassung  der  lonibanlisch- venezianischen  Staats- 
Eisenbahn  an  eine  Gesellschaft  österreichischer,  französischer  und 
englischer  Capitalisten  mittelst  des  unterm  14.  März  1856  abge- 
schlossenen und  unterm  17.  April  1856  Allerhöchst  genehmigten  Ver- 
trages ein.  In  Folge  dieses  Vertrages  gehen  an  die  von  jenen 
Capitalisten  gebildete  „Actien-Gesellschaft  der  lombardisch- 
venezianischen  Eisenbahnen''  auf  die  Dauer  bis  zu  Ende 
des  Jahres  1948  über:  aj  die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Strecken 
der  lombardisch-venezianischen  Staats-Eisenbahn  :  Venedig-Coceaglio, 
Verona -Mantua  und  Mestre  -  Casarsa ,  dann  Mailand -Treviglio  und 
Mailand -Como  (Camerlata);  bj  die  im  Btiue  begi-ilfenen  Strecken 
von.  Coccaglio  nach  Bergamo  und  von  Casarsa  nach  Nabresina^ 
cj  diejenigen  Strecken,  welche  zur  Vervollständigung  des  lombar- 
disch-venezianischen  Eisenbahnnetzes  zu  erbauen  und  in  Betrieb  zu 
setzen  die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  nämlich  Bergamo  -  Monza, 
Mailand -Piacenza,  mit  der  Ausästung  von  Melegnano  nach  Pavia 
zum  Anschlüsse  an  die  italienische  Central -Bahn  und  an  die  sar- 
dinischen Bahnen,  Mailand  -  Buflalora  zum  Anschlüsse  an  die  sardi- 
nischen  Bahnen,  Mailand -Sesto  Calende  an  das  Ufer  des  Lago 
Maggioi'e,  Mantua -Borgoforte  zum  Anschlüsse  an  die  italienische 
Central -Bahn.  Ueber  die  Fortsetzung  der  Strecke  Mailand- Tre- 
viglio  bleibt  es  der  Gesellschaft  überlassen,  bis  Ende  1857  den 
Antrag  zu  stellen.  Der  Gesellschaft  wird  id)erdiess  die  freie  Mit- 
benützung der  Bahnstrecke  von  Nabresina  nach  Triest  und  der 
Bahnhöfe  an  diesen  beiden  Endpuncteu  der  eben  erwähnten  Strecke 
zugestanden,  wogegen  für  die  in  der  Slaals-Kcgie  verbleibende 
Bahnstrecke  von  Botzen  nach  Verona  die  freie  Mitbenutzung  der 
beiden  Bahnhöfe  von  Verona  bedungen  wird.  Als  Enisehädigung 
für  die  auf  jene  Bahnen  bereits  ^  erwendeten  Kosten  entrichtet  die 
Gesellschaft  an  die  Staatsverwaltung  die  Summe  von  100  Millionen 
österreichischer  Lire  (SS'/^  Million  Gulden),  wovon  20  Millionen 
Lire  drei  Monate  nach  der  eriblutcn  Allerhöchsten  Genehmigung 
des  Vertrages,    50   Millionen   Lire   in    finif  nacheinander  folgenden 
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Jahrt'^rateu  zu  entrichfeii  sind,  und  die  letzten  30  Millionen  Lire 
in  der  Art  abgestattet  werden,  dass,  wenn  die  gesamniten  conces- 
sionirten  Bahnen  ein  jährliches  Erträgniss  von  mehr  als  7  Perceut 
abwerfen,  die  Hälfte  des  Ueberschusses  zu  der  Abtragung  dieser 
Summe  zu  verwenden  ist,  welche  letztere  Summe  inzwischen  aul" 
'20  Millionen  vermindert  wird,  wenn  die  Gesellschaft  es  vorzieht, 
dieselbe  in  zwei  Jahresraten  nach  erfolgter  Abtrauun"'  obiuer  70  Mil- 
Honen  zu  erle<ien.  Die  Strecke  von  Coccaiilio  nach  Berüamo  muss 
binnen  zwei  Jahren,  jene  von  Bergamo  bis  Monza  und  von  Casarsa 
bis  Nabresina  binnen  drei  Jahren  und  jene  von  Mailand  nach  Pia- 
cenza  binnen  fünf  Jahren  vom  1.  Juli  1856  an  vollendet  und  dem 
Betriebe  übcriieben  sein.  Zu  den  Kosten  des  schwierigen  Baues 
der  Brücke  über  den  Po  nächst  Piacenza  trägt  die  Staatsverwaltung 
die  Hälfte  des  hierfür  bestrittenen  Aufwandes  bei  und  leistet  für 
die  gesammten  Kosten  des  Ankaufes  und  des  Baues  die  Garantie 
von  5*4  Percent  für  Zinsen  und  Amortisation  in  der  oben  erwähn- 
ten Art.  Späterhin  hat  (mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
27.  November  1856)  diese  Coneession  dahin  eine  Aenderung  erlit- 
ten, dass  die  Strecke  Bergamo -Monza  aufgegeben,  dagegen  der 
Gesellschaft  das  Recht  verliehen  wurde,  die  Bahn  von  Bergamo 
nach  Cassano  an  die  Mailand -Treviglio- Bahn  zu  führen  und  die 
Mailand -Treviiilio-Bahn  über  Crema  bis  Cremona  zu  verläii<>ern. 
Ferner  wurde  eventuell  die  unmittelbare  Verbiudujig  der  bestehenden 
Bahnstrecken  durch  den  Bau  der  Strecke  Coccaglio-Treviglio  angeord- 
net; der  Bau  der  Strecke  Bergamo-Treviglio  (Cassano)  ist  auch  be- 
reits beendigt  worden,  so  dass  die  directe  Verbindung  zwischen 
'Mailand  imd  Venedig  mittelst  der  Eisenbahn  hergestellt  ist.  Dass 
derselben  Gesellschaft  auch  der  Bau  und  Betrieb  der  italienischen 
Gentral-Bahn  übei'tragen  wurde,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden. 
In  Ungern  gab  es  noch  eine  Bahnstrecke,  welche  auf  Staats- 
kosten erbaut  wurde,  jene  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Gross  wardein.  Diese  Strecke  würde  in  ihrer  Isolirung  nicht 
mit  Nutzen  zu  betreiben  gewesen  sein ,  während  sie  in  den  Händen 
von  Privaten  den  Grundstock  eines  ausgebreiteten  Bahn-Sjste- 
mes  bilden  konnte.  So  geschah  dieses  auch,  indem  eine  Gesell- 
schaft von  ungrischen  (irundbesitzern,  an  deren  Spitze  Graf  (reorg 
Andrässj  stand,  im  Vereine  mit  der  Credits- Anstalt  für  Handel 
und  Gewerbe,  hau|>tsächlich  aber  mit  deutsciien  Capitalisten,  den 
Ausbau  eines  Eisenbahn  -  SA'stemes  im  östlichen  Ungern  und  zu 
diesem   Behufe   die  Gründunu   einer   Actien- Gesellschaft   bcschloss. 
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Dieses  Bahn-System  reicht  von  Arad  an  der  Siidost-G ranze  Ungern's 
bis  an  die  galizische  Bahn  und  ist  vorzugsweise  zur  Befruchtung  der 
Theiss-Gegend  I»estimint,  wesshalb  jenes  System  auch  mit  dem  Namen 
der  Theiss-Bahn  bezeichnet  wird.  Unterm  2(S.  September  1856 
erfolgte  die  Allerhöchste  delluitive  Concession,  kraft  welcher  den 
Concessions- Werbern  (bezüglich  der  von  ihnen  zu  gründenden 
Actien- Gesellschaft)  die  von  Szolnok  nach  Debreczin  und  von 
Püspök-Ladäny  nach  Grosswardein  führenden,  im  Baue  befindlichen 
Staats-Eisenbahn-Strecken  (deren  letztere  von  der  ersteren  abzweigt) 
in  der  Ausdehnung  von  25  Meilen  zum  Ausbaue  für  den  Locomotiv- 
Betrieb  überlassen,  und  für  diese  Strecken  sowohl  als  lür  die 
Strecken  von  Pest  nach  Miskolcz,  von  Miskolcz  nacliKaschau,  von 
Miskolcz  über  Tokay  nach  Debreczin,  dann  von  Arad  zum  An- 
schlüsse an  die  Eisenbahnlinie  Szolnok-Debreczin  auf  der  Strecke 
zwischen  Püspök-Ladäny  und  dem  linken  Theiss-Ufer  das  aus- 
schliessende  Recht  zum  Baue  und  zum  Betriebe  einer  Locomotiv- 
Bahn  verliehen  wurde.  Ferner  wird  den  Concessionären  das  Vor- 
recht für  die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Kaschau  nach  Galizien 
zum  Anschlüsse  an  die  dortige  Hauptbahn  mit  einer  Flügelbahn 
bis  Wallendorf  in  der  Zips  für  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren 
nach  Vollendung  der  obenerwähnten  concedirten  Bahnen  ertheilt. 
Für  die  überlassenen  Staats-Eisenbahn -Strecken  sind  die  Conces- 
sionäre  verptlichtet  dem  Aerar  die  von  demselben  bestrittenen  Bau- 
kosten zu  erstatten  und  zwar  mittelst  der  Ueber2,abe  von  Prioritäts- 
Obligationen,  welche  von  der  Betriebserötlhung  auf  den  gedachten 
Strecken  an  mit  jährlichen  5  Percent  zu  verzinsen  und  nach  einem 
von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungs])lane  nach  und 
nach  zurückzuzahlen  sind.  Die  Strecke  vom  linken  Theiss-Ufer 
bei  Szolnok  bis  Debreczin  und  von  Püspök-Ladäny  nnch  Gross- 
wai'dein  muss  bis  Ende  1858,  der  Ausbau  vom  linken  Theiss-Ufer 
gegenüber  von  Szolnok  bis  Szolnok  bis  Ende  18()2,  die  Strecke 
von  Arad  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Linie  Szolnok-Debreczin  bis 
Ende  1859  und  die  anderen  Linien  von  Debreczin  über  Miskolcz 
nach  Kaschau,  dann  von  Miskolcz  nach  Pest  müssen  bis  Ende  1862 
beendet  sein.  Fin-  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlage- Ca pitals 
leistet  die  Staatsverwaltung  eine  Garantie  von  Ö'/^  Percent  bis  zur 
Maximal -Summe  von  55  Millionen  Gulden.  Die  Dauer  iles  Privi- 
legiums erstreckt  sich  auf  J)()  Jahre  \om  1,  Januar  i858  an  gerech- 
net. Die  Länge  der  einzelnen  concessionirten  Strecken  beträgt, 
und  zwar:   von   Szolnok   nacli   Debreczin    16  Meilen,    von  Püspök- 
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Ladciny  nach  Grosswardein  9  Meilen ,  von  Pest  nach  Mit^kolcz 
(welche  Linie  indess  durch  ein  üebereiukoinnien  '  mit  der  Staats- 
Eisenbahn -Gesellschaft  eine  Abkürzung  erleiden  dürfte)  23  Meilen, 
von  Miskolcz  nach  Kaschau  10 V4  Meilen,  von  Miskolcz  über  Tokay 
nach  Debreczin  18  Meilen  und  von  Arad  bis  zum  Anschlüsse  an 
die  Szohiük-Debrecziner  Linie  18^,  ^  Meilen.  Diess  bildet  eine  Ge- 
sammterstreckung  der  concessiouirten  Bahn  von  95 '/j  Meile,  wozu 
noch  die  eventuelle  Verlängerung  von  Kaschau  bis  zum  Anschlüsse 
an  die  galizische  Hauj)tbahn  mit  27  Meilen  sammt  der  Flügelbahn 
bis  NVallei  dorf  in  der  Zi]»«  mit  6  Meilen  zu  rechnen  ist. 

Weiterhin  wurde  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
'S.  Januar  1857  genehmigt,  dass  die  östliche  Staats  bahn, 
welche  nur  erst  noch  einen  minder  bedeutenden  Theil  des  galizi- 
schen  Bahn-Sjstemes  ausfüllt,  in  der  Absicht,  die  Vollendung  dieses 
Sjstemes  im  Interesse  des  Landes  zu  beschleunigen ,  an  die  Gesell- 
schaft der  Kaiser-Ferdinands -Nordbalni  übergehe.  Dieselbe  sollte 
nebst  den  bereits  vollendeten  und  im  Betriebe  stehenden  Strecken  von 
Oswiecim  bis  Trzebinia  und  von  der  preussischen  Gränze  bei  Szcza- 
kowa  über  Trzebinia  und  Krakau  bis  D  biea  und  der  im  Baue  be- 
griflenen  Strecke  von  Debica  nach  Rzeszow,  mit  Einsehluss  der 
ebenl'uUs  im  Baue  befindlichen  Seitenbahnen  nach  Wieliczka  und 
Niepolomice,  gleichzeitig  die  Concession  zum  Weitt-rbaue  obiger 
Bahn  von  Rzeszow  über  Jaroslau  nach  Przemysl  erhalten.  Hier- 
durch hätte  die  Kaiser- Ferdinands-Nordbahn  ihre  volle  Ausbildung 
erlangt,  indem  sie  sodann  von  Wien  bis  in  das  Herz  s^on  Galizien 
reichte  und  nach  neun  Endpuncten  hin  Seitenflügel  streckte.  Die 
von  der  Staatsverwaltunt!;  bezüglich  des  Ankaufes  und  des  Baues 
der  übergebenen  Strecken  bestrittenen  Kosten  hätte  die  Kaiser -Fer- 
dinands-Nordl)ahn  indem  noch  näher  auszuweisenden  Betrage  (von 
ungefähr  16  Millionen  Gulden)  der  Staatsverwaltung  zu  vergüten 
und  überdiess  die  Verpflichtung  zu  übernehmen,  die  im  Baue  be- 
griffenen oder  neu  anzulegenden  Theile  der  Bahn  binnen  3  Jahren 
zu  \ollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergeben.  Gleichzeitig  wurde 
auf  die  Fortsetzung  der  galizischen  Bahn  von  Przemysl  über 
Lembei-g  einerseits  bis  an  die  russische  Gränze  bei  Brody ,  andererseits 

'  Diesem  bereits  abgeschlossenen  Uebereinkommen  gemäss  überlässt 
die  Staats -Eisenbafingesellscliaft  die  Strecke  von  Szolnok  nach  Czegied 
der  Tlieiss-Baluigesellscliaft,  wornach  obige  Linie  eine  ModiOcalion  erleiden 
dürfte. 
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von  Lembei-Q-  über  Czernowitz  bis  an  die  inoidciiiisclie  Gränze. 
mit  einer  Verbindungsbahn,  welche  von  Przenijsl  ausgehend  die 
letztere  der  beiden  Hauptlinien  am  rechten  Dnicster- Ufer  erreichen 
soll,  Bedacht  genommen,  und  mit  Allerhik-hster  Entschliessung  vom 
3.  Januar  1857  der  Bau  und  Betrieb  dieser  ausgedehnten  Bahnlinien 
einer  Gesellschaft  von  galizischen  Grundbesitzern  im  Vereine  mit 
in-  und  ausländischen  Capitalisten  überlassen.  Gegenwärtig  handelt 
es  sich  jedoch  um  den  Uebergang  der  der  Nordbahn -Gesellschaft 
zugedachten  Strecke  von  Krakau  nach  Debica  an  die  galizische 
Eisenbahn -Gesellschaft,  wornach  die  Nordbahn  ihre  Endpuncte  in 
Krakau  und  nächst  Szczakowa  an  der  ])rcussi8chen  Gränze  linden 
würde.  Die  Dauer  der  an  diese  Gesellschaft  ertheilten  Concession 
beträgt  90  Jaln-e;  die  Staatsverwaltung  wird  5  Percent  Zinsen  von 
dem  Anlage-Capitale  (55  Millionen  Gulden)  nebst  \'.^  Percent  für 
die  Amortisation  desselben  gewährleisten  und  die  Bahn  muss  von 
Przemysl  bis  Lemberg  Ende  1860,  bis  Brody  und  Czernowitz  Ende 
1866  vollendet  sein. 

Der  folgenreiche  Gedanke  der  Herstellung  einer  unmittelbaren 
Schienenverbindung  zwischen  den  fruchtbaren  Productions- Ländern 
des  Ostens  und  den  Oesterreicirs  Welthandel  vermittelnden  Absatz- 
orten an  den  Hafeni)lätzen  bewog  einige  Triester  Häuser,  in  Ge- 
meinschaft mit  in-  und  ausländischen  Capitahsten  sich  bereit  zu 
erklären,  die  Verbindung  der  südlichen  nach  Triest  ausmündenden 
Staatsbahn  mit  dem  Banate  und  den  Donau- Ländern  dadurch  her- 
zustellen, dass  ihnen  (oder  der  von  ihnen  zu  grihidenden  Gesell- 
schaft) die  im  Baue  stehende  Staatsbahn-Linie  von  Stein  brück 
nach  Agram  überlassen  werde,  welche  sie  sich  verpllichten 
würden,  nach  Sissek,  bis  wohin  die  Dami)fschiirfahrt  von  der  Donau 
aus  reicht,  weiter  zu  l)auen  und  eventuell  einerseits  bis  Vukovär, 
andererseits  bis  Karlstadt  fortzusetzen,  um  das  Schienen -System 
zwischen  der  Drau,  der  Save  und  dem  Meere  zu  vervollständigen. 
Die  Hauptaufgabe  dieser  Linie  würde  es  sein,  den  Getreide-  und 
Holz-Handel  zu  vermitteln,  und  jene  Gebiete  mit  den  überseeischen 
Producten  zu  versehen.  Die  Linie  bis  Sissek  würde  bis  zum  Monate 
Juni  des  Jahres  1860  vollendet  sein,  und  es  ist  alle  Aussicht  vorhanden, 
dass  dieses  bereits  festgestellte  Unternehmen   bald  in's  Leben  trete. 

Noch  ist  hier  der  Fun  fk  i  rchen-Mohacscr  Bahn  zu  er- 
wähnen, welche  zwjir  den  Namen  einer  Staatsbahn  beibehalten  hat, 
aber  auf  Kosten  der  Donau -Dampl'scliillVahrts-tiesellsehaft  gebaut 
wurde,  wofür  letzere  das  Betriebsrecht  auf  dieser  Bahn  liU-  die  Dauer 
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von  45  Jahren  erhielt.  Sie  heginnt  bei  den  der  genannten  Gesell- 
schaft in  der  Gemeindeniarkung  von  Fünfkirehen  (bei  der  Localität 
Gesztenyös)  eigenthiinilich  zugehörigen  Steinkohlengruben,  läuft  von 
dort  in  der  Richtung  gegen  die  Stadt  Fünfkirchen  nach  Üszög,  und 
geht  von  da  über  Villany  nach  Mohäcs  an  der  Donau.  Das 
Bedürfniss  der  genannten  Gesellschaft,  zum  Betriebe  der  Schifffahrt 
eine  hinreichende  Menge  Kohlen  von  geeigneter  Qualität  sieh  sicher 
zu  stellen,  veranlasste  dieselbe  zu  dem  Ankaufe  und  dem  Pachte 
von  Kohlengruben,  und  zu  dem  Baue  der  erwähnten  Eisenbahn, 
ohne  welche  die  ausgebrachten  Kohlen  bis  zu  der  8  Meilen  ent- 
fernten Donau  mit  den  vorhandenen  Fuhrmitteln  nicht  hätten  ge- 
bracht werden  können.  Die  Strecke  von  tlen  Kohlengruben  nach 
Üszög,  ^/,  Meilen  lang,  ist  bereits  seit  1854  im  Betriebe;  die  län- 
gere Linie  aber,  von  Üszög  nach  Mohäcs,  7%  Meile  lang,  ist  im 
Jahre  1857  vollendet  und  (für  den  Kohlen-Transport)  dem  Betriebe 
übergeben  worden. 

Die  grosse,  in  das  Eisenl)ahnnetz  üesterreicirs  einbezogene 
Verbindungsstrasse,  welche  Süd -Deutschland  durch  Tirol  mit  Ober- 
Italien  verbindet,  besteht  gegenwärtig  aus  zwei  mit  einander  nicht 
zusammenhängenden  Staatsbahnstrecken,  von  Verona  nach  Bo- 
tzen  und  von  der  bairischen  G ranze  nächst  Kuf stein  nach  Inns- 
bruck, zwischen  welchen  sich  die  noch  nicht  in  Angrilf  genom- 
mene Linie  von  Innsbruck  nach  Botzen  befindet,  eine  Linie, 
die  nicht  nur  durch  die  Ueberschreitung  des  Brenners,  welcher 
Pass  den  niedrigsten  Uebergangspunct  des  Central- Alpenzuges  bildet, 
sondern  auch  durch  die  Falirbarmachung  des  Engpasses  des  Kun- 
tersweges  sehr  namhalte  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hat.  So 
eben  ist  eine  Gesellschaft  in  der  Bildung  begriften,  welche  die 
Ueberlassung  der  genannten  beiden  Bahnstrecken  nach  ihrer  Voll- 
endung vom  Staate  verlangt  und  sich  verbindlich  macht,  die  zwi- 
schenlie<>ende  Strecke  von  Innsbruck  nach  Botzen  bis  zum  Jahre 
1862  auszubauen.  Auf  diese  Art  würde  eine  der  wichtigsten  mittel- 
europäischen Bahnen,  das  unmittelbare  Verbindungsglied  zwischen 
Deutschland  und  Italien,  zu  Stande  kommen,  was  einen  nicht 
zu  berechnenden  Aufschwung  des  Verkehres  zwischen  diesen  bei- 
den so  reichen  Ländergebieten  zur  Folge  haben  müsste. 

Am  21.  Juni  1851  wurde  mit  Baiern  ein  Vertrag  bezüglich 
der  Anknüpfung  der  österreichischen  an  die  bairischen 
Eisenbahnen  geschlossen,  in  dessen  Folge  die  Bahn  von  Inns- 
bruck   bis    an   die  bairische  Gränze    nächst  Kulslein    und  jene    von 
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Brück  an  der  Mar  his  an  die  bairische  Gränze  näelist  Salzburg 
binnen  vier  und  bezüs;lich  binnen  sechs  Jahren  erbaut  werden  sollte. 
Die  erstere  Bahn  wurde  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  sogleich 
in  Angriff  genommen,  und  der  Bau  derselben  ist  nahezu  voll- 
endet. Anlässlich  der  Prqjectirung  der  zweiten  Bahn  zeigten  sich 
die  Hindernisse  bei  der  Ueberschreitung  der  Alpen  im  Salzburgischen 
so  bedeutend,  dass  die  Vollendung  dieser  Bahn  in  der  anbe- 
raumten Frist  sich  als  unmöglich  darstellte.  Während  demnach 
die  Vorarbeiten  für  diese  Bahn,  für  welche  vielleicht  noch  eine 
günstigere  Trace  aufgefunden  wird,  fortdauern,  wurde  die  Herstel- 
lung der  Eisenbahn -Verbindung  in  der  Richtung  von  Wien  nach 
Salzburg  in  raschen  Angriff  genommen,  so  dass  die  Projectirung 
derselben  im  Frühjahre  1856  nahezu  vollendet  war.  Ein  neuer, 
unterm  21.  April  1856  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  abgeschlos- 
sener Vertrag  regelte  den  gegenseitigen  Eisenbahnanschluss  dahin, 
dass  sich  Oesterreich  anheischig  machte,  nebst  der  Strecke  von 
Verona  nach  Botzen  auch  jene  von  Innsbruck  bis  an  die  bairische 
Gränze  nächst  Kufstein  bis  zum  1.  October  1858  zu  vollenden  und 
in  Betrieb  zu  setzen,  während  die  Linie  von  Wien  über  Linz  bis 
an  die  bairische  Gränze  nächst  Salzburg,  dann  die  Linie  von  Linz 
bis  an  die  bairische  Gränze  nächst  Passau  binnen  fünf  Jahren  voll- 
endet sein  wird.  Ausserdem  sollte  eine  von  Prag  über  Pilsen  füh- 
rende Bahn  bis  an  die  bairische  Gränze  in  der  Richtung  gegen 
Amberg  und  Nürnberg  (vorbehaltlich  der  gemeinschaftlichen  Fest- 
setzung des  gegenseitigen  Auschlusspunctes)  geführt,  und  ebenso 
ein  Anschluss  der  böhmischen  Bahnen  an  die  bairischen  in  der 
Nähe  von  Eger  bewirkt  werden.  Baiern  verpflichtete  sich  dagegen, 
die  Bahn  von  München  über  Rosenheim  an  die  Tiroler  Gränze 
nächst  Kufstein  ebenfalls  bis  zum  1.  October  1858  und  die  Fort- 
setzung derselben  von  Rosenheim  an  die  österreichische  Gränze 
nächst  Salzburg  binnen  fünf  Jahren  zu  vollenden  und  in  dem  glei- 
chen Zeiträume  eine  von  Nünil)erg  über  Regensburg  nach  Passau 
führende  Eisenbahn  zu  erl)auen,  und  dieselbe  einerseits  mit  der 
böhmischen  Bahn  in  der  Richtung  von  Pilsen  (und,  bezüglich  der 
ober-pfulzischen  Bahn ,  nächst  Eger)  und  andererseits  mit  der  Linzev 
Bahn  nächst  Passau  in  Verbindung  zu  setzen.  Bei  einer  kürzlich 
stattgefundenen  Commission  von  (■)sterreichischen  und  bairischen 
Sachverständigen  wurde  bezüglich  der  von  Pilsen  nach  Nürnberg 
zu  führenden  Bahn  der  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnstrecken 
l)ei  Fürth  als  der  geeignetste  befunden. 
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Fast  gleichzeitiü,  mif  dem  Abschlüsse  jenes  Vertrages  wurde 
der  entscheidende  Sehritt  znr  Erfülhnig-  seiner  vorzüglichsten  Be- 
stimniims;  sethan,  indem  die  Concession  für  den  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahn  von  Wien  nach  Linz,  von  Linz  an  die  bairische 
Gränze  nächst  Salzburg,  dann  von  Linz  an  eben  diese  Gränze 
nächst  Pas  sau,  dem  k.  k.  General -Consul  in  Ham])urg,  Ernst 
Mei'k,  und  dem  Grosshändler  H.  D.  Lindheim  mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  8.  April  1856  ertheilt  wurde.  Die  genannten 
Concessionäre  bildeten  sohin  für  diese  Unternehmung  eine  Actien- 
Gesellschaffc  mit  dem  Capitale  von  65  Millionen  Gulden,  welche 
diese  Linien  binnen  fünf  Jahren,  von  der  Genehmiauno-  der  Bau- 
plane  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  in  Betrieb  zu  setzen  hat. 
Die  Dauer  der  Concession  lautet  auf  90  Jahre  und  die  Staatsver- 
waltung leistet  in  der  üblichen  Art  die  Garantie  von  5  Percent  für 
die  Zinsen  und  von  '^  Percent  für  die  Amortisation;  der  Bau  auf 
der  Strecke  von  Wien  nach  Linz  ist  bereits  in  Anorjff  genommen. 
Keine  andere  Eisenbahnlinie  des  Kaiserstaates  zog  die  Aufmerksam- 
keit des  Auslandes  in  dem  Grade  auf  sich,  als  die  Strecke  von 
München  (Salzburg)  nach  Wien,  weil  hierdurch  die  letzte  Lücke 
auf  der  grossen  Verkehrsstrasse  von  dem  atlantischen  Ocean  und 
Paris  bis  Wien  (und  bald  auch  bis  Konstantinopel)  ausgefüllt  wird, 
gleichwie  auch  das  specifisch- österreichische  Eisenbahnnetz,  welches 
seinen  Schwerpunct  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  findet,  nur 
noch  in  dieser  Richtung  nach  Westen  seine  Vervollständigung  er- 
wartete. Die  erwähnte  Bahn,  welcher  Allerhöchst  gestattet  wurde, 
den  Namen  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  führen  zu  dürfen,  ist  für 
Süd -Deutschland  und  für  Ungern,  deren  Gebiete  dadurch  in  un- 
mittelbare Schienenverbinduns;  aelanaen,  nicht  weniger  wichtic;,  als 
für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  selbst  und  für  das  südliche 
Böhmen,  zumal  die  Gesellschaft  auch  die  bereits  bestehenden  Bahnen 
von  Linz  nach  Biidweis  und  G  munden  an  sich  gebi*acht  hat. 

Nicht  minder  wichtig,  als  die  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  als  deren 
Fortsetzung  sie  betrachtet  werden  kann,  erscheint  die  den  bezeich- 
nenden Allerhöchst  genehmigten  Namen  der  Franz  -  Joseplis- 
Orient-Bahn  führende,  unterm  24.  August  1856  an  eine  Gesell- 
schaft von  ungrischen  Gutsbesitzern  und  von  in-  und  ausländischen 
Capitalisten  Allerhöchst  definitiv  concessionirte  Bahn,  welche  zu 
dem  Zwecke  erbaut  wird,  um  dem  restlichen  überaus  fruchtbaren 
und  der.  Residenz  nahe  liegenden  Tlieile  von  Ungern  (am*  rechten 
Ufer    der  Donau  i   die   volle  Benützung   der  durch   seine  Lage   und 


41ü 


«einen  Bodenreichthiim  dargebotenen  Vortheile  zu  gewährleisten, 
und  die  vollständige  Schienenverbindung  auf  österreichischem  Boden 
in  der  Richtung  der  grossen  Weltbohn  von  Paris  nach  Konstan- 
tinopel herzustellen.  Diese  Bahn  wird  aus  vier  Linien  bestehen, 
wovon  die  erste  von  Wien  über  Oedenburg  und  Gross -Kaniseha, 
Fünfkirchen  berührend,  nach  Essek,  die  zweite,  anknüpfend  an 
die  Wien -Raaber  Bahn,  von  Neu-Szöny  über  Stuhlweissenburg 
nach  Essek,  die  dritte  von  Ofen  über  Gross -Kanischa  zum  An- 
schlüsse an  die  südliche  Staats-Eisenbahn  in  der  Nähe  von  Pölt- 
schach,  und  die  vierte  von  Essek  nach  Semlin  ziehen  wird.  Daraus 
ist  zu  entnehmen ,  wie  der  ganze  W^esten  von  Ungern  dadurch 
befruchtet,  Wien  unmittelbar  mit  Semlin  und  Belgrad,  Pest  und 
Ofen  mit  Triest  und  dem  Meere  verbunden,  und  selbst  für  den 
Verkehr  zwischen  W^ien  und  Triest  ein  zweiter  Schienenweg  über 
Oedenburo-  Gross -Kanischa  und  Pöltschach  gewonnen  wird.  Die 
Gesammtlänge  der  zu  dieser  Bahn  gehörigen  Linien,  welche  binnen 
10  Jahren  vollendet  sein  müssen,  beträgt  150  Meilen,  und  das 
dafür  von  der  bezüglichen  Actien- Gesellschaft  aufzubrincende  Ca- 
pital  100  Millionen  Gulden,  wovon  60  Millionen  durch  Actien  und 
40  Millionen  durch  Anlehen  beschafft  werden  soll. 

Zu  der  Vervollständigung  des  ungrischen  Eisenbahnnetzes  ge- 
hört eine  Bahn ,  welche  von  ungrischen  Grundbesitzern  im  Vereine 
mit  belgischen  Capitalisten  imEipel-  und  Sajo-Thale  anzulegen 
beabsichtiget  wird ,  um  die  metall  -  und  holzreichen  nördlichen 
Komitate  mit  dem  grossen  österreichischen  Bahnnetze  in  unmittel- 
bare Verbindung  zu  bringen.  Diese  Bahn  wird  von  der  Station 
Szobb  der  südiistlichen  Staatsbahn  ausgehen  und  nach  Miskolcz 
führen  (32  Meilen),  von  Banreve  aber  einen  Flügel  nach  Rosenau 
und  Kaschau  entsenden  (12  Meilen)  und  im  Ganzen  44  Meilen 
lang  sein. 

Das  fruchtbare,  volkreiche  und  in  der  Cultur  am  meisten  vor- 
geschrittene Königreich  Böhmen  war  bei  der  Anlage  der  dieses 
Land  durchschneidenden  nördlichen  Staatsbahn  nur  unvollständig- 
bedacht  worden,  hidem  weder  der  gewerbreiche  Nordosten,  noch 
die  von  der  Natur  mit  einer  Fülle  von  Producten  ausgestattete 
Westhälfte  des  Königreichs  dadurch  der  Wohlthat  einer  unmittel- 
baren Schienenverbindung  theilhaCtig  geworden  ist. 

Diese  dop])elte  Lücke  wird  luni  in  der  iiächst(Mi  Zeit  ausgefüllt 
wei'den.  Drei  Industrielle,  .lohann  Liebieg,  Alberl  Klein  un^l  Adal- 
bert  Lamia,   erhielten  im  Vereine  n)if    dem  Fü^rsten  Camill  R(than, 
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dem  Grafen  Franz  Harracli  und  den  Banquiers  Moriz  Zdekauer 
und  Karl  Zenion  unterm  9.  Mai  1850  die  definitive  AUerliik'liste 
Concession  zum  Baue  der  Reichenberg-Pardubitzev  Bahn 
und  einer  von  Jaromierz  zu  den  Kohlengruben  von  Schwadowitz 
reichenden  Seitenbahn,  im  Ganzen  mit  einer  Länge  von  24  Meilen. 
Die  .sämmtlichen  Bahnstrecken  sind  binnen  vier  Jahren  zu  vollenden. 
Die  Dauer  des  Privilegiums  ist  auf  90  Jahre  festgesetzt,  und 
die  Staatsverwaltung  leistet  in  der  üblichen  Art  die  Zinsen-  und 
Amortisations-Garantie  für  das  von  den  Gründern  bezüglich  der 
bereits  gebildeten  Actien-Gesellschafr  aufzubringende  Anlage-Capital 
bis  zu  dem  Maximal-Betrage  von  18  Millionen  Gulden.  Diese  Bahn 
wird  einerseits  den  gewerbreichsten  District  des  Kaiserstaates,  Rei- 
chenberg sammt  dem  Landstriche  am  Fusse  des  Riesen -Gebirges, 
unmittelbar  mit  Wien  verbinden,  und  andererseits  mittelst  der  im 
Baue  begriffenen  Bahn  von  Reichenberg  nach  Zittau  dieselbe  Ver- 
bindung mit  den  Häfen  der  Nordsee  und  der  Ostsee  herstellen. 
Eine  besondere  Wichtigkeit  erhält  diese  Bahn  durch  den  Umstand, 
dasö  sie  nahezu  in  der  Axe  der  directen  Verkehrslinie  zwischen 
Hamburg  und  Wien  sammt  Triest  liegt  und  sohin  diese  Endpuncte 
in  einer  weit  kürzeren  Linie,  als  die  Bahn  über  I^rag  und  Dresden 
oder  als  jene  über  Oderberg  und  Breslau,  verbindet.  Diese  Be- 
stimmung drückt  die  Allerhöchst  aenehmiute  Benennung;  derselben 
als  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  aus.  Neuerlich 
erhielt  diese  Gesellschaft  auch  die  vorläufige  Concession  zur  Ver- 
läneeruns;  der  Schwadowitzer  Flü2;elbahn  über  Trautenau  nach 
-Schatzlar  und  von  da  zur  nahen  preussischen  Gränze,  wodurch 
nicht  nur  das  Schatzlarer  Kohleulauer  in  den  Bereich  der  Bahn 
kommen ,  sondern  letztere  durch  eine  auf  preussischem  Gebiete  an- 
zulegende Verlänoeruno-  von  4  Meilen  bis  Waldenburo;  in  unmiltel- 
baren  Zusammenhana;  mit  den  schlesischen  Bahnen  treten  dürfte. 
Zur  Herstellung  einer  Verbindunu,  der  Reichenberii-Pardubitzer  Bahn 
mit  dem  nord-deutschen  Eisenbahn-Netze  wird  die  Reichenberg- 
Zittauer  Bahn  dienen,  für  welche  auf  Grundlage  des  mit  der 
k.  sächsischen  Regierung  unterm  24.  April  185)}  abgeschlossenen 
Vertrages  eine  Concessions-Dauer  von  50  Jahren  zugestanden  wurde. 
Diese  binnen  drei  Jahren  zu  vollendende  Bahn  wird,  von  Rcichen- 
berg  ausgehend,  nach  Ueberschreitung  der  Landesgränze  (bis  wo- 
hin sie  3  Meilen  lang  ist)  in  Zittau  ausmünden,  und  daselbst  an 
die  Zittau-L(»bauer  Bahn  anschliessen.  Derselben  ist  auf  die  Dauer 
\  Oll  40  Jahren  eine  4percentige  (iarantie  des  nachzuw<'isenden  Hau- 
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Capitals  von  der  österreicliischen  Staatsverwaltung  zugesichert  wor- 
den. An  diese  Bahn  will  sich,  doch  auf  sächsischem  Gebiete,  eine 
Rumbui-ger  Bahn  ansehliessen,  welche,  von  Zittau  ausgehend,  die 
nördliche  Spitze  des  Leitmeritzer  Kreises  durchziehend,  Georgen- 
thal, Kumburg  und  Schluckenau  berührend,  und  sodann  abermals 
nach  Sachsen  übertretend,  in  die  sächsisch-böhmische  Bahn  nächst 
Schandau  ausmünden  würde.  Diese  beabsichtigte  Bahn  hat  eine 
Ausdehnung  von  ungefähr  (>  Meilen,  wovon  3  in  das  österreichi- 
.sche  Gebiet  fallen.  Ein  anderes  zur  Verhandhmti;  «iekommenes 
Project  beabsichtiget  diese  Verbindung  durch  Führung  ehier  Bahn 
von  Tetschen  über  Kreibitz  nach  Warnsdorf  (6  Mei'en)  und  von 
da  auf  sächsischem  Gebiete  nach  Zittau  (2  Meilen)  zu  l)ewerk- 
stelligen.  Noch  ist  eine  dritte  Verbindung,  welche  von  Turnau 
ausgehend  an  die  nördliche  Staatsbahu  bei  Prag  anknüpfen  soll 
(9'/j  Meile),  projectirt  und  in  Verhandlung. 

Eine  zweite  grössere ,  von  den  topographischen  und  geographi- 
schen Verhältnissen  ausnehmend  begünstigte  und   hierdurch  beson- 
dere "Wichtigkeit  erlangende  Bahn   ist  bestimmt,   den  Westen   des 
Kimigreichs    zu    beleben.      Mit    Allerhöchster    Entschliessung    vom 
6.    Februar    1857   erhielt    der  Grosshäudler  Ritter    von  Lämel    im 
Vereine  mit  Ihren  Durchlauchten  den  Fürsten  Clemens  von  Metter- 
nich,  Alfred   von  Windischgrätz   und   Max   von  Thurn   und  Taxis 
die    Allerhöchste    Concession    zum    Baue    einer  Bahn    von    Prag 
über  Pilsen  bis   an   die   bairische  Gränze  (bei  Fürth),   wo 
die  bairische   von   Nürnberg   über  Amberg   und  Kegensburg   nach 
Passau    führende   Bahn    an  dieselbe    anknüpfen    wird.      Die    Bahn 
wird  25 '/j  Meile  und   mit   der  Seitenbahn  nach   den  Kohlengruben 
von  Eadnitz  und  Wejwanow  2872  Meile  lang  sein,  und  ein  Capital 
von  30  Millionen  Gulden  (für  deren  Aufbringung  eine  Actien- Ge- 
sellschaft gebildet  wird)   in  Anspruch   nehmen.     Diese  Bahn   wird 
sohin  eine  Verlängerung  von  Pilsen  nach  Eger   (bezüglich  zum 
Anschlüsse  an  die  bairische  Bahn  in   der  OI)er-Pfalz)    und  Karls- 
bad einerseits,  und  von  Pilsen  nach  Budweis  zum  Anschlüsse 
an  die  bestehende  Budweis-Linzer  Bahn  andererseits,  zusammen  in 
einer  Länge  von  41  Meilen,  erhalten,  wolür  ein  Capital  von  36  Mil- 
lionen Gulden  bestinnnt  ist.     Mittelst   der  obigen  Bahn  werden  die 
reichen  Kohlensehälze   des  Pilsner   Kreises   sowohl   nach  Prag,    als 
nach  Nürnberg,    Kegensburg   und    selbst   von    dort    bis  nach   \\'ien 
versendet    und     die    Ei.sensteine    der    bairischen    (Jränzgegeud     lür 
die    Pilsner    Eisenwerke    bezogen,    so    wie    im    Allgemeinen    der 

V.  C-zopmip,   Oi'sli'ncJchV  N(Miscst;iltiuiL;.  27 


418 


iinersclir)pfliclie  Miiieval-Keichtluim  jenes  Theiles  von  Br.hnit  ii  xoll- 
ständig  ausgebeutet  werden  können,  l^ölnnen  wird  mit  Miltel- 
Deutschland  und  durch  dieses  mit  Frankreicli  in  unmittelbare  Ver- 
bindung.gelangen,  und  überhaupt  die  westliche  Hälfte  des  König- 
reichs dadurch  erst  in  die  grosse  Verkehrsströmuns;  treten. 

Auch  für  den  Nordwesten  Böhmen's  eröffnet  sich  die  Aussicht, 
der  Wohlthal  der  Schienen- Verbindung  theilhaftig  zu  werden  und 
dadurch  mit  dem  grossen  österreichisch -deutschen  Bahnnetze  in 
Verbindung  zu  treten.  Bereits  ist  der  Anfang  mit  der  am  2.  Au- 
gust 1856  Allerhöchst  definitiv  concessionirten  Bahn  von  Aussig 
nach  Teplitz  ('iVa  Meile  lang)  gemacht  worden.  Diese  Conces- 
sion  (deren  Dauer  auf  80  Jahre  bemessen  istj  wurde  einer  Eisen- 
bahn- und  Bergbau -Gesellschaft,  an  deren  Spitze  der  Fürst  von 
Clarv  steht,  verliehen,  welche  zunächst  die  Verwerthung  des  be- 
deutenden Kohlenreichthums  jenes  Bezirkes  durch  die  unmittelbare 
Schienenverbindung  desselben  mit  der  nördlichen  Staatsiiahn  be- 
absichtigt.  Diese  bereits  im  Baue  (welcher  binnen  18  Monaten 
vollendet  sein  muss)  stehende  Strecke  wird  aber  nicht  ^ereinzelt 
bleiben,  denn  schon  ist  die  vorläufige  Bau-Concession  für  eine  Ver- 
längerung derselben  nachgesucht  worden,  welche  (11  Meilen  lang) 
von  Teplitz  nach  Karlsbad  reichen  und  daselbst  tui  die  oben- 
erwähnte west- böhmische  Eisenbahn  anschliessen  wird. 

Alle  Kronländer   der  Monarchie  hatten   sich  duivh    die  bereits 

vollendeten    oder    doch    schon    concessionirten    und     bezüglich    der 

Vollendung  sichergestellten  Bahnen  der  Verbindung   mit  dem  gros- 

seil  Bahnnetze  des  Kaiserstaates  zu   erfreuen,   nur    die   beiilen  Ge- 

birgsländer  Kärnthen   und  Siebenbürgen   waren    bisher  davon 

ausgeschlossen.     Nunmehr   geht  aber    auch    diese   Isolirung   ihrem 

Ende  entgegen.     Unter  dem   anregenden  Einflüsse   der  ständischen 

Verordneten-Stelle  bildete  sich  in  Kärnthen  eine  Gesellschaft ,  ;ni 

deren  Spitze  der  Feldzeugmeister  Graf  von  Thurn-Valsassina  steht, 

die  den  Bau  einer  Eisenbahn   beabsichigt,   welche   dieses  Krouland 

durchziehen  und  an  die  südliche  Staats-Eisenbahii.  einerseits,  an  die 

Tiroler   Bahn    sowie    an    die    lomliardisch- venezianische   Eisenbahn 

andererseits   anschliessen   wird.     Diese   Gesellschait   erhielt   unterm 

24.  October   1856  die  Allerhöchste    definitive   Concession   für  eine 

Locomotiv-Eisenbahn ,  welche,  von  der  südlichen  Staats- Eisenbahn 

bei     Marburg    ausgehend,     ül)er    Klagenfurt,    Villach,    Lienz    und 

Brunnecken  zur  Einmündung  in  die  Tiroler  Bahn  in  der  Umgegend 

von  Brixen  führen,  und  von  welcher  sich  in  Villnch  eine  Flügelbuhii 
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zum  Anschlüsse  au  die  von  Verona  nach  Triest  ziehende  Eisen- 
l)ahn  ahz\A'eigen  soll.  Die  Concession  für  die  Fhiiielhahn  ist  an 
die  Bedinguno-  geknüpft,  dass  das  Project  binnen  zwei  Jahren 
vollendet  und  der  Staatsverwaltuna;  zur  Genehmiuunu  vorseleat 
und  die  Nachweisunu'  über  die  Sicherstelluno;  der  hierzu  nfHliisen 
Geldmittel  geliefert  werde.  Bezüglich  der  Hauptbahn  muss  die 
Strecke  von  Marburg  nach  Villach  binnen  fünf,  und  jene  von 
Villach  bis  zum  Anschlüsse  an  die  'Jn-oler  Bahn  binnen  zehn  Jahren 
vollendet  sein.  Die  Staatsverwaltung  gevrährleistet  in  der  id)lichen 
Art  jährliche  5'/-  Percent  für  Verzinsung  und  Amortisation  des 
Anlage-Capitals  bis  zu  der  Maximal-Summe  von  62  Millionen  Gul- 
den, wovon  26  Millionen  auf  die  Strecke  Marburg- Villach  und 
36  Millionen  Gulden  auf  die  weitere  Strecke  von  Villach  bis  zinn 
Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  entfallen.  Die  für  die  Villacher 
Flügelbahn  zu  bestimmende  Maximal-Summe,  von  welcher  die 
Zinsen-  und  Amortisations- Garantie  zu  leisten  ist,  wird  von  der 
Staatsverwaltung  bei  Genehmigung  des  Prqjectes  festgesetzt  wer- 
den. Die  Dauer  des  Privilegiums  gilt  für  90  Jahre,  vom  Jahre 
1860  angefangen.  Die  Länge  der  einzelnen  concessionirten  Linien 
beträgt  von  Marburg  bis  Villach  21  Meilen,  und  von  Villach  bis 
zum  Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  29  Meilen,  wozu  noch  die 
concessionirte  Flügelbahn  von  Villach  bis  zum  Anschluss  an  die 
italienische  Bahn  mit  J9' 4  Meile  zu  rechnen  i.st,  mit  deren  Ein- 
schluss  die  Gesammtlange  der  Bahn  69'/2  Meile  betragen  würde. 
Durch  diese  Bahn  werden  die  eisenerzeugenden  Districte  Kärn- 
then^s  nicht  nur  mit  Wien  und  Triest,  dann  mit  Italien  in  die 
nächste  Schienenverbindung  gelangen,  sondern  auch  niitteLst  der 
das  Alpenland  durchschneidenden  L'ahn.  an  welche  bei  Brixen  die 
Innsbrucker  Bahn  anknüpfen  wird,  der  kürzeste  Weg  von  Nord- 
Frankreich,  Grossbritannien,  Holland,  Belgien  und  dem  westlichen 
Deutschland  nach  Triest  und  über  das  adriatische  Meer  nach  dem 
Oriente  hergestellt  werden,  welche  Verbindung  sammt  derjenigen, 
die  sie  zwischen  der  lombardisch-venc/.ianischen  und  der  südlichen 
Staatsbahn  vermittelt,  geeignet  ist,  dieser  Bahn  eine  hohe  Bedeu- 
tung für  (U'ii  Weiherkehr  zu  ertheilen. 

Eine  nicht  minder  wichtige  Aufgabe  wird  der  Si  e  be  nbiirgt'r 
Bahn  zidhilen,  deren  Verwirklichung  bereits  auf  eint  in  /wi'iliu-hen 
Wege  angestrel)t  wird.  Es  ist  nämlich  eine  von  der  Staatsver- 
waltung bereits  bekannt  gegebene  und  von  ihr  gen»r(lerle  Unter- 
nehmung  im  Entstehen,   welche,   von   der   Thciss-Balin    l)ei    Arad 
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uusiiehend,  eine  Baliii  läiius  dev  Maros  über  Deva,  Brnos  iiiul 
Mülileiibach  (mit  einem  Seitenflügel  nach  Karlsburg)  nach  Her- 
mannstadt und  von  da  über  Kronstadt  bis  zum  Bodza -Passe,  wo 
sie  an  die  walachische  Bahn  anschliessen  soll,  anzulegen  beabsicii- 
tiget.  Diese  Bahn  würde,  meist  auf  günstigem  Terrain  geführt. 
72  Meilen  lang  sein.  Andererseits  hat  ein  Verein  siebenl)iiruiseher 
Grundbesitzer,  an  deren  Spitze  Graf  Toldolaghi  steht,  die  vor- 
läufige Concession  zum  Baue  einer  Bahn  von  Grosswardein  über 
Klausenburg  und  Maros- Vasarhely  nach  Kronstadt  und  an  die  mol- 
dauische Gränze  am  üjtoz- Passe  mit  einer  eventuellen  Zweigbahn 
nach  Karlsburg  und  Hermannstadt,  welche  Strecken  zusammen 
eine  Länge  \on  83  Meilen  haben  würden,  erlangt.  Ferner  beab- 
sichtigt die  Staats-Eisenbahn- Gesellschaft,  von  Temesvar  aus  ihre 
Hauptbahn  mit  der  im  Maros-'lliale  hinziehenden  Bahn  durch  einen 
über  Lugos  zu  führenden  (14  Meilen  langen)  Seitenflügel  in  Ver- 
bindung zu  bringen. 

Ohne  die  übrigen  kleineren  Eisenbahnen,  deren  Bau  im  Werke 
steht  oder  doch  vorbereitet  wird,  zu  erwähnen',  werden  hier  nur 
noch  die  K  o  h  1  e  n  b  a  h  n  e  n  insbesondere  angeführt.  Oboleich 
Oesterreich  einen  natürlichen  Uebeifluss  an  Mineral-Kohlen  besitzt, 
so  ist  deren  Ausbeute  verhältnissmässig  doch  nur  nf)ch  gering, 
weil  es  bisher  an  Transport -Mitteln  gebrach,  wodurch  die  Kohlen 
von  den  Gruben  zu  den  Verbrauchsorten  gebracht  werden  konnten. 
Indem  die  projectirten  Kohlenbahnen  bestimmt  sind,  diesem  Mangel 
abzuhelfen,  erhalten  sie  für  die  volkswirthschaftliche  Entwicklung 
des  Kaiserstaates  eine  ungemeine,  ihre  Längenentwicklung  weit 
überragende  Wichtigkeit.  Man  findet  deren  fast  in  allen  Kron- 
ländern. Die  bereits  der  Vollenduns;  zugeführte  Fünfkirchen-Mo- 
häcser  Bahn  (8'/,  Meile)  in  Ungern  wird  die  kaum  begonnene 
Ausbeute  der  trefflichen  Fünfkirchner  Steinkohlen  an  die  Donau 
schaffen,   ebenso   wie   die  Oraviezer  Bahn    (8   Meilen   und   mit 

'  Eine  derselben,  jene  von  Tornavento  nacli  Sesto  Calende  (4'/2  Meile), 
zeichnet  sich  durch  ihre  Eigenthiimliclikeit  aus.  Sie  ist  nämlich  weder 
für  den  Personen-  noch  für  den  Waareu- Transport,  sondern  dazu  be- 
stimmt, die  zwischen  dem  Lago  niaggiuro  uixl  Mailand  verkehrenden 
Schiffe,  welche  auf  ihrer  BergfahrL  die  Strom.schnelleu  des  in  einem  engen 
Feisenbetle  dahinrauschentlcu  Tessin's  nicht  zu  überwinden  \  ermögeu ,  von 
der  Einmündung  des  Naviglio  Urande  in  ilcn  Tessin  bis  zum  Ausflusse 
des  letzteren  aus  dem  Lago  maggiore  bei  Sesto  Calende  zu  Lande  zu 
transportiren. 
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ilirer  im  Baue  stehoiiden  Verläniiernn«'  von  Oravicza  imcli  Steier- 
(iorf  14  Meilen  hnm)  im  Banate  bereits  gegenwärtig  die  dortigen 
ganz  vorzüglich  gehaltreichen  Oraviczer  Kohlen  an  die  Donau  hei 
Badasch  füiu-t.  Die  Gratz-Köflacher  Bahn'  (5  Meilen)  wird 
die  Braunkohle  des  Lankowitzer  und  Voitsberger  Kohlen -Reviers 
und  die  Seh  warn berg-Leibn  itzer  Bahn  (3' ^  Meile)  jene  von 
Steieregg,  Kalkgrub,  Schwarzenbach ,  Eibiswald  etc.  nach  Gralz 
fordern.  Noch  wird  in  Steiermark  die  Bahn  von  Brück  nach 
Leoben  und  Vordernberg  (4  Meilen)  die  vorzügliche  Leobner 
Kohle  in  den  alliiemeinen  Verkehr  lirinnen ,  wie  diess  bezüulich 
der  Hrastniker  Kohle  liereits  mittelst  der  Bahn  von  den  Kohlen- 
gruben nach  der  Südbahn-Station  Hrastnik  (''j  Meile)  geschieht, 
während  die  Stein  brück -Agramer  Bahn  durch  den  Transport 
der  Reichenburger ,  nächst  der  Bahn  geförderten  Kohle  auch  als 
Kohlenbahn  füngiren  wird,  in  0 esterreich  unter  der  Enns 
wird  die  Wiener-Neust  adt-Buchberger  Bahn  (4'/2  Meile) 
zunächst  die  Bestimmung  als  Kohlenbahn  haben,  wähi'end  in 
0 es ter reich  ob  der  Enns  die  neu  gebildete  Traunthaler  Actien- 
Gesellschaft  ihr  Kohlen-Revier  (wo  bereits  die  Bahnstrecke  von 
Thomasroith  nach  Attnanii;  der  ehema!i<>en  Traunthaler  Ge- 
werkschaft  und  jene  von  Wolfsem»  nach  Breitenschützinü; 
des  Grafen  St.  Julien  —  zusammen  8'  ^  Meile  —  im  BL^triebe 
stehen  und  für  die  Fortsetzung  derselben  bis  nach  Scliwanenstadt 
an  die  Agger  und  an  die  Linz-Gmundner  Bahn  bereits  die  definitive 
Concession  erlangt  worden  ist,  deren  Gel)rauch  aber  nunmehr  ent- 
lallt, da  die  schon  betriebenen  Strecken  bis  zur  Linie  der  neu  zu 
erbauenden  Kaiserin -P]Iisabeth- Bahn  reichen)  mit  der  uedachten 
Kaiserin- Elisabeth -Bahn  zu  ^erbilJ(k■n  bemüht  ist.  In  Böhmen 
erscheint  die  Bahn  von  Prao;  nach  Pilsen  luid  l'urth  als  die 
wichtiiiste  (und  der  Seitenflüucl  \(in  Hdlaubkau  naili  Radnilz  und 
Wejwanow,  3  Meilen,  als  eine  eigcntliclie)  Kohleid»al.n,  welcher 
sich  die  Kohlenbahnen  von  Kladno  nach  Kralup  ('i'^  Meile) 
und  von  Lana  und  Veyhibka  nach  Prag  (Pferdebahn  7'4  Meile 
lang)   anschliessen.      Die   Strecke  der   n('>rd liehen   Staatsbahn 

'  Die  defmitivo  Allerhöchsle  Coiicessiüu  für  dou  Hau  luid  ßL'lneb  dieser 
Halm  wurde  am  '^6.  August  J856  der  \'oilsljeig  -  Kollacli  -  l.aukowit/ei- 
Steinkohlen -Gewerkschaft  auf  die  Dauer  \on  80  Jahren  verliehen,  und 
der  Bau  derselben,  welcher  biimen  zwei  Jahren  xdllendet  sein  nuiss,  ist 
bereits  eingeleitfl.  Das  dafiir  .bestinnnte  Actieu-Caiiilal  lietriigt  3  Mil- 
lionen Gulden. 
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von  Prag  uucli  Iiodeiilmch  lludet  ihre  llau|)ts;ichlit•ll^?lo  Hescliäl'li- 
gung  in  dem  Kohlen -Transj)orte  von  Aussig  und  \on  Kralup  nach 
Prag,  sowie  die  bereits  Allerliöclist  concessionirte  Bahn  von  Tep- 
litz  nach  Aussig  (2',2  JMeile)  von  einer  Kohlen -Gewerl<schalt 
zunächst  für  den  Vertrieb  ihrer  Kolde  angelegt  wird.  Zur  Ausbeute 
der  im  Osten  des  Königreiches  betindlichen  Kohlentlötze  soll  die 
Bahn  von  Lani])ertsdorf  nach  Gabelsdorf  nächst  Schatzlar 
(1  JMeile)  und  die  Fliigelbahn  von  Schwadowitz  zur  Keichen- 
herg-Pardubitzcr  I'nhn  (3  Meilen)  dienen.  In  Mähren  ist  tlie 
Rossitz-Br (inner  Kohlenhahn  (3  Meilen)  bereits  im  Betriebe, 
jene  von  Wittkowitz  nach  MäJirisch-Ostrau  ('/j  Meile)  coi - 
cessionirt;  in  Schlesien  wird  von  Polnisch-Ostrau  (^1'/^  Meile) 
und  von  Peterswald  (2  Meilen)  eine  Kohlenbahn  nach  der  Nord- 
bahn-Station Hruschau  anoelegt.  In  Galizien  besteht  bereits 
die  Kohlenbahn  vonDabrowa  nach  Szczakowa  (%  Meile),  wo- 
hin auch  die  von  Jaworzno  führende  [1  Meile),  so  wie  nächst 
Czieszkowice  eine  kleinere  ausmündet.  Sonach  werden  binnen 
wenigen  Jahren  zwei  und  zwanzig  Kohlenbalmen  in  einer  Länsjc 
von  71  Meilen  (wovon  34/2  Meile  bereits  im  Betriebe  siml)  der 
Erzeugun"-  und  dem  Verbrauche  der  Mineral-Kohlen  in  Oesterreich 
als  mächtige  Vermittler  dienen,  wozu  noch  die  grösseren  hier  nicht 
mitgezählten  Bahnen,  welche  ebenlälls  wesentlich  mit  dem  Kohlen- 
Transi)orte  beschäftiget  sind,  gerechnet  werden  müssen. 

Bei    der    folgenden    Kachweisunu    der    österreichischen   Eisen- 
bahnen,    welche    erbaut    oder  concessionirt   sind,    oder    deren   Er- 
. bauung  in  Verhandlung  steht,   wird  der  zu   Ende  November  lb57 
geltende  Stand  als  maassgebend  angenommen. 

A.     Im  Betriebe  stehende  Eisenbahnen. 

Staats  bahne  u. 
KiofTi.iii)i;>j;ilir.  Mcikii. 

1844-  1-S57.  Südliche  Staats-Eisenbahn  (Wifu-Triest 
sammt  Flügelbahn  nach  Laxenburg,  und  Wiener- Neu- 
stadt-Oedenburg)  ' 80'/, 


1857.     Wiener  Verbi  n  d  uni>  sbali  n     1.   Il;ill"te 


1/ 

■  2 


81 


'  Als  StfUitölndni  ist  auch  die  Strecke  von  Bodeubach  zur  sächsischen 
Gräiize,  deren  Betrieb  der  königlich  sächsisclien  Regierung  überlassen 
wurde,  mit  l'/a  Meile,  zu  lietuichtfu.  wornnch  cibige  Ziffer  sich  auf 
8'2V2  Meile  erhöht. 
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Pri  \  a  t-  I5ali  in;  n. 
KiöniiiiiL:sj\ilir.  Meilen. 

1827—1836.    Erbte  östfi-reichische  Eiseiil)aliii  (Liiiz- 

Biidweis  und  Linz -G munden) 26' 

1837—1856.  Kaiser-Ferdinands-Ncird  l.a  Im  (Wicu- 
Lundenburg- Oderberg,  Floridsdorf-Stockeran,  üänsern- 
dorf-  Marchegg,  Lundenburg  -  Brunn,  Prerau  -  Ohniitz, 
Scliönbrunn-Trop])au ,  Oderljerg-Dzieditz-Oswi  cini  - Trze- 
binia,  Dzieditz-Bielitz,  Szczako\A'a-lVzebinia-Krakau-l).;l)i(!a  j  JJ7  ^ . 
1845 — 1856.  Oesterreichisehe  Staats- Eisenbahn- 
Gesellschaft  (Nördliche  Staatwbahn:  Bodenbach-Prag- 
Trübau-Brünn,  Trübau-Olmütz  —  Südöstliche  Staatsbahn : 
Marchegg  -  Pest  -  Czegled  -  Szegedin  -  Temesvär  —  Wien- 
Raaber  Bahn:  Wien-Bruck  an  der  Leitha-Raab-Neu- 
Szöny  —  Banater  Montan-Bahn :  Oravicza-Basiasch)  .  .  160^4 
1840 — 1855.  Lombardisch- venezianische  Ei senbahn 
(Venedig  -  Mestre  -  Verona-  Coccagho  -  Bergamo  -Treviglio- 
Mailand,    Mestre  -  Casarsa ,     Verona  -  Mantua ,    Mailand- 

Monza-Como  [Camerlata]) a9% 

1836—1856.     Prag-Lana 7% 

1840—1846.     Pressburg- Tyrnau-Szertd      .     .     .     .     .     .     .       8'/i 

1847.     Dabrowa-Szczakowa - '2 

1848—1855.    Thomasroith-Attnang 1^/4 

1854.     Wolt'segg-Breitenschützing •    ,•     •       1 'A 

1849.     Hrastnik  zu  den  Kohlengruben •         '/a 

1854—1857.     Fiinnvirchen-Mohaes      .     .    ^ S\u 

1856.  Kladno-Kralup '2>\/.^ 

,.         Rossitz -Brunn 3 

1857.  Theiss-Bahn  (Czegled-Sz(jlnok-Debreczin)      .     .     .     li)V4 
,,         Süd- Norddeutsche    Verbindungsbahn    (Par- 


lubitz- Josephstadt) S'/j 


402'/, 


Gesaninitheit  der  eröilheleii  Staats-  und  Privat-Balmen  483%  Meile, 

und  mit  Zurechnung  der  Strecke  von  Bodenbach  an  die  sächsische 

Gränze  (l'/j  Meile)  485  Meilen. 


'  Uelil  in  (las  EigeuÜiiim  der  Kaiserin-Elisabetli-Bahngeöellschari  über. 

-'  Dicise  Länge  wird  sich  auf  81'  ^  Meile  mhiziren ,  wenn  die  Strecke 
Kraiiau-Debica  sainnit  Zweigbahn  an  die  gahzisclie  Eisenbahn-UeseJlschall 
li  bergeilt. 
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B.     Im  Baue  begriffene  Eisenbahnen. 

S  laa  ts bahnen. 

Meilen. 

Wiener  Verbindunssbahn  2.  Hälfte ' 

Verona -Bolzen 19'/., 

Innsbruck -Kufstein  (bairLsehe  Gränze) 10 

P  r  i  \'  a  t  -  B  a  h  n  e  n. 
Kaiser -Ferdinands-Nordbahn  (Debica-Rzeszöw,  Zweig- 
bahn nach  Niepolomice)  ' (V,., 

Oesterreichiscbe   Staats-  Eisenba bn-Gresell.sc ha ft 

(Temesvar-Jassenova,  Lissawa-Steierdorf) 19',  < 

Lombardisch -venezianische    Eisenbahn     (Casarsa- 

Udine) 47^ 

Theiss-Bahn    (Püspök    Ladany  -  Grosswardein ,    Szohiok- 

Arad) 2T/\ 

Kroatische  Bahn  (^Sttinbrück- Agram) 10 

Kaiserin -Elisabeth  -  Bahn  (Wien-Linz,  Linz -Salzburg, 

Linz-Pas.'^au) 55 

Süd-Norddeutsche    Verbindungsbahn    (Joseph-stadt - 

Reichenberg  mit  der  Flügelbahn  nach  Schwadowitz)     .     .     18 '/j 
Reichenberg-  an  die  sächsische  Gränze  nächst  Zittau    .       3 

Aussig-Teplitz 'i'/j 

G  ratz -Kofi  ach 5 

Kärnthner  Eisenbahn  (Unter- Drauburg- Klagenfurt)       .     10 

162 
Gesammtheit  der   im  Baue   begrilfenen  Staats-    und  Privat -Bahnen 

192  Meilen. 

C.    Allerhöchst  definitiv  concessionirte  Privat  -  Bahnen. 

Meilen. 
Kaiser  -  Ferdinands  -  Nordbab  n     ( Kzeszöw -  Jaroslau- 

Pr/emysl)  ' liy; 

Lombardisch  -  venezianische     Eisen  ha  lin  -  Gesell- 

.^cliaft  (Bergaino-Lecco,  Mailand-Piacenza  summt  Meleg- 

nano-Pavia,   Mailand   zur  sardinischen  Gränze   bei  BuJfia- 

lora,  Mailand  [Rho]-Sesto  Calende,  Mailänder  Verbindungs- 

'  Die   UeberlassuKg  dieser  ötreelien  an    die    gaUzische  Eisenbalui-Ue- 
sellscliaft   steht   in  Verhandlung. 


4-25 


Meilen. 
baliii ,    Treviglio  -  Crenia  -  Cremona ,    Mantua  -  Borgoforte, 

Udiue-Görz-Nabresina) 50'/, 

T h  e  i  s  s  -  B  a  h  n  (Pest  -  Miskolcz ,  Miskolcz  -  Debreczin ,  Mis- 
kolcz-Kaschau,  Kaschau  an  die  galiziselie  Eisenbahn  nebst 

einem  Flügel  nach  Wallendorfj 847, 

F  r  a  n  z  -  J  o  s  e  p  h  s  -  0  r  i  e  n  t  -  B  a  h  n  (Wien  -  Oedenburg-Ka- 
nischa- Essek,  Neu -Szüny-Stuhlweissen bürg- Essek ,  Pölt- 

sehach-Ofen,  Essek-Semlin) 150 

K  är  n  th  n  e  r  -  E  i  s  e  n  b  a  h  n  (Marburg-  Unter  -  Drauburg ,  Kla- 
genfurt -  Yillach ,  Villach  -  Brixen ,  Villach  -  lombardisch- 
venezianische  Bahn) 59 '/j 

Böhmisch  eWestbahn  (Prag-Pilsen  an  die  bairische  Gränze 
bei  Fürth  mit  dem  Seitenflügel  von  Holaubkau  nach  den 
Radnitzer  Steinkohlengruben,  Pilsen-Eger  bis  an  die  bair. 

Gränze,  Eger- Karlsbad,  Pilsen -Budweis)        69'/2 

G  a  1  i  z  i  s  c  h  e  K  a  r  1  -  L  u  d  w  i  g  s  -  B  a  h  n  (Przemy sl  -  Lemberg- 
Brody  zur   russischen   Gränze,  Lemberg-Czernowitz   zur 

moldauischen  Gränze  bei  Itzkani) 91 

Kroatische  Bahn   (Agi-am-Sissek  mit  Seitenbahnen  nach     - 

Karlstadt  und  Vukovär) 38 

1/ 


Tornavento-Sesto  Calende 4_ 

559 

D.     Vorläufig  (zur  Vornahme  der  Vorarbeiten)  concessionirte 

Privat  -  Bahnen. 

Moik'ii. 

Tiroler  Eisenbahn  (Innsbruck -Botzen)       , 15 

Wiener- Neustadt- Brunn -Fischau- Buchberg    .     ,     .     .-.     .  4'/^ 

Steier-W^els 5 

Brück -Leoben- Vordem  berg 4 

Kalkgrub-  (Schwamberg-)  Leibnil z 3\ 

Gabersdorf-  (Schatzlar-)  Lampertsdorf 1   ' 

Rumburger  Eisenbahn  (auf  österreichischem  Gebiete)       .     .  3 

Kladno-Nutschitz-Horzelitz-Chrbinie 2 

Hohenstadt-Zöptan 3 

Mälirisch-Ostnui-Wittkowitz 

Hriischau- Polnisch -Ostrau     ...    *  1</ 

yi         Peterswald 2 


2 


2 
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Meik'M. 

A  vn  (l-yiehenbüriier  Bn  Im  (Arad-Deva-Mühlcnbacli-ik-i-- 
uutiinstiult -Kronstadt- B(xlzaer  Pass  an  der  m alacliisflien 
Gränze)  ' 72 

G  r  o  s  s  w  a  r  d  e  i  n  -  S i e  b  e  n  I  Mi  r  g  e r  B  a  h  n  (Grosswardein-Kla u- 
senbuvg-Maros-Väsärhely-Kronsfadt-Pass  Üjtoz  an  der  nuil- 
dauisclien  Gränze,  mit  einer  Zweigbahn  nach  Karlsburg 
und  Hermannstadt)  ' 815 

S  t a  a  t s  - E  i  s e n  I)  a  h  n  -  G e  s e  1 1  s  e  h  a f  t  (Temesvar  -  Lugos  bis 
an  die  Maros) 14 

Szobb-Miskolcz  mit  einer  Flügelbahn  von  Rosenau  nach  Kaseliau     44 

Szegedin-Theresiopel 5 


■^'S 


E.    Staatsbahnen,  für  welche  die  Projecte  in  Ausarbeitung  sind. 

Meilen. 

Fiunse-St.  Peter 7 

Salzburg -Leoben 27 

Czap-Szigeth  (Salzbalni  mit  den  Seitenflügeln  nach  Suga'tak 

untl  Rhonaszek) 25 

Czap-Unghvar  (für  den  Holz -Transport) 3 

Eisenerz -Hieflau 3 


65 
Uebersicht. 

StMots-lliilinrii.  l'ii\;it-B.iiiiK  11.  Zusniniiu'ii. 

Im  Beti-iebe  stehende  Eisenbahnen  82' ',  402'/2       485       Meilen 

Im  Bau  begritlene  ..  30   '  162  192 

Definitiv  concessionirte      ..  —  559  559 

Vorläufig  concessionirte     ..  —  263'/2        263V2 

Vorbereitete  Staatsbahnen      .     .     65  —  65  „ 

177%  1387  1.564%  Meilen. 
Bei  der  Aufzählung  der  vorstehenden  Bahnlinien  wurden  einige 
kleinere  unberücksichtigt  gelassen,  welche  (wie  die  durch  die  Mi- 
litär-\'erwaltung  zum  Transporte  von  Bau -Mat<_»rialien  angelegten 
Pferdebahnen  von  den  Steinbrüchen  bei  Brunn  am  Steinielde  bis 
Wiener -Neustadt,  dann  im  Festungs- Rayon  von  Komorn)  nur  für 
vorübergehende  Zwecke  erbaut  wurden.  Auch  wurden  jene  Bahn- 
linien in  die  Uebersicht  nicht  einbezogen,  deren  Bau  zwar  bei  der 

'  tiüllLeu  jodocli    (He    beiden  Öiebeubüryer  iJaJineu   uul'   eine  reducirl 
werden,  so  wüi'de  sich  die  Summe  ihrer  MeiJeuzahl  um  81  ^ermindenl. 
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Staatöverwaltimjj,  in  Antrag  gebraclit  wordfu  ist .  worüber  aber  die 
(erst  kiirzlicb  eingeleitete)  Vorverhaiidhuiü;  iiocb  niehl  ^^•eiter  vor- 
geseliritteii  ist.  Darunter  ist  vor  allem  die  Tepli  tz- Karlsbad  er 
Bahn  (11  Meilen  lang)  hervorzuheben,  welehe  das  Sehieiiennetz  im 
northvestliehen  Böhmen  schliesst,  und  ein  reiches  fruchtbares,  fast 
seiner  ganzen  Länge  .nach  von  Braunkohlenflijtzen  durciizogenes 
(iebiet  beleben  wird.  Hieran  ist  die  Vorarlberger  Bahn  zu 
reihen .  welche  von  der  bairischen  Landesgränze  nächst  Bregenz 
aus  über  Bregenz  und  Feldkirch  bis  zur  liechtensteinischen  Gränze 
ziehen  und  sodann  an  die  Graubündner  Bahn  anschliessen  soll;  sie 
wiirtle  G  Meilen  lanu-  sein,  und  wenn  auch  nicht  für  das  öster- 
reichische  Gesanimts3^stem ,  so  doch  für  jenes  gewerbliche  Länd- 
chen, so  wie  liir  den  Verkehr  z\Aischen  Deutschland  und  dei 
Schweiz  sehr  belangreich  werden,  wofür  auch  eine  andere  Alter- 
native dieser  Linie  von  Lindau  über  Bregenz  nach  Rheineck  in  An- 
regung gekonunen  ist.  Eine  andere  in  Verkehrshinsicht  sehr  be- 
langreiche Bahn  von  Padua  über  Rovigo  nach  Ferrara  (G  Meilen 
auf  österreichischem  Gebiete  lang)  würde  den  Kirchenstaat  (^bezüg- 
lich Bologna)  unmittelbar  mit  dem  Kronlande  Venedig  verbinden, 
(uid  das  lombardisch-venezianische  Bahnnetz  vervollständigen.  Die 
Venvirklichung  dieser  Bahn  wird  von  den  Venediger  Handels- 
Corporationen  lebhaft  angestrebt.  Eine  Gesellschail  slavonischer 
Grundbesitzer  beabsichtigt  eine  Balm  \o\\  Vuko\är  über  Agram 
nach  Steinl)rück,  dann  von  Agram  nach  Karlstadt  und  von  da  an 
die  adriatische  Meeresküste  bei  Fiume,  mit  den  Seitenflügeln  nach 
Le2;rad  an  der  Drau  und  Brod  an  der  Save  und  der  eventuellen 
Verlängerung  von  Vukovär  nach  Temesvar  anzulegen.  Da  diese 
Balm  grösstentheils  in  der  Richtung  der  obenerwähnten  kroati- 
schen Balm  fiele,  so  würde  ihre  Verwirklichung  wohl  nur  dann 
statt  finden  kihmen ,  wenn  erstere  die  erbetene  definitive  Con- 
cession  nicht  erhielte.  Geringere.  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte  die 
gleichlalls  in  Anregung  gebrachte  Verlängerung  der  Pressburg- 
Szereder  Bahn  im  Waag-Thale,  einerseits  nach  üswircim  /.um  An- 
schlüsse an  die  galizisciie  Hauptbahn  (33  Meilen),  und  andererseih 
nach  Kaschaii  zum  Anschlüsse  an  die  Theiss-Bahn  (37  Meilen)  iuiben.  ' 
Die  Zahl  und  Länge  der  bei  der  Staatsverwall unu  anuemelde- 
teil  Linien  ist   noch  namhaft  grösser,   als  sie  aus  obiger  Uebersicht 

'   Die   drei    zuerst  gcnaiiuU'u    llaluau    liabcii    äoilhcr    boroilti    die    vur- 
laiiligc  Concessiou  erhalten. 


s 
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7M  entnehmen  ist ,  weil  mehrere  projectirte  Unternehmuiiiien  sich 
mit  einander  verschmelzen.  So  wurden  j)rovisorisclie  Coneessioneu 
ertheilt  an  eine  Unternehmung  für  die  Linie  Marburg-Kanischa ,  an 
zwei  Unternehmunoen  für  die  Strecke  Oedenburu-Kanischa ,  eben- 
falls  an  zwei  Unternehmungen  für  die  Strecke  Fünfkirchen-Kanischa, 
an  eine  Unternehmung  für  die  Strecke  Neu-Szöny-Stuhlweissen- 
burg,  an  eine  Unternehmung  für  die  Strecke  Marburg-Ofen,  welche 
Unternehmungen  sämmtlich  in  der  Gesellschaft  der  Franz-Josephs- 
Orient-Bahn  ihre  Vereinigung  landen.  Ebenso  wurden  mit  der 
lombardischen  Eisenbahn -Gesellschaft  die  angemeldeten  und  zum 
Theile  concessionirten  Unternehmungen  von  Mailand  nach  Piacenza, 
von  Mailand  nach  Pavia  (zwei  ver.schiedene  Unteruehmimgen), 
von  Mailand  nach  Kuflalora,  von  Mailand  nach  Gallarate,  von 
Beroamo  nach  Lecco  verschmolzen.  Ferner  entfiel  eine  vorläufig 
für  den  Bau  der  Linie  Linz -Salzburg  concessionirte  Unternehmung 
durch  die  der  Kaiserin -EHsabeth -Bahn  ertheilte  definitive  Concession. 
Ueberhaupt  hat  der  durch  die  bisherige  Erfahrung  vullkonuiien 
bewährte  Satz,  dass  unter  uewöhnlichen  Umständen  nur  grössere 
Eisenbahnlinien  für  die  Theilnehmer  rentabel  erscheinen,  wie  sie 
auch  für  die  Verkehrs -Interessen  sich  als  erwünscht  darstellen,  in 
Oesterreich  seine  rasche  Anwendung  gefunden.  Denn,  mit  Aus- 
nahme einiger  Local-  und  Kohlenbahnen,  tlicilen  sich  nur  grössere 
Eisenbahn -Unternehmungen  in  das  ijsterreichische  Eisenbahnnetz. 
Wenn  man  die  im  Betriebe  stellenden,  im  Baue  begriffenen  und 
im  Stadium  der  Vorarbeiten  befindlichen  Strecken  zusammenfasst, 
so  zeigen  sich  als  grössere  Unternehnuingen: 

Meiluii. 

die  Staats-Eisenbahn -Gesellschaft  mit 11)4 

„    noch  verbleibenden  Staatsl)ahnen  mit I'^'7V2 

„    Franz- Josephs- Orient- Bahn  mit 150 

„    Theiss-Bahn  mit 132% 

„    lombardiseh- venezianische    Eisenbahn- Gesellschaft     mit  114 '/j 

Kaiser-Ferdinands -Nordbahn  mit 115' 


V 


„    galizische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit Dl  ' 

„    Grosswardein-siebenbürgiöche  projectirte  Eisenbahn  mit  83 
„    Arad-siebenbürgische    projectirte    Eisenbahn  -  Unterneh- 
mung mit 72 

'  Nach  (fem  Uebergange  der  Sti'ecke  ostwärts  von  Krakau  an  die 
gafizisclie  Eisenlialui- Gesellschaft  wird  die  Liinge  der  Nordbalui  Sl'/;-  "•"' 
jene  der  galizisclien  Gesellschaft  124'  ^  iMelJe  betragen. 
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Meilen. 

die  böhmische  Westbahn-Gesellschaft  mit 69% 

,.    Kärnthner  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 69 '/j 

..     Kaiserin -Elisabeth -Bahngesellschaft  mit 55 

..     kroatische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 48 

,.    nord-iingTische  Eisenbahn -Unternehmung  (Szobb-Mis- 

kolcz)  mit .  44 

,.    erste  österreichische  Eisenbahn -Gesellschaft  (Gmunden- 

Linz-Budweis)  mit 26  ' 

,.    Süd -norddeutsche   Verbindungsbahn -Gesellschaft   (Rei- 
chenberg-Pardubitz)  mit        24 

ll65V~ 

/  4 

welche  16  Bahnen  sohin  eine  Länge  von  1.465'/,  (oder  nach  Re- 
ducirung  der  beiden  siebenbürgischen  Bahnen  auf  eine  noch  1.384'/,) 
Meilen  haben  werden,  während  die  Gesammtheit  der  übrigen 
bestehenden  oder  vorläufig  concessionirten  26  Bahnen '  nur  99'/^ 
Meile  beträgt. 

Die  in  der  (Seite  426  gegebenen)  Uebersieht  enthaltenen 
definitiv  oder  vorläufig  concessionirten  Privat-Bahnen,  einschliesslich 
der  ganz  im  Baue  begriffenen  Reichenberg -Pardubitzer,  Kaiserin- 
Elisabeth-,  Aussig -Teplitzer  und  Gratz-Köflacher  Bahn,  sind  beinahe 
ohne  Ausnahme  erst  seit  Erlassung  des  Gesetzes  vom  14.  Septem- 
ber 1854  in  Verhandlung  gekommen.  Würden  die  sämmtlichen 
angeführten  Eisenbahnstrecken  in  einer  Länge  von  1.564y2  und  be- 
züglich 1.483'/,  Meile  ausuebaut,  so  wäre  damit  das  Allerhöchst  s:e- 
nehmigte  Eisenbahnnetz  sammt  seinen  späteren  Vervollständigungen 
nahezu  vollkommen  ausgeführt.  Es  ist  inzwischen  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  Geldmittel,  M-elche  für  diesen  Zweck  verfüg- 
bar gemacht  werden  können,  für  ein  rasches  Zustandekommen 
dieser  ausgedehnten  Eisenbahnlinien  nicht  ausreichen  dürften,  wor- 
nach  es  sich  von  selbst  ergeben  wird,  dass  dieselben  in  einer  ge- 
wissen Reihenfolge  in  Angriff  genommen  werden.  Inzwischen  ist 
die  Vollendung  eines  grossen  Theiles  der  oben  angeführten  Eisen- 
bahn-Linien gesichert,  oder  deren  Sicherung  doch  in  nahe  Aussicht 
gestellt.     Hierher  gehören   ausser  den   485   Meilen   der   bereits   im 

'   Die  Gesellschaft  löst  sicli,   mit  üebergaiig   der  Bahn  au  die  Kaise- 
rin-Elisabeth-Bahii-üesellschaft  auf. 


^  Mit  lubogrilT  der  Tiroler  Bahu,  welche  1"),   iiiid  nach  Einbeziehiin 
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der  unter  den  dem  Staate  verbleibenden  Eit!enb;ihnen   l)egnffenou  8treciveu 
Verona- Botzen  und  Innsbruck -Kul'stein  4^/.^  Meile  umlassen  würde. 
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Betriehe  stehenden  Bahnen:  die  im  Baue  begriflencn  Strecken,  in 
einei"  Länge  von  192  Meilen;  ferner  die  projectirten  Staatshahnen 
von  Fiume  bis  an  die  südliche  Staatsbahn,  Czap-Szigeth,  Czap- 
Unghvär  und  Hieflau  -  Eisenerz ,  zusammen  mit  38  Meilen,  sodann 
die  bereits  definitiv  consessionirten  Privat-Bahnen,  für  deren  Ausbau 
ein  Termin  von  vier  bis  fünf  und  hiJclistens  von  zehn  Jahren  vorge- 
zeichnet ist,  wie  die  italienischen  Bahnen,  die  Franz- Josephs-Orient- 
Bahn,  die  Theiss-Bahn  bis  Kaschau,  die  Haupthnie  der  Kärnthner 
Bahn  von  Marburg  bis  Brixen ,  die  Strecken  von  Rzeszow  nach 
Przemvsl  und  von  Tornavento  nach  Sesto  Calende,  sodaim  die 
galizische  Bahn,  und  von  der  west- böhmischen  Bahn  die  Strecke 
von  Prag  über  Pilsen  nach  Fürth  sammt  Zweigbahn  nach  RadnitZj 
zusammen  mit  4*27'/ j  Meile,  endlich  von  der  kroatischen  Bahn, 
für  welche  die  definitive  Concession  demnächst  zu  erwarten  ist,  die 
Strecke  von  Agram  nach  Sissek  mit  8'/^  Meile,  durch  deren  Aus- 
führung sich  das  österreichische  Eisenbahnnetz  auf  l.lSOVj  Meilen 
erstrecken  würde.  Alle  Eisenbahnstrecken,  deren  Bau  in  Verhand- 
luns;  gekommen  ist,  sind  mit  Ausnahme  einiger  kleineren  Kohlen- 
und  Local-Balnien,  welche  mit  Pferden  betrieben  werden  sollen,  auf 
den  Loconiotiv- Betrieb  eingerichtet. 

Alle  Kronländer  mit  Ausnahme  Dalmatien's  werden  dureli  die 
Anlage  der  projectirten  Bahnen  mehr  oder  minder  bedaeht.  Wien 
mit  Oest erreich  unter  der  Enns  wird  seine  Verbindung  nach 
Westen,  Nordwesten  und  dem  fernen  Nordosten  und  Südosten  er- 
halten, gleichwie  es  jene  nach  Norden,  Osten,  Süden  und  Süd- 
westen bereits  besitzt.  Oesterreich  ob  derElnns  sainmtSalz- 
Iturg  käme  in  Verbindung  mit  Wien,  mit  B<)hmen,  mit  Baiern 
und  mit  Tirol,  und  würde  sich  demnach  in  Mitten  eines  weit  über 
den  Kaiserstaat  hinausreichenden  Eisenbahnnetzes  befinden.  Steier- 
mark. Kvaiu  und  Küstenland  würden  von  der  grossen  Puls- 
ader der  südlichen,  an  das  Meer  reichenden  Staatsbahn  durchzogen; 
ersteres  käme  idierdiess  mit  Untiern  und  Kroatien,  sowie  mit 
Kärnihen,  Krain  und  Küstenland,  endlich  mit  Fiume,  dem  llafen- 
l)lalze  des  (^uarners,  in  Verbindung.  Tirol  verbindet  sieh  mil  dem 
ausser-österreichischen  Süd-Deutschland,  mit  Kärnthen  und  mit  dem 
lombardisch-venezianisehen  KiMiigreiche,  welches  letztere 
nach  allen  Richtungen  von  dem  Eisenbahnnetze  bedeckt  wird.  Das 
von  der  Nalur  mit  den  reichsten  Schätzen  gesegnete,  noch  unge- 
ahnten Aufsehwunges  fähige  Kiaiigreich  B()hmen  wird  in  seinen 
w  ichtiiisten  Gebieten  von  Eisenbahnen  durelizogen,  welchem  sich  an 
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jene  aller  Nachbarländer  anknüpfen;  zu  der  Vervollstäudignnu,  sei- 
ner inneren  Verbindungen  aehiirt  nur  noch  die  bereits  im  Werden 
heiiriff'ene,  voraussichtlieh  l)ald  in  Anürifi"  zu  nehmende  Strecke 
von  Budweis  über  Pilsen  nach  Eger,  und  die  Bahn  durch  das 
Iruchtbare  Euer -Thal  von  Eger  nach  Karlsbad  und  von  da  nach 
Teplitz.  Mähren  und  Schlesien  war  das  Krouland,  welches 
sich  am  frühesten  eines  umfassenden,  neuerlich  auch  an  Galizien 
anknüpfenden  Eisenbahnnetzes  erfreute,  und  dadurch  in  seiner  <)ko- 
uomischen  Entwicklung  ausserordentlich  schnell  fortscbritt.  Gali- 
zien mit  der  Bukowina  erwarten  durch  den  Ausbau  der  diese 
Länder  ihrer  ganzen  Länge  nach  durchziehenden  Eisenbahn  neues 
Leben  ium\  eine  Verwerthung  ihres  fruchtbaren  Bodens,  und 
Unüern,  das  bis  vor  Kurzem  hinsichtlich  seiner  Communications- 
Mittel  am  meisten  vernachlässigte  Kronland,  wird  (mit  Einschluss 
der  Milit  ä  rgränze),  wenn  die  projectirten  Eisenbahnlinien  zur 
Ausführung  gelangen,  —  wttran  nicht  zu  zweifeln  ist,  da  sich  dort 
die  grösste  Rührigkeit  zeigt  und  die  erspriesslichen  Folgen  für  die 
Unternehmer  offen  am  Tage  liegen,  —  alle  übrigen  Kronländer 
(Uircli  das  grossartige  über  das  Königreich  in  seinem  ganzen  Um- 
lange gespannte  Eisenbahnnetz  überholen.  Selbst  das  dem  Ver- 
kehre gänzlich  ferne  gelegene  Kroatien  und  Slavonien  sammt 
dem  Banate  wird  an  seinen  drei  Endpuncten  von  der  Schienen- 
strasse  berührt  und  befruchtet  werden.  Kärnthen,  das  bisher 
rücksichtlich  seiner  Cominunieationen  am  ungünstigsten  bestellte 
Kronland,  wird  einerseits  durch  den  Anschluss  an  die  südliche 
Staatsbalin  mit  Wien,  Ungern  und  Triest,  andererseits  mit  Italien 
und  Tirol  in  Verbinchmg  treten,  und  selbst  das  entlegene  Kronland 
Siebenl>ürgen  würde  durch  (he  Verbindung  mit  Ungern  und  den 
Donau -Fürstenthümei'n  seiner  Isolirtheit  entrissen  werden  und  die 
noch  wenig  benützten  Quellen  seines  Keichtiiums  erschliessen. 

Wenn  man  die  oben  angeführten  vollendeten,  im  Baue  begi'ilfe- 
nen,  definitiv  und  vorläufig  concessionirten  Bahnen  nach  (k'u  Kron- 
ländern vertheilt,  so  aelanut  man  zu  nachstehendem  Eriicbnisse. 

Im  Hc'triclje    Im  HiiiU'    l)(  (iniliv    Vorliiiifi.L; 
stehende    beiinn'eno        concessionirte       /-Lisjimmeii 
Eise  n  I)  a  h  ii  e  ii. 
Meilen.       Meilen.       Meilen.        .Meilen,         M(>ilen. 

Oesterreich  u.  d.  Enns      .  37 ',4  23'/.,  4  4'/2  ü^'/v 

Oesterreich  o.  d.  Enns       .  21^,  2(5  -  5  52V, 

Salzburg —  (5  —  10  10 

Steiermark 3ü'/,  11  13',,  27 ',4  ÖB'/^ 
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Im  Betriebe  Im  Biuie  Definiliv  \iiiliiiini2 

stehende  begrifTeiie       roncessionirte  /-"isnmmen 

E  i  s  e  II  I)  n  h  ii  e  ii. 

Meilen.  Meilen.  Meilen.  Meilen.  .Mi'ilen. 

Ki-ain 19  —  —  3  22 

Küstenland 7  —  16%  3  26'/, 

Käi-nthen —  10  25%  —  35% 

Tirol -  25%  17  15  57'/, 

Lombardie 26%  —  45'/,  —  72'/j 

Venedig 33  8'/,        3'%  —  45 

Böhmen 68%  24  69'A  6%  168'% 

Mähren 53%  _  _  sy^  57 

Schlesien lÖ'/,  —  —  S'/^  20 

Galizien 32  6'%  94'/,  —  133 


Bukowina —  —  20  —             20 

Ungern 111  27%  180'/,  81  400 

Wojwodsehaftu.Tem.Banat  19'/,  19  10  31             79'/, 

Kroatien  und  Slavonien     .       —            4  54'/,  1             59'% 

Militärgränze 2%           %         4'/,  —               7'/, 

Siebenbürgen —  —  _  134  134 

Summe    485        192        559        328'%     1.564'% 

Nach  den  grossen  Länder-Complexen  betrachtet,  entfallen  hier- 
von 368  Meilen  auf  die  deutschen,  398%  Meile  auf  die  slavischen. 
117'/,  Meile  auf  die  italienischen  Kronländer  und  680'  .,  Meile  auf 
Ungern  sammt  seinen  ehemaligen  Nebenländern.  Hiex-nach  käme 
bei  dem  Ausbaue  des  östeiTeichischen  Eisenbahnnetzes  in  den  ungri- 
sehen  Ländern  auf  8'2,  in  den  slavischen  auf  7*3,  in  den  italieni- 
schen auf  6*7  und  in  den  deutschen  Ländern  auf  5*6  Quadrat -Meilen 
eine  Meile  Eisenbahn.  Bei  näherer  Zer2,liederung  aber  ers;ibt  sich 
die  Wahrnehmung,  dass  die  fruchtbarsten  Tlieile  des  Reiches  der 
Wohlthat  der  Schienenverbinduiig  am  meisten  theilhaftig  werden 
dürften,  und  dass  diese  AA'ohlthat  in  Ungern  mit  Einsehluss  des 
Banates,  wo  es  an  den  gewöhnlichen  Connnunications- Mitteln  ge- 
bricht, dreifach  segensreich  wirken  würde.  Mit. voller  Ueberzeugung 
kann  man  soliin  den  österreichischen  Bahnen  das  Prognostikon  stel- 
len, dass  sie  zu  den  rentabelsten  Bctliuen  unter  allen  europäischen 
gehören  werden,  Mie  diess  auch  die  bestehenden  trotz  ihren  noch 
unvollkoniniiiien  Verltinduns,en  darthun.  ' 

'  Es   ist   ein   allgemein   angenommener   ai)er   dennoch  nicht    i'ichtiger 
Satz,    dass    die    Eisenbahnen    in    jenen    Ländern    den    reichsten    Ertrag 
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Unter  den  vielen  heiNorragenden  Kaulen,  weiche  die  Anlage 
der  Staats-Eisenbahnen  in  Oesterreieli  hervorriefen,  sind  jene  der 
Semmering-Rahn  und  der  von  Laihach  nach  Triebt  führenden  Karst- 
Kalni  vor  allen  zu  er\\ähnen. 

Nachdem  hei  der  Anlage  der  südlichen  Staats -Eisenbahn  unter 
VoraussetznnG;  der  damals  durch  die  Umstände  bedinoten  Um2;e- 
hung  des  ungrischen  Gebietes  ein  Uebergang  idjer  die  norischen, 
Oesterreich  von  Steiermark  scheidenden  Alpen  gesucht  werden 
umsste,  zeigte  sich  die  Einsattlung  des  Semmering  als  der  zweck- 
mässigste  Uebergangspunct,  sowie  die  Anknüpfung  an  die  bestehende 
Eisenbahnlinie  in  den  Endpuncten  Gloggnitz  einerseits  und  Mürz- 
/.uschlag  andererseits  als  entsprechend  sich  darstellte.  Eben  so  ein- 
dringende Untersuchungen,  als  iüjer  die  ^^'alll  der  Linie,  wurden 
über  die  Wahl  des  Betriebs -Systems  angestellt,  wobei  nebst  dem 
(schliesslich  angenommenen)  Locomotiv-Systeme  auch  das  atmosphä- 
rische und  eine  Pferdebahn  in  Frage  kam.  Der  damalige  Inspector 
(Ihega,  welcher  schon  auf  die  Vorbereitungen  einen  maassgeben- 
den  Einfluss  genommen  hatte,  wui'de  mit  der  Ausführung  dieses 
kühnsten  aller  bisherigen  Eisenbahnbaue  betraut.  Der  Bau  begann 
im  Jahre  1848,  doch  kamen  erst  im  Jahre  1849  die  Arbeiten  längs 
der  aanzen  Linie  in  kräftia,en  Gans:  sie  wurden  so  enermsch  be- 
trieben,  dass  schon  im  Sommer  1851  die  Strecke  von  Gloüsinitz 
bis  Eichberg  für  die  Probefahrten  der  preiswerbenden  Locomotive 
fahrbar  hergestellt  war,  am  28,  October  1853  die  ganze  Bahn  zum 

gewähren  müssen,  welclie  die  reichsLe  Industrie,  den  entwickeltsten- Ver- 
kehr, die  dich tgedräno teste  und  wohlhabendste  Bevölkerung-  und  die 
meisten  grossen  Städte  besitzen.  Die  J^isenbahnen  sind  Frachtanstailtii, 
wo  es  am  meisten  zu  transportiren  gibt,  dort  werden  sie  am  reichlichsten 
lohnen.  Der  PersonenrTransport,  welcher  sich  gleich  anfänglich  auf  seine 
ziemlich  constante  Höhe  stellt,  tritt  seinem  P]rtrage  nach  bei  grossen 
Bahnlinien  immer  mehr  in  den  Hintergrund  zurück.  Der  Sachen  -  Trans- 
liovl  aber  muss  in  jenen  Ländern  den  Quantitäten  nach,  welche  auch  den 
Ertrag  bestimmen,  ani  bedeutendsten  sein,  welche  die  meisten  Rohpro- 
dncte  zu  verführen  haben,  weil  diese  am  ineisten  in  das  Gewicht  fallen. 
Daher  die  Bahnen,  aut  welchen  ein  lebhafter  »Steinkohlen-Transport  statt- 
lindet,  allen  übrigen  au  Rentabiliiät  vorangehen,  daher  auch  der  Trans- 
port von  Getreide,  Holz,  Metallen,  Salz  und  ähnlichen  Hohstotlen  für 
Kisenbahnen  sehr  lohnend  wird,  Aus  eben  diesem  Grunde  aber  erötfnet  sich 
für  die  liahnen  der  Länder  Oesterr.eich's,  welche  die  grössten  Mengen  solcher 
Kohpimlucte  in  den  Verkehr  bringen  können,  die  erfreuiiriiste  Zukunft.. 
V.  Oocniii;,  Oi'sli'iTi'ifli's  N('iip;pst;ilfuni.'.  ^),S 
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ersten  Male  mit  der  Loeoniotive  l^efahren  und  der  Betrieb  auf  der 
vollendeten  Bahn  am  17.  Juli  1854  eröffiiet  wurde.  Die  Schwie- 
rigkeiten, welche  bei  dieser  Bahnanlage  überwunden  werden  muss- 
ten,  waren  eine  Folge  der  orographischen  und  der  TeiTain- Be- 
schaffenheit jenes  die  letzten  Ausläufer  der  norischen  Alpen  bilden- 
den Gebirgszuges.  Die  Einsattlung  des  Semmering  liegt  3.172 
Wiener  Fuss  über  dem  adriatischen  Meere,  1.843  Fuss  über  der 
Station  Gloggnitz  und  1.067  Fuss  über  jener  von  Mürzzuschlag. 
Der  Abfall  gegen  Gloggnitz  zu  ist  dabei  so  steil,  dass  die  Bahn- 
linie eine  bedeutende  Entwicklung  an  den  Lehnen  des  Gotscha- 
Kogels  mit  dem  Eiehberge,  des  Kaltenberges,  der  Kumpalpe  und 
des  Wolfsberges,  welche  im  Osten  der  Bahn-Axe  liegen,  erhalten 
musste,  um  mit  Steigungs- Verhältnissen,  wobei  der  Locomotiv- 
Betrieb  noch  möglich  ist,  die  mittelst  eines  grossen  Tunnels  um 
64  Klafter  ermässigte  Höhe  des  Semmering  zu  gewinnen. 

Alle  Schwierigkeiten,  welche  der  Eisenbahnbau  kennt,  dräng- 
ten sich  in  dieser  vier  Meilen  langen  Strecke  von  Gloggnitz  zur 
Höhe  des  Simmering  zusammen,  auf  welcher  Strecke  buchstäblich 
nicht  eine  Klafter  Bahnlänge  vorkömmt,  welche  nicht  durch  Kunst- 
arbeit dem  widerstrebenden  Boden  hätte  abgewonnen  werden  müssen. 
Die  Bahnlinie  zieht  von  Gloggnitz,  wo  sich  das  Reichenauer 
Thal  ausmündet,  dieses  Thal  entlang  bis  zum  Dorfe  Baierbach,  wo 
sie  die  Schwarza  übersetzt,  um  auf  der  andern  Thallehne  nach 
einer  gewonnenen  Ansteigung  von  600  Fuss  wieder  gegen  die  Aus- 
mündung zurückzubiegen  und  die  Höhe  des  Eichbergs  zu  erreichen. 
Die  Bergabhänge  des  Reichenauer  Thaies  bestehen  aus  einer  sehr 
harten  Grauwacken- Formation  mit  aufgelagerten  Schichten  von 
Trümmern  des  höher  gelegenen  Gebirges.  Vom  Eichberge  aus 
setzt  die  Bahn  in  scharfem  Bogen  an  den  immer  steiler  werdenden 
Berglehnen  bis  zu  den  Ruinen  des  auf  einer  Felsspitze  sich  erhe- 
benden Schlosses  Klamm  fort;  von  hier  aus  verfolgt  sie  den  süd- 
lichen Bergabhang  des  (vereinigten)  Adlitzgral)ens,  welcher  in  seiner 
Verlängerung  bergAvärts  eine  sehr  steile  Schlucht  bildet,  über  der 
sich  die  schroffen  Fclsmauern  der  Weinzettelwand  erheben.  Hier- 
auf übersetzt  die  Bahn  die  kalte  Rinne,  eine  jäh  abstürzende  Berg- 
schlucht, die  aber  an  Steilheit  noch  von  jeuer  des  unteren  Adlitz- 
grabens  überboten  wird,  zu  welcher  die  Bahn  nach  einer  neuen 
Wendung  gelangt,  um  sohin  mit  einer  nochmaligen  Wendung  im 
Dreiviertelkreise  um  den  Wolfsberg  den  Semmering -Tunnel  zu  er- 
reichen.     Das   ganze   Terrain    zwischen    der   kalten    Rinne,    dem 
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unteren   und   oberen  Adlitzgraben   bis   zum   Fusse  des  Semmering- 
Kogels    ist    von    steilen    Lehnen   gebildet,    welclie    dureli    nielirere 
Schluchten  in   einzelne  Abhänge  gespalten   werden^   es  besteht  bis 
zu  den  Adlitzgraben  aus  einer  entschieden  ausgeprägten  Kalkstein- 
Formation,   welcher  in  der  Nähe   des  Semmering's  Öchiefer-Forma- 
tionen   mit   Quarz-   und   Dolomit -Mengungen    folgen.      Doch  nicht 
allein   die  steile   Abdachung  der   Berglehnen   erschwerte   die   Auf- 
lindung    einer   für    den    Locomotiv  -  Betrieb    geeigneten   Trace;    sie 
wurde    noch    schwieriger    durch    die    Unmöglichkeit ,    die    solchen 
Steigungsverhältnissen  entsprechenden   günstigen   Richtungsverhält- 
nisse zu  erlangen,   indem  die  tiefen  und  längen  Schluchten  zu  den 
kleinsten  zulässigen  Krümmungs- Halbmessern  zu  schreiten  nöthigten, 
um  nicht  Bauten  hervorzurufen,  welche  wegen  ihrer  Grösse  unaus- 
führbar erscheinen  mussten.   Das  Gelingen  dieses  Riesenbaues  wurde 
durch   die  Festhaltung  an  allerdings  nicht   leicht  durchzuführenden 
Grundsätzen  gesichert;  die  so  anhaltende  und  -so  beträchtliche  Stei- 
gung miisste  von  Strecke  zu  Strecke  durch   horizontale  und  wenig 
ansteigende  Bahnstücke  unterbrochen,  ferner  musste  Rücksicht  aut 
die  klimatischen  Verhältnisse  genommen   und  in  den  kälteren  neb- 
lichten  Regionen   dieser  Alpenhöhe   mussten  günstigere  Steigungs- 
und Richtungs- Verhältnisse  erzielt  werden,  wie  auch  bei  der  stärk- 
sten Steigung  nie  der  kleinste  Krümmungs -Halbmesser  angewendet 
wurde.     Die  steiermärkische  Al)theilung  der  Semmering-Bahn  bietet 
minder  bedeutende  Schwierigkeiten,   doch   noch   einen   sehr  erheb- 
lichen Fall  dar. 

Die  ganze  Bahn  hat  eine  Länge  von  5'^,  Meile  oder  genauer 
21.980  Wiener  Klaftern,  wovon  15.582  Klafter  (4  Meilen)  auf  den 
österreichischen  und  6.398  Klafter  (l'/j  Meile)  auf  den  steiermär- 
kischen  Bergabhang  entfallen.  Auf  jener  Seite  tinden  sieh  (nebst 
5  horizontalen,  zusammen  994  Klafter  langen  Strecken)  41  Stei- 
gungen in  einer  Länge  von  14.588  Klaftern,  wovon  8  im  Verhält- 
nisse von  1  :  40  und  5  in  jenem  von  1  :  45  zusammen  eine  Er- 
streckung von  7.172  Klaftern  oder  beinahe  die  Haltte  der  «ianzen 
Linie  ausmachen.  Auf  der  steiermärkischen  Seite  gil)t  es  neben 
einer  horizontalen  Strecke  aou  151  Klaftern  noch  18  abfallende 
Strecken  in  einer  Länge  von  15.247  Klaftern,  wovon  8  Strecken  ein 
Gefälle  im  Verhältnisse  von  1  :  41  bis  47  auf  einer  Ge.sanuntaus- 
dehnung  von  3.984  Klaftern  oder  mehr  als  der  Hälfte  der  bezüg- 
lichen Linie  haben.  Obwohl  daher  der  österreichische  Bergabhang 
weit  steiler  und  die  stärksten  Steigungen  daselbst  beträchtlich  länger 
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.--iml  als  iiiit'  der  slcierinärkisehen  Seile,  so  hat  die  letztere  weniger 
entwickelte  Linie  doch  eine  stärkere  mittlere  Bahnsteieiuia:  von 
1  :  56,  als  die  österreichische,  wo  sie  1  :  64  beträgt.  Den  Ricli- 
tnngs- Verhältnissen  nach  gibt  es  auf  der  gesammten  Semmering- 
Bahn  105  gerade  Linien  in  einer  Länge  von  n.l69  Klaftern  und 
109  Krümmungen  von  10.811  Klaftern,  welche  letztere  sonach  fast 
genau  die  Hälfte  der  Bahnlinie  einnehmen.  Von  den  Krümmungen 
haben  73  einen  Krümnumgs- Halbmesser  von  150  bis  100  Klaftern, 
und  darunter  erreichen  30  den  kleinsten  zulässisen  Halbmesser 
von  100  Klaftern  in  einer  Länge  von  3.781  Klaftern.  Dieses  Ver- 
hältniss  stellt  sich  noch  uiio(insti2;er  auf  der  an  der  ßer<>lehne  sieh 
hinziehenden  Hauptbahnstrecke  von  Baierbach  zum  Haupt -Tunnel 
am  Semmering,  wo  7.221  Klafter  oder  drei  Fünftt heile  der  ge- 
sammten Länae  in  67  Krümmunuen  von  200  bis  100  Klaftern 
Kadius  zu  liegen  kommen,  während  die  62  geraden  Linien  nur 
4.529  Klafter  ausmachen,  ein  Verhältniss,  welches  dasjenige  der 
amerikanischen  Gebirgsbahnen  bedeutend  übersteigt. 

Die  Ueberschreitung  so  vieler  einzelner  Schluchten  und  her- 
vortretender Bergrücken  hat  die  Herstellung  sehr  bedeutender  Kunst- 
bauten, Viadncte,  Tunnels  und  Mauern  unvermeidlich  gemacht. 
Die  Zahl  der  A'iaducte  beträgt  16  mit  einer  Gesammtlänge  von 
738  Klaftern.  Von  denselben  liegen  acht  in  einer  Krümmung  von 
100  Klaftern  und  vier  in  jener  von  150  Klaftern  Halbmesser;  die 
Länge  wechselt  von  16  bis  120  Klaftern,  die  Höhe  von  6  bis  24 
Klaftern,  die  Anzahl  der  Bogen  von  3  bis  10,  die  Spannweite  der 
einzelnen  Bogen  von  3*/^  bis  lO'/j  Klafter  und  es  befinden  sich 
darunter  vier  zweistöckige  mit  eiper  doppelten  Bogenstellung.  Der 
Tunnels  gibt  es  15  in  einer  Gesammtlänge  von  2.261  Klaftern, 
worunter  jedoch  die  drei  Tunnels  der  Weinzettelwand  ,  welche 
mittelst  zweier  gewölbter,  44  Klafter  langer,  an  der  inneren  Seite 
in  den  Felsen  gehauener  Gallerien  verbunden  sind,  als  zu  einem 
einzigen  vereint  vorkommen.  Nach  den  Richtimgs- Verhältnissen 
erscheinen  darunter  4  gerade  Tunnels  und  die  .anderen  mit  einer 
Krümnnnig  von  403  bis  100  Klaftern  Halbmesser;  nach  den  Steigungs- 
Verliältnissen  gibt  es  einen  horizontalen ,  die  übrigen  haben  ein 
Gefälle  von  1  :  300  bis  1  :  40.  Alle  sind  eingewölbt  und  nur  in 
zweien  kommen  auch  ungewölbte  Stücke  vor;  die  Höhe  des  Ter- 
rains über  den  Tunnels  beträgt  4  bis  60  Klafter.  —  Zu  den  be- 
merkenswerthesten  Kunstbauten  gehören:  der  Viaduct  über  die 
kalte  Kinne,  die  zwei  Viaducte,  welche  die  Schluchten  des  Wagner- 
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und  Jäger -Grabens  übersetzen,  der  Viadnct  über  den  Scliwarza- 
Fluss  bei  Baierbaeli.  welcher  den  Scheitel  der  Krünnnuna;  Ijildet, 
mittelst  deren  die  Bahn  sich  zurückbiegt,  um  von  einer  Seite  des 
Reiehenauer  Thaies  auf  die  entgegengesetzte  Lehne  zu  gelangen, 
und  jener  iUjer  den  unteren  Adlitzgraben  (bei  welchem  eine  Länge 
von  80  Klal'tern  mit  einer  Steigung  von  1  :  45  und  einem  Krüm- 
mungs- Halbmesser  von  100  Klaftern  auf  einer  gemauerten  Höhe 
von  12'/2  Klaftern  zusammentrifft),  endlich  der  grosse  Semmering- 
Tunnel  samnit  den  drei  Tunnels  längs  der  Weinzettelwand.  Die 
Viaducte  über  die  kalte  Kinne  und  die  Krausei- Klause,  so  wie 
jene  beim  Wagner-  und  Jäger- Graben  haben  je  zwei  Bogenstel- 
lungen,  von  denen  die  untere  durch  kräftige  Formen  und  starke 
Dimensionen  und  durch  Quader- Arbeit  die  Grundveste  des  Werkes 
darstellt,  während  das  obere  Geschoss  höher  als  jenes  in  leichten 
und  eleganten  Verhältnissen  aus  Ziegeln  ausgeführt  ist.  Die  Fun- 
dirung  der  Pfeiler  wurde  meist  durch  die  Natur  der  in  das  Terrain 
scharf  eingeschnittenen .  in  ihrer  Sohle  mit  Geröll  ausuefüUten 
Schluchten  erschwert;  bei  jenen  idjer  die  kalte  Rinne  '  musste 
42  Fuss  tief  gegraben  werden,  um  die  Pfeiler  auf  die  Felsen  zu 
gründen.  Die  Schwieriiikeiten ,  welche  bei  den  Tunnel -Bauten  zu 
überwinden  waren,  bestanden  in  Ablösung  des  Felsens,  ausser- 
ordentlichem Erd -Drucke  und  grossem  Wasserzudrange.  Diese 
Erscheinungen  kamen  in  hohem  Grade  bei  dem  Haupt -Tunnel  zum 
Vorschein.  Derselbe,  welcher  geüau  in  seiner  die  Laudesgränze 
bildenden  Mitte  den  höchsten  Punct  der  Bahn  in  sich  enthält  und 
aesen  die  beiden  Mundlöcher  ein  Gefälle  von  1  :  300  hat ,  ist 
753  Klafter  lang  und  in  einer  geraden  Linie  an<'ele"t.  Er  wurde 
binnen  iy^  Jahren  vollendet,  und  hatte  während  des  Baues  (ii'ii 
mehrere  Angriffspuncte  zu  gewiunen)  9  Schächte,  von  denen  4 
wieder  geschlossen  wurden.  üeber  seinem  Scheitel  lagert  ein 
60  Klafter  mächtiges,  theils  aus  Erde  und  Geröll,  theils  aus  festem 
Felsen  bestehendes  Gebirge;  doch  besteht  der  grösste  Theil  aus 
Talkschiefer,  welcher  beim  Zutritt  der  Luft  verwitterte  und  dann 
Bewegungen   hervorbrachte.      Desshalb    musste    der    ganze  Tunnel 

'  Dieser  \'ia(liict  li;i(  s(jii;ich  eine  Gesamnithölie  von  189  Fuss,  wo- 
von J47  F11.S.S  ;n\{  den  äusseren  iil)er  der  'J'hiil.-dlilc  erhobenen  Theil  ent- 
luben.  Der  beUiunite  Göllachtliahr  \iiidiic(  mit  vier  Geschossen  anf  der 
säclisisch-bairischen  Balni  liat  eine  lloiie  \oii  73  säehsischen  Ellen  über 
der  Thalsohle,  ist  somit  wenif^er  hoc-li ,  als  der  aus  zwei  Geschossen  be- 
slfiicude   \'iadiict    idier  die   iialK'   liiiuie.  '  .         .  •  ' 
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theils  mit  Ziegel«,  flieils  mit  Quadern  ausgeMidbt  werden,  und  man 
war  liberdiess  genöthigt,  zujii  Vorsprunge  des  oberen  Gewölbes 
ein  eoncayes  Gewölbe  aji  der  Soiile  anzubringen.  Der  Tunnel  wird 
mit  Gas  beleuchtet. 

Auch  dje  Construction  des  Oberbaues  ist  bemerkenswei'th.  Die 
aus  eifier  Lage  von  Steinen  und  darüber  geschlägeltem  Schotter 
bestehende  Steinbettung  deckt  den  Unterbau  in  seiner  ganzen  Breite, 
begünstigt  dessen  trockene  Lage  und  bietet  dem  Geleise  selbst  eine 
feste  Unterstützimg.  Die  Längenhölzer  verleihen  der  Bahn  eine 
massige  Elasticität  und  widerstehen  zugleich  den  Senkungen  und 
den  Ausweichungen  der  Schienenla<>e.  Dazu,  sowie  zur  Verhin- 
derung  der  yerticaien  Bewegung  dient  die  Kuppelung  der  vom 
grössten  bisher  bekannten  Kaliber  aus  gewalzten,  24  Pfund  auf 
den  Längeni'uss  wiegenden  Schienen  durch  eiserne  Seitenlappen, 
wie  sie  gegenwärtig  allgemein  angewendet  wird. 

Selbst  die  Beisclmtlung  des  zur  Speisung  der  Locomotive  nöthigen 
Wassers  auf  jene  quellenarmen  Höhen  war  von  Schwierigkeit.  Das 
Wasser  musgte  grösstentheils  von  Weitem  hergeleitet,  in  grossen  Sam- 
mel-Bassins  geeinigt,  sodann  in  gusseisernen  Röhren  zu  den  Stationen 
geführt  und  zum  Theile  mittelst  der  Dampfpumpe  gehoben  werden. 

Nachstehende  Ziffern- Ani>aben  mr)^en  den  Umfang  der  bei  der 
Semmering-Bahn  vorgekommenen  Arbeiten  veranschaulichen.  Die 
auf-  und  abzutragenden  Erdmassen  machten  aus  295.599  Kubik- 
Klafter,  die  Felsensprengungen  2U3.162,  das  Bruchstein -Mauerwerk 
50.483,  das  Ziegel  -  Mauerwerk  26.807  und  das  Quader -Mauerwerk 
12.231  Kubik- Klafter.  Hierzu  waren  64 '/j  Millionen  Ziegel,  welche 
grösstentheils  von  den  grossen  Ziegelöfen  am  Wiener- Berge  mittelst 
der  Gloagnitzer  Bahn  zuueführt  werden  mussten,  und  2'  ,  Million 
Kubik.- Fuss  vierkantig  bearbeiteter  Steine  erforderlich.  Die  Stein- 
bettung des  Oberbaues  nahm  weitere  41.505  Kubik-Klafter  Steine  in 
Anspruch,  so  dass  die  bei  diesem  Bahnbaue  angewendeten  Erd-  und 
Stein-Materialien  eine  gesammte  Masse  von  629.787  Kubik-Klaftern  in 
einem  Total-Gcwichte  von  mehr  als  30  Millionen  Centner  ausmachten. 

Aucii  die  Karst-Bahn  zählt  viele  und  namhafte  Bauwerke 
\on  seltener  Grossartigkeit.  Die  Uebersetzung  des  Laibacher  Moores 
wird  auf  eine  Strecke  von  1.200  Klaftern  durch  einen  Danun  be- 
werkstelligt, welcher  bis  zu  einer  Tiefe  von  30—45  Fuss  in  den 
Sumpf  versenkt  werden  musste,  um  den  festen  Untergrund  desselben 
zu  erreichen,  so  dass  nahezu  das  Sechsfache  jenes  Anschiittungs- 
Materiales   erlbrderlich   whv.   das  sonst   für   einen  Bahndamm    von 
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der  bezeicluieleii  Länge  genügt  hätte.  Der  Franzdorfer  Viaduct, 
mit  120  Fuss  Höhe  und  einer  Profils-Fläehe  von  S.CMKJ  Quadrat-Klaf- 
tern, erforderte  an  Bau-Materialien  1  Million  Kubik-Fuss  Quadern, 
eben  so  viele  Bruehsteine  und  5  Millionen  Ziegel.  Um  auf  dem 
wegen  seiner  Wasser-Armuth  bekannten  Karste  einen  geregelten 
Eisenbahn-Betrieb  möglich  zu  machen,  wurden  bei  den  Stationen 
Loitseh,  Adelsberg  und  St.  Peter  eigene  Dampf-Maschinen  zur  Hebung 
des  Wassers  aus  Brunnen  in  die  Stations-Keservoirs  aufgestellt,  und 
zwei  Wasserleitungen,  die  eine  mit  5  Meilen  Länge  von  Ober- 
Lesezhe  nach  Prosecco,  die  andere  mit  l'/j  Meile  Länge  von  Na- 
bresina  nach  Triest,  längs  der  Bahn  geführt.  Endlich  bildet  der 
Bahnhof  in  Triest,  dessen  Fläche  zum  Theile  der  See  abgewonnen 
werden  musste,  mit  zwei  Etagen,  deren  untere  allein  25 '/^  n.  ö. 
Joch  einnimmt,  und  dem  unmittelbar  das  Meer  mit  der  Schienen- 
strasse  verbindenden  Haien  für  50  grössere  Kauffahrteischiire,  einen 
würdigen  Schlussstein  des  kolossalen  Baues. 

Ueber  die  Fortschritte,  welche  in  dem  Betriebe  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vorkamen ,  mögen  nachstehende 
Andeutungen  genügen.  Bezüglich  der  Coustruction  der  Locoinotive 
ist  vor  Allem  des  neuen  Systems  der  Sem  mering-Locomotive 
zu  ei'wähnen.  Die  ausserordentlich  bedeutenden  und  andauernden 
Steigungen,  verbunden  mit  den  schai'fen  Krümmungen,  welche  auf 
dieser  Gebirgsbahn  vorkommen,  Hessen  vorhersehen,  dass  die  Lo- 
comotive  gewöhnlicher  Coustruction ,  wenn  sie  auch  diese  Bahn 
befahren  konnten,  doch  nicht  eine  entsprechende  Zugkralt  äussern 
würden,  um  mit  Nutzen  verwendet  zu  werden.  Der  Handels- 
Minister  Freiherr  von  Brück  schrieb  Preise  von  20.000,  lO.OtKj, 
9.000  und  8.000  Ducaten  für  die  am  meisten  den  Betriebs -Anfor- 
derungen auf  jener  Bahn  genügenden  Locoinotive  aus  und  lud  die 
in-  und  ausländischen  Maschinen -Fabrikanten  zur  Bewerbunu'  um 
diese  Preise  ein.  In  der  Thal  wurden  von  verschiedenen  Erzeugern 
sechs  Locoinotive  beigestellt  und  mit  denselben  Pnibe- Fahrten  auf 
der  inzwischen  hergestellten  Strecke  der  Semmering-Bahn  von 
Gloggnitz  bis  Eichberg  vorgenommen.  Mehrere  derselben  erfidlten 
die  im  Programme  vorgeschriebenen  Bedingungen,  und  der  aus  der 
Fabrik  des  Herrn  Maffei  in  Mihichen  hervorüeüan<'enen  Locoinotive 
„Bavaria'-  wurde  auch  der  erste  Preis  zuerkannt;  dennoch  konnte, 
so  manche  schätzenswertlie  Verbesserung  diese  Locomotive  aufzu- 
weisen vermochten,  keine  derselben  zum  nachhaltigen  Gebrauche 
vortheilhaft  benützt  werden.     Es  blieb  dem  k.  k.  technischen  Käthe 
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Eiigerth  \'Orbehalteii.  auf  Gniiuilaue  der  bei  jenen  Prube -Fahrten 
gewonnenen  Erfahrungen  die  Aufgabe  befriedigend  7a\  lösen  und 
eine  Locomotive  zu  construireli ,  welche  lieben  der  Bedingung  eines 
leichten  Ganges  in  den  Curven  zugleich  die  Benützung  des  Ge- 
sammtgewiciites  der  Maschine  und  des  Speisewassers  zur  Vermeh- 
rung der  Adhäsion  durchführtci  Die  Kichtigkeit  der  dieser  Con- 
struction  zum  Grunde  liegenden  Berechnung  Wurde  durch  den 
praktischen  Erfolg  glänzend  bewährt.  Dreiseig  nach  diesem  Systeme 
erbaute  Locomotive  versehen  seit  zwei  Jahren  anstandslos  den  Dienst 
auf  der  Semmering-Bahn  und  genügen,  den  bedeutenden  auf  dieser 
Strecke  statttlndenden  Verkehr  zu  bewältigen.  Jede  iNIaschine  zieht 
eine  Brutto- Last  von  3.W0  Wiener  Centnern  mit  der  Fahrgeschwin- 
digkeit von  2  Meilen  in  der  Stunde  über  den  Semmering;  diese 
Leistung  wurde  aber  durch  eine  bei  mehreren  Locomotiven  ange- 
wendete sinnreiche  Zahnräder-Kuppelung  zwischen  der  vorderen 
Achse  des  Tender -Gestelles  und  der  hinteren  Ach.se  des  Maschinen- 
Gestelles  auf  4.000  Centner  gesteiuert.  Auch  im  Auslande  wurde 
die  Vorzüglichkeit  dieser  Locomotive  nicht  nur  durch  die  itei  der 
Pariser  L.dustrie- Ausstellung  dem  Ertinder  zuerkannte  höchste  Au.s- 
zeichnung.)  sondern  auch  durch  zahlreiche  Bestellungen  solcher  Lo- 
comotive für  fremde.,  namentlich  französische  Bahnen  anerkannt. 

Eine  eigenthümliche  Schwierigkeit  entstand  für  die  ö.sterreichi- 
schen  Bahnen  aus  den  Verhältnissen  des  Feuerungs-Materia  is. 
In  den  von  den  Bahnen  durchzogenen  Gegenden  ist  der  Waldstand 
grösstcntheils  bereits  gelichtete  und  die  Holzzufuhr  aus  der  Ferne 
stellte  eine  fortschreitende  Vertheuerung  des  Betriebes  in  Aussicht. 
Die  eigentlichen  Steinkohlen -Lager  kommen  in  Oesterreich  luu*  in 
einzelnen  hiervon  begünstigten  Landstrichen  ^(»r,  uud  gehen  den 
auegedehiiten  Alpen -Gebieten  fast  gänzlich  db^  Während  beinahe 
alle  Kronländer  einen  ausserordentlichen  Kcielithum  an  Brae.nkohlen 
aufzuweisen  iiabem  Man  hielt  jedoch  die  Braunkohlen  aligemein 
iiir  den  Locomotiv  -  Betrieb  nicht  verwendbar,  Weil  sie  nicht  den 
gleichen  Hitzegrad,  wie  die  Steinkohlen  ^  entwickeln  ^  und  leiclit 
zerbröckeln.  Nach  einigen  Iridieren  weniger  gelungenen  Versuchen 
setzte  der  Handels  ^Minister  Freiherr  v.  Brück  im  Jahre  1<S50  zwei 
aus  Fachmännern  bestehende  C\>nunissionen  in  Böhmen  (unter 
Leitung  des  rühmlich  bekannten  Professors  Halling)  und  in  Steier- 
mark (unter  der  Leitung  des  Herrn  \.  Pittner)  nieder,  welche  beauf- 
tragt wurden  über  die  Verwendbarkeit  der  Braunkohle  für  Loco- 
motiv-Heizung  gründliche  Versuche  vorzunehmen.    Diese  beharrlich 
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{lurcligelührten  Versiiclie  führten  ziini  Zwecke,  indem  durch  die 
selben  die  Braunkohle  i'iir  den  Locomotiv- Betrieb  vollkommen 
ausreichend  befunden  wurde.  Von  jener  Zeit  an  land  die  Ver- 
wendung derselben  zum  Locomotiv -Betrieb  täglich  mehr  Eingang, 
so  dass  gegenwärtig  die  nördliche  Staatsbahn  grösstentheils  und 
die  südliche  Staatsbahn  in  Steiermark  und  Kraiii  zu  mehr  als  der 
Hälfte  die  Braunkohle  zur  Locomotiv -Feuerung  benützt,  wodurch 
nicht  nur  dem  Eisenbahn -Betriebe,  sondern  auch  der  gesammten 
Volkswirthschaft  ein  nicht  hoch  genug  anzuschlagender  Vortheil 
zugeht. 

An  diese  zwei  durchgreifenden  Fortschritte  reihen  sich  mehrere 
andere  Verbesserungen,  die,  theils  in  Oesterreich  erfunden,  theiis 
dem  Auslande  entlehnt,  in  ihrer  Gesammtheit  wesentlich  zu  der 
Vervollkommnung  des  Eisenbahn -Betriebes  beitrugen  und  darum 
hier  übersichtlich  aufgezählt  werden.  Die  zunehmende  Verwendung 
der  Braunkohle,  welche  häutig  leicht  zerklül'tet  und  als  Klein-  oder 
Gries-Kohle  theilweise  entweder  unbenutzt  in  den  Aschenkasten 
iällt  oder  halbverbrannt  durcii  den  Kauchkesten  entweicht,  verleiht 
der  Ertindung  und  Anwendung  des  Trepi)enro6tes,  wodurch  diese 
Nachtheile  grossentheils  vermietlen  werden,  eine  erhöhte  Wichtig- 
keit. Der  im  Jahre  1840  in  Oesterreich  erfundene  Klein^sche  Ap- 
parat zur  Verhütung  des  Funkenwurfes  entspricht  seinem  Zwecke 
gänzlich,  doch  nicht  ohne  Nachtheil  für  den  Brennstofi"- Verbrauch 
und  die  LeistungsfähitikeJt  der  Maschine.  Der  an  dessen  Stelle  seif 
1854  angewandte  Siebfunken- Apj)arat,  bei  welchem  in  der  Rauch- 
kastenwand horizontal  über  die  obere  Reihe  der  Siederöhren  ein 
Drathnetz  gespannt  wird,  beseitigt  diese  Nachtheile  und  l)ewirkt 
eine  namhafte  Ersparung  an  BrenustotF;  doch  muss  er  l)ci  tler  Ver- 
wendung von  leicht  zerbröckelnder  Braunkohle  auf  die  Lastenzüge 
beschränkt  l)leiben.  Zur  Beseitigung  der  Nachtheile,  welche  auf 
cinitien  Bahnen  Ocsterreich's,  namentlich  dort,  wo  das  Wasser  be- 
deutende  Quantitäten  ktthlensaurcn  Kalkes  absetzt,  der  iu  den  Lo- 
comotiv-Kesseln  sich  bildende  Kesselstein  i)ereitet,  wurden  mehr- 
läche  Mittel  mit  wechselndem  Erfolge  in  Anwendung  gebracht, 
unter  welchen  sich  die  Schoifer'sche  Lauge  am  besten  bewährte. 
Unter  den  l)ei  den  Locomotiven  eingeführten  Sicherheits- Apparaten 
erscheint  das  von  Baillee  in  Oesterreich  erfunck'ue  Sicherheits-Ventil 
für  Dampfkessel,  welches  durch  \"olu( -Federn  direct  l.'elastet  wird 
und  seines  ents[)rechend  grossin  Durchmessers  Megen  jede  gefahr- 
bringende Ueberspunnung   des   Kesseldampfes    hinlanhäll,   als    viel- 
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versprechend,  und  wird,  wenn  durcli  Erfahrung  bewährt,  allgeraein 
zur  Geltung  kommen.  Zu  gleichem  Zwecke  wird  in  Oesterreich 
auch  die  sehr  praktische  Lemonnier^sche  Federwage  angewendet. 
Unter  den  Dampf- Manometern  verschiedener  Construction  verdient 
der  seit  1854  eingeführte  Deshord'sche  seiner  Einfachheit  und  Ver- 
lässlichkeit  wegen  besondere  Beachtung.  Die  Dampfpumpen  bei 
Ix)comotiven  wurden  allgemein  eingeführt,  die  Krupp'schen  Guss- 
stahl -  Triebachsen  für  Locomotive  und  Gussstahl  -  Tj^res  ohne 
Schweissnath  zur  Anwendung  gebracht  5  letztere  haben  sich  bereits 
durch  zweijährigen  Gebrauch  bewährt,  während  dessen  kein  Ab- 
drehen derselben  nothuendig  geworden,  obwohl  sie  über  5.000 
Meilen  zurückgelegt  hatten. 

Bei  dem  Baue  von  Personen -Wagen  war  das  Streben  vor- 
herrschend dahin  gerichtet,  den  Reisenden  nebst  höherer  Eleganz 
auch  grössere  Bequemlichkeit,  ja  selbst  Comfort  zu  bieten.  Die 
Wagenkasten  wurden  vergrössert,  die  Anzahl  der  Sitze  verringert, 
die  Polsterungen  verbessert,  Arm-  und  Kopflehnen  eingeführt,  das 
Klirren  der  Fenster  beseitigt,  die  Beleuchtung  (mit  Stearinkeiv.en, 
Gel,  Hydrocarbur  und  auch  Kamphin)  verbessert,  der  Zutritt  atmo- 
sphärischer Luft  durch  Veutilations- Schuber  möglich  gemacht;  auch 
wurde  die  Beheizung  der  Personen- Wagen  mittelst  Wärmeflaschen 
in  Anwendung  gebracht,  und  die  Wagen  dritter  Classe  mit  Fen- 
stern, Vorhängen  und  Ventilations- Schubern  versehen,  endlich  (bei 
den  Staatsbahnen)  bei  jedem  Personen-Zuge  der  Gepäckswagen  mit 
einem  Cabinete  und  Aborte  versehen.  Eben  so  wurden  in  der 
Construction  der  Traggerippe  und  Radgestelle  Verbesserungen  ein- 
jieführt,  längere  zweckmässig  geformte  und  aufgehängte  Tragfedern 
l^ewirken  einen  ruhigeren  und  sanfteren  Gang,  Lagergabel -Gehäuse 
^nd  Metall-Lager  wurden  verbessert,  die  patentirte  Pagefsche  Oel- 
.Schmjere  angewendet,  Zug-  und  Stoss- Vorrichtungen  (namentlich 
durch  Benützung  der  hier  neu  erfundenen  Baillee"scheii  Spiral-Feder) 
.wurden  vervollkQmmnet.  Die  zur  Anwendung  auf  den  Staatsbahnen 
gelangte  durclmehende  Zua;vorrichtunii;  zeichnet  sich  vor  allen  ahn- 
liehen  Einrichtungen  dadurch  aus,  dass  auf  jeden  einzelnen  Wagen 
im  Train  das  Gewicht  der  npchfolgenden  und  deren  Stoss  nicht 
nachtheilig  einwirken  kann,  und  dass  die  Zugstange,  welche  von 
Wagen  zu  Wagen  mittelst  der  Kupj)elketten  ein  ununterbrochenes 
Ganzes  bildet,  alle  Stösse  allein  aufuinuiit,  w-odurch  die  Erhaltung 
der  Wagen  sehr  geüirdert  wird.  Durch  Einführung  der  Post- 
Ambulance- Wagen    wurde    es    möglich,    dass    das    Publicum    die 
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Postanstalt  bis  zum  Abgange  der  Post  und  selbst  während  der  Fahrt 
der  Züffe  benützen  kann. 

Bei  den  Last-Waggons  war  man  hauptsächlich  bemüht,  auf 
die  Erweiterung  der  Tragfähigkeit  und  die  Verminderung  der  todten 
Last  oder  des  Eigengewichtes  der  Wagen  hinzuwirken,  und  diess 
sowohl  bei  den  acht- räderigen  als  den  sechs- räderigen  und  den  in 
neuester  Zeit  mehr  zur  Anwendung  gekommenen  und  vervoll- 
kommneten vier  -  räderigen  Wagen,  Das  günstigste  Verhältniss 
zwischen  der  todten  Last  und  der  Nutzlast  wurde  bei  den  offenen 
Kohlemvagen  mit  1  :  2*75  und  bei  den  bedeckten  Wagen  mit 
1  :  2'25  erreicht.  Die  in  Amerika  zuerst  in  Anwendung  gekom- 
menen und  von  Gaus  in  Pest  verbesserten  schmalen  Gussr Räder 
gewähren,  beim  Lastzuge  verwendet,  durch  die  Härte  ihrer  Spur- 
fläche und  dadurch  herbeigeführte  mindere  Abnützung  der  Räder 
sowohl  als  der  Schienen  erheblichen  Vortheil. 

In  den  Werkstätte-Einriclitungen  wurden  die  im  Aus- 
lande gemachten  Fortschritte  möglichst  benützt,  wie  diess  die  ver- 
besserten Räder-Drehbränke,  Bohr-,  Hobel-,  Nuthstoss-  und  Schrau- 
benschueid- Maschinen,  die  Anwendung  des  hydraulischen  Druckes 
bei  dem  Auf-  und  Abpressen  der  Räder,  die  angelegten  Dampf- 
hämmer und  die  eingeführten  Blak'schen  Sicherheits- Apparate  bei 
den  Dampfkesseln  darthun.  Zur  Heranbildung  tüchtiger  Arbeiter 
wurden  in  den  grösseren  Werkstätten  der  Staatsbahnen  SonntagSr 
schulen  ex-richtet,  worin  die  Anfangsgründe  der  Mathematik,  Geor 
metiie,  Mechanik  und  Physik  die  Gegenstände  des  Unterrichtes 
bilden.  Auf  allen  Bahnen  sind  bei  den  Personen -Züsen  sogenannte 
Rettungskästen  eingeführt,  welche  mit  den  für  gewöhnliche  Fälle 
ausreichenden  Medicamenten  und  einer  Auswahl  chirurgischer  Ban- 
dagen und  Instrumente  versehen  sind,  in  deren  Anwendung  und 
Handhabung  die  fähigsten  Conducteure  von  Aerzten  unterrichte^ 
werden,  w^obei  letztere  fortw tdu-eiuf  Nachschau  pflegen.  Die  Sicher^ 
heits-  (Spring-)  Wechsel,  welche  das  Entgleisen  der  Maschinen 
und  Wagen  verhindern,  wurden  eingeführt  und  mit  selbst  wirkende^ 
Auslösungen  versehen,  so  wie  die  Scheiben  derselben  zweckmässi 
beleuchtet;  in  beider  Hinsicht  bewähren  sich  die  vom  kaiserl.  In- 
genieur Wolf  Bender  eriundeni-n  Vorrichtungen  am  besten.  Zur 
Verhütung  von  Unlallen  wurden  die  Kanson'schen  Knall-Signale  in 
Anwendung  gebracht,  (»rosse  Brückenwagen  zur  Gewichts-Ermilt- 
lung  der  Locomolive  und  Wagen  wurden  eingeführt  und  derart 
construirt,    dass    das    auf  jeder    einzelnen    Achse    der   Locomotivc 
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ruhende  Gewicht  erhol)en  und  roüulirt  werden  kann.  Der  von  Has.s- 
well  in  Wien  aus  Eisenblech  verfertigte,  auf  Circulation  basirte 
Vorwärmer  entspricht  seinem  Zwecke  viel  besser ,  als  die  bisherigen 
Apparate  zum  Vorwärmen  des  Tei.der- Speise -Wassers.  Endlich 
\\  urden  auf  der  südlichen  Stantsbahn  A'ersuche  mit  dem  Morin'schen 
Dynamometer  vorgenommen ,  um  die  verschiedenen  Widerstände, 
welche  Locomotive  und  Trausport- Wagen  mit  ihren  mannigfaltigen 
Systemen  auf  Steigungen  und  Neigungen  in  scharfen  Krümmungen 
und  bei  verschiedener  Geschwindigkeit  erleitlen,  kennen  zu  lernen 
und  die  dadurch  gewonnenen  Erfahrungen  für  die  Eisenbahn-Technik 
nutzbringend  zu  machen. 
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Die  Verwendung  der  für  den  Bau  und  die  lictriebs-Einr'chtunj 
der  Eisenbahnen  in  Oesterreich  erforderlichen  Capitale  nahm  glei- 
chen Gang  mit  dem  Fortschritte  dieser  Anlagen ,  welche,  wie  oben 
nachgewiesen,  in  dem  Zeiträume  seit  Ende  1848  bis  Ende  1856 
weit  rascher  vor  sich  ging  als  früher.  Bei  der  Nachweisung  des 
verwendeten  Anlage-Capitals  ist  vorerst  zwischen  den  vom 
Staate  und  den  von  Privat- Gesellschaften  unternommenen 
Eisenbahnbauten  zu  unterscheiden.  Die  Staatsverwaltung  verwen- 
dete in  den  beiden  Zeiträumen  vom  Beginne  des  Jahres  1842  bis 
Ende  1848,  dann  vom  Beginne  des  Jahres  1849  bis  Ende  1856 
im  Ganzen  den  Betrag  von  290,933.000  Gulden;  hiervon  sind  vor- 
erst die  darunter  begriffenen  Abl<»sungs  -  Beträge  auszuscheiden, 
welche  die  StaatsAerwaltung  an  die  Privat-Gesellschaften  für  die  von 
denselben  uebauten  und  in  der  Folae  an  den  Staat  abgetretenen 
Bahnen  zu  entrichten  hatte,  und  zwar: 

fin-  die  Wien-Glognitzer  Bahn  mit 18,132.000  11. 

„      „     Oedenburger  ,,         „ 2,090.000  „ 

„      „    ungTische  Central-    ,,         „ 20,458.0(K)  ., 

^p.■    ^    Krakau-ol>erschlesische  Btdni  mit    .     .     .     .       3.074.000  ., 

„      „    Mailand  -  Conio  -  ,,        „      .     .     .     .       7.4(k;.OOC>  ,, 

..     lombard.- venez.  Ferdinands-Bahn  mit      -     .     17,004.000  „ 

Zusanuiien  mit  •  .     .     ()8,764.000  II. 

Nach  Abrechnung  dieser  Summe  hat  die  Staatsverwaltunu  fiii- 
die  von  ihr  selbst  gebauten  und  l'üi-  dt-w  Betrieb  eingerichteten 
Bahnen  aufgewendet: 

für  die   \\'iener  Verbindungsbalni        2,130.000  ll. 

..      ..     südliche    Staat.sbahn        89,125.000  ,. 

..     nortlliche  ..  48,181.000  „ 
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liir  die  .siidristliclK-  8tiiiil.sl»jiliii 2H,92.S.OOO  fl. 

..  ,.  (östliche               ,,            18,84( ).()()()  ,, 

,.  ..  Banater  Montan  -  Hahn 6,413.0(X)  „ 

„  ,.  kroati.sche  Staatsbnhn 2,047.000  „ 

„  ..  nord-tiroler         ..              5,582.000  „ 

..  .,  süd-tiroler          ,,             3,741.000  „ 

..  ..  lomb.-venez.      ..             24,045.0(X)  „ 

..  anderen  neu  i)rojectirten  Bahnen    ....  186.000  ., 


Summe    •     .  222,169.000  tl. 

Die  Staatsverwaltung  lud  im  Ganzen  verwendet: 

aj   auf  die  bereits   im  Betriebe   stehenden  Bahnen  244,452.000  fl. 

/'  auf  sämmtliehe  noch  im  Baue  betindh'elie  Bah- 
nen, mit  Einsclihiss  der  Szegedin-Temesvärer, 
Szolnok  -  Debreeziner  und  Laibach  -  Triester 
Strecken  der  sdion  betriebenen  Bahnen        .     .     46,481.000  „ 

Zusammen     .     .  290,933.000  IL 

Von  dieser  Gesammtsumme  entfällt  auf  den  Zeitraum  von 
J842  bis  1848  der  Betrag  von  53,963.000  Gulden,  welcher  aus- 
schliesslich nur  selbst  gel>aute  Bahnstrecken  betrifft,  und  auf  jenen 
von  1849  bis  1856  der  Betrag  von  236,970.000  Gulden  (in  runder 
Summe  237  Millionen  Gulden),  worunter  die  Ablösungs-Summe 
für  die  von  Privat -Gesellschaften  bis  Ende  1848  gebauten  Bahnen 
mit  44  und  die  Entschädigung  iür  die  von  denselben  bis  zur  Zeit 
der  Uebergabe  ihrer  Bahnen  an  den  Staat  noch  weiters  bestrittenen 
Baukosten  mit  14V,  Millionen  Gulden,  dann  der  zur  Berichtiüunü; 
aller  mit  dem  Besitzantritte  der  abgelösten  Privat-Bahnen  an  die 
Staatsverwaltung  übergegangenen  Passiv-Rückstände  erforderliche 
Betrag  von  10  Millionen  Gulden  (von  welchen  die  fundirte  Schuld 
der  bestandenen  Wien-Gloggnilzer  Eisenbahn-Gesellschaft  mit  2% 
und  die  Rentenschuld  der  bestnndenen  Mailand -Como- Eisenbahn- 
Gesellschaft  mit  3  Millionen  Gulden  hervorzuheben  sind,  weil  diese 
Rückstände  erst  in  einer  beträchtlichen  Reihe  von  Jahren  raten- 
weise zur  Tilgung  zu  gelangen  haben),  endlich  die  Kosten  für  die 
vom  Staate  selbst  gebauten  Bahnstrecken  mit  1(58'  ^  Million  Gulden 
begriffen  sind;  in  den  letzten  acht  .laluvn  hat  die  Staats-Verwaltung 
sonach  eine  mehr  als  viermal  so  grosse  Sunnnc  als  in  den  unmittel- 
bar vorausgegangenen  sieben  -Jahren   hierfür  \erwendet. 

Die   Privat -Gesellschaften   haben    für   ihre  derzeit   bestehenden 
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Bahnen   seit  dem  Beginne   des  EisenbahnUaiies   im  Jahre  1825  bis 

Ende  1856  bestritten,  nnd  zwar: 

die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn 59,887.000  fi. 

,.    Wien- Raaber-Bahn 6,600.000  ,, 

„    Linz -Bud weiser  und  Linz-Gmundner  Bahn     .     .  3,600.000  ^ 

„    Pressburg -l'vrnauer  Balm 1,245.(X)0  „ 

„    Prag- Lana- Bahn 770.(X)0  „ 

„    Mohacs-Fünfkirehner  Bahn 4,000.000  „ 

,.    übrigen  Bahnen 4,.500.000  „ 


Zusammen    .     .     80,602.000  tl. 

Die  Privat-Bahnen  hatten  zwar  schon  zu  Ende 

des  Jahres  1848  einen  Aufwand  von 77,330.000  fl. 

in  Anspruch  genommen,   und  derselbe   war  in  den 

Jahren  1849  bis  1856  um 61,9.30.000  . 

gestiegen,  und  hatte  somit  die  Hölie  von  ....  139,26(MHM>  iL 
erreicht.     Hiervon   muss   jedoch  der 

bis  Ende  1848  mit 43,955.000  fl. 

und  von  1849  bis  zur  Zeit  der  Ab- 
lösung mit 14,703.000  fl. 

zusammeü  mit 58,658.000  tl. 

bestrittene  Aufwand  für  jene  Privat-Bahnen  abgerech- 
net werden,  welche  an  die  Staatsverwaltung 
kaufsweise  übergeaano-en  sind;  nach  dieser  Ab- 
rechnung  zeigt  sieh  der  von  den  Privat-Gesell- 
schaften  bis  zum  Jahre  1856  verwendete ,  mit  dem 
oben  nachgewiesenen  übereinstimmende  Betrag  von     80,602.000  fl. 

von  welchem       .     .     - 33,375.000  ,, 

den  Zeitraum  bis  Ende  1848  und 47,227.000  „ 

die  Periode  von  1849  bis  Ende  1856  betreffen. 

Im  Ganzen  wurde  daher  von  dem  Beginne  des  Eisenbahn- 
Baues  bis  P^nde  1856  für  Eisenbahnzwecke  in  Oesterreich  die  Summe 
von  371 '/j  Million  Gulden  ausgegeben,  «ovou  291  Millionen  die 
Staatsverwaltung  und  80%  Million  die  Pri\aten  bestritten.  Hier- 
von entfiel  im  Ganzen  auf  die  acht  Jahre  1849  bis  1856  der  Be- 
trag von  240'/^  Million  Gulden  (nämlich  178 V^  Million  für  die  vom 
Staate  selbst  gebauten  oder  doch  vollendeten  Bahnstrecken ;  14^^  Mil- 
lionen Gulden  für  die  an  den  Staat  übergegangenen  Privat-Bahnen 
und  47'  ,  Million  Gulden  für  die  den  Privaten  verbleibenden  Bahnen), 
während   in   den   vier  und  zwanzig   vorhergegangenen  Jahren   nur 
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131*/^  Million  Gulden  für  Eisenbahn-Zwecke  ausgegeben  worden  war. 
Nach  dem  Uebergange  der  meisten  Staatsbahnen  an  Privat -Gesell- 
schaften wird  sich  das  Yerhältniss  zwischen  der  obigen  Theilsumme 
wesentlich  ändern,  im  Ganzen  aber  für  den  Zeitraum  bis  Ende  1856 
der  nachzuweisende  Aufwand  derselbe  bleiben,  jedoch  mit  Ausnahme 
jener  Beträge,  welche  die  österreichische  Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft und  die  lombardisch -venezianische  Eisenbahn -Gesellschaft  bis 
dahin  auf  die  an  sie  übergegangenen  Bahnen  verwendet  haben, 
welche  Beträge  auf  12  Millionen  Gulden  angeschlagen  werden  können. 

§.  14. 

12.     Comm  IUI ications- Allst al  ten  (Telegraphen). 

Bis  vor  wenigen  Jahren  war  der  optische  Telegraph  ein 
karger  Nothbehelf  für  die  beschleunigte  Mittheilnng  kurzer  mit 
wenigen  Zeichen  auszudrückender  Nachrichten,  wenn  Sonne 
und  Wetter  der  Benützung  desselben  günstig  waren.  Seit 
der  Einführung  des  neu  erfundenen  elektrischen  Telegraphen 
hat  in  der  Benützung  dieses  Communications -Mittels  eine 
ebenso  rasche  als  totale  Umwälzung  stattgefunden.  Die 
räumliche  Entfernung  hat  aufgehört  ein  Hinderniss  der  Mit- 
theilung zu  sein,  und  alle  öffentlichen  und  Privat-Geschäfte 
haben  eine  solche  Art  des  Betriebes  angenommen,  als  ob 
Entfernungen  zwischen  den  einzelnen  Verkehrsorten  gar  nicht 
mehr  beständen.  Die  Zustimmung  Russland's  zu  den  öster- 
reichischen Friedensvorschlägen  war  nahezu  in  derselben 
Minute,  als  sie  in  Petersburg  ertheilt  worden,  in  Wien  an- 
gelangt und  die  Einnahme  von  Sebastopol  war  in  Paris  in 
derselben  Zeit  bekannt,  welche  man  sonst  gebraucht  hätte, 
um  die  Nachricht  von  London  nach  Paris  zu  bringen.  Gleich- 
wie die  Eisenbahnen  die  Post,  so  überflügelt  der  Telegraph 
die  Eisenbahnen ;  das  Concert  der  europäischen  Mächte, 
welche  im  Süden  und  Norden,  im  Westen  und  Osten  ge- 
bieten, findet  sich  auf  engerem  Räume  zusammengeschaart; 
die  Börse-Course  von  Paris  und  Wien  werden  maassgebend 
auf  allen  llandels[)lätzen,   unmittelbar  luiclnlem  der  Börsen- 
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saal  sich  von  seinen  Besuchern  geleert  hat:  die  grossen 
Conjuncturen  des  Verkehrs,  kaum  entstanden,  %A'erden  noch 
am  selben  Tage  zum  Gegenstande  der  ausgedehntesten  Spe- 
culation  an  den  entferntesten  Puncten  unseres  Erdtheils; 
schon  zieht  sich  der  unterseeische  Telegraph  von  Küste  zu 
Küste,  bald  von  Erdtheil  zu  Erdtheil,  in  nicht  ferner  Zeit 
wird  er  den  Erdball  umspannen,  und  die  astronomische 
Zeitbestimmung  vollends  in  Verwirrung  bringen,  da  schon 
gegenwärtig  eine  in  Wien  aufgegebene  telegraphische  De- 
pesche (scheinbar)  früher  in  Paris  einlangte,  als  sie  in  Wien 
abgesendet  wurde. 

Dnrch  eine  glückliche  Fügung  kam  diese  ausserordent- 
liche Erfindung,  gleich  so  mancher  anderen,  in  Oesterreich 
Zur  ausgedehnteren  Anwendung,  als  eben  dieses  Reich  in 
den  ersten  .Stadien  seiner  inneren  Neugestaltung  begritren 
war.  Die  Anwendung  des  Telegraphen  in  seiner  gewöhn- 
lichen Benützung  ist  eine  dreifache,  für  Staats-Depeschen, 
für  den  Eisenbahnbetrieb  und  für  den  Privat- Verkehr.  Der 
Telegraph  wurde  in  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  die  grosse 
Wichtigkeit,  die  er  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Zu- 
stände zu  erlangen  vermag,  zum  Gegenstande  eines  Staats- 
Monopols  erklärt.  Seine  erste  Benützung  fand  demnach  für 
den  Verkehr  der  Regierung  mit  den  Behörden  in  den  Kron- 
ländern und  mit  anderen  Regierungen  Statt.  Fast  gleich- 
zeitig damit  wurde  seine  Anwendung  für  den  Eisenbahn- 
Betrieb  und  zwar  gewöhnlich  mittelst  eines  besonderen 
Leitungsdrathes  gestattet.  Diese  Anwendung  ist  ausseror- 
dentlich wohlthätig,  ja  nachgerade  unentbehrlich  geworden, 
denn  es  wird  damit  nicht  nur  unzähligen  Unglücksfällen 
vorgebeugt,  sondern  zugleich  ein  rascher,  gleichzeitig  auf 
den  verschiedensten  Puncten  thätiger  Verkehr  der  Bahnzüge 
möglich  gemacht,  und  dadurch  erzielt,  dass  ein  so  gewaltig 
verzweigter  Vei'kehr,  wie  er  auf  der  Kaiser-Ferdinands- 
Nordbahn   stattfindet,   wo    täglich    108  Züge    verkehren   imd 
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sicli    an    224  Puncten   krenzen ,   atif  einer   tfrossentheils  ein- 
spuligen Hahn  bewältigt  zu  werden  vernuig.    Die  Nothwen- 
digkeit,  dieses  Communications -Mittel  dem  Privat -Verkehre 
zur  Benützung  einzuräumen,  lag  zu  nahe,  als  dass  sie  lange 
hätte  verkannt  werden  können.    Einmal  zugestanden,  musste 
sie  von  selbst  zu  einer  Herabsetzung  der  anfänglich  höheren 
Tarif-Sätze  führen,  und  der  Vereinbarung  der  benachbarten  Re- 
gierungen zur  Anknüpfung  einer  möglichst  erleichterten  Tele- 
graphen-Verbindung den  Weg  bahnen.  Hierdurch  entstand  der 
deutsch-österreichische  Telegraphen- Verein,  welcher  bald  die 
meisten  deutschen  Regierungen  mit  Einbeziehung  der  Nieder- 
lande umschloss  und  durch  Vereinbarungen  mit  den  italieni- 
schen Regierungen  sowie  mit  jenen  von  Frankreich,  Belgien, 
Niederlanden,  Spanien,  Russland  und  der  Türkei  seine  Wirkun- 
gen nahezu  über  den  ganzen  europäischen  Continent  erstreckt. 
Binnen    wenigen   Jahren    war   das   österreichische  Tele- 
graphen-Netz so   ausgedehnt,   dass   die  Länge   der  Telegra- 
phen-Leitungen sich  von  hundert  auf  mehr  als  tausend  Meilen 
erweiterte,   und  gegenwärtig  mit   sehr  geringen  Ausnahmen 
last  keine  irgend  bedeutende  Stadt  mehr  vorhanden  ist,  wo- 
hin   der    telegraphische   Drath   nicht  reichte.     Die  Truppen-, 
Aufstellungen,    welche   in    den   Jahren    1854   und    1855    im 
Osten   des  Reiches   stattfanden,   zogen,    ebenso    wie   für   die 
Landstrassen    und   Eisenbahnen,   auch    für   den  Telegraphen 
den  Vortheil  nach  sich,  dass  derselbe  in  den  östlichen  Kron- 
ländern eine  rasche  Ausdehnung  erhielt,  welche  selbst  über 
die   Staatsgränzen    hinaus    bis    Bukarest,    Jassy    und  Galacz 
reichte  und  mit  Fortsetzungen  nach  der  Krim  und  Konstan- 
tinopel in  Verbindung  trat. 

Die  administrative  Regelung  des  Telegraphen-Wesens 
erhielt  in  Oesterreich  ihren  Abschluss  durch  die  im  Jahre 
1856  erfolgte  Errichtung  der  Direction  des  k.  k.  Staats- 
Telegraphen,  bei  welcher  sich  alle  diesen  speciellen  Ver- 
waltungszweig berührenden  Geschäfte  vereinigen,  indem  sie 
nicht   nur   die  sämmtlichen  Telegraphen- Aemter   leitet    und 
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überwacht,  son<Iern  nncli  die  Vervollständigung  des  Tele- 
graphen-Netzes durch  Anlegung  neuer  Linien  bewerkstelligt. 
Aber  nicht  allein  die  äussere  Ausbreitung  des  Telegra- 
phen erfolgte  während  dieser  Zeit  in  Oesterreich,  sondern 
auch  die  innere  Vervollkommnung  dieses  Zweiges  ward 
durch  die  österreichischen  Telegraphen -Beamten  anf  eine 
erfolgreiche  Art  angestrebt.  Die  Steinheil-Matzenaner'sche 
Translation,  wodurch  das  oft  Unklarheit  erzeugende  und 
zeitraubende  Uebertelegraphiren  erspart  wird  und  eine  Nnch- 
richt  auf  jede  beliebige  Entfernung  mittelst  einmaligen  Tele- 
graphirens  befördert  werden  kann,  ward  bald  nach  iJirer 
Erfindung  in  dem  österreichisch-deutschen  Vereine  allgemein 
eingeführt.  Noch  wichtiger  aber  sind  die  beiden  Erfindun- 
gen des  früheren  Telegraphen-Directors  Doctor  Gintl  und  des 
Centralamts-Vorstehers  Doctor  Stark,  welche  die  durch  län- 
gere Zeit  für  unlösbar  gehaltene  Aufgabe  des  Gegensprechens 
und  des  Doppelsprechens  auf  demselben  Drathe  nicht  bloss 
theoretisch  lösten,  sondern  auch  durch  eine  entsprechende 
VervoUkonminung  der  Apparate  und  Vereinfachung  der 
Methode  einer  praktischen  Realisirung  zuführten. 

Das  Telegraphen -Wesen  verdankt  in  Oesterreich  erst  der 
neuesten  Zeit  seine  äussere  Ausdehnung  und  seine  innere  Ausbildung. 
Beide  beginnen  mit  der  Anwendung  des  elektrischen  Telegraphen. 
Derselbe  wiii'de  iu  Oesiterreicii  durch  den  Freiherrn  von  Baumgartner 
(naelimaligen  Handels-  und  Finanz-Minister)  zuerst  im  Jahre  lb46  ein- 
gei'ührt ,  in  welchem  die  ersten  Versuche  damit  an  einer  zwischen 
Wien  und  Floridsdorf  hergestellten  Probeleilung  aus  Kupferdralh 
gemacht  wurden.  In  demselben  Jahre  ward  der  Bau  einer  Tele- 
graphen-Linie von  Wien  über  Lundenbm-g  nach  Brunn  begonnen 
und  zu  Ostern  1847  vollendi't.  Im  Laufe  des  Jahres  1847  wurde 
die  Telegraphen -Linie  von  Luiidenl)urg  (abzweigend  von  der  Brün- 
ner  Linie)  über  Prerau,  Olmütz  und  B()limisch-Trübau  bis  Prag 
hergestellt  und  (ebenfalls  von  der  Brünner  Linie  abzweigend)  von 
Gänserndorf  eine  Seitenlinie  nach  Pressburg  angelegt.  In  entgegen- 
gesetzter Richtung  kam  in  denisclben  Jahre  die  Telegraphen -Linie 
von   Wien  über  Grat/  und   ^hn•bur^■  nach  Cilli  zu  Stande. 
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Somit  waren   zu  Aulaiiiie  des  Jahres  184^S  uachslehende  Tele- 
2;rai)hen- Linien  vorhanden  ': 

Wien -Brunn  in  einer  Länge  von 20-3 

Lundenburg-Prag  in  einer  Länge  von     .     .     .  50*2 

Gänserndorf- Pressburg  in  einer  Länge  von      .  5*9 

Wien-Cilli  in  einer  Länge  von 48'3 

Im  Jahre  1848  wurde  an  den  vorstehenden  Linien  eine  zweite 

Leitung  für  Eisenbahn -Betiiebszwecke  angebracht  und  während  der 

Dauer  des  Reichstages  in  Kremsier  diese  Stadt  mit  der  Station  Hul- 

lein,   sohin   mit  Wien   und    Olmütz,   in   telegraphische  Verbindung 

gesetzt.    Seit  dieser  Zeit  vermehrten  sich  die  Telegraphen-Linien 

in  rascher  Folge,  und  zwar  wurden  errichtet: 

Im  Jahre  1849  Meilen. 

die  Linie  Prerau- Oderberg 12'9 

Briinn-Triibau 12-5 

,,       „      Hetzendorf-Salzburg 44*4 

„       ^      CiUi-Triest 30-6 

1004^ 
Im  Jahre  1850  

die  Linie  Prag-Bodenbach 17-9 

y,  '     „      Schönbrunn -Troppau 3*3 

„      Oderberg -Krakau 20*7 

.„       „      Pressburg- Pest 29"7 

-,       „      Salzburg -Innsbruck 38*5 

,.     ' ,.             „        bairische  Gränze    ....  !•() 

„       „     ^Innsbruck-Bregenz 27*3 

■             n       „              „          Verona 372 

^       y,      Verona- Mailand 20-2 

„       r             „        Mantua 5-6 

„       ,.      Steinbrück -Agram       ll-(» 

„       „      Triest-Pirano 5*1 

n       T          •)•)      Greiz    .........  6-8 

.„       „      Görz-Mestre        24*2 

„       „      Venedig -Verona IG'6 

265-1 
Alle  hier  folgenden  Zahlenangaben  sind   in   geographischen  Meilen 

zu  verstehen,  nach  welchen  der  deutsch -österreichische  Telegraphen- 
Verein  alle  seine  Distanzen  berechnet,  und  beziehen  sich  auf  den  Stand 
der  Linien  am  1.  December  18ö7. 
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Im  Jalire  1851  Meilen. 

die  Linie  Krakau-Leniberg 47-5 

'rrevigllo- Bergamo 2*9 


Im  Jahre  1852 

die  Linie  Laibacli -Klagenfurt 10-9 

,,       ,,      Mantua-Borgoforte 1-5 


12-4 


Im  Jahre  1853 

die  Linie  Pest-Szolnok 13-5 

Czegled-Temesvar       31*8 

..       „      Lovrin-Semiiu 25*5 

,.       ..      Capo  d'Istria-Pola       15-5 

Mailand -Chiasso      ........  8*0 

BufFalora 4-8 


99-1 


Im  Jahre  1854 

die  Linie  Lemberg-Czernowitz 39-Ü 

'rrzebinia-Mjslowiee 3-7 

Bregenz- Unter -Hoehsteg      ....  U-G 

,.        Höchst '       1-6 

..       ..      Feldkirch -Ober -Ried        1-3 

Temesvär-Ober-Tömös 59*U 

Lugos-Orsova 17*5 

Linz -Schärding  ...;....  10*7 

,.       ..      Agram  -  Spalato 65*3 


Maila  nd  -  Piacenza 
Triest-Fiume 


8-7 
9-4 


Im  Jahre  1855 
die  Linie  Szezakowa  -  Granica 

Czernowitz  -  Nemericzeni 
Semlin- serbische  Gränze 

j.*      ..      Szolnok - Debreczin  . 

y,       ..      Neuhäusel- Komorn 
Salzburg -Ischl     .     . 
Neustadt  -  Oedenbu  rg 
Borgoforte  -  Luzzara 

,.       ^      Spalato- Cattaro 


216-8 

0-3 

12-8 

0-9 

16-7 

41 

7-5 

5-0 

2-3 

38-3 

'87-9 
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Im  Jahve   1856  ^,,,,,^.^ 

die  Linie  Aussi2;-Karl.s])ad,  Marienbad,  Franzensbad  'i8"6 

Debreczin-Kasc'hau- 20-7 

Püspök  Ladany-Grosswardein      ....  8-7 

.  .^       ..      Temesvar- Arad 7*6 

Zloezo\A -Brody 5-6 

.       ^       ,rt      Padua-RovigT) 6"1 

^       ^      Rovigo- Ponte  iago-scuro 4*1 

„     "  ..      Bergamo -Castasegna 15"3 

96-7 

Im  Laufe  de«  Jahres  1857  kamen  noeb  die  Linien  Franzensbad 
zur  bairiseben  und  säebsiselien  Gränze  mit  3-3.  Pardubitz-Reicben- 
berg  mit  16,  Brody-Radziwilow  mit  2-2.  Wien-Raab  mit  16,  Raab- 
Komorn  mit  5"3,  Schuta  lokva-Zengg  mit  3-2,  Fiume-Zengg  mit  1U"0, 
Mailand-Pavia  mit  5*5 .  Casai  Pusterlengo  Cremona  mit  6-7  und  Linz- 
Prag  mit  33-1  Meilen  hinzu.  Somit  umfasst  das  ganze  Telegraphen- 
Netz  zu  Ende  November  1857  eine  Entwickluna-  von  1.154-8  Meilen. 

Stellt  man  diese  einzelnen  Linien  in  ein  Netz  zusammen  und 
betrachtet  die  divergirenden  Richtimgen  der  Fäden  dieses  Netzes, 
so  zeigen  sich  nachstehende  mit  einander  in  Verbindung  stehende 
Linien- Complexe.  ^ 

In  nördlicher  Richtung  läuft  die  Linie  von  Wien  über  Brunn 
und  Trübau  nach  Prag  und  von  da  an  die  Landesgränze  jenseits 
Bodenbach,  wobei  sich  von  Aussig  ein  Ast  nach  den  böhmischen 
Badeorten  Teplitz,  Karlsbad,  Franzensbad  und  Marienbad  und  von 
Franzensbatl  an  die  bairische  und  sächsische  Gränze  bei  Asch  und 
Elster  abzweigt.  Von  dieser  Linie  ästet  in  Lundenburg  eine  andere 
aus,  welche  über  Prei'au  (mit  einer  Abzweigung  über  Olmütz  nach 
Trübau  zur  Verbindung  mit  der  Prager  Linie)  nach  Oderberg  führt, 
während  sich  eine  Seitenlinie  von  Schönbrunn  nach  Troi)pau  zieht. 
Eine  zweite  Ausäst ung  führt  von  Pardubitz  nach  Reichenberg. 
Dieser  Linien- Complex  hat  eine  Länge  von  165  Meilen. 

In  östlicher,  nordöstlicher  und  s  üdöst  1  icher  Richtung 
geht  die  (von  der  Wien-Brünner  Linie  abzweigende)  Linie  von 
Gänserndorf  über  Pressburg,  Neuhäusel  (von  wo  ein  Seitentlügel 
nach  Komorn  geht),  Pest,  Szolnok,  nach  Grosswardein  und  Debre- 
czin  und  von  hier  nach  Kaschau.  An  diese  Linie  schliesst  sich 
jene  von  Uzegled  id)er  Szegedin,  Lovrin  (mit  einer  Abzweigung 
über  Gross -Kikindu   und  Peterwardein  nach  Sendin,  wo  sie  jenseits 
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der  Save  mit  dem  serbischen  Telegraphen  in  \'erl)iiidung  tritlj, 
Temesvär  (mit  dem  Zweige  nach  Arad)  und  Lugos  (mit  einer 
Seitenlinie  bis  Orso\a)  nach  Ober-Tömos,  wo  sie  an  der  Landes- 
gränze  sich  an  die  nacli  Bukarest  führende  walachische  Telegraphen- 
Linie  ansehliesst.  Eine  andere  östliche  Linie  läuft  von  Wien  nach 
Raab  und  Komorn.  Yon  der  nördlichen  Linie  ausgehend  besteht  die 
Linie,  welche  von  Oderberg  über  Krakau  (mit  einer  Abzweigung  an 
die  Landesgränzen  bei  Myslowice  gegen  Preussen  und  bei  Gi'anica 
gegen  Russisch -Polen)  und  Lemberg  über  Zloezow  (von  wo  ein 
Zweig  nach  Brody  an  die  russische  Gränze  nächst  Radziwilow  geht) 
nach  Czernowitz  läuft,  von  wo  sie  bis  Nemericzeni  an  der  mol- 
dauischen Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  dortigen  gegen  Jassj  und 
Galacz  geleiteten  Linien  fortzieht.  Die  Gesammtlänge  dieser  öst- 
lichen Linien  beträgt  394"7  Meilen. 

In  südlicher  und  südwestlicher  Richtung  zieht  die  Linie 
von  Wien  über  Wiener -Neustadt  (mit  der  Abzweigung  nach  Oeden- 
burg),  Gratz,  Marburg,  Cilli,  Steinbrück,  Laibach  (mit  der  Ab- 
zweigung nach  K'agenfurt)  nach  Triest.  Von  Steinbrück  aus  ver- 
längert sich  die  Linie  über  Agram,  Zara  und  Spalato  nach  Cattaro 
an  der  äussersten  Südspitze  des  Reiches;  eine  Abzweigung  verbindet 
auch  Zengg  mit  dieser  Linie.  Yon  Triest  aus  gehen  Zweiglinien 
nach  Pirano,  nach  Pola  und  nach  Fiume  und  Zengg,  die  Haupt- 
linie aber  geht  über  Görz,  Udine  und  Treviso  nach  Mestre  (mit 
einer  Abzweigung  nach  Venedig),  Verona  (mit  der  Abzweigung 
über  Padua  und  Rovigo  nach  Ponte  lago-scuro  zum  Anschlüsse 
an  die  Linien  des  Kirchenstaates  und  über  Mantua  nach  Luzzara 
zum  Anschlüsse  an  den  modenesischen  Telegraphen),  Treviglio 
(mit  der  Seitenlinie  nach  Bergamo  und  von  dort  über  Lecco  und 
Chiavenna  nach  Castasegna  zum  Anschlüsse  an  den  Schweizer 
Telegraphen),  Mailand  an  die  Landesgränze  bei  Bullalora,  um  dort 
mit  dem  sardinischen  Telegraphen  in  Verbindung  zu  treten.  Von 
Mailand  laufen  überdiess  die  Seitenlinien  nach  Pavia,  bis  an  die 
I>andesgränze  bei  Piacenza  (mit  einer  Ausastung  nach  Cremona) 
und  eben  so  bei  Chiasso,  um  an  die  Telegraphen  von  Parma  und 
der  Schweiz  anzuschliessen.  Diese  Linien  zusammen  haben  eine 
Länge  von  'A[)\-9  Meilen. 

In  westliclu'r  Rieht img  endlich  findet  sich  die  Linie  von  Wien 
über  Linz  (mit  der  Abzweigung  an  die  Landesgränze  bei  Schärding 
und  einer  zweiten  über  Budweis  nach  Prag),  Salzburg  (mit  den 
Abzweigungen    nach  der  Reiehsgränze    und    nach  Isi-hl),    Innsbruck 
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(mit  der  Verbindunoslinio  nach  Verona),  Feldkireh  (mit  dem  An- 
schlüsse an  die  Schweiz)  bis  Bregenz,  wo  nochmals  der  Schweizer 
und  der  hairische  Telegraph  mit  ihr  in  Verbindung  tritt.  Die 
Länge  dieser  westlichen  Linien  macht  203-2  Meilen  aus. 

Das  österreichische  Telegraphen -Netz  bat  21  Anschlusspuncte 
an  das  fremdländische,  nämlich  zu  Ponte  lago-scuro  gegen  den 
Kirchenstaat,  Luzzara  gegen  Modena,  Piacenza  gegen  Parma,  Buf!a- 
lora  gegen  Sardinien,  Chiasso,  Caslasegnn,  Ober- Ried  und  Höchst 
gegen  die  Schweiz,  Unter-Hochsteg,  Salzburg,  Schärding  und  Asch 
gegen  Baiern,  Elster  und  Bodenbach  gegen  Sachsen,  Oderberg  und 
Myslowice  gegen  Prenssen,  Granica  und  Radziwilow  gegen  Kuss- 
land, Nemericzeni  gegen  die  Moldau,  Ober-Tömös  gegen  die  Wa- 
lachei und  Semlin  gegen  Serl)ien.  Mit  den  in  der  Ausfuhrung  be- 
griffenen Eisenbahnen  wii-d  sich  das  Telegraphen -Netz  im  Innern 
des  Staates  bedeutend  ausbreiten  und  auch  neue  Anschlusspuncte 
gegen  das  Ausland  zwischen  Pilsen  und  Amberg,  zwischen  Reichen- 
berg und  Zittau  gewinnen. 

Die  innere  Entwicklung  des  Telegi'a[)hen- Wesens  in  Oester- 
reich  berulit  auf  administrativen  Verfügungen  und  technischen 
Vervullkommnungen.  Es  ward  bereits  bti  der  Organisation  der  Be- 
hörden erwähnt,  dass  nach  Errichtung  des  Handels-Ministeriums  im 
Anfange  des  Jahres  1849  bei  demselben  eüi  eigenes  Departement 
für  das  Telegraphen -Wesen  gebildet  und  die  Leitung  desselben  einem 
Director  anvertraut  wurde.  Bei  der  zu  Anfang  1850  stattgefundenen 
Bildung  der  jenem  Ministerium  untergeordneten  General -Direction 
der  Communicationen  bestellte  man  die  dritte  Abtheilune  derselben 
für  die  Leitung  des  Telegraj)hen- Wesens.  Im  November  1851  er- 
folgte die  Vereinigung  der  adn)inistrativen  Geschäfte  des  Telegraphen- 
Wesens  mit  dem  Postwesen,  und  am  Schlüsse  desselben  Jahres  ward 
die  gedachte  General -Direction  aufgelöst,  wornacb  eine  Section  des 
Handels-Ministeriums  ihre  Eunctionen  übernahm.  Im  Jahre  1849 
wurde  die  Verlegung  der  bisher  auf  den  EisenbahnhiW'en  exponir- 
ten  Staat»- Telegraphen-Aemter  in  die  Amtsgel)äude  der  administra- 
tiven Kronlands- Behörden  grundsätzlich  ausgesprochen,  welchem 
gemäss  fortan  die  Staats-Telegra])hen- Aeniter  in  den  Statthalterei- 
Gebäuden  eingerichtet  worden  sind.  Zur  Erzielung  eines  Nachwuch- 
ses geeigneter  Telegiai)hen-Bi'amlen  wurde  ein  eigener  dreimonat- 
licher Lehrcurs  im  Handels-Ministeriuni  und  eine  von  den  C'andida- 
len  nach  Vollendung  desselben  al)zulegende  Prüfung  vurgeschrieben. 
Bis  /.um    Beginne    des  Jahres  18.50    diente   der   Telcüraph    nur   zur 
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Hclunlcniiiii  VOM  Staats-  und  Eiseiihalin-HetriL'bs-DepeHclieii;  in  der 
Mitte  Februar  iHoO  wurde  seine  Benützung  dem  Publicum  gestattet. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  5.  Juli  1856  wurde 
unter  gleichzeitiger  Enthebung  der  Post- Directionen  von  ihrem  Wir- 
kungskreise in  Telegraphen -Angelegenheiten  die  Leitung  dieser  An- 
gelegenheiten IVir  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  der  neu  er- 
richteten Direction  des  k.  k.  Staats-Telegraphen  (mit  einem 
administrativen  und  einem  technischen  Departement)  übertragen, 
und  derselben  [)  Inspectoren  mit  den  Amtssitzen  zu  Wien  (für  Oester- 
reieh  unter  der  Enns  und  Steiermark),  zu  Innsbruck  (für  üesterreich 
<tb  der  Enns,  Salzburg  und  Tirol),  zu  Triest  (für  Kärnthen,  Krain, 
Görz,  Gradisca,  Istrien  und  Triest),  zu  Prag  (für  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien),  zu  Lemberg  (für  Galizien  und  die  Bukowina),  zu 
Verona  (für  das  lombardisch -venezianische  Königreich),  zu  Pest  (für 
Ungern),  zu  Temesvär  (für  die  Wojwodschaft,  Siebenlnirgen  und 
die  serbisch -bana tische  Mihtärgränze)  und  zu  Zara  (für  Dalmatien, 
Kroatien,  Slavonien  und  die  kroatisch -slavonische  Mihtärgränze) 
untergeordnet,  als  deren  Stellvertreter  Telegraphen -Commissäre 
fungiren.  Die  Stationen  am  Sitze  der  Inspectoren  (mit  Ausnahme 
des  letztgenannten),  dann  jene  zu  Linz,  Salzburg  und  Mailand  wur- 
den für  Telegraphen-Haupt-Stationen  erklärt  und  unter  die  Leitung 
von  Amtsverwaltern  gestellt ;  alle  übrigen  werden  als  Telegra]ihen- 
Stationen  von  Über-Telegraphisten  geleitet.  Für  die  Unterhaltung  und 
Beaufsichtigung  der  Linien  werdeii  Aufseher  aufgestellt,  unter  deren 
Leitung  die  Eisenbahn- Wächter  und  das  Strassen- Aufsichts-Personale 
verwendet  werden.  Die  Beamten  erhalten  nebst  der  Besoldung  noch 
für  jede  an  ihre  Station  gerichtete  oder  von  ihr  ausgehende 
Privat-Depesche  eine  Tantieme.  Die  Mittheilung  des  Inhaltes  einer 
Depesche  oder  auch  nur  des  Namens  von  Correspondenten  an 
Personen,  an  welche  die  Depeschen  nicht  adressirt  sind,  ist,  eine 
Verletzung  des  Dienstgeheimnisses;  eben  so  ist  der  unentgeltliche 
Verkehr  der  Telegraphisten  in  Privat-Sachen  unter  sich  verboten  '. 

Nachdem  schon  im  Jahre  184M  die  Verhandlungen«  mit  der 
preussischen  und  hairischen  Regierung  wegen  des  Auschhisses  der 
österreichischen  Telegrai)hen- Linien  bei  Oderberg  an  jene  von  Preus- 
sen  und  bei  Salzburg  an  jene  von  Baiern  für  den  gegenseitigen 
Telegraphen -Verkehr  angeknüpft  worden  waren,  trat  (im  Juni  1850) 

'  Minist.  Verord.  \üin  '14.  August  1856  Hiernach  ist  das  auf  Scitf  59 
Gesagte  abzuändern. 
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zu  Dresden  der  deutsch  -  österreichische  Telegraphen  -  Verein  zusam- 
men und  wurde  daselbst  zwischen  den  Staaten  von  Oesterreich, 
Preussen ,  Baiern ,  »Sachsen  und  Würtemberg  der  Vertrag  über  den 
gegenseitigen  Telegraphen- Verkehr  (am  25.  Juli  1850)  abgeschlossen. 
Im  darauf  folgenden  Jahre  1851  fand  zu  Wien  eine  neuerhche  Tele- 
graphen-Vereins -Conferenz  Statt,  bei  welcher  die  Abgeordneten  der 
Vereins-Staaten  einen  Nachtrags- Vertrag  am  1-1.  October  verein- 
barten, wodurch  der  zu  Dresden  abgeschlossene  Vereins- Vertrag 
weiter  ausgebildet  wurde.  Durch  diese  Verträge  erzielte  man  nicht 
nur  eine  namhafte  Beschleunigung  und  ein  besseres  Ineinandergreifen 
des  telegraphischen  Verkehres,  sondern  auch  der  Tarif  für  die  Be- 
nützung des  Telegraphen  durch  das  Publicum  wurde  bedeutend 
ermässigt.  Eine  Folge  dieser  Verträge  waren  die  weiter  mit  den 
französischen  und  belgischen  Telegraplien- Verwaltungen,  mit  den 
Niederlanden,  Russland,  Spanien,  den  italienischen  Staaten  und 
der  Pforte  getroffenen  Uebereinkünfte,  welche  auf  den  gleichen 
Zweck  abzielten. 

Zum  Bereiche  des  deutsch -österreichischen  Telegraphen-Vereins 
gehören  sowohl  die  in  den  Gebieten  der  contrahirenden  Regierungen 
gelegenen,  als  auch  diejenigen  Telegraphen -Linien  und  Stationen, 
\velche  die  eine  oder  andere  der  Vereins -Regierungen  in  fremden 
Staaten  unterhält.  Den  Vereins -Bestimmungen  ist  zunächst  nur  die 
internationale,  iL  h.  diejenige  telegraphische  Correspondenz  unter- 
worfen, bei  welcher  die  Ursi)rungs-  und  die  End-Station  vei-schiede- 
nen  Vereins- Verwaltungen  angehören.  Inwieweit  auch  die  innere 
Correspondenz  in  den  betreffenden  Staaten  nach  gleichen  Grund- 
sätzen zu  behandeln  ist,  bleibt  jeder  Regierung  überlassen.  Die 
contrahirenden  Regierungen  sind  verpflichtet,  die  von  ihren  Statio- 
nen angenommenen  Depeschen  mit  möglichster  Schnelligkeit  und 
Zuverlässigkeit  weiter  gehen  zu  lassen,  ohne  jedoch  für  die  Ucber- 
kunlt  der  Depeschen  eine  Gewähr  zu  leisten,  und  tragen  dafür 
Sorge,  dass  das  Telegraphen -Geheimniss  strenge  beobachtet  werde. 
Die  Benützung  der  Telegraphen  der  Vereins -Regierungen  steht 
.h-derniann  zu.  Die  Telegraphen-Stationen  der  Vereins -Regierungen 
sind  zur  Annahme  telegraphischer  Depeschen  nach  jeder  andern 
Vereins-Station  befugt.  Jede  telegraphische  Depesche  darf,  bis  auf 
weitere  Verabredung,   nicht  aus  mehr  als  1(K)  Worten   bestehen  '. 

'  Dem  NaclUrags- Vertrage  vom  '23.  September  gemäss,  können  ;uu;li 
l'rivat  -  Depeschen   in   fVanzösiclier  Mind  englidier  S|)r;K'lic  zur  üdVinlornnf,'- 
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In  Bezug  auf  die  Heliandliing  der  telegraphischen  Depeschen  sind 
zu  unterscheiden:  aj  Staats -Depeschen  der  dem  Vereine  angehöri- 
gen,  sowie  der  vertragsmässig  berechtigten  Regierungen,  iy  Eisen- 
l)ahn -Depeschen  und  cj  Privat -Depeschen  '.  Ein  Unterschied  zwi- 
schen beiden  letzteren  findet  jedoch  nur  insoweit  Statt,  als  solches 
in  dem  einen  oder  dem  anderen  Staate  besonders  festgesetzt  worden 
ist.  Gesetzwidrige  Privat- Depeschen  dürfen  nicht  befördert  werden. 
Bei  der  Beförderung  der  telegraphischen  Depeschen  haben  die  Staats- 
Depeschen  jederzeit  den  Vorrang,  und  unter  diesen  wieder  die- 
jenigen, welche  von  den  betreffenden  Staats -Oberhäuptern,  Ministe- 
rien oder  Gesandtschaften  abgesandt  werden. 

Im  internationalen  Verkehre  werden  in  der  Regel  nur  die 
Depeschen  des  Telegraphen  -  Dienstes  gegenseitig  frei  befördert,  alle 
anderen  unterliegen  der  tarifmässigen  Gebührenberechnung.  Doch 
bezieht  sich  die  den  Depeschen  des  Telegraphen -Dienstes  zuge- 
standene Gebührenfreiheit  nicht  allein  auf  die  diessftillige  Correspon- 
tlenz  der  Telegraphen -Aemter,  sondern  auch  aller  den  Telegraphen- 
Dienst  leitenden  Vereins -Behörden  jeder  Instanz.  Der  Bemessung 
der  Telegraphen  -  Gebühren  liegt  der  kleinste  geographische  Abstand 
der  Empfangs -Telegraphen -Station  von  der  Aufgabs-Station  und 
zwar  nach  der  vom  Vereine  angenommenen  Karte  zu  Grunde.  Als 
Grundlage  für  die  Gebühreneinhebung  dient  die  Eintragung  der  Ge- 
bühren-Zonen in  hierzu  eigens  bestimmte  Karten.  Die  Gebühr 
l)eträgt  für  eine  einfache  Depesche  auf  eine  Entfernung  bis  ein- 
schlie^sslich  10  Meilen  1  fl.  C.  M.  oder  1  fl.  12  kr.  rh.  oder  20  Sgr.; 
diese  Gebühr  steigt  jedesmal  um  denselben  Betrag  für  weitere  15, 
20,  25,  30,  35,  40  u.  s.  w.  Meilen  \  Der  Nachtrags -Vertrag  vom 
23.  September  1853  setzt  die  Maximal- Wortzahl  einer  einfachen 
Depesche  auf  25,  einer  doppelten  von  26  bis  50,  einer  dreifachen 
von  51  bis  100  AVorten  fest.     Für  Nacht -Depeschen  sind   sämmt- 

innerhalb  des  deutsch -österreichischen  Telegraphen- Vereinsgebietes,  jedoch 
nur  bei  den  besonders  hierzu  bestimmten  Telegraphen -Stationen  zuge- 
lassen werden. 

'  Der  österreichisch -sardinische  Telegraphen  -  Vertrag  vom  28.  Septeni- 
Ijcr  1853  unterscheidet  Staats -Depeschen,  Dienst -Depeschen,  welche  aus- 
schliesslich den  internationalen  Telegraphen -Dienst  betreffen,  nnd  Privat- 
Dopesclien. 

^  Für  Sardinien  gelten  statt  der  Jleilen  Kilumetres  (7-5  Kilometres 
=  1  deutschen  Meile)  und  in  der  Gebühren -Bemessung  die  lira  italiana 
(2  lire  5(1  cent.  =  1   U.  C.   M.). 
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liehe  Telegrapliirungs- Gebühren  mit  dem  doppeUen  Betrage  zu 
entrichten.  Die  tarif- massige  Beförderungsgehühr  wird  bei  jeder 
Depesche  unter  diejenigen  Vereins  -  Regierungen  ,  deren  Telegi-aphen 
bei  der  Beförderung  betheiligt  gewesen  sind,  in  dem  Verhältnisse 
der  Beförderungsstrecken  getheilt.  Die  Abrechnung  über  das  ge- 
sammte  Vereins -Einkommen  erfolgt  für  sämmtliche  Vereins -Mit- 
glieder durch  ein  Central -Organ,  dessen  Functionen  vorläufig  die 
königlich  preussische  Telegraphen -Verwaltung  übernahm  '. 

Jeder  der  nicht  zum  Vereine  gehörigen  deutschen  Regierungen 
steht  bei  Errichtung  von  Telegraphen -Linien  der  Beitritt  zum  deutsch- 
österreichischen Telegraphen -Vereine  offen.  Doch  können  nach  dem 
Nachtrags- Vertrage  vom  14.  October  1851  nur  deutsche  Staaten 
als  wirkliche  Mitglieder  dem  Vereine  beitreten;  nicht- deutsche 
Staaten  treten  mit  dem  Vereine  bloss  in  ein  Vertrags -Verhältniss. 
Jede  dem  beitretenden  Staate  benachbarte  Regierung  ist  befugt, 
Namens  des  Vereins  Unterhandlungen  zu  führen  und  den  Vertrag 
in  dem  Falle  ohne  Weiteres  abzuschliessen ,  dass  die  beitretende 
Regierung  sich  sämmtlicheu  Vereinsbestimmungen  unterwirft. 

Zur  weiteren  Ausbildung  des  Vereins  ist  der  zeitweise  Zu- 
sammentritt von  Telegraphen  -  Conferenzen  vorbehalten. 

Oeöterreich  schloss  seit  dem  Jahre  1848  im  Ganzen  neunzehn 
Telegraphen -Verträge  ab,  wovon  zehn  die  Errichtung  und  Aus- 
breitung des  deutseh -österreichischen  Telegraphen- Vereins  bezweck- 
ten, nämlich  die  auf  Errichtung  desselben  bezüglichen  Verträge  mit 
Preussen  vom  3.  October  1849,  mit  Baiern  vom  21.  Januar  1850, 
mit  Preussen,  Baiern  und  Sachsen  vom  25.  Juli  1850,  ferner  die 
Nachtrags -Verträge  vom  14.  October  1851,  23.  September  1853  und 
29.  Mai  1855^,  dann  die  den  Beitritt  hierzu  eröllhenden  für  Wür- 
temberg  vom  14.  October  1851  (zugleich  Nachtrags -Vertrag  für 
Preussen,  Baiern  und  Sachsen),  für  Hannover  vom  2. Sei)tember  1853, 
für  Meklenburg-Schweriii  vom  I.April  1854,  für  Baden  vom  1.  Juli 
1854,  endlich  rücksichtlich  der  ausserdeutschen  Staaten  für  Sardi- 
nien vom  3.  October  1856,  für  Parma  vom  15.  September  1851, 
für  Modena  vom  4.  Juni  1851 ,  für  die  Niederlande  vom  2.  September 
1853,  für  Russland  vom  19.  November  1854,  für  Frankreich  und 
Belgien    \oiii  29.  Juni  1855   (mit    späterem    Btilritl  Snrdinieu'r^  und 

'  Naclitrags- Vertifig  vom  14.  Uctober  1851. 

^  Die  Bestimmungen  des  Iclzteren  haben  aucli  im  Verkelire  mit  Tos- 
cana,  Parma,  Mudena,  beiden  Sicilien,  der  Schweiz,  Serbien  und  den 
Donau-Fürstentliümern  Gelfung.'  ' 
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Spanien's),  für  den  Kivclienstaat  vom  5.  Mai  185(3,  für  die  Türkei 
vom  21.  Januar  1857,  woran  sieli  noch  der  Telegraplien-Vertraji' 
mit  der  Schweiz  vom  26.  April  1852  reilit. 

Unter  den  technischen  Vervollkommnungen  erscheinen  nicht 
nur  solche,  welche  von  Aussen  eingeführt  wurden,  wie  die  An- 
Wendung  des  Morse'schen  Schreib -Telegraphen -Systems,  welche 
mit  der  Zulassung  der  Privat- Correspondenz  durch  den  Telegraphen 
im  Jahre  1850  erfolgte,  während  für  den  Eisenbahn-Betriebs-Tele- 
graphen das  früher  für  den  Telegraphen  allgemein  übliche  Baine- 
sche  Apparat-  und  Zeichen -System  beibehalten  wurde,  sondern 
auch  die  Bediensteten  der  österreichischen  Telegraphen- Verwaltung 
führten  die  Technik  ihrer  Ausbildung  entgegen. 

Hierbei  ist  zuerst  die  durch  den  k.  k.  Sections-Rath  Dr.  Stein- 
heil und  den  k.  k.  Telegraphen -Commissär  Matzenauer  wesentlich 
verbesserte  Translation  der  Depeschen  von  einer  Telegraphen- 
Station  auf  die  andere  zu  erwähnen ,  durch  welche  das  zeitraubende 
und  nicht  selten  sinnstörende  Umtelegra])hiren  vermieden  Mird  und 
eine  telegraphische  Nachriclit  auf  jede  beliebige  Entfernung  mittelst 
einmaliger  Telegraphirung  befördert  werden  kann.  Diese  Vorrich- 
tung wurde  bei  der  Vereins- Conferenz  zu  Wien  im  Jahre  1851  von 
sämmtlichen  Vereinsstaaten  angenommen. 

Noch  wichtiger  erscheinen  die  von  dem  damaligen  k.  k.  Tele- 
graphen-Director  Dr.  Gintl  in  der  Telegraphen -Technik  gemachten 
Erfindungen.  Vor  Allem  ist  hier  zu  erwähnen  die  glänzende  P]r- 
findung  des  nach  ihm  benannten  chemischen  Telegraphen,  eines 
Sj'stemes,  welches  sich  durch  Einfachheit  und  Consequenz  seiner  Prin- 
cipien  empfiehlt.  Die  Prüfung,  welcher  dieser  Apparat  von  Seite  der 
zur  Vereins  -  Confei'enz  in  Berlin  im  Jahre  1853  zusammengetretenen 
Abgeordneten  unterzogen  wurde,  fiel  entschieden  günstig  aus.  Dieser 
Apparat  ist  es  auch,  an  dem  Dr.  Gintl  zuerst  die  so  vielfach  angeregte 
und  eben  so  lebhaft  bestrittene  Frage  praktisch  löste,  ob  derselbe  Drath 
benutzt  werden  könne ,  um  gleichzeitig  zwei  Depeschen  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  abgehen  zu  lassen.  Die  Versuche  fielen  so  be- 
friedigend aus,  dass  heutzutage  jeder  Zweifel  über  die  Möglichkeit 
des  gleichzeitigen  Gegentelegraphirens  gehoben  ist.  War  diese 
Entdeckung  schon  geeignet,  das  lebhafteste  Interesse  der  Physiker  zu 
erregen,  so  ist  sie  von  nicht  minderer  i)raklischer  Wichtigkeit,  was 
aus  dem  Umstände  sattsam  hervorgeht,  dass  mau  überall  bemüht 
war,  die  gleichen  Resultate  auch  bei  anderen  Telegraphen -Appa- 
raten  zu   erzielen,   wie   deun  iiucli  diese  Erfindung  auf  der  Pariser 
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Industrie- Ausstelhnio;  durcli  Yerleihuns  der  i'oklenon  Medaille  se- 
rechte  Anerkennung  fand. 

Nicht  geringere  Aufmerksamkeit  erregte  der  Vorstand  des 
Telegi-aphen- Central -Amtes  in  Wien,  Dr.  Stark,  durch  die  Mit- 
theilung, da.ss  es  ihm  gelungen  sei,  ein  Verfahren  ausfindig  7,u 
machen,  wornach  gleichzeitig  auf  demselben  Drathe  zwei 
verschiedene  Depeschen  an  eine  und  diesell>e  zweite  Station  oder 
an  zwei  verschiedene  in  derselben  Richtung  liegende  Stationen  be- 
fördert .werden  können,  so  zwar,  dass  die  betreffende  Station  stets 
nur  Kenntniss  von  der  für  selbe  bestimmten  Depesche  zu  nehmen 
vermag.  Durch  dieses  neue  Verfahren  ist  sogar  die  Möglichkeit 
geboten,  dass  gleichzeitig  zwei  verschiedene  hinter  einander  liegende 
Stationen  an  eine  dritte  vor  ihnen  liegende  Depeschen  befördern 
können,  ohne  dass  die  Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Dienstes 
irgendwie  beeinträchtigt  würde.  Ein  nicht  geringes  Verdienst  Stark's 
ist  es  dabei,  dass  eine  sehr  unerhebliche  Modification  der  im  Ge- 
brauche stehenden  Appax-ate  die  Erzielung  der  eben  erwähnten 
Resultate  ermöglicht. 

Die  Benützung  des  Telegraphen  für  den  Verkehr  ist  in 
äusserst  rascher  Zunahme  begriffen.  Während  im  Jahre  1851  die 
Zahl  der  im  inneren  Verkehre  vorgekommenen  Staats -Depeschen 
21.976  mit  966.598  Worten  betrug  und  im  Jahre  1856  auf  63.372 
mit  2,969.849  Worten  anwuchs,  hat  sich  tlie  Ziffer  der  Privat- 
Depeschen  Aon  22.935  mit  536.617  W^orten  auf  188.576  Depeschen 
mit  4,247.893  Worten,  also  die  Zahl  sämmtlicher  Depeschen  um 
461 ,  jene  sänmitlicher  Worte  um  nahezu  380  Percente  gesteigert  '. 


'  Diejenigen  Stationen,   welche   im  Jahre  1856  einen  namhaften  Ver- 
kehr in  inländischen  Privat- Depeschen  hatten,  waren  folgende: 
Salzburg    .     .  mit  1.016  Depeschen       Karlstadt        .    mit  1.479  Depeschen 


Taraopol  .     .     ..     1.032 
Vicenza     .     .     .,     1.110 


Peterwanlein 

,.     1.202 

Boden  bacli 

..     1.231 

Innsbruck 

,     1.234 

Udine    .     .     . 

„     1.248 

Agram       .     . 

„     1.306 

Orsova       .     . 

„     1.307 

Trient  .     .     . 

„     1.413 

Czernowitz 

„     1.417 

Tarnöw  .  .  .,  1.583 
Laibach  .  .  ,,  1.657 
Padua  .     .     .     „     1.670 


Bergamo 

Mantua 

Brescia 

Linz 

Szegedin 


1.725 
1.789 
1.853 
1.856 
2.130 


Brunn  .  .  .  .,  2.286 
Fiume  .....  2.295 
Pressburg      .     ,.     2.412 
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Dit'  liierfiir  entfallenen  Gebühren  stiegen  von  125.226  il.  ani 
741.233  H. ',  somit  um  492  Percente.  Was  den  internationalen  Ver- 
kehr anbelangt,  so  erhöhte  sieh  die  Zahl  der  angekommenen  und 
transitirenden  Staats -Depeschen  im  Jahre  1856  von  4.860  des  un- 
mittelbar vorausgegangenen  Jahres  1855  mit  301.683  Worten  auf 
8.223  mit  368.322  Worten,  und  jene  der  Pn\at- Depeschen  von 
39.127  mit  939.807  Worten  auf  70.582  mit  1,774.760  Worten,  so 
dass  bei  der  letzteren  Kategorie  die  Steigerung  beinahe  einer  Ver- 
dopplung gleich  kam. 

§.   15. 

13.     Co  111  ni  11  n  i  ca  t  i 011  s- A  II  stalten  (Postverwaltung). 

Vor  dem  Jahre  1848  wurde  die  Postanstalt  zunächst 
von  dem  finanziellen  Gesichtspuncte  unter  der  Leitung  der 
allgemeinen  Hofkammer  verwultet  und  das  Postgefäll  unter 
die  indirecten  Steuern  gereiht.  Seitdem  im  Jahre  1848  das 
Handels-Ministerium  geschaffen  worden  ist  und  alle  Ver- 
kehrsanstalten unter  des.>-en  Leitung  gelangten,  wurden  auch 
die  Postanstalten  von  der  Finanz -Verwaltung  ausgeschieden 
und  den  Verkehrsanstalten  beigezählt.  Hiermit  war  der  Zeit- 
punct  gekommen,  wo  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der 


Temesvär 

.    mit  2.530 

Depeschen 

Pest      .     . 

.    mit  8.754  Depesclieii 

Semlia 

.     „     2.6:;5 

»1 

Venedig     . 

.     „     9.048 

Krakau 

.     „     2.937 

.. 

Mailand     . 

.     .,     9.500 

Lemberg    . 

.    ..    3.3uy 

„ 

Triest   .     . 

.     ..  22.668 

Verona 

.     .,     3.802 

.. 

Wien    .     . 

.     „  55.820 

Prae     .     . 

.     .,     5.648 

n 

'  Die  Einnahmen  der  Telegraphen -Anstalt  vertheilen  sich  auf  folgende 
Rubriken: 

Befördeiungs- Gebühren    723.545  tl.       Post-Porto 2.243  »1. 

Collationirungs-       ,.  2.362   „    |    Staffeten    .    ' 10.316   „ 

Vervielfältignngs-    „         .         331    ,,        Botenlöhne 2.436    „ 

Unter  diesen  Posten  sind  aber  die  den  auswärtigen  Gesandtschaften, 
dann  der  priv.  Staats -Eisenbahn- Gesellschaft  bei  der  Aufgabe  ihrer  De- 
peschen creditirten  BeföiTlerungsgebühren  nicht  mitbegriffen,  und  ebenso- 
wenig die  noch  zu  gewärtigenden  Einnahme- Antheile  von  auswärtigen  Tele- 
graphen-Verwaltungen (mit  Beriicksichligungder  Ausgabe-Antheile).  welche 
Einnahmsposlen  mit  lieiiäufig  50.000  ll.  in  Ansatz  gebracht  werden  können. 
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Postanshdt  ihrem  ganzen  Uinfano;6  nacli  erkannt  wuivle,  und 
wo  man  sich  bestrebte,  die  in  anderen  Staaten  kurz  vorher 
in    diesem  Verwaltnngszweige   eingetretenen  Reformen,   na- 
mentlich durch  Vereinfachung  des  Dienstes  und  Ermässigung 
der  Taxen,  auch  nach  Oesterreich  zu  übertragen.    Vor  Allem 
musste,    wie  in   anderen  Abtheilungen  der  öffentlichen  Ver- 
waltung,  Gleichförmigkeit  der  Gesetzgebung  erzielt  werden, 
indem    das   in   den    übrigen  Kronländern    bereits  bestehende 
Postgesetz    auch    auf    die    ehemals    ungrischen    Kronländer 
sammt  der  Militärgränze  ausgedehnt  wurde.    Gleichzeitig  er- 
folgten  die  Reformen   im   inneren  Postdienste.      Die  Anzahl 
der  Postanstalten,   namentlich    in    den   ungrischen   Ländern, 
wurde  mit  nicht  unbeträchtlichem  Aufwände  ansehnlich  ver- 
mehrt;   ein    neues    Gesetz    vereinfachte   den    Briefpost-Tarif, 
ermässigte   dessen    Sätze,    und   führte   das  allenthalben  sich 
bewährende  Marken-System  ein,  ein  anderes  Gesetz  verbes- 
serte in   gleicher  Weise  das  Fahrpost -Wesen.     Der  Versen- 
dung   der    Zeitungen    wurde    eine    besondere    Begünstigung 
gewährt,    deren  Rückwirkung   sich  durch  einen  alle  Erwar- 
tung   übersteigenden    Aufschwung   in   der   Versendung,    ins- 
besondere der  inländischen  Zeitungen,  äusserte.    Dem  Grund- 
satze entsprechend,  dass  die  Postanstalt  vor  Allem  bestimmt 
sei,    den    Verkehr   zu  fördern,    wurde   die  Vermittlung   der- 
selben auch  für  den   kleinsten  Geldverkehr  auf  eine  erleich- 
ternde   Weise   durch    die   Einführung    der  Geldanweisungen 
zugänglich    gemacht,    sowie   andererseits   durch   die   Einfüh- 
rung  der  Post-Ambulancen   auf  den  Eisenbahnen  der  Brief- 
verkehr  in    der  Richtung   von    und  nach   der  Reichs-IIaupt- 
stadt  auf  fühlbare  Weise  gefördert  ward. 

Gleichwie  aber  der  Verkehr  nicht  in  die  Gränzlinien 
irgend-  eines  Staates,  wie  weit  er  auch  reiche,  sich  einengen 
lässt,  musste  auch  für  die  Erleichterung  des  Postverkehres 
über  die  Staatsgränze  hinaus  Sorge  getrugen  werden.  Das 
Princip  der  Association  machte  sich   hierbei  in  der  höchsten 
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Potenz  geltend,  und  der  österreichischen  Regierung  gebührt 
der  Ruhm,  in  Gemeinschaft  mit  Preussen  den  deiitsch-öter- 
reichischeu  und  fast  gleichzeitig  den  österreichisch-italieni- 
schen Postverein  in  das  Leben  gerufen  zu  ha})en ,  durch 
welche  Vereinbarungen  ein  Postgebiet  geschaffen  wurde, 
welches  von  der  neapolitanischen  Gränze  bis  an  die  Nordsee 
und  von  der  französischen  Gränze  bis  an  den  Bosporus  reicht, 
fCs  mag  als  ein  Beweis  für  die  Angemessenheit  der  Bestim- 
mungen der  österreichischen  Postgesetze  gelten  ,  dass  sie  dem 
Verkehre  mit  allen  postvereinten  Staaten  zum  Grunde  gelegt 
wurden  und  nunmehr  fast  für  ganz  Mittel-Europa  maassge- 
bend  sind.  Auch  über  den  Umfang  dieses  ausgedehnten 
Postgebietes  hinaus  wurde  durch  Postverträge  mit  beinahe 
allen  europäischen  Regierungen  eine  Verbesserung  und  Be- 
schleunigung de,s  Postverkehres  angestrebt.  So  macht  sich 
der  Geist  der  Neugestaltung,  welcher  alle  Pulsadern  des 
neu  gekräftigten  Staates  belebt,  auch  auf  diesem  Gebiete 
kennbar,  und  Oesterreich ,  dessen  charakteristisches  Kenn- 
zeichen man  vordem  in  der  Abgeschlossenheit  und  Unbe- 
weglichkeit  gewahren  wollte,  ist  der  Staat,  welcher  in  den 
materiellen  Verbesserungen  sowie  in  der  Auffassung  der 
reformatorischen  Richtung  unseres  Zeitalters  den  Impuls  er- 
theilt  und  die  benachbarten  Staaten  nach  sich  zieht. 

Das  für  die  deutsehen ,  slaviselien  und  italienischen  Kronländer 
am  5.  November  1837  erlassene  Postgesetz  erhielt  seine  Anwendung 
für  den  Gesammtumfang  der  Monarchie  durch  das  Postgesetz 
für  Ungern  sammt  der  Wojwodscliaft,  Kroatien,  Slavonien,  Sie- 
benbürgen luid  der  Militäigränze  vom  26.  December  1850.  ^^■odurcl1 
seine  Bestimmungen  auch  iur  die  letztgenannten  Kronländcr  vom 
1.  Februar  1852  an  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurden. 

Die  Zahl  der  Postämter  und  Post-Expeditionen  wurde 
seit  dem  Jahre  1849  beträchtlich  vermehrt,  namenthch  in  jenen 
Kronländern,  in  welchen,  wie  in  Ungern,  Siebenbin-gen  und  Gali- 
zien,  dieser  Dienstzweig  früher  mangelhaft  bestellt  war.  Zu  Ende 
1856  betrug  die  Anzald  der  mit   Beamten  bofitellten  Postämter   109, 
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jene  der  Postäuiter,  mit  welclien  Post-Stationen  (Fahrpost-Anstalteii) 
vereinigt  sind,  1.069,  jene  der  blossen  Post -Stationen  219  und  jene 
der  Post- Expeditionen  (blosse  Briefbel'örderungs- Anstalten)  1.211, 
zusammen  im  Umkreise  der  Monarchie  2.608  Postanstalten  '.  Hier- 
von bestanden  im  Jahre  1849  nur  1.800,  zu  welchen  seither  mehr 
als  800  neu  errichtete  kamen;  ausserdem  wurde  die  Zahl  der  Brief- 
sammlungen in  Wien  auf  10,  jene  der  einfachen  Briefkästen  auf 
114  festgestellt,  und  mehrmaliges  Einsammeln  der  Briefe  an  jedem 
Tage  eingeführt.  Die  Gesammtlänge  der  Strassen,  auf  denen  perio- 
dische Post-Course  eingerichtet  sind,  beträgt  7.767  Meilen.  Auf 
eine  Verbesserung  des  Postdienstes  zielt  die  neuerlich  erflossene 
Dienstes-Instruction  für  die  Post -Stationen  sowie  die  Einführung 
des  Postillons- Dienstbuches  ab*. 

Ein  neuer  Brief])ost-Tarif  trat  mit  1.  Juni  1850  in  Wirk- 
samkeit, womit  zugleich  das  System  der  BrieJmarken  eingeführt 
wurde.  Demselben  üemäss  bestehen  drei  Taxstufen  von  3  kr., 
6  kr.  und  9  kr.  für  den  einfachen  Brief,  je  nachdem  derselbe 
auf  eine  in  gerader  Linie  berechnete  Entfernung  von  nicht  mehr 
als  10  Meilen,  von  mehr  als  10  bis  20  Meilen  oder  von  mehr 
als  20  Meilen  versendet  wird;  nur  für  Briefe,  welciie  im  eigenen 
Bestell unasbezirke  des  Postamtes  absesieben  werden ,  ward  die 
einfache  Taxe  auf  2  kr.  festgesetzt.  Das  Gewicht  des  einfachen 
Briefes  (früher  zu  einem  halben  Wiener  Lothe  angenommen)  be- 
trägt nunmehr  ein  Wiener  Lotli  und  die  Taxe  wird  so  oft  abge- 
nommen, als  der  Brief  Lothe  (den  Bruchtlieil  iur  ein  ganzes  berech- 
net) wiegt.  Für  Kreuzbandsendungen,  d.  i.  hauptsächlich  für  Druck- 
schriften, besteht  ohne  Unterschied  der  Entfernung  die  Taxe  von 
einem  Kreuzer  iiir  das  Loth;  bei  \\'aareni)roben  und  Mustern  wird 
für  je  2  Loth  das  einfache  Brief- Porto  berechnet.  Alle  Brief- 
sendungen sollen  bei  der  Aufgabe  mittelst  Aufklebung  der  ent- 
sprechenden Marken  frankirt  M'erden;  geschieht  diess  nicht  oder 
sind  die  Sendungen  mit  unzureichenden  Marken  versehen,  so  ist 
von  dem  Adressaten  zu  dem  Porto  ein  Zuschlag  von  13  kr.  für  das 
Loth  zu  entrichten,  Kreuzband-  und  Proben -Sendungen  \erlieren 
ausserdem  noch  die  Begünstigung  der  Porto -Ermässigung  und  wer- 
den wie  gewöhnliche  Briefe  taxirl.    Für  Zeitungen,  welche  unter 

'  Ncbstdein   bestehen  9  Ambuhince-Aemter   und    1  \Vasseri)OSt- Amt. 
Die  Ziffern  auf  Seite  58  ent.'^precheu  dem  Stande  vom  Jfdii'e  1855. 
'  Minist.-Verord.  vom  6.  December  1855. 
«••.  Czoernig,  Oeslcrrcich's  Ncugestülluiii;.  30 
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Kreuzband  einzeln  al)oeferligt  werden,  gelten  die  für  Kreuzl)and- 
Sendnngen  iiherhaupt  festgesetzten  Bestimmungen  '.  Die  früher  be- 
standene Einriebtung,  Avornaeb  die  Pränumeration  für  Zeitungen 
bei  den  Postämtern  Statt  fand  und  die  Postanstalt  die  Versendung 
der  einzelnen  Exemplare  und  die  Verrechnung  der  Gelder  besorgte, 
wurde  für  den  inländischen  Zeitungsverkehr  aufgehoben.  Dieser 
mit  1.  Januar  1851  in  Wirksamkeit  getretenen  Einrichtung  zufolge 
findet  die  Pränumeration  ohne  Intervention  der  Postanstalt  durch 
die  Parteien  unmittelbar  bei  den  Redactionen  Statt.  Wenn  letztere 
die  Zeitun2:en  in  der  Art  zur  Absendun«;  an  die  bezüslichen  Post- 
ämter  vorbereitet  und  geordnet  aufgeben,  dass  sämmtliche  an  ein 
»md  dasselbe  Postamt  zur  Abgabe  bestimmten  Exemplare  einer 
Zeitung  in  ein  einziges  Packet  mittelst  einer  den  Namen  dieses 
Postamtes  tragenden  Schleife  geschlossen  sind,  so  ist  ihnen  die 
Begünstigung  eingeräumt,  statt  der  Marken  zu  1  kr.  Zeitungs-Marken 
zu  verwenden ,  von  welchen  das  Hundert  ihnen  um  1  fl.  abgelassen 
wird,  so  das  je  eine  Marke  auf  ^/^  kr.  zu  stehen  kömmt  ^. 

Noch  vor  Rigulirung  des  Briefpost -Wesens  erfolgte  jene  der 
Fahrpost  durch  den  mit  1.  Januar  1850  in  Wirksamkeit  getretenen 
Fahr])Ost- Porto -Tarif.  Nach  diesem  Tarife  wird  für  alle  Sendungen 
ein  Grund -Porto  von  10  kr.  berechnet.  Ausserdem  wird  eine  Porto- 
Gebühr  nach  dem  W^erthe  und  dem  Gewichte  abgenommen,  welche 
für  jede  100  fl.  vom  Werthe  imd  für  jedes  Pfund  vom  Gewichte 
für  je  5  Meilen  mit  einem  Kreuzer,  und,  wenn  die  Entfernung  über 
50  Meilen  beträgt,  für  jede  weiteren  10  Meilen  mit  1  Kreuzer  be- 
rechnet wird.  Für  Banknoten ,  Wechsel  und  andere  Wertbpapiere 
wird  kein  Gewichts-,  sondern  nur  ein  Werth- Porto  abgenommen, 
für  Gold-  und  Silber- Sendungen  bis  50  fl.  nur  das  hsilbe  Gewichts- 
und  Werth -Porto,  für  Papiergeld -Sendungen  bis  50  fl.  nur  das  halbe 
Werth -Porto  berechnet.  Jeder  Fahrpost -Sendung  darfein  einfacher 
Brief  beigelegt  werden  ^. 

Bei  Pa])iergeld- Sendungen  ist  es  der  freien  W^ahl  der  Parteien 
anheimgestellt ,  ob  sie  solche  ofiTen  oder  verschlossen  zur  Aufgabe 
bringen  wollen.  Bezüglich  der  verschlossen  aufgegebenen  Sendun- 
gen haftet  die  Post -Anstalt  nur  für  die  richtige  Uebergabe  in  unbe- 
schädigtem   Zustande,    mit    unverletzten    Siegeln    und    mit   vollem 

'  Minist. -Veroril.  \(tin  26.  März  1850. 
'  Minist.- Verord.  vom  12,  September  1850. 

'  Miiiist.-Erlässe  vom  20.  November  184i»,  \).  Juni  1850  nml  19.  Novem-. 
hvv  1854. 
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Ge^^iehte,  ohne  für  die  Kiclititikeit  des  angegebenen  Inlmltes  einzu- 
stellen. Amtliche  Sendungen  dürfen  nur  verschlossen  zur  Aufgal)e 
gebracht  werden.  Den  Postanstalten  wurde  auch  zur  Erleichterung 
des  kleinen  Verkehrs  das  Anweisungs-Geschäft  in  Beziehung 
auf  minder  bedeutende  Geldsummen  übertras-en.  Es  wird  den  Par- 
teien  freigestellt,  solche  Beträge  bei  einem  Postamte  mit  der  Be- 
stimmung zu  erlegen,  dass  dieselben  von  dem  Postamte  eines  anderen 
Ortes  an  den  Adressaten  ausbezahlt  werden.  Diese  ursj)rünglich  auf 
Beträge  von  50  fl.  beschränkte  Anweisungsbefugniss  ^A•urde  später 
auf  100  fl.  und  sohin  auf  500  fl.  ausgedehnt.  Der  Verkehr  mit  solchen 
Geldanweisungen  findet  jedoch  nur  zwischen  den  Postämtern  in  den 
bedeutenderen  Orten  der  Monarchie,  welche  speciell  dazu  ermächtigt 
sind.  Statt.  Für  solche  wird  die  entfallende  Fahrpost-Porto-Gebühr  mit 
Abrechnung  des  Porto's  für  einen  einfachen  Brief  eingehoben  '. 

Die  Einrichtung  der  fahrenden  Eisenbahn-Postämter 
CPost-Ambuiancen)  trat  in  den  Hauptrichtungen  des  in  der  Residenz- 
stadt einmündenden  Eisenbahn -Verkehres  in  Wirksamkeit,  zuerst 
auf  der  Linie  Wien -Oderberg  (neuerlich,  seit  der  Eröffnung  der 
directen  Fahrten  nach  Krakau,  bis  dahin  erstreckt),  dann  auf  jener 
von  Wien  nach  Prag  und  Bodenbach,  endlich  auf  jener  von  Wien 
nach  Gloggnitz  (später  bis  Mürzzuschlag  ausgedehnt). 

Nachdem  bereits  bei  dem  deutschen  Post-Congresse,  welcher 
«ber  Anregung  von  Oesterreich  und  Preussen  im  Jahre  1847  in  Dres- 
den zusammengetreten  war,  Vereinbarungen  bezüglich  der  Bildung 
eines  deutschen  Postvereines  getroffen  worden,  schlössen  die  ge- 
nannten beiden  Grossmächte  unterm  6.  April  1850  einen  A^ertrag 
über  die  Grundlagen  des  zu  bildenden  deutsch -österreichischen  Post- 
vereines \  welchem  die  Regierung  von  Bai(.'ni  gleichzeitig  (6.  April 
1850)  und  jene  von  Sachsen  bald  darauf  (15.  Mai  1850)  beitrat. 
In  Folge  dessen  bildete  sich  der  deutsch-öst  er  reichische  Post- 
verein aus,  indem  die  Postverwaltungen  sämmtlicher  übrigen  deut- 
schen Bundesstaaten  sich  jenem  Vertrage  anschlössen,  dessen  Be- 
stimmungen im  Zwischenverkehre  der  vier  eben  genannten  Staaten 
mitl.  Juli  1850  in  Wirksamkeit  traten.  Kraft  der  sjetrotfenen  Verein- 
barungen  erlangten  eben  diese  Bestimmungen  Wirksamkeit  in  Mek- 
lenburg- Schwerin  am  1.  Januar  1851,  in  den  fürstlich  Reussischen 
Landen  und  dem  Gebiete  der  fürstlich  Thurn-  und  Taxis"schen  Post- 


'  Minist. -Verord.  vom  27.  JuH  1850. 

'  Allerhöchste  Eutschliessung  vuni  22.  April  1850. 
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Verwaltung  (olme  Würteniberg,  l)eide  Hessen  und  Nassau)  am  1.  Mai 
1851,  in  Hannover  ain  1.  Juni,  in  Würtemberg  am  1.  September, 
in    Hessen -Darniöfadt,   Hessen-Kassel   und   Nassau   am   1.  Oetober 
detiselben  Jalires,  in  Luxemburg,  Oldenburg,  Braunsebweig,  Lübeck 
und  Hamburti  (welcber  letztere  Staat  bereits  am  1.  Mai  1851  vor- 
läufig  beigetreten  war)  am  1.  Januar  und  in  den  Hohenzollern'scben 
Fürstentbümern  am  1.  Juni  1852.     Die  Ausbildung  dieses  Vereines 
und  die  Einführung  allgemeiner  Verbesserungen ,  sowie  die  Gleich- 
heit der  Gesetzgebung,  ist  dem  zeitweisen  Zusammentritte  der  deut- 
schen Post-Conferenz  vorbehalten,   die   aus  Bevollmächtigten   aller 
Postvevwaltungen  besteht,  welche  Mitglieder  des  deutsch -österreichi- 
schen Postvereines   sind,   alle  wichtigeren  Beschlüsse  aber  nur  mit 
Stinimeneinhelligkeit  fassen  kann.     Die   erste  deutsehe  Post-Confe- 
renz, welche  im  Jahre  1851  zusammentrat,  unterzog  den  Postvereins- 
Vertrag  einer  Revision ,  wobei  die  einzelneu  Bestimmungen  genauer 
begräi.zt  und  in  verschiedenen  Beziehungen  vervollständigt  wurden; 
bei  der  zweiten  Post-Conferenz,    welche  im  Jahre  1855  stattfand, 
wurden    Naclitrags-Bestimmungen    zu    dem   revidirten   Poslvereins- 
Vertrage  verabredet,   welche   hauptsächlich  Anordnungen  über   die 
äussere  Beschaffenheit  und  die  Behandlung  der  Sendiuigen  während 
des  Transjjortes  enthalten.     Folgende   sind  die  Hauptbestimmungeu 
des  revidirten  Postvereins- Vertrages  vom  5.  December  1851.     Der 
Zweck  des  Vertrages  liegt  in  der  Feststellung  gleichmässiger  Be- 
stimnunigen   für  die  Taxirung  und    die  postalische  Behandlung  der 
Brief-  und  Fahrpost-Sendungen,  welche  sich  zwischen  verschiedenen 
zum   Vereine   gehörigen  Postgebieten   oder  zwischen  dem  Vereins- 
gebiete und  dem  Auslande  bewegen.     Das  Vereinsgebiet    erstreckt 
sich  auf  Deutschland,  mit  Einschluss  von  ganz  Oesterreich  und  ganz 
Preusseii.    Jede  Postverwaltung  kann  liir  ihren  Verkehr  die  Routen 
b.'Uützen,   welche   die   schnellste  Beförderung  darbieten,    sie   kann 
die   internationale  Vereins- Correspondenz    über  anderes  ^'ereiusge- 
biet    einzeln    oder   in    verschlossenen    Paketen    versenden.      Es   be- 
steht die  gegenseitige  A'erptlichtung  zur  möglichst  schleunigen  Be- 
förderung   der    Postsendungen ,    sowie    zur    Gewährung    ungehin- 
derter Benützung   der  Eisenbahnen  und  ähnlicher  Communications- 
Mittel.    Die  Entfernung  wird  nach  deutschen  geographischen  Meilen, 
wovon   15  auf  liuen  GraJ  gehen,  bemessen';   die  Gewichtseinheit 

'  Die  österreichische  ruslnieile  hetia;,^  l.UUU  Wiener  Klafter,  wühreml 
die  deutsche  geographische  Meile  nur  3  1*12  Wiener  Klafter  luissl. 
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ist  das  Zolljifund  (zu  500  Cramnies).  Die  Ahrrcliniinir  orfolüt  in  der 
Landesmiinze  des  ])ort()-einhebenden  Postamtes.  Alle  zum  Vereine 
üehöriaen  Staatsgebiete  bilden  bezüalich  der  Briefi)ost  für  die  inter- 
nationale  Vereins- Correspondenz  und  Zeitungs- Spedition  ein  nnge- 
theiltes  Postgebiet.  Jede  Postverwaltung  bezieht  das  Porto  für  die  von 
ihren  Postanstalten  abgesendeten  Briefe,  inid  die  Correspondenz  im 
Vereinsgebiete  ist  von  jedem  Transit-Porto  befreit.  Die  Porto-Taxen 
werden  nach  der  Entfernung  in  der  2:eraden  Linie  bemessen  und 
sind  dieselben,  wie  sie  die  österreichische  Biief- Porto -Verordnung 
vorzeichnet  (3,  6  und  9  kr.  C.  M.  oder  1.  2  und  3  Silbergroschen 
für  den  einlachen  Brief  je  nach  der  Entfernung,  wobei  das  Gewicht 
des  einfachen  Briefes  auf  ein  Wiener  Loth  oder  '4^  Zollpfund  ge- 
setzt wird)^  ebenso  treten  die  (»sterreichischen  Bestimmungen  über 
die  Briefmai  kiruiig,  über  Kreuzband-Sendungen  ui:d  über  Waaren- 
Proben  und  Muster  ein.  Kecommandirte  Briefe  müssen  frankirt  sein; 
gehen  sie  verloren,  so  wird  eine  Mark  Silber  als  Entschädigung  für 
jeden  Brief  bezahlt.  Die  Correspondenzen  der  Mitglieder  der  Regen- 
ten-Familien, sowie  jene  in  Staats -Angelegenheiten  (einschliesslich 
der  Correspondenzen  der  deutschen  Bundes- Versammlung  bis  zu  dem 
Gewichte  von  einem  Zollpfunde)  sind  portofrei.  Die  Vereins- Corre- 
spondenz mit  dem  Auslande  unterliegt  derselben  Behandlung,  wie 
die  internationale  Vereins- Correspondenz;  das  dem  Auslande  zu- 
nächst liegende  Vereins -Postamt,  wohin  die  Correspondenz  gelangt, 
wird  als  Aufgabe- Amt  und  jenes,  wo  sie  austritt,  als  Abgabe-Amt 
angesehen.  Die  transitirende  fremdländische  Correspondenz  mit  ande- 
ren fremden  Staaten  wird  beim  Durchlange  durch  die  Vereinsstaaten 
gleich  der  Vereins-Correspondcnz  behandelt.  Die  Postverträge  mit 
fremden  Staaten  sollen  nach  Thunlichkeit  erneut  und  in  dieser  neuen 
Fassung  nach  den  Bestimmungen  des  Vereins,  insbesondere  nach 
dem  Grundsatze  der  vollständigen  Reciprocität ,  und  längstens  auf 
die  Dauer  des  Vereines  abgeschlossen  werden.  Die  Postämter  be- 
sorgen die  Annahme  der  Pränumerationen  auf  die  Vereins,  die 
ausländischen  Journale,  sowie  deren  Versendung  und  Bestellung, 
wofür  eine  gemeinschaftliche  Gebidir  erhoben  und  zwischen  dem 
bestellenden  und  dem  absendenden  Postamte  gelheilt  wird.  Die  Ge- 
bidu-  beträgt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung,  für  die  ]»oli(isclu'n 
Zeitungen  50  Pereent  des  Pränumerations- Preises,  wenn  sie  liicr- 
(hireh  bei  mindestens  sechsmal  die  Woche  erscheinenden  BliitUrn 
sich  auf  3  — 9  II.  und  bei  anderen  auf  2  —  G  tl.  stellt,  bei  niehl- 
politischen    wird    sie    mit    25    Percent    des    Pr;inunu_'rations- I'reibLS 
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bemef^.st'ii.  Bei  den  Fahrpost-8en( langen  wird  das  Pi)rt<j  nach  der  Ent- 
fernung zwischen  den  postalischen  Gränzen  des  Abgangs-  und  des 
Bestinnnungs-Ortes  berechnet.  Es  wird  ein  Gewichts -Porto  (dessen 
Minimum  das  Brief- Porto  ist)  und  ein  Werth- Porto  (für  je  ICM)  fl. 
und  auf  50  Meilen  Entfernung  mit  2  kr.  und  über  50  Meilen  mit  4  kr.) 
erhoben,  wenn  ein  Werth  angegeben  ist.  Im  Falle  des  Verlustes 
oder  der  Beschädigung  wird  die  Entschädigung  nach  Maassgabe  des 
declarirten  Werthes  ueleistet,  mit  Ausnahme  des  durch  Kries;  oder 
unabwendbare  Folgen  von  Natur-Ereignissen  herbeigeführten  Scha- 
dens; wo  kein  Werth  angegeben  ist,  wird  die  Entschädigung  mit 
30  kr.  für  das  Pfund  bemessen.  Bei  jeder  Yereins-Postanstalt  können 
Beträge  bis  zur  Höhe  von  15  fl.  zur  Weiterauszahlung  an  einen  be- 
stimmten innerhalb  des  Vereinsgebietes  wohnenden  Empfänger  ein- 
gezahlt werden.  Die  Fahrpost-Sendungen  können  frankirt  oder  un- 
frankirt  aufgegeben  werden.  Die  Dauer  des  Vereines  ist  bis  Ende 
des  Jahres  1860  festgesetzt;  er  wird  stillschweigend  verlängert,  jedoch 
unter  Vorbehalt  der  einjährigen  Kündigung  '. 

Auf  gleicher  Grundlage,  wie  der  deutsch-österreichische,  beruht 
der  nahezu 'dieselben  Bestimmungen  umfassende  österreichisch- 
italienische  Post  verein,  welcher  zuerst  mit  Toscana  (unter 
Vorbehalt  des  Beitrittes  der  hierzu  eingeladenen  übrigen  italienischen 
Staaten)  unterm  5.  November  1850  abgeschlossen  wurde,  um  durch 
Ermässiiiuno;  der  Porto -Sätze,  Vereinfachuna;  und  Gleichförmiakeit 
der  Tarife  nicht  nur  den  geistigen  und  commerciellen  Verkehr  zwi- 
schen beiden  Staaten  zu  beleben,  sondern  auch  anderen  italieni- 
schen Kegierungen  Gelegenheit  zu  verschaffen,  ihren  Staatsange- 
höritien  die  grossen  Vortheile  dieser  Erleichterunoen  zuzuwenden. 
Der  Maassstab  der  Entfernung  ist  auch  hierbei  die  deutsche  geo- 
grai)hische  Meile,  und  das  Gewicht  wird  nach  Grammen  berechnet. 
Das  Ge\\icht  eines  einlachen  Briefes  beträgt  höchstens  ein  Wiener 
Loth  oder  17'  .  Cüanime.  In  der  Correspondeuz  mit  den  Staaten  des 
deutscli-itslerreiehischen  Postvereins  sichert  Oesterreich  den  italieni- 
schen i)ostvereinten  Staaten  die  Theilnahme  qn  allen  jenen  Vor- 
theilen  zu,  deren  sich  die  österreichische  Corresi)ondenz  selbst  er- 
freut. Der  Vertrag  wurde  auf  fünf  Jahre  abgeschlossen,  doch  kann 
seine  Dauer  verlängert  werden,  wenn  nämlicli  keine  Aufkündigung 
erfolgt.    Diesem  österreichisch-italienischen  Postvereine  traten  Parma 

'    Alk-rliuclislor  ErJti.s.s  vom   i  7.  iMarz  Ibö'i. 
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uutenn  17.  September,  Moilenu'  unterm  25).  Octolter  IS.M,  der  Kirelien- 
staat  unterm  30.  Marc  1852  (letzterer  mit  einigen  Moditieationen)  bei-. 
Der  Post verkebr  mit  Sardinien  wurde  üleicbl'alls  dureb  die  Ueber- 
einkommen  vom  28.  September  1853  und  23.  Juli  185(>  neu  geregelt  *. 
Ebenso  erfoluite  der  Abscbhiss  von  Postverträgen  mit  Grieebenland 
unterm  9.  December  1850,  mit  den  Niederlanden  in  Bezug  auf  die 
Beförderung  der  indiscbeii  Post  über  Inest  und  Alexandrien  unterm 
1*J.  December  1851,  mit  der  Scbweiz  unterm  26.  April  18.52,  mit 
Spanien  unterm  30.  April  1852,  endlieb  mit  Kussland  unterm 
5.  Mai  1854  und  mit  Frankreieb  unterm  3.  September  1857  *. 
Aucb  mit  der  Gesellscbaft  des  (»sterreicbiscben  Lloyd  wurde  ein 
Vertrag  in  Betreff  des  See -Transportes  der  Briefe  und  Fahr- 
post-Stüeke  unterm  9.  Juli  1851  abgeseblossen '".  Die  vertrags- 
mässigen  Bestimmungen  über  postaliscbe  Gegenstände  erstrecken 
sieb  aber  nocb  viel  weiter^  denn  Preussen  bat  mit  den  Nieder- 
landen, mit  Belgien,  mit  Grossbritannien,  mit  Scbweden  und  Nor- 
wegen und  mit  Dänemark  Postverträge  auf  Grund  des  deutscb- 
österreicbiscben  Post- Vereines  abgeseblossen,  welcbe  selbstverständ- 
lich aucb  für  den  Verkehr  dieser  Länder  mit  Oesterreich  maassgebend 
sind  ^  Die  Bestinmiungen  dieser  Verträge  gehen  meist  dahin,  den 
Briefverkehr  möglichst  zu  beschleunigen,  die  diesem  entgegenstehen- 
den Hindernisse  zu  beseitigen,  und  die  gegenseitige  Abrechnung  zu 
vereinfachen;  im  Uebrigen  wird  von  jedem  der  vertragschliessen- 
den  Theile  das  Porto  nach  dem  eigenen  Tarife  fortan  eingehoben. 
Sehr  wichtig  dem  bisher  in  Frankreich  festgehaltenen  Systeme 
uegenüber  ist  die  Festsetzung  der  Einheit  des  Briefuewichtes  mit 
10  Grammes  (=  V,^  Wiener  Loth)  und  des  Porto's  in  der  Richtung 
nach  Frankreich  und  Algerien  mit  14  kr.,  in  der  entgegengesetzten  mit 

'  Parma  und  Modena  hatten  bereits  am  3.  Juli  1849  mit  Oesterreich 
einen  Postvertrag  abgeschlossen. 

^  Allerhöchste  Erlässe  vom  30.  No\ember  1850,  30.  October  1851, 
17.  December  1851  und  30.  April  1852. 

^  Minist. -Erlass  vom  1.  Februar  1853,  Allerliöchsle  Eutsch Messung' 
\om  5.  November  1853,  und  Min. -Erlass  vom  1.  JuJi  1857. 

*  Minist. -P^rlass  vom  8.  Februar  1851,  Allerhöchste  Entschliessuugeu 
vom  29.  Januar  und  21.  Juni  1852,  Minist.- Erlass  vom  18.  December  1853 
und  Allerhöchste  Enlschliessungen  vom  24.  Juni  1854  und  vom  18.  ( >cl.  18.")7. 

'=>  Minist. -Erlass  vom  20.  Juli  1851. 

"  Erlass  der  General -Dircction  für  Coniminiicationeu  vom  25.  Mai  1851, 
Minist.-Erlässe  vom  30.  31ärz  und  22.  Juni  1852.  dann  v(un  19.  Januar  1854. 
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GO  Centimes  (mit  4  kr.  oder  20  Cent.  Zuschlag  für  einen  niclit- 
frankirten  Brief),  der  Recommandations- Gebühr  mit  12  kr.  oder 
50  Cent.,  endhch  in  der  Feststellung  der  Gewichtseinlieit  für  Pakete 
von  periodischen  Druckschriften  mit  45  Grammes,  von  anderen 
mit  15  Grammes  (über  Sardinien  mit  40  Grammes),  und  der  ent- 
sprechenden Porto-Taxe  mit  3  kr,  oder  15  Cent.  Auch  wurde 
bei  unvollständiger  Frankirung  die  Beachtung  des  Werthes  der 
verwendeten  Marken  zugestanden. 

Der  grosse  Aufschwung  der  österreichischen  Postanstalt  in  den 
letztverflossenen  Jahren  si)richt  sich  am  deutlichsten  darin  aus,  dass 
die  Briefaufgabe,  welche  im  Yerwaltungs- Jahre  1848  nur  20,754.288 
Stücke  umlasste,  im  Yerwaltungs- Jahre  1856  anf  53,707.(500  stieg, 
während  der  Verkehr  der  Fahrpost,  welcher  im  Yerwaltungs- Jahre 
1848  36.824  Centner  Frachten  und  218,471.612  fl.  Geldsendungen 
für  Private  umfasste,  im  Yerwaltungs- Jahre  1856  auf  84.504  Cent- 
ner  Frachten  und  652,627.120  fl.  Geldsendungen  sich  erhob,  und 
nur  die  Zahl  der  beförderten  Passagiere  in  Folge  der  zahlreichen 
Eisenbahn -EröfTnungen  von  240.438  auf  219.931  sank. 


§.    16. 

14.     Landwirthschaf t,    Forst-,    Berg-   und   Hüttenwesen. 
(Unterrichts-  und  wissenschaftliche  Anstalten  für  sämmtliche  Zweige  der 

Urproduction.) 

Die  Grundlage  des  gesammten  volkswirthschaftlichen 
Lebens  ist  allenthalben  die  Landwirtbschaft,  welche  aber  in 
Oesterreich,  dessen  weit  ausgedehnte  fruchtbare  Landschaften 
unter  wechselnden  Hinunelsstrichen  den  Hauptreichthum  sei- 
ner Bewohner  bilden,  nur  erst  zum  Theile  auf  der  Stufe 
rationellen  Betriebes  steht.  Ebenso  bietet  der  Bergbau  in 
fast  allen  seinen  Zweigen,  in  Eisen  und  Kohlen  ,  in  edlen 
Metallen,  (Quecksilber  und  Kupfer,  eine  reiche  Ausbeute  dar, 
deren  Benützung  und  bezüglich  des  trefTlichen  Eisens  die 
Verarbeitung  durch  das  Hüttenwesen  noch  grosser  Vervoll- 
kommnung fähig  ist.  Die  Neugestaltung  des  Reiches,  ins- 
besondere die  Grundentlastung  in  ihrer  weitesten  Bedeutung, 
so  wie  die  Aufhebung  mehrfacher  gesetzlicher  Beschrän- 
kungen    musste     namentlich     in     diesem    Fache    gewaltige 
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Veränderungen  hervorbringen,  und  die  Einführung  verbesser- 
ter Wirthschafts-Methoden,  so  wie  die  vermehrte  Anwendung 
der  Wissenschaft  auf  die  Steigerung  der  Production  im  Ge- 
folge haben. 

Vor  Allem  aber  that  es  Noth,  die  hauptsächlichste  Be- 
dingung einer  nachhaltigen  Verbesserung  der  Bewirthschäf- 
tung  durch  die  zweckmässigere  Einrichtung  und  grössere 
Ausdehnung  des  land-  und  forstwirthschaftlichen,  so  wie  des 
berg-  und  hüttenmännischen  Unterrichtes  herbeizuführen. 

Bei  dem  früheren  Systeme  des  öffentlichen  Unterrichtes 
war  auf  den  praktischen  Unterricht  in  den  einzelnen  Zweigen 
der  volkswirthschaftlichen  Beschäftigung,  insbesondere  durch 
Lehranstalten,  welche  mit  dem  wirklichen  Betriebe  in 
unmittelbarer  Verbindung  stehen,  nicht  ausreichende  Rück- 
sieht  genommen,  wenngleich  einzelne,  zum  Theile  sehr 
umfassende  Anstalten,  wie  z,  B.  jene  in  Schemnitz,  dafür 
bestanden.  Neuerlich  wurde  diesem  Fache  grössere  Auf- 
merksamkeit gewidmet,  der  praktische  Unterricht  auf  alle 
einzelnen  Hauptabtheilungen  der  volkswirthschaftlichen  Be- 
schäftigung ausgedehnt  und  thunlichst  nach  dem  wechselnden- 
Bedürfnisse  des  höheren  wissenschaftlichen  Unterrichtes  und 
der  einfach  praktischen  Unterweisung  abgestuft.  So  erhielt 
die  Landwirthschaft  ein  Central-Institut  in  der  k.  k.  höheren 
Lehranstalt  zu  Ungrisch-Altenburg,  die  Forstwirthschaft  in 
der  reorganisirten  k.  k.  Forstlehranstalt  zu  Maria-Brunn,  der 
Bergbau  und  das  Hüttenwesen  Provinzial-Institute  in  den  k. 
k.  montanistischen  Lehranstalten  zu  Przibram  und  Leoben. 
Gleichzeitig  ward  auf  den  Unterricht  der  kleineren  Land-  und 
Forstwirthe,  insbesondere  in  den  Kronländern  Oesterreich  unter 
derEnns,  Steiermark,  Krain,  Görz,  Böhmen,  Mähren,  Galizien 
und  Kroatien,  fürgedacht.  Wurde  dadurch  für  den  rationellen 
Betrieb  dieser  Bescliäftigungen  in  der  nächsten  Zukunft  und  die 
entsprechendere  Ausbeute  des  fruchtbaren  und  an  minerali- 
schen Schätzen  so  reichen  Bodens  der  österreichischen  Länder 
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gesorgt,  so  konnten  in  Folge  der  gewährten  Möglichkeit,  sich 
die  erforderlichen  Kenntnisse  zu  verschaffen,  die  Anforde- 
rungen an  die  Candidaten  für  Staats-Bedienstungen  nament- 
lich in  dem  wichtigen  Forstfache  gesteigert  und  dieselben 
einer  Prüfung  je  nach  ihrem  künftigen  Berufe  unterzogen 
werden.  Die  segensreiche  Anwendung  der  Wissenschaft  auf 
das  praktische  Leben  in  den  w^eitesten  Kreisen  der  Landes- 
Cultur  zu  vermitteln,  ist  die  k.  k.  geologische  Reichsanstalt 
berufen,  eine  Anstalt,  welche  an  Grossartigkeit  der  Anlage 
und  an  Fülle  der  Leistungen  keinem  anderen  ähnlichen 
Institute  nachsteht  und  hauptsächlich  dazu  beigetragen  hat, 
die  Aufmerksamkeit  der  heranwachsenden  Generation  auf 
das  Studium  der  geologisch-mineralogischen  Wissenschaften 
zu  leiten.  Die  Wichtigkeit  dieser  umfassenden  und  gut  ge- 
leiteten Anstalt  wird  aber  noch  mehr  hervortreten,  wenn 
die  geologische  Durchforschung  sich  über  ein  grösseres  Ge- 
biet ausgedehnt  und  der  gegenwärtig  weit  vollständiger  und 
zweckmässiger  als  früher  betriebene  Unterricht  in  den  Na- 
turwissenschaften an  den  Gymnasien  und  Realschulen  die 
Jugend  für  die  praktische  Ausübung  derselben  mehr  heran- 
gebildet haben  wird.  Schon  gegenwärtig  aber  bietet  neben 
den  vorzüglich  geordneten  Sammlungen  des  Hof-Naturalien- 
Cabinetes  die  geologische  Reichsanstalt  einen  der  Anzie- 
hungspuncte  für  den  wissenschaftlich  gebildeten  Fremden 
dar,  welcher  in  der  Residenz  des  Kaiserstaates  belehrende 
Anregung  sucht.  Die  geologische  Reichsanstalt  unterstützend, 
wirken  die  neu  entstandenen  geognostisch-montanistischen  Pro- 
vinzial-Vereine  in  Gratz ,  Hall,  Joachimsthal,  Brunn  und  Pest. 
Die  für  die  Förderung  der  Landes-Cultur  Ihätigen  Land- 
wirthschafts  -  Gesellschaften  nahmen  an  Zahl  zu  und  ver- 
mehrten ihre  Mitglieder;  in  noch  umfassenderer  Weise  aber 
bildeten  sich  Vereine  für  die  Forst- Cultur,  wie  der  Reichs- 
Forstverein,  jener  für  die  Alpenländer,  dann  die  Forstvereine 
zu    Lambach,    Gratz,    Prag,    Brunn    und    Pest,    wie    auch 
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l)es(iii(lei'e  Vereine  für  Wein-,  Seiden-  und  Gartenbau  in's 
Leben  traten.  Für  die  Zucht  der  Hausthiere  sorgen  beson- 
dere Abtlieilungen  einzelner  Landwirthschafts-Gesellschaften, 
und  die  Ueberwachung  in  der  Pflege  derselben  vermitteln 
Tiiierarznei-Institute,  von  denen  jene  zu  Wien  und  Pest  eine 
Umbildung  erhielten. 

In  Bezug  auf  die  Ertheilung  des  landwirthschaftlichen,  forst- 
und  bergmänniseiien  Unterrichtes  und  des  Einflusses,  welchen  die 
bezüglichen  Ministerien  darauf  nehmen,  wird  zwischen  Volksschulen, 
Ackerbau-,  Forst-  und  Berg- Schulen,  Universitäten  und  technischen 
Schulen  unterschieden. 

Die  Volksschulen,  in  welchen  der  auf  Landes -Cultur  bezügliche 
Unterricht  nur  vermittelst  der  Lehrbücher  gegeben  werden  kann, 
unterstehen  dem  Ministerium  des  Untenüchtes,  doch  sollte  das  Mini- 
sterium für  Landes- Cultur  Einfluss  auf  die  Abfassung  dieser  Lehr- 
bücher nehmen.  Die  Ackerbau-,  Berg-  und  Forstschulen,  wenn 
ihre  Organisation  auf  den  unmittelbaren  Zusammenhang  dieser 
Schulen  mit  dem  ^^•irklichen  Betriebe  gegründet  wurde,  unterstan- 
den dem  Ministerium  für  Landes -Cultur  und  Bero-wesen.  Doch  soll 
keine  Veränderung  in  dem  Ori^anismus  dieser  Schulen  eintreten, 
ohne  dem  Unterrichts -Ministerium  Gelegenheit  zu  geben,  die  Liter- 
essen der  ihm  unterstehenden  vorbereitenden  Schulen  und  die  Har- 
monie des  gesammten  öffentlichen  Unterrichtswesens  rechtzeitig  dabei 
zu  vertreten.  Auch  wird  letzteres  in  steter  Kenntniss  über  den  Be- 
stand und  über  die  Erfolge  dieser  Schulen  erhalten,  damit  es  in 
jedem  Momente  den  Zustand  des  gesanunten  öfl'entlichen  Unterrichtes 
zu  überblicken  vermöge.  Die  Universitäten  und  technischen  Schulen 
unterstehen  in  allen  ihren  Bestandtheilen  dem  Ministerium  des  öd'ent- 
lichen  Unterrichtes.  Bei  Besetzung  der  bestehenden  Lehr-Kanzeln  der 
Landwirthschaft ,  des  Bera;-  und  Forstwesens  sollte  es  vorläufiu'  den 
Kath  des  Ministeriums  fin- Landes- Cult in-  und  Bergwesen  einholen  '. 
Nach  der  Auflr)sun2;  des  Ministeriums  für  Landes -Cultur  und  Bero;- 
Wesen  theilte  sich  der  Ressort  desselben  unter  die  Ministerien  des 
Linern  und  der  Finanzen. 

'■  Die  bestandene  erzhei"/ogliche  1  a  n  rl  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  L  e  h  r- 
anstalt  zu  Ungrisch- AI  t  eii  bu  rg  wurde  in  eine  k.  k.  hrihere 
landwirthschaftliche  Lehranstah  umgewandelt,  und  diese  an  die  Spitze 

'  iMiuist.-Erlasö  vdiu  l).  Jiuii  18-4'J. 
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der  landwirtlischaftlich- technischen  Lehranstalten  in  Oesterreich  ge- 
stellt. Das  Institut  unterstand  unmittelbar  dem  Ministerium  für  Lan- 
des-Cultur  und  ist  gegen\\  artig  dem  Ministerium  des  Linern  zuge- 
wiesen. Die  Leitung  und  Verwaltung  der  Anstalt  ist  einem  Director 
übertragen  (dem  aus  dem  landwirtliscliaftlichen  Listitute  zu  Hohen- 
heim  berufenen  rülimlicli  bekannten  Oekonomen  Dr.  Pabst),  welchem 
zur  Berathung  der  Studien- Angelegenheiten  und  zur  Entscheidung 
über  bedeutendere  Disciplinar-P'älle  der  Studirenden  das  Lehrer- 
Collegium  zur  Seite  steht.  Die  Hilfsmittel  des  Institutes  für  Unter- 
richt und  Belehrung  bestehen  zum  Tlieile  in  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen und  Anstalten,  zum  Theile  dienen  dazu  bezüglich  der  i)rak- 
tischen  Anschauungen  und  Demonstrationen  die  der  Güter- Admini- 
stration Sr.  kais.  Hoheit  des  Erzherzogs  Albrecht  untergeordneten 
Wirthschaften  mit  allen  ihren  Zweigen:  der  Acker-,  Wiesen-,  Wein- 
und  Holz-Cul(ur,  der  Viehzucht,  den  landwirthschaftlich -technischen 
Gewerben  etc.  Die  Verwaltunoen  dieser  Wirthschaften  sieben  dem 
Institute  Kenntniss  über  alle  vorkommenden  wichtiü,eren  Geschäfte 
und  Vorfalle,  und  theilen  demselben  wöchentlich  den  Arbeitsplan 
mit,  so  dass  die  Studirenden  Gelegenheit  finden,  unter  Anleitung 
ihrer  Lehrer  sich  jjraktisch  mit  den  bezüglichen  Wirthschaftszweigen 
bekannt  zu  machen.  Auch  ist  eine  unmittelbar  unter  der  Institnts- 
Leitung  stehende  Versuchswirtlischaft,  mit  Weinbergen,  Maulbeer- 
Pflaiizungen  und  Obstbaum -Schulen  versehen,  der  Belehrung  der 
Studirenden  gewidmet ;  der  Flächenraum  derselben  wurde  jüngsthin 
auf  Allerhöchste  Anordnung  von  60  auf  200  Joch  vergrössert.  Der 
Lehrplan  ist  auf  einen  zweijährigen  Curs  berechnet,  doch  kann 
mit  jedem  Halbjahre  der  Eintritt  und  Austritt  erfolgen.  Die  vorzu- 
tragenden Lehrgegenstände  theilen  sich  in 

a)  Hauptfächer:  Pflanzen -Productionslehre,  Thier-Produc- 
tionslehre,  landwirthschaftliche  Technologie,  Betriebslehre  mit  einer 
die  Grundlehren  der  National -Oekonomie  umfassenden  Einleitung, 
Forst- Wirtlischaftslehre  mit  Rücksicht  auf  die  BedürJ'iiisse  des  Land- 
wirthes,  Thierheilkunde; 

b)  Hilfs-  und  Nebenfächer  mit  a  usschliessender  Be- 
ziehung auf  die  Landwirthschaft :  Physik,  Chemie,  Mine- 
ralogie, Botanik,  Zoologie,  Mathematik  und  fu'ometrie,  Mechanik, 
Baidiunde  und  Zeichnen. 

Nur  solche  iunue  Männer  werden  als  Ziiülinue  bei  der  Anstalt 
aufgenommen,  welche  die  für  richtige  Auffassung  der  wissenschaft- 
lichen Lehrvorträüe  crforderiichc  Vorbildung  erworben  und  hinläng- 
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liehe  Keife  des  Charakters  gewonnen  haben.  In  der  Kegel  wird 
aueh  verlangt,  dass  der  Eintretende  bereits  eine  praktische  Unter- 
weisung in  der  Landwirthschaft  erhalten  hat.  Specielle  Bedingun- 
gen sind:  die  Zeugnisse  über  den  genossenen  höheren  Gvmnasial- 
oder  Realsehul- Unterricht  oder  die  an  höheren  Lehranstalten  ge- 
machten Studien  der  Naturwissenschaften  und  der  Mathematik,  jene 
über  eine  wenigstens  einjährige  erfolgreiche  praktische  Verwendung 
bei  der  Landwirthschaft,  Sitteuzeugniss,  Alter  von  mindestens  17  Jah- 
ren und  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes,  ausser  der  Eintre- 
tende wäre  schon  volljährig,  die  Entrichtung  des  Honorars  für  Unter- 
richt und  Benützung  der  Anstalt,  welches  für  jeden  der  beiden  ersten 
Semes'ter  40  fl.  und  für  jeden  der  beiden  letzten  20  fl.  beträgt.  Prüfun- 
gen werden  über  die  stattgehabten  Vorträge  zu  Ende  jedes  Semesters 
abgehalten,  darüber  Zeugnisse  ertheilt,  so  wie  auch  die  Direction 
nach  M(")glichkeit  iür  die  Unterbringung  der  jungen  Männer  in  land- 
wirthschaftliche  Administrationen  besorgt  ist.  Das  Ministerium  be- 
willigte für  unbemittelte  Studirende  einen  vollständigen  oder  theil- 
weisen  Honorar-Nachlass^  sechs  erzherzogliche  Stiftplätze  werden 
von  Sr.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht  (und  dessen  Rechts -Nach- 
folgern) vergeben.  Das  Lehr -Personale  besteht  aus  vier  ordent- 
lichen Lehrern  (von  denen  einer  als  Stellvertreter  des  Directors 
l)ezeichnet  wird)  und  zwei  Lehr -Assistenten,  wozu  noch  erforder- 
lichen Falls  besondere  Hilfslehrer  Iür  einzelne  Gegenstände  und  das 
erforderhche  Gärtner- Personale  etc.  kommen.  Die  Zahl  der  Lehr- 
stunden beträgt  wöchentlich  24  bis  30,  wozu  noch  die  praktischen 
Demonstrationen  auf  den  Betriebsanstalten  und  besondere  (Jonver- 
satorien  über  landwirthschaftlich- technische  und  verwandte  Gegen- 
stände zu  rechnen  sind  '. 

Wenn  die  Lehranstalt  zu  Altenburg  dazu  bestimmt  ist,  jungen 
Männern,  welche  sich  eine  höhere  Ausbildung  in  der  Landwirthschaft 
aneignen  wollen,  namentlich  Besitzern  oder  künftigen  Pächtern  und 
\'erwaitungs- Beamten  grösserer  Güter  die  HillVuiittel  zu  einer  zeitge- 
niässen  wissenschaftlichen  und  technischen  Bilduiiü;  für  ihr  Fach  zu- 
gewähren,  so  wurde  auch  das  Bedürfniss  der  j)raktischen  Unter- 
weisung im  landwirthschaftlichen  Fache  für  die  Bearbeitung  des 
kleinen  Grundbesitzes  und  die  auf  grösseren  Gütern  im  Landbaue 
verwendeten  Dienstleute  erwogen,  für  welche  mehrere  praktische 
Schulen,    grösstentheils   mit   Unterstützung   der  Regierung    und    der 

'  MiiiiäL. -Edass  vom  31.  Uctolior  1850. 
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Lamlwirthsclmfts- Gesellschaften,  zur  Erriclitung  gelangten;  so  na- 
nientlieh  zu  Neu-Aigen.  Dillniannshof,  Grossau  bei  Raalts  in 
Oesterreieh  unter  der  Enns,  zu  Gratz  und  Grottenhof  in  Steyerniark, 
zu  Laibach  in  Krain,  zu  Görz,  zu  Rabin  und  Liebwerd  in  Böhmen,  zu 
Dubiany  in  Galizien,  zu  Kreuz  in  Kroatien.  In  den  beiden  böhmischen 
wurde  das  ethnographische  Moment  gehörig  berücksichtigt,  indem  in 
der  Ackerbau -Schule  von  Rabin  den  Landwirthen  der  Unterricht  in 
czechischer  und  in  jener  zu  Liebwerd  in  deutscher  Sprache  ertheilt 
wird.  Die  Gründun»  zweier  landwirthschaftlichen  Mittel-Listitute  für 
Ungern  steht  demnächst  bevor.  —  Ausserdem  werden  in  Böhmen 
und  Mähren  agricultur-chemische  Versuchs-Stationen  errichtet,  von 
welchen  jene  zu  Prag  bereits  organisirt  ist,  und  jene  zu  Liebwerd, 
Schlau  und  Plan  in  Bölimen,  dann  zu  Raitz  in  Mähren  demnächst 
organisirt  werden  sollen.  Eine  solche  Station  wird  auch  zu  Grossau 
begründet  werden. 

Von  den  für  den  Veterinär-Unterricht  bestehenden  k.  k,  Thier- 
arznei-Iustituten  zu  Wien,  Pest  und  Mailand  erhielten  die  bei- 
den ersteren  eine  neue  Regelung  durch  die  Unterstellung  des  AA'iener 
Institutes  unter  das  (damalige)  Kriegs-Ministerium  und  die  Erhei)ung 
des  Pester  Institutes  zu  einer  selbstständioieu  Anstalt  '. 

Für  die  höhere  Ausbildung  im  Forstdienste  besteht  die 
früher  in  dem  Ressort  des  Oberst -Jägermeister -Amtes  befindlich 
gewesene,  sodann  dem  Ministerium  für  Landes- Cultur,  und  neuer- 
lich dem  Finanz -Ministerium  ^  untergeordnete  und  mit  einem  neuen, 
ihrer  gegenwärtigen  Bestimmung  entsprechenden  Lehrplane  ausge- 
stattete k.  k.  Forst  -  Leliranstalt  in  Maria-Brunn.  Der  Zweck 
derselben  ist,  junge  Männer,  welche  die  nöthigen  Vorkenntnisse 
besitzen,  in  der  Art  forstlich  auszubilden,  dass  sie  nicht  nur  ftir 
den  untergeordneten  Forst-  und  Verwaltungsdienst  befähigt,  sondern 
auch  für  jeden  höheren  Forstdienst  vorbereitet  werden. 

Die  eintretenden  ordentlichen  Schüler  müssen  18  Jahre  alt 
sein,  und  das  Ober- Gymnasium  nebst  dem  Linien -Zeichnen,  oder 
eine  Ober -Realschule,  oder  die  entsprechenden  Lehrgegenstände  an 
einem  technischen  Institute  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben; 
sie   müssen    der   deutschen   Sprache  hinreichend   mächtig,    gesund 

'  Kriegs  -  Minist. -Verord.  vom  4.  April  1852  und  Minist. -Verord.  vom 
10.  August  1851. 

'  Minist.-Erlass  vom  24.  October  1849  und  Finanz-Minist.-Erlass  vom 
30.  April  1852. 
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und  von  körperlicher  Tiichti<>keit  sein.  In  der  Anstalt  wird  wäli- 
rend  eines  zweijährigen  Curses  die  Forstwissenschaft  in  allen  ihren 
Theilen  mit  steter  praktischer  Nachweisung,  Begründung  und  werk- 
thätisrer  Uebuns;  aelehrt,  und  dieselbe  demnach  mit  einer  Forstlte- 
triebsleitung  in  Verbindung  gesetzt. 

Die  Zahl  der  ordentlichen  Schüler  richtet  sich  nach  der  vorhan- 
denen Räumlichkeit  im  Instituts -Gebäude,  wo  sie  wohnen  müssen; 
sie  sind  verpflichtet,  Semestral-Prüfungen  abzulegen,  und  erhalten  hier- 
über Studien -Zeugnisse.  Der  ausserordentlichen  Schüler  dürfen  so 
viele  aufgenommen  werden,  als  ohne  Zurücksetzung  der  ordent- 
lichen zulässig  ist;  sie  müssen  18  Jahre  alt  sein  und  eine  dem 
Unter- Gymnasium  oder  der  Unter- Realschule  entsprechende  Aus- 
bildung haben. 

Der  Lehranstalt  steht  ein  Director  vor,  welchem  zw-ei  Profes- 
soren und  zwei  Assistenten  zur  Seite  stehen.  Der  Director  leitet 
die  häusliche  Gebarung  und  das  l)isci])liiiar- Wesen;  die  Profes- 
soren besorgen  den  Unterricht  (jeder  übernimmt  einen  Jahrgang) 
und  werden  hierin  von  den  Assistenten  unterstützt.  Alle  Ange- 
legenheiten sind  von  dem  Director  und  den  beiden  Professoren  (im 
Vertretungsfalle  von  den  Assistenten)  zu  Ijerathen.  Die  mit  dem 
Institute  verbundene  Forst- Betriebsanstalt  leitet  der  erste  Professor, 
welcher  in  dieser  Beziehung  der  k.  k.  Forst -Direction  für  Oester- 
reich  unter  der  Enns  untersteht. 

Gegenstände  des  Unterrichts  sind :  der  Grundriss  der  Forst- 
wissenschaft, die  forstliche  Gewächskunde,  die  Lehre  vom  Wald- 
baue, die  Forstbenützungs- Lehre  und  Forst -Technologie,  die  Forst- 
schutz- und  Forst-Polizei- Lehre,  die  Lehre  von  der  Forstbetriebs- 
Einrichtuns;,  Forstertrai^s- Bestimmung  und  Waldwerth- Berechnung, 
das  Forstvermessen,  die  Jagdkunde,  das  Forstplan -Zeichnen. 

An  der  k.  k.  Berg-  und  Forst-Akademie  zu  Schemnitz 
wird  ebenfalls  der  höhere  Forst -Unterricht  ertheilt.  Für  die  klei- 
neren Forstwirthe  und  das  untergeordnete  Forstverwaltungs-Per- 
sonal  wurden  neuerhch  Privat -Forstschulen  zu  Weisswasser  in 
Böhmen  und  Aussee  in  Mähren  errichtet  erstere  über  Anregung 
der  patriotisch- ökonomischen  Gesellschaft  zu  Prag),  welche  zu- 
gleich  eine  Unterstützung  von  der  Staatsverwaltung  geniessen. 
Ausserdem  bestehen  Forst -Schulen  zu  Hornegg,  Hohenwang  und 
Gross -Lobming  in  Steiermark,  und  der  Forst  Unterricht  wird  eben- 
falls in  der  Ackerbauschule  zu  Dublany  in  (ializien  ertheilt. 

Mit   dem   Forstunterrichte   stehen   die   Anordnungen   in   Betrefl^ 
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der  .Staatsprüiunuea  i'ür  Forstwirt  he  in  Verbindung'.  Die  an  einer 
(ilVentliehen  Forstschule  zurückgeleüten  Studien  befihigen  nur  zum 
untergeordneten  Forst-Verwaltungsdienste;  die  Befähigung  zur  selbst- 
ständigen  Forstwirthschaüsführung  muss  durch  eine  besondere  öf- 
fentliche Prüfung  (Staatsi)rüfung)  dargethan  werden.  AVer  dieselbe 
mit  gutem  Erfolge  besteht,  ist  zur  Aufnahme  in  den  Staats- Forst- 
beamten -  Dienst  geeignet.  Für  die  Zulassung  zur  Staats -F'orstprü- 
fung  ist  erforderlich :  das  Alter  von  22  Jahren ,  das  Zeugniss  sitt- 
lichen Wohlverhaltens,  die  gut  zurückgelegten  Studien  an  einer 
ödentlichen  Forstschule  sammt  der  hierauf  erfolgten  zweijährigen 
(unter  gewissen  Umständen  einjährigen)  Verwendung  im  Forst- 
ilienste,  oder  die  Kachweisung  der  für  den  Eintritt  in  eine  öffent- 
liche Forstschule  erforderlichen  Vorstudien,  sammt  einer  füntjäh- 
rigen  Widmung  zur  Aneignung  der  nöthigen  forstlichen  Kenntnisse, 
jedenfalls  aber  in  Verbindung  mit  praktischer  Verwendung  und 
wirklicher  Dienstleistung.  Die  Staats -F^orstprüfung  wird  von  1850 
an  jährlich  einmal  im  Herbste  an  den  Sitzen  jener  Länderstellen, 
wo  sich  Uandidaten  melden,  abgehalten.  Die  Prüfungs-Commis- 
sioneu  bestehen  aus  drei  Individuen,  welche  jedes  Jahr  von  dem 
Ministerium  für  Landes- Cultur  (gegenwärtig  dem  Ministerium  des 
Innern)  und  zwar  zwei  derselben  über  Vorschlag  der  Landes -Forst- 
vereine, w^o  diese  bestehen,  oder  der  Landwirthschafts- Gesellschalten 
erwählt  werden.  Die  Prüfung  ist  eine  dreifache,  und  besteht 
aus  der  Anfertigung  einer  Abhandluns;  über  einen  F'aclmegenstand, 
aus  einer  schriftlichen,  unter  Aufsicht  abgelegten,  und  einer  münd- 
lichen ölfentlich  stattfindenden  Prüfung.  Die  Candidaten  werden 
hierbei  als  nicht  befähiot  (in  welchem  Falle  sie  sich  nach  Verlauf 
eines  Jahres  wieder  zur  Prüfung  melden  können),  als  befähigt  oder 
als  vorzüglich  befähigt  erkannt.  Nachdem  drei  Jahre  seit  Einfüh- 
rung der  Staats-Forstprüfungen  verflossen  sind,  dürfen  Forstbeamten- 
stellen des  Staatsdienstes,  abgesehen  von  der  Beförderung,  nur  an 
solche  Individuen  verliehen  werden,  welche  bei  dieser  Prüfung  als 
befähigt  erkannt  worden  sind.  Die  vorzüglich  befähigt  Erkannten 
werden  stets  besonders  berücksichtigt. 

Gleichzeitig  wurde  zur  Ausbildung  des  Forstschutz-  und  tech- 
nischen Hilfs-Personales  eine  Anordnung  getroffen;  dieser  zufolge, 
dürfen  in  Zukunft  nur  jene  Forst  Verwalter,  welche  in  der  Staats-- 
prüfung    als    befähigt   erkannt   wurden,    Forstlehrlinge   aufnehmen. 

'  Miiiist.-Verürd.  \om  IG.  Januar  185Ü. 
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Diese  Lehrlinge  müssen  den  Elementar -Unterrielit  genossen  haben, 
und  können  nach  einer  mindestens  dreijährigen  Praxis,  \\enn  sie 
20  Jahre  alt  sind,  sich  zm*  Prüfung  hinsichtlich  ihrer  Hefiihigung 
für  den  untergeordneten  Verwaltungsdienst  melden.  Diese  Prüfungen 
werden  jährlich  an  den  Sitzen  der  Kreisbehörden  von  besonderen, 
aus  drei  Commissären  bestehenden  Prüfungs-Connnissionen  abge- 
halten, welche  in  .gleicher  Weise,  wie  die  Staatsprüfungs-Commis- 
sion,  von  dem  Ministerium  oder  dem  Landes -Chef  ernannt  werden. 
Diese  Prüfungen  sind  öffentlich  und  mündlich:  nach  Maasssabe 
derselben  werden  die  Candidaten  als  nicht  brauchbar,  brauchbar 
oder  sehr  brauchbar  zum  untergeordneten  Verwaltungsdienste  er- 
klärt; im  ersten  dieser  Fälle  kann  der  Candidat  nochmals  zur 
Prül'ung  zugelassen  werden. 

Die  Anstalten  für  den  montanistischen  Unter  rieht  er- 
hielten eine  wesentliche  Erweiterung.  Bis  zum  Jahre  1848  bestand 
hierfür  als  Staatsanstalt  bloss  die  sehr  umfassende  k.  k.  Berg-  und 
Forst- Akademie  zu  S Chemnitz  in  Ungern,  für  welche  bezüglich 
der  Aufnahme  der  Zöglinge  neue  Bestimmungen  erlassen  wurden  '. 
An  dieselbe  wurden  im  Jahre  J849  zwei  neue  k.  k.  montanistische 
Lehranstalten  gereiht,  wovon  die  eine  zu  Przibram  in  Böhmen 
für  die  Nord -Provinzen  und  die  andere  (\velche  an  die  Stelle  der 
früheren  ständischen  Lehranstalt  zu  Vordernberg  trat)  zu  Leoben 
in  Steiermark  für  die  Süd -Provinzen  bestimmt  wurde.  Jede  dieser 
Anstalten  erhielt  einen  Director,  zwei  Professoren  und  zwei  Assi- 
stenten, unfl  besteht  aus  je  zwei  Unterrichts -Cursen,  in  welchen 
nur  die  eigentlichen  montanistischen  Fachwissenschaltcn  theoretisch 
gelehrt  werden.  Im  ersten  Jahrgange  wird  das  Bergwesen  und  die 
Markscheidekunst,  im  zweiten  Jahrgange  das  Hüttenwesen  und  das 
Bergrecht  behandelt.  In  beiden  Anstalten  werden  ordentliclie  Berg- 
Eleven  und  ausserordentliche  Zuhörer  aufgenonnnen ;  erstere  müssen 
sich  mit  guten  Zeugnissen  über  die  an  einer  technisschen  Lehran- 
stalt zurückgelegten  technischen  und  naturwissenschaftlichen  Vor- 
studien ausweisen,  sie  müssen  sich  den  Di.sciplinai'-Vor.schrilten,  dtin 
ordentlichen  Examinatorien ,  allen  praktischen  ^'erwendung•en  und 
törmiichen  Schlussprüfungen  unterziehen,  worüber  sie  Zeugnisse  er- 
halten. Forst- und  Buchhaitangs- Wissenschaft  werden  für  die  ein- 
tretenden Zöglinge  als  w'ünschenswerthe  vorbereitende  llilfsstudien 
bezeichnet;   der  theoretische  und  praktische  Unterricht   wird   unent- 

•  Erlass  des  Unten ichts- Minist,  vom  20.  (tctolH'i-  ltS-18. 

V.  (IzotMM  i  ü,   Oi'stcriCKli's  N('\ii;csl;iltiiiii;  31 
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m'lllic-li  ortlieilt '.  Um  für  die  Staats-Montan-Anslalteii  einen  Üichlii; 
voruebildeten  Naelnviichs  zu  erziehen,  wurden  Sti])endien  im  Betrage 
von  je  200  fl.  gegründet ,  und  zwar  dreissig  Stipendien  für  die  Berg- 
iind  Forst -Akademie  zu  Scliemnitz,  und  vierzig  Stipendien  für  die 
beiden  montanistischen  Lehranstalten  in  Przibram  und  Leoben  zusam- 
men. Diese  Stipendien  werden  den  damit  Betheilten  für  die  Dauer 
des  montanistischen  (vierjährigen  und  bezüglich. zweijährigen)  Lehr- 
Curses,  und  für  den  Fall,  wenn  sie  als  Candidaten  dem  montanisti- 
schen Staatsdienste  sich  widmen,  auch  noch,  so  lange  sie  sich  dieses 
Bezuges  durch  ihre  Verwendung  und  ihr  Betragen  würdig  zeigen, 
belassen,  bis  sie  in  einen  anderen  bleibenden  Bezug  einrücken. 
Das  Stipendium  geht  aber  auch  während  der  Studienzeit  durch 
Mangel  an  Fleiss,  schlechte  Fortgangsnoten,  vorschriftswidriges  Be- 
nehmen oder  die  Zurücksetzung  eines  ordentlichen  Eleven  in  die 
Reihe  der  ausserordentlichen  Zuhörer  verloren  ^ 

Zur  Förderung  der  Landes -Cultur  in  der  umfassendsten  Be- 
deutung dient  die  österreichiche  geologische  Reichsanstalt. 
Diese  Anstalt,  deren  Grundlage  das  bei  der  obersten  Montan -Ver- 
waltung bestandene  Museum  bildete,  trat  unter  Leitung  des  be- 
rühmten Mineralogen  und  Museums- Vorstandes,  Sections-Rathes 
Wilhelm  Haidinger,  am  1.  December  1849  ins  Leben.  Letzterem 
zur  Seite  steht  Berürath  R.  v.  Hauer  nebst  anderen  ausuezeichneten 
Geolooen,  deren  verdienstvolle  Arbeiten  in  allen  Zweigen  der  Geologie 
die  Zwecke  des  Listituts  wesentlich  fördern.  Die  Aufgabe  der  geolo- 
liischen  Reichsanstalt  besteht  darin,  die  geologische  Untersuchung  und 
Durchforschui.g  des  Kaiserreiches  zu  veranstalten,  die  hierbei  gesam- 
melten Fossilien  mineralogisch  und  paläontologisch  zu  bestimmen ,  so- 
dann aber  in  einer  S3'stematischen  Sannnlung  zu  ordnen,  alle  eingesam- 
melten Erd-  und  Steinarten,  Erze  und  sonstige  Fossilien  in  dem 
chemischen  Laboratorium  einer  analytischen  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen, ebenso  die  verschiedenen  Hütten -Producte  des  Reiches  zu 
sammeln  und  zu  untersuchen,  auf  Grundlagen  der  geognoslischen 
Erhebungen  und  des  sonst  voriiandcnen  Materials  neue  Durch- 
schnitts-, Detail-  und  Uebersichtskarten  nach  den  für  die  General- 
stabs-Karten  gc^^•ählten  Maassstäben  zu  verfertigen  und  zu  veröfTent- 
lichen,   alle   gesammelten  Wahrnehmungen    und    wissenschaftlichen 

'  Verord.  des  Minist,  für  Landes-Cultnr  inid  Bergwesen  vom  6.  Febr.  1849. 
■'  Minist. -VenirdiHuin:    v(im  (v   Fcliriiar  1N49    und   Minist.- Verordnung 
v(Mn  2."i.   März  1851. 
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Forsehuiigeu  in  ausführlichen  Ahhandlungen  zur  allgemeinen  Kennt- 
niss  zu  bringen  und  für  die  zu  Stande  gebrachten  wissenschaftlichen 
Werke,  Karten  etc.  wohlgeordnete  Archive  anzulegen.  Die  Staats-  und 
volkswirthschaftliche  Bedeutung  dieses  Institutes  lieüt.  demnach  darin, 
dass  das  Innere  der  Erdobei-fläche  im  Bereiche  des  ganzen  Kaiser- 
staates so  genau  und  vollkommen  als  möglich  untersucht,  auf  Karten 
daroestellt  und  durch  Sammluncen  von  Musterstücken  Jedermann 
anschaulich  gemacht  wird,  dass  nicht  nur  die  Bestandtheile  und 
Zusanunensetzungs- Verhältnisse  dieser  Mineralien,  sondern  auch  alle 
auf  der  Oberfläche  vorkommenden  Erdarten  einer  «enauen  Unter- 
suchung  unterzogen  werden  sollen,  dass  hiernach  dem  Land-  und 
Forstwirthe  über  alle  Bodenverhältnisse,  dem  Bauführer,  den  in 
Erd-  und  Steinarten  arbeitenden  Gewerbsleuten,  dem  bildenden 
Künstler,  dem  Berg-  und  Hüttenmanne  die  umfassendste  Gelegen- 
heit zur  vollständigen  Belehrung  und  Auflilärung  geboten  werden 
wird  *.  Der  Grossartigkeit  des  entworfenen  Planes  entspricht  die 
in  überraschender  Weise  vorschreitende  Ausführung  desselben.  Die 
zu  bewerkstelligende  geologische  Aufnahme  des  österreichischen 
Gesammtgebietes  wurde  auf  30  Jahre  vertheilt,  so  dass  jährlich 
ein  Raum  von  ungefähr  400  Quadrat -Meilen  durchforscht  werden 
müsste.  Der  Anfang  sollte  mit  dem  in  geologischer  Hinsicht  so 
interessanten  und  noch  wenig  bekannten  Erzherzogthume  Oester- 
reich,  zugleich  dem  Mittelpuncte  des  Kaiserstaates,  gemacht  wer- 
den, und  von  hier  sollte  nach  allen  Seiten  hin  nach  Böhmen,  Un- 
gern, Steiermark  und  Kärnthen  fortgeschritten  werden.  Von  zwei 
Geologen,  einem  Assistenten,  einem  Chemiker,  einem  Archivar  und 
einem  entsprechenden  Hilfs-Personale  unterstützt,  ging  Haidinger  rasch 
an''s  Werk  und  schon  im  Jahre  1852  konnte  die  vollendete  geologische 
Karte  von  Oesterreich  unter  der  Enns  verötTentliclit  werden;  seit- 
dem sind  jene  von  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg  gleich- 
falls verötrentlicht  worden ,  ganz  Kärnthen ,  der  grösste  Theil  von 
Böhmen,  dann  die  angränzenden  Gebiete  von  Ungern  und  Steier- 
mark in  beträchtlicher  Ausdehnung  wurden  bereits  in  die  neolo- 
üische  Untersuchung  einbezosen.  Die  Sainnilun<»en  des  Institutes, 
auf  das  reichlichste  vermehrt,  wurden  in  geologischer,  geognosli- 
scher,  mineralogischer  und  geograj)hischer  Hinsicht  geordn<'t  und 
der  ölfentlichen  Benützung  zugänglieh  gemacht.  Durch  die  von  der 
Reichsanstalt  herausgegebenen   Werke  (die  Jahrbücher   in    \ierU>l- 

'  Minist.- Erlass  vom  1.  Deteinher  18411. 
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jälirigen  Heften  1850 — 1857,  und  die  umfassenderen,  mit  Ahbil- 
dimgen  reiflilich  verselieneu  Abliandlungen),  so  wie  gelegenheit- 
lielie  VeröfTentlielniniien,  erhielten  mehrere  Zweige  der  Wissenschaft, 
iiamentheli  die  geographisch  -  geologiscii- paläontologische  Kenntnis» 
von  Oesterreich  unter  der  Enns,  eine  namhafte  Bereicherung, 
und  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  über  das  Vorkom- 
men nützlicher  Fossihen  auf  bisher  wenig  bekannten  Lagern 
wurden  bereits  für  das  praktische  Leben  und  die  Verkehrsthätig- 
keit  ausgebeutet,  wie  auch  die  an  der  Reichsaustalt  von  deren 
Mitgliedern  während  des  Winters  abgehaltenen  Vorträge  vielseitig 
belehrend  anre<>en.  Auch  in  den  einzelnen  Kronländern  wurden 
Provinzial- Vereine  zur  geognostischen  Durchforschung  des  Landes 
errichtet,  deren  Thütigkeit  die  Forschungen  der  geologischen  Reichs- 
anstalt vielfach  fördert,  wie:  der  geologische  Vei'ein  zu  Pest  (1850), 
der  Werner- Verein  zur  Förderung  montanistischer  Zwecke  zu  Hall 
in  Tirol  (1850),  der  geognostisch- montanistische  Verein  von  Steier- 
mark zu  Gratz  mit  22  Mandatariaten  (1850),  der  Werner -Verein 
zur  geognostischen  Durchforschung  von  Mähren  und  Schlesien  (1851) 
und  der  moutauistische  Verein  im  Erzgebirge  zu  Joachimsthal  (1852). 

Das  k.  k.  Mineralien-Cabinet  und  die  übriaen  dem  Aller- 
höchsten  Hofstaate  beigegebenen  Naturalien-Sammlungen  be- 
standen zwar  in  ihrer  reichen  Fülle  schon  früher,  ersteres  wurde 
aber  in  der  jüngsten  Zeit  dadurch  für  che  mineralogischen  Wissen- 
schaften und  den  allgemeinen  Gebrauch  werthvoller  und  bedeuten- 
der, dass  die  Schätze  desselben,  mit  welchen  sich  kaum  irgend 
eine  andere  mineralogische  Sammlung  vergleichen  lässt,  durch  den 
verdienstvollen  kürzlich  verstorbenen  Vorstand,  den  Veteranen  der 
österreichischen  Naturforscher,  Paul  Partsch,  in  eine  treffliche, 
slrens;  wissenschaftliche  Ordnung  üereiht  wurden,  in  welcher  sich 
der  ganze  Ueichthum  dieser  bewundernswerthen  Sammlung  über- 
sehen und  würdigen  lässt.  Auch  für  die  Paläontologie  wirkte  dieses 
Cabinet  in  vielfach  anregender  Weise,  und  namentlich  sind  es  die 
Forschungen  des  gegenwärtigen  Vorstandes  Dr.  Moriz  Hörnes  über 
das  Wiener  Tertiär -Becken,  welche  in  den  weitesten  Kreisen  die 
verdiente  Anerkennung  erhielten. 

Zur  P'örderung  der  Lande  s-Cultur,  zum  Theile  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  landw  irihschaftlichen  Unterrichtes, 
bestanden  schön  vor  dem  Jahre  1848  mehriache  Vereine,  wie  die 
k.  k.  La ndwirthschafts- Gesellschaft  zu  Wien  mit  Sectionen  für  Vieh- 
/iicht.  Olist-  und  Weinlüiii,  landwirthschaftliche  Rechtsverhältnisse, 
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Seiden-  und  Bienen/uclit ,  einer  Db.stluium  -  und  Heltenscliule  in 
Wien  und  35  Bezirksvereinen  in  den  verseliiedenen  Bezirken  Nieder- 
Oesterreich"'»,  die  LandAvirthsehafts- Gesellschaften  zu  Linz.  Gralz  (mit 
einem  Versuchshofe  zu  Gratz,  nebst  Obstbaum  -  und  Rebenschule  zu 
Grottenhof,  ferner  mit  45  Filialen  in  den  Landbezirken  Steiermark''s, 
dann  einem  Forstvereine  mit  den  Forstschulen  Hornegg,  Hohen- 
wang  und  Gross -Lobming),  Laibach  (mit  21  Filialen,  einem  Ver- 
suchshofe, einer  Hufbeschlags- Lehranstalt  und  Thierarcneischule), 
Lemberg  (mit  Sectionen  fiir  Forstwesen  und  Gartenbau  und  der 
landwirthschaftlichen  Lehranstalt  zu  Dublany),  Krakau,  Pest  (mit 
Rebenschule  und  Muster- Obstgarten),  Stein  am  Anger,  Agram 
(mit  13  Filialen  und  einem  Versuchshofe)  und  Hermannstadt,  ferner 
die  k.  k.  patriotisch -ökonomische  Gesellschaft  für  Land-  und  Forst- 
wirthschaft  zu  Prag  (mit  einem  pomologischen  und  einem  Schaf- 
ziichter- Vereine,  17  Filial  -  Vereinen ,  dann  der  Ackerbauschule  zu 
Rabin),  die  agronomischen  Sectionen  der  Akademien  zu  Mailand 
und  Venedig,  die  Akademien  des  Ackerbaues  zu  Verona,  P'adua 
und  Udine,  die  Gartenbau -Gesellschaften  zu  Wien  und  Gratz.  Seit- 
her entstanden  oder  erhielten  eine  neue  Regulirung  die  I^ndwirth- 
schaft.s- Gesellschaften  zu  Salzburg  (1848),  Göra  (1850)  mit  15  Sec- 
tionen, Zara,  Spalato  und  Ragusa,  mit  9  Filialen  (1850),  Czerno- 
witz  mit  Sectionen  für  Viehzucht,  Forstwesen  und  Natur-  und  Lan- 
deskunde (1851),  Innsbruck  mit  einer  Section  für  Seidenzucht  und 
7  Filial- Vereinen  (1854)  und  Klagenfurt  mit  16  Filial  -  Vereinen 
(1855).  Die  Landwirthschafts- Gesellschaft  zu  Temesvar  fiir  die 
Wojwodschaft  und  das  Banat  ist  so  eben  in  ihrer  Bildung  begrifTen. 
Insbesondere  erweiterte  ihre  Wirksamkeit  die  mährisch -schlesische 
Gesellschaft  zur  Beforderuüg  des  Ackerbaues,  der  Natur-  und  I^n- 
deskunde  zu  Brunn  mit  Sectionen  für  das  Forstwesen,  den  Garten- 
bau, die  Bienenzucht,  die  Natur- Wissenschaften,  Geschichte  und 
Statistik  des  Landes  und  mit  6  Filial -Vereinen.  Die  Hebung  der 
Wein-Cultur  bezwecken  die  Weinl)au- Gesellschaften  zu  Oedenburo; 
und  Modern  (1852)  in  Ungern,  jene  der  Obst-C'ulttir  der  pomologische 
Verein  zu  Montona  in  Istrien,  der  Seidenzuchl  (ncbsl  den  bereits 
erwähnten  Sectionen  der  Ltindwirthschaf'ts-Ciesellschal'len)  die  Sei- 
denbau-Vereine zu  Gratz,  Prag  und  Nikolsburg,  der  Flaciis-  und 
llanf-Cultur  die  Central-Gesellschaft  zu  Wien  und  der  W'rein  der 
ersten  Flachs-  und  Hanf-Röslungsanstalt  zu  Prag.  Die  landwirth- 
schaftlichen Gesellschaften  wiiken  durch  Beisjticl  und  Belehrung 
.M»wohl  inittelst  ihrer  Versanindunucn   als    inillelsl  Herausüiihe    von 
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periodischen  Öeliriften  in  den  verschiedenen  Landessprachen.  Zeit- 
schriften in  deutscher  Sprache  veröffenthchen  die  Landwirthschafts- 
Gesellschaften  zu  Wien  (Wochenschrift),  Salzburg,  Gratz  (halb- 
monathch),  Klagenfurt  (Monatschrift),  Prag  (eine  ftir  das  gebildetere 
(■)konomische  Pul)licum,  eine  für  das  Landvolk),  Brunn  (Wochen- 
schrift), Czernowitz  (in  zwanglosen  Heften);  in  bcihmischer  Sprache 
jene  zu  Prag  (für  das  Landvolk),  in  slovenischer  Sprache  jene  zu 
Laibach  (Wochenschrift),  in  polnischer  Sprache  jene  zu  Krakau 
(Wochenschrift)  und  Lemberg;  in  italienischer  Sprache  jene  zu 
Verona,  Padua  und  Udine.  Ausserdem  werden  landwirthschaftliche 
Kalender  veröffentlicht  von  den  Gesellschaften  zu  Prag  (deutsch 
und  böhmisch),  Brunn  (deutsch  und  böhmisch),  Klagenfurt  (deutsch), 
Laibach  (slovenisch)  und  Görz  (italienisch). 

Eine  noch  umfassendere  Thütigkeit  wurde  dem  Forstwesen 
gewidmet,  indem  sich  ein  Reichs  -  Forstverein  zu  Wien  (1852), 
ein  Forstverein  für  die  österreichischen  Alpenländer  (1852)  zu  Veldes 
nt)it  den  Filial -Vereinen  zu  Salzburg  und  Hall,  die  Provinzial-Forst- 
vereine  zu  Lambach,  Gratz,  Prag,  der  ungrische  Forstverein  (1850) 
und  ein  Forstschul -Verein  zu  Brunn  mit  der  Forstschule  zu  Aussee 
(1854)  bildete,  während  der  westgalizische  Forstverein  zu  Krakau 
schon  früher  bestand. 

Auf  die  Veredlung  der  Pferdezucht  wird  ausser  den  allent- 
halben im  Reiche  verbreiteten  k.  k.  Beschäl- Anstalten  hinzuwirken 
gesucht  durch  die  Abhaltung  jährlicher  Pferderennen  in  Wien, 
Pest,  Pardubitz,  Lemberg  und  Klausenburg,  zu  deren  Förderung 
für  die  Dauer  von  3  Jahren  alljährlich  an  Staatspreisen  der  Betrag 
von  9.SU0  Ducaten  und  an  Pferde -Prämien  der  Betrag  von  2.000 
Ducaten  Allerhöchst  bewilligt  wurde  '• 

§.  17. 

15.      Land  wirlhscha  ft .    l-"orst-,    Berg-    iiiul    ilüttenweöeu    (Aiif- 
lieburg  des  Patrimonial- Verbandes  und  Uruiidentlastuiig). 

In  keiner  andern  Einrichtung  prägt  sich  der  charakte- 
ristische Unterschied  zwischen  der  Neuzeit  Oesterreicirs  und 
den  früher  bej-tandenen  Verhältnissen  deutlicher  und  umfas- 
sender aus,  als  in  der  durch  die  Aufhebung  des  Patri- 
monial-Verbau  des  herbeigefidnten  Entfesselung  des 

'  Allerhöcliste  Entschliessinig  vom  27.  Januar  1857. 
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Grundes  iiiid  Bodens  in  der  weitroidiendsten  I?i'deutnn«r. 
In  den  verschiedenen  Kronländern  des  Kaiserstaates  (mit 
Ausnahme  des  lombardisch -venezianischen  Ktiiiij^reiches.  Dal- 
matien^s  und  der  Militärgränze) ,  so  sehr  sie  in  ihren  übrigen 
Einrichtungen  von  einander  abwichen,  bildete  der  Patrimo- 
nial- Verband  die  Grundlage  der  Landesverfassung,  und  schuf 
die  tiefgreifenden  Gegensätze  der  Besitzverhältnisse  und  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Standesunterschiede:  dem 
gutsherrlichen,  dem  städtischen  und  dem  unterthänigen  Be- 
sitze entsprach  die  Stellung  des  angesessenen  Adels,  des 
Bürgers  und  des  Bauers.  Wenn  die  durch  Aufhebung  die- 
ser Patrimonial- Zustände  herbeigeführte  Gleichberechtigung 
sämmtlicher  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  dem  gesanmiten 
Staatsleben  eine  neue  Unterlage  verlieh,  wenn  insbesondere 
die  Beseitigung  des  Unterschiedes  zwischen  Rustical-  und 
Dominica! -Besitz  ein  gl  eich  massigeres  System  der  directen 
Besteuerung  anbahnte,  so  äusserte  sich  doch  die  fühlbarste 
Rückwirkung  liiervon  auf  die  gänzliche  Umgestaltung  der 
volkswirthschaftlichen,  insbesondere  der  landwirthschaftli- 
chen  Verhältnisse  des  Kaiserstaates.  Die  Stagnation  in  der 
Bewirthschaftung  grosser  Güter -Complexe,  bedingt  durch 
die  Anwendung  der  Zwangsarbeit  (der  Frohne),  nimmt  ein 
Ende  und  macht  der  rationellen  Benützung  durch  bessere 
Wirthschafts- Methoden,  wozu  die  erlangten  Entschädigungs- 
gelder dem  Besitzer  die  Mittel  darbieten,  oder  einem  dem 
Aufschwünge  der  Landwirthschaft  durch  Hinzuführung  der 
Intelligenz,  Erfahrung  und  vermehrter  Gehl kräfte  nicht  min- 
der förderlichen  Pacht -Systeme  Platz;  der  vormals  unter- 
thänige  Bauer,  nunmehr  freier  Eigenthümer  seines  Bodens 
geworden,  vermag  seine  ganze  Arbeitskraft  der  Bebauung 
und  vorMicilhafteren  Ausnutzung  seines  Bodens  zu  \\  i(hn('ii, 
wäin-end  der  in  seinem  Besitze?  (namentlich  in  {\vn  AlpiMi- 
ländern)  der  Verwüstung  entgegengehende  Wahlstand,  zu 
grösseren  Beständen  vereinigt,  einer  forstmässigen  Benülzung 
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orluiüoii  wird;  das  Capital,  der  zweite  Haupt- Factor  einer 
gedeihlichen  Roden -Production,  wendet  sich  dem  Grnndbe- 
sitze  zu,  und  befruchtet  grosse,  früher  gar  nicht  oder  unzu- 
reichend bebaute  Strecken ;  die  Industrie  tritt  mit  der  Land- 
wirthschaft  in  engere  Verbindung,  und  die  verbesserten  Com- 
munications-Mittel  gewähren  der  vermehrten  Arbeit  und  dem 
zuströmenden  Capitale  die  sichere  Aussicht  auf  eine  durch 
die  hiermit  möglich  werdende  Concurrenz  im  weitesten  Kreise 
sich  darbietende  lohnende  Rente.  In  dieser  Gestaltung  der 
Verhältnisse  liegt  aber  die  Garantie  der  gedeihlichen  Zukunft 
Oesterreich's  als  eines  vorzugsweise  agricolen  Staates,  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  seiner  Volkswirthschaft,  welche 
durch  die  Ausbeutung  der  unermesslichen  von  der  Natur 
gebotenen  Hilfsquellen  den  Wohlstand  seiner  Rewohner  fest 
begründen  und  der  Staatsverwaltung  die  ausreichenden  Mittel 
für  die  geregelte  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  darbieten 
wird.  Diesen  Standpunct  festhaltend,  wurde  die  Grundent- 
lastung, sammt  der  davon  unzertrennlichen  Aufhebung  der 
Patrimonial- Verhältnisse,  hier  bei  der  Darstellung  der  land- 
wirthschaftlichen  Zustände  in  Behandlung  genommen. 

Schon  vor  dem  Jahre  1848  war  die  Ablösung  der  Grund- 
lasten in  vielfoche  Anregung  gekommen,  hatte  aber  bei  dem 
festgehaltenen  Grundsatze,  den  Erfolg  dem  freiwilligen  Ueber- 
einkommen  des  Bereciitigten  und  des  Verpflichteten  zu  über- 
lassen, zu  keinem  nennenswerthen  Ergebnisse  geführt.  Das 
Postulat  einer  solchen  Ablösung  wurde  jedoch  innner  drin- 
gender, und  der  im  Jahre  1848  zu  Wien  versammelte  Reichs- 
tag nahm  inmitten  der  turbulenten  Zustände  jener  Zeit  die 
Veriiandlung  hierüber  auf,  welche  zu  dem  denkwürdigen 
Gesetze  vom  7.  Se])tember  1848  führte.  In  diesem  Gesetze 
wurde  die  Unterthäuigkeit  und  das  schutzobrigkeitliche  Ver- 
hältniss,  sammt  allen  aus  dem  Unterthänigkeits- Verhältnisse 
«•ntspringenden,  dem  unterthänigen  Gute  anklebenden  Lasten, 
sowie   allen   aus  dem  grundherrlichen  Obereigenthume,   aus 
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der  Zehent-,  Schutz-,  Vogt-  und  (^Wein-)  Bergherrlichkeit  und 
aus  der  Dorfobrigkeit  herridirenden  Natural-,  Arbeits-  und 
Geldleistungen  für  aufgehoben  erklärt.  Die  aus  dem  per- 
sönlichen Unterthansverbande,  aus  dem  Schutzverhältnisse, 
dem  Jnrisdictions- Rechte  und  der  Dorfherrlichkeit  entsprin- 
genden Rechte  sollten  ohne  Entschädigung,  doch  gegen  Auf- 
hören der  daraus  entspringenden  Lasten,  wegfallen;  für  Ar- 
beitsleistungen,  Natural-  und  Geld  -  Abgaben ,  welche  der 
Guts-,  Zehent-  oder  Vogtherr  von  dem  Besitzer  eines  Grun- 
des zu  fordern  hatte,  sollte  eine  billige  Entschädigung  aus- 
gemittelt  werden.  Ferner  sollten  die  Holzungs- und  Weide- 
Rechte,  sowie  die  Servituts -Rechte  zwischen  den  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen  entgeltlich,  das  dorfobrig- 
keitliche Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach-  und 
Stoppel  weide  unentgeltlich  aufgehoben  werden,  endlich  der 
Bier-  und  Branntweinzwang  wegfallen.  Eine  Commission 
hätte  die  Bestimmungen  über  die  entgeltliche  Aufhebung 
der  Leistungen ,  welche  durch  Verträge  über  die  Theilung 
des  Eigenthumes  begründet  werden,  sowie  jene  über  Durch- 
führung der  aufgestellten  Grundsätze  entwerfen  sollen ;  die 
nachfolgenden  Ereignisse  Hessen  sie  aber  nicht  zu  Stande  kom- 
men. Mit  diesem  Gesetze  war  der  Anstoss  zu  der  gewal- 
tigen Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  gegeben;  das  be- 
stehende System  wurde  hiermit  erschüttert,  aber  für  das  nach- 
folgende vorerst  nur  die  einer  genauen  Begränzung  entbeh- 
renden ,  das  wichtigste  Moment,  die  Durchführung,  künf 
tiger  Normirung  überlassenden  Grundsätze  festgestellt.  Erst 
mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  4.  März  1849  erhielt 
die  Regelung  der  Besitzverhältnisse  auf  der  Grundlage  der 
im  obigen  Gesetze  ausgesprochenen  Grundsätze  eine  con- 
creto Gestalt;  erst  hiermit  erlangte  das  der  Umwandlung 
zu  unl erziehende  Gebiet  von  Rechten  und  Leistungen  eine 
sichere  Begränzung,  und  wurden  die  ebenso  wichtigen,  als 
schwierig  zu  normirenden  Bestinnnungen  der  Durchführung, 
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duifh  welche  der  Erfolg  der  gesammten  Maassregel  bedingt 
war,  festgesetzt,  so  dass  dieses  Patent  als  die  gesetzliche 
Basis  der  verwirklichten  Grundentlastung  betrachtet  wer- 
den muss. 

Nach  den  Bestimmungen  dieses  Patentes  haben  alle  aus 
dem  Patrinionial- Verhältnisse  (in  der  weitesten  Bedeutung) 
herrührenden  Natural-,  Arbeits-  und  Geldleistungen,  sowie 
die  denselben  gegenüberstehenden  Rechte  wegzufallen ;  jene 
Leistungen,  welche  aus  der  persönlichen  Verpflichtung  des 
Unterthanen  als  solchen  entspringen,  sind  unentgeltlich,  jene, 
die  auf  dem  Besitze  eines  dem  Guts-,  Zehent-  oder  Vogt- 
herrn Pflichtigen  Grundes  lasten,  gegen  billige  Entschädi- 
gung aufzuheben.  Ebenso  wird  jeder  auf  dem  Grundbesitze 
bleibend  haftende  Zehent  (wenn  er  nicht  patrimonialen  Ur- 
sprunges ist)  sowie  die  Leistungen  aus  Verträgen  über  die 
Theilung  des  Eigenthumes  der  Ablösung  unterzogen,  ferner 
werden  die  aus  geistlichen  und  Gemeinde- Stiftungen  herrüh- 
renden unveränderlichen  Giebigkeiten  für  ablösbar  erklärt, 
d.  h.  ihre  Ablösung  findet  Statt,  wenn  der  Berechtigte  oder 
der  Verpflichtete  sie  verlangt.  Die  entgeltlich  aufzuhebenden 
Leistungen,  welche  in  Bodenfrüchten  und  anderen  land- 
wirthschaftlichen  Erzeugnissen  bestehen ,  werden  bei  den  bil- 
lig zu  entschädigenden  nach  den  (sehr  massigen)  Katastral- 
Preisen,  bei  den  abzulösenden  meist  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Marktpreise,  die  Arbeitsleistungen  (Robot)  nach  dem 
Wei-the  der  zwangsweisen  Arbeit,  welcher  höchstens  mit 
einem  Dritttheile  des  Werthes  der  freien  Arbeit  zu  veran- 
schlagen ist,  zu  Gelde  berechnet,  die  ,  unveränderlichen 
Geldgiebigkeiten  aber  nach  dem  fixen  Ausmaasse  veran- 
schlagt. Die  auf  die  Landesverfassung  sich  gründenden 
Veränderungs- Gebühren  entschädigt,  unter  Abschlag  der  Be- 
zugslasten, der  Staat  nach  einem  30jährigen  Durchschnitte; 
von  den  anderweitigen  Leistungen  werden  die  Gegenleistun- 
gen in  Abzug  gebracht,  und  von  dem  erübrigenden  Werthe 
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wird  für  Steuer  und  Einhebungskosten  ein  Dritttheil  in  Ab-  I 
zug  gebracht,  das  zweite  Dritttheil  entrichtet  der  Verpflich- 
tete, das  dritte  wird  aus  Landesniitteln  bestritten;  bei  abzu- 
lösenden Leistungen  fallen  dem  Verpflichteten  die  beiden 
letzterwähnten  Dritttheile  zur  Last.  Der  Verpflichtete  kann 
statt  der  zu  zahlenden  Rente  das  Capital  auf  einmal  oder  in 
mehreren  Jahresraten  und  rauss  es  jedenfalls  binnen  zwan- 
zig Jahren  entrichten.  Die  Staatsverwaltung  erleichtert  die 
Durchführung  der  Ablösung  durch  die  Uebernahnie  der  Ein-  '' 
Zahlungen  und  die  Ausfolgung  der  Entschädigung  mittelst 
ihrer  Gassen  und  beschleunigt  den  Erfolg  durch  die  ge- 
währten Vorschüsse  an  den  Landesfond  sowie  an  die 
Berechtigten. 

Die  Bestimmungen  dieses  Patentes  gelten  für  die  bei 
dem  Reichstage  vertreten  gewesenen  deutschen  und  slavi- 
schen  Kronländer. 

Mit  diesen  Gesetzen  war  aber  nur  erst  der  Anfang  zu 
den  gesetzlichen  Vorkehrungen  für  die  Durchführung  der 
Grundentlastung  gemacht.  Die  ausserordentliche  Verschie- 
denheit der  in  den  einzeluen  Kronländern  geltenden,  zum 
Theile  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  Einrichtungen 
machte  es  unerlässlich,  nach  eindringender  Erhebung  der- 
selben für  jedes  Kronland  eine  besondere,  alle  Eigenthüm- 
lichkeiten  desselben  im  Einzelnen  berücksichtigende  Durch- 
führungs- Verordnung  zu  erlassen,  welche  gewissermaassen 
das  Gesetz  der  durchgreifenden  Umwandlung  der  Besitzver- 
hältnisse in  dem  bezüglichen  Kronlande  enthielt.  Nachdem 
diese  Verordnungen  erlassen  worden,  erfolgte  zur  Durchfüh- 
rung der  Entlastung  in  jedem  einzelnen  Kronlande  die  Auf- 
stellung einer  Ministerial  -  Landes -Commission,  welche  aus 
landesfürstlichen  Beamten  und  Vertretern  der  Berechtigten 
und  der  Verpflichteten,  dann  aus  einem  Vertreter  des  Staats- 
schatzes zusammengesetzt  wurde,  und  welcher  als  executive 
Organe    die    in    ähnlicher    Weise    zusammengesetzten,    ihre 
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Entscheidungen  ebenfalls  in  collegialer  Form  trelTfendcn  Be- 
zirks-Commissionen  untergeordnet  wurden.  In  dem  Maasse, 
als  diese  Commissionen  ihre  Arbeiten  vollendet  und  die  ver- 
schiedenen Entschädigungsbeträge  ausgemittelt  hatten,  wur- 
den auf  Grundlage  des  kaiserlichen  Patentes  vom  25.  Sep- 
tember 1850,  welches  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die 
Leistung  der  Entschädigung  aussprach  und  die  Errichtung 
besonderer  Entlastungs-Fonde  für  jedes  einzelne  Kronland 
anordnete,  die  letzteren  mit  abgesonderten  kaiserlichen  Pa- 
tenten begründet,  um  die  Zahlungen  der  Verpflichteten  in 
Empfang  zu.  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Berechtigten 
zu  bewerkstelligen.  Die  Verwaltung  dieser  Fonde  ward 
besonderen  Fonds -Directionen  übertragen,  welche  hierbei 
nach  den  ihnen  erth eilten  Instructionen  und  dem  die  Rechte 
der  Tabular- Gläubiger  regelnden  kaiserlichen  Patente  vom 
11.  April  1851  vorzugehen  haben.  Die  Berechtigten  erhiel- 
ten nach  dem  Ausmaasse  des  ihnen  gebührenden  Entschä-* 
digungs-Capitals  Schuldverschreibungen,  welche  binnen  vier- 
zig Jahren  zu  verlosen  und  in  vollem  Betrage  (theilweise 
selbst  mit  einer  Prämie  von  5  Percent)  zurückzubezahlen  sind. 
Die  Servituts-Rechte  zwischen  den  Obrigkeiten  und  ihren 
I  bisherigen  Unterthanen  waren  (mit  Ausnahme  des  Blumen- 
such-  und  Weiderechtes,  dann  der  Brach-  und  Stoppelweide) 
bei  Durchführung  der  Grundentlastung  vorläufig  noch  auf- 
recht erhalten  worden,  indem  ihre  entgeltliche  Aufhebung 
einer  besonderen  Verfügung  vorbehalten  blieb.  Diese  er- 
folgte mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  5.  Juli  1853,  wel- 
^  ches  die  Bestimmungen  über  die  Ablösung  und  Regulirung 
der  Holz-,  Weide-  und  Forstproducten- Bezugsrechte,  dann 
einiger  Servituts-  und  gemeinschaftlicher  Besitz-  und  Be- 
nutzungsrechte enthält.  In  Folge  desselben  wurden  in  den 
einzelnen  Kronländern  Grundlasten -Ablösungs-  und  Reguli- 
rungs-Landes- Commissionen  aufgestellt,  deren  Wirksamkeit 
im  Jahre  1855    begann:    da   deren    Thätigkeit   zunächst    auf 
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die  Reguliruiig  der  Fortstwirthsclmft  abzielt,  so  wird  bei 
der  Behandlung  der  letzteren  hiervon  weitere  Erwähnung 
geschehen. 

Die  Gründen tlastungs- Landes-  sowie  die  Bezirks -Com- 
missionen  (mit  Ausnahme  jener  für  die  Bukowina)  wurden, 
nachdem  sie  ihre  Bestimmung  erfüllt,  bereits  aufgelöst.  Wenn 
jene  einzige  noch  erübrigende  Lücke  ausgefüllt,  und  die  Ar- 
beit der  oben  erwähnten  Servituten-  (Grundlasten-Ablösungs- 
und Regulirungs-)  Landes-Commissionen,  deren  Aufgabe  na- 
mentlich in  den  Alpenländern  eine  sehr  verwickelte  ist,  zu 
Ende  geführt  sein  wird,  dann  ist  die  umfassende  Aufgabe 
der  Entlastung  und  Regulirung  des  Besitzes  in  den  deutschen 
und  slavischen  Kronländern  gelöst,  und  das  grösste  für  alle 
Zukunft  in  Üesterreich  heilbringende  Werk  der  Gesetzgebung 
abgeschlossen. 

Die  von  jenen  der  übrigen  Kronländer  wesentlich  ver- 
schiedenen Einrichtungen  der  ungrischen  Länder  mit  Ein- 
schluss  von  Siebenbürgen  machten  für  die  Erreichung  des 
gleichen  Zweckes  der  Entlastung  des  Bodens  und  seiner  Be- 
bauer  besondere  gesetzliche  Vorkehrungen  erforderlich.  Schon 
vor  dem  Jahre  1848  hatte  sich  die  Gesetzgebung  mehrfach 
mit  der  Regelung  der  Urbarial- Verhältnisse  beschäftigt,  und 
der  ungrische  Reichstag  hatte  im  April  1848  selbst  die  Auf- 
hebung des  Urbarial -Verbandes  und  der  grundherrlichen 
Jurisdiction  ausgesprochen,  welche  Aufhebung  durch  die 
Allerhöchsten  Patente  vom  2.  December  1848,  7.  Juni  1849 
und  2.  März  1853  (für  Siebenbürgen  vom  21.  Juni  1854) 
bestätigt  wurde.  Die  gewesenen  Unterthanen  erhielten  hier- 
mit das  freie  Eigenthums-  und  Verfügungsrecht  über  die  von 
ihnen  besessenen  Urbarial -Gründe,  den  Berechtigten  aber 
ward  für  die  aufgelassenen  Urbarial -Leistungen  (mit  Aus- 
nahme der  olme  Entgelt  aufgehobenen)  und  für  die  entfal- 
lenden Rechte  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  eine  an- 
gemessene Entschädigung  zuerkannt,  welche  vollständig  vom 
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Lande  und  nur  aus  Landesniitteln  zu  leisten  ist.  In  den 
ungri seilen  Ländern  ward  diese  Entschädigung  mit  einer 
classenmässig  vertheilten  Aversional-Summe  je  nach  der  Zahl 
der  jedem  Berechtigten  zuständigen  Bauern-  und  Häusler- 
Ansässigkeiten  bemessen,  welche  300  bis  700  fl.  für  jede 
Bauernansässigkeit  und  50  fl.  für  jede  Häusleransässigkeit 
beträgt.  Ein  anderer  Maassstab  ist  für  Siebenbürgen 
vorgezeichnet,  mit  dem  Unterschiede,  ob  Reluitions- Verträge 
über  Urbarial- Leistungen  bestanden  oder  nicht.  Im  ersteren 
Falle  wird  der  nach  Abzug  der  Gegenleistung  erhobene  reine 
Jahreswerth  der  Leistung,  nachdem  ein  Sechsttheil  für  Ein- 
bringungskosten in  Abfall  gebracht  worden,  als  Rente  und 
der  20fache  Betrag  derselben  als  das  Entschädigungs-Capital 
bestimmt;  im  letzteren  Falle  wird  die  Urbarial -Conscription 
des  Jahres  1819  und  1820  bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
zum  Grunde  gelegt,  nach  der  dabei  vorgenommenen  Classi- 
ficirung  für  jedes  Joch  eine  Jahresrente  von  50  kr.,  1  fl. 
oder  1  fl.  10  kr.  fixirt,  und  der  20fache  Betrag  dieser  Rente 
als  das  Entschädigungs-Capital  angenommen.  Ferner  wur- 
den in  sämmtlichen  oben  genannten  Ländern  auch  Leistungen 
von  nicht  urbarialer  Natur  (meist  Rohr-  und  Wald- 
nutzungen der  Unterthanen,  Giebigkeiten  von  Rotigründen, 
Weinbergen  etc.)  für  ablösbar  erklärt,  bei  welchen  die  Ab- 
lösung jedoch  nur  Statt  finden  kann,  wenn  sie  der  Berech- 
tigte oder  der  Verpflichtete  begehrt  und  die  Entschädigung 
dem  Letzteren  allein  zur  Last  fällt;  den  Maassstab  der  Ent- 
schädigung bildet  die  erhobene  reine  Jahresrente,  welche 
nach  Abschlag  eines  Sechsttheiles  capitaligirt  wird.  Für  die 
Unterthanen,  Seelsorger  und  Schullehrer,  welchen  nach  den 
Urbarial  -  Gesetzen  eine  Holzung  gebührt,  werden  Waldan- 
theile  ausgeschieden;  dasselbe  gilt  hinsichtlich  des  Rohrbe- 
zuges. Die  Weiderechte,  sowohl  der  Herrschaft  als  der  Un- 
terthanen, sind  aufgehoben;  dagegen  bleiben,  A'orbehaltlich 
der    Regulirung,    die    Schankrechte    der   Unterthanen,    «bis 
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Schank-,  Mühl-  und  Fischereirecht  der  Hen\^clial'teii  auf- 
recht. Eiue  besondere  Verfügung  musste  in  Bezug  auf  den 
geistlichen  Zehent  getroffen  werden ,  auf  welchen  während 
der  Ereignisse  des  Jahres  1848  die  Bischöfe  Verzicht  gelei- 
stet hatten.  Die  durch  die  Aufhebung  dieses  Zehents  den 
Privaten,  auf  \velche  der  Bezug  eines  solclien  Zehents  rechts- 
giltig  übergegangen  war,  zugegangenen  Verluste  werden  aus 
Landesmitteln  entschädigt,  aus  welchen  auch  dem  niederen 
Curat- Clei'us  für  den  Zehententgang  die  entsprechende  Rente 
ausgemessen  wird.  Die  Durchführung  der  Grundentlastung 
wurde  in  derselben  Weise  wie  in  den  anderen  KronJändern 
besonderen  Landes- Commissionen,  deren  jedes  Verwaltungs- 
gebiet eine  erhielt,  überwiesen  und  bei  jeder  derselben  ein 
Entlastungs-Fond  errichtet.  Die  Bedeckung  für  die  Entschä- 
digungsbeträge wird  durch  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern 
aufgebracht,  und  es  werden  von  dem  Entlastungs-Fonde  den 
Bezugsberechtigten  fünfpercentige,  binnen  vierzig  Jahren  zur 
Verlosung  gelangende  Schuldverschreibungen  hinausgegeben, 
die  dem  niederen  Clerus  ausgemessenen  Jahresrenten  jedoch 
baar  entrichtet. 

Ein  nicht  minderes  Bedürfuiss  als  die  Urbarial- Entschä- 
digung war  für  Ungern  die  Con)massation  (Zusammeidegung 
der  Gründe)  und  Segregatiou  der  den  Weide-  und  Holzungs- 
rechten unterliegenden  Gründe.  In  den  weiten  Ortsgemar- 
kungen, namentlich  des  Flachlandes,  haben  die  ehemaligen 
Herrschaften  und  Unterthanen  sowie  die  einzelnen  Grund- 
besitzer häufig  ihre  Grundstücke  zerstreut  in  mehreren,  oft 
weit  von  einander  entfernten  Ortslagen ,  wodurch  die  Be- 
bauung derselben  bedeutend  erschwert,  wo  nicht  unmöglich 
gemacht  wird.  Ebenso  unterlagen  bei  den  aus  ältester  Zeit 
herstammenden  ßesitzverhältnissen  und  dem  Missverhältnisse 
der  Bevölkerung  zu  der  Ausdehnung  des  cuUurfähigen  Bo- 
dens die  umfassendsten  Strecken  desselben  dem  Weiderechte 
der  Herrschaften,  der  Untertlianen  oder  beider  gemeinschaftlich. 
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und  in  den  lierrschaftlichen  Waldungen  hatten  sehr  liäulig 
die  Unterthanen,  oft  neben  der  Weide,  das  Recht  des 
Bezuges  des  nöthigen  Brenn-  und  Bauholzes,  der  Eichel- 
mastung  und  Knoppernsammlung.  Schon  die  frühere  Gesetz- 
gebung trachtete  auf  die  Regelung  dieser  dem  Aufschwünge 
der  Boden -Cultur  so  hinderlichen  Zustände  hinzuwirken  und 
die  Ausscheidung  eines  Besitzantheiles  mit  dem  vollen  Eigen- 
thumsrechte  für  jeden  der  Betheiligten  anzubahnen;  doch 
konnte  auch  hierbei  auf  dem  hier  und  da  allerdings  mit 
Erfolg  eingeschlagenen  Wege  freiwilliger  Uebereinkunft  kein 
entsprechendes  Ergebniss  im  Allgemeinen  erzielt  werden, 
wesshalb  schon  der  X.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1848  den 
Berechtigten  sowohl  als  den  Verpflichteten  das  Recht,  dar- 
über einen  besonderen  Process  einzuleiten,  ertheilte.  Weit 
zweckmässiger  und  den  Erfolg  mehr  sichernd  erscheint  die 
Bestimmung  des  die  Regulirung  der  Urbarial  -  Verhältnisse 
in  Ungern  enthaltenden  (zugleich  auch  die  Commassation 
normirenden)  Allerhöchsten  Patentes  vom  2.  März  1853,  nach 
welchem  die  Absonderung  der  Hutweide  und  die  Regelung 
der  Waldnutzungen  ebenso  wie  die  übrige  Grundentlastung 
von  Amtswegen  vorgenommen  werden  muss.  Bei  den  nach 
Herkommen  und  Gesetz  ausserordentlich  verwickelten,  den 
grössten  Theil  des  gesammten  Grundbesitzes  im  Lande  afti- 
cirenden  Verhältnissen  musste  hier  ein  anderes  Verfahren 
wie  in  den  übrigen  Kronländern  in  Anwendung  gebracht 
werden.  Diess  geschah  durch  die  Einsetzung  eines  vollstän- 
dig gegliederten  Systems  von  Urbarial -Gerichten,  von  wel- 
chen in  jedem  einzelnen  Komitate  eines,  erster,  in  jedem 
Verwaltungsgebiete  eines  zweiter  Instanz,  und  in  Wien  für 
die  sämmtlichen  Verwaltungsgebiete  von  Ungern  und  dessen 
ehemaligen  Nebenländern  das  Urbarial -Gericht  der  obersten 
Instanz  bestellt  wurde.  Diese  Gerichte  iiaben  nicht  nur  über 
die  Conmiassation  (und  zwar  binnen  einer  gesetzten  Frist 
iinf  Begehren    eines    der    Betliciligtcn .    in    der   Folge    über 
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einverstäiidliches  Ansuchen  beider  Tlieile)  und  Segregation 
(welche  letztere  jedenfalls  vorzunehmen  ist),  sondern  auch  über 
die  aus  der  rechtlichen  Verschiedenheit  der  Allodial-,  Curat- 
und  Urbarial- Gründe  hervorgehenden  Streitigkeiten  zu  ent- 
scheiden, so  dass  durch  ihren  Ausspruch  der  gesanimte  Besitz- 
stand des  Landes,  insoferne  er  einer  Regulirung  oder  der 
Feststellung  seiner  gesetzlichen  Eigenschaft  bedurfte,  auf  eine 
rechtliche  Grundlage  gestellt  wird.  Die  Urbarial -Gerichte 
wurden  im  Jahre  1855  errichtet  und  haben  ihre  Wirksam- 
keit in  Ungarn  und  der  Wojwodschaft  im  Jahre  1856,  in 
Kroatien  -  Slavonien  im  Jahre  1857  begonnen. 

Wenn  man  die  Schwierigkeiten  aller  Art  erwägt,  welche 
mit  der  gänzlichen  Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  des 
überwiegend  grössten  Antheils  des  Grundes  und  Bodens  im 
Kaiserstaate,  mit  der  Aufhebung,  Entschädigung  und  Regu- 
lirung der  mannigfachsten  aus  diesen  Verhältnissen  entsprin- 
genden Rechte,  Verpflichtungen  und  Beziehungen  verbunden 
waren,  so  muss  die  durchgreifende  Thätigkeit,  mit  welcher 
in  allen  Theilen  des  Reiches,  inmitten  so  vieler  ander- 
weitigen organischen  Veränderungen,  das  grossartige  Ent- 
lastungs  -  Geschäft  binnen  so  kurzer  Zeit  rasch  dem  Ende 
nahe  geführt  wurde,  gebührend  anerkannt  werden.  Dass 
dieses  in  so  gedeihlicher  Weise  geschah,  dass  insbesondere 
die  Berechtigten    so  bald  in  den  Genuss   der  ihnen  von  der 


Gesetzgebung  zuerkannten  Entschädigungs- Capitale  traten 
und  dass  die  Verpflichteten,  d.  i.  der  überwiegende  Theil 
aller  Staats -Angehörigen,  auf  eine  ihre  ökonomisclie  Lage 
so  sehr  schonende  Art  in  den  ihnen  gesetzlich  zugestan- 
denen freien  Genuss  ihres  Besitzes  und  ihrer  Arbeit  ge- 
langten, ist  zunächst  das  Verdienst  des  Herrn  Älinisters 
des  Innern,  Freiherrn  von  Bacii,  dessen  Energie  und 
Sachkenntniss  nach  rascher  Beseitigung  aller  Ilonunnisse 
das  umfassende  Werk  dem  gedeihlichen  Abschlüsse  ent- 
gegenführte. 

V.  Czoeinig,  OesU'noicIi's  Nougi'st.ilUinii.  1^2 
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Die  Grundsätze,  von  denen  das  Allerhöchste  Patent  vom 
7.  Sej)tember  1848  hinsichtlich  der  Grundentlastung  ausging,  be- 
standen im  Wesentlichen  dar'n,  dass  alle  jene  Verpflichtungen, 
welche  aus  dem  persüJilichen  Unterthansverhande,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse, aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte  und  aus 
der  Dorfherrlichkeit  entsprangen,  ohne  Entgeld  aufgehoben  wur- 
den, dass  dagegen  für  solche  Arbeitsleitungen,  Natural-  und  Geld- 
gaben, welche  der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-, 
Zehent-  oder  Vogtherrn  zu  leisten  hatte,  eine  billige  Entschädi- 
gung ausgemittelt  werden  sollte  '. 

'  Dieses  Allerhöchste  Patent  enthält  dem  Wortlaute  nach,  folgende 
Bestimmungen: 

1)  Die  Unterthänigkeit  und  das  schutzobrigkeitliche  Verhältniss  ist 
sammt  allen  diese  Verhältnisse  normirenden  Gesetzen   aufgehoben. 

2)  Grund  und  Boden  ist  zu  entlasten;  alle  Unterschiede  zwischen 
Dominical-  und  Rnstical- Gründen  werden  aufgehoben. 

3)  Alle  aus  dem  Unterthänigkeits-A'erhäJtnisse  entspringenden,  dem 
unterthänigen  Grunde  anklebenden  Lasten,  Dienstleistungen  und  Giebig 
keiten  jeder  Art,  sowie  alJe  aus  dem  grundherrlichen  Obereigenthume, 
aus  der  Zehent-,  Schutz  ,  Vogt-  und  (Wein-)  Bergherrlichkeit  und  aus 
der  Dortbbrigkeit  herrührenden,  von  den  Grundbesitzungen  oder  von  Per- 
sonen bisher  zu  entrichten  gewesenen  Natural-,  Arbeits-  und  Geldleistun- 
gen, mit  Einschluss  der  bei  Besitzveränderungen  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todesfall  zu  zahlenden  Gebühren  sind  von  nun  an  aufgehoben. 

4)  Für  einige  dieser  aufgehobenen  Lasten  soll  eine  Entschädigung  ge- 
leistet werden ,  für  andere  nicht. 

5)  Für  alle  aus  dem  persönlichen  Unterthansverhande,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse, aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions -Rechte  und  aus  der 
Dorfherrlichkeit  entspringenden  Rechte  und  Bezüge  kann  keine  Entschädi- 
gung gefordert  werden,  wogegen  auch  die  daraus  entspringenden  Lasten 
aufzuhören  haben. 

6)  Für  solche  Arbeitsleistungen,  Natural-  und  Geldabgaben,  welche 
der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-,  Zehent-  oder  Voglherrn 
zu  leisten  hatte,  ist  baldigst  eine  billige  Entschädigung  auszumitteln. 

7)  DieHolzungs-  und  Weiderechte,  sowie  die  Servituts-Rechte  zwischen 
den  Obrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unterthanen  sind  entgeltlich,  das 
dorfobrigkeitliche  Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach  und 
Stoppelweide  uneiilgeltiich  aufzuhellen. 

b)  Eine  aus  Abgeordneten  aller  Provinzen  zu  bildende  Commission 
hat  einen  Gesetzesentwurf  auszuarbeiten  und  der  Reichs- Versamndung 
vorzulegen,  welcher  zu  enthalten  hat  die  Be.stinnnungen: 

a)  über  die  entgeltliche  Aufhebung  der  in  emph3'teutischen  oder  sonstigen 
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Ueber  den  Betrag  dieser  Entschädigung,  sowie  über  die  lei- 
tenden Grundöätze,  bei  dessen  Ermittlung,  wurde  das  Alierhricliste 
Patent  vom   4.  März  1849  '    (für  Galizien  Patent   vom    15.  August 

über  Theilung  des  Eigenthumes  abgeschlossenen  Verträgen  begrün- 
deten wechselseitigen  Bezüge  und  Leistungen: 

b)  über  die  Aufhebbarkeil  von  Grundbelastuiigen,  die  etwa  im  ^.  3 
nicht  aufgeführt  sind; 

c)  über  die  Art  und  Weise  der  Aufhebung  oder  Regulirung  der  im 
§.  7  angeführten  Rechte;  - 

d)  über  den  Maassstab  und  die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädigung 
und  über  den  aus  den  Mitteln  der  betreffenden  Provinz  zu  bilden- 
den Fond,  aus  welchem  lediglich  die  für  die  betreffende  Provinz 
zu  berechnende  Entschädigungs-Quote  durch  Vermittlung  des  Staates 
getilgt  werden  soll; 

e)  über  die  Frage,  ob  für  die  nach  §§.  2,  3  und  8,  litt,  b,  aufzu- 
hebenden ,  jedoch  in  den  §§.  5  und  6  nicht  angeführten  Giebigkeiten 
und  Leistungen  eine  Entschädigung,  und  welche  zu  entrichten  sei. 

9)  Die  Patrimonial- Behörden  haben  die  Gerichtsbarkeit  und  die  poli- 
tische Amtsverwaltung  provisorisch  bis  zur  Einführung  landesfürstlicher 
Behörden  auf  Kosten  des  Staates  fortzuführen. 

lU)  Das  im  6.  Absätze  ausgesprochene  Princip  der  Entschädigung  für 
die  Arbeitsleistungen,  Natural-  und  Geldabgaben  soll  jedoch  allfällige  spä- 
tere Anträge  der  zufolge  des  8.  Absatzes  niederzusetzenden  Commission, 
wodurch  dieses  Princip  erklärt  oder  eingeschränkt  werden  könnte,  nicht 
ausschliessen. 

11)  Auch  der  Bier-  und  Branntweinzwang  mit  den  ihm  anhaftenden 
Verbindlichkeiten  hat  wegzufallen. 

'  Die  Wichtigkeit  dieses  Allerhöchsten  Patentes  für  die  Besitzverhält- 
nisse in  Oesterreich  lässt  es  passend  erscheinen,  dasselbe  hier  seinem 
ganzen  Texte  nach  folgen  zu  lassen: 

„Wir  Vraiiz  Joseiilt  tlei*  Krste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser 
von  Oesterreich;  König  von   Ungern  und  Böhmen  etc.  etc. 

Haben  in  der  Erwägung,  dass  die  möglichst  baldige  und  Aöllige  Durch- 
führung der  in  dem  Gesetze  vom  7.  September  iSiS  ausgesprochenen  Auf- 
hebung des  Untei'thans-Verbandes  und  der  dadurch  gewährten  Gleichstellung 
und  Entlastung  alles  Grundes  und  Bodens,  sowie  die  Ermittlung  und  Flüssig- 
machung der  durch  dieses  Gesetz  den  bisherigen  Bezugsberechtigten  im 
Grundsatze  gesicherten  billigen  Entschädigung  dringend  einige  den  Grund 
Sätzen  dieses  Gesetzes  entsprechende  administrative  Verfügungen  und 
namentlich  die  Zusammensetzung  eigener  Commissionen  in  jeilem  Lande 
zu  dessen  VoUführung  und  zu  dem  Ende  ei'heischen,  um  die  \'erplliehte- 
ten  der  bisher  herrschenden  Ungewissheit  über  Art  und  Maass  der  zu 
leistenden  billigen  Entschädigung   zu   entheben    und    ihnen  die  durch  «las 
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184i),  für  Krakau  Patent  vom  12.  März  1851,  für  die  Bukowina 
Patent   vom  23.  October  1853)  gegeben,   und  durch  dieses  Gesetz 

obgedaclite  Gesetz  gesicherten  Vortheile  sofort  im  vollsten  Umfange  zuzu- 
wenden, endlich  auch  den  Berechtigten  die  nach  diesem  Gesetze  ge- 
bührende Entschädigung  baldigst  flüssig  zu  machen,  über  Einrathen 
Unseres  Minister- Rathes  beschlossen  und  verordnen,  wie  folgt: 

§.  1.  Die  Robot  und  Robotgelder  der  Inleute  und  der  auf  unter- 
thänigen  Gründen  gestifteten  Häusler  sind  in  Gemässheit  des  §.  5  des 
Gesetzes  vom  7.  September  184:8  ohne  Entschädigung  aufgehoben. 

§.  2.  Die  in  jedem  Lande  aufzustellenden  Landes -Commissionen  wer- 
den mit  Beachtung  der  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Länder 
erheben  und  bestimmen ,  welche  der  unter  verschiedenen  Benennungen 
bestandeneu  Leistungen  unter  der  im  §.  5  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1848  ausgespi'ochenen  Bestimmung  begriffen  seien  und  daher  ohne  Ent- 
schädigung aufzuhören  haben,  und  welche  Schuldigkeiten  und  Leistungen 
dagegen  unter  die  Anordnung  des  §.  ß  des  gedachten  Gesetzes  fallen, 
folglich  nur  gegen  Leistung  einer  Entschädigung  aufgehoben  sind.  Die- 
selben Commissionen  werden  andererseits  ermitteln ,  welche  Lasten  zu- 
folge §.  5  des  gedachten  Gesetzes  mit  der  Aufhebung  der  ihnen  gegenüber 
stehenden  Rechte,  zu  entfallen  haben. 

§.  3.  Unter  den  Bestimmungen  der  §§.  3  und  6  des  Gesetzes  vom 
7.  September  1848  ist  jeder  auf  dem  Grundbesitze  bleibend  haftende  Zehent 
begriffen,  wenn  selber  auch  nicht  aus  dem  Unterthänigkeits- Verhältnisse 
oder  dem  grundherrlichen  Obereigenthume  entspringt. 

§.  4.  Die  Holzungs-  und  Weiderechte,  dann  die  Servituts- Rechte 
zwischen  den  Übrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unterthanen,  welche  Rechte 
mit  Ausnahme  des  im  §.  7  des  Gesetzes  vom  7.  September  1848  unentgeltlich 
aufgelassenen  dorfobrigkeitlichen  Blumensuch-  und  Weiderechtes,  dann 
der  Brach- und  Stoppelweide,  entgeltlich  aufzuheben  sind,  bleiben  bis  zur 
Durchführung  der  entgeltlichen  Aufliebung  in  Wirksamkeit. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  und  das  Entgelt  werden 
für  jedes  einzelne  Land  nach  dessen  eigenthümlichen  A'erhältnissen  fest- 
gesetzt werden. 

§.  5.  Die  Leistungen  aus  emphyteutischen  und  anderen  Verträgen  über 
die  Theilung  des  Eigenthumes,  welche  zufolge  des  §.  8  des  Patentes  vom 
7.  September  1848  entgeltlich  aufzuheben  sind,  sollen,  bis  die  Ablösung 
erfolgt  ist,  erfüllt  werden ,  mit  der  alleinigen  Ausnahme,  dass  die  Natural- 
Arboitsleistungeu  schon  derzeit  in  Geld  zu  reluiren  sind.  Die  Durch- 
führung dieser  Ablösung  bildet  einen  Gegenstand  der  Wirksamkeit  der 
Landes- Commissionen. 

§.  6.  Natural -Leistungen,  welche  nicht  in  Folge  des  Zehentrechtes 
als  ein  aliquoter  Theil  von  den  Grunderträgnissen  an  Früchten,  sondern 
als  unveränderliche  Giebigkeit  an  Kirchen ,   Schulen  und  Pfarren  oder  zu 
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ffleiclizeitiu;   auch   die  Ablösun»   der   unveränderliclien   Giebiskeiten 
an  Kirchen,  Pfarren,   Schulen   und  zu  anderen  Gemeindezwecken, 

anderen  Gemeindezwecken  entrichtet  werden,  sind  durch  das  Gesetz  vom 
7.  September  1848  nicht  aufgehoben,  sind  jedoch  gleichfalls  abzulösen. 

§.  7.  Auf  zeitliche  Grundpacht-  und  Grundbestand -Verträge  findet 
das  Gesetz  vom  7.  September  1848  keine  Anwendung. 

§.  8.  Bei  Ermittlung  der  Entschädigung  für  die  nach  §§.  3  und  6  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  entgeltlich  aufgehobenen  Leistungen  ist 
nach  folgenden  Grundsätzen  vorzugehen. 

Gegenstand  der  den  Berechtigten  zu  leistenden  Vergütung  ist  der 
Werth  der  Schuldigkeit  nach  dem  rechtlich  gebührenden  Ausmaasse. 

§.  9.  Die  Leistungen  in  Bodenfrüchten  werden  nach  den  für  die  Aus- 
führung des  stabilen  Grundsteuer -Katasters  festgesetzten  Preisen  zu  Gelde 
berechnet.  Für  die  Gebietstheile,  für  welche  die  Katastral -Preise  bisher 
noch  nicht  festgesetzt  wurden,  sind  die  Preise  der  Bodenfrüchte  im  kürze- 
sten Wege,  nach  den  für  die  Durchführung  des  stabilen  Katasters  vorge- 
zeichneten Grundlagen,  zu  ermitteln. 

§.  10.  Die  Preise  anderer  Natural-Leistungen  von  landwirthschaftlichen 
Erzeugnissen  werden  nach  den  Katastral -Preisen,  und,  wo  sie  nicht  be- 
stehen ,    nach   einem   denselben   entsprechenden  Werthanschlage  berechnet. 

§.  11.  Die  Preise  der  Arbeitsleistungen  (Robot)  werden  nach  dem 
Verhältnisse  ausgeraittelt,  in  welchem  der  Werth  der  Zwangsverrichtung 
zu  jenem  der  freien  Arbeit  steht.  Hierbei  ist  jedoch  als  Grundsatz  fest- 
zuhalten, dass  in  keinem  Falle  der  Werth  der  Zwangsarbeit  höher  als 
mit  dem  Dritttheile  des  Werthes  der  freien  Arbeit  berechnet  werden  dürfe. 

Wo  zwischen  den  Parteien  schon  dermalen  ein  geringerer  Reluitions- 
oder  Abolitions- Preis  besteht,  als  nach  der  ebenbezeichneten  Werthbe- 
messung  entfiele,  hat  der  geringere  Ablösungspreis  als  Grundlage  für  das 
Ausmaass  der  Entschädigung  zu  dienen.  Der  Werth  der  sogenannten  ge- 
messenen Robot,  d.  i.  jener  für  bestimmte  Arbeiten,  ist  durch  Schätzung 
festzustellen. 

§.  12.  Unveränderliche  Geldgiebigkeiten ,  als  Robot- und  Zehentgclder, 
oder  für  Leistungen  jeder  anderen  Art,  sind  nach  dem  bestehenden  fixen 
Ausmaasse  zu  veranschlagen. 

§.  13.  Die  bisher  in  Wiener- Währung ,  Einlösungs-  oder  Anticipations- 
Scheinen  geleisteten  Geldzinse  werden  nach  dem  Course  von  250  für  100 
auf  Metallmünze  zurückgeführt. 

§.  14.  Die  Entschädigung  für  die  Veränderungs- Gebühren,  die  sich 
nicht  auf  emphyteutische  Verträge  zwischen  dem  Ober-  und  Nutzungs- 
Eigenthümer,  sondern  auf  die  Landesverfassung,  das  Gesetz  oder  das 
Unterthansverhältniss  gründen,  wird  nach  Abzug  der  Steuer,  welche  von 
dem  Bezüge  dieser  Gebühren  zu  entrichten  war,  der  Auslflgen  der  Grund- 
buchsführung und  desjenigen  Theiles  der  Ausgaben   für  die  Gerichtsptlege 
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dann  die  Ablösung  der  aus  emphyteutischen  und  anderen  Verträgen 
über  die  Theilung  des  Eigenthumes  entspringenden  Leistungen  — 

und  die  politische  Verwaltung,  der  durch  die  Einnahmen  der  Herrschaft 
au  Taxen  und  Jurisdictions- Gebühren  nicht  gedeckt  wurde,  endlich  nach 
Abzug  aller  anderen  Gegenleistungen  auf  Grundlage  eines  dreissigjährigen 
Durchschnittes  aus  dem  Staatsschatze  vorläufig  mittelst  einer  Rente  ge- 
leistet. Die  Art  und  Weise,  wie  die  auf  emphyteutische  Verti'äge  ge- 
gründeten Veränderungs- Gebühren  abzulösen  sind,  bleibt  besonderen  Be- 
stimmungen vorbehalten. 

§.  15.  Von  dem  Werthanschlage  aller  durch  das  Gesetz  vom  7.  Sep)- 
tember  1848  aufgehobenen  oder  zur  Aufhebung  bestimmten  Leistungen, 
ausser  den  Veränderungsgebühren,  wird  der  Worth  der  Gegenleistungen, 
die  von  dem  Berechtigten  an  den  Verpflichteten  bei  der  Erfüllung  der 
Schuldigkeit  zu  entrichten  waren,  in  Abzug  gebracht.  Die  Ermittlung 
des  Werthes  der  Gegenleistungen  hat  auf  derselben  Grundlage,  wie  jene 
des  Werthes  der  Leistungen  zu  erfolgen,  und  es  findet  in  keinem  Falle, 
selbst  wenn  der  erstere  den  letzteren  übersteigen  sollte,  für  den  Ueber- 
schuss  eine  Vergütung  Statt. 

§.  16.  Von  dem  auf  solche  Weise  ermittelten  Werthe  der  aufgehobenen 
Leistungen  ist  ein  Dritttheil  für  die  Steuer,  die  der  Berechtigte  von  diesen 
Bezügen  zu  leisten  hatte,  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der 
Einhebung  und  die  sich  ergebenden  Ausfälle  als  eine  Pauschal-Ausgleichung 
in  Abzug  zu  bringen. 

§.  17.  Der  nach  Abzug  der  obgedachten  Pauschal-Ausgleichung  mit 
zwei  Dritttlieilen  verbleibende  Betrag  bildet  das  Jlaass  der  den  Berechtigten 
gebührenden  Entschädigung. 

§.  18.  \'on  diesen  zwei  Dritttlieilen  des  Werlhanschlages  hat  für 
Schuldigkeiten,  welche  durch  die  §§.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1848  gegen  Entgelt  aufgehoben  sind,  insoferne  sich  selbe  nicht  auf  emphy- 
teutische oder  andere  Verträge  über  die  Theilung  des  Eigenthumes  oder 
auf  eine  geistliche  Stiftung  gründen,  der  Verpilichtete  das  eine  Dritttheil 
zu  entrichten,  das  andere  Dritttheil  ist  als  eine  Last  des  betreffenden 
Landes  aus  Landesmitteln  aufzubringen.  In  den  Ländern,  in  denen  keine 
geeigneten  Landesmittel  zur  Verwendung  für  diesen  Zweck  vorhanden  sind 
oder  die  vorhandenen  nicht  zureichen,  schiesst  der  Staatsschatz  den  fehlen- 
den Betrag  für  Rechnung  des  betreffenden  Landes  iind  unter  Vorbehalt 
der  Ausgleichung,  welche  lediglich  zwischen  dem  Staate  und  dem  Lande 
stattzufinden  hat,  einstweilen  voi". 

§.  19.  Die  Entschädigung  nach  dem  im  §.  17  festgesetzten  Ausmaasse 
ist  für  die  Schuldigkeiten,  die  sich  auf  emphyteutische  oder  andere  Ver- 
träge über  die  Theilung  des  Eigenthumes  oder  auf  eine  geistliche  Stiftung 
gründen,  von  dem  \'erpllichtelen  allein  zu  entrichten. 

Eine  Ausnahme   von   diesem  Grundsatze    findet    Statt,    wenn    der   als 
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bezüglich  deren  bereits  in  dem  Patente  vom  7.  September  1848 
auf  die  bevorstehende  Erlassung  besonderer  Bestimmungen  hinge- 
deutet worden  war  —  angeordnet. 

Entschädigung  nach  dem  §.  17  entfallende  Jahresbetrag  allein,  oder,  so- 
lerne  er  mit  der  zufolge  des  §.  18  für  Schuldigkeiten  von  denselben 
Grundstücken  gebührenden  Entschädigung  zusammentrifft,  vereint  mit  der 
letzteren,  40  Percent  des  Reinertrages  der  belasteten  Grundstücke  über- 
schreitet. 

In  einem  solchen  Falle  ist  der  Betrag,  um  welchen  die  den  Ver- 
pflichteten treffende  Entschädigung  das  bemerkte  Ausniaass  von  40  Per- 
cent übersteigt,  mit  der  Beschränkung  aus  den  Landesmitteln  zu  bestrei- 
ten, und  so  weit  es  an  denselben  fehlt,  aus  dem  Staatsschatze  vorzu- 
strecken, dass  der  Vei-pllichtete  keinen  minderen  Betrag,  als  die  Hälfte 
des  na(;li  dem  §.  17  bestimmten  Maasses,  das  ist,  nicht  weniger,  als  ein 
Dritttheil  des  zufolge  §.  15  ausgeniittelten  Werthanschlages  zu  entiichten 
hat.  Der  Reinertrag  ist  in  den  Ländern,  in  denen  die  Ertragsschätzung 
für  das  Grundsteuer- Kataster  vollführt  ist,  nach  den  Ergebnissen  desselben, 
in  andern  Ländern  aber  nach  den  Ertragsanschlägen  des  Grundsteuer- 
Provisoriums,  ^on  denen  der  Culturs-Aufvvand  abzuziehen  ist,  auszumitteln. 

§.  20.  Die  zufolge  der  Bestimmungen  dieses  Patentes  den  Verpflich- 
teten obliegenden  Zahlungen  sind  an  die  Staatscassen,  die  hierzu  werden 
bezeichnet  werden,  in  vierteljährigen  Raten  zu  leisten 5  der  Berechtigte  hat 
den  ihm  gebührenden  Betrag  der  Entschädigung  in  halbjährigen  decur- 
siven  Raten  bei  den  Staatscassen  zu   beheben. 

§.  21.  Die  Einbringung  der  Zahlungen  von  den  Verpflichteten  wird 
auf  demselben  Wege  und  durch  dieselben  Maassregeln  bewirkt,  welche 
für  die  Einbringung  der  Grundsteuer  vorgeschrieben  sind.  Auch  geniessen 
die  Forderungen  auf  diese  Zahlungen  das  Vorrecht  der  landesfürstlichen 
Steuer  in  Concurs-  und  Executions -Fällen. 

§.  22.  Ueberhaupt  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass  die  zur  Last 
der  Verpflichteten  ermittelte  jährliche  Entschädigungsrente  im  zwanzig- 
fachen Anschlage  zum  Capitale  erhoben,  als  eine  auf  dem  entlasteten  Gute 
mit  der  gesetzlichen  Priorität  vor  allen  andern  Hypothekar -Lasten  be- 
stehende, die  Vorrechte  der  landesfürstlichen  Steuer  geniessende  Last  an- 
zusehen und  zu  behandeln  ist.  Hesondere  Bestimmungen  werden  die  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes  vermitteln.  Alle  zu  diesem  Ende  etwa  er- 
forderlichen Amtshandlungen  in  den  öffentlichen  Büchern  haben  kostenfrei 
stattzufinden. 

§.  23.  In  jedem  Lande  ist  die  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  Verpflich- 
teten, welche  es  vorziehen,  statt  der  als  Entschädigung  ausgemitlellcn 
jährlichen  Rente,  das  Capital  der  Entschädigung  sogleich  oder  in  einer 
Anzahl  gleicher  Jahresraten  mit  dem  Zwanzigfachen  des  zur  Zahlung  er- 
mittelten Betrages  der  Jahresi-at<i  zu  entrichten,  in  die  Lage  gesetzt  werden. 
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Die   näheren   Bestimmungen   über  die  Durehführung  der  Ent- 
liistung,  über  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  und  die  damit 

aich  auf  die  möglichst  einfache,  schnelle  und  billige  Weise  ihrer  Ent- 
schädigungspllicht  vollständig  zu  entledigen. 

§.  24.  Ist  das  Gut,  zu  welchem  die  aufgehobenen  Bezüge  als  ein 
Ertragszweig  gehörten,  mit  Schuldforderungen  oder  finderen  Haftungen 
belastet,  so  soll  bei  der  Erfolglassung  der  Entschädigung  dem  bürger- 
lichen Rechte  gemäss  die  gehörige  Vorsehung  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen  getroffen  werden.  Ueberhaupt  ist  die  Anstalt  zu  treffen, 
dass  die  dem  ehemaligen  Bezugsberechtigten  aus  der  Aufhebung  der  Be- 
züge erwaelisenen  Entschädigungsansprüche  bei  den  betreffenden  Körpern 
in  den  öffentlichen  Büchern,  und  zwar  kostenfrei,  ersichtlich  gemacht  werden. 

§.  25.  Zur  Erleichterung  der  Berechtigten  wird  bestimmt,  dass  den- 
selben auch  noch  vor  der  vollständig  erfolgten  Ermittlung  der  ihnen 
gebührenden  Entschädigung  ein  Dritttheil  jener  Rente  als  Vorschuss  flüssig 
gemacht  werden  soll,  welche  für  ihren  bisherigen  rechtmässigen  Bezug 
nach  den  Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Patentes  über  den  Werthanschlag 
der  aufgehobenen  Schuldigkeiten  entfällt.  , 

Diese  Vorschüsse  haben  für  Rechnung  und  auf  Abschlag  der  zu  er- 
mittelnden definitiven  Entschädigung  zu  gelten  und  sind  bei  Abgang  zu- 
reichender Landesmittel  aus  dem  Staatsschatze  für  Rechnung  der  zur 
Zahlung  Verpflichteten  und  unter  Vorbehalt  der  Abrechnung  bei  der 
definitiven  Entschädigung  mit  Beachtung  der  durch  die  Tabular- Verhält- 
nisse gebotenen  Rechtsvorsichten  zu  leisten. 

§.  26.  Um  die  Ausgleichung  zwischen  dem  Berechtigten  und  Ver- 
pflichteten zu  erleichtern  und  die  Berechnung  der  Entschädigung  auf 
einen  gleichen  Ausgangspunct  zurückzuführen,  haben  die  Verptlichteten 
die  für  das  landesübliche  Nutzjahr  1848  rückständigen  Leistungen  aus 
den  durch  die  §§.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September  1848  entgeltlich 
aufgehobenen  Bezugsrechten,  nach  Abzug  von  einem  Pauschal -Einlass  eines 
Sechstels  der  Jahresleistung,  nachträglich  zu  entrichten. 

Bei  der  ziffermässigen  Ausmittlung  derselben  ist  nach  den  in  diesem 
Patente  §§.  8  bis  13,  dann  15  für  die  Ausmittlung  der  Entschädigung 
aufgestellten  Grundsätzen  vorzugehen. 

Die  dergestalt  bezifferten  Rückstände  sind  von  den  Verpflichteten  mit 
der  Steuer  an  die  Staats- Gassen  zu  entrichten  und  von  letzteren  an  die 
Berechtigten  zu  erfolgen. 

Dagegen  findet  auch  eipe  Vergütung  der  durch  den  Berechtigten  von 
den  aufgehobenen  Bezügen  für  das  Steuerjahr  1848  entrichteten  Steuer 
durch  den  Verpflichteten  nicht  weiter  Statt,  so  wie  die  Entschädigungs- 
rente erst  von  dem  Ablaufe  des  landesüblichen  Nutzjahres  1848  an  zu 
laufen  haben  wird. 

§.  27.     Das  Mortuar  und  das  Laudemium  fiir  die  vor  dem  7.  September 


505 


beauftragten  Organe  sind  in  den  speeiell  für  die  einzelnen  Kron- 
länder,   in  Folge   Allerhöchster  Genehmigung  von   den  Ministerien 

1848  vorgekommenen  Veränderungsfälle  ist  von  Seite  des  Verpflichteten 
zu  Händen  des  Berechtigten  nur  in  den  Fällen  zu  entrichten,  wenn 
bezüglich  des  Mortuars  der  Todesfall  vor  dem  7.  September  1848  einge- 
treten ist  und  bezüglich  des  Laudemiums  die  Besitzanschreibung  vor 
diesem  Zeitpuncte  angesucht  wurde;  vorbehaltlich  der  in  diesem  Pa- 
tente für  die  emphyteutischen  Verträge  vorgesehenen  besonderen  Bestim- 
mungen. 

§.  28.  Die  Rückstände  aus  der,  §.  1  dieses  Patentes,  bezogenen  In- 
leut-  und  Häusler -Robot,  so  wie  aus  den  durch  den  §.  5  des  Gesetzes 
\om  7.  September  1848  ohne  Entschädigung  aufgehobenen  Rechten,  soweit 
dieselben  das  Nutzjahr  1848  betreffen,  mit  Ausnahme  der  Gerichts -Taxen 
und  Grundbuchsgebühren,  haben  ohne  Entsqhädigung  wegzufallen. 

§.  29.  In  jedem  Lande  und  in  jedem  Kreise  werden  eigene  Com- 
missionen,  bei  denen  sowohl  die  Interessen  der  Berechtigten  als  der  Ver- 
pflichteten gehörig  vertreten  sein  sollen,  zur  Vollführung  der  gegenwärti- 
gen Bestimmungen  aufgestellt. 

§.  30.  Reclamationen  gegen  die  Werthanschläge  der  aufgehobenen 
Giebigkeiten  werden  ohne  weiteren  Rechtszug  durch  Schiedsgerichte  ent- 
schieden. Zu  diesen  Schiedsgerichten  hat  jeder  Theil  einen  Schiedsmann 
und  beide  Schiedsmänner  den  Obmann  zu  wählen. 

§.  31.  Besondere  Verordnungen  werden  die  Zusammensetzung  der 
Commissionen  feststellen  und  das  Verfahren  für  dieselben  und  für  die 
erwähnten  Schiedsgerichte  regeln. 

§.  32.  Besondere  Bestimmungen  werden  wegen  Anlegung  eines  Ent- 
.schädigungs- Katasters  in  jedem  Lande,  und  wegen  Errichtung  von  Landes- 
Credits- Anstalten  behufs  der  ehebaldigsten  vollständigen  Entlastimg  der 
Verpflichteten  und  der  Befriedigung  der  Berechtigten  mit  der  ihnen  ge- 
bührenden Capitals-Eutschädigung  erlassen  werden. 

§.  33.  Alle  Urkunden,  Schriften  und  Verhandlungen  über  die  Aus- 
mittlung  und  Einbringung  der  Entschädigung  für  die  durch  das  Gesetz 
vom  7.  September  1848  aufgehobenen  Lasten,  Dienstleistungen  und  Giebig- 
iieiteu  geniessen  die  Stämpelbefreiung. 

§.  34.  In  Bezug  auf  das  Königreich  Galizien  wird  eine  besondere 
Anordnung  die  Durchführung  des  Patentes  vom  17.  April  1848  und  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  feststellen. 

§.  35.  Die  Frage  über  den  Umfang  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes 
vom  7.  September  1848  und  über  die  Art  der  Durchführung  desselben  in 
dem  Königreiche  Dalmatien  wird  wegen  der  dagelbst  bestehenden  noch 
näher  zu  erhebenden  besonderen  Verliältnisse  einer  eigenen  unverzüglich 
/n   i)flegenden   Verhandlung  vorbehalten. 

§.  3ü.     In  allen   übrigen  Gebietstheileu ,    für   welche   das  Gesetz   vom 
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des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  erlassenen  Durehführungs- 
Yerordnungen,  und  zwar: 

für  üesterreich  unter  der  Enns  vom  13.  Februar     1850 


Oesterreieh  ob  der  Enns 

11 

4.  October 

1849 

Salzburg 

n 

4.       „ 

11 

Steiermark 

T 

12.  Septembei 

11 

Kärnthen 

T) 

12.        „ 

« 

Krain 

11 

12.        „ 

T» 

Görz  und  Gradisca, 

Triest  und  Istrien 

T) 

17.        „ 

11 

Tirol  und  Vorarlberg 

V) 

17.  August 

"1 

Böhmen 

V 

27.  Juni 

11 

Mähren 

n 

27.    „ 

11 

Schlesien 

r 

11.  Juli 

n 

Galizien  und  Lodomerien 

11 

28.    ,, 

1850  enthalten 

Hinsichtlich  des  Grossherzogthumes  Krakau  und  des  Herzog- 
tliumes  Bukowina  wurde  auch  die  Durchführung  der  Entlastung  mit- 
telst der  bereits  angeführten  besonderen  kaiserlichen  Patente  geregelt. 

Die  meritonschea  Bestimmungen  dieser  Durchführungs- Verord- 
nungen und  der  ihnen  zu  Grunde  Hegenden  Patente  sind,  bezüg- 
lich sämmtlicher  Kronländer,  im  Wesentlichen  und  Alltremeinen 
gleich.  Insbesondere  erfuhren  die  Bestimmungen,  welche  Leistun- 
gen ohne  Entschädigung  aufzuhören  haben,  eine  ziemlich  überein- 
stimmende Erläuterung.  Nur  in  Betreff  des  Kronlandes  Tirol  und 
Vorarlberg  und  des  Grossherzogthumes  Krakau,  wo  das  persönliche 
Unterthäniiikeits-Verhältniss  nicht  bestanden  hatte. -wurde  die  recht- 
liehe  Vermuthung  aufgestellt,  dass  alle  Leistungen  von  einem  dienst- 
baren Grunde  bloss  gegen  billige  Entschädigung  aufzuhören  hätten. 

Mit  Ausnahme  dieser  beiden  Gebiete  gehören  zu  den  aus  dem 
persönlichen  Unterthans- Verbände  und  dem  Schutzverhältnisse  (der 

7.  September  1848  erlassen  wurde,  sind  die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Patentes  sofort  zur  Ausfülirung  zu  bringen. 

§.  37.  Die  Minister  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind 
mit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Patentes  und  mit  der  Erlassung 
der  erforderlichen  Vorschriften  und  Weisungen  beauftragt." 

Die  im  §.  34  dieses  Patentes  gemachte  Ausnahme  lücksichtlich  Gali- 
zien's  hatte  zur  Folge ,  dass  für  Galizien,  Krakau  und  die  Bukowina  nicht 
das  vorliegende  Patent,  sondern  bloss  jene  vom  17.  Ajiril  und  7.  Sep- 
tember 1848  als  Ausgangspuncte  der  gesammten  Gruudcntlastungs- Verfü- 
gungen angesehen  wurden. 
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weltlichen  Vogtei)  herrührenden  Rechten  und  Bezügen,  insbeson- 
dere: alle  Natural-  und  Arbeits- Leistungen  und  aus  dem  Titel  sol- 
cher herrührenden  Geldgiebigkeiten  der  Inleute  ',  der  mit  keinem 
Ackergrunde  dotirten  Häusler  und  in  den  meisten  Kronländern  auch 
der  auf  unterthänigen  Gründen  gestifteten  Häusler^,  sowie  die  Hof- 
dienste, welche  von  den  beider  Aeltern  verwaisten  Unterthanen 
herkömmlich  zu  leisten  waren ,  und  alle  Reluitionen  derselben  ^, 
und  die  Schutzgelder  (Vogtgelder)  oder  Schutzsteuern   von  Unter- 

'  Somit  auch  die  Inleutsteuer  und  die  Freigelder  von  den  Verlassen- 
schaften  der  Inleute.  In  Krain  waren  Robot  und  Robotgelder  der  Inleute 
\orlangst  aulgehoben. 

^  In  Oesterreich  ob  der  Enns  hören  ohne  Entschädigung  nur  jene 
Leistungen  der  auf  unterthänigen  Gründen  gestifteten  Häusler  auf,  welche 
bei  der  Bestiftung  solcher  ausser  den  auf  dem  Grunde  ohnehin  lastenden 
besonders  auferlegt  \\orden  sind;  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  Steier- 
mark, Kärnthen,  Krain,  Küstenland  die  Leistungen  solcher  Häusler  (Keusch- 
1er,  sottani,  cossani),  die  sich  auf  einem  unterthänigen  oder  Gemeinde- 
Grunde  angesiedelt  haben  und  kein  eigenes  Grundbuchs-Folium  besitzen; 
im  Küstenlande  nebstbei  die  nicht  als  Folge  der  bereits  durchgeführten 
Gabenvertheilung  erscheinenden  —  wie  auch  in  Steiermark,  Kärnthen^ 
Krain,  Tirol  überhau^jt  jede  durch  Zerstücklung  des  unterthänigen  Grun- 
des entstandene  Zinserhöhung  (Theilzinse)  nicht  entschädigt  wird.  In 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  entfallen  ohne  Entschädigung  alle  Lei- 
stung.en  der  im  Theresianischen  Kataster  vorkommenden  unbefelderteu 
Häusler  und  der  seither  ansässig  gewordenen  Rustical- Häusler  und 
13  Tage  der  Robot  der  befelderten  Katastral -Häusler,  sowie  der  Do- 
minical- Häusler,  in  Mähren  überdiess  alle  Leistungen  der  mit  nicht 
mehr  als  3  Metzen  bestifteten  Katastral -Häusler,  in  Schlesien  der  mit 
Hinblick  auf  das  Landes-  und  gemeindeübliche  Verhältniss  überbürdet 
erscheinenden  Katastral -Häusler.  In  Galizien  und  Kiakau  werden  nur  jene 
Leistungen  der  Häusler  entschädigt,  welche  als  Entgelt  für  eine  bestehende 
Servitut  auf  obrigkeitlichen  Gründen  anzusehen  sind.  In  Galizien  und  Krakau 
sind  als  Häusler  anzusehen,  die  bloss  ein  Haus  oder  nebstbei  einen  Gar- 
ten besitzen;  in  der  Bukowina  sind  als  Häusler  bezeichnet,  die  nur 
G  Robottage  leisteten  oder  bloss  nebst  dem  Hause  einen  Grund  vdu  nicht 
mehr  als  einem  Joche  besitzen.  Leistungen  der  Häusler  an  Gemeinden ,  wenn 
sie  nicht  in  die  Classe  der  Communal- Anlagen  gehören,  auf  dem  Unter- 
thänigkeits- Verhältnisse  oder  einem  Privatrechts-Titel  beruhen  (in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien  selbst  von  letzteren  alle,  die  in  den  letzten  6  Jahren 
nicht  mehr  ziu-  Gemeinde  verrechnet  wurden),  h()ren  ohne  Entschädigung  auf. 

^  In  Salzburg,  Steiermark,  Krain  und  im  Küstenlande  geschieht  der- 
selben keine  Erwähnung. 
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thanen  überhaupt '.  In  Böhmen,  Mähren,  Sclilesien,  Galizien,  Kra- 
kaii  und  der  Bukowina  gehören  hierher  auch  noch  die  gegen  Lohn 
zu  verrichtenden  Handarbeiten  der  Unterthanen  (namentlicli  die 
gegen  Lohn  zu  leistenden  Spinnschuldigkeiten)  und  die  Verpflich- 
tung zur  Einsammlung  und  Abfuhr  wildwachsender  Natur -Pro- 
ducte  (Schwämme,  Waldobst,  wilder  Hopfen,  Kümmel,  Knoppern, 
Schnecken,  Krebse),  sammt  allen  aus  dem  Titel  solcher  Leistungen 
herrührenden  Geldentrichtungen  %  in  Oesterreich  ob  der  Enns  die 
Lohntage  (Arbeits-  oder  Aushilfstage  gegen  Entgelt),  in  Salzburg 
alle  Reichnisse  an  Wildpret,  an  Bälgen,  Fellen  und  Häuten  wilder 
Thiere,  und  die  entsprechende  Geld-Reluition.  Im  nächsten  Zu- 
sammenhange mit  dem  persönlichen  Unterthansverbande  und  dem 
Schutzverhältnisse  stand  endlich  das  Heimfalls-,  Wiedereinlösungs- 
(Einstands-)  und  Vorkaufsrecht  der  gewesenen  Obrigkeiten,  ohne 
Unterschied  der  Benennungen,  unter  welchen  ein  solches  in  ver- 
schiedenen Kronländern  ausgeübt  worden  war  ^. 

Mit  dem   obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte   entfiel  auch  das 
Recht   auf  den  Bezug  von  (grundherrlichen  und  bürgerlichen)  Ab- 
fahrtsgeldern, Accidentien,   Grundbuchs-  und  anderen  Taxen,  und 
alle  Vergütungen  für  die  Ausübung  der  Rechtspflege  und  politischen. 
Administration  *.      Eine    besondere    Art    war    das    Mortuar    vom 

'  Insbesondere  werden  noch  genannt:  in  Salzburg  Leibsteuer,  Ge- 
horsamheller, Bliitwiddergabe,  Aufruhrschilling,  Sühnheu;  in  Käruthen 
Vogthafer  und  Vogtgaben.  Hierher  gehört  auch  das  Freigeld  von  dem 
beweglichen  Vermögen  der  Auszügler. 

*  In  Galizien,  Krakau  und  der  Bukowina,  insoferne  sie  nicht  Jeman- 
dem aus  einem  speciellen  Rechts- Titel  zustand. 

''  In  Kärnthen  z.  B.  die  Gegendnerischen,  Himmelberg'schen,  Orten- 
burg'schen,  Drittel-,  ewigen  u.  s.  w.  Kanfrechte. 

*  In  diese  Kategorie  fallen  insbesondere  in  Oesterreich  ob  der  Enns: 
alle  Landesgerichtsgaben  und  Landesgerichtssannnlungen  für  Landesgcrichts- 
Ubrigkeilcn,  Beamte  und  Diener  in  Geld,  Naturalien  und  Arbeitsleit;lungen, 
Schreib-  und  Zettelgeld,  Steueranlage  und  Ansage-Geld,  Streif-  und  Schub- 
Ijeitrag,  Wcgmauth  und  Pfleger -Deputat;  in  Salzburg:  Sichel-  und  Püege- 
hafer,  Urbargerichts-  und  Landgerichts -Futterhal'er,  Grasfuttergeld,  Heu- 
gerdienst, Zollschapjjer,  Zollhafer,  Wasser-  und  Mülilzinse  an  den  Ge- 
richtsherrn von  Mühlen  auf  fremdgrundherrlichem  Boden,  Gilt-  und  Burg- 
rechtspfennige, Burgrechtsstiften,  Rosshaaranlage,  Nachtziel,  Feuerstatt- 
stiften, Zeugengelder,  Kaufrecht,  Ehehafts -Willengelder,  Brückengeld, 
Charfreitagsstiften;  in  Steiermark :  Landgerichts-  und  Gerichtsrobot,  Land- 
gerichts-Hafer,  Landgerichts -Zungen,  AiiUgeld,  Anitshafei-geJd ,  Deputat, 
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beweglichen  Vermögen  (Todtenpfiindgeld ,  Sterbreeht),  welclies  auch 
als  Natural  -  Leistung  des  Sterbhaupts  u.  s.  w.  vorkam  '.  Auch  alle 
Giebigkeiten  von  Gewerben,  welche  nicht  aus  einem  Vertrage 
über  Theilung  oder  Hintangabe  früheren  obrigkeitlichen  Eigen- 
thums  herrühren,  sind  den  Bezügen  aus  dem  Jurisdictions- Rechte 
beizuzählen  ^ 

Die  aus  der  Dorflierrlichkeit  entspringenden  Rechte  und  Ge- 
nüsse, welche  unentgeltlich  aufgehoben  wurden,  sind:  das  her- 
kömmliche Schankrecht  (Leutgeb,  Panschank),  das  nicht  in  eigenen 
Tavernen  gewerbsmässig  ausgeübt  wurde  ',    das  Blumensuch-  und 

Landesgericbts-Mauth,  Wochengeld;  in  Kärntheu:  Landgerichts -Gaben  und 
Landgerichts  -  Sammlungen ,  Landgerichts-  und  herrschaftliche  Gericlitsrobot 
(Robot  bei  Herstellung  und  Erhaltung  herrschaftlicher  Amts -Locali täten 
und  Wege),  Landgerichtsliafer  oder  anderes  Geti'eide,  Landgerichts-Zungen, 
Amtgeld,  Anitshafergeld,  Deputat,  Gerichtszins,  Feuergeld,  Wachgeld,  Wo- 
chengelder, Steueraiischlag-,  Ansage-  und  Strassciigeld;  in  Krain:  Landge- 
richtsrobot, Landgerichts-Hafer,  Landgerichts-Zungen,  Amtshafer,  Gerichts- 
robot für  die  Jurisdictions -Gebäude,  Feuergeld,  Wachgeld;  im  Kiistenlande: 
Landgerichtshafer,  Schlossbaurobot,  Strassenrobot,  Kanzlei -Brennholz -Zu- 
fahren und  Holzgeld,  Schreib-  und  Zettelgeld,  Tafelgeld,  Kostweingebühr, 
Botengänge,  Wassertragen,  Wachrobot,  Feuergelder;  in  Tirol:  Gerichtsrobot, 
Richterrechte,  Richterfutter,  Richterfutterhafer,  Gerichtsdienerrechte,  Ge- 
richtsperner,  Gerichtssierer,  Gerichtszinse,  Wachgelder,  Siegel-  und  Schreib- 
geld, Recognitions-  und  Consens- Gebühren  (insofei-ne  letztere  nicht  das 
Laudemium  vertreten),  dann  die  von  einem  nicht  mehr  eingeforsteten 
Gute  bezogenen  Feuerstätt-  und  Recognitions -Zinse. 

'  In  Oesterreich  ob  derEnns:  das  Sterbhaupt;  in  Salzburg:  das  Tod- 
fallsbesthaupt  (insbesondere  die  Todfallspferde  und  Kühe);  in  Kärnthen: 
das  Sterbhaupt,  der  Sterbochs;  in  Krain:  das  Sterbhaupt. 

'  Insbesondere  werden  genannt  in  Oesterreich  ob  derEnns:  die  jähr- 
lichen Abgaben  und  Veränderungs- Gebühren  von  Gewerben;  in  Salzburg: 
die  Gewerbswillengelder,  Gewerbs-Recognitionen  und  Commissions-Abgaben, 
die  Mühlanlage,  das  Zapfenrecht  und  Schankwillengeld,  die  Spieimann- 
Willengelder,  die  Holzwaaren- Erzeugnissgelder,  Bauwillengelder,  Bestand- 
willengelder; in  Kärnthen:  die  Gewerbsabgaben,  Leistungen  und  Verände- 
rungs-Gebühren; im  Küstenlande,  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien, 
Kraivau  und  der  Bukowina:  die  Gewerbzinse;  in  Galizien  und  Krakau  auch 
die  Handmühlenzinse.  Doch  klebt  jenen  Gewerbzinsen,  welche  die  Natur 
der  Schadloshaltung  für  eine  von  der  gewesenen  Obrigkeit  dagegen  über- 
nommene Servitut  tragen,  die  Entschädiguiigs[)flicht  an. 

^  Für  Oesterreich  unter  der  Enns  entscheidet  diessfalls  die  im  Jahre 
1847  bestandene  Uebung. 
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Weiderecht,  sowie  die  Brach-  und  Stoppelweide ',  das  Recht  zum 
Bezüge  des  Standgeldes  bei  Märkten,  Kirchweihen  und  anderen 
Anlässen,  insoweit  ein  solches  nur  für  die  geführte  Polizei- Aufsicht 
erhoben  wurde  ^. 

Nebst  diesen  im  Allgemeinen  benannten  Kategorien  von  Lei- 
stungen und  den  ohnehin  einem  Verbotsgesetze  widersprechenden 
Giebigkeiten,  die  allenfalls  noch  bestanden  %  wurden  zur  unent- 
geltlichen Aufhebung  bezeichnet:  die  Zehentfrohne  *,  in  Salzburg 
und  im  Küstenlande  auch  alle  anderen  Leistungen  zur  Einbringung 
von  Urbarial- Giebigkeiten  (Weinfässerputzen,  Schlossfuhren,  Quit- 
tunosoebühr,  Einhebunoss:ebühr) ;  in  Böhmen  das  Recht  einiger 
Obrigkeiten  zur  ausschliesslichen  Erwerbung  vora;efundener  Grana- 
ten;  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  das  Eigenthumsrecht  der 
Obrigkeiten  auf  die  im  Fruchtgenusse  der  Unterthanen  befindlichen 
uneingekauften  Bauerngründe,  sammt  dem  Rechte  auf  die  noch 
rückständigen  Fristenzahlungen  an  bedungenen  Einkaufs2;eldern  und 
den  statt  ihrer  oder  nebst  ihnen  stipulirten  Laudemien ;  in  Galizien, 
Krakau  und  der  Bukowina  alle  Rechte  der  Grundherrschaften  auf 
die  im  bleibenden  Besitze  der  Unterthanen  befindlichen  Gründe. 

Die  Aufhebung  des  Bier-  und  Branntweinzwauges  (der  Ver- 
pflichtung, diese  Getränke  von  den  Besitzern  des  ehemaligen  Re- 
gals abzunehmen)^,  soweit  kein  Privatrechts -Titel  zu  Grunde  lag, 
schloss  auch  die  Beseitigung  aller  Geldleistungen  in  sich,  die  als 
Reluitionen  desselben  sich  darstellten  '''.  Ebenso  entfiel  in  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien  und  der  Bukowina  der  Wemzwang. 

Durch  das  in  Betreff  der  Ausübung  der  Jagd  erlassene  Patent 


'  In  Galizien  und  der  Bukowina,  insofenie  sie  nicht  als  Gegenleistung 
für  eine  übernommene  Servitut  erschien. 

^  Aufgeführt  in  Uesterreich  unter  der  Enns  (wo  das  Regierungs-Circular 
vom  12.  Mai  1849  bereits  die  V^errechnung  für  den  Staat  anordnete)  und  ob 
der  Enns,  Steiermarli,  Kärnthen  und  im  Küstenlande. 

^  Namentlich  also  auch  jedes  das  Maximum  der  gesetzmässigen  Schul- 
digkeit des  Verptlichteten  übersteigende  Maass  von  Leistungen. 

*  In  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns  erschien  dieselbe  bereits  in 
den  Zehenl- Fassionen  bei  Berechnung  des  Ertrags   in  Anschlag  gebracht. 

^  In  Steiennark  und  Krain,  zum  Theile  auch  in  Kurnthen,  bestand 
der  Bier-  und  Branntweinzwang  ohnehin  nicht  mehr. 

"  In  Oesterreich  ob  der  Enns:  Bierzwangs- Ablösgcld,  Biergeld,  Bier- 
pfennig, Bier-Recognition,  Zapfenrecht;  in  Böhmen.  Mähren  und  Schle- 
sien: alle  Ziuse  für  Gestattung  des  freien  Getränkebezugs  zum  An.s.schauke. 
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vom  7.  Müit:  1849  ist  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grunde  und  Bo- 
den, soweit  es  sich  nicht  auf  einen  entgeltlichen  Vertrag  grün- 
det, samnit  allen  Jagdfrolmen  und  anderen  Leistungen  für  Jagd- 
zwecke (z.  B.  Jägerhafer,  Hundehafer,  Fütterung  der  Jagdhunde)' 
ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Im  Zusammenhange  damit  stehen 
in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küstenlande  die  nicht  auf 
eigenen  privatrechtlichen  Verträgen  beruhenden  Wasserzinse  und 
die  Fischereirobot,  ausser  der  auf  eigenthümlichen  Gründen  der  Be- 
rechtigten geleisteten  rectificirten  oder  nachträglich  durch  unent- 
geltliche Verträge  stipulirten,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
das  nicht  auf  einen  entgeltlichen  Vertrag  sich  gründende  Fischerei- 
recht auf  fremdem  Grunde  und  Boden  mit  Einschluss  der  Perlen- 
tischerei  und  die  Zinse  für  Fischerei  auf  fremdem  Grunde  und 
Boden  oder  als  Entschädigung  für  deren  Störung  ^ 

Endlich  wurden  alle  Geldleistungen  aus  dem  Titel  der  unent- 
geltlich aufzuhebenden  Naturalleistungen,  alle  Rückstände  von  Lei- 
stungen, die  ohne  Entschädigung  entfallen,  unentgelthch  aufgehoben, 
letztere  aber  nur  insoweit  als  sie  das  Nutzjahr  1848  betreffen.  Nur 
die  Rückstände  an  Grundbuchsgebühren  und  Gerichtstaxen  sind  auf 
Rechnung  des  Staates  einzuheben ,  welcher  die  politische  Verwaltung 
und  Rechtspflege  übernahm. 

Als  Ersatz  für  die  Einbusse  aller  bisher  bezeichneten  For- 
derungsrechte wurden  aber  auch  alle  gesetzlichen  Verpflichtungen 
der  ehemaligen  Obrigkeiten  zur  Unterstützung  ihrer  vorigen  ünter- 
thanen  ohne  Entschädigung  der  letzteren  aufgehoben.  Hierzu  ge- 
hören insbesondere:  die  Unterstützung  an  Samenkorn,  Bauholz 
u.  dgl.  bei  Unglücksiällen,  die  Armen -Versorgung,  die  Leistung  von 
Beiträgen  aus  Anlass  von  Epidemien  oder  zur  Heilung  der  an  der 
Lustseuche  oder  durch  Huudsbiss  Erkrankten,  die  Leistung  von 
Beiträgen  zur  Ausbildung  und  Erhaltung  von  Hebammen,  zur  Auf- 
stellung von  Wundärzten,  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Wegen,  Strassen,  Brücken  und  Ueberfuhren,  für  Schulen  u.  dgl.  m.  % 

'  In  Salzburg:  Schwend-  und  Haagroboten,  Jagdsebarwerks- Abgaben, 
Jagdfrobnen,  Jagergeld,  Hunds/.cliciit;  in  Kanitben:  Jägerrcclit,  Jagergebl, 
Hasengekl ;  in  Tirol:  Jagerrecbt.  Jagergeld.  Doch  ist  die  JagdlVohne  zu  ent- 
schädigen, wenn  sie  durcb  Umwandlung  der  gesetzniässigen  liobot  entstand. 

*  In  Oesterreicb  unter  der  l^nis  wurden  die  näberen  Bestimnuingeil 
darüber  einer  besonderen  Anordnung  vorbebalten. 

•*  Hierher  gehören  auch  die  IVir  jene  Roboiieistungen,  svelcbe  unent- 
geltlich entlielen,  verabreichten  Ergbtzlichkeiten. 
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endlicli  die  Bezahlung  von  Concurrenz- Beiträgen,  welche  die 
Dominien  von  den  nun  aufgehobenen  Leistungen  zu  entrichten 
hatten.  In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  hörte  auch  die  nicht 
aus  privatrechtlichem  Titel  als  Servitut  entsprungene  Verpflichtung 
der  Obrigkeiten  zur  Gestattung  des  Holzklaubens,  Stockrodens,  Laub- 
rechens, der  Graserei  oder  Viehweide  in  ihren  Waldungen  §ofort  auf. 

Hinsichtlich  derjenigen  Leistungen,  welche  nicht  unentgelt- 
lich aufzuhören  haben,  wird  der  Unterschied  zwischen  ablösbaren 
und  biliig  zu  entschädigenden  festgehalten;  unter  die  letzteren 
sind  die  Verpflichtungen  aus  dem  Unterthans- Verhältnisse  und  dem 
eigentlichen  Zehentrechte  (die  Arbeitsleistungen,  Natural-  und  Geld- 
gaben, welche  der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-, 
Berg-,  Zehent-  oder  Vogthenni  zu  leisten  hatte),  unter  die  ersteren 
aber  jene  Schuldigkeiten  gereiht,  die  aus  emphyteutischen  oder 
anderen  Verhältnissen  des  getheilten  Eigenthums  fliessen,  oder  die 
Natural -Leistungen,  welche  abgesehen  vom  Zehentrechte  als  un- 
veränderliche Giebigkeiten  für  Kirchen,  Schulen,  Pfarren  und  zu 
anderen  fortdauernden  Gemeindezwecken  zufolge  einer  zu  diesem 
Zwecke  gemachten  Stiftung  oder  eines  ähnlichen  Verhältnisses  von 
dem  Belasteten  (nicht  als  Person,  sondern)  als  Grundbesitzer  ent- 
richtet werden  (Sammlungen,  Collecturen  u.  dgl.,  Dotationen  der 
Schullehrer,  Messner,  Geistlichen) '.  Li  Salzburg  bestanden  die 
bezeichneten  Eigenthums -Theilungs-Contracte  nicht,  in  Gahzien 
und  der  Bukowina  sind  die  aus  solchen  herrührenden  Verpflichtun- 
gen den  billig  zu  entschädigenden  anzureihen,  in  der  Bukowina 
bestehen  die  unveränderlichen  Giebigkeiten  der  zuletzt  bezeichneten 
Art  fort,  so  dass  es  daselbst  gar  keine  ablösbaren  Grundlasten  gibt. 

Auf  zeitliche  Grund -Bestandsverträge  findet  das  Gesetz  vom 
7.  September  1848  keine  Anwendung.  Auch  sind  im  Falle  einer 
Vereinigung  des  Besitzes  der  berechtigten  und  verpflichteten  Rea- 
lität in  einer  Person  die  Bezugsrechte  als  durch  Consolidirung  er- 
loschen anzusehen  und  bilden  keinen  Gegenstand  der  Entlastung. 

Beide  Arten  von  Leistungen,  nämlich  sowohl  die  ablösbaren 
als  die  billig  zu  entschädigenden,  kommen  darin  überein,  dass  für 

'  Hierher  gehört  in  Deutsch-Tirol  der  benannte  Zehent;  in  Wälsch- 
Tirol  die  Primizie  und  Questue.  Die  Concurrenz -PlHcbt  der  Gemeinden, 
welche  auf  einer  gesetzlichen  Verfügung  beruht,  bleibt  unberührt.  Auch 
sind  Giebigkeiten,  welche  Jemand  als  Aequivalent  des  übernommenen  geist- 
lichen Zehents  zu  entrichten  hat,  nicht  hierher,  sondern  unter  die  billig 
zu  entschädigenden  zu  rechnen. 
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den  Ueberscluiss  des  Werthes  einer  dominiealen  Gegenleistung  über 
jenen  der  Leistmig  des  Pflichtigen  keine  Vergütung  stattfindet,  und 
von  dem  bei  der  fraglichen  Bilancirun»  sich  ergebenden  üeber- 
Schüsse  des  Werthes  der  gegen  Entschädigung  aufgehobenen  Lei- 
stung des  Pflichtigen  jedenfalls,  von  jenem  einer  ablösbaren  aber, 
insoferne  sie  besteuert  war,  nur  zwei  Drittt heile  dem  Bezuss- 
berechtigten  vergütet  werden,  indem  das  dritte  Dritttheil  fiir  die 
Steuer,  welche  der  Berechtigte  von  diesen  Beztisen  zu  leisten 
hatte  ',  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der  Einhebung 
und  die  sich  ergebenden  Ausfalle  als  eine  Pauschal -Ausgleichung 
in  Abzug  kömmt.  In  Galizien  und  in  der  Bukowina  werden  bei 
den  unterthänigen  I^istungen  überdiess  noch  5  Percent  der  zwei 
Dritttheile  und  der  Werth  etwaiger  auf  dem  herrschaftlichen  Grunde 
ausgeübter  Servituten,  auf  deren  Fortgenuss  die  Unterthanen 
verzichten,  abgeschlagen^  dagegen  beträgt  im  Grossherzogthume 
Krakau  (wo  viele  der  sonstigen  gesetzlichen  Verpflichtungen  der 
Grundherren  nicht  l)estanden  hatten)  die  Pauschal-Ausgleichung  bei 
allen  Leistungen  olme  Unterschied  nur  15  Percent  des  ermittelten 
Werthes  nebst  dem  Werthe  der  auf  herrschaftlichen  Gründen  aus- 
geübten Servituten,  auf  welche  die  Unterthanen  verzichten.  Dieser 
weitere  Abzug  wegen  der  von  den  LTnterthanen  aufgelassenen  Servi- 
tuten, sammt  den  für  den  Fortgenuss  derselben  von  den  Unterthanen 
zu  leistenden  Ent^schädigungs-Tlieilbeträgen,  kam  jedoch  bei  der 
Durchführung  der  Entschädigungs- Verhandlung  ausser  Betracht,  da 
auch  für  Galizien,  Bukowina  und  Krakau  die  Servitutenfraoe  von 
der  Url)arial- Entschädigung  getrennt  wurde.  In  Oesterreich  unter  der 
Enns,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küstenlande  findet  bei 
den  unveränderlichen  Natural -Giebigkeiten  für  Kirchen,  Schulen 
und  andere  Gemeinde -Zwecke  gar  kein  Pauschal -Abzug  Statt. 

Der  praktische  Unterschied  zwischen  billig  zu  entschädigenden 
und  ablösbaren  Leistungen  äussert  sich  auf  zweifache  Art:  in  der 
Verschiedenheit  der  Bewerthung  und  des  Quotienten,  welchen  der 
unmittelbar  Verpflichtete  zu  der  ausgemittelten  Entschädigung  bei- 
zutragen hat. 

Die  Verschiedenheit  der  Bewerthung  lieider  Kategorien  von 
Leistungen  tritt  namentlich  in  folgenden  Momenten  hervor. 

'  In  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küstenlande  für  den  20per- 
centigen  Einlass  von  den  herrschaftlichen  Bezügen ,  welcher  die  Stelle  der 
Urbarial- Steuer  vertrat. 

V.  Czoornig,  Oestcrificirs  Ncii.ccst.iltiinft.  ',y,\ 
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Die  gegen  billige  Entschädigung  aufzuhebenden 
Leistungen  sind  entweder  Roboten  oder  Dienste  in  Geld  oder  Na- 
luralien  ',  Das  Ausmaass  der  Schuldigkeit  für  beide  ist  für  gebührend 
anzusehen,  insoferne  sich  der  Berechtigte  vor  dem  Jahre  1848  im 
factischen  Besitze  befand  und  dieser  Besitz  mit  den  Fassionen  und  zu 
Grunde  liegenden  Liquidirungs- Acten  oder  besonderen  Verträgen* 
oder  richterlichen  Erkenntnissen  übereinstimmte  ^. 

Die  nach  Tagen  bestimmte  „ungemessene"'  Robot  ist,  in- 
soweit Urbarial-Fassionen  bestehen,  nachdem  fassionsmässigen  Preise\ 

'  Im  GrossherzogthumeKiakau  bilden  alle  Leistungen  von  Grundstücken, 
welche  erst  nach  dem  1.  November  1815  den  Bauern  zur  Bestiftung  auf  unlie- 
stimmte  Zeit  aus  den  vorher  dominical  gewesenen  Gründen  oder  Pfarrgütern 
oder  dem  Eigenthume  der  Städte  Chrzanow,  Trzebinia  und  Nowegore  ver- 
liehen worden  sind,  sammt  den  Hausgrundzin?en  der  Insassen  dieser  Städte, 
nur  einen  Gegenstand  der  Ablösung.  In  der  Bukowina  sind  unterthänige 
Gründe  alle  jene,  weiche  zur  Gründung,  Ordnung,  Befestigung  oder  Er- 
weiterung eines  Unterlhänigkeils- Verhältnisses  an  Bauern  vergeben  wur- 
den und  sich  noch  im  Jahre  J848  im  Rustical- Besitze  befanden  oder  durch 
rechtskräftige  Entscheidungen  richterlicher  oder  politischer  Behörden  als 
unterthänig  erkannt  worden  sind. 

^  Der  Umstand,  dass  solche  Vertrüge  nicht  auf  Gruud  einer  gesetz- 
lichen Verhandlung  zu  Stande  kamen  und  kreisamtlich  bestätigt  wurden, 
beirrt  für  Galizien  und  die  Bukowina  ihre  Rechtsgiltigkeit  nicht,  wie 
auch  in  Steiermark.  Kärntlien,  Krain  und  im  Küslenlande  die  Leistungen 
von  solchen  Donunical-Gründen,  welche  vom  Gutskörper  veräussert  wur- 
den, der  Entschädigungsiillicht  unterliegen,  selbst  wenn  die  politische 
Genehmigung  zur  Veräusserung  noch  nicht  eingeholt  worden  ist. 

^  Wird  der  Bezugs-Titel  einer  Leistung  bestritten  oder  kann  der 
factische  Besitz  nicht  sichergestellt  werden,  so  ist  zuerst  ein  Vergleich 
zu  versuchen,  im  Falle  eines  Scheiterns  desselben  aber  die  betreffen<le 
Partei  zur  Betretung  des  Rechtsweges  binnen  vier  Wochen  anzuweisen, 
diese  Sache  von  den  Gerichten  summarisch  zu  behandeln  und  rasch  zu 
entscheiden.  Letzteres  gilt  nach  Minist.  Verord.  vom  J2.  Mai-  1851  auch 
von  den  liereits  früher  anhängig  gewesenen  Rechtsstreiten  dieser  Art. 
Die  Anforderung  des  Berechtigten  auf  eine  Entschäxligung  entfällt  aber 
jedenfalls,  wenn  Berechtigier  und  Verpllichteter  in  einer  Person  zusammen- 
trafen, also  der  factische  Bezug  am  7.  September  1848  durch  die  Ver- 
einigung des  Besitzes  der  berechtigten  und  verpflichteten  Realität  in  Einer 
Person  im  Wege  der  Consolidirung  erloschen  war  (Minist. -Verordn. 
vom  3.  Juli  1854). 

*  Für  üesterreich  unter  der  Enns  (Instruction  vom  15.  Mai  1843,  §.  56), 
Salzburg,  Galizien  und  die   Bukowina. 
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in  Ermangluns  derselben  mit  einem  Drittlheilc  des  im  Katastral- 
Schätzungs- Opera te  der  Gemeinde,  in  welcher  die  verptlichtete 
Realität  gelegen  ist,  vorkommenden  Preises  (wobei  der  einspän- 
nige Zugtag  mit  V3,  der  dreispännige  mit  ly^,  der  vierspännige 
mitl^,  der  sechsspännige  mit  273  des  zweisjjännigen  anzurechnen 
ist)  ',  oder  mit  dem  dritten  Theile  des  Werthes  eines  Tages  freier 
Arbeit^  nach  der  eben  bezeichneten  Abstufung  zu  veranschlagen,  in 
Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg  nach  dem  für  1824  bis  1846  sich  er- 
gebenden durchschnittlichen  Ablösungspreise  des  im  fraglichen  Be- 
zirke gelegenen  k.  k.  Rentamtes  (subsidiarisch  dem  geringsten  eines 
benachbarten)  unter  Vorbehalt  eii:er  Ermässigung  durch  die  Grund- 
entlastungs- Landes- Commission,  im  Grossherzogthume  Krakau  nach 
dem  von  der  Rural-Commission  zur  Regulirung  der  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse auf  Staats-  und  Instituts- Gütern  im  Jahre  1833  festge- 
stellten Maassstabe  zu  bewerthen.  Die  nach  der  Gattung  der  Arbeit 
bestimmte  „gemessene^  Robot  ^  —  sanimt  den  weiten  Fuhren 
und  Botengängen  —  ist  abzusehätzen  %  in  freie  Arbeitstage  aufzulösen 


'  Für  Oesterreich  ob  der  Eniis,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und 
das  Küstenland.  Wenn  in  der  bezüglichen  Gemeinde  kein  Katastral-Preis 
für  den  Arbeitstag  bestand,  ist  wie  im  gleichen  Falle  bei  den  unverän- 
derlichen Natural -Leistungen  vorzugehen. 

^  In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  wobei  der  zweispännige  Pferde- 
zugtag  freier  Arbeit  ",',00.  ein  eben  solcher  Ochsenzugtag  *'/,oo  Metzen 
Korn  gleichzühalten  ist,  und  ein  Handtag  füi-  '/s  eines  zweispännigen 
Pferdezugtages  gilt. 

*  In  Tirol  und  Vorarlberg  bestand  keine  gemessene  Robot;  in  Kärn- 
then ist  sie  in  die  gesetzlich  normirte  Frohnschuldigkeit  des  Verpllichteten 
einzurechnen  und  entfällt  unentgeltlich,  insoferne  sie  hiernach  das  zu- 
lässige Maximum  der  Frohnschuldigkeit  überschreitet. 

*  In  Galizien  und  der  Bukowina  ist  dieselbe  nach  den  bei  Bemessung 
der  Urbarial- Steuer  festgesetzten  Preisen,  wo  sich  solche  nicht  bereits 
nach  Tagen  berechnet  vortinden ,  zu  verwerthen;  nur  wo  gar  keine  solchen 
Preise  in  dem  Kataster  bestehen,  faulet  eine  Veranschlagung  der  zur  Zu- 
standebringung  der  fi'agliclien  Arbeit  benöthigten  Kobott<)ge  Statt.  Das 
Letztere  gilt  auch  in  Krakau.  —  Die  gemessene  Arbeit  beim  Ackern  soll 
in  der  Bukowina  nach  derjenigen  Zahl  \on  Zugvieh,  welche  der  Veiiillich- 
tete  im  Frühjahre  1848  besass,  jedocli  nur  bis  zu  der  Höhe  eines  sechssjiänni- 
gen  Zugtags,  der  Verwerthung  unterzogen  werden,  wobei  der  vierspän- 
nige Zugtag  mit  dem  doppelten,  der  sechsspännige  mit  dem  dreifachen 
Katastral -Preise  eines  zweispännigen  zu  veranschlagen  kömmt. 
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und  lüU'li  dem  vollen  Kat  astral -Preise  zu  entschädigen'.  Ist  die 
Entstehung  der  gemessenen  aus  der  ungemessenen ^  und  das  Maass 
dieser  ursprimglichen  Robot  i.achweissbar,  so  hat  die  Zurückführung 
auf  dieselbe  stattzufinden  \ 

Nur  Natura  1 -Leistungen,  welche  bleibend  durch  einen 
rechtsgiltigen  Vertrag  oder  die  seit  dem  7.  September  1818 '  be- 
standene Uebung  in  Geldgaben  oder  Arbeitsleistungen  verwandelt 
wurden,  kommen  auch  bei  Ausmittlung  der  Entschädigung  als 
Geldgaben  oder  Arbeitsleistungen  zu  verwerthen. 

Alle  anderen  unveränderlichen  Natural  -  Leistungen  *  sind 
in  Oesterreich  unter  der  Enns  und  Salzburg  nach  den  Urliarial- 
Fassionen,  in  den  übrigen  Kronländern  nach  den  Katastral -Preisen 
der  Steuergemeinde,  welcher  die  pflichtige  Realität  angehört,  oder 
den  geringsten  einer  benachbarten  ^,  die  aus  dem  Zehentrechte 
hervorseoanaenen  "^  in  Oesterreich-  unter  und  ob  der  Enns  und 
Salzburg,  nach  den  Zehent- Fassionen,  in  Böhmen  nach  dem  für 
1836  bis  1847,  in  Galizien  und  der  Bukowina  nach  dem  für  1842 
bis  1847  ermittelten  durchschnittlichen ,  in  Steiermark ,  Kärn- 
then ,  Krain",  Küstenland ,  Mähren  und  Schlesien  überhaupt 
nach  dem   rechnungsmässig   gefundenen  Jahresbetrage   der  Zehent- 


'  Für  die  \on  den  Gemeinden  leilien weise  oder  genieiiiseliaftlich  ver- 
richteten Arbeiten  ist  in  Steiermark,  Kärnllien,  Kraiu.  und  Küstenland 
die  1835  bis  1844,  in  Böhmen,  Mähren  mid  Schlesien  die  1838  bis  1847, 
in  Galizien  und  Krakau  die  1844  bis  1846,  in  der  Bukowina  die  1845 
bis  1847  stattgefundene  Vertheilung  unter  die  Gemeindeglieder  maass- 
gebend,  jedoch  so,  dass  die  Quote,  welche  auf  die  ohne  Entschädigung- 
befreiten  Inleute  und  Häusler  entfiel,  abgerechnet  wird. 

^  Die  unentgeltliche  Spinnschuldigkeit  in  Böhmen,  Mähren  und  Schle- 
sien wird  mit  dem  Unterschiede  zwischen  dem  Local- Preise  des  Garns 
und  jenem  des  Flachses  oder  Werges  für  1836  bis  1845  in  Rechnung  ge- 
bracht, in  Galizien  nach  den  ürbarial- Fassionen  behandelt.  Musste  der 
Verpflichtete  auch  den  Flachs  oder  das  Werg  liefern,  so  trat  hierfür  die 
Entschädigung  nach  den  Grundsätzen  bezüglich  der  Natural-Gaben  ein. 

'  In  Kärnthen  vom  Beginne  des  Nutzjahrs  1815. 

'  Dahin  gehören  in  Kärnthen  auch  die  nach  dem  Georgi- Preise  ab- 
zustattenden. 

*  Jedoch  kann  nur  eine  solche  berücksichtigt  werden,  welche  mit 
der  zu  entlastenden  einen  gleichen  Katastral -Kornpreis  hat. 

"  Gleich\iel  ob  der  zehnte  oder  ein  grösserer  oder  ein  kleinerer  Theil 
des  Ertrags  die  Leistungs- Quote  ausmachte. 
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Abgabe  '  unter  Berücksichtigung  der  Katastral -Preise  in  Geld  zu  ver- 
anschlagen ^.  In  Tirol  werden  sämmtliche  Natural- Leistungen,  bei 
rechnungsmässiger  Ausmittlung  des  Zehent- Ertrags,  nach  den  ober- 
wähnten rentaintlichen  Ablösungspreisen  der  deutschen  Kreise  und 
nach  den  in  Wälsch- Tirol  üblichen  jährlichen  Taxen  der  Feldpro- 
(lucte  (mit  Vorbehalt  der  bereits  bezeichneten  Ermässigung),  im 
Grosshei-zogthume  Krakau  nach  den  Preisen  der  oberwähnteii  Rural- 
Commission  und  nur  subsidiarisch  nach  jenen  des  neuen  Katasters 
oder  eventuell  nach  den  zehnjährigen  Durchschnittspreisen  der  Stadt 
Krakau  bewerthet.  Für  die  auf  keine  der  oben  aufgeführten  Arten 
nachweisbaren  Natural -Leistungen  wird  der  Preis  von  der  Landcs- 
Commission  nach  den  Principien  der  Grundentlastuiigs -Patente  mit 
einem  entsprechenden  Werthanschlage  ^  festgestellt  *. 

'  In  der  Bukowina  wird  bei  zelientptlichtigen  Wiesen  die  gesetzliche 
Reluition  des  Jahresbelrags  der  Zehentabgabe  mit  l'/s  kr.  für  die  Klafter 
Heu  in  Rechnung  gezogen. 

^  Die  an  die  Stelle  des  Zehents  getretenen  unveränderlichen  Natural- 
Gaben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermarli.  Kärntlien,  Krain 
und  im  KüstenJande  der  unveränderliche  Korner-Sack-Zeheat,  in  Oester- 
reich ob  der  Euns  der  Blutzehent,  im  Küstenlande,  in  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien,  Galizien  und  in  der  Bukowina  der  fixe  Garbenzehent,  in  Böhmen 
und  Mähren  der  Bergdienst)  werden  wie  andere  fixe  Natural- Gaben 
behandelt.  Wo  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küstenlande 
während  des  Decenniums  von  1835  bis  1844,  in  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien während  der  Jahre  1836  bis  1847  die  Zehentgemeinden  den  Zehent 
selbst  gepachtet  oder  pauschalirt  hatten,  ist  auf  Verlangen  beider  raciscenten 
der  Pachtschilling  oder  das  Piuischnle  im  vollen  Betrage  oder  der  ganze  Kata- 
stral-Werth  der  in  Weise  eines  solchen  bedungeneu  Natural-Leistung  zur 
Grundlage  der  Entschädigung  zu  nehmen  und  die  Repartition  in  der  Ge- 
meinde ihr  selbst  zu  überlassen.  Letzteres  gilt  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  überhaupt,  wenn  die  Zehentschuldigkeit  ganzen  Gemeinden  oblag. 

'*  Hierzu  bieten  namentlich  die  Preise  von  verwandten  Stoffen,  nach  dei'en 
Preisen  sich  gewöhnlich  die  Local-Preise  der  fraglichen  Artikel  richten,  einen 
Anhaltspunct,  indem  das  Verhältniss  der  Local  -  Durchschnittspreise  beider 
für  1836  bis  1845  auf  die  Preise  vom  Jahre  18'24  zurückgeführt  wird.  Für 
Erzeugnisse,  bei  denen  keine  solche  Vergleichung  möglich  ist,  dient  der  ge- 
ringste seit  1824  bestandene  Reluitions- Preis  der  nämlichen  oder  einer  in 
gleichen  Verhältnissen  stehenden  Gemeinde  als  Werthanschlag.  IVhlt  auch 
ein  solcher,  so  ist  der  niedrigste  Local  Preis  der  Jahre  1840  bis  1845  anzuneh- 
men, in  der  Bukowina  der  durchs(;hui(tliclie  für  1836  iiis  1845  zu  berechnen. 

*  In  Oesterreich  ob  der  Euns  unti  Salzburg  bestanden  Ruslical- Zehente. 
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Für  veränderliche  Nat nral-Leistungen,  deren  Quan- 
iiJät  und  Gattung  durch  den  Culturs- Wechsel,  unabhängig  vom 
Wirfhsehaüs-Turnus,  bedingt  ist,  dient  die  im  letzten  Baujahre 
stattgeiiabte  Culturs -Art  zum  Anhaltspunetei  ist  nur  die  Gattung 
durch  den  Culturs -Wechsel  bedingt,  so  kömmt  nach  der  Zahl  d^^r 
Rotations -Jahre  ein  verhältnissmässiger  Theil  jeder  im  ordentlichen 
Turnus  erscheinenden  Frucht  zur  Nachweisung. 

Bei  Giebigkeiten ,  die  nicht  jährlich  zu  entrichten  waren,  wird 
der  ermittelte  Werth  durch  die  im  Vorhinein  festgesetzte  oder  er- 
iahrungsgemäss  anzunehmende  Zahl  der  Jahre  einer  Leistungs- 
Periode  getheilt.  Das  Stroh  und  die  Spreu  bleiben  ausser  aller  Ver- 
anschlagung, ebenso  die  mitunter  '  bestandene  Gepflogenheit,  die 
Leistung  in  einem  gehäuften  oder  sonst  vergrösserten  Maasse  oder 
Gewichte  abzustatten.  Bei  Giebigkeiten,  die  kein  Bodenerzeugniss  be- 
treuen %  Avird  der  Jahresertrag  aus  Zehent- Registern  und  Vor- 
merken, durch  die  Aussage  von  Gedenkmännern  oder  sonst  in  ge- 
eigneter Art  nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitte  *  erhoben. 

Unveränderliche  (^unsteigerliche)  Gelddienste  sind  in  vollem 
Betrage  anzusetzend^  Geldgaben,  die  nicht  alle  Jahre  zu  entrichten 


SU  dass  der  Zelieutnutzniigs-Eigeiithiimer  eine  Abgabe  (Recognitioiis- Ge- 
bühr) an  den  Zehent-Obereigenthüiuer  entrichtete;  in  einem  sulclien  Falle 
ist  auch  die  Entschädigung  zwischen  beiden  pro  rata  zu  tlieilen,  so  dass 
der  Nutzniesser  die  bisherigen  Recogiiitions- Leistungen  seinerseits  zu  ent- 
schiidigeu  hat.  hi  SteierniarJc  wurde  den  Zehentmaiern ,  in  Kärnthen  den 
Zechneni,  in  Krain  den  Zehent-Erbpächteru  ein  bestimmter  Zehent-District 
in  Erbpaclit  überlassen:  aucii  hier  tritt  eine  zweifache  Entschädigungs- 
Verhandlung  ein,  nur  hat  der  Zehentherr  nie  mehr  anzusprechen,  als  der 
Zelieutmaier,  Zechner  oder  Zehent- Erbpächter  erhält. 

'  Z.  B.  in  Galizien. 

^  80  in  Karuihen  der  Stroh-,  Haar-,  Flachs-,  Bienen-,  Jugend-,  Latten-, 
Bretter-,  Kailv-,  Kohl- Zehent,  die  Haarlanste  und  die  grundherrliche  Berg- 
iVuhne,  in  Steiermark,  Krain,  im  Küstenlande,  in  Böhmen  und  Mähren 
der  Blutzehent,  in  Galizien  und  der  Bukowina  der  Bienen-  und  Blutzehent. 

^  Für  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  Küstenland  1839  bis  1844. 
für  Galizien  1837  bis  1842.  für  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  die 
Bukowina  1842  bis  1847  (wobei  aber  in  Galizien  und  der  Bukowina  sub- 
sidiarisch auf  die  Zehent -Steuer- Fassion   zurückgegangen  werden  kann). 

*  Dahin  gehören  namentlich  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die 
bei  der  Theresia nischen  Steuer- Rectilicntion  auf  der  Rubrik  der  „stand- 
iiaften  Geldzinse"  cinbekannteu. 
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waren,  sind  wie  die  oben  besprochenen  Natural -Giebigkeiten  zu 
behandehi.  Bei  veränderlichen  Geldgiebigkeiten  ist  ein  zehnjähriger 
Durchschnitt  niaassgebend.  Wurden  Geldleistungen  in  Natural- 
Leistungen  umgewandelt,  so  sind  sie  nur  dann  als  solche  zu  ver- 
werthen,  wenn  die  Umgestaltung  vertragsmässig  und  bleibend 
geschah  '. 

Ein  mit  behördlicher  Genehmigung  abgeschlossener  und  bereits 
erfüllter,  oder  nach  seinen  Stipulationen  vor  dem  7.  September 
1848  zu  erfüllen  gewesener  rücktrittsloser  Kobot- Abolition s- 
Vertrag  ist  als  abgethan  anzusehen;  ist  er  nur  zum  Theile  er- 
füllt, so  ist  der  Rest  nach  den  Bestimmungen  des  Entschädiaunüs- 
Patentes  zu  behandeln,  falls  diese  iür  den  Unterthan  günstiger 
sind  ^  Bei  einer  Reluition  auf  immerwährende  Zeiten  findet 
die  Zurüekführung  auf  die  ursprüngliche  Schuldigkeit  und  deren 
Werthbemessung  nach  den  Grundsätzen  der  Entlastungs- Patente 
Statt,  wenn  nicht  der  Keluitions-Preis  ein  noch  geringerer  ist.  Zeit- 
liche Reluitionen  (so  dass  beim  Ablauf  der  Zeit  jedem  Theile  die 
Rückkehr  zur  Arbeitsleistung  freistand)  sind  aufgehoben  *. 

Jede  obrigkeitliche  Gegenleistung  ist  auf  gleiche  Weise  zu 
veranschlagen :  doch  darf  die  für  Arbeiter  zu  verabreichende  Kost 
(sammt  Futter  des  Gespannes)  nicht  höher  als  mit  dem  halben 
Werthe  eines  Robottaues*,  ein  zu  verabreichender  Theil  derselben 

CT  / 

höchstens  mit  dem  Drittelwerthe  eines  solchen,  ebenso  jedes  andere 
Entgelt  nie  über  jenes  Maximum  hinaus  angesetzt  werden.  Wo 
das  fassionsmässioe  Reinerträgniss  der  Leistunsi;  als  Maassstab  der 
Entschädigung  angenonmien  wird,  entfällt  die  Kothwendigkeit  einer 

'  Die  in  Tirol  und  Vorarlberg  unter  der  bairiscbcn  Regierung  aus 
Veräusserung  von  Gütern  oder  Ablösung  des  Lelienbaudes  entstandenen 
Bodenzinse  sind  nicht  als  Grundabgaben,  sondern  als  rückzahlbare  Capi- 
tale  zu  behandeln. 

-^  Doch  kann  ein  Kiickersatz  von  den  in  iheilweiser  Erlullung  eines 
Abolitions-Vertrags  bereits  eingezahlten  Betragen  oder  eine  Einrechnung  in 
die  zu  leistende  Entschädigung  in  keinem  Falle  gefordert  werden. 

*  Besondere  Bestimmungen  wurden  für  Böhmen,  Mähren,  Schlesien 
und  Galizien  mit  Rücksicht  auf  die  nach  dem  sogenannten  Raab'schen 
8\'steme  errichteten  Robot-Abolitions-  und  Maierhofzerstuckuugs-L'outracte 
erlassen.  - 

*  In  Böhmen,  iMähren  und  Schlesien  wird  bei  den  Hand- Roboten 
zwischen  dem  24.  Juni  und  29.  September  die  Kost,  bei  den  Zug- Roboten 
derselben  Zeit  das  Futter  nicht  als  Gegenleistung  in  Abzug  gebracht. 
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Abrecliiumg  der  Geueiileistuiig-,    Avelciie  ebenso  bei  allen  Gegenlei- 
stungen der  Zehentberecbtigten  nicbt  statUindet  '. 

Die  zu  den  ablösbaren  Leistungen  gebörigen  Arbeits- 
leistungen sind  gleich  den  Roboten  zu  bewerthen^  die  Vergü- 
tung für  fixe  oder  veränderliche  Natural-Giebigkeit  en  hin- 
gegen ist  räch  einem  zehnjährigen  (1834  bis  1845  nach  Ausscheidung 
der  beiden  Jahre  mit  den  höchsten  und  niedrigsten  Preisen) 
Durchschnitte  des  Marktpreises  von  Früchten,  bei  anderen  Erzeug- 
nissen nach  den  innerhalb  der  letzten  sechs  Jahre  (1842  bis  1847)  * 
bestandenen  Keluitions- Preisen  und  nur  subsidiarisch  nach  den 
Markt -Durchschnittspreisen  derselben  Periode  zu  ermitteln,  wobei 
der  Berechnung  von  Abgaben  nach  aliquoten  Theilen  die  Katastral- 
Öchätzung  des  Natural -Gesammtertrags  der  pflichtigen  Besitzung  zu 
Grunde  gelegt  wird  ^5  Geldzinse*  werden  wie  andere  Geldgiebig- 
keiten  der  Ablösung  unterzogen  und  die  gegenseitige  Betheiligung 
des  Obereigenthümers  und  des  Eniphyteuten  an  der  Steuerentrich- 
tung  nach  der  auf  das  Jahr  1847  entfallenen  Ziffer  bemessen.  Nach 
den  nämlichen  Grundsätzen  wird  die  Gegenleistung  des  Obereigen- 
thümers bewerthet^,  jene  des  Zehentherrn  nicht  in  Rechnung  ge- 
zogen. Ein  bis  zum  Beginne  der  commissionellen  Ablösungs- Ver- 
handlungen rechtsgiltig  geschlossener  Abolitions- Vertrag  bleibt 
aufrecht  erhalten.  —  Nur  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im 
Küstenlande  Merden  die  ablösbaren  Natural -Giebigkeiten  gleich  den 
gegen  Entschädigung  aufgehobenen  bewerthet.     Dasselbe  gilt  auch 

•  Hier)ier  gehören  auch'  die  üblichen  Gaben  an  Zehentabstecker. 

•  In  Schlesien  1845  bis  1850. 

*  Stroli  und  ZehentiVohne  bleiben  auch  hier  ausser  Anschlag. 

♦  Also  auch  die  für  abverkaufte  Mühlen-,  Brau-,  Branntwein-  und 
Wirthshäuser  i>nd  andere  mit  einem  Industriai- Beiriebe  verbundene  Reali- 
täten bezogenen  Zinse  in  Oesterreich  ob  der  Enns,  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien;  die  affitti,  otYitti  livelli.  affitti  fermi,  canoni,  praude,  marche, 
fondaci,  dazioni,  terratici  u.  s.  f.  im  Kü.-;leidande;  die  Grund-  und  Frei- 
stifts-Zinse  in  Deutsch -Tirol;  die  livelli  (nicht  aber  auch  die  censi)  in 
Wälsch- Tirol. 

"•  Insbesondere  gehört  hierher  die  Verjillichtung  zur  Abgabe  von  Zeug- 
oder Bau -Materialien  (jährlich,  periodisch,  oder  nach  der  durch  Kunst- 
verständige zu  bestimmenden  Zahl  von  Jahren),  zur  Beistellung  von  Roboten 
(für  welche  die  Entschädigungspreise  aller  Roboten  derselben  Gemeinde 
gelten)  zu  gewissen  Baulichkeiten  an  Gebäuden  oder  Werksvorrichtungen 
in   Röhmeu .  Mähren.   Schlesien   und   Kral>au. 


521 


von  Tirol;  duch  smd  hier  die  von  der  Griindentlastungs-Landes- 
Commiösion  für  billig  zu  entschädigende  Leistungen  festgestellten 
Üurchschnittspreise  bei  ablösbaren  um  10  Percente  zu  erhöhen.  In 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  hingegen  sind  auch  die  Arbeits- 
leistungen (mit  Ausnahme  der  Dominical- Robot)  nach  den  Relui- 
tions -Preisen,  subsidiarisch  nach  den  Markt -Durchschnittspreisen 
(in  Böhmen  und  Mähren  für  1842  bis  1847,  in  Schlesien  für  1845 
bis  1850)  zu  bewcrthen.  In  Oesterreich  unter  der  Enns  gilt  die 
Bewerthung  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Marktpreise 
nicht  für  die  Natural -Leistungen  aus  Eigenthums-Theilungs-Con- 
tracten,  welche  den  gegen  Entschädigung  aufgehobenen  gleich  zu 
achten  sind'.  In  Galizien  sind  die  Markt -Durchschnittspreise  oder 
Reluitions- Preise  von  1843  bis  1845  maassgebend.  Im  Krakauer 
Kreise  wird  die  Zehentkörnerschüttung  an  Korn  und  Gerste  nach 
den  Markt- Durchnittspreisen  von  1833  bis  1845,  jede  sonstige 
Natural -Leistung  (ausser  der  Dominical -Robot)  bei  Früchten  nach 
den  Marktpreisen  von  1843  bis  1848,  bei  anderen  Erzeugnissen 
oder  Giebigkeifen  nach  dem  gleichzeitigen  Reluitions-Preise  vergütet. 

Was  den  Quotienten  betrilfi ,  welchen  der  zu  Entla- 
stende an  der  Entschädigungs -Summe  zu  tragen  hat,  so  wird 
diese  Summe  lür  die  billig  zu  entschädigenden  Leistungen  zur  Hälfte 
vom  Verpflichteten  selbst,  zur  anderen  Hälfte  vom  betreffenden 
Kronlande  geleistet :  bei  den  ablösbaren  Leistungen  hat  jedoch  der 
Verpflichtete  beide  Hälften  allein  zu  tragen.  Nur  dann,  wenn  die 
Ablösungs- Rente  mehr  als  40  Percent  des  Reinertrages^  eines  be- 
lasteten Grundstückes  in  Anspruch  nimmt,  ist  der  Ueberschuss  auf 
Verlangen  des  Verpflichteten  von  dem  Landes -Fonde  zu  überneh- 
men, jedoch  nur  so,  dass  der  Verpflichtete  keinen  minderen  Ab- 
lösungsbetrag zu  entrichten  hat,  als  er  im  Falle  einer  billigen  Ent- 
schädigung leisten  müsste. 

Auch    bei    den   Rückständen    an    aufiichobenen   Leistunuen 


'  Vorbehaltlich  anderer  Werthbemessungen  in  den  tliestilalligen  Oou- 
Iraeleii. 

^  Dieser  Reinertrag  wird  l)ci  Gründen  nacli  dem  Kaiaster  ausgemil- 
lelt ,  bei  hanszinsstouer- pliichtigcn  Gebäuden  nach  der  bi'riehtigten  Zins- 
Fassiou  von  1848  (mit  15  I'ercent  Abzug),  sonst  nach  dem  Gutachten 
von  Sachverstandigen  erlioben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns  bei  liansclassen- 
."teuerpilichligen  Gebäuden  und.  bei  Gewerl)en  mit  dem  löfaclien  Betrage 
der  Hausclassen-  oder  der  Erwerbssteuer  angenommen). 
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für  das  Nutz -Jahr  1848  findet  zwischen  beiden  Hauptclassen  von 
Lasten  der  Unterschied  Statt,  dass  (he  Rückstände  an  den  bloss 
ablösbar  erklärten  Giebigkeiten  ohne  Einlass,  alle  anderen  mit  dem 
Nachlasse  eines  Sechsttheiles  abzustatten  sind,  wobei  im  Falle  so- 
gleicher  gänzlicher  Berichtigung  ein  weiterer  lOpercenliger  Einlass 
Platz  gi-eift '.  Die  nicht  sofort  abgestatteten  konnten  in  zwölf 
Monatraten  abgeführt  oder  dem  Entschädigungs-Capitale  zuge- 
schlagen wei'den.  Vergleiche  über  ältere  Rückstände,  die  ohne 
Einlass  abzustatten  sind,  sowie  über  alle  rückständigen  Verände- 
rungs-Gebühren, sind  unter  sehr  erleichterten  Förmlichkeiten  zulässig^ 
Der  Grundsatz,  dass  bei  den  billig  zu  entschädigenden  Leistun- 
gen die  Hälfte  der  Entschädigungs- Summe  vom  Verpflichteten  zu 
tragen  ist,  erleidet  jedoch  einzelne  wesentliche  Ausnahmen.  In 
Galizien  nämlich  (sammt  Krakau),  sowie  in  der  Bukowina, 
werden  die  aus  dem  gutsl.errlichen  Unterthans- Verbände  entsprin- 
genden Leistungen  ganz  auf  Kosten  des  Landes  entschädigt.  Ebenso 
hat  der  Staat  die  volle  Entschädigung  für  jene  Besitz  Verände- 
rungs-Gebühren (von  Realitäten  und  dem  clazu  gehörigen  fun- 
dus  instructus)  übernommen,  die  sich  nicht  auf  emphjteutische 
Verträge,  sondern  auf  die  I^ndesverfassung,  das ,  Gesetz  oder 
das  Unterthans- Verhältniss  gründeten.  Unter  letztere  gehört  der 
bei  weitem  grösste  Theil  der  Besitzveränderungs- Gebühren  in 
Oesterreich  unter  und  ob  derEnns^,  Salzburg*,  Steiermark,  Kärn- 
then  ',  Krain",  im  Küstenlande  und  in  Tirol',  sowie  auch  die  von  den 
fürstlichen  Landrechten  in  Schlesien  bezogenen  Ratificaf ions-Taxen  oder 
Territorial-Gebühren.    Hierbei  wird  aus  dem  seit  7.  September  1818 

'  In  üe?terreich  ob  der  Enus  und  Tirul  fällt  er  ganz  hinweg,  in  Salz- 
burg beträgt  er  nur  5  Percent.  Für  Galizien,  Krakau  und  Bukowina  wunlen 
besondere  Bestimmungen  über  diese  Kückstunde  eriassen. 

^  Minist. -Erlass  vom  9.  August  1850. 

^  Unter  der  Enns  Laudemiuni  und  iMortuar  (nou  Realitäten  und  Fundus 
instructus),  ob  der  Euns  P'reigeld.  Verändenings-Gebühron,  welche  in 
nicht -unlerthänigen  Städten  und  Marktllecken  von  biu-gerlichcn  Häusern, 
Gründen  und  Gewerben  zum  Vortheife  der  Commuuen  bezogen  wurden, 
gehören  nicht  hierher. 

*   Unterthans-  und  Herrnfalls-Anlaiten. 

•"  Ehrungen  un<l  Kauf- Freigelder. 

''  Die  Gebühren  für  Ausfertigung  der  Scliirmbriefe  in  Krain  sind  keine 
Urbarial-Giebigkeilen.  sondern  Kanzlei-Gebühren;  im  Küstenlande  ent- 
fallen sie  unentgeltlich. 

"  Auf-  und  Abzug,   kaudemium.    Ehrung.  Todlall. 
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wirklich  und  mit  Recht  stattgehabten  Bezüge  der  Durchsdinitt  be- 
rechnet, die  Urbarial  -  Steuer  '  sammt  den  Grundbuchführungs-Aus- 
kigen  und  den  anderweitig  (durch  Taxen,  Jurisdictions- Gebühren, 
Mortuar  vom  beweglichen  Vermögen,  Steuer- Percente  u.  s.  w.) 
nicht  gedeckten  Jurisdictions -Kosten  und  Ausgaben  für  die  politische 
Verwaltung  (soweit  die  Verbindlichkeit  zu  ihrer  Deckung  ein  Ausfluss 
der  betreibenden  Grundobrigkeit  als  solcher  war)  in  Abzug  gebracht  % 
wo  nicht  etwa  ohnehin  nur  der  Reinertrag  der  Veränderunes-Ge- 
bühren  in  die  Urbarial -Fassionen  aufgenommen  erscheint. 

Dagegen  müssen  die  Laudemien  in  Böhmen,  Mähren  und  Ga- 
lizien,  wo  sie  bloss  auf  Privat-Rechtstiteln  beruhten,  und  die  gleich- 
artigen Schlesien's  insgesammt  von  den  Verpflichteten  allein  getra- 
gen werden  ^  Als  Maassstab  zur  Berechnung  dieser  Veränderungs- 
Gebühren  dient  der  vertragsmässig  festgesetzte  oder  unter  den 
Interessenten  verglichene  oder  der  letzten  Laudemial- Entrichtung 
(in  Mähren  und  Schlesien  der  letzten  innerhalb  des  Decenniums 
von  1839  bis  1848  vorgekommenen)  zum  Grunde  gelegene  Werth. 
Wo  kein  Vertrag  denselben  festsetzt,  oder  wo  der  Verpflichtete 
die  Abschätzung  \'erlangt,  hat  dieselbe  von  dem  Grundsatze  aus- 
zugehen, dass  alle  25  Jahre  ein  Besitzveränderungsfall  eintritt, 
z\\  ei  Dritttheile  der  Fälle  entgeltlicher  Uebertragung  zugeliören  und 
von  den  unentgeltlichen  wieder  zwei  Dritttheile  zwischen  Ver- 
.  wandten  vorkommen  *. 

Im  Vorstehenden  ward  des  allgemeinen  Grundsatzes  erwähnt, 
dass  die  Leistungen  aus  emphvteutischen  Verträgen  der  Ablösung 
unterliegen.     Auch   dieser  Grundsatz  erleidet   in    Oesterreich   unter 

'  lu  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küsteiilamle  der  2()iiereentige 
Einlass,  wenn  nicht  schon  in  den  Registern  des  Bereclitigten  der  Laudeniial- 
Bezug  mit  Rücksicht  auf  diesen  Einlass  \orgeschrieben  worden  wäre. 

^  hl  Tirol  werden  ohne  weiteres  Eingehen  in  eine  solche  Berechnung 
10  Percente  abgezogen.  Eben  so  ist  in  Salzburg  den  Dominien  mit  Juris- 
diction der  Abzug  mit  15,  jenen  ohne  Jurisdiction  mit  10  Percent  zu  be- 
rechnen. Audi  in  anderen  Krouiändern  wurde  für  die  Fälle  einer  Uu- 
möglichkeit  der  Berechnung  ein  Pauschal -Einlass  gestallt!. 

■*  Für  die  Bukowina,  wo  diese  Veränderungs-Cjlebiihreu  nur  vereinzelt 
vorkommen  konnten,  wurde  eine  weitere  Eestimmung  vorbehalten. 

*  Nachträglich  (Kais.  Veiord.  vom  29.  Juni  1854)  wurden  diese  Grund- 
sätze auch  für  Kiakau  \orgezeiclinet.  Besondere  Bestimmungen  galten 
■  für  die  Veränderungsgebühren  der  vorliegenden  Art  in  Oesterreich  unter 
der  Enns,  Krain,   Küstenland,  Tirol. 
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und  ob  der  Enns,  Salzburg-,  Steiermark,  Kärnthen,  Kraiii,  im 
Küstenlande,  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  die  Beschränkung, 
(lass,  wenn  durch  die  Emphyteusis  ein  Unterthans - Verhältniss  be- 
gründet oder  ein  schon  bestehendes  erweitert  wurde,  die  dadurch 
begründeten  Leistungen  nicht  der  Ab'ösung,  sondern  der  billigen 
Entschädigung  unterzogen  worden  sind  '.  Dagegen  findet  diese 
Beschränkung  in  Böhmen ,  Mähren  und  Schlesien  nicht  Statt  ^. 

In  Betreff  der  Nat ural-Giebigkeiten  an  Pfarren,  Kir- 
chen, Schulen  und  zu  anderen  Gemeindezwecken  erfloss 
nachträglich  die  wichtige,  in  die  Durchführungs- Verordnungen  für 
Oesterreich  unter  der  Enns,  Galizien  und  Krakau  ausdrückhch  auf- 
genommene Bestimmung*,  dass  dieselben  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  nur  dann  abzulösen  sind,  wenn  die  Ablösung  vom  Berech- 
tigten oder  von  der  verpflichteten  Gemeinde  oder,  wenn  die  Ver- 
pflichtung vom  Gemeindeverbande  unabhängig  ist,  von  der  Mehr- 
zahl der  Verpflichteten  innerhalb  einer  bestimmten  Präclusiv-Fnst, 
: —  deren  Festsetzung  den  Landes -Commissionen  überlassen  wurde  — 
angesucht  wird.  In  der  Bukowina  wurden  die  hier  in  Rede  stehen- 
den Giebigkeiten  vorläufig  aufrecht  erhalten. 

Auch  sind  die  gegen  Ablösung  aufgehobenen  Leistungen,  mit 
alleiniger  Ausnahme  der  gewöhnlichen  einfachen  Arbeitsleistungen, 
bis  zur  erfolgten  Ablösung  zu  erfüllen;  lelztei'e  sofort  in  Geld  zu 
reluiren. 

In  Galizien  (sammt  Krakau)  haben  schliesslich  jene  Guts- 
besitzer,   welche   ihren    ehemaligen    Unterthanen   die   gebührenden 

'  Denniach  sind  in  Steiermark.  Kärnthen  und  Krain  die  ans  kaufrecht- 
lich gemachten  Jliethgründeu  entstandenen  Erlipacht-  und  Erbzinsgüter 
sowie  die  Gründe  der  Üominicalisten  im  Küstenlande,  die  Leistungen 
der  (Jrund-.  Urltar-.  Berg-  und  Zehentholdeu,  ein  Gegenstand  der  billigen 
Entschädigung. 

*  Diese  Grundsätze  haben  auch  in  Oesterreich  uuter  der  Enns  für  ilie 
auf  Eigenthinnslheihings-Contracten  beruhenden  Veränderungs- Gebühren 
Gehung.  In  Oesterreich  ob  der  Einis  gilt  der  für  die  landesverfassungs- 
raässigen  Veränderungs -Gebühren  uufgestellte  Maassstab  auch  für  die 
|»rivatrerbt!ich  bedungenen,  in  Tirol  wird  das  T.audemium  nach  dem  l'reise 
der  letzten  Besitzveränderung  berechnet  und  die  auf  zwei  FiiiiCttheile  dieses 
Betrages  bemessene  Entschädigung,  welche  jedoch  2  Percent  des  Besitz- 
\eränderungs- Preises  nicht  übersteigen  darf,  dem  Berechtigten  dann  be- 
zahlt, wenn  der  näcliste  Laudemial-Enfrichtungsfall  eintritt. 

=*  Minist.- Verord.   ^om  2.  Februar  1850. 
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Urbarial- Leistungen    geselienkt    haben,,  auch    auf   keine    Entschä- 
digung Ansprucii  '. 

Behufs  der  Durchführung  der  Entlastung  ward  in  jedem  ein- 
zehien  Kronlande  eine  Ministerial-Landes-Conimission  auf- 
gestellt, die  aus  landesfürstlichen  Beamten  und  Vertretern  der 
Berechtigten  und  Yerpflichleten,  dann  aus  einem  Vertreter  des 
Staatsschatzes  zusammengesetzt  wurde. 

Als  executive  Organe  wurden  Bezirks-  (Districts-)  Com- 
missionen  ernannt,  die  aus  drei  oder  vier  Commissions- Gliedern 
bestanden  und  in 
hatten. 

Nur  in  Tirol  bestanden  wegen  der 
und  Kreisverhältnisse  zwischen  der  Ministerial  -  Landes  -  und  den 
Bezirks -Commissionen  noch  vier  Kreis -Commissionen,  und  zwar 
zwei    für    Deutsch -Tirol,     eine    für    Wälsch- Tirol    und    eine    für 


collegiaier  Form  ihre  Entscheidungen  zu  treffen 


eigenthümlichen   Landes- 


Vorarlberg. 


In  den  nicht -ungrischen  Kronländeru  sind  die  Arbeiten  der 
Bezirks-  und  Landes -Commissionen  bereits  nahezu  beendet;  nach- 
dem die  Auflösung  der  Bezirks -Commissionen  schon  früher  statt- 
gefunden hatte,   erfolgte  auch  die  Auflösung  der  Landes  -  Commis- 
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Kaiserliche  Patente  vom  15.  August  1849  und    l'i.  März  1851. 
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lind  Bezirks- Commissionen  die  Summe  der  Forderung  jedes  ein- 
zelnen Bezugsberechtigten,  sowie  der  Beitrag,  welclier  zur  Tilgung 
derselben  von  Seite  jedes  Verpflichteten,  von  Seite  des  Staates 
und  Kvonlandes  zu  entrichten  kömmt,  ermittelt  war,  erschien  es 
nothwendig ,  die  Art  und  Weise  zu  bestimmen ,  in  welcher 
der  Verpflichtete  seine  Schuldigkeit  zu  leisten  hatte  und  in 
welcher  der  Bezugsberechtigte  mit  seiner  Forderung  zu  befriedi- 
gen war. 

Zu  diesem  Behufe  waren  bereits  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
vom  25.  September  1850  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  Lei- 
stung der  Entschädigung  gegeben  und  die  Errichtung  besonderer 
Entschädigungs-Fonde,  aus  den  Einzahlungen  der  Verpflich- 
teten und  aus  den  Beiträgen  des  Landes  und  Staates  gebildet,  für 
jedes  einzelne  Kronland  angeordnet  worden. 

Die  Fonde  wurden  sodann  mit  besonderen  kaiserlichen  Paten- 
ten, und  zwar  mit  jenem  vom  ll.  April  1851  für  OesteiTcich  unter 
und  ob  der  Ens,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  Istrien, 
Triest,  Göi*z  und  Gradisca,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  mit 
einem  zweiten  kaiserlichen  Patente  vom  11.  April  1851  für  Tirol 
und  Vorarlberg,  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  Octobcr 
1853  für  Galizien,  Krakau  und  die  Bukowina  ins  Leben  gerufer, 
und  ihnen  die  Aufgabe  übertragen,  die  Zahlungen  von  den  Ver- 
pflichteten in  Empfang  zu  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Be- 
zussberechtigten  und  zwar  vorläufig  mit  fünfpercentigen  Schuldver- 
schreibungen zu  leisten. 

Die  Verwaltung  der  Entlastungs- Fonde  ward  den  in  den  ein- 
zelnen Kronländera  errichteten  Gründen tlastungs-Fonds- 
Directionen  übertragen  und  ihnen  zum  Behufe  der  Vollführung 
dieser  Aufgabe  eine  besondere  Instruction  ertheilt. 

Die  den  Verpflichteten  zur  Last  ermittelten  Renten  werden 
durch  die  Steuerämter  zugleich  mit  der  Grundsteuer  eingehoben, 
Rück.stände  zwangsweise  beigetrieben.  Die  Berichtigung  der  Ca- 
pitale,  weiche  auf  dem  entlasteten  Gute  in  erster  Priorität  haften, 
hat,  insoferne  dieselben  einen  gewissen  Minimal -Betrag  nicht  über- 
steigen, durch  Baarzahlung  in  einer  kurzen  Frist,  und,  insoferne 
dieser  Betrag  überstiegen  ist,  durch  zwanzig  gleiche  jährliche  Ein- 
zahlungen oder  mit  InbegTitf  der  Kenlenl)eträge  durch  Annuitäten 
zu  geschehen,  welche  gleichfalls  von  den  Stcuerämtern  eingehoben 
werden.  Die  zur  Last  des  Landes  oder  Staates  ermittelten  Capi- 
tale    werden    binnen   40  Jahren   entweder  durch   die   Landesfondc 
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'oder  sonstige  Eiiiiialinien    des  L^indes   oder  durcli   Steuerzuschläge 
getilgt '. 

Die  G  r  u  u  d  e  u  1 1  a  s  t  u  n  g  s  -  S  c  h  u  1  d  V  e  r  s  c  h  r  e  i  b  u  n  g  e  n,  welche 
alle  Vorzüge  der  Staats-Papiere  geniessen,  haben  binnen  40  Jahren 
zur  Baarzahlung  zu  gelangen  und  zwar  in  der  Art,  dass  in  jedem 
Kronlande  längstens  zwei  Jahre  nach  beendigter  Grundentlastung 
die  Einlösung  der  Obligationen  nach  Maassgabe  des  zur  Capitals- 
Rückzahlung  disponiblen  Baarfondes  zu  beginnen  hat. 

In  den  Kronländern  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  Galizien,  Kra- 
kau  und  Bukowina  werden  die  Schuldverschreibungen,  welche  zur 
Einlösung  gelangen  sollen,  ausnahmslos  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  jedes  Jahr  zweimal  vorzunehmen  ist,  und  die  Rückzahlung 
erfolgt  im  Nennwerthe  der  Schuldverschreibung. 

In  den  übrigen  genannten  Kronländern,  für  welche  das  kaiser- 
liche Patent  vom  11.  April  1851  Geltung  hat,  wird  dagegen  aus 
dem  zur  Tilgung  bestimmten  Baarfonde  vor  Allem  die  Zurückzah- 
lung derjenigen  Schuldverschreibungen  geleistet,  deren  Eigenthümer 
sich  zur  Rückzahlung  sechs  Monate  vorher  gemeldet  haben.  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  der  Betrag  der  zur  Rückzahlung  angemelde- 
ten Schuldverschreibungen  den  vorhandenen  Baarfond  überschrei- 
tet,  werden  die  zurückzuzahlenden  Schuldverschreibungen  ebenfalls 
durch  das  Los  bestimmt.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Betrau;  der  zur 
Rückzahlung  angemeldeten  Schuldverschreibungen  den  vorhandenen 
Baarfond  nicht  erschöpft  oder  gar  keine  Anmeldungen  erfolgt  sind. 

Die  Z  u  r ü  c k  z a h  1  u  n  g  der  angemeldeten  Schuld verschreibun- 
gen  wird  im  vollen  Nennwerthe  geleistet;  bei  jenen  Schuldverschrei- 
bungen dagegen,  die  ohne  Anmeldung  zur  Rückzahlung  verlost 
werden,  wird  in  den  letztgenannten  Kronländern  noch  ein  Betrag 
von  5  Pereent  über  den  Nennwerth  als  Prämie  bezahlt. 

In  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  15.  Juli  1855  be- 
gann die  Verlosung  in  den  Kronländern,  für  welche  die  zwei 
obenerwähnten  Patente  vom  11.  April  1851  erflossen,  am 
30.  April  1856.  Die  diessfälligen  näheren  Bestinunungen  sind 
mit  der  Ministerial- Verordnung  vom  31.  Juli  1855  erlassen  wor- 
den; nur  über  den  Betrag,  der  bei  jeder  halbjährigen  Verlosung 
zur  Einlösung  kommen  soll,  und  über  die  bei  der  Verlosung  näher 
zu  beobachtenden  Modalitäten  wurde  in  jedem  Ki'onlande  ein  eigener 
Verlosungsplan  verötlentlicht.  Für  das  Lemberger  Verwaltungsgebiel 

'  Kaiserliches  Patent  vom  11..  April  1851. 
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wurde  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  13.  Oetober  1857 
der  30.  April,  für  das  Krakauer  der  31.  Oetober  1858  als  An- 
fangs-Termin  der  Verlosung  bestimmt. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  20.  Februar  1856  wurde 
gestattet,  den  Ueberschuss  an  Capitals- Einzahlungen  der  Verpflich- 
teten, welcher  sich  über  das  Erforderniss  der  nächsten  Verlosung 
ergibt,  zur  börsen massigen  Einlösung  von  Grundentlastungs- 
Obligationen  desselben  Kronlandes  zu  verwenden,  welche  auch  seit- 
her mit  dem  besten  Erfolge  stattfindet  und  die  Tilgung  sehr 
beschleunigt. 

Die  Entschädigungs-Summen,  welche  an  die  Stelle  der  mit 
dem  Besitze  eines  unbeweglichen  Gutes  verbundenen  Rechte  getre- 
ten sind,  hatten  vorläufig  einen  Bestandtheil  dieses  Gutes  zu  bil- 
den, und  die  in  einigen  Kronländern  vorgekommenen,  aus  blossen 
Dominical  -  Rechten  bestandenen  Gutskörper  waren  provisorisch  alt^ 
unbewegliche  Güter  zu  behandeln  '.  Um  den  Bezugsberechtigten 
jedoch  freie  Verfügung  über  dieselben  zu  verschaffen,  ordneten  die 
kaiserlichen  Patente  vom  25.  September  1850  und  11.  April  1851 
eine  summarische  Verhandlung  mit  Allen  an ,  denen  ein  Hypothekar- 
Recht  auf  einem  solchen  Gute  zusteht,  damit  entschieden  werde, 
welcher  Theil  der  Hyi)üthekar- Belastung  auf  das  Entschädigungs- 
Capital  zu  weisen  komme  ^.  Nur  bei  Fideicommiss- Gütern  findet 
diese  Verhandlung  nicht  Statt,  sondern  ist  das  Entlastungs- Capital 
als  Fideicommiss-Surrogat- Capital  für  die  abgetrennten  Bezugs- 
rechte zu  behandeln.  Alle  aufgehobenen  Bezugsrechte  sind  in  den 
öffentlichen  Büchern  zu  löschen. 

Eine  nach  amtlichen  Quellen  verfasste  Darstellung  der  Ergebnisse 
der  Grundentlastung  in  Oesterreich  ^  zeigt,  dass  in  den  bisher  be- 
sprochenen Kronländern  (mit  Abrechnung  der  Bukowina)  38,587.940 
Tage  Hand -Robot,   30,173.725  Tage  Zug -Robot  (patenlmässig  auf 

'  Minist. -Erlass  vom  30.  Juli  1850. 

*  Zur  Deckung  der  in  einigen  Kronländern  gesetzlich  bestehenden 
Octava  (weiche  in  Galizien  auf  die  Hall'te  herabgesetzt  wurde)  bleibt  der 
Grund  und  Boden  bis  zum  achten  (in  Galizien  sechzehnten)  Theile  des 
Werthes  (als  welclier  der  hundertfache  Betrag  der  einjährigen  Grund- 
steuer zu  gelten  hat)  belastet  und  ist  diese  Haftung  zugleich  auf  den 
achten  (in  Galizien  auf  den  sechzehnten)  Theil  des  Entlastungs- Capitals 
zu  übertragen. 

*  Vom  k  k.  Ministerium  des  Innern  wurde  dem  statistischen  Congresse 
vorgelegt:  Die  Grundentlastung  in  Oesterreich.    I.  Theil.    Wien  1857. 
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zweispännige  rediiciit)^  Zelientc  im  Jalireswei'the  vou  4.067.495  fl.. 
2,17{).255)  uiL'derö.sterreichisclie  Metzeii  sonstigcv  Getreidegaben, 
3,707.005  fl.  an  fixen  Geldentrichtungen,  und  Besitzveränderungs- 
Gebühren  im  durchschnittlichen  Jahreswerthe  von  2,143.911  fl.  zur 
Entlastungs-Verhandlurg  gelangten,  58.975  Berechtigte  und  2,872.200 
Verpflichtete  aus  ihrem  früheren  Verhältnisse  treten,  das  Entla- 
stungs-C'apital  mit  292.884. t)25  fl.  ansgemittelt  wurde,  und  die  Kosten 
der  Liquidirungs-O^ieration  bis  Ende  Februar  1857  3,908.594  fl. 
betrugen. 

Durch  die  Grundentlastungs -Gesetze  wurden  die  Wasser- 
bezugsrechte, dann  das  den  ehemaligen  Dominien  in  Böhmen, 
Mähren,  Galizien  (sannnt  Krakau)  und  der  Bukowina  aus  der  Lan- 
desverfassung zustehende  Pro pinations-K echt,  d.  i.  das  aus- 
schliessende  Erzeugungs-  und  Ausschank  -  Recht  in  einem  gewissen 
Bezirke,  niciit  berührt  '.  Audi  die  Holzungs-  und  Weide- 
Rechte,  dann  die  Servituts-Rechte  zwischen  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen^  wurden  (mit  Ausnahme 
des  unentgeltlich  aufgehobenen  dorfobrigkeit Heben  Blumensuch-  und 
Weiderechtes,  dann  der  Brach-  und  8toppelweideJ  vorläufig  in 
"NMrksamkeit  belassen,  und  zwar  in  Gahzien.  Krakau  und  der 
Bukowina  unbedinof,  in  den  übrinen  Kronländern  jedoch  unter  der 
durch  die  speciellen  Grundentlastungs -Durchf'ührungs- Verordnungen 
begründeten  Beschränkung,  wenn  sie  sich  nicht  als  Gegenleistungen 
für  unterthänige  oder  emphyteutische  Bezüge  darstellten,  denn  in 
diesem  Falle  mussten  sie  nach  den  Grundsätzen  über  die  Behand- 
lung der  Gegenleistungen  bewerthet  werden  und  hörten  mit  dem 
Aufhören  der  Leistungen  von  selbst  auf.  Insoweit  jedoch  diese 
Dienstbarkeiteu  selbstständig  bestanden,  unterliegen  sie,  ebenso  wie 
die  Servituts-Rechte  in  Gahzien  überhaupt,  den  Bestimmungen  des 
Allerhöchsten  Latentes  vom  5.  .bdi  1853  und  steht,  da  bezüglich 
der  Durchführung  dieses  Patentes  die  geeigneten  Verfügungen  bereits 
getroffen  sind,  die  Ablösung  (beziehungsweise  Regulirung)  dieser 
I)ienstl)arkeiten  demnächst  bevor.  Die  Ablr)sung  der  nicht  imentgelt- 
lich  aufgehobenen  Jagdrechte  blieb  s]:)äteren  Anordnungen  \orbehalten. 

Auch   der  Bestand   der  Beutel-Lehen   in  üesterreich   unter 
und    oh   der  Enns,    Salzburg   und   Tirol   wurde   vorläufig   aufrecht 

'  Minist. -Erlass  vom  lU.  Juli  1849.    JedenfalLs  entfallt  aber  die  \vi- 
ptlichtung,    ein    im    Vorhinein    bestimmtes    Quantum    von    Getränken    von 
dem  Propinations- Berechtigten  abzunehmen,  ohne  Entschädigung. 
^  In  Tirol  und   Vorarlberg  bestanden  keine  soldien. 
V.  (l/.ucrii  i.u,   Ocstcncirli  s  Ncugest;illuii2.  3^ 
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trhalten.  .sowio  I;ui(Jesf'iirstliflie  Rciüilioii  UtMiicn  Gegeuslaiid  der 
Kndastung  bilden  '. 

Auf  die  italienischen  Kvonländer  und  auf  Dalmatien 
wurde  den  Grundentlastungs- Vorschriften  wegen  des  eigenthüm- 
lichen,  in  diesen  Kronläiidern  bestehenden  Colonen- Yerliäitnisses 
keine  Anwendung  gegeben 5  die  bezüglich  der  Anwendbarkeit  der- 
selben auf  Dalmatien  eingeleiteten  Verhandlungen  mussten  desshalb 
aufgelassen  werden. 

Für  die  ehemals  ungrischen  Länder  und  Siebenbür- 
gen wurden,  unter  Berücksichtigung  der  dort  obwaltenden  Ver- 
hältnisse, besondere  Bestimmungen  zur  Durchführung  der  Grund- 
entlastung und  zur  Regelung  des  vormaligen  Besitzstandes  erlassen, 
welche  von  jenen  in  den  deutsch -slavischen  Kronländern  bedeutend 
abweichen.  In  dieser  Beziehung  sind  für  Ungern ,  die  serbische 
Wqi^A•odsehaft  mit  dem  Temeser  Banate,  Kroatien  und  Slavonien 
die  kaiserlichen  Patente  vom  2.  März  1853  und  für  Siebenbürgen 
das  kaiserliche  Patent  A^om  21.  Juni  1854  erflosseu. 

Nach  diesen  Patenten  entfielen  in  Folge  der  Aufhebung  des 
Urbarial- Verbandes  und  der  srundherrlichen  Gerichtsbarkeit  alle 
aus  diesen  entspringenden  und  al^geleiteten  Rechte,  Beziehungen 
und  Verpflichtungen  und  wurde  den  gewesenen  Unterthanen  das 
freie  Eigenthu ms-  und  Verfügungsrecht  über  die  von  ihnen  besesse- 
nen Urbarial -Gründe   zu  Theil  ^     Für  die   aufgelassenen  Urbarial- 

'  Dessball)  Jiabeii  in  Oesterreicli  unter  der  Euns  der  Kalic-Zehent 
und  die  Gebühr  des  vierten  Pfennigs  von  dem  zum  Verkaufe  bestimmten 
Holze  fortzubestehen. 

^  Als  Urbarial -Gründe  sind  in  Ungern  und  der  Wojwodscliaft  alle 
Jene  anzusehen,  welche  in  die  Urbarial -Tabellen  als  das  Constitutiv  einer 
Ansässigkeit  eingetragen  oder  in  späterer  Zeit  zufolge  ununterbrochener 
Abnahme  von  Urbarial -Giebigkeiten  als  solche  anerkannt  worden  sind. 
Bei  staltgefundenen  Abänderungen  des  Urbarial  Constitntivs  kann  ein 
ruhiger  Besitz,  welcher  über  das  Jahr  1820  zurückreicht,  nicht  ange- 
fochten werden,  Kottgründe.  welche  einer  Urbarial -Ansässigkeit  gesetz- 
lich einverleibt  wurden,  sind  den  Urbarial- Gründen  gleich  zu  halten; 
auch  solche,  die  den  Unterthanen  lediglich  zum  Lebensunterhalte  über- 
geben oder  für  immerwährende  Zeiten  gegen  Geld-.  Arbeits-  oderNatnral- 
heistungen  überlassen  wui-den  oder  den  einzigen  Besitz  eines  Ansiedlers 
bildeten,  sind  gegen  Ablösung  der  iSchnldigkeiten  den  dermaligen  Besitzern 
zu  belassen;  alle  anderen  sind  bis  Ende  December  1859  durch  die 
Gnindherren  rücklosbar.  In  Kroatien  und  Slavonien  gehören  zu  den 
Urbai-ial- Ansässigkeiten  ancli  jene,    deren   heisfungen  zwar  nicht  regulirt 
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.Scluikiigkt'itcii  oder  l'rharial -Lcistiuigen ,  sowie  l'iir  die  in  Fol^e 
der  Aufhebung  der  grundlierrliclien  Gerichtsbarkeit  entfallenden 
Hechte  und  Bezüge  '  ist  den  Berechtigten  eine  angemessene,  vom 
Lande  und  nur  aus  Landesmit  1  ein  zu  leistende  Entschä- 
dig u  n g  zugesprochen. 

Diese  M'ird  in  den  ungrischen  Ländern  mit  einer  classen- 
mässig  vertheilten  Avevsioual-Summe  nach  der  Zahl  der  jedem  Be- 
rechtiiiten  unterthänig  aewesenen  Bauern-  und  Häusler- Ansässi";- 
keiten  verabfolgt,  da  die  Leistungen  von  Urbarial-Gründen  in  Unoern 
und  seinen  ehemaligen  Nebenländern  grösstentheils  gleichförmig 
normirt  waren '.     Für  Remanential-Gründe,  welche  in  Ungern  und 

waren,  deren  urbariale  Eigenschaft  aber  aus  Urbarial-Decreten  oder  dem 
Urbarial- Gebrauche  erwiesen  wird.  Für  Siebenbürgen  ist  jeder  Grund 
als  Urbarial -Grund  zu  betrachten .  weicher  sich  am  1.  Januar  1848  im 
Besitze  der  Unterthanen  befand:  doch  ist  beiderseits  der  Gegenbeweis 
zulässig,  und  nur  gegen  einen  bereits  am  1.  Januar  1819  bestandenen 
Besitz  kann  keine  Klage  angestrengt  werden,  wenn  nicht  etwa  seither 
eine  Curialisirung  solcher  Urbarial -Gründe  oder  eine  Besitz-Regulirung 
rücksichtlich  derselben  stattfand.  Desshalb  können  auch,  von  einem  spe- 
ciellen  Vertrage  abgeselien.  nur  Rottangen,  welche  nach  dem  1.  Januar  1819 
wider  ein  Verbot  des  Giundherrn  oder  in  verbotenen  Waldunsren  gemacht 
wurden,  binnen  dreien  Jahren  zurückgefordert  werden. 

'  Als  solche  Rechte  und  Bezüge  wurden  für  die  ungrischen  Länder 
erklärt:  die  Leistungen  der  unbehausten  Inwohner  (Subinquilini),  die 
Branntweinlvessel-Taxe.  das  Recht  des  Gewi^lbcs  auf  Urbarial-Gründen 
und  des  davon  abzunehmeiiden  Zinses,  das  ausschliessliche  Fleischaus- 
schrotungsrecht,  das  Recht  des  Grundherrn,  dem  ehemaligen  Unterthane 
das  Brennen  von  Ziegeln  oder  Kalk,  das  Steiubrechen,  Lehm-  oder  Sand- 
graben auf  dessen  Grund  und  Boden  zu  verwehren,  oder  sicli  für  die 
Ausübung  dieser  Befugnisse  eine  Abgabe  zu  bedingen :  für  Kroatien  und 
Slavonien  noch  überdiess:  die  Zueignung  der  i)ei  Ueberschwemmungen 
auf  den  eigen thümlichen  Gründen  der  gewesenen  Unterthanen  zurück- 
bleibenden Fische,  sowie  die  in  Fällen  der  Ausübung  dieser  Zueignung 
(kirch  die  gewesenen  Unterthanen  bedungenen  Leistungen. 

^  Mit  Rücksicht  auf  diese  Classitication  wurden  sämmtliche  Komitate 
Ungern's  und  der  Wojwodschaft  in  acht  Classen  eingereiht,  die  ersten 
sieben  Classen  Ungern's  in  je  drei,  die  achte  in  zwei  Unterclassen ,  die 
beiden  auf  die  Wojw(jd8chaft  entfallenden  auch  in  je  drei  Unterclassen 
auf  Grundlage  der  bestehenden  Urbarial -Classification  der  Gemarkungen 
abgetheilt.  Die  Entschädigung  für  eine  ganze  Urbarial -Bauernausässig- 
keit  beträgt  in  der  niedersten  Vnterclaf^se  der  VIIL  und  VII.  Olasse  300  iL, 
der  VI.  350,    der  \.  400,    der  IV.  450,    der  III.  500,    der  II.  550.    der 
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der  Wojwoclsehiirt  nach  Verniessunii-  des  uvl>aria]gesetzmä:?.siii  als 
Complcx  einer  bestimmten  Zahl  von  Urbarial-Ansässigkeilen  den 
Unterthanen  übergebenen  ({rundes  erübrigten  mid  sdnaeli  in  neue 
Ansässiofkeiten  zu  vertlieilen  gewesen  wären,  aber  nach  den  kai- 
serliehen  Patenten  in  den  Händen  der  gcgen\Aärtigen  Besitzer  ver- 
bleiben, haben  diese  die  Entschädigung  allein  und  ohne  Concurrenz 
des  Landes  zu  leisten.  Uede  Ansässigkeiten,  welche  nicht  erst 
während  der  Jahre  1848  und  1849  von  iljren  Besitzern  verlassen 
wurden,  gehen  ebendaselbst  in  das  volle  Eigentlumi  der  jetzigen 
Besitzer  über.  In  Kroatien  und  Slavonien  unterliegen  die  Rema- 
nential-Gründe  und  die  öden  Hüben,  welche  nicht  durch  Impopu- 
lation  in  Urbarial-Gründe  verwandelt  oder  aber  bloss  in  Folge  zeit- 
licher Verträge  besessen  wurden,  der  Ablösungspflicht. 

In  Siebenbürgen  wurde  bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
auf  die  für  Urbarial-Leistungen  bestandenen  Abolitions-  oder  Relui- 
tions- Verträge  besondere  Rücksicht  genommen.  In  den  Fällen,  in 
welchen  über  Urbarial-Leistungen  Abolitions-  oder  Reluition.s-A'er- 
Iräge  bestanden ,  ist  der  nach  Abzug  der  alllälligen  auf  gleiche  Art 

1.  600  ll.  und  steigt  bei  jeder  nächsthöheren  Unterclasse  um  50  il.  Bei 
der  Ausmitlking  der  Entschädigung  in  BetrefT  der  Classification  der  Sessio- 
nen wurde  die  vormalige  Eintheiliing  in  Komitate  und  deren  Bestand  vom 
Jahre  1844  zur  Grundlage  genommen,  sowie  für  eine  Häusleransässigkeit 
ohne  Unterschied  der  Classe  des  betreffenden  Komiints  eine  Capitals-Ent- 
schädigung  von  50  11.  C.  M.  bestimmt  wurde. 

Im  Königreiche  Kroatien  wui'de  für  jede  ganze  Session  die  jährliche 
Entschädigungsren tc  mit  20  tl.  und  das  Entschädigungs- Capital  mit  400  fl,, 
im  Königreiche  Slavonien  die  jährliche  Entschädigungsrente  mit  13  11. 
und  das  Entschädigungs -Capital  mit  260  11.  C.  M.  bestimmt.  Für  eine 
Urbarial -Häusler- Ansässigkeit  wurde  in  Kroatien  das  Entschädigungs- 
Capital  mit  50  11.,  in  Slavonien  mit  40  fl.  C.  M.  bemessen.  Wo  die  Leistun- 
gen der  Banderialisten,  der  Einwohner  von  Marktflecken  und  überhaupt 
aller  E.xemtionalisten  nicht  regulirt  sind,  ist  das  Maass  der  Leistuncien 
in  Kroatien  nach  dem  Inhalte  der  Contracte  oder  der  Ansiedlungs-Urkun- 
den  oder  nach  der  zu  Recht  bestandenen  Uebung,  in  Slavonien  nach  dem 
Durchschnitte  für  1836  bis  1845  zu  erheben,  und  nach  den  lieluitions-Preisen 
(xler  nach  dem  Sleuer-Provisoriuni  oder  in  ICrmanglnng  beider  nach  einer 
Abschätzung  zu  verwerthen. 

Die  mit  der  Ausübung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  verbunden 
gewesenen  Verpflichtungen  sind  bei  Bemessung  der  für  die  aufgehobenen 
Urbarial- Bezüge  entfallenden  Entschädigungs- Summe  bereits  in  Anschlag 
gebiacht. 
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zu  \erweillieiidcn  Gegenleistungen  erli()l)enc  reine  Jalireswertli  der 
Leistung,  mit  Abrechnung  eines  Sechsttheiles  für  Ausfälle,  Einbrin- 
üunüs-  und  sonstige  Verwaltungskosten,  als  iährliche  Entsehädiuungs- 
Rente  und  im  zwanzigfachen  Betrage  als  Entschädigungs- Capital 
bestiuimt  worden;  dagegen  wurde  bei  Urbarial-Leistun2.en,  über 
welche  keine  Abolitions-  oder  Reluitions-Verträge  bestanden,  die 
im  Jahre  1819  und  1820  aufgenonunene  Urbanal-Conscriptiou  und 
die  dafür  verfasste  Classitlcirung  der  Ortschaften  bei  Ermittlung  der 
Entschädigung  zu  Grunde  gelegt '.  Die  Leistungen  der  unbehausten 
Insassen,  sowie  das  aut<f<chliessliche  Fleischausschrotungs-  und  Ge- 
wölbsrecht  der  Obriuktiten  entfielen  ohne  Entschädigunü;.  Oede 
Ansässigkeiten  sind,  wie  in  Ungern,  zu  behandeln. 

Die  Entschädigung  für  Leistungen  von  nicht  urbarialer  Natur, 
welche  für  ablösbar  erklärt  wurden  %  ist  von  den  Verpflichteten 

'  Bei  den  diircli  Abolitions-  oder  Reluitions-Verträge  in  Geld  ver- 
wandelten Urbarial -Leistungen  ist  die  Entschädigung  auf  Grundlage  der 
stipulirten  jährlichen  Geldleistungen  zu  eruiitteln,  bei  den  in  lixe  Natural- 
AJbgaben  umgewandelten  auf  Grundlage  der  für  derlei  Leistungen  be- 
stehenden Preise  des  Steuer -Provisoriums,  oder,  wo  solche  fehlen,  nach 
analogen,  durch  die  Landes -Commission  zu  beslinmienden  Preisen;  be- 
standen die  Xatural- Abgaben  in  einem  bestimmten  Antheile  des  Erträg- 
nisses von  (irund  und  Boden,  so  ist  der  für  das  Grundsteuer-Provisorium 
erhobene  Natural- Brutto- Ertrag  als  Jabreserlr;>g  der  betreffenden  Grund- 
stücke anzunehmen  und  nach  dem  Geldauschlage  des  Steuer- Provisoriums 
zu  verwerthen.  —  Die  im  Jahre  1819  und  1820  aufgenommene  Urbarial- 
Consöription  ist  der  Classilication  der  Grundstücke  dergestalt  zu  Grunde 
zu  legen,  dass  bei  den  in  der  ersten  Ciasse  belindlJchen  Ortschaften  für 
das  nieder- österreichische  Joch  eine  Jahresrente  von  1  tl.  10  kr.,  bei  den 
in  der  zweiten  Classe  befindlichen  Ortschaften  für  das  Joch  eine  Jahres- 
rente von  1  tl. ,  bei  der  dritten  Classe  eine  solche  von  50  kr.  C.  M.  als 
Entschädigung  entziffert  wii-d.  Der  zwanzigfache  Betrag  der  Jahresrenle 
bildet  das  in  iedem  dieser  Fälle  sich  ergebende  Entschädigungs-Caiütal, 

^  Als  ablösbar  wurden  ausdrücklich  erklärt:  in  Tugern  und  der 
Wojwodschaft  die  Schuldigkeiten  auf  Kottgründeu .  die  den  gewesenen 
Unterthanen  aus  den  Waldungen  der  ehemaligen  Grundherrschaften  ge- 
l)ührenden  Nutzungen,  die  den  gewesenen  Unterthanen  eingeräumten 
Jlohrnutznngcn.  die  Leistungen  und  Abgnbeu  von  Weinbergen  und 
Weingärten  tnid  alle  anderen  auf  Nicht- Urbarial-  Gründen  haftenden 
Schuldigkeiten:  in  Kroatien  und  Slavouien  die  auf  Extra -Sessionab 
(Gründen  (d.  i.  auf  den  gegen  bestimmte  Giebigkeiten  an  Unterthanen 
überlassenen  Waldungen,  den  in  Slavonien  mit  eii:er  li.\.en  Abgabe  be- 
legten   Wein-    und    Zwetschkengärten,    einzig   zum   Lebeusunlerhaltv    der 
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tilk'iii    und    uliue    C'ouc-uiTenz    des    Ltiiides    ubzustatleu.       Die    Ab- 
lösung  solcher  yeluildigkeiteii  kann  nnr  dann  Platz  greifen,    wenn 
sie  von  dem  Bezugsberechtigten  oder  von  allen  oder  doch  von  der 
Mehrheit  der  demselben  Berechtigten  in  einer  Gemeinde  Verpflich- 
teten   bezüglich   der  Schuldigkeit  von  einer  und  derselben  Gattung 
Gründe    nachgesucht    wird,    und    ist    von    der   betrelfenden   Kreis- 
(Komitats-)  Behörde  auszutragen.     Kömmt  keine  gütliche  Ueberein- 
kunft   der  Parteien   in  Bezug   auf  die  Ablösung   zu  Stande,  so  soll 
diese   auf  folgende  Art   durchgeführt    werden:   Die  Geldleistungen 
sind  nach  dem  Nominal-Betrage  der  Jahresleistung  in  Conventions- 
Münze   zu   veranschlagen;   die  I^Iatural- Arbeitsleistungen  '   sind   mit 
10  kr.  ('.  M.    für  den  Hand-   und   mit  20  kr.  C.  M.  für  den  Zug- 
Arbeitstag   zu    verwerthen-;   das  jährliche  Erträgniss   von  den  be- 
dungenen  oder  üblichen   Natural -Gaben    hat   in   Ungern    und    der 
Wojwodschaft    ein   Schiedsgericht  ^    zu    ermitteln    und    sowohl    die 
Quantität   und  Qualität  der  Giebigkeiten   als  die  Preise   dieser  Na- 
turalien nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  von  den  Jahren  1836 
bis  1845  zu    bestimmen,   in  Kroalien,  Slavonien  und  Siebenbürgen 
datieren  ist  dasselbe  nach  den  Preisen  des  Steuer-Provisoriums,  und, 
wo    solche    fehlen,    nach   anderen,    durcli    die   Landes- Gommission 

gewesenen  Unlertliauen  bestimmten  Kottungen,  den  bereits  erwähnten 
Remanential -Gründen  und  öden  Hiiben,  in  Slavonien  auch  auf  soge- 
nannten Indnstrial- Gründen)  haftenden  Giebigkeiten.  die  Leistungen 
in  Bezug  auf  die  Xutzniessung  des  Rohres,  die  auf  Berg-  und  Zins- 
grüuden  haftenden  Leistungen  und  die  mit  Aüodial- Rotlungen  verbunde- 
'  nen  Schuhligkeilen:  in  Siebenbürgen  die  aul"  AUodial-  und  Rott- 
gründen haftenden  Giebigkeiten.  Leistungen  aus  N'erträgen ,  durch  welelie 
die  Nutzungsrechte  von  Grund  und  Boden  bleibend  von  Seite  des  eigent- 
lichen Eigenthümers  gegen  Bezahbuig  eines  Zinses  oder  Entrichtung  einer 
andern  Abgabe  eingeräumt  wurden,  ohne  dass  dadurch  ein  eigentliches 
Urbarial- Verhältniss  begründet  war,  Leistungen  und  Abgaben  von  Wein- 
bergen und  Weingärten,  die  von  den  gewesenen  Unterthanen  entrichteten 
ZiHse  für  den  Besitz  \on  ,Mahlmühleu. 

'  Eine  Verplbchtung  zu  einer  be^linunten  Arbeit  i.-l  \orläufig  duich 
Schätzung  in  Arbeitstage  aufzuJöseu. 

^  Bei  den  Banderialislen.  welche  zu  Pferde  dienten,  ist  der  Tag  mit 
lU  kr.,  bei  jenen,  welche  zu  Fasse  dienten,  mit  G  kr.  zu  verwerthen. 

^  Ein  Mitglied  dieses  Schiedsgerichts  wird  von  dem  Bezugsberechtig- 
ten oder  der  Gesammtheit  der  Bezugsberechtigten,  das  andere  von  den 
Verj)llichtelen  benannt,  mid  der  Obrnrnin  \on  den  beiden  namhaft  ge- 
machten Schiedsmännern  gewählt. 
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zu  bostimiiieudeii  muilogeu  Preisen  zu  bereehneu.  Der  nach  Ab- 
zug der  Gegenleistungen  erhobene  reine  Jahreswerlh  der  Leistung 
bildet,  mit  Abreehnung  eines  Seelisttheiles  für  Auslalle,  P]inbrin- 
gungs-  und  sonstige  \  erwaltungskosten ,  im  zwanzigfachen  Betrage 
das  Ablösungs-C'apital. 

Das  Bchank recht  der  ehemaligen  Unterthanen  wurde  nach 
Maassgabe  der  früher  erlassenen  Urbarial-Gesetze  aufrecht  erhalten, 
sowie  auch  bezüglich  des  herrschaftlichen  Schank-,  Mühl-  und 
Fischereirechi  es  die  Bestimmungen  der  bisher  bestandenen 
Gesetze,  vorbelialtlich  der  Kegulirung  dieser  Rechte,  maassgebend 
blieben. 

Haben  einzelne  Unterthanen  oder  ganze  Gemeinden  der  ungri- 
schen  Länder  ihre  Urbarial- Leistungen  für  eine  in  freier  Ueber- 
einkunft  mit  der  Grundherrschaft  festgesetzte  Geldsumme  auf  ewige 
Zeiten  losgekauft  (abolirt),  so  bilden  derlei  Leistungen,  wenn  die 
Vertrags-Stipulationen  bereits  gänzlich  erfüllt  wurden  oder  vor  dem 
*i.  März  1853  zu  erfüllen  gewesen  wären,  keinen  Gegenstand  der 
Entschädigungs-Verhandlung.  Sind  derlei  Verträge  dort  und  in 
Siebenbürgen  nur  zum  Theile  erfüllt,  so  haben  die  Verpflichteten 
uur  die  bis  zum  Tage  der  Erlassung  der  kaiserlichen  Patente  vom 
2.  März  1853  und  21.  Juni  1854  schon  verfallenen  Kaien  abzu- 
tragen und  sind  von  der  Entrichtung  der  bis  dahin  nicht  verfallenen 
Ruten  eulhoben;  dagegen  haben  die  Berechtigten  auf  jenen  aliquoten 
Tlieil  der  festgesetzten  Entschädigung  Anspruch,  welcher  auf  den 
Theil  der  abolirten  Leistungen  entfällt,  dessen  Abolition  nach  den 
Vertragsbestinniiungen  noch  nicht  erlullt  erscheint.  Sind  mit  den 
Abolitions-Verträscn  nebst  der  Ablüsuni»-  der  Urbarial-Lasten  auch 
Gründe  nichturbarialer  Natur  oder  grundlierrliche  Rechte  für  eine 
Aversional-Sumine  an  die  Verptlichteten  übertragen  worden  und  ist 
die  für  die  Urbarial-Leistungen  entfallende  Zitier  aus  den  Verträg^'u 
nicht  ersiehdich,  so  ist  der  Werth  dieser  Leistungen  durch  Sach- 
verständige und  in  Ungern  und  der  Wojwodschaft  auch  durch 
Schitdsmämier  zu  erheben.  ' 

Insoferne  der  geistliche  Z(>hent  entweder  zid'olge  könig- 
licher Schenkuni!;  oder  in  Eoiiie  \<m  rechtsüiltiuen  Perennal- Fassionen 
in  das  Eigenthuni  von  Privaten  übergegangen  ist,  sind  die  durch 
Auflubunu;  des  i>eis( liehen  Zehents  erlul">ten  ^'erlus^e  aus  Landes- 
niilleln  zu  entschädigen,  wobei  der  Zehent-Ertrag  aus  den  Zehent- 
Registern  inid  Abliilirs- J'rolokollen  oder  nach  dem  Durchschnilte 
liir    18:{(;   bis    1845    zu    erli(  ben    und  nach  den  Pnjisen  des  Grund- 
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steuL'r-Provisüiiuni'tJ  gegen  Abzug  eines  beeli8ttlieils  für  die  Einhe- 
l)ung>ikoHteii  zu  verwerthen ,  ein  reluirter  Zelieut  mit  dem  vullen 
Keluitioiih-Preise  anzusetzen  ist.  Aueh  für  den  Zehententaano;  des 
niedern  Curat-Clerus  ist  die  Entsehädigung  aus  den  Landesmitteln 
zu  leisten.  Abgaben  mul  Leistungen  an  Kirchen,  Pfarren  und 
Schulen,  welchen  weder  der  geistliche  Zehent  im  Allgemeinen 
noch  das  herrschaftliche  Neuntel  von  ürbarial- Ansässigkeiten  zu 
Grunde  Hegt,  sind  unter  den  aufgehobenen  Leistungen  nicht  be- 
griffen und  von  den  Verpflichteten  auch  fernerhin  zu  leisten. 

Zeitliche  Verträge  sowie  rein  privatrechtliche  Pacht-  und 
Pfand -Verträge  werden  auch  in  diesen  Ländern  durch  die  Grund- 
entlastungs-  und  Regulirungs-Patente  nicht  herülirt. 

Die  Durchführung  der  Grundentlastung  wurde  besonderen 
Landes-Commissionen  (bei  welchen  auch  das  Finanz-Aerar 
vertreten  erscheint)  überwiesen:  für  die  fünf  Verwaltuniisuebiete 
des  Königreicirs  Ungern  wurden  in  ileren  Hauptorten  fünf  Landes- 
Conmiissionen ,  für  die  serbische  Wojwodschaft  und  das  Temeser 
Banat  eine  Landes -Commission  zu  Temesvar,  für  Kroatien  und 
Slavonien  eine  Landes-Comniission  zu  Agram ,  für  Siebenbürgen  eine 
Landes-Commission  zu  Hermannstadt,  mit  unmittelbarer  Unterord- 
nung unter  das  Ministerium  des  Innern,  aulgestellt  ':  von  (.liesen 
Commissionen  sind  die  sechs  erst  bezeichneten  bereits  nach  Beendi- 
gung ihrer  Geschäfte  wieder  aufgelöst  worden. 

Nebst  der  Aufüebunu  der  untertliäni<>en  Leistun2;en  hatte  die 
Gesetzgebung  in  den  ungrischen  Ländern  noch  eine  andere  wichtige 
Frage  zu  ord nen :  die  R  e  g  u  1  i  r  u  n  g  der  W  e i  c  h  b  i  1  d  e.  Der  frühere 
Zustai.d  brachte  die  Unmöglichkeit  mit  sich,  Grundstücke  nach 
Gutdünken  zu  benützen  und  zu  einem  höheren  Ertrage  zu  brlnüen, 
da  sich  Jeder  durch  die  Zersplitterung  seiner  Besitz-Antheile  in 
verschiedene  Riede  gezwungen  sah,  die  gemeindeübliclie  Art  der 
Bewirthschaltung  unbedingt  mitzumachen.  Auch  waren  ^Viese  und 
Wald  mit  einer  grossen  Zahl  \on  Mitbenutzungsrechten  belastet, 
welche  jede  anderweitige  landwirthschaftliche  Bearbeitung  dieser 
Area  ausschlössen.  Desshalb  bemühte  sich  schon  der  frühere 
ungrische  Reichstag,  die  Co  mma  ssa  t  io  u  und  Segregation  in 
jeder  MarkuiiLi    zu    \era)i!assen,    so   dass  das  'rerriforiuni  derselbcji 

'  Doch  halle  sich  die  .\ gramer  C'unimissiou  in  allen  die  ÖMur- Jnsel  Le- 
Ireflendeu  Fraj^en  nach  den  Vorschriften  für  Ungern,  die  Teniesvdrer  in 
allen  Bcsümnningen  über  die  Bezirke  lllok  nnd  Kunia  nach  jenen  für 
Slnvouien  zn  richlen. 
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hl  seiner  Gesammtheit  vermessen  und  soclyim  unter  sänimlliche 
adelige  und  unadelige  Besitzer  neu  auigetheilt  würde,  wobei- auch 
die  Ausscheidung  der  Viehweiden  stattzutinden  hätte.  Hiernach 
gestattete  der  X.  Artikel  des  Reichstags  vom  Jahre  183G  die 
Anstrengung  von  Reüulirungs- Processen  und  zeichnete  die  Form 
derselben  vor.  Das  Forum  dafür  blieb  aber  bis  1848  der  adelige 
Herrenstuhl,  erst  1848  wurden  die  Commassations-  und  Segrega- 
tions-Processe  zum  Gerichte  des  Vicegespans  übertragen.  — Aehnlich 
war  das  Yerhältniss  in  Siebenbürgen. 

Mit  den  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom  30.  August  1855 
und  17.  Mai  J857  wurden  desshälb  eigene,  den  Ministerien  des  Innern 
und  der  Justiz  üemeinsam  unterstehende  Urbarial-Gerichte  aus 
Beamten  der  politischen  Verwaltungsbehörde  und  des  entsprechen- 
den Gerichts  gebildet.  Als  erste  Instanz  iungirt  ein  Urbarial- 
Gericht  in  jedem  Komitate  oder  Kreise,  als  zweite  das  Urbarial- 
Obergericht  (zu  Ofen,  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau,  Gross- 
wardein,  Temesvar,  Agram  und  Hermannstadt),  als  dritte  das 
oberste  Urbarial- Gericht  zu  Wien.  Die  sechs  erstgenannten  Urba- 
rial  -  Obergerichte  begannen  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Januar  1856, 
die  unterüeordneteu  Urbarial-Gerichte  am  30.  Januar  1856,  die 
beiden  letztgenannten  Obergerichte  am  15.  Januar  1858  und  (he 
betreffenden  Urbarial-Gerichte  am  30.  Januar  1858.  ' 

Die  Commassation  (Zusammenlegung  und  neue  Aui'theilung 
der  Grundstücke)  wird  ^on  den  Urbarial-Gerichten  nur  dann  be- 
willigt, wemi  entweder  alle  Betheiligten  damit  ehiverstanden  sind, 
oder  wenn  der  Grundbesitz  derjenigen  Grundherren  oder  Unter- 
thanen,  welche  die  Commassation  bereits  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrift begehrt  haben  oder  binnen  einer  gesetzten  Frist  verlangen, 
wenigstens  zwei  Dritttheile  des  Flächenmaasses  der  Gemarkungen 
umfasst.  Wo  Gompossessorate  [»estehen,  in  welchen  die  verhält- 
nissmässige  Ausscheiflung  des  (Jrundbesitzes  noch  nicht  erfolgt  ist, 
und  es  sich  um  die  Durchlulu'unu-  einer  Besitzreguliruuu  handelt, 
hat  das  Urbarial-Gericht  vor  Allem  zwischen  den  Compossessoren 
im  Vergleichswege  ein  E^inverständniss  zu  erzielen,  (felinut  dieses 
nicht,  so  hat  das  Urbarial-Gericht  ein  der  Sachlage  entsprechendes 

'  Die  eiiLsiMfrlKMidei;  Inslriicddiirii  iibcr  die  iiuicix'  I'.iin'iclilaiiy  inid 
Gesell äftsord  11  mig-  der  Urlüirial  -  (ieridite  erllüsceii  lur  rudern  und  die 
\\'ojvv()dsch;il"t  mit  iMiiiist.  -  Verord.  vom  2.  Febninr  J85(i,  liir  Kroalieu- 
v'^hivoiiien  mit  iUiuist.-Vejord.  vom  28.  December  1857.  l'iir  .Siebenbürgen 
mit  Minist. -Veiord.   \orii  27.  -Januar  J85S. 
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Provisoriuiii  zu  trefreii  luul  nach  Maassgabe  desselben  seine  Amts- 
handliino-  durchzuführen,  die  meritorische  Austrasuns  des  Pn)i)or- 
tional-Processes  aber  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  zu  weisen. 

Für  die  gewesenen  Untertiianen ,  sowie  für  die  Seelsorger  und 
iSchullehrer ,  welchen  zufolge  der  früher  erlassenen  Urbarial-Gesetze 
eine  Holzung  gebührt,  werden  durch  die  Urbarial-CJerichte  in»  Ver- 
hältnisse des  Besitzstandes  '  Waldantheile  ausgeschieden,  welche 
als  Gemeinde  Waldungen  zu  behandeln  und  nach  den  bezüg- 
lichen Vorschriften  unter  Aufsicht  der  politischen  Behörden  zu  be- 
wirthschaften  sind.  Nach  Umständen  kann  statt  der  Waldtheilung  die 
Ausmittlung  einer  fixen  jährlichen  Holzgebühr  stattfinden.  Eni  Weide- 
genuss  auf  den  Gründen ,  welche  in  das  Eigenthum  der  gewesenen 
Untertiianen  übergehen,  steht  den  ehemaligen  Grundherren  nicht  mehr 
zu,  wogegen  aber  auch  die  Unterthaneu  die  herrschaftlichen  Gründe 
nicht  beweiden  dürfen;  dasselbe  hat  nach  erfolgter  Ausscheidung 
der  Wald-  und  Kohrgrundantheile,  sowie  nach  erfolgter  Theilung 
der  Hutweide  i'ücksichtlich  der  ausueschiedenen  Antheile  zu  «ielten. 

Bezüglich  der  Quellen,  aus  welchen  die  ermittelte  Urbarial- 
uiid  Zehent-Entscliädigung  zu  leisten  ist,  sind  besondere  Bestiui- 
muni-en  durch  die  kaiserlichen  Palonte  vom  16.  Januar  1854  für 
die  ungrischen  Länder  und  vom  1.  Januar  1856  für  öiebenbürgen 
erflossen.  Diesen  gemäss  wurde  zur  Leistung  der  aus  den  Landes- 
initteln  aufzubrinuenden  Entschädiiiuna;  für  iedes  der  drei  vormals 
ungrischen  Kronländer  und  für  »Siebenbürgen  ein  eigener  Entla- 
stungs-Fond eiTichtet,  dessen  Verwaltung  die  Entlastungs- 
Fonds-Directionen  führen.  Der  Entlastungs-Fond  wird  durch 
Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  und  (insoferne  das  Erforderniss 
eintritt)  zu  jenen  indirecten  Abgaben,  die  ihrer  Einrichtung  nach 
zu  einem  solchen  Zuschlage  geeignet  sind,  aufgebracht.  Für  alle 
Enfscliädigungs-Forderungen  erfolgt  der  Entlastungs-Fond  di:'n  ihm 
überwiesenen  Bi'zugsberechtigten,  als  seinen  Gläubigern,  in  der 
Kegel  fünfpercentige  Schuldverschreibungen,  welche  vom  Gesammt- 
reiche  verbürgt  sind  und  alle  Vorzüge  der  Staats-Papiere  geniessen. 
Nur  Restbeträge  von  überwiesenen  Forderungen  unter  10  fl.  und 
solche,  die  sich  zur  Ausstellung  von  besonderen  Schuldverschreibungen 

'  Für  fiuc  j^.-iii/.c  Ansässigkeit  ist  eine,  \\';il(lllache  \oii  1'/.^  bis  G  (^iiiir 
ausiialimsweise  iiiilcr  1'  2  "'"^l  l''s  y-ii  5^)  uiedef-üsterreichisclitMi  Joclien 
y.ii  reclinoii,  und  für  8  tläuslcr  die  Cnniiiuleuz  einer  ganzen  Ansässigkeit 
zu  bemessen;  i'iir  den  Seelsorger  entfaiil  tue  L'onipetenz  einer  ganzen,  für 
(len  Öchuliefirer  jene  einer  halben  Ansässigkeit. 
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nicht  eignen,  werden  baar  bezahlt,  ebenso  auch  die  als  Ent- 
schädigung für  den  Zehententgang  des  niedern  Curat-Clerus  ausge- 
niessenen  Jahresrenten,  üie  Cassegeschäfte  der  Entlastungs-Fonde 
werden  von  den  betreffenden  Landes-Hauptcassen  geführt.  Die  Be- 
stimmungen, unter  welchen  Bedingungen  und  in  welcher  Weise  die 
Aon  den  Yerj)llichteten  allein  abzustattenden  C'a])itale  eingezahlt 
■werden  sollen,  blieben  besonderen  Anordnungen  vorbehalten.  Die 
Verlosung  der  Grundentlastungs-Obligationen  für  die  ungrischen 
Länder  begann  am  81.  October  1857. 


^.  18. 

■Jl).     Land  w  i  r  f  li.sclia  It .    Forst-,    Berg-    und   Hütteuwesen   (Land- 

wirthscliaft). 

Obwohl  der  Kaiserstaat  Oesterreich  durch  die  natürliche 
Beschaftenheit  seiner  fruchtbaren  Gebiete  darauf  aiigewieseji 
ist,  in  der  Boden -Cultur  die  Grundlage  seines  volkswirtli- 
schaftlichen  Gedeihens  und  seines  Wohlstandes  zu  finden, 
so  war  dennoch  bis  zum  Jahre  1848,  die  italienischen  Kron- 
länder ausgenommen,  der  Zustand  der  Landwiithschaft  kein 
erfreulicher.  Die  grossen  Grundeigenthümer  bedienten  sich 
in  der  Bewirthschaftung  ihres  Bodens  der  Frolmen,  der  Bauer 
konnte  nicht  über  seine  Arbeitskraft  verfügen  und  hatte 
mancherlei  Lasten  zu  tragen,  das  Capital  mv  besseren 
Benützung  des  Bodens  mangelte,  und  die  Zwischenzoll -Linie 
trennte  den  üppig  ertragreichen  Osten  von  dem  consumirenr 
den  Westen  des  Reiches.  Zw^ar  waren  in  fast  allen  Kronlänr 
(lern  intelligente  Grundbesitzer  mit  gutem  Beispiele  in  der 
rationellen  Bewirthschaftung  iiu-es  Bodens  vorangegangen, 
und  die  zahlreichen  landwirthschaftlichen  Vereine  hatten  eine 
-immer  weiter  um  sich  greifende  Bewegung  in  ihren  Kreisen 
hervorgebracht;  allein  bei  der  grossen  j\Iassc  der  (inindbe- 
sitzer  war  diese  Anregung  noch  niciit  durchgeth-ungen.  Nicht 
wenig  trugen  zu  dieser  Stagnation  die  niedrigen  (Jetreide- 
preise  der  letzten  Jahrzehende  bei,  welche  die  Landwirth- 
schaft   als    nicht    lohnend    erscheinen    Hessen.     Die    Freunde 
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lies  laiidwirthschaftlichen  Fortschnttes  wendeten  sich  daher 
Jenen  Zweigen  der  agricolen  Beschäftigung  zu,  bei  denen 
die  besseren  Preise  der  Producta  eine  unmittelbare  Antin un- 
terung  gewährten,  der  Merinos-Schafzncht,  der  Rübenzucker- 
Fabrication  und  den  Branntwein -Brennereien,  in  welchen 
Zweigen  sehr  anerkennenswertlie  Erfolge  erzielt  wurden.  Im 
Allgemeinen  aber  musste  der  Aufschwung  der  Landwirth- 
schaft  erst  von  einer  günstigeren  Zukunft  erwartet  werden. 
Diese  ward  durch  die  gewaltigen  Reformen  in  dem  in- 
neren Staatswesen  eröffnet,  welche  auf  keinen  Zweig  der 
Volkswirthschaft  eine  so  tiefgreifende  Rückwirkung  äusser- 
ten,  als  auf  die  Boden -Cultur.  Mit  der  Aufhebung  des  Pa- 
trimonial- Wesens  und  der  Entfesslung  des  Bodens  trat  die 
Landwirtiischaft  in  die  Reihe  der  freien  Beschäftigungen, 
bei  welchen  Intelligenz  und  freie  Mitbewerbung  ihren  vollen 
Spielraum  linden.  Die  Capitale  strömten  mehr  als  früher, 
namentlich  in  den  östlichen  Ländern,  dem  Ankaufe  des 
Bodens  zu,  der  Grundwerth  erfuhr  eine  rasche  Steigerung, 
eine  rationelle  Bewirthschaftung  ei'gab  von  einem  beschränk- 
ten Besitze,  zu  dessen  Cultur  die  Kräfte  des  Eigenthümers 
oder  Pächters  ausreichten,  eine- höhere  Rente  als  früher  von 
einem  ausgedehnteren,  schiecht  bewirthschafteten  Grunde 
erzielt  werden  konnte,  die  Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie, 
die  Vermehrung  der  Communications- Anstalten,  Verträge 
mit  fremden  Regierungen  erleichterten  den  Verkehr,  und 
eine  in  Folge  dieser  Reformen  so  wie  anderer  Umstände 
fortschreitende  Steigerung  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
gewäiirte  immer  grösseren  Antrieb  zu  deren  Cultur.  Nocii 
ist  der  seither  verflossene  Zeitraum  zu  kui'z,  als  dass  sich 
dieser  Aufschwung  der  Landwirthschaft  allenthalben  fühlbar 
nnichen  könnte,  aber  der  Anstoss  ist  überall  gegeben. 
Die  grossartige  Ausstellung  von  Vieh,  land-  und  forstwirth- 
schaftlichen  Maschinen,  Geräthen  und  Producten,  welche  das 
Haupt- Moment  der  Jubelfeier  des    fünfzigjährigen  Bestandes 
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der  k.  k.  LaiRiwirtlisohaftsgesellschaft  in  Wien  im  Früli- 
Jalire  1857  bildete,  stellte  jenen  Aufschwung  in  der  impo- 
santesten Weise  zur  Scliau.  Die  bereits  erzielten  Fortschritte 
sind  unläugbar,  die  fernere  Entwicklung  muss  der  Zeit  und 
der  Ausbildung  der  neuen  Verhältnisse  überlassen  bleiben. 

Die  nachstehenden  Andeutungen  mögen  dazu  dienen, 
die  Richtung  zu  bezeichnen ,  in  denen  die  landwirthschaft- 
lichen  Fortschritte  zu  Tage  treten.  Die  Aufhebung  der  Ro- 
bot hat  viele  Fabriken  landwirthschaftlicher  Maschinen  und 
Geräthe  zu  Wien,  Hütteldorf,  Gratz,  Andritz,  Ilohenmaiithen, 
Prag,  Lemberg,  Pest,  etc.  ins  Leben  gerufen,  den  Tritt 
der  Thiere  (grossentheils)  und  den  Flegel  (theilweise)  vom 
Dreschen  des  Getreides  entfernt,  bei  grossen  Gütern  den 
Säemann  entbehrlich  gemacht,  den  hölzernen  Pflug  mit  sei- 
nem 5  bis  G  Fuss  langen  Streich brette  zur  Seite  gestellt  und 
die  Zahl  der  Zugthiere  vermindert,  hier  und  da  den  Rechen 
in  einen  Heuw^ender  und  Heuschieber  verwandelt,  die  Sichel 
und  Sense  in  Sagen  und  Scheeren  umgestaltet,  die  Hauen 
und  Haindeln  durch  Exstirpatoren  oder  Drilleggen  und  An- 
häufeptlüge  ersetzt,  die  Anwendung  der  Schaufeln  und  der 
Rarste  durch  Untergrundpflüge  beschränkt,  den  Gebrauch 
unterirdischer  Abzugsgräben  durch  die  Anwendung  von  ge- 
brannten Thonröhren  (Drainage)  %vesentlich  erleiclitert,  dem 
Dampfe  das  gebührende  Recht  auch  bei  der  Landwirthschaft 
eingeräumt,  und  überhaupt  eine  Thätigkeit  beim  Ackerbau 
hervorgerufen,  wie  sie  die  Geschichte  der  österreichischen 
Landwirthschaft  bisher  nicht  aufzuweisen  vermochte.  Die 
hohen  Preise  des  Getreides,  des  Fleisches  und  der  Wolle 
haben  die  Dünger- Fabriken  von  Lorber,  Fichtner,  JMolly, 
Wegemann  etc.  ins  Leben  gerufen,  dem  Chili -Salpeter  und 
Guano  die  Thore  nach  Oesterreich  geöffnet,  die  Behandlung 
des  Stallmistes  verbessert,  die  Urbarmachung  von  Gestrüpp 
und  die  Trockenlegung  der  Sümpfe  bewirkt,  ambulirende 
Wiesen -Ingenieure     und     die     Drainage     der    Grundstücke 
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vorwii-klielit,  die  Mastungsaiistalten  vernielirl .  die  fortschrei- 
tende Uinwandlimg  der  s:emeinen  Schafe  in  Merinos  begrün- 
det,  die  häutige  Kreuzung  des  langgestreckten   italienisclien 
Schweines    mit  dem  mastungsfähigen  s3M'mischen  veranlasst. 
Das  Streben,    den  Seidenbau  in  den  deutschen  Kronländern 
zu  begründen,   rief  die   (bereits  erwähnten)  Seidenbau- Ver- 
eine   ins   Leben.     Die   Entdeckungen   Dzierszon's    haben   die 
schlummernde  Bienenzucht  neu  belebt,  Versammlungen  von 
Bienenwirthen  begründet,  und  das  Erscheinen  mehrerer  Bie- 
nenzeitungen  veranlasst.     Die  Fortschritte  der  Chemie,   ins- 
l)esondere    der    Gährungs- Chemie,    brachten    den    J^ierstein, 
die  Pressgerni   und    die  Erzeugung    von   Alkohol    aus   Holz- 
fasern. Runkelrüben,  Topinambur,  Asphodil  und  Maiskolben 
zu  Wege,   verbesserten   wesentlich  die  Alkohol-,    Bier-  und 
Essig -Fabrication,    sprachen   dem  Gallisiren    der  Weine  das 
Wort,    weckten  das  Streben  nach  Dünger  -  Surrogaten ,    ver- 
anlassten Preisaufgaben  zur  Entdeckung  von  jthosphorsanrem 
Kalke,  Salpeter,  Gyps  und  Guano,  begründeten  die  Nothwen- 
digkeit  der  Anstellung  von  Agricnltur-Chemikei-n.    Eine  beson- 
dere Wichtigkeit  für  Oesterreich  erlangte  die  Erfindung  Mar- 
zelFs  und  Schrank's,  Maiskolben  in  Schrot  und  diesen  auf  jeder 
gewöhnlichen  Mühle  in  Mehl  zu  verwandeln,  da  die  Chemie 
46  Percent  Stärkemehl  in  den  Maiskolben  nachgewiesen  hat 
und   die  jährliche  Erzeugung   an  Maiskolben    in  Oesterreich 
wenigstens   mit  15  Millionen  Centnern   veranschlagt  werden 
kann.     Die   Kartoffelkrankheit    iiat  in   ilcn   südlichen    Kron- 
ländern    dem     Mais     eine     grosse     Verbi'eitung     verschafft, 
welcher  unter  den  Cultur-Pllanzen  den  ersten  Rang  einnimmt 
und    vorzugsweise   geeignet   erscheint,    die  Menschen    gegen 
Hungersuoth    zu    bewahren,    da   er    nicht   mir  den  höchsten 
Ertrag    abwirft,    sondern    auch    den   Anbau    von    Zwischen- 
iVüchten  gestattet.    Die  Aufhebung  der  gegen  die  ungrischen 
Länder     bestandenen     Zollschranken     hatte     allerdings     im 
Beginne     auf     die     Landwirthe     der     Nachbarländer     einen 
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(jewaltigeii  Druck  ausgeübt,  und  insbesondere  den  Weinbau 
in  Oesterreifli  unter  der  Enns,  Steiermark  und  Krain  IVir  den 
Augenblick  erschüttert;  allein  nachiialtige  Folge  hiervon  Avar 
derdurch  die  Concurrenz  bedingte  Wetteifer  in  dem  Streben 
nach  Verbesserung.  Man  beginnt  hier  bereits,  die  ungün- 
stigen und  zu  anderen  Culturen  geeigneten  Weingärten  auf- 
zulassen, die  schlechten  Rebensorten  auszumerzen  und  durch 
bessere  zu  ersetzen,  die  herkömmliche  Kellerwirthschaft  auf- 
zugeben und  eine  rationelle  einzuführen,  tüchtige  Keller- 
meister aus  dem  Auslande  zu  berufen,  Weinbauvereine  zu 
bilden  und  grossartige  Weinhandlungen  durch  Wein-Produ- 
centen  zu  begründen.  Eine  gleiche  Verbesserung,  nament- 
lich der  Kellerwirthschaft,  findet  auch  in  Ungern  Statt, 
seitdem  die  Traubenkrankheit  in  Italien  und  Frankreich 
den  ungrischen  Weinen  einen  vermehrten  Absatz  nach  dem 
Auslande  verschafft  und  die  Aufmerksamkeit  der  auswär- 
tigen Weinhändler  auf  die  edleren  Gattungen  derselben  ge- 
lenkt hat. 

Gleichwie  aber  auf  allen  Gebieten  des  menschlichen 
Strebens  das  Fortschreiten  nie  ohne  Schwankungen  erfolgt 
und  jeder  üebergang  aus  einem  Zustande  in  den  anderen 
gewisse  Opfer  erheischt,  so  muss  auch  den  eben  angedeu- 
teten Lichtseiten  des  landwirthschaftlicheu  Aufschwunges  die 
Schattenseite  gegenüber  gestellt  werden,  die  sich  nament- 
lich dort,  wo  die  Intelligenz  weniger  die  Schwierigkeiten 
des  Ueberganges  überwinden  hilft,  hoffentlich  nur  vorüber- 
gehend, bei  dem  grossen  landwirthschaftliclien  Umwand' 
lungs-Processe  herausgestellt  haben.  Die  plötzlich  ihrer  bis- 
herigen Hilfskräfte  entbehrende,  durcli  vermehrten  Anbau 
grössere  Hilfsmittel  in  Anspruch  nehmende  Boden -Cultur 
vermisst  grösstentheils  schmerzlich  die  erforderlichen  Geld- 
und  Arbeitskräfte.  Der  Entfall  der  Robot  drängte  die  grossen 
Grundbesitzer,  wo  nicht  die  Verpachtung  eintreten  konnte, 
zu  der  Einrichtung  eines  eigenen  Wirtiischaftsbetriebes,  wozu 
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(li(>  orhaltenoii  EntscliHdiguiigsgelder  niclil  immer  liinrci- 
c-heii.  und  der  Hedarf  an  Capital  aucli  für  den  kleineren 
Besitzer  nimmt  in  dem  Maasse  zn ,  als  das  Geld,  durch  ge- 
winnreichere Anlage  zu  den  Geschäften  des  beweglichen 
Verkehres  gelockt,  sich  der  Land%yirthschaft,  insbesondere 
dem  Hypothekar -Kredit,  immer  mehr  entzieht.  In  den  öst- 
lichen Kronländern  aber  ist  es  besonders  der  Mangel  an 
Arbeitskräften,  welcher  dem  Aufschwünge  der  Landwirth- 
schaft  hemmend  entgegensteht.  In  Ungern  ist  ein  wirklicher 
Mangel  an  Bevölkerung  vorhanden,  welcher  die  Preise  der 
(nunmehr  durchaus  mit  Gelde  zu  entlohnenden)  Handarbeit 
nnverhältnissmässig  in  die  Höhe  treibt  und  eine  Abhilfe  nur 
von  der  Colonisirung  erwarten  kann.  In  Galizien  und  Kroa- 
tien  aber  trägt  zunächst  die  Unlust  des  Landmannes,  wel- 
cher lieber  seine  Zeit  unthätig  zubringt,  als  dass  er  sich 
dem  grösseren  Grundbesitzer,  seinem  ehemaligen  Grund- 
Jierrn,  zur  Arbeit  verdingte,  die  Schuld,  wenn  letzterer  in 
die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  seine  ausgedehnten  Be- 
sitzungen zu  bewirthschaften,  und  denmach  ein  grosser 
Theil  des  culturfähigen  Bodens  unbenutzt  liegen  bleibt.  Es 
ist  zu  erwai'ten,  dass  hier  die  fortschreitende  Aufklärung, 
wenn  nicht  die  dringende  Noth ,  die  Landbevölkerung  zu 
einer  zweckmässigeren  Benützung  ihrer  Arbeitskraft  füh- 
ren wird,  wie  andererseits  die  in  der  Gestaltung  begriffenen 
Hj'pothekar-  und  Credits- Anstalten  den  geldbedürftigen 
Besitzer  unterstützen  und  dadurch  die  bisher  noch  viel- 
fach schlummernden  Kräfte  des  fruchtbaren  Bodens  zum 
Gedeihen  der  Einzelnen  und  des  sesammten  Staates  wecken 
werden. 

Wenn  man  die  Ergebnisse  des  landwirtbschaftlichen  Be- 
triebes in  Oesterreich  in  wenige  Zitfern  zusammenfasst,  so 
stellt  sich  heraus,  dass  man  an  lOO  Millionen  Joche  pro- 
ductiven  Bodens  zählt,  wovon  H?  Percent  dem  Acker- 
lande, 82  Percent  dem  Waldlande,  nahezu  K;  Percciit  dem 
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Weidelaiide,  14  Perceiit  dem  Wiesen-  und  Guiteulaiide  und 
etwas  über  1  Percent  dem  Weinlandc  zufallen.  Der  Wertli 
des  nutzbaren  Bodens  beträgt  über  10.000  Ällllionen  Gulden ; 
daran  niumit  das  Ackerland  mit  54 'z^,  das  Wiesenland  mit 
'22,  das  Waldland  mit  12',/,,  das  Weideland  mit  7'/.2  und  das 
Weinland  mit  S'/^  Percent  Theil.  Der  Rohertrag  des  pro- 
ductiven  Bodens  steigt  auf  1.568  Millionen  Gulden,  wozu 
das  Ackerland  70,  das  AViesen-  und  Gartenland  18,  das 
Weinland  ö'/i,  flas  Waldland  4'/^  und  das  Weideland  2  Per- 
cent beitragen.  Die  Hausthiere  repräsentiren  einen  Werth 
von  1.106  Millionen  Gulden  und  deren  Ertrag  steigt  auf  475 
Millionen,  ungerechnet  50  Millionen  Gulden  für  die  Ausbeute 
der  Jagd  und  Fischerei;  der  Wei'th  der  Wirtlischaftsgebäude 
und  Werkzeuge  betrugt  1.271  Millionen  Gulden.  Das  Ge- 
sammt-Capital  der  Boden-Cultur  aber  erreicht  12.517  Mil- 
lionen, und  der  Gesammtertrag  desselben  erhebt  sich  auf 
nahezu  2.000  Millionen  Gulden. 

Der  Betrieb  der  LandwirUischaft  steht  zwar  in  einigen 
Theilen  des  lombardisch- venezianischen  Königreiches  sowie 
auf  den  Gütern  vieler  grösseren  Grundbesitzer  in  den  übri- 
gen Kronländern  auf  der  Stufe  hoher  Ausbildung;  dessen- 
ungeachtet ist  dieselbe  noch  nicht  in  die  Masse  der  kleinen 
Grundbesitzer,  der  Bauern,  gedrungen,  wie  sich  daraus  er- 
gibt, dass  die  Brachfelder- Wirthschaft  noch  immer  in  dem 
überwiegend  grösseren  Theile  des  Reiches  als  bestehend 
angetroffen  wird.  Die  Nachtheile,  welche  die  genauere  Un- 
tersuchung der  landwirthschaftlichen  Zustände  an  das  Licht 
fördert,  bestehen  im  Wesentlichen  darin,  dass  ein  zu  grosser 
Theil  des  cuUurfähigen  Bodens  zu  dem  Ackerlande  und  ein 
zu  geringer  zu  dem  Wiesenlande  verwendet  wird.  Wenn 
man  gleich  durch  den  Anbau  von  Futterkräutern  auf  dem 
Ackerlande  dem  durch  dieses  ungünstige  Verliältniss  herbei- 
geführten Mangel  an  Futter  zu  begegnen  sucht,  so  reicht 
doch  letzteres  nicht  zur  Erhaltung  und  gehörigen  Ernährung 
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eines    entsprechenden    Vielistandes    hin,    wodurch    nicht    nni- 
die  Viehzucht  als  Cultur- Zweig  leidet,  sondern  auch  Älange! 
an   Dünger   entsteht,    und    das   nicht    nach   P^rlbrderniss    ge- 
düngte  Ackerland    einen    geringeren    fCrtrag,    als    sonst  zu 
erwarten    stünde,   abwirft.     Würde  durch   die  Verwandlung 
eines  Theiles  der  Aecker  in  Wiesen  mehr  Futter  erzeugt,  so 
könnte   ein    besserer   und    zahlreicherer  Vielistand  (wozu  es 
im  Reiche   an    trefflichen   einheimischen   Racen   nicht   fehlt) 
gehalten   und   auf  einem  geringeren  Flächenausmaasse   eine 
reichere  Ernte  an  Boden -Producten  gewonnen  werden.     Die 
durchgreifende  Umwandlung   der   landwirthschaftliclien  Ver- 
hältnisse   in    Folge    der    Entfesselung    des    Bodens ,    welche 
gegenwärtig   noch   im   ersten  Stadium   der  Entfaltung   steht, 
und    die   allgemeine    in    Oesterreich    wahrnehmbare   Cultur- 
Entwicklung   wird  diese  schon  jetzt  durchdringende  Verbes- 
serung in  immer  weiteren  und  weiteren  Kreisen  verbreiten, 
und  dazu  beitragen,  dass  alln)ählich  dem  fruchtbaren  Boden 
ein  ebenso  reicher  P]rtrag,  wie  in  den  vorgeschrittenen  Län- 
dern   des    Westens   von   Europa,    abgerungen    werden   wird, 
wovon    dann     Oesterreich ,     als    der    vorzugsweise    agricole 
Staat   unseres  Welttheiles,   die    möglich   erreichbarste  Höhe 
seines  künftigen   Wohlstandes  erwarten  darf.      Wie  namliaft 
aber  auch  schon  während  der  letzten  Jahrzehende  der  Fort- 
schritt in  der  Ertragserhöhung  der  Landwirthschaft  in  Oester- 
reich gewesen  ist,  mag  aus  dem  Umstände  entnonmien  wer- 
den,  dass   seit  30  Jahren   sich   die  Bevölkerung  des  Kaiser- 
staates  von   33  auf  40  Millionen    Einwohner   vermehrt   hat, 
dass  sich  ferner  diese  Bevölkerung  gegenw.ärtig  entschieden 
besser   nährt  als   im   Beginne  jener   Periode,    w^ährend   der 
verhältnissmässig   nicht  erhebliche  Austausch  der  Nahruugs- 
früchte   und  des  Viehes   mit  dem  Auslände   ziemlich  in  den 
gleichen  Verhältnissen  geblieben  ist,   die  Ausfuhr  der  Seide 
und  Wolle   aber  in   diesem   Zeiträume   sich   sehr  bedeutend 
erhöht    hat.       Welch    einen    gar    nicht    zu     berechnenden 
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Anstoss  der  beginnende  Anfschwung  der  Landwirthschat't 
dem  Verkehre  zu  ertlieilen  geeignet  ist,  mag  man  daraus 
entnehmen,  dass  eine  Vermehrung  des  gegenwärtigen  Ge- 
sammtertrages  der  Landvvirthschaft  in  Oesterreich  um  zwei 
Percent  den  ganzen  Retrag  der  in  einzelnen  Artikeln 
stattfindenden  Mehreinfnhr  aus  dem  Auslande  zu  decken 
vermag,  während  eine  Vermehrung  dieses  Gesanmitertra- 
ges  um  drei  Percent  (nach  Abschlag  der  Seide  und 
Schafwolle  aber  nur  um  ein  Percent)  hinreichen  würde, 
den  Betrag  der  Mehrausluhr,  welcher  in  den  übrigen  Ar- 
tikeln des  ZoU-Tarifes  nach  dem  Auslande  stattfindet,  zu 
verdoppeln !  -'  - 

Die  vorzüglichsten  Zweige  der  Landwirthschaft,  denen  die 
grösseren  Grundbesitzer  in  Oesterreich  vor  dem  Jahre  1848  eine 
besondere  xA.ulmerksamkeit  zuwendeten,  waren  Meriiios-Schafznchf, 
Zucker-Fabrication  aus  Runkelrüben  und  Branntwein-Brennerei. 

Die  Zucht  der  im  Jahre  1763  durch  die  Kaiserin  Maria  Theresia 
eingeführten  Merinos-Schafe  erhielt  durch  die  erfolgreiche  Thä- 
tigkeit  mehrerer  meist  dem  höheren  Adel  angehöriger  Grundbe- 
sitzer einen  solchen  Aufschwung  und  eine  solche  Ausdehnung, 
namentlich  in  Mähreu  und  Schlesien,  in  Böhmen  und  zum  Theile 
in  Ungern,  dass  sie  der  österreichischen  Landwirthschal't  zur  grössten 
Zierde  gereicht.  Diese  Pflege  der  Merinos-Schafzucht  wurde  zu- 
nächst durch  die  damaligen  hohen  Preise  der  ^Volle  und  die  nied- 
rigen Preise  der  Bodenerzeugnisse  herbeigeführt.  Doch  hat  sich 
dieselbe  bei  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
und  der  Civilisation,  insbesondere  aber  bei  der  Vervoilkoiuiuuuug  und 
Vermehrung  der  Gomuiunications-Mittcl ,  für  alle  Zuknnfl  einen  her- 
vorragenden Platz  unter  den  Uuulwirthyehali liehen  Beseliäftigungeu 
errungen,  und  schon  jetzt  trachten  denkende  J.audwirthe,  mehr 
und  mehr  die  gemeinen  Schafe  durch  edle  zu  ersetzen  und 
den  Schafstand  zu  vermehren,  da  die  Schafzucht  bei  der  grossen 
Zerstückelung  des  Bodens  in  Europa  nur  noch  in  jenen  Ländern 
mit  günstigem  Plrfolge  betrieben  werden  kann,  wo  .sich,  wie  in 
Ungern,  Galizien,  Böiimeu,  Mähreu  etc.-  grosse  W'irthschafts- 
Complexe  vorfinden.  Oesterreich  besitzt  mindestens  30  Millionen 
Schafe     mit     einer     W'oJl -Prodiiclion     vcm     (iOOlKK)    ('cuhieru     im 
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Worthc  von  54  MilUtmt'ii  Giildcii:  unter  allen  landwirtlisclml't- 
liehen  Erzeugnissen  mit  die  Schafsvolle  (nebst  der  Seide)  den  gross- 
artiasten  Verkehr  mit  dem  Auslände  hervor,  da  im  Jahre  185G 
hiervon  sogar  233.792  Centner  im  Werthe  von  25',  3  Million  Gulden 
ausgeführt  worden  sind. 

Die  seit  1809  entstandene  Rübenzucker-Erzeugung  fand 
erst  seit  1&3()  Eingang  in  die  Monarchie,  und  zwar  zuerst  in  Böhmen 
durch   den   grundl)esitzei:den   höheren   Adel.     Bis  zum  Jahre   1840 
waren    bereits    113   Runkelrüben-Zucker-Fabriken   entstanden,   von 
denen   aber   mehrere  kleine  mit  unzweckmässigem  Betriebe  wieder 
eingingen,  während  die  Errichtung  grossartiger  Eltablissements  dieser 
Art    und    hiermit    auch    die    Menge    der    Rübenzucker-P^rzeugung 
namentlich  seit  1848  tue  bedeutendsten  Fortschritte  machte.  Gegen- 
wärtig verarbeiten    in   einem   mittleren  Jahre  108  Zucker-Fabriken 
7'/2  Million  Centner  Rüben  zu  450.000  Centnern  Zucker  und  230.000 
Centnern  Melasse ,  wobei  überdiess  750.000  Centner  Pressrückstände 
gewonnen  werden.  Durch  die  neu  eingelührten  Verbesserungen  (zweck- 
mässige hydraulische  Pressen,  vervollkommnete  Press -Manipulation, 
Erhaltung  einer  entsprechenden  Temperatur  und  grosse  Reinlichkeit, 
endlich  die  verbesserten  Vacuum-A])parate)  wird  die  Saftgewinnung 
erhöht,  die  Gährung  aber  so  wie  die  Umwandlung  des  Zuckers  in 
Stärkezucker   verhindert,   in   Folge  dessen    die   Ausbeute  an   Roh- 
zucker  bis  zu    7  Percent  des  verwendeten  Rohmaterials  gesteigert 
und  jedenfalls   im   grossen  Durchschnitte   über  6  Percent  gebracht, 
zualeich  aber  dessen  Absatz  (ein  grosser  Theil  des  Rohzuckers  üe- 
.langt  als  Salt-Melis   in  den  Verkehr)  erleichtert.     Der  mittlere  Er- 
trag  der  Rüben-Cultur   beträgt  240  Wiener  Centuer  für  das  Joch, 
und   37.000   Joch   werden  zum   Rübenbaue   verwendet.     Die  Rübe 
kann,    wemi    sie   zur  Verarbeitung   gelangt,   zu   30   kr.   berechnet 
werden,  wornacli  die  gesammte  verarbeitete  Menge  den  Werth  von 
3%  Millionen  Gulden  erreicht,  ohne  die  1%  Millionen  Centner  Rü- 
bcnb.'ätter  (wovon  5  Centner  einem  Centuer  Heu   gleich  kommen) 
zu    rechnen.     Da    der   Werth    des   Zuckers   zu   30    fl.    pr.    Ceutner 
13,50O.O(:0   II.,  jener  der  Melasse  zu  3  tl.  pr.  Centuer  690.000  fl. 
und  jener   der  Pressrückstände   zu   10  kr.   ])r.  Centner  125.(J(I0  fl. 
ausmacht,  so  beträgt  der  Gesammtwertli  der  Erzeugung  14,315.0<K» 
Gulden   oder  das  Vierfache  des  Wcrthes  der  verarbeiteten  Rüben. 
Die  Rübenblätter   und  Pressrückstände   geben    ein  Aetpiivalent   von 
025.0<IO  Centnern  Heu,  womit  8.9(KJ  Rinder  ernährt  werden  können. 
In  Ungern,  Galizicn  und  Slavonien,  wo  grosse  Wirthschafts-Complexe 
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mit  eiiifin  tielgründigeD  sehr  fruclitbai'en  Büdeii  hestelieii,  i.'^t 
diese  Fabrication  noch  einer  bedeutenden  Erweiterunsi  fähig.  Das 
namhafte  Sinken  der  Einfuhr  von  Colonial-Rohzucker  und  raffmirtem 
Zuckennehl  aus  dem  Auslande  zeugt  iiinläiiglieh  für  die  stets  wach- 
sende Thätigkeit  der  inländischen  Rübenzucker- Fabriken. 

Die  zunehmende  Drannt  wein- Er  Zeugung  steht  mit  der 
Ausdehnung  des  Kartoffel- Anbaues  in  enger  Verbindung.  Die  seit 
1818  meist  gesegneten  Ernten  der  Brotfrüchte  hatten  ein  fortschrei- 
tendes  Sinken  der  Getreidepreise  zur  Folge,  im  Jahre  1824  erreich- 
ten dieselben  in  Oesterreich  tinen  so  niedrigen  Stand,  dass  der 
Landmann  nicht  vermochte,  seine  Productions- Kosten  zu  decken 
und  die  öfrentiichen  Lasten  zu  tragen,  woraus  sich  die  allgemeine 
Verschulduno;  der  Bauernwirthschaften  und  die  Missachtuno;  des 
landwirthschaftlichen  Betriebes  bei  grösseren  Besitzungen,  deren 
Eigenthümer  ihre  liauj)tsächliclisten  Einnahmen  in  den  aus  dem 
Patrimonial- Verbände  fliessenden  sogenannten  trockenen  Gefallen 
erblickten,  erklärte.  Unter  dem  Einflüsse  dieser  Umstände  wen- 
deten sich  viele  grössere  Grundbesitzer  der  Einführung  von  tech- 
nischen Gewerben  zu,  um  ihre  Bodenerzeugnisse  besser  zu  ver- 
werthen  und  eine  Bodenrente  zu  erzielen^  es  entstanden  Brannt- 
wein-Brennereien, Bierbrauereien',  Stärke-,  Syrup-,  Zucker-  und 
Essig-P'abrikcn.  Für  den  Bedarf  der  Branntwein-Brennereien  wurden 
ausgedehnte  Strecken  mit  Kartoffeln  angebaut;  auch  die  Bauern 
begannen,  bei  dem  Mangel  an  Absatz  der  Brotfrüehte,  mit  Auf- 
gebung anderer  Culturen  den  Kartoffelbau  auszudehnen.  Dem  Auf- 
schwünge der  Branntwein-Erzeugung  kam  jedoch  der  Absatz  nicht 
gleich,  wesshalb  man  sich  veranlasst  sah,  den  Branntweinfusel  um 
einen  sehr  niedrigen  Preis  dem  Landvolke  zu  verabfolgen,  zum 
Theile  gegen  Credit,  Abschlags-Zahlung  und  den  Verkauf  der 
Ernte  auf  dem  Halme.  Dadurch  gewann  der  Branntweinverbrauch 
eine  immer  zunehmende  Ausdehnung,  und  wirkte  namentlich  in 
Galizien  höchst  nachtheilig  auf  den  ])hjsischen  und  geistigen  Zu- 
stand des  Volkes.  Aber  auch  noch  andere  Missstände  gingen 
daraus  hervor,  indem  bei  dem  uu  dang  reichen  Kartoffelbau  der 
Landmann  seinen  Bedarf  nicht  berechnete,  aus  den  nicht  veräus- 
serten Rückständen  die  besseren  Knollen  verbrauchte,  die  sehleehteren 

'  I)io  Zahl  der  Uierbraiiercien  beträgt  gegenwärtig  3.696,  welche  Jäln-- 
lieh  lU' 2  Million  Eimer  liier  erzeugen,  wahrend  diese  rroduction  vor 
J(t  -Jahren  nur  8  JMillioncn  Eimer  betrug. 
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übriübkibeiideii  /.iir  Aiist^aat  verwendete  und,  \Ad  .sie  nicht 
hinreichten,  selbst  die  kleineren  Knollen  tlieilte,  durch  welche 
IVIisshandlung  der  Saatknollen,  nach  der  Ansicht  Vieler,  der  Kar- 
tolVel-Krankheit  bedeutender  Vorschub  !i,eleistet  wurde.  Ein  Centner 
(oder  Licliäufter  Metzen)  Kartotrelii  ü,ibl  7  Maass  20gradigeii  Brannt- 
wein und  50  Maass  oder  150  Pfund  Schlempe.  Bei  dem  gegen- 
wärtigen Preise  des  Branntweines  verwerthen  sich,  die  Kartoffeln 
nicht  hinlänglich ,  so  dass  die  Brennereien  ihre  Zuflucht  zum  Ge- 
treide nehmen  und  den  Vorthcil  in  der  Gewinnung  der  Schlempe 
suchen  mussten.  Bei  der  Mästung  der  Binder  verwerthet  sich  die 
Schlem])e  nur  zu  4  kr.  der  Centner,  während  dieselbe  bei  der 
Schweinemastung  (namentlich  der  Mast  syrmischer  und  ungrischer 
Schweine)  eine  weit  höhere  ^'erwertliung  findet  und  die  Brennereien 
auch  noch  bei  niedrigeren  Alkohol -Preisen  gesichert  sind.  Die 
Alkohol-Erzeugung  aber  hat  in  Verbindung  mit  der  Mästung  eine 
hohe  volkswirthschaftliche  Bedeutung,  wenn  der  Bedarf  an  Fleisch 
und  rohen  Häuten  im  Staate  nicht  üedeckt  werden  kann.  In  der 
Monarchie  bestehen  159.000  Brennereien,  welche  jährlich  an  5  Mil- 
lionen Eimer  (20gradigen)  Branntwein  erzeugen  und  hierbei  36  Mil- 
lionen Eimer  oder  43  Millionen  Centner  Schlempe  gewinnen,  welche 
einen  Werth  von  4,320.000  Centner  Heu  hat  und  für  die  Ernäh- 
rung von  60.000  Rindern  hinreicht;  diese  produciren  mindestens 
t)  Millionen  Centner  Dünger,  Avelche  zur  Düngung  von  30.000 
Joch  Ackerland  zureichend  erscheinen.  In  der  neuesten  Zeit  haben 
in  der  Fabrication  eingeführte  Verbesserungen,  namentlich  die  Er- 
zeug uns;  Aon  fuselfreiem  Branntweine,  so\Aie  der  in  I^ol<i,e  der 
Traubenkrankheit  vermehrte  Absatz  4iach  Italien  (wo  das  öster- 
reichische Erzeugniss  bereits  die  ])rcussischen  und  französischen 
Fabricate  verdrängt  hat),  ja  selbst  nach  Frankreich,  diesem  Produc- 
tions-Zweige  grossen  Vorschub  geleistet,  woran  jedoch  die  kleineren, 
kostspieliger  arbeitenden,  auf  die  unteren  Volksclassen  verderblich 
einwirkenden  Fabriken  einen  nur  geringen  Antheil  nehmen. 

Die  Rind  Viehzucht  wurde  zwar  von  einzelnen  grösseren 
Grundbesitzern  gepflegt:  allein  die  niedrigen  Preise  der  thierischen 
Producte  wirkten  nicht  aufmunternd  und  die  Einführung  von  Racen, 
welche  den  örtlichen  Verhältnissen  nicht  entsprachen,  hemmte 
liäufit'-  den  Erfolu".  Man  betrachtete  die  Rindviehzucht  als  ein  des 
Düngers  halber  nothwcndiges  Uebel,  man  kreuzte  bunt  durch 
einander,  ohne  sich  um  die  Milchergiebigkeit,  die  Mastungsiahigkeil 
und   die  Zugkraft   zu   künnnern ,    und   sah   höchstens  darauf,   dass 
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das  Tliier  einen  grossen  K()rper  evlialte,  uornach  die  eingetretenen 
Rückschritte  in  der  Rindviehzucht,  welche  man  zunächst  den  Ge- 
l)irgs-  und  Steppenländevn  überliess,  erklärh"cli  sind.  Mit  der 
Schweinezucht  war  es  nicht  viel  besser  bestellt.  Dagegen 
machte  die  Pferdezucht  durch  Vermehrung  und  Auswahl  der 
Beschälhengste  und  namentlich  durch  den  Bestand  der  ärarischen 
Gestüte  erfreuliche  Fortschritte,  welche  jedoch  in  den  für  die 
Pferdezucht  so  geeigneten  östlichen  Ländern ,  in  Ungern  und  Sie- 
benbürgen, durch  die  Kriegswirren  bedeutend  gestört  wurden. 

Bei  dem  Ackerbaue  waren  es  zunächst  nur  die  Handels- 
pi'lanzen,  wie  Hojjfen  und  insbesondere  Oelsaat,  auf  deren  Cul- 
tur,  der  gesteigerten  Preise  wegen,  man  bich  in  Ungern,  dem 
Banate  und  Böhmen  mit  Vorliebe  verlegte.  In  Bezug  auf  den 
Weinbau  gab  die  drückende  Lage  der  Winzer  Veranlassung, 
dass  die  minder  günstiii-  t>eleuenen  Weiuüärten  zu  anderen  Cul- 
turen  verwendet  wurden ,  aber  auch  viele  Weingärten  in  die  Hände 
wohlhabender  Besitzer  gelangten ,  in  Folge  dessen  grössere  W^ein- 
garten-Complexe  gebildet,  bessere  Rebensorten  gewählt  und  na- 
mentlich in  Oesterreich  unter  der  Enns  die  Anfänge  zu  einer 
rationelleren  Kellerwirthschaft  gemacht  wurden. 

Der  genauen  zifT'ermässigen  Darstellung  der  Ergebnisse  der 
Land-  und  Forstwirth  schuft  in  Oesterreich  stellen  sich  nicht 
nur  jene  allgemeinen  Hindernisse  entgegen,  welche  bisher  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  noch  in  jedem  grösseren  Staate  vereitelten, 
sondern  es  sind  hierbei  noch  eigenthündiche,  aus  der  früheren  ver- 
iassungsmässigen  Verschiedenheit  der  einzelnen  Kronländer,  aus  der 
Zeitfolge,  dem  Umfange  und  (.1er  Beschatlenheit  der  vorgenommenen 
Katastral-Operationen  und  statistischen  Erhebungen  herrührende 
Schwieriiikeiten  zu  besiegen.  Nichts  desto  weniuer  bieten  die  ue- 
nauen  Vermessungen  des  productiven  Bidens  nach  den  einzelnen 
Cultur-Gattungen,  sowie  der  durch  die  Steuerverwaltung  erhobene 
katastralmässige  und  darnacli  berechnete  wirkliclu!  Reinertrag  der 
gesammten  Cultur-Fläche,  dann  der  ebenlalls  erhobene  Werth  des 
productiven  Bodens,  im  "N'ereiiie  mit  der  Kenntniss  der  landwirth- 
schaftlichen  Uebung  in  deJi  einzelnen  Kronländern,  den  sicheren 
Rahmen  dar,  in  welchem  auf  Grundlage  vielfacher  anderweitiger 
Nachweisimgen  in  a))proximativer  Darstellung  das  Bild  der  landwirth- 
scha ft liehen  Production  mit  N'erlässlichkeit  eingezeichnet  werden  kann  '. 

'  Die  Vorlagen,  aus  dunen  die  nachfolgenden  Angaben  geschöpft   niui 
ermittelt    wurden,    sind    sehr  'umfassend.      >Sie    lieruluii     thoils    aul'  den 


552 


Der  gesainnite  Flächenra  u  ni  des  Kaiseivstaates  umfasbt  J2.121 
lieo^n'aphisclie  Quadrat-Meilen,  welche  11.51)4  üsterreicliisclien  (^)iia- 
drat-Meileu  (die  Meile  zu  lO.ÜOO  niederöüterreichischeii  Joch)  gleieh 
konimei).  Von  den  116  Millionen  Joch  entfallen  auf  den  landwirth- 
schaftlich  benützten  Boden  99  Millionen  Joch,  während  17  Millionen 
Joch  die  unproductive  Fläche  bilden,  zu  welcher  jedoch  auch  der  von 
Strassen,  Seen,  Flüssen  und  Canälen  bedeckte  Boden  gerechnet  wird. 

Der  productive  Boden,  dessen  Werth  annähernd  auf 
10.140  Millionen  Gulden  anzuschlagen  ist  ',  verlheilt  sich  nach 
Umfang  und  Bewerthung  in  folgender  Weise  unter  die  vier  Haupl- 
C'ult  ur  -  Gattungen. 

Aecker  30,580.000  Joch  zu  150    ll.  im  Wertlie  von  5.487  Mill.  Giikl. 

Wie.?en  u.  Gärten  14.053.000    ,.      ,.    160-,.     ..        „        .„    .2.248     „ 

Weingärten  1.215.000    ..      ..    300    „     , 364     ,. 

Weide  15.527.000    „      „      50    „     „        ,,         „        776     ,. 

Wakl  31,625.000    „      „     40    „     „        „         „     1.265     „ 


Zusammen    99,000.000  Joch  im  Wcrthe  vou  10.140  Milk  Gnkl. 

Das  Joch  (zu  1.600  ^^"iener  Quadrat- Klaftern)  productiven  Bo- 
dens hat  sonach,  in  runder  Summe,  einen  durchschnittlichen  Werth 
von  100  Gulden. 

Der  Rohertrag  dieses  productiven  Bodens  belauft,  .sich  jährlich 
im  Durchschnitte  auf  1.568,100.000  Gulden  und  zwar  nach  den 
einzelnen  Hauptcultur- Gattungen  bei  den 

fl.      kr.  Gulden. 

Aecl<ern  für  36,580.000  Joch  zu  30    —  im  Ganzen  auf  1.097.400.000 

Wiesen  u.  Gärten   „    14,053.000     „      „20^—    „        „         „       281,000.000 

Erhebungen  der  Genei-a] -Direction  der  directen  Steuern,  insbesondere  auf 
jenen  des  Katasters  und  den  Ergebnissen  der  Einregistrirung  des  Ver- 
kaufswerthes  alles  seit  5  Jahren  in  andere  Hände  übergegangenen  Grund- 
besitzes, tlieil.s  auf  den  Verwaltungs- Ergebnissen  der  indirecten  Steuern 
und  Gefälk",  endlich  auf  unmittelbaren  statistischen  Erhebungen,  welche 
sämratlich  mit  den  Resultaten  der  landwirthschaftlichen  Piaxis  in  Uebi'r- 
einstimmung  gebracht  wurden. 

'  Nach  den  Ergebnissen  der  Kegistrirung  wird  der  Gruudwerlh  zu 
10.000  JMillionen  Gulden  in  runder  Summe  berechnet. 

^  Der  Werth  eines  Jdciu'.-;  Wicseulandes  (einschliesslich  der  mit  Ubst- 
iiäumen  bepllanzten  Wiesen)  kann  zu  150  11. ,  jener  eines  Joches  Garten- 
landes zu  400  il.  angenommen  werden. 

^  Der  Ertrag  von  einem  Joche  Wiesenlandes  betragt  (einschliesslich 
des  mit  3  ll.  zu  bewerthenden  Ertrages  an  Obst  und  Weideweitli )  19  ll.. 
jener  eines  Jociics  Garteuhindes  75  ll. 
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'  .                   n.  kr.  üuklcii. 

Weingärten            für  1.215.000  Joch  zu  70  —  im  Ganzen  auf  85.000.000 

Weiden                    „    15.527.000     .,       .,     2  20    „         „          .,  3G,2O(J.00O 

Wäldern                  „    31.625.000     ,.       „     2  10    „         „          „  68.500.000 


Zusammen  99,000.000  Joch  im  Ganzen  auf  1.568,100.000 

Der  durclischnittliche  Rohertrag  eines  Joches  beträgt  daher 
15^/4  Gulden,  von  welchem  erfahrungsgemäss  zwei  Dritttheile  auf 
den  Cultur- Aufwand  und  auf  die  Staatssteuern,  die  Landes-,  Be- 
zirks- und  Gemeinde- Auflagen,  dam  die  son.stigen  öffentlichen 
Lasten,  ein  Dritttheil  aber  auf  den  Reinertrag  gerechnet  werden 
kann  '.  Diese  Annahme  Ihidet  durch  die  Katastral-Erhehungen  ihre 
Bestätigung.  Denn  der  katastralmässige  Reinertrag  des  gesammten 
productiven  Bodens  beläuft  sich  auf  300  Millionen  Gulden,  und 
umständliche  in  den  verschiedensten  Gebietstheilen  angestellte  Er- 
hebungen haben  dargethan,  dass  der  wirkliche  Reinertrag  sich  um 
75  Percent  höher  als  der  katastralmässige  stelle.  Der  wirkliche 
Reinertrag  ist  sonach  mir  525  Millionen  Gulden  aiizunehmen,  welche 
Annahme  mit  dem  oben  nachgewiesenen  Rohertrage  von  L5t58,lÜO.OOU 
Gulden  übereinstimmt,  wenn  von  demselben  zwei  Dritttheile  für 
Cultur-Kosten  und  öffentliche  Lasten  abgezogen  werden. 

Es  ist  nun  darzuthun,  welchen  Antheil  an  dem  Rohertrage 
der  einzelnen  Haupteultur- Gattungen  die  verschiedenen  landwirth- 
trchaftlichen  Erzeugnisse  nehmen ,  welche  in  Oesterreich  gewonnen 
werden.  Hierbei  kömmt  zuerst  das  Ackerland  in  Betracht.  Im 
Allgemeinen  muss  bemerkt  werden,  dass  trotz  der  mannigfachen 
Verbesserungen,  welche  einzelne  Landwirthe,  namentlich  die  grösse- 
ren Grundbesitzer,  in  der  Bearbeitung  ihres  Bodens  vorgenommen 
haben,  dennoch  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Grundstücke  nach 
dem  Systeme  der  Dreifelder- Wirthschaft  bebaut  wird  5  und  wenn 
gleich  in  den  i(alieni.sciien  Kronländern  dui'chweg  und  in  den 
Alpenländern  vorwiegend  das  Sjstem  des  Fruchtwechsels  oder  doch 
der  freien  (ununterbrochenen)  Bearbeitung  vorherrscht,  so  finden 
sich  doch  wieder  in  den  östlichen  Ländern  ausgedehnte  Strecken, 
welche  aus  Mangel  an  Arbeitskraft  jeder  Bearbeitung  entbehren. 
Es   wird   daher   der  Wirklichkeit  sehr   nahe   kommen.   Mcnn  man 

'  Bei  Wiesen,  Weiden  und  Wäldern  stellt  sich  der  Reinertrag- höher,  bei 
W"eingärten  und  bei  Aeckern  niedriger  als  der  Dui-chschnitt.  Insbesondere 
wird  vom  Kataster  der  Cultur-Aufwand  bei  Weingärten  mit  65,  bei  Aeckern 
mit  55,  bei  Wiesen  aber  mil  20  bis  25  Percent  des  liohcrtrages  berechnet. 
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den  dritten  Theil  des  cultuvföhioen  Aekerlandes  als  mit  Winter- 
IVucht,  das  zweite  Dritttheil  als  mit  Sommevfruelit  bebaut  annimmt 
und  das  dritte  Dritttheil  der  Brache  zuweiset,  von  welcher  jedoch 
die  Hälfte  zum  Baue  von  Futterkräutern  verwendet  angenommen 
werden  kann.  Dass  diese  Annahmen  der  ^Yirklichkeit  entsprechen, 
weiset  die  nachfolgende  Zusammenstellung  '  der  verschiedenen  laud- 
wirthschaftlichen  Produete,  welche  jährlich  in  Oesterreich  gewonnen 
werden ,  nach ,  wobei  zur  leichteren  Uebung  der  Coutrole  nach  der 
landwirthsehaftlichen  Praxis  sowohl  der  Ertrae;  für  ein  Joch,  als 
auch  der  Durchschnittsj)reis  jeder  Maass-  oder  Gewichtseinheit  bei- 
gesetzt wird.  Es  werden  den  gemachten  Erhebungen  zufolge  jähr- 
lich im  Durchschnitte  (einschliesslich  des  Samens)  in  Oesterreich 
producirt : 

Preis  für  die  Gesanimt-  Für  jedes  Pro- 
P  ■  t  1  •<  ^'''  ^^'^  Menge  der  Produete  Maass-  oder  wcrth  in  duct  verwen- 
i'iir  ein  Joch.-  im  Ganzen.  3  Gewichts-      Millionen    detes  Flächen- 

einheit.       Gulden.  maass. 

Joch. 
15  Metzen  51  Mill.Melz.  Weizen  .     .     .     311. 20  kr.      170         3,400.000 
13       .,         15     ,.        „       Halbfruclit      .     2  „  30  „  ST'/a      1,150.000 

12       „         65     „        „       Roggen  .     .     .     2  „  10  „        141  5,416.000 

'  Diese  Angaben  sind  der  Ausdruck  der  gegenwartigen  Ertragsver- 
liältnisse,  so  weit  dieselben  auf  sichere  Grundlagen  hin  ermittelt  werden 
können.  Was  die  Körnerfrüclite  anlangt,  so  wurden  iür  die  ungrisclien 
Länder  die  neuen  Erhebungen  des  provisorisclien  Katasters  beniitzt,  und 
in  den  übrigen  Kronländern  zwar  ebenCalls  die  immerbin  bisher  noch 
allein  auf  genauen  Ermittlungen  beruhenden  Angaben  des  in  früheren 
Jahren  zu  .Stande  gekommenen  Katasters  zum  Grunde  gelegt,  jedoch  mit 
Hinzuschlagung  einer  Quote,  welche  der  seit  jener  Zeit  in  der  Bevölkerung 
jler  einzelnen  Kronländer  vor  sich  gegangenen  Vermehrung  entspricht, 
weil  sich  der  Anbau  der  Nnhrungsfrüchte  jedenfalls  um  diese  Quote  vermehrt 
Jiat.  Für  die  übrigen  Nahrungs-  sowie  für  die  Handelspflanzen  dienten  neuere 
Erhebungen,  deren  annäherungsweise  Genauigkeit  vertreten  werden  kann. 

-  Bei  dem  durchschnittlichen  Ertrage  eines  Juches  wurde  bezüglich 
der  Getreidegattungen  das  Samengetreide  einbezogen,  da  hier  der  Roher- 
trag nachgewiesen  wird.  Ebenso  wurde  der  zum  Anbaue  erforderliche 
Same  liei  den  Hülsenfrüchten,  den  KartolTeln,  dcni  Lein-,  Hanf-  und 
Re|jssamen  einbezogen.  Der  Ertrag  für  das  Joch  beträgt  beim  Lein  3  Ctr. 
gebrochenen  und  geschwundenen  Fiüchses,  und  beim  Hanf  6  Ctr.  eben 
solcher  BeschalTenheit.  Die  frischen  Lein-  und  llanfstengel  machen  dem 
Gewichte  nach  das  Zehnfache  des  gebrochenen  und  geschwungenen  Pro- 
ductcs  aus,  auf  welches  letztere  sich  die  obige  Angabe  des  Ertrages  bezieht. 

*  Weizen  bildet  die  Hauptfrucht  in  den  ungrisclien  Ländern,  nament- 
lich im  Banale,  dann  in  der  Miiitärgränze,  im  lombanlisch- venezianischen 
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Preis  lürdic  Gesammt-  Für  jedes  Pro- 
,,..  .     .  Alt  und  Meiiae  der  Prodiictc       Maass- oder    wertli   in   diict  vcrweii- 

'■'"■'''"•"-"■''•  im  Ganzen.  Gewiciits-      Millionen   detcsFliichen- 

einlieit.'        (iulden.  maass. 


Jocli. 

1  11.  40  kr. 

83 

3,571.000 

1  „     5  ,. 

108'/, 

5.000  000 

J4  Metzen  50  JiJill.  Metz.  Gerste  .  . 
20  „  100  .,  „  Hafer  .  . 
15       „  .       10     „        „       Hirse,    Heidc- 

korn,  Fennig,  - 

Moorhirse  u.  8.  w.     2  „  -   „  20  330.000 

8  Ctnr.        1     „    Ctnr.    Reis  .     .     .     .  10  „  —  .,  10  125.000 

Königreiche  und  in  Steiermark;  Halbfrucht  (Weizen  und  Roggen  gemengt) 
kömmt  fast  nur  in  Ungern  vor:  Roggen  ist  allenthalben  mit  Ausnahme 
der  italienischen  Länder  das  Haujjtnahrungsmittel  der  Bewohner:  Mais 
wird  vorzugsweise  in  den  ungrischen  Ländei-n  (30  JSIillionen  Metzen)  und 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  (9  Millionen  Metzen),  dann 
in  Steiermark  und  der  Bukowina  cultivirt;  Gerste  bildet  in  Böhmen,  Mäh- 
ren. Galizien  und  Ober-Ungern  ein  beliebtes  Nahrungsmittel  und  wird 
(10  Millionen  Metzen)  zur  Erzeugung  des  Bieres  verwendet;  Hafer  gedeiht 
vorzüglich  in  den  Sudeten-  und  Karpathen- Ländern,  dann  auf  dem  sandi- 
gen Boden  der  Wojwodschaft ;  Hirse  und  Heidekorn  ist  den  Alpenlän- 
dern eigenthümlich;  Reis  gedeiht  in  den  italienischen  Provinzen.  An 
Hülsenfrüchten  werden  Erbsen  und  Linsen  hauptsächlich  in  Böhmen,  Mäh- 
ren und  Galizien,  Bohnen  (als  Zwischenfrucht)  in  den  Ländern,  wo  der 
Mais  angebaut  wird,  dann  in  Galizien  cultivirt.  Kartoffeln  ernähren  einen 
grossen  Theil  der  Bewohner  der  Sudeten-  und  Karpathen -Länder.  Kraut 
wird  vorzüglich'  in  Galizien  und  Mähreu,  Rüben  werden  in  Mähren.  Böh- 
men und  Galizien  stark  angebaut;  Lein  liefern  Böhmen,  Mähren,  Galizien 
und  Nord -Ungern.  Hanf  das  südliche  Ungern,  Banat  und  Galizien,  dann  die 
veneziaiuschen  Provinzen.  Tabak  erzeugt  hauplsächlich  Ungei'u  und  Galizien. 
Klee  und  FiiLterkräuter  sind  in  jenen  Ländern  am  reichlichsten  cultivirt,  wo 
die  Landwirthschal't  die  meisten  Fortschritte  gemacht  hat.  Von  di'n  Hülsen- 
früchten sind  die  Wicken  in  Abzug  gebracht ,  welche  den  Futterkräutern  bei- 
gezählt wurden.  Die  Production  an  Lein  und  Hanf  ist  nahezu  einander  gleiühj 
doch  überwiegt  der  Hanf  der  Menge  nach  um  etwas  den  Lein.  Die  oben  nach- 
gewiesene Menge  von  Zuckerrüben  wird  von  den  Rübenzucker- Fabriken 
versteuert.  Zu  den  Handelspflanzen  gehören  Safran  (in  Nieder-Oesterreich), 
Saftlor,  Anis,  Kümmel  (beide  letztere  in  Mähren  stark  angebaut),  Waid, 
Wau.  Krapp,  Cichorien,  Weberkarden  (davon  werden  an  50  Millionen  Stück 
besonders  in  Steiermark  angebaut  und  der  lunfle  Theil  hier\on  ausgeführt). 
'  Bei  der  Feststellung  der  Durchschnittspreise  wurde  Rücksicht  auf 
die  Nebennutzungen  der  verschiedenen  Fruchtgattungeu ,  namentlich  die 
Getreide-  und  Kleestoppel,  die  Stoppelweide,  die  Herbstsaat  weide,  das 
Saatschröpfen  im  Frühjahre,  die  Herbstklecweide,  das  Kartoll'eikraut,  die 
Oelfrucht -Stoppelweide  u.  s.  \v.,    welche  einen  Heuwertli  von  mindestens 
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Kiir  ein  Joch. 


Art  und  Menge  der  Productc 
im  Ganzen. 


Preis  für  die  Gesammt-  Für  jedes  lio- 
Maass-  oder  werth  in  duct  \erwen- 
Gewiclits-     Millionen    detes  FlJiclien- 


emlioit. 


10  Metzen     5  Mill.  Metz.  Hülsenfrüclite 


90   „ 

120 

30   „ 

46 

100  Ctnr. 

54 

240   „ 

9 

200  Metzen 

10 

IGO   „ 

20 

3  11.  —  : 

-  „  24 
1  „  50 
-„  30 

-  „  20 


„       Kartoffeln    . 
Mais  ... 
Ctnr.    Kraut      .     .     .  —  „ 
„       Zuckerrüben   .   —  „ 
Metz.    Stoppelrüben  .   —  „15 
„       Futterrüben     .  —  ,.  20 
3  u.  6  Ctr.  2'/j  „    Ctnr.    Lein  und  Hanf  20  „  — 
10  Metzen    2V.,,,    Metz.   Lein-  u.  Hanf- 
samen    .     .     .     4  ,,  15 
Repssanien  .     .     5  „  30 
r.   Tabak     .     .     .  10  „  — 
Handelspflanzen  10  „  — 
Stroh      .     .     .  —  „  15 
Mischling.  Klee, 
Fntterkräuler  etc.  —  „   50 
Heuwerth      an 
Brachweide      .  —  „  40 


10   „ 

1'' 

10  Ctnr. 

',0,,  Ctn 

10   „ 

'5  "    n 

23   „ 

360  „   „ 

30   „ 

200  „   „ 

12'/: 


2  " 


Gulden. 

15 

48 
84'/, 
27 
3 

27, 
6V, 
50 

10'/, 

7 

7 

2 
90 

lG6'/2 

8 


niaa.ss. ' 
Joch. 
330.000 

1,333.UOO 

1,533.000 

400.0UO 

37.000 

125.000 
6  10.000 


125.000 
70.000 
20.OU0 


6,666.000 


6,349.000 


1.097'/,    36.580.000 


Die  Preise,  nach  welchen  die  Hauptfruclitgattungen  berechnet 
sind,  stehen  um  25  Percent  niedriger  als  diejenigen,  welche  sich 
aus  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  zu  Ende  1856  cnt/ifTern. 
Merkwürdig  erscheint  das  stetige  Verhültniss,  welches  die  Preise 
iler  einzelnen  Fruchtgattungen,  weiui  man  sie  mit  einander  ver- 
gleicht, in  dem  Kaiserstaate  bewahren,  der  sich  hierdurch  als  ein 
Productions-Land  kennzeichnest.  Wenn  man  nämlich  den  Roggen, 
als  die  Hauptkörnergattung  für  den  menschlichen  Verbrauch ,  zum 
Maassstid)('  und  gleich  100  anninmit,  so  ergeben  sich  aj  nach  dem 
Hau])tdurchscluiittspreise  sämmtHt-lier  Provinzen  der  jMonarciiic  für 
das  Jahr  1840,  b)  nach  dem  Hatij)tdurchschniUspreise  säunntüeher 
Kronländer  (mit  Ausnahme  Dalmatien's,  der  Militärgränze  und  des 

(iO  Millionen  Centnern  repräsentircn.  dann  den  Klce.'^anien  genounnen,  wovon 
allein  lUU.UOU  Ctr.  im  W'erthe  von  2'  ,  Million  Gulden  ausgeführt  werden. 
'  Bei  dem  lleidekorn  und  dem  Kraute,  sowie  bei  den  Hülsenfrüchten 
wurde  ein  geringeres  Flächenmaass  angesetzt,  \\(il  ersteres  häuüg  als 
zweite  Frucht  angebaut  wird  und  die  Bohnen  meist,  das  Kraut  aber 
hiiufig  als  Zwischenfrucht  auf  den  Maisfeldern,  ja  selbst  in  den  Wein- 
garten geptlanzt  werden. 


a)  1846 

100 

h)  1856 

100 

c)  oben 

100 

rerste 

Maiw 

Hafer 

77 

80 

51 

77 

91 

55 

77 

85 

50 
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lombavdiseh- venezianischen  Künigreiclis)  zu  Ende  Üeceniber  1856, 
und  c)  nach  den  obiger  Naehweisung  zum  Grunde  gelegten  Preisen 
nachstehende  Verhältnisszahleu  und  zwar  für 
Ro"uen     Weizen 
154 
154 
154 

Die  etwas  bedeutendere  Abweichung  beim  Mais  und  Hafer  für 
b)  erklärt  sich  dadurch,  dass  hierbei  einige  der  Hauptproductions- 
Länder  für  Mais,  wo  er  wohlfeiler  ist,  nicht  berücksichtigt  worden 
sind,  sowie  bei  dem  Hafer  in  der  Rückwirkung  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit, wo  durch  Anhäufung  grosser  Cavallerie- Massen  in 
einzelnen  Ländern  die  Preise  des  Hafers  sehr  gestiegen  waren  '. 

Nach  dem  Ackerlande  ist  der  Ertrag  des  Wiesen-  und  Gar- 
te n  1  a  n  d  e  s  zu  erwähnen.  Letzteres  gibt  zwar  werthvollere  Producte, 
steht  aber  nur  in  sehr  untergeordnetem  Verhältnisse  zu  dem  Wiesen- 
lande, da  es  mit  Einschluss  der  Oliven -Gärten  (und  Oliven- Wäl- 
der), jedoch  ohne  die  mit  Obstbäumen  besetzten  Wiesen  und  Hut- 
weiden, kaum  400.000  Joch  beträgt;  es  kann  inzwischen  nicht 
ausgeschieden  werden ,  weil  in  dem  Kataster  der  uiigrischen  Länder 
die  Gärten  mit  den  Wiesen  vereint  aufgeführt  sind.  In  den  Erz- 
herzogthümern  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Öteierniark, 
Kärnthen  und  Krain,  dann  im  Küstenlande  zählt  man  74.374  Joch 
Gärten  und  56.753  Joch  mit  Obstbäumen  besetzte  ^Viesen. 

Das  Wiesen-  und  Gartenland  liefert  nachstehende  Erzeugnisse 

ui.d  zwar 

.           ,  ,,           ,                   Preis  i'iir  die  Gesamnif-     Für  jedes  Pio- 

burein             Art  und  Menge  der            M;ui.ss-  oder  Gc-  werth  in    duct    ver\Yende- 

_     Joch.  2            Producte  im  Ganzen.             ^^ichtseinl>eit.  Gulden.    tesFliichenmaass. 

Joch. 

2' 2  Ctr.  Oliven -OeJ,  100.000  Clr.    30  U.  -  Ur.  3,000.000           41.000 

4        „     Hopfen,  50.000  Cti-.  .     .     60  .,  —    „  3,000.000           12.000 

'  In  den  westlichen  Ländern  Europa's,  mü  der  Weizen  das  Haupt- 
nahrungsmittel ausmacht  und  zum  Theile  von  auswiirls  bezogen  wird, 
stehen  die  Preise  des  Weizens  im  Verhältnisse  jener  des  Roggens  liöber; 
nach  dem  Durchschnitte  der  zu  Ende  März  1857  bestandenen  Marktpreise 
zu  Berlin,  Stettin,  München,  Amslenhim  und  l'aris  laxstete  iler  nieder- 
üstetreichische  Metzen  Weizen  5  H.  Wi  kr.  und  Korn  3  ll.  25  kr.  und 
letzterer  Preis  stand  zu  ersterem  im  Verhältnisse  wie  100:  164. 

^  Da  das  Gemüse  und  (bas  übst  häufig  zusannncn  gebaut  werden, 
(Uinn  aber  auch,  wie  erwähnt,  die  Ubslbäume  auf  Wiesen  und  (nament- 
Ueh   in  Böhmen,  Mähren    und    Oesterreich)   längs   der  Strassen   gepüanzt 
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.  .       ,  ,,  ,  Preis  für  die       (JosüiiinU-    Für  jedes  Pro- 

iMMom  Art  und  Menge  der  Mnass-  oder  Ge-      Nverth  n.    ducf    verwende- 

Jo.H.  Producfe  im  Ganzen. '  ^^i,htseinheit.  Gulden.     tesFüktenmaass. 

Jocii. 
•      Übst,  12.000.000  Hetzen     —  11.  50  kr.     IO.OCO.OOOn 

Gemüse,  14.250.000  Ctr.       1  .,  20  „       19.000.000/ 

24  Clr.    Heu,  334,000.000  Ctr.     .     —  „  40   „     223,000.000)14.000.000 


Weide : 
Heuwerth.  56.000.000  Cir.  —  „40   .,       37.000.000 


\ 


Zusammen  295,000.000  14.053.000 
OesteiTeich  ist  nächst  Frankreich  derjenige  europäische  Staat, 
welcher  die  grösste  Menge  Wein  producirt.  Seine  Weingärten 
umfassen  den  Flächenraum  von  1,215.000  Joch ;  ausserdem  wird 
aber  im  Inmbardisch- venezianischen  Königreiche,  im  Küstenlande 
und  in  Dalmatien  eine  bedeutende  Menge  an  Wein  von  den  mit 
Reben  bei)flanzten  Aeckern  gewonnen.  Die  Gesamnitproduction  be- 
trägt 34  Millionen  Eimer,  welche  (zu  zwei  und  einem  halben  Gul- 
den der  Eimer)  einen  Gesammtwerth  von  85  Millionen  Gulden 
ausmachen.  Wird,  wie  eben  geschehen,  die  auf  den  berebten 
Aeckern  gewonnene  Quantität  in  die  Gesamnitproduction  einbezo- 
gen  und   dieselbe   auf   den    von   den   Weingärten    eingenommenen 

sind,  so  lässt  sich  ein  Durclischnittsertrag  schwer  ermitteln:  in  Böhmen 
zählte  man  zu  Ende  des  Jahres  1855  10,671.174  Obstbäume  (746.104  mehr 
als  im  Jahre  1854),  wovon  7,530.474  Stück  in  Gärten,  151.087  Stück  auf 
tlutweiden  und  ijden  Plätzen  und  118.997  Stück  auf  Wegen  und  Alleen 
gepflanzt  waren. 

'  Der  Hopfen  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (und  zwar  in  der  Um- 
gegend von  Saaz,  Auscha  und  Falkenau)  cultivirt,  auf  welches  Land 
aliein  drei  Vierttheile  der  Hopfen -Production  entfallen.  An  dem  Geraüse- 
baue  nehmen  die  Umgebungen  der  grösseren  Städte  einen  hervorragenden 
Antheil.  Das  Obst  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (von  wo  im  Jahre  1857 
an  300  000  Ceutner  frisches  und  gedörrtes  Obst  ausgeführt  wurden),  dann 
in  Steiermark,  Ungern  (im  Oedenburger  Verwaltungsgeljiete),  Kieder- 
Oesterreich  und  Tirol  cultivirt.  Da  die  Oliven  im  Grossen  nicht  in  den 
Handel  kommen,  sondern  unmittelbar  daraus  das  in  den  Verkehr  ge- 
langende Oel  gepresst  wird,  so  wurde  das,  aus  de'n  Oliven -Pflanzungen 
gewonnene  Oel  in  Rechnung  gebracht.  Während  auf  den  trockenen  Berg- 
wiesen, namentlich  der  östlichen  Länder,  kaum  10  bis  20  Centner  Heu 
auf  dem  Joch  gewonnen  werden,  ergeben  die  grossentheils  günstiger  ge- 
legenen und  nicht  selten  bewässerten  ^Vlesen  der  westlichen  Länder  ein 
Erträgniss  von  30  bis  40,  ja  selbst  bis  50  Cenlner  für  das  Joch,  wobei 
sich  überdiess  das  Heu  der  Alpenländer  durch  seine  vorzügliche  Qualität 
auszeichnet. 
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Flächenraiiin  verllieilt,  .-^o  entfallen  28  Eimer  aiil'  das  Joch^  ein 
Üurchecimittserträgniss,  welches  in  einigen  Ländern  nicht  erreicht, 
in  anderen  überstiegen  wird,  im  Ganzen  aber  einer  mittleren  Ernte 
<>ieiehk(")mmt  '. 

Da  Oesterreich  von  den  Alpen,  den  Karj)atlien  und  den  Su 
delen  durchzogen  wii*d,  und  demnach  vorzugsweise  ein  Bergland 
ist,  so  bilden  die  Weiden  ein  hervorragendes  Element  seiner 
bewirthschafteten  Grundfläche.  Sie  übersteigen,  ihrer  Ausdehnung 
nach,  die  Gesammtfläche  der  Wiesen,  und  umfassen  15,527.000 
Joch.  Das  auf  denselben  gewonnene  Grünfutter  kann  auf  3  bis 
4  Centner  Heuwerth  angenommen  werden,  welche  einem  Werthe 
von  2  fl.  20  kr.  entsprechen.  Die  Gesammtproduction  der  Wei- 
den ist  demnach  einem  Heuwerthe  von  54,344.000  Centnern  gleich 
zu  halten,  und  kann  mit  36y,o  Millionen  Gulden  bewerthet  werden. 
Dieser  anscheinend  geringe  Betrag  erscheint  jedoch  beträchtlicher, 
wenn  man  erwägt,  dass  er  (nach  Abrechnung  der  entlallenden 
Steuern  u.  s.  w.)  nahezu  den  Reinertrag  bildet,  da  die  Benützung 
der  Weiden  einen  verhältnissmässig  unbedeutenden  Aufwand  ver- 
ursacht. Die  Weiden  der  Alpenländer  sind  die  vorzüglichsten  und 
werthvollsten ,  können  jedoch  grossentheils  nur  durch  eine  be- 
schränkte Zeit  im  Jahre  benützt  werden,  wogegen  es  in  den  Kar- 
päthen-Ländern  viel  Weideland  gibt,  welches  jeder  Benützung  fast 
unzugänglich  bleibt.  Dieser  Umstand  wirkt  auf  eine  niedrigere- 
Bemessung  des  Gesammtertrages  ein. 

Der  Waldstand  ist  in  Oesterreich  beträchtlicher  als  in  den 
meisten  übrigen  Staaten  Europa's,  denn  er  beträgt  ungeachtet  der 

'  In  den  uugrisclieii  Landern,  in  welchen  bis  zu  4U  Eimer  \\'ein  auf 
tlas  Joch  gewonnen  werden,  kann  das  Durchschnittserträgniss  zu  30  Eimer 
und  das  Gesammterträgnii-s  zu  19  MilHonen  angenommen  werden  (in  frühe- 
ren Jahren  war  es  bedeutend  höher);  wenn  man  in  den  deutschen  Provin- 
zen den  ziemlicli  genau  ermittelten  Durchschniltsertrag  mit  22  Eimern,  den 
Gesammtertrag  mit  7  MiUionen  Eimern  in  Ansatz  bringt,  und  für  (He  italie- 
nischen Länder  mit  Einschluss  von  Görz,  Trlest,  Istrien  und  Dalmatien  den 
Ertrag  mit  i)  Millionen  Eimern  (auf  31 LOOÜ  Joch  Weinland  und  1.5(10.000  Joch 
Ijerebter  Aecker)  hinzufügt,  so  ergibt  sich  eineMenge  von  34  Millionen  Eimern, 
wovon  im  Gesannutdurchschnitte  28  Eimer  auf  das  Joch  entfallen.  Der  Preis 
kann(mit  Veranschlagung  des  La  idifiitter.«)  II  iclit  ülier  2  Ü.  30kr.  für  den  Eimer 
angenommen  werden,  obgleich  die  in  den  Verkehr  gelangende  Quantität 
weit  höher  bewerthet  werden  muss,  weil  noch  immer  die  überwiegende 
Menge  des  Erzeugnisses  minderer  Qualität  ist  und  von  den  Producenten 
selbst,  namentlich  in  Ungern  und  in  Italien,  sofort  verbraucht  wird. 
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in  dtni  letzten  Jahren  eingetretenen  Verringerung  noch  immer  nnhe- 
zu  ein  Dritttheil  der  gesammten  productiA^en  Bodentläche,   nämlich, 
mit  Einschluss  von   67.000   Joch  Lorbeer-   und   Kastanienwäldern. 
81,625.000  Joch.     Dennoch    macht    sich    bereits   hier   und  da   der 
Holzmangel   fühlbar   und  die  Preise   des  Holzes   steigen  ungeachtel 
der  in    rascher   Zunahme    belindlichen    Verwendung    mineralischer 
Brennstoffe.     Die   Ursache   liegt   einerseits  in   der  ungleichen  Ver- 
theilung   des  Waldbodens,   wovon    ein   nicht  geringer  Theil  in  den 
von   menschlichen   Wohnsitzen    entfernteren   Gegenden    der  Karpa- 
tlien    und    selbst   der  Alpen    nahezu   keinen   Ertrag    gewährt   oder 
doch   nicht  zur  Gewinnung   von   Brennholz   benützt   werden   kann, 
nndererseits  aber  in  der  geringen  Schonung  der  Wälder,  von  denen 
ein  grosser  Theil,  namentlich  in  den  Alpenländern,  bereits  sehr  ge- 
lichtet und,  weil  mit  Servituten  belastet  oder  den  Bauern  geh()rig, 
verwahrlost  ist.     Einen  Gegensatz   hierzu    bildet  Böhmen ,  in  wel- 
chem Kronlande  die  Wälder  meist  zusammenhängende,  den  grossen 
Grundbesitzern  gehörige  Complexe  bilden,  im  gei'egelten  Forstbetriebe 
abgeholzt  und  neu  angebaut  werden;  auch  ist  dort,  abgesehen  von 
den   italienischen   Provinzen,   der  Preis  des  Holzes  durchschnittlich 
am  höchsten,   und  gewähren   die  Wälder  den  günstigsten  Ertrag. 
Im  Allgemeinen  kann  man  den  Erti*ag  des  W^aldes  auf  nicht  höher 
als  %  Klafter  36zölligen  Holzes  für  das  Joch  annehmen,  sohin  im 
Ganzen  auf  24  Millionen  36zöllige  (oder  nahezu  30  Millionen  30zöllige) 
Klaftern,  wovon  etwa  '/^q  ^^^  Bau-  und  Werkholz,  das  Uebrige  als 
Brenn-  und  Kohlholz  A'erwerthet  wird.     Mit  Einschluss  der  Neben- 
nutzungen an  Weide,  Waldheu,  Eicheln,  Knoppern,  Buchein,  Ka- 
stanien,   Laubfutter   u.    s.    w.  ',    welche   zu    einem   Dritttheile    des 
^^'(•vtlH■s   der  Holznutzung   angenommen   zu    werden   i)flegen,   lässt 
sich  der  Ertrag  des  Waldes  zu  2  11.   10  kr.  l'ür  das  Joch,  oder  im 
(ianzen  zu  68 '/j  Million  Gulden  veranschlagen. 

Nachdem  hiermit  die  verschiedenen  Hauptcultur-GaOungen  mil 
ihren»  Erlrage  und  dem  Werthe  desselben  auigelührl  wurden,  ist 
es  zur  Vervollständigung  der  Gesammtübersicht  der  landwirthschaft- 
liehen  Verhältnisse  noch  erforderlich,  die  Menge  und  den  Jahres- 
ertrag der  Nutzthiere,  sowie  das  auf  die  landwirthschattlichen  Ge- 
bäude inid  (Jerätiie  vcnvendete  Capital  anzuführen. 

'  Die  Waldungen  liefern  jährlich  ',^  Million  Ceutner  Pottasche,  '/j  Million 
Centner  Knoppern.  4  Millionen  CcntncM-  (Icrherrinde,  250.000  Cenlner  Tei-- 
pentin  und  Harz. 
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Nach  den  letzten  (richtig  gestellten)  Zählungen  betrug  der 
Stand  der  Hausthierc^-  (mit  B^inschluss  der  Füllen  und  des 
Jungviehes)  in  Oesterreich 

Mül.  Guld. 

3,500.000  Pferde 
15,(J00.000  Rinder ' 
;30,000.000  Schafe ' 

2,000.000  Ziegen  3 

9,000.000  Schweine ' 
60,000.000  St.  Geflügel 

8,000.000  Bienenstöcke  ,. 

Zusammen   1.106 

'  Hiervon  11  Millionen  Stück  ausgewachsene  Rinder  und  4  Millionen 
Stück  Jungvieh,  mit  dessen  Berücksichtigung  auch  der  Werth  eines  Rin- 
des, statt  auf  60,  nur  auf  40  fl.  gestellt  wurde. 

^  Die  vorgenommenen  Zählungen  weisen  eine  bedeutend  geringere 
Ziffer  für  die  Schafe  nach;  allein,  wenn  auch  zugegeben  werden  muss, 
dass  mit  der  fortschreitenden  Cultur,  namentlich  in  Ungern,  die  Weiden 
und  mit  denselben  die  darauf  genährten  Schafe  in  der  Abnahme  begriffen 
sind,  so  muss  doch  noch  eine  Zahl  von  30  Millionen  Stück  Schafen  an- 
genommen werden.  Denn  noch  im  Jahre  1856  betrug  die  Menge  der  aus 
Oesterreich  ausgeführten  Wolle  233.792  Centner,  die  Wollen -Industrie  in 
den  deutschen  und  italienischen  Kronländern  verarbeitet  jährlich  400  000 
(in  Böhmen  und  Mähren  allein  330.000)  Centner  Schafwolle  zu  Geweben, 
in  den  ungrischen  Ländern  mit  der  Militärgränze  und  Dalmatien  werden 
zu  grobem  Gewebe  (dem  Haiinatuche),  Matrosenmänteln,  Kotzen  und  Decken, 
dann  zu  den  Schafpelzen  (der  gewöhnlichen  Bekleidung  des  Landmannes  in 
einem  grossen  Theile  von  Ungern)  an  160.000  Centner  Schafwolle  ver- 
braucht. Hierdurch  steigert  sich,  mit  Einschluss  der  Ausfuhr,  der  Ver- 
brauch auf  794.000  Centner;  da  nun  im  Jahre  1856  184.000  Centner 
Schafwolle  (meist  aus  Russland  und  den  türkischen  Ländern)  eingeführt 
wurden,  so  müssen  610.000  Centner  durch  die  innere  Production  beige- 
stellt worden  sein.  Man  nimmt  die  jährliche  Woll- Production  eines 
Schafes  durchschnittlich  zu  zwei  Pfund  an  (Schafe  mit  hochfeiner  Wolle 
geben  1'/^,  mit  feiner  1^  ^  Pf.,  wogegen  dieZurkän-  oder  Zackelschafe  in 
Ungern  und  Siebenbürgen  an  3  Pf.  jährlich  liefern),  wodurch  sich  die  Zahl  der 
Schafe  mit  Einschluss  der  Lämmer  auf  mindestens  30  Millionen  Stück  stellt. 

*  Die  Zahl  der  Ziegen  ist  in  der  Abnahme  begriffen ,  wogegen  die 
Schweinezucht  in  sichtlicher  Zunahme  sich  befindet, 

*  Die  Zahl  des  Geflügels  beruht  auf  einer  blossen  Schätzung,  sie 
darf  aber  nicht  umgangen  werden,  da  durch  das  Getlügel  eine  im  Ganzen 
immer  sehr  erhebliche  Menge  an'  Futter  verzeln-t  wird;  man  zählte  in 
Böhmen  allein  4  Millionen  Stück  Gänse. 

V.  ('zoci'ii  i  ü  ,  Oostciicicli's  Nouprst.iltiing.  3(> 
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Wenn  man  mit  dieser  Anzahl  der  Nutztliiere  die  Menge  des 
denselben  zu  Gebote  stehenden  Futters  mit  Einschluss  der  für  die 
Fütterung  verwendeten  Kürnerfrüchte  vergleicht,  so  ergibt  sich, 
dass  die  Nahrung  des  Nutzviehes  keine  reichliche  ist,  selbst  wenn 
man  die  Abfälle  mancherlei  Art,  welche  zur  Fütterung  der  Schweine 
und  des  Geflügels  verwendet  werden,  in  Anschlag  bringt  '. 

Der  jährliche  Ertrag  dieser  Nutztliiere  beläuft  sich  auf  unge- 
fähr 475  Millionen  Gulden,  an  welchen  die  einzelnen  Erzeugnisse 
in  nachstehender  Weise  Theil  nehmen. 

Milch,  90  Millionen  Eimer  (von  6  Millionen  Kühen 

zu  600  Maass),  zu  1  fl.  20  kr 120  Mill.  Guid. 

Schlachtkälber,  3',,  Mill.  Stück,  zu  8  fl.    .     .     .     28      „        „ 

Ziegenkitze,  2  Mill.  Stück,  zu  1  fl 2      „        „ 

Lämmer,  5  Mill.  Stück,  zu  1  fl ^      i:        r 

Ferkel,  12  Mill.  Stück,  zu  30  kr 6      ,,        ,! 

Schaf- und  Ziegenfleisch,  3  Mill.  Centner,  zu  8  fl.     24      „        „ 

Rindfleisch,  7  Mill.  Centner,  zu  15  fl 105      „        „ 

Schweinefleisch  und  Speck,  3  Mill.  Centner,  zu  10  n.  30  „  „^ 
Pferde-  und  Kindshäute,  2  Mill.  Stück,  zu  8  fl.  16  „  „ 
Kalbshäute,  S'/j  Mill.  Stück,  zu  1  fl.  36  kr.  .  .  -  5%  „  „ 
Schaf-  und  Ziegenhäute,  8  Mill.  Stück,  zu  30  kr.  4  „  „ 
Seiden -Cocons,  48  Mill.  Pfund,  zu  54  kr.  .  .  43  „  „ 
Schalwolle,  600.0C0  Centner,  zu  90  fl.       ...     54      „        „ 

Honig,  540.000  Centner,  zu  16  fl .      8yj  „        „ 

Wachs,  54.000  Centner,  zu  75  fl 4      „        „    ■ 

Hühnereier,  2.400  INIill.  Stück,  zu  '/,  kr.  ...     10      „        „ 
Geflügel,  60  Mill.  Stück,  zu  10  kr 10      „        „ 


Zusammen  475  Mill.  Guld. 
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Man  kann  nach  llofniann  den  gcäammten  zum  Viehfutter  verwende- 
ten Heuwertli  auf  I.OÜÜ  Millionen  Centner  annehmen,  nämlich: 

au  Klee  und  Futterkräutern 200  Mill.  Ctr. 

an   Nebennutzung   des   Ackerlandes   mit  Einschluss   der 

ßracliweide ^3  „        „ 

an  dem  Ertrage  des  Wiesen-  und  Gartenlandes    .     .  ».     390  „        „ 

an  dem  Erlrage  der  Hutvveiden 54  „        „ 

an  dem  Ertrage  der  Wälder,  bezüglich  des  Waldheues, 

der  Waldweide,  Eicheln,  Eutterlaub  u.  s.  w.       52  „        „ 

an  dem  Ertrage  der  Wein-  und  Gemüsegärten,    bezüg- 
lich des  Laubes,  Grünfulters  u.  s.  w.       .     .         4  „        „ 

an  den  Ablallen  der  Hauswirthschaft 40  „        „ 
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Hierzu  der  Ertrag  des  Wildes,  welcher  annähernd 
auf  50  Mill.  Stück  Hasen,  50  Hill.  Stück  Hüh- 
ner, 5  Mill.  Stück  Wasser- Federwild,  60.000 
Stück  Rehe,  3.000  Hirsche,  10.000  Wild- 
schweine beträgt  (wenn  auf  je  10  Joch  ein 
Hase  und  ein  Huhn,  auf  je  1.000  Joch  ein 
Reh,  auf  je  10.000  Joch  ein  Hirsch  und  auf 
je  46.000  Joch  ein  Wildschwein  als  Stamm- 
vieh gerechnet  wird),  im  Fleischgewichte  von 
1,500.000  Centnern 25   Mill.  Guld. 

Der  Betrag  der  See-  und  Fluss- Fischerei,  zu 
dem  gleichen  Betrage  angenommen  wie  das 
Wild,  mit  1,500.000  Centnern        25      „         „ 

Gesammtertrag  525  Mill.  Guld. 

Wenn  von  dem  Ertrage  der  Nutzthiere  mit  475  Millionen  Gul- 
den jener  der  Seiden  -  Coeons  abgerechnet  wird,  so  erübrigen  432 
Millionen  Gulden,  welcher  Betrag  zu  dem  Werthe  der  den  Nutz- 
thieren  zugewendeten  Fütterung  von  1.000  Millionen  Centnern  in 
einem  nicht  sehr  günstigen  Verhältnisse  steht,  wodurch  die  allge- 
mein anerkannte  Thatsache  an  das  Licht  tritt,  dass  der  Hauptertrag 
der  Viehzucht  in  dem  für  fast  alle  Arten  landwirthschaft- 
licher  Erzeugnisse  unentbehrlichen  Dünger  gesucht  werden  müsse. 
Oekonomen  berechnen  den  erzeugten  Stalldünger  auf  2.100  Millio- 
nen Centner  und,  mit  Einschluss  der  Weidedüngung,  der  Luft 
düngung,  des  künstlichen  Düngers,  alle  anderen  Düngstoffe  auf 
2,800.000  Centner,  während  zur  Gewinnung  der  oben  nachgewie- 
senen Menge  von  Boden  -  Producten  (ausser  der  Wald-Production) 
mindestens  eine  Düngermenge  von  2.800  bis  3.000  Millionen  Centner 
erforderlich  ist,  wornach  der  Abgang  durch  die  Ehiflüsse  der  Atmo- 
sphärilien, des  Regens  u.  s.  w.  gedeckt  wird. 

Das  auf  die  Wirthschaftsgebäude  für  das  zu  bestellende 

an  Stroh (JO  Mill.  Ctr. 

au    den    Abfällen    der    Bierbrauerei    und    Branntwein- 
Brennerei       4  „  „ 

an  verfütterten  Rüben  und  Kartoffeln ^  «  « 

an  Hafer  und  Gerste 92  »  » 

an  dem  zum  menschlichen  Genüsse  nicht  tauglichen  Ge- 
treide, Kleien  u.  s.  w 23  „  „ 

Zusammen  1.000  Mill.  Ctr. 
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Acker-  und  Weinland  verwendete  Capital  beträgt  bei  ersterem  ein 
Fünt'ttheil  und  bei  letzterem  ein  Vierttbeil  des  Grund -Capitals;  wird 
auch  nur  ein  Sechsttheil  angenommen,  so  ergibt  sich  eine  Summe 
von  975  Millionen  Gulden.  Endlich  sind  noch  die  zum  Betriebe  er- 
forderlichen Geräthe  und  Maschinen,  welche  beim  Ackerlande 
den  zwanzigsten  Theil  des  Grund  -  Capital  s  betragen,  dann  die  In- 
standhaltung der  Werkzeuge  bei  den  Weingärten  (zu  3  fl.  für  das 
Joch  berechnet)  mit  296  Millionen  Gulden  in  Anschlag  zu  bringen. 

Fasst  man  den  Werth  des  productiven  Bodens  mit  jenem  der 
Nutzthiere,  der  Wirthschaftsgebäude  und  Geräthe  zusammen,  so 
erhält  man  als  den  Ausdruck  des  gesammten  auf  die  Boden-Cultur 
verwendeten  oder  durch  dieselbe  repräsentirten  Capitals  den  Be- 
trag von  12.517  Millionen  Gulden,  während  der  Gesammtertrag  des 
Grundes  und  Bodens  und  der  Nutzthiere  '  mit  Eiiischluss  desjenigen 
der  Jagd  und  Fischerei  sich  auf  2.093  Millionen  Gulden  stellt.  Wenn 
man  zu  dem  Grund -Capitale  noch  den  Betriebsfond,  welcher 
inzw^ischen  in  der  neuesten  Zeit  einen  immer  höher  steigenden  Be- 
trag in  Anspruch  ninmit,  rechnet,  und  von  dem  Rohertrage  den 
Belauf  der  Steuern  und  sonstigen  ötlentlichen  Lasten  abzieht,  so 
zeigt  sich,  dass  die  Landwirthschaft  in  Oesterreich  zur  Zeit  einer- 
seits noch  kein  verhältnissmässig  grosses  Capital  beschäftigt,  an- 
dererseits aber  auch  nur  eine  massige  Rente  abwirft,  oder,  mit 
anderen  W^orten,  dass  sie  im  Ganzen  genommen  noch  keine  hohe 
Stufe  der  Ausbildung  erlangt  hat. 

Hierbei  ist  jedoch  zu  erwägen,  dass  die  Bedingungen,  von 
welchen  der  zu  erwartende  Aufschwung  der  Landwirthschaft  ab- 
hängig bleibt,  erst  in  den  letzten  Jahren  sich  verwirklicht  haben, 
und  dass  es  einer  gewissen  Zeit  bedarf,  ehe  die  von  jedem  Ueber- 
gange  unzertrennlichen  nachtheiligen  Rückwirkungen  sich  ausglei- 
chen und  die  von  den  Verhältnissen  dargebotenen  Vortheile  durch 
die  Masse  der  dem  Herkommen  nur  allzusehr  anhänglichen  Land- 
Bevölkerung  gehörig  ausgebeutet  werden.  Inzwischen  zeigt  sich 
bereits  aus  der  Vergleichung  des  jeder  Hauptcukur- Gattung  gegen- 
wärtig gewidmeten  Flächenmaasses   mit  der  gleichen  Vertheilung, 

'  Diese  Zusammenziehimg  ist  jedoch  statistisch  unzulässig,  da  hier- 
bei jener  Theil  der  Boden -i'roducte,  welcher  von  den  zur  unmittelbaren 
Consunition  gelangenden  Hausthieren  verbraucht  wird,  doppelt  in  Ansatz 
kömmt,  weil  sein  Werth  sowohl  in  dem  Ertrage  der  Nutzthiere  als  in 
jenem  des  Bodens  enthalten  ist. 
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wie  sie  vor  einem  Jahrzehende  stattfand,  dass  zwar  die  Wälder 
dort,  wo  sie  bereits  sehr  gelichtet  waren,  an  Flächenmaass  abge- 
nommen haben  und  ein  Theil  des  letzteren  den  Hutweiden  zuge- 
schlagen wurde,  dass  aber  auch  mehrere  Weiden  in  Aecker  oder 
Wiesen  umgewandelt  wui'den,  wodurch  das  Verhältniss  des  Gras- 
landes zu  dem  Aekerlande  ein  günstigeres  geworden  ist,  während 
sich  bei  den  Weingärten  eine  im  Ganzen  nicht  erhebliche  Vermin- 
deruno;  durch  ümjTestaltuno;  der  am  ungünsti2;sten  selesenen  Wein- 
gärten  in  Aecker  bemerkbar  gemacht  hat  '.  Erst  den  nächsten 
Jahrzehenden  bleibt  es  vorbehalten ,  die  Wirkungen  der  grossen 
Umwandlung,  welche  durch  die  veränderte  Gesetzgebung  hervor- 
gerufen wurde  und  (zwar  langsam,  aber  sicher)  nach  allen  Rich- 
tungen hin  sich  geltend  macht,  mehr  und  mehr  ersichtlich  werden 
zu  lassen. 

Die  gesammte  landwirthschaftliche  Produetion  wird  in  ihrem 
überwiegenden  Antheile  von  der  inländischen  Consumtion  in  An- 
spruch genommen ,  ebenso  wie  der  Bezug  landwirthschaftlicher 
Producte  aus  dem  Auslande  in  Vergleichung  zur  inländischen  Pro- 
duetion nur  von  untergeordnetem  Belange  ist.  Denn  während  die 
GesammtzitTer  des  Ertrages  der  inländischen  landwirthschaftlichen 
Erzeugung  fast  2.000  Millionen  beträgt,  belief  sich  im  Jahre 
1857  die  gesammte  Einfuhr  an  landwirthschaftlichen  Producten  auf 
75,247.035  Gulden,  und  die  gesammte  Ausfuhr  eben  solcher  Erzeug- 
nisse auf  104,698.429  Gulden ,  wornach  die  gesammte  Ausfuhr  sich 
nur  um  29,451.394  Gulden  höher  stellte.  Verfolgt  mau  den  auswär- 
tigen Verkehr  in  den  bezeichneten  Gegenständen  weiter,  so  ergibt 
sich,  dass  bei  jenen  Gegenständen,  bezüglich  welcher  die  Einfuhr 
grösser  ist  als  die  Ausfuhr,  derMehrwerth  dieser  Einfuhr  31,981.843 
Gulden,  und  ebenso  bei  jenen,  wo  die  Ausfuhr  überwiegend  ist, 
der  Mehrwerth  dieser  Ausfuhr  61,433.237  Gulden  betrug.  Die 
Mehreinfuhr  betraf  namentlich  vegetabilische  Hilfsstoffe  für  die  In- 
dustrie,  dann   Vieh   und   thierische   Hilfsstoffe   der   genannten   Art, 

'  Eine  ziffermässige  Vergleichung  des  prodiictiveu  Flucheiimaasst's  nach 
den  Ilauptcultur- Gattungen  zwischen  Jetzt  und  einer  früheren  Periode 
würde  zu  unrichtigen  Schlüssen  führen,  da  nicht  allein  die  in  der  Be- 
wirthschaftung  eingetretenen  Veränderungen ,  sondern  noch  weit  mehr 
die  an  die  Stelle  der  früheren  Schätzungen  in  den  nngrischen  Ländern 
erfolgte  Vermessung  Aenderungen  in  den  Ziffern  herbeigeführt  haben, 
welche  das  gegenwärtig  nachge\Viesene  Flächeinnaass  als  richtig,  die 
friiheren  Schätzungen  dagegen  als  zum  Thoilo  ungenau  erscheinen  lassen. 
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die  Mehrausfulir  dagegen  eben  solche  thierische  und  vegetabilische 
Hilfsstoffe  und  Nahrungsmittel^  es  betrug  nämlich  die 

Mehreinfiihr :  Mehrausfiihr: 

.     .       716.202  fl.     10,681.745  fl. 


bei  den  Nahrungsmitteln   .     .     . 
Thiei-en  und  thierischen 

Producten     ....  11,113.594 


•n       vt 


40,288.057  „ 


Handelsgegenständen     .  20,152.047  „      10,463.435  „ 


Zusammen  31,981.843  fl.     61,433.237  fl. 

Die  bedeutendsten  Unterschiede  zwischen  der  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr fanden  bei  folgenden  Erzeugnissen  Statt: 


Bei  den  Nahrungsmitteln 


Mehreinfiihr: 

Wein    und    Wein- 
trauben     .     .     .      411.953  fl. 

Anis,     Kümmel, 

Senfsaat    .     .     .      152.216  „ 

Brot 89.292  ,. 

Honig       ....       62.239  ,. 


Mchraiisfiihr: 

Getreide  und  Hül- 
senfrüchte     .     .  2,318.776  fl. 

Eier,  Milch,  Butter 

und  Fett  .     .     .  2,190.700  „ 

Mehli)roducte     .     .  1,790.051  .. 

Branntwein     und 

Weingeist      .     .  1,575.645  ,. 

Käse 1,025.214  „ 

Kochsalz       .     .     .     995.035  „ 

Gemüse  und  Obst, 
frisch  und  ge- 
trocknet    .     .     .      786.324  .. 


Bei  den  Thieren  und  thierischen  Hilfsstoflen  für  die  Industrie 

Mchri'inl'uhr; 


Schweine  .  .  .  4,390.815  fl. 
Felle  und  Häute  .  3,163.340  ,. 
Unschlitt  .  .  .  2,216.016  „ 
Ochsen  und  Stiere  811.680  ,. 
Wachs  ....  399.190  ,, 
Kühe  und  Jungvieh      132.488  ,, 


Mehrniisfiihr: 
Seide,  rohe,'  und 

ungesponnene 

Seklenabfälle     .  29,840.230  ll 
Schafwolle       .     .  10,067.470  ,, 
Pferde  und  Maul- 

thiere      .     .     .       249.979  ,., 
Schafe ,     Ziegen  , 

Lännner  .     .     .  J18.282  „ 
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Bei    den    Höndelsgegenstäudcn    (insbesondere    den    vegetabiliselien 
Hilfsstoffen  für  die  Industrie): 


Mctiraiisfulir: 

Werkliolz  .  .  .  7,182.350  fl 
Kleesaat  ....  2,()19.780  „ 
Oelsaat  ....  752.025 
Hopfen  ....  290.400  „ 
Weinstein      .     .     .      213.210  ., 


11 


Mchn'infiilir: 

Oliven -Oel  .  .  .  9,320.494  fl. 
Tabak  ....  0,730.575  „ 
Flachs  und  Hanf  .  1,804.615  „ 
Fette  Oele  .  .  .  958.400  „ 
Cocos-  und  Palmöl  537.712  „ 
Knoppern  und  Gall-  i 

äpfel  ....  407.078  „  | 
Brennholz  .  .  .  287.011  „  | 
Mineralkohlen    .     .        84.214  „     i 

Bei  einem  so  ausgedehnten,  die  verschiedensten  Klimate  in 
sich  fassenden  Reiche  ist  es  natürlich,  dass,  namentlich  an  den 
Gränzen,  ein  fortwährender  Austausch  landwirthschaftlicher  Pro- 
ducte  stattfindet;  über  die  Gränzgebiete  hinaus  aber  ist  dieser  Ver- 
kehr im  Verhältnisse  zu  dem  grossen  Werthe  des  einheimischen 
Erzeugnisses  nur  ein  sehr  untergeordneter,  üiess  nachzuweisen 
genügt,  dass  bei  einer  Gesammtproduction  im  Werthe  von  nahe 
an  2.000  Millionen  Gulden  die  gesammte  Ausfuhr  nur  104,698.429 
Gulden  und  nach  Abzug  der  Einfuhr  in  den  gleichartigen  Gegen- 
ständen die  Mehrausfuhr  der  (sogenannten  activen)  Artikel  nur 
61,433.237  Gulden,  somit  etwas  mehr  als  drei  Percent  des  Ge- 
sammtertrages  beträgt.  Wenn  man  ferner  hiervon  die  zwei  Haupt- 
artikel, Seide  und  Schafwolle,  bei  w'elchen  allein  die  Mehrausfuhr 
sich  auf  40  Millionen  Gulden  beläuft,  ausnimmt,  so  erübrigt  nur 
noch  ein  Percent  der  Gesanimterzeugung  für  die  Mehrausfuhr. 
Aber  auch  die  Einfuhr  steht  in  einem  untergeordneten  Verhältnisse 
zum  Gesamniterzeugnisse,  denn  sie  beträgt  in  den  Gegenständen  der 
landwirthschaftlichen  Erzeugung  überhaupt  nur  75,247.035  Gulden, 
wovon,  nach  Abschlag  der  Ausfuhr  in  den  bezüglichen  Artikeln 
noch  eine  Mehreinfuhr  von  31,981.843  Gulden  erübriut.  Diese 
Ziffer  stellt  daher  1-6  Percent  der  Gesanimterzeugung  dar,  und 
rechnet  man  hierbei  die  Producte  der  südliclu-n  Zonen,  Oliven-, 
dann  Cocos-  und  Palm -Oel,  welche  im  Inlande  gar  nicht  oder 
doch  nicht  in  der  für  die  Industrie  erforderliehen  Menge  erzeugt 
werden  können,  mit  10  Millionen  Gulden  ab,  so  erübrigen  bei 
22  Millionen  fia-  Gegenstände,  welche,  wie  Vieh,  Felle  und  Häute, 
Tabak  und  fette  Oele,  dann  Oelsaat,  Flachs  und  HanI',  im  Inlande 
in  weit  grössei'er  Menge  als  bisher,  producirt  zu  werden  vermögen. 
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Die  vorstehende  Auseinandersetzung  führt  zu  derEinsiclit  in  die  ausser- 
ordentliche Wichtigkeit  der  Landwirthschaft  in  Oesterreich  auch  fin- 
den Verkehr,  denn  es  genügt,  dass  die  inländische  Landwirthschaft 
ihre  Erzeugnisse  um  nicht  einmal  volle  zwei  Percent  vermehre,  um 
die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  in  diesen  Erzeugnissen  demWerthe  nach 
auszugleichen,  und  um  drei  Per cent,  um  die  Ausfuhr  zu  verdoppeln, 
wenn  diese  Mehrerzeugung  in  den  auswärtigen  Verkehr  gebracht  wird. 

§.   19. 

17.       Landwirthschaft,     Forst-,     Berg-     und     Hüttenwesen 

(Forstwirthschaft). 

Es  mag  als  ein  Zeichen   des  Umschwunges,  welcher  für 
Oesterreich   in   der   Pflege    der  Volkswirthschaft   eingetreten 
ist,   gelten,   dass   man  nunmehr  der  früher  vernachlässigten 
Forstwirthschaft  jene  thatkräftige  Aufmerksamkeit  zuwendet, 
welche   ihrer  Wichtigkeit   für  die  allgemeine  Landes -Cultur 
entspricht.      Obwohl   Oesterreich    einer    der    an    Waldboden 
reichsten  Staaten  ist,  so  lässt  doch  im  Allgemeinen  der  Zu- 
stand der  Wald-Cultur  viel  zu  wünschen  übrig,  indem  nicht 
nur    der    Waldboden    sich    in    steigendem    Maasse    vermin- 
dert,   sondern    auch    die  Beschaffenheit    der    Wälder    durch 
unzweckmässige    Bew^irthschaftung    und    unterlassene  Nach- 
ptlanzung  in  den  abgeforsteten  Waldstrecken  sich  verschlech- 
tert.   Während  die  nördlichen  Kronländer,  insbesondere  Böh- 
men und  Mähren ,  wo  sich  die  Wälder  zumeist  in  den  Hän- 
den   der   grösseren    Grundbesitzer    befinden,    einen    verglei- 
chungsweise  besser   gepflegten  Waldstand   ausweisen ,    greift 
die  Verwüstung  der  Wälder  in    den  Alpenländern,   wo  die- 
selben grösseren  Theils  den  kleinen  Grundbesitzern  und  den 
Gemeinden    gehören    und    zahllose   Servituten    einer   zweck- 
mässigen   Bewirthschaftung   im  Wege   stehen,    immer   mehr 
um  sich,   obgleich   eben  dort  die  ungeschmälerte  Erhaltung 
der  Wälder  sowohl  für  die  Landes -Cultur  im  Allgemeinen, 
als  insbesondere  für  den  Muntan-Betrieb  von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist.     In  den  ungrischcn  Ländern  bildet  die  ungleiche 
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Vertheiluiig  der  Wälder,  durch  die  unzureichenden  Com- 
numications- Mittel  noch  fühlbarer  gemacht,  einen  grossen 
Uebelstand ,  und  in  dem  waldreichen  Siebenbürgen  ist  der 
Zustand  der  Wälder  durchaus  ein  vernachlässigter  5  die  ita- 
lienischen Kronländer  dagegen  leiden  einen  empfindlichen 
Mangel  an  Waldboden.  Die  unmittelbaren  Folgen  dieses 
ungenügenden  Zustandes  zeigen  sich  in  den  steigenden  Holz- 
preisen und  selbst  in  einem  localen  Holzmangel. 

Eine  Verbesserung  dieser  leidigen  Verhältnisse  wird  nun- 
mehr auf  das  kräftigste  angebahnt  und  die  hierauf  bezüg- 
liche Thätigkeit  der  Regierung  und  ihrer  Organe  von  den 
Privaten  und  ökonomischen  Gesellschaften  vielfach  unter- 
stützt. Als  ein  dringendes  Bedürfniss  für  die  künftige  Her- 
beiführung von  Verbesserungen  erschien  die  Heranbildung 
tüchtiger  Forst wirthe,  für  welchen  Zweck  neuerlich  in  den 
meisten  Kronländern  von  Privaten  und  Gesellschaften  die 
bereits  erwähnten  Forstschulen  gegründet  wurden.  Ebenso 
ertheilte  die  Regierung  durch  die  von  ihr  ausgegangenen 
gesetzlichen  Maassnahmen  den  wirksamsten  Impuls  zur  Hint- 
anhaltung weitergreifender  Verwüstungen  und  zur  Sicherstel- 
lung einer  forstmässigen  Benützung  und  Pflege  der  Wälder. 

Zwar  bestanden  schon  früher  in  mehreren  Kronländern 
Waldordnungen,  aber  sie  waren  vereinzelt,  den  veränderten 
Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechend,  und  ihre  (oft  stren- 
gen) Anordnungen  entbehrten  fast  durchaus  der  ausreichen- 
den Straf  -  Sanction.  Hierdurch  fand  sich  die  Regierung  zur 
Sicherstellung  der  in  alle  Lebensverhältnisse  eingreifenden 
Holzbedürfnisse,  zum  Schutze  des  Waldeigenthumes,  sowie 
zur  Erhaltung  und  Pflege  der  Wälder  und  Holzi)fIanzungen 
unter  möglichst  geringer  Beschränkung  des  Privat -Eigen- 
thumsrechtes  bestimmt,  ein  neues  umfassendes  Forst -Gesetz 
zu  erlassen,  dessen  Wirksamkeit  sich  über  alle  deutschen ,  sla- 
vischen  und  ungrischen  Kronländcr  erstreckt.  Das  kaiserliche 
Patent  vom  3.  December  1852  enthält  dieses  Gesetz,   durch 
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dessen  Bestininiuiigen  die  Staats -Forst -Polizei  für  die  genann- 
ten Kronländer  eine  umfassende  Regelung  erhält.  Seinen 
Anordnungen  zufolge  darf  kein  Waldgrund  ohne  besondere 
Bewilligung  der  Holzzucht  entzogen,  kein  Wald  verwüstet, 
und  muss  (ohne  dass  die  Ausbringung  des  Holzes  an  eine 
gewisse  Menge  gebunden  oder  sonst  beschränkt  wird)  jeder 
frisch  abgetriebene  Waldtheil  wieder  mit  Holz  bepflanzt 
werden.  Eine  Waldbehandlung,  Avodurch  der  nachbarliche 
Wald  der  Wiudbeschädigung  ausgesetzt  oder  der  obere  Rand 
der  Wald  -  Vegetation  gefährdet  wird,  ist  verboten,  ebenso 
wie  die  Blosslegung  eines  Bodens,  welcher  leicht  fliegend 
wird,  und  die  rücksichtslose  Abholzung  an  den  Ufern  der 
Flüsse  und  an  Gebirgsabhängen  untersagt  ist.  Wo  die  Rück- 
sicht auf  Sicherung  von  Personen  und  Gütern  eintritt,  wird 
die  Waldbehandlung  genau  vorgezeichnet.     Die  Wald -Servi- 


tuten werden  einer  mit  der  guten  Bewirthschaftung  verein- 
barlichen  Regelung  unterzogen.  Die  Erhaltung  der  Gemein- 
dewälder wird  überwacht  und  die  Anstellung  sachkundiger 
Forstwirthe  durch  die  Waldeigenthümer  vorgeschrieben,  so- 
wie die  Bewirthschaftung  sämmtlicher  Forste  durch  die  po- 
litischen Behörden  beaufsichtiget  wird.  Ueber  die  Bringung 
der  Wald-Producte,  insbesondere  die  Holztrift,  werden  um- 
ständliche Anordnungen  erlassen,  damit  der  Bezug  der  Forst- 
Producte  gesichert  und  fremdes  Eigenthum  zugleich  vor  Scha- 
den bewahrt  werde.  Ebenso  folgen  Vorschriften  über  das 
Benehmen  bei  Waldbränden  und  Insecten- Verheerungen, 
ferner  über  die  Aufstellung  des  Wald -Schutz-  und  Aufsichts- 
Personalcs,  dann  über  die  bei  Uebertretungen  eintretende 
S  tra  f  behau  dlung. 

Damit  dieses  seinem  Zwecke  vollkonunen  entsprechende 
Forst -Polizei -Gesetz  zur  durchgreifenden  Ausführung  ge- 
lange, ist  nur  noch  die  Aufstellung  eines  entsprechenden 
Forst  -  Personales ,  welchem  zunächst  die  Handhabung  des 
Gesetzes  obliegt,  erforderlich.     Dieselbe  ist  bereits  in  einem 
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Kronlande,  wo  die  Erhaltung  und  Pflege  der  ausgedehnten, 
für  den  Landeswohlstand  überaus  wichtigen  Genieindewälder 
es  vorzugsweise  nothwendig  machte,  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  10.  Mai  1856  erfolgt.  Durch  diese  Ver- 
ordnung wird  eine  vollständige  Organisation  der  Forstver- 
waltung in  Tirol  und  Vorarlberg  eingeführt.  An  der  Spitze 
der  Forstverwaltung  befindet  sich  daselbst  eine  Landes-Forst- 
Direction,  unter  welcher  17  Forst-Inspections-Bezirke  stehen, 
die  wieder  in  76  Forst- Wirthschafts-Bezirke  eingetheilt  sind, 
welchen  290  Forst- Aufsichts- Bezirke  unterstehen.  Die  Auf- 
gabe dieser  Behörden  ist  eine  doppelte :  Handhabung  der 
Staats -Forst -Polizei  im  ganzen  Umfange  des  Kronlandes, 
und  Führung  des  Forstwirthschafts -Betriebes  der  im  Kron- 
lande gelegenen  Reichsforste  und  Gemeindewaldungen,  wo- 
bei letztere  auf  Kosten  und  für  Rechnung  der  Gemeinden 
bewirthschaftet  werden.  Privat-  und  Stiftungsvvälder  können 
gegen  Leistung  eines  entsprechenden  Beitrages  unter  die 
Bewirthschaftung  derselben  Organe  gestellt  werden,  oder 
sich,  wo  erforderlich,  zu  grösseren  Forstwirthschafts -Com- 
plexen  behufs  der  gemeinschaftlichen  Bewirthschaftung  durch 
befähigte  Forstwirthe  vereinigen.  Dabei  werden  für  die  Be- 
wirthschaftung der  Tiroler  Montan -Forste  specielle  Vorschrif- 
ten erlassen,  welche  jedoch  im  vollen  Einklänge  mit  der 
forstlichen  Organisation  des  gesammten  Kronlandes  stehen. 

Ein  anderes  wichtiges  Verhältniss  bedurfte  noch  der  Re- 
gelung, jenes  der  Wald  -  Servituten.  Diese  Berechtigungen 
verschiedener  Art  zum  Bezüge  von  Forst -Producten  oder  zur 
Ausübung  der  Weide  auf  fremdem  Grunde^  namentlich  in 
fremden  Wäldern,  erscheinen  überall,  wo  sie  bestehen,  als 
ein  unübersteigliches  Hinderniss  einer  verbesserten  Landes- 
Cultur;  dasselbe  gilt  von  den  gemeinschaftlichen  Benützungs- 
rechten, welche  ehemalige  Herrschaften  und  Unter thanen, 
oder  Herrschaften  und  Gemeinden,  oder  verschiedene  Ge- 
meinden   auf    demselben    Grunde     auszuüben     hatten.      Es 
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erschien,  namentlich  in  den  Alpenländern,  als  ein  wesentlicher 
Factor  der  allgemeinen  Grundentlastung,  dass  diese  Dienst- 
barkeiten und  Benützungsrechte  entweder  entgeltlich  aufge- 
hoben oder  doch  geregelt  werden ,  um  die  Landes -Cultur 
nicht  weiter  zu  beeinträchtigen.  Diese  Erwägung  führte 
zur  Erlassung  des  kaiserlichen  Patentes  vom  5.  Juli  1853, 
welches,  giltig  für  sämmtliche  deutschen  und  slavischen 
Kronländer,  die  Bestimmungen  enthält,  nach  welchen  bei 
der  Ablösung  und  beziehungsweise  bei  der  Regulirung  dieser 
Dienstbarkeiten  und  Bezugsrechte  vorgegangen  werden  soll. 
Als  Regel  wird  dabei  festgesetzt,  dass  diese  Rechte  im  In- 
teresse der  Förderung  der  Landes  -  Cultur  abgelöst  werden 
sollen;  wo  aber  eine  solche  Ablösung  den  Haupt-Wirth- 
schaftsbetrieb  einer  der  Parteien  gefährden ,  oder  der  all- 
gemeinen Landes -Cultur  einen  überwiegenden  Nachtheil  zu- 
fügen würde,  ferner,  wo  beide  Parteien  damit  einverstanden 
sind,  soll  an  die  Stelle  der  Ablösung  die  Regulirung  dieser 
Rechte,  und  zwar  in  der  Art  eintreten,  dass  hierdurch  die 
mögli-chste  Entlastung  des  Bodens  erzielt  wird.  Betreffen  diese 
Verhandlungen  Wald-  und  Weide-Dienstbarkeiten,  so  ist  die 
Ablösung  oder  Regulirung  von  Amtswegen,  sonst  aber  über 
Anlangen  einer  der  betheiligten  Parteien  vorzunehmen.  Die  Art 
des  Verfahrens  wurde  mittelst  einer  sehr  umfasseuden  Instruc- 
tion geordnet.  Die  zur  Durchführung  dieser  heilsamen  Bestim- 
mungen berufenen  Landes-Commissionen  sind  bereits  für  die 
verschiedenen  Länder  in  Wirksamkeit  getreten;  indem  die- 
selben ihre  (in  manchen  Kronländern  sehr  verwickelte)  Auf- 
gabe zu  Ende  führen,  wird  zu  dem  grossen  Werke  der  Grund- 
eutlastung  der  Beginn  einer  neuen  Aera  für  die  Landes- 
Cultur  treten,  und  namentlich  zu  der  Pflege  der  Forst-Cultur 
der  Schlussstein  gelegt  werden.  In  den  ungrischen  Ländern 
wurde,  wie  erwähnt,  bei  veränderten  Verhältnissen  diese 
Regulirung  mit  Eiuschluss  der  Scgregirung  und  Commassa- 
tion   den   zu   diesem  Behüte   eingesetzten  Urbarial- Gerichten 
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libertragen,    welche  ebenfalls  ihre   Wirksamkeit   bereits    be- 
gonnen haben. 

Bei  der  Forstwirthschaft  ist  auch  der  Aenderung  zu 
erwähnen ,  welche  in  der  Ausübung  des  Jagdrechtes  einge- 
treten ist.  Früher  war  dasselbe  ein  Ausfluss  der  Patrimo- 
nial  -  Herrschaft.  Bei  der  Aufhebung  derselben  durch  das 
Gesetz  vom  7.  September  1848  musste  eine  neue  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  erlassen 
werden.  Da  es  die  Eigenthümlichkeit  dieses  Rechtes  nicht 
erlaubte,  dasselbe  jedem  Besitzer  auf  dem  ihm  gehörigen 
Grunde  zu  überlassen,  weil  diess  zur  Vernichtung  der  Ob- 
jecte  des  Rechtes  selbst  geführt  haben  würde,  so  wurde  die 
Ausübung  desselben  den  Gemeinden  in  der  Art  überlassen, 
dass  der  Ertrag  an  die  einzelnen  Grundbesitzer  nach  Ver- 
hältniss  ihres  Besitzes  vertheilt  wird.  Eine  Ausnahme  von 
dieser  Regel,  d.  h.  die  Wiederherstellung  des  allgemeinen 
Grundsatzes  der  freien  Benützung  des  Bodens,  tritt  dort  ein, 
wo  die  Ausübung  der  Jagd  auf  dem  eigenen  Boden  zulässig 
erscheint,  nämlich  in  geschlossenen  Thiergärten  und  bei 
einem  grossen  zusammenhängenden  Besitze,  wobei  der  Com- 
plex  von  200  Joch  als  das  Minimum  angenommen  wurde. 

Die  Forstwirthschaft  ist  gegenwärtig  durch  das  Forstgesetz 
vom  3.  Deeember  1852'  geregelt,  welches  in  den  deutschen  und 
slavisehen  Kronländern  mit  1.  Januar  1853,  in  Ungern,  der  Wojwod- 
schaft  und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen  mit 
1.  Januar  1858  ^  in  Wirksamkeit  trat.  Die  Hauptgrundsätze  dieser 
sehr  in  das  Detail  gehenden  Normal-Vorschrift  lassen  sich  in  nach- 
stehende Bestimmungen  zusammenfassen.  Der  erste  Abschnitt  handelt 
von  der  Bewirthschaftung  der  Forste,  welche  wieder  in  von 
den  Staatsbehörden  unmittelbar  verwaltete  Reichsforstc,  in  Gemciude- 
wälder,  welche  den  Stadt-  und  Landgemeinden  gehören,  dann  in 
Privat- Wälder,  zu  denen  alle  anderen.  Privaten  oder  Corporat Ionen 
gehörigen  Wälder  gerechnet  werden,  zerfallen.     Ohne  Bewilligung 

'  Kaiserliches  Patent  vom  3.  .Deeember  1852. 
;.         ^  Kaiserliciies  Patent  vom  24.  Juni  1857. 
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darf  kein  Waldgrund  der  Holzzucht  entzogen  und  zu  anderen 
Zwecken  verwendet  werden;  geschieht  dieses  dennoch,  so  sind, 
abgesehen  von  der  verwirkten  Geldstrafe,  die  bezüghclien  Wald- 
theile  binnen  einer  festzusetzenden  Frist  wieder  aufzuforsten.  Frisch 
abgetriebene  Waldtheile  müssen  (bei  Reichs-  und  Gemeinde-Forsten 
stets ,  bei  Privat-Forsten  in  der  Regel)  spätestens  binnen  fünf  Jahren 
wieder  mit  Holz  in  Bestand  gebracht  werden.  Kein  Wald  darf 
verwüstet,  d.  h.  so  behandelt  w^erden,  dass  die  fernere  Holzzucht 
dadurch  gefährdet  oder  gänzlich  unmöglich  gemacht  wird;  eine 
Waldbehandlung,  durch  welche  der  nachbarliche  W^ald  offenbar 
der  Gefahr  einer  Windbesehädigung  ausgesetzt  wird,  ist  verboten, 
und  es  muss  in  diesem  Falle  bei  dem  gänzlichen  Aushauen  eines 
Waldes  ein  20  Wiener  Klafter  breiter  Streifen  des  vorhandenen 
Holzbestandes  (Wald-  oder  Windmantel)  bis  zur  Abholzung  des 
nachbarlichen  Waldes  zurückgelassen  werden.    Wo  der  Boden  auf 

CT 

Flächen  leicht  fliegend  wird ,  so  wie  in  schroffen  sehr  hohen  Lagen 
sollen  die  Wälder  lediglich  in  schmalen  Streifen  oder  mittelst  all- 
mählicher Aushauung  abgeholzt  und  sogleich  wieder  mit  jungem 
Holze  bepflanzt  werden;  die  Hochwälder  des  oberen  Randes  der 
Wald- Vegetation  dürfen  nur  im  Plenterhiebe  bewirthschaftet  werden. 
An  den  (nicht  felsigen)  Ufern  grösserer  Gewässer,  dann  an  den  zu 
Abrutschungen  geneigten  Gebirgsabhängen  darf  die  rlolzzucht  den 
Boden  nicht  gefährden.  Ausführliche  Vorschriften  regeln  die  Be- 
fugnisse der  Wald-Servituten  und  deren  Begränzung.  Wenn  die 
Sicherung  von  Personen,  von  Staats-  und  Privat-Gut  eine  besondere 
Behaudlungsweise  der  Wälder  als  Schutz  gegen  Lawinen,  Felsstürze, 
Steinschläge,  Gebirgsschutt,  Erdabrutschungen  etc.  dringend  er- 
fordert, kann  diese  von  Staatswegen  angeordnet,  und  der  Wald 
im  bezüglichen  Theile  in  Bann  gelegt,  wie  auch  im  Falle  der  Zu- 
lässigkeit  der  in  Bann  gelegte  Wald  wieder  davon  entbunden 
werden.  Gemeindewälder  dürfen  in  der  Regel  nicht  vertheilt 
werden.  Die  Eigen thümer  von  Wäldern  hinreichender  Grösse 
müssen  zur  Einhaltung  der  Forstgesetze  sachkundige,  von  der 
Regierung  als  befähigt  erkannte  Forstwirthe  aufstellen.  Die  politi- 
schen Behörden  haben  die  Bewirthschaftung  sämmtlicher  Forste 
ihrer  Bezirke  im  Allgemeinen  zu  übenvachen.  Der  zweite  Abschnitt 
bezieht  sich  auf  die  Bringung  der  Wald-Producte-  Jeder 
Grundeigenthümer  ist  gehalten,  Wald-Producte,  welche  anders  gar 
nicht  oder  nur  mit  unverhältnissmässigen  Kosten  aus  dem  Walde 
geschafft  und  weiter  gefördert  werden  könnten ,  über  seine  Gründe 
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(jc'doc-li  nur  gegen  Ersatz  des  ihm  liierbei  zugefügten  Schadens)  brin- 
gen zu  lassen.  Zur  Fortführung  von  Riesen  jeder  Art  oder  sonstigen 
Holzbringungswerken  über  öfTentliehe  Wege  und  Gewässer,  durch 
Ortschaften,  an  oder  über  fremde  Gebäude  ist,  ebenso  wie  für  die 
Anlegung  einer  Holztrift  und  für  die  Triftbauten  (Schwemmwerke) 
die  ßewiJliuung  der  Behörden  erforderlieh.  Die  Bewerbuno;  um  die 
Bewilligung  einer  Trift  und  zur  Errichtung  von  Triftbauten  steht 
Jedermann  frei.  Jeder  Triftunternehmer  ist  gehalten,  die  Ufer- 
strecken, Gebäude  und  Wasserwerke,  welche  durch  die  Trift  be- 
droht sind,  durch  Schutzbauten  zu  sichern.  Nach  jedesmaliger  Be- 
endigung einer  einzelnen  Trift  hat  der  Unternehmer  die  Anzeige  an 
die  politische  BehiJrde  zu  machen ,  welche  die  Betheiligten  zu  einer 
binnen  14  Tagen  zu  erstattenden  Anmeldung  ihrer  allfälligen  Scha- 
denersatz-Ansprüche auffordert,  da  nach  Ablauf  dieser  Frist  der 
Unternehmer  der  Haftung  entbunden  wird.  Die  Gemeindevorstände 
und  politischen  Behörden  sind  verpflichtet,  den  Triftunternehmern 
zur  Wiedererlangung  verschwemmter  Hölzer  behilflich  zu  sein.  Der 
dritte  Abschnitt  handelt  von  den  Waldbränden  und  Insecten- 
Schäden.  Bei  Anmachung  von  Feuer  und  dem  Gebrauche  feuer- 
gefährlicher Gegenstände  in  Wäldern  und  am  Rande  derselben  ist 
mit  strenger  Vorsicht  vorzugehen;  der  an  einem  Brandschaden 
Schuld  Tragende  bleibt  ersatzpflichtig  und  wird  überdiess  bestraft. 
Jeder,  der  im  Walde  oder  an  dessen  Rande  ein  verlassenes  und 
unabuelöschtes  Feuer  trifft,  ist  nach  Thunlichkeit  zu  dessen  Löschunu' 
verpflichtet 5  wer  einen  solchen  Brand  wahrnimmt,  hat  ihn  den  Be- 
wohnern der  nächsten  Behausung,  wohin  ihn  sein  Weg  führt, 
bekamit  zu  geben,  diese  aber  sind  verpflichtet,  dem  nächsten 
Ortsvorstande  oder  dem  Waldbesitzer  oder  dessen  Forst-Personale 
die  Anzeige  zu  machen.  Alle  umliegenden  Ortschalten  können  von 
dem  Waldbesitzer,  dem  Forst-Personale  oder  den  Ortsvorständen 
zur  Löschung  eines  Waldbrandes  aufgeboten  werden,  und  die  auf- 
gebotenen Bewohner  müssen  unter  Leitung  der  Genannten  mit  den 
erforderlichen  Löschanstalten  an  die  Stelle  des  Brandes  eilen  und 
daselbst  thätige  Hilfe  leisten.  Die  Leitung  des  Löschgeschäftes  steht 
dem  anwesenden  obersten  Forstbediensteten,  sonst  aber  dem  Orts- 
vorstande zu,  und  seinen  Anordnungen  zur  Löschung  muss  unbe- 
dingte Folge  geleistet  werden.  Wenn  die  Wälder  durch  Insecten 
beschädigt  werden,  ist  Jedermann  berechtigt,  der  Wakleigen- 
thiniKr  oder  dessen  Personale  al)er  ist  verpflichtet,  der  politischen 
Behörde  die  Anzeige  zu  erstatten,  falls  die  dagegen  angewendeten 
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Mittel  nicht  zureichen  und  die  nachbarlichen  Wälder  von  dem  Uebel 
bedroht  sind.  Wenn  die  Behörde  Maassregeln  zur  Bezwingung  des 
Uebels  anordnet,  sind  die  Eigenthümer  der  bedrohten  Wälder  zur 
Beihilfe  verpflichtet  und  müssen  sich  den  diessfälligen  Anordnungen 
der  Behörde  unbedingt  fügen.  Der  vierte  Abschnitt  ist  dem  Forst- 
schutz-Dienste gewidmet.  Dem  Forstverwaltungs-Personale  ist 
ein  angemessenes  Schutz-  und  Aufsichts- Personale  beizugeben, 
welches  (wenn  vom  Staate  oder  der  Gemeinde  angestellt,  jeden- 
falls, wenn  von  Privat-Eigenthümern,  auf  deren  Verlangen)  beeidet 
wird.  Das  beeidete  Forstschutz -Personale  ist  als  öffentliche  Wache 
anzusehen,  und  geniesst  alle  hieraus  sich  ergebenden  Rechte,  so  dass 
seinen  diensthchen  Aufforderungen  Jedermann  Folge  zu  leisten  ge- 
halten ist.  Es  darf  von  den  Waffen  nur  im  Falle  gerechter  Noth- 
wehr  Gebrauch  machen,  und  soll  durch  ein  dienstliches  Abzeichen 
kenntlich  sein ;  bedenkliche  Individuen ,  welche  von  demselben 
ausserhalb  der  öffentlichen  Wege  im  Forste  betreten  werden,  sollen 
hinausgewiesen,  die  bei  ihnen  gefundenen  Werkzeuge  zur  Gewin- 
nung der  Forst -Producte,  wenn  sie  sich  darüber  nicht  zu  rechtfer- 
tigen vermögen,  abgenommen  werden.  Ist  ein  im  Forste  Betre- 
tener eines  vollbrachten  Waldfrevels  verdächtig,  so  können  die  bei 
ihm  vorgefundenen  Forst- Producte  mit  Beschlag  belegt  werden. 
Beim  Frevel  betretene  oder  dessen  verdächtige  unbekannte  (in 
erschwerenden  Fällen  auch  bekannte)  Personen  sind  festzunehmen 
und  der  eompetenten  Behörde  zu  übergeben ;  wenn  der  auf  frischer 
That  Betretene  entfloh ,  kann  er  auch  ausserhalb  der  Forste  verfolgt, 
und  das  von  ihm  entwendete  Forst -Product  mit  Beschlag  belegt 
werden.  Der  fünfte  Abschnitt  handelt  von  den  Ueber tretungen 
gegen  die  Sicherheit  des  Waldeigenthumes  mit  Auf- 
zählung der  als  Forstfrevel  anzusehenden  Handlungen,  von  den 
zur  Untersuchung  und  Bestrafung  derselben,  sowie  der  übrigen  in 
dem  Patente  festgestellten  Uebertretungen  bestimmten  Behörden 
und  dem  diessfalls  zu  beobachtenden  Verfahren,  der  sechste  von 
den  Bestimmungen  über  den  Waldschaden-Ersatz  (welcher 
sich  nicht  bloss  auf  den  Werth  des  entwendeten  Forst -Productes, 
sondern  auch  auf  die  Vei'gütuiig  des  mittelbaren,  durch  St(»rung 
oder  Minderung  der  Erzeugungsfahigkeit  des  Waldes  allenfalls 
verursachten  Verlustes  erstreckt),  der  siebente  und  letzte  von  dem 
Ins  tanzen -Zuge. 

Zur  Durchführung  dieses  kaiserlichen  Patentes  wurden  in  meh- 
reren Kronländcrn  specielle  Anordnungen  erlassen.  Eine  vollständige 
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Orgaiiisirung    der    Forst behördon ,     denen     die    Handhabung     der 
Forst -Polizei,    sowie  die  Verwaltung  der  Staats-,    Stiftungs-   und 
Gemeindewälder  übertragen  ist,   fand  in  Tirol  Statt,  in  welchem 
Alpenlande  die  Erhaltung  der  Wälder  von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  und  die  ausgedehnten  Gemeindewaldungen  eine  besondere  Vor- 
kehrung erheischten.    Die  Bestimnnuigen  dieser  mit  dem  1.  Novem- 
ber 1856  in  Wirksamkeit  getretenen  Organisation   der  Forst- 
verwaltung  enthält   die   kaiserliche   Verordnung   vom   19.  April 
1856.     Zufolge   derselben   werden  den  zur  Ueberwachung  sämmt- 
lieber  Forsts   berufenen   politischen   Behörden   behufs   der   Handha- 
bung   der    Forst- Polizei    Forstbehörden    und    Organe     beigegeben, 
Welche   unter   Leitung   der   ersteren   die   Bewirthschaftung  aller  in 
ihrem  Sprengel   gelegenen  Forste   (ohne  Unterschitjd ,   ob  dieselben 
Reichsforste,    Gemeindewälder    oder   Privatwälder    sind)    zu    über- 
wachen haben.     Sie  sind  zu  Anzeigen  an  die  politischen  Behörden 
über    wahrgenommene    gesetzwidrige  Eigenmächtigkeiten    in    Ver- 
wendung des  Waldgrundes  zu  anderen  Zwecken ,  über  unterlassene 
Aufforstung,    Verwüstung    und    unentsprechende    Waldbehandlung 
verjjflichtet.     Auch  wird  ihnen  die  Bewirthschaftung   der   in   ihrem 
Sprengel   gelegenen  Keichsforste   unter  Leitung  der  Finanz -Behör- 
den,   und  der  Gemeindewälder  für  Rechnung   und  auf  Kosten  der 
bezüglichen    Gemeinden    unter    Leitung    der    politischen    Behörden 
übertragen.      Zur    Bewirthschaltung    aller    Privat-    und    Stiftungs- 
Wälder  sind  von  den  Eigenthümern  sachkundige,  von  der  Regierung 
als   belähigt  anerkannte  Forstwirthe  aufzustellen,    doch  kann  diese 
Bewirtlischaftung  den  im  Sprengel  aufgestellten  Staats-Forst-Polizei- 
Organen   gegen  Leistung   eines  verhältnissniässigen  Beitrages  über- 
tragen werden;  Besitzer  von  kleineren  Privat-  oder  Stiftungs- Wäldern 
können   dieselben   zu  einem  Forstwirthschafts-Complexe  vereinigen 
und  dafür  einen  geprüften  Forstwirth   bestellen.     Die  Privat -Forst- 
wirthe  haben   die  forstpolizeilichen    Weisungen   und    Aufträge   der 
Behörden  zu  befolgen,  und  sind  für  die  Beobachtung  der  Anordnun- 
gen des  Forstgesetzes  persönlich  verantwortlich,  wessliiilb  sie  auch 
für    die    gesetzwidrige    Bewirthschaltmig    der    ihnen    anvertrauten 
Wälder   mit   der  Entfernung   von   ihren  Dienstposten   oder  mit  der 
gänzlichen  Ausschliessung  von  jedem  Forstdiensfe   bestraft  werden 
können.     Das   zur   Handhabung    eines    erfolgreichen   Waldschutzes 
etwa  noch   erforderliche  Personale   von  Waldhütern  wird  von  den 
politischen   Behr.rden   nach  Maassgabc  des  Falles  festgesetzt.     Das 
Kronland  Tirol   und    Vorarlberg   wird   zum   Zwecke  der  Forstver- 

V.  Cz ocrn  ii,',  Ocstcrrcich's  NiMiü;i'sf;illiing.  ',\~ 
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waltung   in    17   Forst -Inspections- Bezirke,    76  Forst -^Yirthscllaft.s- 
Bezirke  und  290  Forst- Aufsiclits-Bezirke  eingetheilt^  die  drei  Forsl- 
Inspections- Bezirke  Kitzbüchel,   Zell   und   Brixlegg   mit   den    dazu 
aehörigen  18  Forst- Wirthschaf'ts-  und  38  Forst  -  Aufsichts  -  Bezirken 
liilden   den   montanistiselien  Forst-  Direetions- Bezirk.     Die   übrigen 
Inspections-,    Wirthschafts-  und  Aufsichts -Bezirke   bilden   den  po- 
litischen  Forst- Direetions- Bezirk.     Diese    Souderung    bezieht    sich 
jedoch  lediglich  auf  die  VerNvaltung  der  in  den  beiden  Directions- 
Bezirken   gelegenen   Staatsforste,   weil   die  in  detn  montanistischen 
Direetions -Bezirke  befindlichen  Staatswaldungen  integrirende  Theile 
der  ärarischen  Berg-  und  Salinen -Werke  in  Tirol  bilden  und  nach 
dieser  besonderen  ^^'idmung   von  der  Berg-  und  Salinen -Behörde 
verwaltet   werden.     Zur    Leitung    der    Staats- Forstverwaltung    im 
weitesten  Shine   (jedoch,   wie  er\Aähnt,   mit  Ausnahme  der  Admi- 
nistration   der  Montan -Forste)    wird    eine    Landes  -  Forst  -  Direction 
in  Innsbruck  mit  einem  Landes- Forst -Direetor  an  der  Spitze,    für 
jeden  Forst -Inspections -Bezirk  ein  von  einem  Forstmeister  geleite- 
tes Forstamt,  für  jeden  Forst- Wirthschafts- Bezirk  ein  Förster  und 
für  jeden   Forst- Aufsichts -Bezirk   ein  Forslwart   bestellt,   welcher 
dem   Förster    wie  dem   Furstamte   untersteht.     Das  Personale    des 
politischen  Forst -Direetions -Bezirkes   bildet   für  sich  einen  Körper, 
ebenso    wie  jenes   des    montanistischen    Forst -Direetions -Bezirkes. 
Kein  Forstbediensteter  tlarf  für  dienstliche  Verrichtuniien  eine  Vei*- 
gütung  von   einer  Partei   ansprechen;    bei   nicht -dienstlichen,   das 
Privat -Interesse  der  Waldeigenthümer   betrelTeuden  Verrichtungen 
erhält  der  Forstbedienstete   die  von  der  politischen  Behörde   einge- 
hobene Vergütung   des  Privaten   nach   dem    vorgeschriebenen  Aus- 
maasse.    Die  Landes-Forst-Direction  ist  berufen  :  a)  zur  Handhabung 
der  Staats -Forst -Polizei  im  ganzen  Lande;   b)  zur  Oberleitung  des 
Forstwirthschafts-Betriebes  in  allen  Gemeindewaldungen;  c)  zu  jener 
in  allen  dem  politischen  Forst-Directions-Bezirke  angehörigen  Ueichs- 
forsten;    d)   zur   Leitung   des    ärarischen    Holzverschleisses    in    der 
Hauptstadt  Innsbruck.    Hinsichtlich  der  beiden  qrsteren  Functionen 
untersteht   sie  dem  Statthalter   und  mittelbar  dem  Ministerium  des 
Innern,   iiinsichtlich   der   beiden  letzteren  unmittelbar   dem  Finanz- 
Ministerium.     Ferner   hat   sie   in   ihrem  politischen  Wirkungskreise 
als  Beirath  und  technisches  Durchführungs- Organ  der  Statthalterei 
in   allen   Forstangelegenheiten    zu   fungiren   und   das  im  politischen 
Foröt-Directions-Bezirke  bestellte  gesamnite  Forst-Personal  zu  leiten 
und  zu  überwachen.    Die  Verwaltiuig  der  Staalsforste  im  montani- 
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stischen  Forst -Üirections- Bezirke  besorgt  die  daselbst  als  Forst- 
Direction  fungirende  Berg- und  Saiinen-Direction  zu  Hall;  ihr  Forst- 
Referent  führt  zugleich  die  Leitung  der  politischen  Forstgeschäfte 
(Forst -Polizei  und  Verwaltung  der  Genieindewaldungen)  in  dem 
montanistischen  Direclions- Bezirke,  ist  in  dieser  Beziehung  der 
Landes  -  Forst -Direction  zu  Innsbruck  untergeordnet,  und  wirkt  als 
deren  exponirtes  Organ,  welchem  auch  die  Ueberwachung  des 
Forst -Personales  des  Montan -Bezirkes  rücksichtlich  der  demselben 
übertragenen  politischen  Forstgeschäfte  zusteht.  Das  Forstamt  hat 
für  seinen  Inspections- Bezirk  die  doppelte  Bestimmung  als  Beirath 
und  technisches  Durchfiihrungs- Organ  der  politischen  Behörden 
(Kreisamt,  Bezirksamt)  bei  allen  diesen  Behörden  obliegenden  Forst- 
Angelegenheiten,  dann  als  Controls -Behörde  über  dasein  seinem 
Bezirke  bestellte  Forst -Wirthschafts-  und  Aufsichts-Personale  zu  wir- 
ken. In  ersterer,  die  Forst -Polizei  und  die  Verwaltung  der  Ge- 
meindewälder  betreuenden  Beziehung  ist  es  der  politischen  Kreis- 
behörde, in  letzterer,  als  Controls -Behörde  bei  Bewirthschaftung 
der  Reichsforste,  der  Landes -Forst -Direction  (und  bezüglich  der 
Berg-  und  Saiinen-Direction  zu  Hall)  untergeordnet;  in  coordinir- 
tem  Dienstverhältnisse  steht  es  mit  den  Bezirksämtern,  mit  wel- 
chen es  in  Forst -Pohzei- Angelegenheiten,  sowie  unmittelbar  mit 
der  Kreisbehöi'de  bezüglich  der  Bewirthschaftung  der  Gemeinde- 
wälder verkehrt.  Die  Aufgabe  des  Försters  innerhalb  seines 
Bezirkes  besteht:  a)  in  der  Theilnahme  an  Ueberwachung  der  Be- 
folgung des  Forstgesetzes ;  b)  in  der  Bewirthschaftung  der  ihm 
zugev.'iesenen  Waldungen  unter  Controle  des  Forstamtes;  c)  in  der 
Mitbetheilio-una;  an  der  Handhabung  des  Forstsehutzes.     Er  ist  dem 

C  vT*  CJ 

Forstamte  unmittelbar  untergeordnet,  und  vollzieht  in  Handhabung 
der  Staats -Forst -Polizei  die  Aufträge  des  Bezirksamtes.  Das  Forst- 
Aufsichts -Personale  (Forstwarte  und  Forstgehilfen)  hat  in  dem 
ganzen  zugewiesenen  Bezirke  die  Befolgung  der  Bestinninmgen  des 
Forstgesetzes  zu  idjerwachen,  und  nebstbei,  soweit  als  thunlich, 
den  Forstschutz  in  den  ihm  zu  diesem  Zwecke  besonders  zugewie- 
senen Waldungen  zu  handhaben;  es  ist  dem  Förster  untergeordnet. 
Reicht  das  landesfürstliche  Forst- Aufsichts-Personale  zur  Hand- 
habung des  Forstschutzes  nicht  zu,  so  sind  die  Waldeigentiiümer 
verpflichtet,  die  weiter  erforderlichen  Waldhüter  selbst  zu  bestellen 
mid  zu  bezahlen.  Sämmtliehe  landesf'ürstliche  Forst-Organe  werden 
unmittelbar  von  der  Staalsverwultung  bestellt  und  besoldet;  (W'u 
Kostenaufwand  für  die  Landes -Forst -Direction,  für  die  Forstämter 
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und  die  bei  denselben  unmittelbar  verwendeten  Forstwarte  träüt 
aussebliesslieh  der  Staatsschat/,  jener  liiv  das  Forst -Wir  thschafts- 
Personale  eines  Kreises  ist  von  allen  Waldeigentbümeni  des  Kreises 
nach  Verhältniss  des  ca[)italisirten  Reinertrages  der  Wälder  zu 
tragen ,  wobei  die  Staatsverwaltung  lür  die  im  Kreise  gelegenen 
Staatslbrste  ihren  Theilbetrag  leistet.  Die  übrigen  Beiträge  werden 
von  der  j)olitisehen  Ki'eisbehörde  bemessen  und  vom  Steueramte 
mit  den  gleichen  Zwangsmitteln  und  Vorrechten  wie  die  Grund- 
steuer eintiehoben.  Wenn  bei  Gemeinde-  und  Privat- Wäldern  keine 
oder  keine  tauglichen  Individuen  für  daii  Forstschutz  bestellt  wer- 
den, so  geschieht  diess  über  Autrag  des  Forstwartes  von  Seite 
der  politischen  Kreisbehörde,  welche  zugleich  deren  Entlohnung 
iestsetzt  und  die  Kosten  vom  Steueranite  auf  die  erwähnte  Art 
einhebeu  lässt. 

Obwohl  ein  Ausfluss  der  allgemein  durchgreifenden  Staats 
Maxime,  welche  die  Entlastung  des  Bodens  und  die  wirksame  ge- 
setzliche Pflege  der  Landes- Cultur  hervorgerufen  hat,  nimmt  doch 
den  nächsten  Einfluss  auf  die  Pflesie  der  Wald -Cultur  das  für 
sämmtliche  deutsche  und  slavische  Kronländer  giltige  kaiserliclie 
Patent  vom  5.  Juli  1853,  wodurch  die  Bestimmungen  über  die 
Regulirung  und  Ablösung  der  Holz-,  Weide-  und  Fox'stpro- 
ductenbezuos- Hechte,  dann  einiaer  Servituts-  und  Gemeinschaft- 
liehen  Besitz-  und  Benützungs-Rechte  festgesetzt  werden.  Den  Be- 
stinnnun"en  dieses  Patentes  unterliegen:  1.  alle  Holzunss-  und 
Bezugsrechte  von  Holz  und  sonstigen  Forst -Prodncten  in  oder  aus 
4.'inem  fremden  Walde  ^  2.  die  AVeiderechte  auf  fremdem  Grunde 
und  Boden;  'A.  alle  anderen  Feld -Servituten,  bei  denen  a)  das 
dienstbare  Gut  ein  Wald  oder  zur  Wald-Cidtur  gewidmeter  Bo- 
den ist,  b)  zwischen  dem  herrschenden  und  dem  dienstbaren  Gute 
das  gutsobrigkeitliche  und  unterthänige  Verhältniss  bestanden  hat; 
4.  alle  gemeinschaltlichen  Besitz-  und  Benülzungt^rechte  auf  Grund 
und  Boden,  wenn  sie  a)  zwischen  gewesenen  Obrigkeiten  und  Ge- 
meinden, sowie  ehemaligen  Unterthanen,  oder  bj  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Gemeinden  bestehen,  und  in  beiden  Fällen,  wenn 
sie  nicht  bloss  zeitliche  oder  unbedingt  widerrufliche  Gestattungen 
ausmachen.  Auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossene  Holz-  und  Ab- 
stöckungs-  oder  Holzlieferungs- Verträge,  sowie  iixe  Holzabgahen 
an  Kirchen,  Pfarren,  Schulen  und  Stiftungen  werden  dadurch  nicht 
l)eriUn-t.  Ferner  unU'rliegen  den  Bestinnnungen  dieses  Patentes  alle 
Einlurstiuigen,    \A'uldnut/,ungs-  und  Weiderechte,   welche   in  allen 
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dem  Laiidcfsherru  zuiblge  des  Holieitsrcchles  zLi.sleheiiden  Wäldcni 
verliehen  oder  aus  landesfürstlicher  Gnade  gestattet  werden,  seilest 
wenn  sie  widerruflicli  sind.  Dagegen  hat  dieses  Patent  keine  An- 
wendung auf  die  bei  Vornahme  der  Grundentlastung  als  aufgeho- 
ben oder  ablösbar  erklärten  Gestattungen,  oder  Leistungen.  Die 
den  Gegenstand  dieses  Patentes  l)ildeuden  Rechte  sollen  abgelöst, 
d.  h.  gegen  Entgelt  aufgehoben,  oder  regulirt,  d.  i.  in  allen  Be- 
ziehungen dergestalt  festgestellt  werden,  dass  hierdurch  die  mög- 
lichste Entlastung  des  Bodens  erreicht  wird.  Die  Regulirung 
soll  erfolgen,  wenn  die  Aljlösung  nicht  stattfinden  kann.  Dieses  ist 
der  Fall:  a)  wenn  durch  letztere  der  iU)liche  Haupt-Wirthschaftsbetrieb 
des  berechtigten  oder  des  verpflichteten  Gutes  auf  eine  unersetzliche 
Weise  gefährdet  würde;  b)  wenn  hierdurch  der  Landes-Cidtur  über- 
wiegende Nachtheile  zugefügt  bürden;  c)  wenn  sich  die  Bereciitigten 
und  Ver])Hichteten  einverstanden  erklären,  statt  der  Ablösung  die  Re- 
gulirung eintreten  zu  lassen.  Wo  es  sich  um  Beslinnnungen  über 
Wald-  und  Weide -Dienstbarkeiten  handelt,  ist  die  Ablösung  oder 
Regulirung  von  Amtswegen  einzuleiten;  wo  es  Bestimmungen  über 
gemeinschaftliche  Besitz-  und  Benützungsrechte  zwischen  ehemaligen 
übrigkeiten  und  Gemeinden  oder  Unterthanen,  dann  zwischen  meh- 
reren Gemeinden  betrifft,  ist  dieselbe  auf  Antrag  eines  der  interes- 
sirten  Theile  vorzunehmen.  Das  Gesetz  enthält  sodann  ausführliche 
Vorschriften  über  die  Art  und  Weise,  wie  bei  der  Ermittlung  des 
zu  behandelnden  Objectes,  bei  dem  Obwalten  von  streitigen  Palle- 
ten (der  ganze  Act  soll  thunlichst  durch  gütliches  Uebereinkom- 
men  der  Parteien  festgestellt  werden),  bei  der  Entscheidung  der 
nicht  durch  Veraleich  beiueleaten  Streitigkeiten,  bei  der  Fest- 
Setzung  des  Maasses  der  Berechtiu-unu,-  imd  bei  dem  endlichen  Er- 
kenntnisse  über  Ablinsung  oder  Regulirung  vorzugehen  ist.  Hier- 
auf folgen  besondei'e  Bestinnnungeii  über  die  ^'ornahme  der  Regu- 
lirung bei  Holzungs-,  Weide-  oder  sonstigen  Rechten,  dann  liber 
die  Vornahme  der  Ablösinig,  insbesondere  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen.  Die  Abtretung  von  Grund  und  Bodi'U,  wobei 
der  Arrondirung  des  Grundbesitzes  des  Interessenten  die  thuidichste 
Rücksicht  getragen  werden  soll,  ist  nur. so  weit  zulässig,  als  noch 
eine  zweckentsj)re('iiende  Bewirthschaftung  ni()glicli  ist.  Die  Ab- 
tretung von  Wald  hat  in  der  Kegel  nur  ortschafts-  oder  gt'nieinde- 
weise  oder  nu  die  Gesammtheil  (U-v  Berechtigten  stattzufinden; 
solche  Waldungen  sind  in  forstpolizeiliclier  Hinsicht  (K-n  (Jemeinde- 
waldunticn.  uicicli  zu   halten,    lial  die  AbN'isini'j, durch  Zahlunu  eines 
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Capitales  Statt  zu  finden,  so  steht  dem  Verpflichteten  die  Wahl 
frei,  dieses  Cai)ital  baar  oder  mit  Schuldverschreibungen  zu  zah- 
len, weiche  der  Grundentlastungs-Fond  für  das  verpflichtete  Gut 
ausfertigt. 

Zur  Durchfiüirung  der  Bestimmungen  dieses  Patentes  wurde  in 
jedem  ])olitischen  Verwaltungsgebiete  eine  dem  Ministerium  des 
Innern  unterstehende  Landes -Conniiission  von  sachkundigen  Mit- 
gliedern aus  dem  Stande  der  Berechtigten  und  aus  jenem  der 
Verpflichteten  gebildet,  unter  welcher  die  nach  Bedarf  zu  er- 
nennenden Local-Commissionen  stehen.  Die  Landes -Commission 
entscheidet  mit  Vorl)ehalt  der  Berufung  an  das  Ministerium  des 
Innern  über  die  zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  streitig 
gebliebenen  Puncte^  betreffen  dieselben  die  Feststellung  des  Gegen- 
standes der  Ablösung  oder  Regulirung  und  dessen  Umfang,  so  ver- 
stärkt sich  die  Landes- Commission  bei  der  Entscheidung  darüber 
durch  landesfürbtliche  Richter,  gleichwie  auch  das  Ministerium  des 
Innern  in  diesem  Falle  Käthe  des  obersten  Gerichtshofes  zuzieht. 
Die  Local-Commissionen  nehmen  die  ihnen  von  der  Landes-Commis- 
sion  zugewiesenen  Gegenstände  in  Verhandlung,  pflegen  unter  Ein- 
vernehmung der  Intei'essenten  oder  ihrer  Vertreter  die  erforderlichen 
Erhebungen,  über  alle  factischen  und  rechtlichen  Verhältnisse  der 
Berechtigung  und  der  Ablösbarkeit  oder  blossen  Regulirbarkeit  der- 
selben, nehmen  Vergleiche  auf  und  erstatten  ihre  Anträge  an  die 
Landes-Commission.  Die  endgiltigen  Erkenntnisse  der  letzteren,  wie 
die  Vergleiche,  haben  die  Rechtswirkung  gerichtlicher  Erkennt- 
nisse und  sind  auf  Verlangen  der  Parteien  von  der  Real -Instanz, 
bezüglich  eines  Waldgrundes  aber  von  der  politischen  Behörde  zu 
vollstrecken.  Behufs  der  Rechts^iltigkeit  aller  bei  den  Verband- 
lungen  vorkommenden  Erklärungen,  Vergleiche  und  Zugeständ- 
nisse bedürfen  die  Parteien  weder  der  Zustimmung  der  Hv])o- 
tliekar- Gläubiger,  noch  jener  der  Anwärter  und  Curatoren  eines 
Lehen-  oder  Fideicommis- Gutes,  noch  der  Genehmigung  der  ad- 
ministrativen oder  Pflegschafts -Behörde.  Die  Regie -Kosten  der 
Durclifühnnig  dieses  Patentes  trägt  jedes  Kronland  für  sich.  Vom 
Tage  der  Kundmaclumg  desselben  kiMiiien  Rechte,  welche  die 
Dienstbarkeit  von  Wald  und  Weide  belrell'en,  nicht  mehr  ersessen 
werden,  und  kihnien  idjcrhaupt  solche  Rechte  später  nur  durch 
eine  förmliche  Urkunde  und  nnicr  der  Bcdingun"'  erworben  wer- 
den,  dass  die  eingeräumte  Dienstbarkeit  von  der  Behörde  mit 
den    lindes -Culturs-Bücksichten     vereinbar    erkannt    und    deren 
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Ausiibunsi  zimelassen  werde;  ist  die  Bedinwmiti  der  Niclitahlösbar- 
keit  der  Dienstbarkeit  beigesetzt,  so  ist  sie  ungiltig. 

In  Folue  dieses  kaiserlichen  Patentes  wurden  in  den  bezüg- 
liehen  Krouländern  bereits  die  mit  besonderen  Instructionen  über 
ihre  Einrichtunü-  und  ihren  Wirkunoskreis  versehenen  Grundlasten- 
Ablösungs-  und  Reuulirungs- Landes -Commissionen  ernannt'  und 
sohin  in  Wirksamkeit  gesetzt,  und  zwar  letzteres  in  Schlesien  am 
23  ,  in  Salzburg  am  24.,  in  Steiermark  und  in  Böhmen  am  28., 
in  Oesterreich  ob  der  Euns  am  30.  Juli ,  in  Oesterreich  unter  der 
Enns  am  6.,  in  Tirol  am  8.,  im  Küstenlande  am  11  ,  in  Krain  am 
IG.  und  in  Käruthen  am  23.  August,  in  Mähren  am  Tl.  Oetober, 
im  Lemberger  Verwaltungs- Gebiete  Galizien\s  am  2G.  und  im 
Krakauer  am  28.  November  1855,  dann  in  der  Bukowina  am 
lü.  März  1856. 

In  den  Ländern,  für  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  7.  September  1848  (s.  Seite  498  fT.)  gelten,  ist  das  Jagd- 
recht auf  fremdem  Grunde  und  Boden  aufgehoben.  Eine  Aus- 
nahme von  diesem  Grundsatze  bilden  die  geschlossenen  Thiergär- 
ten,  wo  das  Jagdreclit  in  der  bisherigen  Weise  fortan  ausgeübt 
wird,  und  die  zusammenhängenden  Grund -Complexe  von  wenig- 
stens 200  Joch ,  deren  Besitzern  das  Jagdreclit  auf  denselben  vor- 
behalten ist.  Auf  allen  übrigen  innerhalb  einer  Gemeindemarkung 
gelegenen  Grundstücken  wird  die  Jagd  der  bezüglichen  Gemeinde 
zugewiesen,  welche  dieselbe  ungetheilt  und  auf  mindestens  drei 
Jahre  zu  verpachten  hat.  Jeder  Jagdinhaber  oder  Jagdpächter  muss 
sein  Recht  durch  eigens  bestellte  Sachverständige  (die  nicht  noth- 
wendig  gelernte  und  geprüfte  Jäger  zu  sein  brauchen)  ausüben 
lassen.  Der  jährliche  Reinertrag  ist  am  Jahresschlüsse  unter  die 
Gesammtheit  der  Grundeigenthümer,  auf  deren  Grunde  die  Jagd 
ausgeül)t  wird ,  nach  Maassgabe  der  Ausdehnung  des  Grundl)esitzes 
zu  vertheilen.  Eine  andere  Benützuna;  der  Jaud  ist  der  Gemeinde 
nicht  gestattet.  Die  jagdpolizeilichen  Vorschril'ten,  die  Ahndung 
der  Wildfrevel  und  Wild-Diebstähle,  selbst  wenn  sie  von  einzelnen 


'  Verordnung  des  Ministcriuuis  des  Innern  vom  2ü.  Juni  lbö5  Tür 
Oesterreich  unter  inid  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steieiniark ,  Känithen, 
Krain,  Küstenland,  Böhmen,  MäJiren  und  Schlesien,  vom  IL  Juli  1855 
für  Tirol,  vom  4.  Oetober  1855  für  das  Kraivauer  Verwaltiuigsgebiet,  vom 
22.  Oetober  1855  für  doö  Lemberger  Vcrwallungsgebiet  und  für  die 
Bnliowina. 


584 


Gemeindegliedern    begangen   wurden,    und  das  Recht  der  Entschä- 
digung für  erlittene  Jagdschäden  bleiben  aufrecht  erhalten  '. 


18.     Laiiilwi  rtliöcha  ft ,  Forst-,    Borg-    und  Hüttenw  ese  u  (Berg- 

iind  Hüttenwesen). 

Es  gibt  kaum  ein  Gebiet  der  Verwaltung,  in  welchem 
die  durch  die  Neugestaltung  Oesterreich's  herbeigeführten 
Reformen  eine  tiefgreifendere  und  wohlthätigere  Umgestal- 
tung herbeigeführt  haben,  als  jenes  des  Montan -Wesens. 
Die  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  und  die  darauf 
gegründete  Ausübung  des  Berg -Regals  waren  in  den  ein- 
zelnen Kronländern  vielfach  von  einander  abweichend,  er- 
streckten sich  selbst  nicht  über  die  gleichen  Gegenstände  (in 
Ungern  und  Siebenbürgen  waren  die  Mineral -Kohlen  kein 
Object  des  Berg -Regals,  iu  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
hatten  die  Patrimonial  -  Herren  das  Zehentrecht  von  den  ge- 
förderten Mineralien,  im  lombardisch -venezianischen  König- 
reiche gab  es  kein  eigentliches  für  sich  bestehendes  Berg- 
recht etc.),  hemmten  den  Aufschwung  dieses  Industriezweiges 
und  standen  in  mannigfachem  Widerspruche  mit  den  übri- 
gen Zweigen  der  Gesetzgebung.  Diesen  gesetzlichen  Hemm- 
nissen und  Ungleichförmigkeiten  machte  das  unter  dem  Bei- 
rathe  der  Sachverständigen  zu  Stande  gekommene  allgemeine 
österreichische  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  ein  Ende.  Ver- 
mittelst dieses  von  den  Betheiligten  lange  ersehnten  Gesetzes 
ward  eine  Einheit  in  jenem  Zweige  der  österreichischen  Ge- 
setzgebung durch  die  gleichzeitige  Aufhebung  aller  früheren 
für  die  einzelnen  Kronländer  und  Berg-Districte  bestandenen 
verschiedenartigsten  Bergordnungen  erzielt,  und  das  Berg- 
wesen   aus    seiner  Sonderstellung    mehr    in    den   Kreis    des 

'  Kaiserliclies    Patent    vom    7.    März    184J).    Ministerial- Erlässe    vom 
;il.  Juli   un<l    10.  September  184i»  und   15.  März  1852. 
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allgemeinen  bürgerlichen  nnd  gesetzlichen  Verbandes  gezogen, 
indem  das  Gesetz  nur  da,  wo  es  die  besonderen  Verhält- 
nisse unumgänglich  nothwendig  machten,  specielle  Vorschrif- 
ten vorzeichnet.  Der  Inhalt  desselben  begünstigt  die  erfreu- 
liche schwunghaftere  Entwicklung  des  österreichischen  Berg- 
baues und  des  Hüttenwesens,  welche  sich  in  der  kurzen 
seither  verflossenen  Zeit  aller  Orten,  wo  diese  Beschäftigung 
betrieben  wird,  bemerkbar  macht.  In  Uebereinstimmung 
hiermit  steht  die  neue  Einrichtung  der  den  Tribunalen  zu- 
gewiesenen montanistischen  Gerichtsbarkeit  und  der  monta- 
nistischen Verwaltungs- Behörden.  Eben  so  wird  das  Berg- 
w^esen  wesentlich  gefördert  durch  das  bereits  erwähnte  Forst- 
gesetz vom  3.  December  1852  und  das  damit  in  Verbindung 
stehende  Holz-  und  Weide -Ablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1858, 
welche,  indem  sie  der  Devastirung  der  ausgedehnten  Forste 
des  österreichischen  Kaiserstaates  zu  steuern  und  eine  ent- 
sprechende Bewirthschaftung  derselben  aufrecht  zu  halten 
berufen  sind,  dem  Bergbaue  und  Hüttenwesen  das  unent- 
behrliche Materiale  für  den  Abbau  seiner  reichen  Erzgänge 
und  Kohlenilütze  und  für  die  Gewinnung  und  Verarbeitung 
der  Metalle  sicher  stellen. 

In  technischer  Beziehung  wurde  sowohl  von  Seite  des 
Montan- Aerars,  als  zahlreicdier  intelligenter  Privat- Gewer- 
ken,  theils  durch  die  Erriciitung  grösserer  montanistischer 
Etablissements  nach  den  neuesten  wissenschaftlichen  und 
technischen  Erfahrungen,  theils  durch  eine  zeitgemässe  Um- 
staltung  und  Erweiterung  vieler  älteren  Werke,  auf  der  Bahn 
des  Fortschrittes  zur  Hebung  der  heimischen  Montan-Industrie 
rastlos  vorgegangeil. 

Dem  schon  längst  allgeiiieiii  anerkannten  Bedürfni.sse  eines 
einlieil liehen  Berggesetzes  für  alle  Bergbautreibenden  der  österrei- 
ehischeu  Monarchie  wurde  din'cli  das  allgemeine  Berggesetz 
vom  23.  Mai  1854  entsprochen,  welches  für  alle  Kronländer  giUig 
erklärl   wurde;  inid  in  den  meisten  derselben  seluin  am  1.  November 
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1854,  in  der  Militärgninze  am  27.  Januar  185G  und  in  dem  lom- 
bardiseh-venezianiselien  Königreiche  und  Dalmatien  am  1.  November 
1857  in  Wirksand^eit  trat  '. 

Schon  früher  hatte  die  Staatsverwaltung  ihre  Aufmerksamkeit 
darauf  gerichtet,  den  Bergbau,  wo  diess  thunlieh  war,  mehr  au« 
seiner  Sonderstellung  in  den  allgemeinen  gesetzlichen  Verband  ein- 
zubeziehen,  was  bei  der  Organisation  der  Gerichtsbehörden  der 
verschiedenen  Kronländer  in  den  Jahren  1850  bis  1854  durch  die 
Trennuno;  der  Bertjeerichtsbarkeit  von  den  Beraleliens  -  und  Beru- 
Polizei -Behörden  theilweise  geschah,  sowie  der  Zweck  eines  all- 
gemeinen Ber<i<>esetzes  durch  die  Aufhebunii;  der  Patrimonial -Bert>- 
gerichts- Substitutionen  (berggerichtliche,  berglehensamtliche  und 
bergpolizeiliche  Patrimonial- Verwaltungen)  vom  7.  März  1850  und 
die  Aufhebung  des  den  Grundherren  in  Br)hmen,  Mä!u"en  und 
Schlesien  zustehenden  Zehentes  vom  11.  Juli  1850  angebahnt  wurde. 

Das  allgemeine  Bei'ggesetz  vom  23.  Mai  1854  hat  allen  Berg- 
bautreibenden des  eini"en  Oesterreicirs  gleiche  Rechte  cesichert 
und  auch  gleiche  Pflichten  (Frohne  u.  s.  w.)  auferlegt  und  da- 
durch, dass  es  die  Bildung  grösserer  Bergbau -Unternelnnungen 
unterstützt,  einen  grossartigen  Aufschwung  des  österreichischen 
Bergbaues  begünstigt.  Es  ist  in  diesem  Berggesetze  auch  sorgfaltig 
vermieden ,  für  den  Bergbau  besondere ,  von  den  allgemeinen  abwei- 
chende Gesetzes-Normen  zu  geben,  so  dass  solche  nur  dort  aufge- 
stellt wurden,  wo  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  dieses  Industrie- 
Zweiges  es  dringend  forderten:  in  allen  anderen  Fällen  wurden 
die  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetze  und  administrativen  Verord- 
nungen zur  Geltung  gebracht. 

Um  aber  auch  alle  Objecte  des  Bergbaues  unter  das  allgemeine 
Berggesetz  zu  stellen,  wurde  die  Verpflichtung  den  Gewerken,  die 
gold-  und  silberhaltigen  Erze  und  Schliche  oder  das  gewonnene 
Gold  und  Silber  an  die  k.  k.  Aerarial-Einlösung  abzugeben,  mit 
1.  Mai  1857  aufgehoben.  Die  bis  dahin  zur  Einlösung  des  Berg- 
und  Hütten-Goldes  und  Silbers,  so  wie  zur  Bruch-  und  Pagament- 
Einlösung  verpflichteten  Münz-  und  Einlösungs- Aemter  sind  auch 
kiniftig  zur  freiwilligen  Einlösung  ermächtigt  ^ 

Die   Organe,    welche   im   Sinne   des  allgemeinen  Berggesetzes 

'  Kaiserliclies  Patent  vom  23.  Mai  1854,  Minist.-Verorti.  vom  27.  Ja- 
nuar 1856  nnd  20.  Juli  1857. 

^  Kaisorliclics  Patent  vom  24.  Ucluber  1856  und  Minist.-Verord.  vom 
5.  Jlärz  J857. 
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die  bcrglehensanitliclie  und  bei'gpolizeiliche  Verwaltung  zu  führen 
berufen  «ind,  wurden  schon  vorläufig  unterm  14.  März  1850  für 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  unterm  26.  Mai  1850  für  Oester- 
reich  ob  und  unter  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnthen, 
Krain,  Görz,  Istrien,  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  aber  unterm 
28.  April  1855  für  Ungern,  unterm  16.  Mai  1855  für  das  Banat, 
unterm  10.  September  1855  für  Galizien  und  die  Bukowina,  unterm 
17.  October  1855  für  Kroatien  und  Slavonien,  unterm  27.  Januar 
1856  für  die  Militärgränze,  unterm  4.  April  1856  für  Siebenbürgen 
und  unterm  20.  Juli  1857  für  das  lombardisch -venezianische  Kihiig- 
reich  und  Dahnatien  in  den  pi'ovisorischen  Berghauptinannschaften 
und  deren  exponirten  Berg-Commissariaten  bestellt. 

Das  Forstgesetz  vom  3.  December  1852  und  dessen  Er- 
gänzung, das  Holz-  und  Weide -Ablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1853, 
stehen  insoweit   mit  der  küuftiüen   zu   holfenden   erfreulichen  Ent- 

"  wicklun<>-  des  österreichischen  Bergbaues  und  Hüttenwesens  in 
naher  Beziehung,  als  durch  dieses  Gesetz,  welches  Schonung  und 
entsprechende    Bewirthschaftinig    der    österreichischen   Forste    zürn 

'  Zwecke  hat,  der  Holzreichtlunn  des  Kaiserstaates  für  die  heimische 
Industrie,  die  ohne  dieses  Materiale  nicht  bestehen  kann,  erhalten 
werden  soll.  Denn  der  Bergbau  bedarf  sowohl  zur  Aufrechthal- 
tung seiner  unterirdischen  Aufschluss  -  und  Abbau-Strecken  und  zum 
Abbaue  der  Erzgänge  und  Kohlenflötze  selbst  unum"ün<i'lich  nam- 
hafte  Massen  von  Bau-  und  Grubenholz,  als  insbesondere  für  die 
Schmelzung  der  Erze,  welche  in  Oesterreich  noch  fast  durcliuus 
mittelst  Holzkohlen  bewerkstelli<>t  wird,  da  hierzu  aeeiünete  Stein- 
kohlen  nur  in  wenigen  erzreichen  Gegenden  vorkommen ,  sowie 
für  die  Raffinirung  der  Rohmetalle,  für  welche  die  Verwendung 
von  Mineral  -  Kohlen  erst  in  der  neuesten  Zeit  eine  grössere  Aus- 
-dehnung  erlangt  hat,  die  Gewinnung  einer  hinreichenden  Menge 
von  Holzkohlen  noch  immer  als  maassgebende  Bedingung  erscheint 
und  ein  sehr  bedeutender  Theil  des  gesammten  Waldstandes  der 
industriereichen  Kronländer  dieser  Verwendung  gewidmet  ist. 

Das  österreichische  Bergwesen  ist  auch  in  technischer  Bezie- 
hung sowohl  durch  die  Bestrebungen  der  ärarischen  Montan -Ver- 
waltung  als  intelligenter   Privat -Ge werken    in  den   letzten   Jahren 

.  vorgeschritten  und  iiat  nicht  nur  namhafte  technische,  sondern 
auch  (Wvonomische  Vortheile  erzielt. 

Von  den  Betriebs -Ei-weiterungen  und  Verbesserungen,  die 
in    der    neuesten    Zeit  —   1850    bis    1855   —   bei   den   ärarisciien 
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Bergbauen  und  Hüttenwerken  in's  Werk  geset/.l  wurden,  können 
die  naelkstehenden  als  die  wesentliehsten  erwähnt  werden:  Bei  den 
S  t  e  i  n  k  o  h  1  e  n  -  B  e  r  g  b  a  u  e  n.  Erweiterung  des  Grubenbetriebes 
und  p]inleitung  eines  stärkeren  Abbaues  in  Häring  (Tirol)  und 
Steierdorf  (Banat);  Erweiterung  des  Gruben -Besitzstandes  dureh 
Ankauf  nachbarlicher  Gruben  in  Wirtatobel  nächst  Bregenz  (Vor- 
arlberg); Aufstellung  von  10  Dampf-Maschinen  mit  366  Pierdekraft 
zur  Förderung  und  Wasserhebung  in  Brandeisl  und  Kladno  (Böh- 
men), Mährisch -Ostrau  (Mähren)  und  Jaworzno  (Galizien),  sowie 
einer  Dampfmaschine  von  15  Pferdekraft  zur  Wetterführung  in 
Mährisch -Ostrau.  Bei  den  8a  Izberg  bauen.  Wiederaufnahme 
und  Einführung  djir  continuirliclien  Verwässerung  in  Hallstatt 
(Oesterreich  ob  der  Enns)  und  Hall  (Tirol);  Durchtuhrung  des 
Abbaues  minder  mächtis-er  Salzlaoer  in  Wieliczka  und  Bochnia 
(Galizien);  Einführung  der  Drathseile  bei  der  Förderung  in  Wie- 
liczka; Vorarbeiten  zur  Benützung  der  Dam[)fkraft  für  die  Förde- 
rung in  Wieliczka  und  Bochnia ;  Aufstellung  von  3  Dam})t-Maschi- 
nen  zu  6  Pferdekraft  zu  Stebnik,  Kalusz  und  Kossow  und  zweier 
Pferdegöppel  zu  Lacko  und  Bolcchow  (Galizien)  zur  Hebung  der 
Salzsoole,  nebst  Einfühi'ung  künstlicher  Soolen- Erzeugung;  Aus- 
führung von  Drainaoe- Arbeiten  zur  Trockenle"unü;  des  Salzber2,es 
zu  Hallstatt  (Oesterreich  ob  der  Enns).  Bei  den  Eisenstein- 
Bergbauen.  Ausdehnung  des  Grubenbetriebes  zu  Szaszka  und 
Dognacska  (Banat)  auf  die  dortigen  Eisenstein -Ablagerungen;  wei- 
terer Aufschluss  und  schwunsjhafterer  Betrieb  der  Berubaue  am 
Buchberge,  zu  Penkerötz  und  Schölferötz  (Salzburg);  Kegulirung 
des  Abbaues  am  Eisenerzer  Erzberge  (Steiermark)  durch  zweck- 
mässige Einleitung  eines  grossartigeren  Tagbaucs.  Bei  den  ande- 
ren Mineral- Bergbauen.  Aufschluss  tieferer  Horizonte  durch 
die  Anlage  und  den  Betrieb  neuer,  sowie  durch  die  Gewältigung 
alter  Tiefbaue  in  Przibram  (Silber  und  Blei),  Joachimsthal  (Silber), 
Schlaggcnwald  (Zinn),  Zielona  (Schwefel),  Kauris  (Gold),  Kadoboje 
(Schwefel)  und  Veresvicz  (Silber  und  Gold);  schwunghafter  Be- 
trieb von  Erbstollen  zur  NVasserlösung  grösserer  Gruben -Reviere 
in  Schemnitz,  Kapnik  und  Orla  (Silber,  Gold  und  Blei);  Erweite- 
rung des  Gruben-Betriebes  in  Kitzbüchel;  Einführung  eines  zweck- 
mässigeren  Abbaues  ~  -  des  Querbaues  —  in  Agordo,  wodurch  ein 
vollständiger  Abbau  erzielt  und  viel  Holz  erspart  wird;  Aufstel- 
lung von  21  Wasserheb-  und  Förderungs- Maschinen  in  Przibram, 
Joachimslhal ,     Schlaggenwald ,     Idria     (Quecksilber) ,     Schemnitz, 
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8elini(»llnitz,  Aranyidkii  (Silber,  Antimon  und  Kupfer),  Veresvicz, 
Kapnik  und  Szaszka  (Kupfer),  worunter  12  Wassersäulen-Maschinen* 
in  Joachimsthal,  Schemnitz;,  Schmöllnitz  und  Szaszka,  und  2 Turbinen 
in  Joachimsthal  und  Schlaggenwald;  Einbau  einer  Fahrkunst  mit 
l)am])f- Maschine  in  Przibram ;  Umbau  der  Rosskuiist  in  Kadoboje 
und  Verstärkung  der  Wassersäulen -Maschine  in  Raibl;  Einführung 
der  Schalen-  statt  der  Tonnen -Fin-derung  am  Marien- Schachte  in 
Przibram;  Anlage  von  Gruben-  und  Tag-Eisenbahnen  zu  Joaehims- 
thal,  Bleistadt,  Kitzbüchel,  Pillersee,  Idria  und  Verespatak  in 
einer  Gesammtlänge  von  mehr  als  4.000  Klaftern;  Herstelluns,-, 
Erweiterung  und  Neubau  von  Poch-  und  Waschwerken  in  Przibram, 
Podles,  Eohulin,  Joachimsthal,  Bleistadt,  am  Schneeberge  bei  Klau- 
sen, in  Kitzbüchel,  Bleiberg,  Raibl  und  Verespatak,  im  letzteren 
Orte  wurde  ein  grosses  Poch-  und  Wasch  werk  mit  5  Poch -Ma- 
schinen und  90  Pochstempeln,  60  Goldmühlen  und  12  Stossherden 
erbaut;  Errichtung  eines  Erzquetsch -Walzwerkes  in  Przibram,  des- 
sen Leistung  3  bis  4  Mal  grösser  und  dessen  Arbeit  um  die  Hälfte 
billiger  ist,  als  jene  der  Trocken  -  Pochwerke ;  Versuche  mit  neuen 
Siebsetz -Maschinen  (Doppel -Setzpumi)en)  in  Przibram;  gelungene 
Versuche  bei  der  Amalgamation  mit  destillirtem  Quecksilber  in 
Raui-is  und  Zell;  Sicherung  der  Betriebskraft  durch  Anlage  von 
grossen  Teichen  in  Przibram  und  Ohorna  —  bei  Schmöllnitz  —  und 
Herstellung  des  Teichdammes  zu  Certest.  Bei  den  Salz- Sud- 
hütten. Einführung  der  Viehsalz -Erzeugung  bei  den  Salinen  im 
Salzkammergut,  Tirol,  Galizien  und  Ungern;  Eintuhrung  einer 
gleichförmigen  Bestinunung  des  Salzgehaltes  der  Soolen  bei  allen 
Salinen,  mit  Ausnahme  von  jener  in  Hall;  Anlage  neuer  Sudhäuser 
in  Hallein  und  Hall;  Benützung  des  Torfes  und  der  Braunkohlen 
zur  Trocknuno;  des  Salzes  bei  den  Salinen  des  Salzkammeroutes. 
Bei  den  Eisen-Hüttenwerken.  Gänzlicher  und  zweckmässiger 
Umbau  der  Gusshütte  und  Bau  di-eier  Hoch(')fen  in  Maria-Zeil; 
Bau  von  Hochöfen  in  Straschitz,  Hietlau  und  Tlu'issholz:  Einrich- 
tung einer  Giesserei  in  Werfen  und  einer  Kanonen-Giesserei  nebst 
Bohrwerk  in  Reschiza ;  Einrichtung  und  Erweiterung  von  Appre- 
turs- Werkstätten  in  Maria- Zell,  St.  Stefan,  Werfen,  Jenbach  und 
Govasdia;  Verwendung  des  Torfes  zur  Roheisen-Erzeugung  in  Pil- 
lersee; Vervollkonunnung  des  Munitions- Gusses  in  Holaubkau  und 
Franzensthal;  Herstellung  neuer  continuirlichcr  Schacht- Röstöfen 
mit  Treppenrösten  iür  die  Benülzung  der  Kohlcnlösclie  nach  den 
Angaben  des  k.  k.  Bergrathes  Wagner  in  Maria-Zeil,  Neuberg  und 
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Eisenerz  5  Neubau  der  Puddlings-  und  Walzwerke  für  Torf-  und 
Holz-Gasfeuernnii-  in  Ehenau,  Brezowa  und  Kudsir,  letzteres  ist 
das  erste  diessfcillii«,-  eingenehtete  Eisenwerk  in  .Siebenbürgen,  in 
welchem  aber  die  Masseln  nocli  im  Herdfeuer  ausgeheizt  werden; 
Errichtung  von  Walzenstrassen  in  Dobrziw  und  Sebeshely;  Erwei- 
terung der  Puddlings-  untl  ^\'alzwerkc  in  Neuberg  um  2  Dampf- 
hämmer und  2  Walzenstrassen  und  in  Reschitza  um  1  Dampfham- 
mer und  2  Walzenstrassen;  Bau  der  Guss-  und  Cement-Stahlhütten 
in  ßeichenau,  Reichraming  und  Eibiswald ;  Bau  geschlossener  Frisch- 
feuer  mit  Vorwärmherden  und  ^^'inderhitzungs-Apparaten  in  Dobrziw, 
Flachau  und  Sebeshely ;  Einführung  der  Kleinfrischerei  mit  ent- 
schieden gutem  Erfolge  in  Kcssen  und  DiosgTör;  Durchführung 
der  Rohstahl -Erzeugung  im  Puddelofen  zu  Neuberg  und  Eibiswald; 
Einführung  des  Puddelns  mit  Torfgasen  in  Oesterreich  zu  Kessen. 
Bei  den  anderen  montanistischen  Hüttenwerken.  Bau 
der  Silber-  und  Kupfer-Schmelzhütten  in  Joachimsthal,  Len<i,  Kitz- 
büchel,  Agordo  und  Fernesce,  dann  der  Schwefelhütte  in  Szwoszo- 
wice;  Erweiterung  der  Silberhütte  in  Kai)nik;  Bau  eines  Treibher- 
des neuer  Construction  nach  Anuabe  des  k.  k.  Bergrathes  Blaschka  in 
Scliemnitz;  Erweiterung  der  Röstungs-  und  Cementations- Vorrichtun- 
gen in  verbesserter  Art  zu  Agordo;  Aufstellung  von  Kupferblech- 
Walzwerken  zu  Brixlegg  und  Jakobsdorf  (bei  Neusohl)  und  eines 
Cjlinder- Gebläses  zu  Laposbänya;  abgeführte  Versuche  der  Silber- 
Extraction  auf  nassem  Wege  (statt  der  Verbleiung)  zu  Joachimsthal 
und  Einführung  dieser  Zugutebringung  der  Silbererze  zu  Tajowa, 
wobei  die  Gewinnungskosten  bei  einer  Mark  Silber  um  5  fl.  50  kr. 
Vermindert  wurden;  Darstellung  des  Urangelb  im  Grossen  zu  Joa- 
chimsthal; Schwefel -Erzeugung  nach  französischen  Mustern  in  Ra- 
doboje;  Einführung  verschiedener  auf  Ersparung  an  Brennstoff  und 
Metall- Verlust  berechneter  Verbesserungen  zu  Joachimsthal  (wo- 
durch  jährlich  an  10.000  Gulden  erspart  werden)  und  Schlaggen- 
vvald;  Bau  eines  verbesserten  amerikanischen  Blei -Schmelzofens  in 
Bleiberg;  Bau  eines  continuirlichen  Schachtofens  für  ärmere  Ge- 
schicke in  Idria;  Verröstung  der  Erze  vor  dem  Rohschnielzen  und 
Zuo-utebrinunn«»-  der  Amalaamations- Rückstände  durch  Schmelzung 
in  Flanunitfen  zu  SchmöUnitz  und  Altwasser,  bei  welcher  letzteren 
Arbeit  jährlich  an  18.000  Gulden  in  Ersparung  kommen. 

Ebenso  ist  auch  die  Privat -Industrie  während  dieser  Zeit- 
Periode  auf  dem  Felde  des  Montan -Wesens  mit  Erfolg  vorge- 
schritten ;    die  hauptsächlichsten  Verbesserungen  erfolgten  auf  dem 
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(lebiete  der  Minevalkohlen-  und  Eisen-Gewinnung'.  Eroiel)ige  Stein- 
kohlen-Bergbaue  wurden  insbesondere  in  Böhmen  aulgeschlossen, 
sowie  fast  in  allen  Theilen  des  Reiches  gut  adtniiiistrirte  Mineral- 
Kohlen-  (wie  auch  andere)  Bergbaue  gegründet  wurden. 

Besonders  aber  wurde  von  Privat- Gewerken  die  heimische 
Eisen -Industrie  durch  Errichtung,  zeitgemässe  Umstaltung  und  Er- 
weiterung grösserer  nach  den  neuesten  Fortschritten  der  Pyrotech- 
nik und  Mechanik  eingerichteter  Eisenhütten  gehoben.  Die  Kron- 
länder Kärnthen,  Steiermark,  Böhmen  und  Mähren  sind  es  vor- 
zugsweise, in  welchen  die  Privat -Industrie  in  dieser  Beziehung 
durch  grosse  Anstrengungen  die  schönsten  und  lohnendsten  Erfolge 
erzielt  hat.  Es  sei  hier  bloss  der  in  der  letzteren  Zeit  allgemein 
in  Aufnahme  üekommenen  Einführung  der  Mineralkohlcn-  und 
Torf- Feuerung  bei  den  Eisen -RatTinirwerken  und  der  Benützung 
der  Dampfkraft  für  den  Walzwerks -Betrieb  gedacht,  welche  Re- 
sultate des  strebsamen  Gewerbsfleisses  als  die  erlreulichsten  Erfolge 
des  Eisenhütten -Gewerbes  betrachtet  werden  müssen. 

Zu  jenen  Privat-Gewerken,  welche  in  den  angedeuteten  Rich- 
tungen die  Entwicklung  des  Eisenhüttenwesens  im  österreichischen 
Kaiserstaate  in  der  Neuzeit  vorzüglich  gefördert  haben,  können 
ii,ezählt  werden:  die  Gebrüder  von  Rosthorn  und  Eugen  Freiherr 
von  Dickmann  zu  Prevali,  Graf  Ferdinand  von  Egger  zu  Lippitz- 
bach  und  Freudenberg,  die  Actien-Gesellsclialt  zu  Buchscheiden  in 
Kärnthen;  Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Johann  zu  Krems,  Graf 
Hugo  Henkl  von  Donnersmark  zu  Zeltweg,  Franz  Mayer  zu  Leo- 
ben, Karl  Mayer  zu  Judenburg,  Franz  Ritter  von  Fridau  zn  Mau- 
tern und  Leoben,  Y.  F.  Sessler  zu  Krieglach,  Paul  von  Putzer  zu 
Store  in  Steiermark;  Freiherr  von  Rothschild  zu  ^^'itkowitz,  die 
Gebrüder  Klein  zu  Zöptau  und  Stefanau  in  Mähren;  Se.  k.  k. 
Hoheit  Erzherzog  Alln-echt  zu  Lippina  in  Schlesien:  11.  I).  Lind- 
heim in  Plan  und  Wilkischen  in  Böhmen,  und  Andere. 

Eine  vielseitigere  Verwendung  der  fossilen  Brennstoffe  —  Stein- 
kohlen und  Torf  —  bei  dem  Eisen  -  Schmelzprocesse  wurde  auch 
von  Privat-Gewerken  durch  den  Bau  einzelner  neuer,  iiir  diesen 
Zweck  eingerichteter  Schmelzhütten  —  in  Stefanau  und  Kladno  — 
für  die  Zukunft  angebahnt. 

Unzweifelhaft  aber  ist  das  von  Sr.  k.  k.  Majestät  Allerhöchst 
genehmigte  herzustellende  Eisenbahnnetz  in  Oesterreich  für  die 
Entwicklung  des  heimischen  Eisenhütten -Gewerbes  von  der  aröss- 
ten  Bedeutung,   da  die  Vollendung  desselben   die   überaus  reichen 
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Mineral -Schätze  Ungeni"s  und  ,Siebenbiirgen''s  dem  ullgemeinen 
Verkehre  erschhesst  und  deren  fruchtbringende  Gewinnung  und 
Verschmelzung  möglich  maclit,  wodurch  jedenfalls  die  inländische 
Roheisen -Production  auf  die  erforderliche  Höhe  gesteigert  werden 
wird,  um  dem  Bedürfnisse  zu  genügen. 

Ein  grosser  und  seinem  Umfange  nach  gegenwärtig  noch  gar  nicht 
zu  beurtheilender  Umschwuno-  bereitet  sich  noch  für  die  nächste 
Zukunlt  in  dem  Zweige  der  österreichischen  Eisen -Industrie  vor. 
Der  in  Folge  der  früher  ungenügenden  Forstwirthschaft  verringerte 
Waldstand  bietet  bisher  noch  eine  kaum  übersteigliche  Schranke 
für  die  Ausdehnung  der  Eisen -Production  dar.  Die  neuerliche 
Auffindung  von  Eisenerzen  in  der  Nähe  der  Gewinnung  trefflicher 
vercoaksbai'er  Kohle  in  mehreren  Gegenden  von  Böhmen ,  und  die 
in  Folse  derselben  bereits  bewerkstelligte  oder  doch  nahe  bevor- 
stehende  Errichtung  von  Eisenschmelzwerken,  nach  dem  Muster 
der  neuesten  belgischen  Anlagen  dieser  Art,  verspricht  jedoch  der 
inländischen  Eisenerzeuoung  einen  ausserordentlichen  Aufschwunii' 
zu  ertheilen.  Hierdurch  wird  aber  nicht  bloss  das  in  der  Land- 
wirthschaft  und  im  Betriebe  der  Maschinen -Fabriken  insbesondere 
l'iUilbare  Bedürfniss  nach  Eisen  mehr  als  gegenwärtig  befriedigt 
werden;  es  wird  sich  dadurch  auch  die  Möglichkeit  ergeben,  das 
treffliche  steiermärkische  und  kärnthnerische  Eisen,  welches  bisher 
grossentheils  zu  den  ordinärsten  Erzeugnissen  verarbeitet  werden 
musste,  einer  gewinnreicheren  Verwendung  für  die  feineren  Pro- 
ducte,  insbesondere  aber  für  massenhafte  Erzeugung  von  Stahl, 
wozu  es  sich  so  ausgezeichnet  eignet,  zuzuführen,  wodurch  dieser 
reiche  Schatz  österreichischen  Bodens  auf  eine  dem  allgemeinen  Vor- 
theile  und  dem  besonderen  Interesse  der  Gewerken  mehr  zusagende 
Weise  wird  verwerthet  werden  können,  ohne  dadurch  die  übrigen 
eisenverarbeitenden  Zweite  inländischen  Gewerbfleisses  zu  beein- 
frächtitien.  Diese  Ergebnisse  werden  aber  in  noch  grösserem  Maass- 
Stabe  gewonnen  werden,  wenn  das  vom  königl.  bairischen  Ober- 
postrathe  Exter  erfundene  und  auch  in  grösserem  l^Iaassstabe  erprobte 
Verfahren  der  Torfbereitung,  wie  zu  hoffen,  in  Oesterreich  allge- 
meine Anwendung  finden  wird,  da  in  der  Nähe  einzelner  Erz- 
lagerstätten sich  umfangreiche  Torfmoore  befinden,  deren  Benützung 
für  den  Hochofenbetrieb  sich  nur  um  so  erwünschter  darstellt,  als, 
w'm  erwähnt,  die  verfügbare  Menge  der  Holzkohlen  dem  gegen- 
wärtigen Betriebe  kaum  genügt,  und  eine  Erweiterung  desselben 
bei  ausschliessender  Verwendung  der  Holzkohlen  nicht  möglich  wäre. 
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Die  Montan -Production  hat  seit  dem  Jahre  1847  im  Allge- 
meinen zugenommen  ',  insbesondere  aber  ist  seit  jener  Zeit  die 
Eisen-  und  Steinkohlen -Production  regelmässig  und  zwar  sehr  be- 
deutend erhöht  worden,  denn  die  bezüglichen  Erhebungen  weisen 
im  Jahre  1855  eine  Erzeugung  von  4,817.233  Centnern  Roh-  und 
Gusseisen  und  36,400.951  Centnern  Steinkohlen  nach,  während 
im  Jahre  1847  bloss  3,623.239  Centner  Roh-  und  Gusseisen  und 
15,279.134  Centner  Steinkohlen  producirt  wurden,  daher  sich  in 
8  Jahren  die  Roh-  und  Gusseisen-Erzeugung  um  1,193.994  Centner 
und  die  Steinkohlen  -  Ausbeute  um  21,121.817  Centner  oder  die 
erstere  um  33  Percent,  die  letztere  aber  iim  138  Percent  der  Pro- 
duction vom  Jahre  1847  vermehrt  hat. 

S-  21. 
19.     Unterricht. 

In  dem  Verwaltungszvveige  des  öffentlichen  Unterrichtes 
fand  eine  gänzliche  UmgestaUniig  Statt.  Die  Errichtung  eines 
eigenen  Ministeriums  für  den  ötl'entlichen  Unterricht  beur- 
kundete, dass  Neu-Oesterreich  die  Unerlässlichkeit  und  Dring- 
lichkeit einer  durchgreifenden  Regeneration  des  Unterrichts- 
w^esens  erkannt  habe,  und  der  Thätigkeit  und  Umsicht  des 
Ministers  Grafen  Thun  gelang  es,  innerhalb  weniger  Jahre 
eine  fast  vollständige  Neugestaltung  desselben  zu  bewirken. 

Dieser  Zweig  war  einer  derjenigen,  in  welchem  die 
frühere  Gestaltung  am  meisten  hinter  den  Anforderungen 
der  Neuzeit   zurückgeblieben  war.     Die  Universitäten  waren 

'  Die  Montan -Production  des  Jahres  1855  war  nachstehende:  6.173'/, 
Mark  Gold,  130.457  Mark  .Silber  (d.  i.  die  in  diesem  Jalire  zur  Einlösung 
gelangte  Menge),  3.848'/2  Centner  Quecksilber,  451  Centner  Zinn,  17.642 
Centner  Zink,  48.688Vj  Centner  Rohkupfer,  lÜ3.076'/j  Centner  Blei,  21.567 
Centner  Glätte,  1.723  Centner  Antimon ,  335V2  Centner  Nickelspeise,  1-349 
Centner  Arsenik, 28.383  Centner  Schwefel, 4,249. 534Centner  Roheisen,  567. (i99 
Centner  Gusseisen,  37.548  Centner  Alaun,  4.083  Centner  Kupfervitriol,  42.638 
Centner  Eisenvitriol,  10  Centner  Urangelii,  10.983  Centner  Braunstein. 
23.254  Centner  Graphit.  13.366  Centner  Asphaltsteine.  ,36.400.951  Centner 
Steinkohlen,  (J96.138  Centner  Torf  und  7.12;>.316  (Vntner  Stein-,  Sud- 
und  Meersalz. 

\.  C/iMTii  i  l;  ,    (tcslcncicli's  Ncilijcstjilluii;;.  38 
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ullumlilicli  zu  Fachscliulen  fiir  praktische  Zwecke  herahj^e- 
sunken,  innerlialb  welcher  Reschräukuno^  sie  allerdings  durcli 
den  Eifer  begabter  Professoren  manches  Bedeutende  leiste- 
ten ;  insbesondere  war  es  das  medicinische  Studium ,  wobei 
die  allgemeine  wissenschaftliche  Richtung  nicht  wohl  von 
dem  Fachstudium  getrennt  werden  kann,  in  welchem  die 
Wiener  sowie  auch  die  Präger  Universität,  unterstützt  von 
umfassenden  klinischen  Anstalten,  sich  zu  einer  hohen  Stufe 
der  Ausbildung  emporgeschwungen,  in  einigen  Fächern  selbst 
eine  neue  Richtung  eingeschlagen  und  einen  allwärts  an- 
erkannten Fortschritt  in  der  Wissenschaft  angebahnt  hatte. 
Noch  ungenügender  war  die  Verfassung  der  Mittelschulen, 
indem  in  den  Gymnasien  eine  wissenschaftliche  gründliche 
Vorbereitung  durch  den  Lehrplan  keineswegs  gefördert  wurde, 
bei  den  Realstudien  aber  ein  Zusammenhang  zwischen  den 
oberen  Classen  der  Volks-  (Haupt-)  Schulen  und  den  beste- 
henden polytechnischen  Anstalten  und  wenigen  Realschulen 
fast  gänzlich  fehlte.  War  dieser  Zustand  schon  in  den  deut- 
schen und  slavischen  Kronländern  ein  durchaus  nicht  förder- 
licher, so  liess  er  in  den  ungrischen  und  italienischen  Kron- 
ländern noch  mehr  zu  wünschen  übrig.  In  den  ungrischen 
Kronländern  beschränkte  sich  der  Einfluss  der  Regierung 
auf  wenige  höhere  Lehranstalten,  und  vermochte  sich  auch 
hier  nur  in  \venig  wirksamer  Weise  geltend  zu  machen; 
jede  Lehr -Anstalt  war  mehr  oder  weniger  autonom,  daher 
fehlte  der  Zusammenhang  und  Plan  in  der  Ertheilung  des 
Unterrichtes,  in  welchem  auf  wissenschaftliche  Ausbildung 
nur  sehr  geringe  Rücksicht  genommen  wur^e,  wozu  endlich 
die  Sprachenverwirrung  und  in  den  letzten  Jahren  die  Aus- 
schliessung der  lateinischen  und  deutschen  Sprache  vom  Un- 
terrichte kam,  während  es  der  magyarischen  Sprache  trotz  der 
Fortschritte,  welche  sie  in  anderen  Richtungen  des  öffent- 
lichen Lebens  machte,  doch  an  wissenschaftlicher  Termino- 
logie nahezu  gänzlich  gebrach.    Im  Gegensatze  hierzu  standen 
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die  italienischen  Kronländer,  in  welchen  der  Unterricht 
ausschliessend  in  der  so  ausgebildeten  Landessprache  ertheilt 
wurde;  doch  hatte  sich  durch  lange  Stagnation  und  man- 
gelnde Ausbildung  der  Lehrer  —  unter  denen  sich  zwar 
einzelne  Koryphäen  der  Wissenschaft,  namentlich  in  den 
naturwissenschaftlichen  Fächern,  befanden,  von  denen  aber 
die  Mehrzahl  die  in  anderen  Ländern  erzielten  Fortschritte 
der  Wissenschaft  sich  weniger  aneignete,  —  der  m  issenscliaft: 
liehe  Geist  mehr  und  mehr  aus  den  Vorträgen  entfernt. 

Bei  der  einzuleitenden  Reform  lag  das  nachzuahmende 
Beispiel  nahe;  in  Deutschland  hatte  die  wissenschaftliche 
Ausbildung,  Dank  den  treß'lich  eingerichteten  Lehr- Anstalten 
und  dem  in  denselben  vorherrschenden  wissenschaftlichen 
Geiste,  sich  auf  eine  hohe  Stufe,  wie  sie  kaum  sonst  irgend- 
wo erreicht  worden,  gehoben;  daher  konnten  die  dort  ge- 
wonnenen Erfahrungen  bei  der  Neugestaltung  des  Unter- 
richtes in  Oesterreich  benützt  werden,  wobei  inzwischen  auf 
die  Schwierigkeiten  des  Uebergangszustandes  und  die  ob- 
waltenden Eigenthümlichkeiten  der  österreichischen  Länder- 
gebiete die  gebührende  Rücksicht  genommen  werden  musste. 
Die  wesentlichsten  seither  eingetretenen  Aenderungen  lassen 
sich  auf  nachstehende  Momente  zurückführen. 

Zuerst  wurde  Hand  an  die  Reform  der  Universitäten 
gelegt,  welche  den  Charakter  selbstständiger  wissenschaft- 
licher Anstalten  fin-  den  höheren  Untei-richt  erhielten ;  den 
Lehrkörpern  wurde  eine  unabhängige  Stellung,  zunächst 
durch  die  ihnen  iibertragene  Leitung  der  Lehranstalten, 
zu  Theil,  wodurch  sowie  durch  die  eingeführte  Lehr-  und 
Lernfreiheit  zugleich  die  Kräftigung  des  wissenschaftlichen 
Standpunctes  erzielt  wurde.  Zu  diesem  Behufe  fand  eine 
Organisirung  der  akademischen  Behörden  Statt;  die  Univer- 
sitäten wurden  nach  Facultäten  (mit  Einschluss  der  that- 
sächlich  neu  gegründeten  philosophischen  Facultäten)  ge- 
gliedert,   deren   jede    aus    dem    Lehrer -Coilegium    und   den 


506 


imniatriculirteii  Ötudeuteii  bestellt,  die  Fruressoreii-Collegieji 
als  die  unmittelbar  leitenden  Behörden  der  Facultäten  und  der 
aus  denselben  gebildete  akademische  Senat  als  die  oberste 
akademische  Behörde  bestellt.  Besondere  Anordnungen  regeln 
die  Facultäts- Studien.  Die  Erlangung  einer  weiteren  Aus- 
bildung in  den  Wissenschaften  neben  den  allgemeinen  Univer- 
sitäts -Studien ,  namentlich  für  das  Lehrfach,  vermitteln  die 
bei  den  grösseren  Universitäten  errichteten  Lehrer-Seminarien 
für  die  philologischen,  historischen  und  physikalischen  Wis- 
senschaften. Bei  der  grossen  Ausdehnung  der  ungrischen 
Länder  war  die  einz^ige  Universität  zu  Pest  insbesondere  für 
die  Heranbildung  des  Beamten  stand  es  nicht  ausreichend, 
wesshalb  schon  früher  die  Akademien  zu  Pressburg,  Raab, 
Kaschau,  Grosswardein,  Debreczin,  Agram  und  Herrmann- 
stadt als  beschränktere  Lehranstalten  für  das  rechts-  und 
staatswissenschaftliche  Studium  bestanden;  diese  Akade- 
mien (mit  Ausnahme  jener  zu  Raab)  wurden  nunmehr 
als  öffentliche,  erklärt ,  nach  dem  neuen  Studienplane 
reorganisirt  und  der  Mehrzahl  nach  vom  Staate  dotirt. 
Für  die  Bewerber  um  Staatsdienste  aus  dem  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fache  wurden  die  Staatsprüfungen 
eingefüln-t,  welche  an  den  Sitzen  der  Universitäten  und 
Rechts-Akademien  von  eigenen  Commissionen  vorgenommen 
werden. 

Ohne  in  die  Würdigung  der  wissenschaftlichen  Thätig- 
keit  der  österreichischen  Hochschulen  in  jüngster  Zeit  näher 
einzugehen ,  kann  man  ihnen  die  Anerkeimung  nicht  ver- 
sagen, dass  zufolge  ihrer  Reorganisation ,  in  Verbindung 
mit  der  rastlosen  Sorge  für  Gewinnung  tüchtiger  Lehrkräfte 
und  Herbeiziehung  wissenschaftlicher  Celebritäten  aus  dem 
ausser -österreichischen  Deutschland^  das  geistige  Leben  an 
ihnen  einen  neuen  Aufschwung  genommen  hat,  welcher  sich 
besonders  rücksichtlich  der  philologischen  und  historischen 
Studien,    in    Betreif   der   Hervorhebung   der    geschichtlichen 
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Seite  der  Reclitswisseiiscliaft,  endlich  in  Bezug  auf  die  viel- 
seitigere Behandlung  der  Natur  -  Wissenschaften  kund  gab, 
und  den  engsten  Anschluss  an  die  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung Deutschland's  vermittelte. 

Insoweit,  die  selbstständige  Fortbildung  der  Wissenschaft 
ausserhalb  des  Lehrfaches  den  Akademien  als  den  höchsten 
Anstalten  für  geistige  Bildung  anheimgegeben  ist,  muss  hier 
auch  der  wissenschaftlichen  Akademien  gedacht  werden. 
Denn  obgleich  die  Errichtung  und  beziehungsweise  die  Re- 
organisirung  dieser  Anstalten  noch  in  die  frühere  Periode 
fällt,  so  vermochten  dieselben  doch  erst  in  der  jüngsten  Zeit 
ihre  Wirksamkeit  über  weitere  Kreise  auszudehnen.  Diess 
gilt  namentlich  von  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  Wien,  welche,  im  Jahre  1847  gegründet,  seit 
1848  ihre  Thätigkeit  in  fruchtbringendster  und  allenthalben 
anerkannter  Weise  entfaltete.  Diess  beweisen  nicht  nur  die 
zahlreichen  Bände  ihrer  verschiedenen  seither  stattgefun- 
denen Veröffentlichungen ,  sondern  insbesondere  die  erfolg- 
reiche Anregung,  welche  sie  der  Pflege  der  Naturwissenschaften 
sowie  der  Geschichte  in  Oesterreich  ertheilt  hat.  In  ersterer 
Beziehung  wurde  ihre  Wirksamkeit  namentlich  durch  das  im 
Jahre  1851  errichtete  meteorologische  Central -Institut  unter- 
stützt und  gehoben,  welches  mit  der  kaiserlichen  Akademie 
der  Wissenschaften  in  Verbindung  gesetzt  ward. 

Eine  nicht  minder  umfassende  Umbildung,  als  dem 
Universitäts- Studium  zu  Theil  ward,  erhielt  der  Gymnasial- 
Unterricht.  Durch  Einbeziehung  des  früheren  philosophischen 
Obligat -Curses  erhielt  das  Gynmasium  acht  Classen;  der 
Lehrplan  in  demselben  ist  auf  einen  gründlicheren  Unter- 
richt sowohl  in  den  humanistischen  als  in  den  naturwissen- 
schaftlichen Fächern  gerichtet,  in  Folge  dessen  auch  stren- 
gerere  Anforderungen  an  die  Studirenden  gestellt  werden 
können  m)d  diese  Schulen  dem  Bedin-fnisse  einer  allgemeinen 
wissenschaftlichen    Bildimg    entsprechen.     Jeder    Studirende, 
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-welcher  an  eine  Universität  übertreten  will,  nuiss  sicli  am 
Schlüsse  des  Gymnasial -Curses  einer  Maturitäts- Prüfung  un- 
terziehen. Ferner  wurde  auf  die  Abfassung  zweckmässiger 
Lehrbücher  für  die  einzehien  Fächer  Bedacht  genommen, 
die  Bildung  tauglicher  Lehrer  durch  die  Errichtung  der  be- 
reits erwähnten  Lehrer- Seminarien  gefordert  und  deren  Be- 
fähigung durch  eine  für  die  Lehramts -Candidaten  vorgeschrie- 
bene Prüfung  erprobt,  endlich  das  Ausmaass  der  Bezüge  der 
Lehrer  erhöht. 

Der  technische  Unterricht,  dessen  Wichtigkeit  durch  die 
Entwicklung  der  Volkswirthschaft  in  der  neuesten  Zeit  noch 
mehr  hervortrat,  bedurfte  einer  organischen  Regelung  und 
Vervollständigung.  Zunächst  wurde  der  Grund  durch  die 
Errichtung  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Realschulen  ge- 
legt, und  zwar  von  Unter -Realschulen,  welche  die  be- 
schränkte Ausbildung  für  die  niederen  Gewerbe  bezwecken, 
dann  von  Ober- Realschulen,  welche  als  Fortsetzung  der 
vorerwähnten  die  Vorbereitung  zu  den  höheren  technischen 
Studien  gewähren,  endlich  von  vollständigen  Kealschulen, 
welche  diese  beiden  Kategorien  in  sich  vereinigen.  Zu  Ende 
1857  zählte  man  bereits  17  vollständige,  7  unvollständige  Über- 
Realschulen, 22  selbstständige  und  120  unselbstständige  (d.  i. 
mit  Hauptschulen  verbundene)  Unter-Realschulen.  Die  Bildung- 
tauglicher  Lehrer  für  Realschulen  bezwecken  die  Lehrerbil- 
dungs-Anstalt, welche  am  polytechnischen  Listitute  zu  Wien 
vorbereitet  wird,  und  die  Curse  für  Unter-Realschul-Lehrer  an 
mehreren  Ober -Realschulen  ;  die  Candidaten  für  dieses  Lehr- 
fach haben  sich  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Eine  ener- 
gische Privatlhätigkeit  wendete  sich  der  Gründung  von  Han- 
delsschulen zu,  deren  Bedürfniss  sich  täglich  mehr  kund  gab. 

Die  seit  mein-  als  einem  halben  Jahrhunderte  bestehenden 
Anstalten  für  den  Elementar-Unterricht  haben  sich  vollkommen 
entsprechend  bewährt,  wesshalb  es  in  Bezug  auf  dieselben 
dort,    wo    sie    bestanden,    wescntliclier    Aenderungen    nicht 
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bedurfte.  Doch  wurde  die  leitende  Oberaulsicht  dieser  Schulen 
bei  den  Statthaltereien  concentrirt,  man  führte  verbesserte 
Lehrbücher  eiu,  und  trachtete  die  Gehalte  der  Lehrer,  wo 
sie  zu  gering  bemessen  waren,  zu  erhöhen.  In  den  ungri- 
schen  Ländern  musste  die  in  den  übrigen  Kronländern 
bestellende  Schulverfassung  erst  eingeführt  werden,  wobei 
man  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung  und  die  Erhöhung  der  Schul -Dotationen  vorzüg- 
lichen Bedacht  nahm. 

Der  Privat-Unterricht  an  den  Mittel-  und  Elementar- 
schulen wurde  einer  neuen  und  gleichförmigen  Regelung 
unterzogen,  deren  Zweck  insbesondere  dahin  ging,  den  für 
diesen  Unterricht  bestehenden  Anstalten  eine  Einrichtung  zu 
ertheilen ,  welche  mit  jener  der  gleichartigen  öffentlichen 
Lehranstalten  möglichst  übereinstimmend  ist. 

Die  Reformen  erstreckten  sich  auch  auf  die  Special- 
Schulen.  In  Folge  der  geänderten  Stellung  der  Kirche  zum 
Staate  waren  die  zu  einer  Berathung  zusammengetretenen 
katholischen  Bischöfe  darauf  bedacht,  die  Beziehungen  der 
katholischen  Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  zu  regeln, 
und  zwar  insbesondere  hinsichtlicli  des  Einflusses  auf  die 
Heranbildung  der  Candidateu  des  geistlichen  Standes  und 
auf  den  Unterricht  in  der  Religions- Wissenschaft  bei  den 
Mittelschulen,  i^ach  den  Beschlüssen  der  Bischöfe,  %\ eiche 
die  Allerhöchste  Sanction  erhielten,  wird  die  Befähigung  zum 
katholischen  Religions -Unterrichte  an  öffentlichen  Lehran- 
stalten vom  Bischöfe  ertheilt,  und  die  Regierung  ernennt 
aus  diesen  Befähigten  die  Professoren  mi  den  theologischen 
Bacultäten  und  die  Religions -Lehrer  an  den  Mittelschulen, 
Die  geistlichen  Seminarien,  mit  welchen  Knaben -Semi- 
narien  verbunden  werden  können,  sind  der  Leitung  der  Bi- 
schöfe aussch liessend  überwiesen,  welclie  aucli  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  nacli  jenen  Beschlüssen  gleichuiässig 
einzurichtenden  Kloster-LehranstaKen  führen.    Die  Regierung 
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übt  die  allgemeine  Oberaufsicht  aus,  und  behält  sich  die 
Zustimmung  zur  Berufung  der  Lehrer  an  die  geistlichen 
Lehranstalten  vor;  getrennt  von  letzteren  bestehen  die  theo- 
logischen Facul täten  als  Anstalten,  welche  die  Förderung  der 
theologischen  Wissenschaften  bezwecken ,  fort.  Auch  die 
evangelisch -theologische  Lehranstalt  zu  Wien  erfuhr  eine  ihre 
Wirksamkeit  förderliche  Umbildung,  welche  gleichfalls  meh- 
reren anderen  Special-Lehranstalten  und  Lehrfächern  zu  Theil 
ward,  worunter  hier  nur  das  pharmaceutische  und  thierärzt- 
liche  Studium   erwähnt  werden. 

Bei  Einrichtungen,  welche  auf  die  Pflege  des  geistigen 
Lebens  abzielen,  tritt  das  ethnographische  Element  in  den  . 
Vordergrund-,  nirgends  aber  verlangt  dasselbe  eine  so  man- 
nigfache Beachtung  als  in  Oesterreich,  wo  sich  mehrfältige 
V^ölkerstämme  begegnen,  ziemlich  gleich  an  Seelenzahl,  aber 
verschieden  an  Cultur  und  wissenschaftlicher  Ausbildung. 
Die  Geschichte  von  Oesterreich  hat  die  verschiedenartigsten 
Versuche,  um  in  den  einzelnen  Kronländern  den  ethnogra- 
phischen Anforderungen  gerecht  zu  werden,  aufgezeichnet, 
welche  zwischen  der  rücksichtslosen  Anwendung  eines  be- 
vorzugten Idioms  mit  Ausschluss  aller  anderen  ebenfalls 
berechtigten,  und  zwischen  der  musivischen,  aller  Verbin- 
dung entbehrenden  Nebeneinanderstellung  der  verschieden- 
sten Sprachweisen  hin  und  her  schwankten.  Die  österrei- 
chische Regierung  geht  bei  diesen  die  Emptindlichkeit  der 
einzelnen  Völkerstämme  so  nahe  berührenden  Anordnungen 
von  einem  klar  erkannten  Grundsatze  aus,  welcher  bei  sei- 
ner Anwendung  mancherlei  durch  specielle  Eigen thümlichkei- 
ten  begründete  Modillcationen  zulässt.  Sie  erkennt  vor  Allem 
das  Recht  jedes  einzelnen  an  Zahl  mir  irgend  bedeutenden 
Volksstammes,  zu  verlangen,  dass  seine  Kinder  den  allge- 
meinen Unterricht,  einschliesslich  der  Unterweisung  in  der 
Religion ,  in  der  eigenen  Sprache  empfangen ;  desshalb  wird 
der     Elementar- Unterricht  .  allenthalben      in     der     Sprache 
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ertheilt,  welche  von  der  Mehrheit  der  Bewohner  eines  Ortes 
gesprochen  wird ,  und  theilen  sich  die  Bewohner  nach  ent- 
sprechendem Verhältnisse  in  mehrere  Sprachen,  so  wird  der 
Unterricht  in  zwei,  ja  selbst  in  drei  der  vorherrschenden 
Sprachen  gegeben.  Auch  für  jene  weitere  praktische  Aus- 
bildung, welche,  ohne  eine  eigentlich  wissenschaftliche  Rich- 
tung zu  nehmen,  in  Unter -Realschulen,  ja  selbst  in  Gym- 
nasien zum  Abschlüsse  gelangt,  werden  die  vorzüglichsten 
Völkerstämnie  mit  Lehranstalten  bedacht,  in  denen  der  Vor- 
trag in  der  Landessprache  erfolgt.  Wo  aber  die  wissen- 
schaftliche Ausbildung  beginnt,  da  treten  die  ethnographi- 
schen Anforderungen  in  den  Hintergrund,  und  es  wird 
zunächst  darauf  gesehen,  ob  die  Sprache  des  bezüglichen 
Volksstammes  eine  Cultur- Sprache  sei,  welche  ein  vollkom- 
men geeignetes  Mittel  für  die  Unterweisung  in  den  Wissen- 
schaften darbietet,  weil  ohne  diese  Bedingung  der  Unterricht 
fruchtlos  wäre  und  nothwendig  zur  oberflächlichen  Behand- 
lung der  Wissenschaft  führen  müsste.  Desshalb  wird  in 
den  italienischen  Kronländern  der  höhere  Unterricht  in  der 
Landessprache,  weil  sie  eine  Cultur -Sprache  ist;  ertheilt, 
während  in  den  slavischen  und  ungrischen  Kronländern 
hierin  eine  Modiücation  eintritt.  Es  bestehen  zwar  Gymna- 
sien, in  welchen  der  Unterricht  in  den  einzelnen  Landes- 
sprachen, namentlich  in  der  czechischen,  slovakischen,  pol- 
nischen ,  serbo  -  kroatischen ,  in  der  magyarischen  und  romani- 
schen (walachischen)  Sprache  erfolgt ;  doch  muss  die  deutsche 
Sprache  einen  obligaten  Lehrgegenstand  bilden  und  dahin 
getrachtet  werden,  dass  in  den  oberen  Classen  allmählich  der 
deutsche  Unterricht  vorwiege.  Ohne  einen  solchen  Ueber- 
gang  würde  es  den  Gymnasial -Schülern  unmöglich  werden, 
die  deutschen  Lehrvorträge  auf  den  Universitäten  jener 
Kronländer  zu  benützen.  Auf  letzteren  aber  werden  die  Wis- 
senschaften in  deutscher  Sprache  gelehrt,  weil  die  anderen 
Landessprachen  meist  nicht' jene  Ausbildung  besitzen,  welche 


602 


zum  w  issenscliaftlicheu  Vortrage  erforderlich  ist  ',  ferner, 
weil  Jeder,  der  die  Wissenschaft  selbstständig  pllegt,  doch 
immer  nur  in  jenen  Idiomen,  welche  eine  wissenschaftliche 
Literatur  aufzuweisen  haben,  seine  Ausbildung  finden  kann. 
Die  österreichische  Regierung  müsste  auf  ihre  höhere  Mis- 
sion, die  Cultur  zu  fördern  und  namentlich  nach  Osten  zu 
tragen,  verzichten,  wenn  sie  sich  des  tauglichsten  Mittels 
hiefür  begeben  wollte,  welches  darin  besteht,  dass  die  wis- 
senschaftlich gebildeten  Männer  jener  Länder  die  deutsche 
Sprache  und  Wissenschaft  gründlich  kennen  und  durch  er- 
stere  befäiiigt  werden ,  die  letztere  in  ihren  heimischen  Krei- 
sen zu  verbreiten.  Ausser  diesen  allgemeinen  hat  aber  die 
Regierung  noch  besondere  Beweggründe,  <ler  Kenntniss  der 
deutschen  Sprache  überall  innerhalb  ihres  Gebietes  die  Thore 
zu  öffnen.  Die  deutsche  ist  nordwärts  der  Alpen  (mit  gerin- 
gen Ausnahmen)  die  allgemeine  Verwaltungssprache,  welche 
der  zahlreiche,  für  die  Administration  erforderliche,  an  den 
mittleren  und  höheren  Lehranstalten  gebildete  Beamtenstand 
kennen  muss;  sie  ist  zugleich  die  Sprache  der  Heeresver- 
waltung, ohne  deren  Kenntniss  Niemand  irgend  eine  Charge, 
hoch  oder  niedrig,  in  der  Armee  bekleiden  kann.  Desshalb 
muss  die  Regierung  auch  dort,  wo  eine  andere  Cultur- 
Sprache  besteht,  trachten,  der  Kenntniss  der  deutschen 
Sprache  Eingang  zu  verschafien ,  wesshalb  in  den  italieni- 
schen Gymnasien  der  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache 
einen  obligaten  Lehrgegenstand  bildet.  Endlich  bringt  der 
gewaltige  Umschwung,  welchen  die  Neuzeit  in  allen  Zweigen 
des  Verkehres  herbeiführt  und  hierdurch   das  Verkehrsleben 

'  Es  ge.-^cliah  in  den  letzten  Jahren  vor  1848,  dass  Lehrvortriige  in 
anderen  noch  nicht  ausgebildeten  Sprachen  gehalten  wurden,  welche  für 
die  spccielle  Wissenschaft  (z.  B.  für  die  Chemie)  gar  keine  allgemein  an- 
genommenen Ausdrücke  hatten.  Der  Lehrer  musste  sich  dieselben  erlnulen, 
woraus  hervorging,  dass  nach  vollendetem  Lehr-Curse  die  Stuilirenden 
von  dem  PZrlernlen  keinerlei  Gebrauch  maclien  konnten  und  in  eine  nicht 
geringe  Verwirrung  der  angeeigneten  Begritfe  geriethen. 
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in  gewissen  Mittelpuncten  concentrirt ,  die  Nothwendigkeit  mit 
sich,  dass  die  verkehrtreibenden  Bewohner  aller  Läiider- 
gebiete  diessseits  der  Alpen  der  deutschen  Sprache  kundig 
sind,  weil  in  dieser  der  überwiegend  grössere  Theil  der  Ge- 
schäfte abgemacht,  die  Handelsbücher  und  die  Correspon- 
denz  geführt  und  die  Wechsel  ausgestellt  werden.  Der  Re- 
gierung erwächst  hieraus  die  höhere  PHicht,  in  der  Sorge 
für  das  Wohl  ihrer  Staatsangehörigen,  ohne  irgend  einen 
directen  Zwang  auszuüben,  die  Mittel  zur  Erlangung  der 
Kenntniss  der  deutschen  Sprache  th unliebst  zu  vervielfäl- 
tigen ,  und  gewisse  Vortheile  mit  Erlangung  dieser  Keuntniss 
zu  verbinden,  ohne  den  Gliedern  der  anderen  Volksstämme 
die  Pflege  ihrer  eigenen  Sprache  zu  verkümmern,  aber  auch 
ohne  sich  durch  ungerechtfertigte  Anforderungen  von  dieser 
Richtung  abwendig  machen  zu  lassen. 

Um  in  der  Aufzählung  der  in  dem  Zweige  des  öfl'entlichen 
Unterrichts  erlassenen  Verfügungen  eine  Uebersicht  gewährende 
Ordnung  festzuhalten,  zugleich  aber  das  Zusammengehörige  zu 
verbinden,  wird  im  Nachstehenden  mit  der  Darstellung  der  auf 
die  Universitäten  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  begonnen,  worauf 
jene  der  Gynniayien,  der  Realschulen,  der  Volksschulen,  des  Privat- 
unterrichtes in  den  Mittel-  und  niederen  Schulen,  endlich  der  ver- 
schiedenen Special -Schulen  zur  Behandlung  gelangen  und  mit  der 
Betrachtung  des  ethnographischen  Momentes  bei  der  Reform  des 
Unterrichtswesens  der  Schluss  gemacht  wird. 

Nachdem  die  veröflentlichten  Grundzü2:e  des  öllenUichen  Un- 
terrichtswesens  '  den  Weg  bezeichnet  hatten,  welchen  das  ^lini- 
sterium  einzuschlagen  beabsichtigte,  legte  dasselbe  zuerst  an  die 
Neubelebung  der  Universitäten  die  Hand  an.  Die  Ausschei- 
dung der  beiden  Jahrgänge  philosophischer  Obligat-Studien  befreite 
sie  von  einem  Anhängsel,  dessen  Zwitterstelhnig  die  Entstehung 
eigentlicher  philosophischen  Facultälen,  der  (irundlage  des  gC' 
sannnten  Universitäts-Lebens,  gehindert  halte.  Die  Oruanisation  der 
akademischen  Behörden  vertraute  den  Lehrkörpern  die  unmittelbare 

'  Minist. -Erlass  vom  28.  Juni' 1848. 
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I^eituDg  der  einzelnen  Universitäten  '  an  und  die  "Vorschrift  für 
die  Facultäts- Studien  wies  Lehrenden  und  Lernenden  ihre  Auf- 
gaben zu  ^.  Beide  Verordnungen  erflossen  zunächst  nur  für  die 
Universitäten  der  deutsch -slavischen  Kronländer,  wurden  aber  bald 
auch  auf  jene  zu  Pest  ausgedehnt  ^.  Die  Gehalte  der  Universitäts- 
Professoren  wurden  regulirt  *  und  Habilitirungen  von  Privat-Docen- 
ten  mit  dem  Rechte,  den  Besuch  ihi-er  Collegien  staatsgiltig  zu 
bestätigen  ^,  zugelassen,  hierdurch  stets  rege  Elemente  wissen- 
schaftlichen Weiterstrebens  den  Lehrkörpern  einverleibt  und  Pflanz- 
schulen  für  die  Bildung  tüchtiger  Professoren  gegründet  *.  Zur 
Vollendung  dieser  Reformen  traten  an  die  Stelle  des  Unterrichts- 
Geldes  die  Collegien -Gelder,  deren  Bestand  das  Gedeihen  der  Do- 
centuren  am  vollständigsten  sichert. 

Die  Universitäten  gliedern  sich  nach  Facultäten,  deren  jede 
aus  dem  Lehrer-Collegium  (welches  die  Professoren,  Privat-Docen- 
ten  und  einfachen  Lehrer  in  sich  begreift)  und  den  immatriculirten 
Studenten  besteht.  Jede  Universität  muss  ■wenigstens  die  philoso- 
j)hische  Facultät  und  noch  eine  der  übrigen  enthalten  '.  Aus  dein 
Lehrer-Collegium  geht  das  Professoren-Collegium  (alle  ordent- 
lichen Pi'ofessoren  mit  einer  bestimmten  Anzahl  ausserordentlicher 
Professoren  und  zwei  Vertretern  der  Privat- Docenten  umfassend) 
als  die  unmittelbar  leitende  Behörde  der  Facultät  hervor,  welches 
jährlich  (in  der  Regel  aus  der  Zahl  der  in  ihm  enthaltenen  ordent- 
lichen Professoren)  als  Vorstand  einen  Decan  wählt,  der  an  die 
Stelle  des  früheren  Studien  -  Directors  tritt. 

Aus  den  Professoren  -  Collegien  wird  jährlich  der  akade- 
mische Senat  (in  Wien  das  Universitäts-Consistorium)  zusammen- 

'  Minist.  -  Erlass  vom  30.  September  1849. 

^  Minist. -Verord.  vom  1.  October  1850. 

^  Minist. -Verord.  vom  31.  März  und  vom  8.  October  1850. 

*  Minist. -Erlass  vom  28.  October  1849. 

•'  Minist.- Verord.  \om  19.  December  1848,  vom  15.  Januar  und  15.  Octo- 
ber 1849,  vom  27.  April  und  4.  October  1850. 

"  Die  wirklichen  Mitglieder  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  Wien  nnd  der  kön.  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften 
zu  Prag  bedürfen  keiner  llabilitirung,  um  an  einer  österreichischen  Uni- 
versität zu  dociren.     Minist. -Erlass  vom  24.  Januar  1849. 

"  Nur  die  Universität  zu  Olmütz  bestand  als  solche  ungeachtet  der 
mit  dem  öonuner- Semester  1852  erfolgten  Aufhebung  der  philosophischen 
Facultät  bis  zum  Schlüsse  des  Studien-Jahres  1855  fort. 


605 


gesetzt,  \\elcTier  die  oberste  akadeniis^che  Behörde  hikiet  und 
seine  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  riclitet.  Er  besteht 
aus  dem  Rector  als  Vorstand,  aus  dem  Prorector,  den  Decanen 
und  Prodecanen  der  Professoren  -  Collegien ,  wozu  in  Wien  und 
Prag  noch  der  Universitäts-Kanzler  kömmt.  An  den  Univei'sitäten 
zu  Wien  und  Prag  bestehen  ausserdem  Doctoren-Collegien,  wejche 
der  bezüglichen  Facultät  angehören;  das  Doctoren - Collegium  jeder 
Facultät  wählt  einen  Decan  als  Vorstand,  der  zugleich  Mitglied 
des  akademischen  Senates  ist.  Der  Rector  wird  jährlieh  aus  einer 
anderen  Facultät  der  Reihe  nach  gewählt,  und  zwar  in  Wien  und 
Prag  durch  den  akademischen  Senat  über  Vorschlag  des  Professo- 
ren- und  Doctoren -Collegiums  der  bezüglichen  Facultät,  an  den 
anderen  Universitäten  ohne  Candidirung  durch  Wahlmänner  sämmt- 
licher  Professoren  -Collegien. 

An  der  Pester  Universität  wurde  der  im  Studien -Jahre  1850 
fungirende  akademische  Senat  vorläufig  stabil  erklärt,  die  Wirk- 
samkeit der  damals  noch  amtirenden  Directoren  der  vier  Studien- 
Abtheilungen  aufrecht  erhalten,  jedes  Professoren -Collegium  nur 
aus  den  wirklichen  Professoren  mit  beschliessender  und  den  Supplen- 
ten  mit  berathender  Stimme  gebildet.  An  den  Universitäten  zu 
Pavia  und  Padua  bestehen  die  Studien-Directoren  gleichfalls  fort, 
Professoren-Collegien  sind  noch  nicht  gebildet,  wohl  aber  die  Stel- 
lung der  verschiedenen  Kategorien  des  Lehrpersonals  mit  jenen  an 
den  übrigen  Hochschulen  in  Uebereinstimmung  gebracht '. 

Durch  die  Anordnungen  über  die  Facul täts-Studien 
wurde  es  den  Studirenden  der  weltlichen  Facultäten  an  den  nicht- 
italienischen  Universitäten  freigestellt,  welche  Vorlesungen,  in  wel- 
(iher  Reihenfolge  und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  woll- 
ten; nur  die  Candidaten  für  das  Doctorat  oder  die  Staats-Prüfungen 
mussten  einen  Universitäts- Besuch  von  bestimmter  Dauer  nach  al)- 
gelegter  Maturitäts- Prüfung  ausweisen.  Auch  Ausländer  durften 
immatriculirt  und  den  Inländern  konnte  die  auf  ausländischen  Uni- 
versitäten zugebrachte  Studienzeit  bei  Erfüllung  der  für  den  Besuch 
einer  inländischen  vorgezeichneten  Bedingungen  bis  zu  einem  be- 
stimmten Maximum  zu  Gute  gerechnet  werden.  Die  Verpflichtung 
aller  Studirenden  zur  Ablegung  von  Jahres- und  Semestral- Prüfun- 
gen wurde  aufgehoben,  Lehrer -Collegien  und  Docenten  jedoch 
verpflichtet,    sich   durch    Colloquien,   Disputatorien    und    schriftliche 

'  Kaiserliche  Verorduung-  vom  23.  Uctober  1»57. 
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Themata  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  ihrer  Hörer  ein 
Urtheil  zu  bilden  '.  Die  Studirenden  sollten  nach  Ablauf  des  Se- 
mesters eine  Bestätiounu  des  Besuches,  und  beim  Austritte  aus  der 
Universität  ein  Abgangs -Zeugniss  erhalten. 

Der  Erfolg  der  so  begründeten  Lernfreiheit  äusserte  sieh  aber 
in  ^en  drei  Facultäten  vej'schieden.  Während  in  der  philosophi- 
schen naturgemäss  fast  jeder  Studirende  seinen  eigenthümlichen 
Bildunosaans;  verfolgte  und  nur  für  einzelne  bestimmte  Zwecke  die 
mit  mehreren  Universitäten  verbundenen  Lehrer- Seminarien  den 
Candidaten  bestimmtere  Richtungen  anwiesen,  regelte  sich  an  der 
medicinischen  der  Gang  der  Studien  von  selbst.  An  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Facultät  war  weder  das  Er- 
stere  zulässig  noch  fand  sich  das  Letztere  ein,  wesshalb  die  Aller- 
h()chste  EntSchliessung  ^om  25.  September  1855  für  diese  Facultät 
Mieder  eine  Studienordnung  an  die  Stelle  der  bisherigen  Zu- 
stände setzte  ^. 

Diese  zeichnete  allen  Studirenden  jener  Facultät  den  Besuch 
nachstehender  Vorlesungen  (und  zwar  in  der  angegebenen  Reihen- 
folge) vor: 

L  Jahr.  Deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  durch  das 
ganze  Jahr,  römisches  Recht  sammt  der  Geschichte  desselben  eben- 
falls durch  das  ganze  Jahr. 

IL  Jahr.  Im  Winter- Semester:  Gemeines  deutsches  Privat- 
recht, —  im  Sommer- Semester:  Rechts -Philosophie  oder  statt 
derselben  Encjklopädie  der  Rechtswissenschaften;  —  nebstbei  im 
Winter-  oder  Sommer -Semester,  oder  durch  beide  Semester:  Ca- 
nonisches Recht. 

IIL  Jahr.  Durch  das  ganze  Jahr:  (Jcsterreichisehes  bürger- 
liches Recht,  —  daneben  im  Winter- Semester:  Oesterreichisches 
Strafrecht,  —  im  Sommer- Semester:  Straf-Process,  und  in  beiden 
Semestern :  Politische  Wissenschaften. 

IV.  Jahr.  Durch  das  ganze  Jahr:  Oesterreichischer  Civjj- 
Process  nebst  dem  Verfahren  ausser  Streitsachen  5  —  daneben  im 
Winter-Semester:  Oesterreichisches  Handels-  und  Wechsjlrecht 
und  politische  \\'issenschaflen,  —  im  Sommer- Semester:  Oester- 
reichische  Statistik. 

Nebstdem  sind  die  Studirenden  verpflichtet,  an  der  philosophi- 

'  Minist. -Erlass  vom  31.  August  1853. 
^  Minist. -Erlass  vom  2.  Octobcr  1855. 
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sehen  Faeultät  zu  hören :  a)  l)iuuen  der  drei  ersten  Semester 
wenigstens  ein  Collegium  über  ])raktische  Philosophie;  b)  im  ersten 
oder  dritten  Semester  österreichische  Geschichte 5  c)  binnen  der. 
acht  Semester  noch  ein  geschichthches  Collegium.  Ueberhaupt 
aber  liaben  die  Studirenden  sich  nicht  auf  die  ihnen  ausdrück- 
lich vorgeschriebenen  Collegien  zu  beschränken,  sondern  noch 
andere  nach  ihrer  eigenen  Wahl  an  was  immer  für  einer 
Faeultät  zu  besuchen,  und  zwar  in  solcher  Anzahl,  dass  sie  im 
Ganzen  während  ihrer  Studienzeit  Collegien  mindestens  in  solcher 
Stundenzahl  frequentirt  haben  müssen,  als  sich  ergibt,  wenn  in 
jedem  Semester,  mit  Ausnahme  des  vierten  und  achten,  wöchent- 
lich zwanzig,  in  jenen  beiden  Semestern  wöchentlich  zwölf  Stun- 
den frequentirt  werden.  Die  Studirenden  haben  insgesammt  zu 
Ende  oder  nach  Ablauf  des  vierten  Semesters  eine  Prüfung  aus 
folgenden  Gegenständen  zu  bestehen :  römisches  Recht ,  canonisches 
Recht,  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  in  Verbindung  mit 
österreichischer  Geschichte.  Wer  diese  Prüfuno;  nicht  vor  Beuinn 
des  fünften  Semesters  (in  der  letzten  Woche  des  vierten)  oder  im 
Yerlaufe  des  fünften  (regelmässig  in  den  ersten  Wochen,  Repa- 
ranten  in  der  letzten  Woche  desselben)  mit  Erfols;  aboelest  hat, 
dem  sind  die  weiteren  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung  der 
Prüfung  noch  inscribirt  sein  mag,  nicht  hi  das  gesetzliche  Qua- 
driennium  einzurechnen.  Jünglinge,  welche  beabsichtigen,  sich 
dem  Staatsdienste  zu  widmen,  ohne  gleichwohl  die  regelmässigen 
Universitäts-Studien  gemacht  zu  halben ,  können  nur  ausnahmsweise 
zu  den  Staatsprüfungen  zugelassen  werden,  und  zwar  niemals  eher, 
als  zwei  (beziehungsweise  vier)  Jahre  nach  bestandener  Maturitäts- 
prüfung, und  nur  dann,  wenn  sie  doch  wenigstens  einige  Nach- 
weisungen zu  liefern  vermögen,  welche  zur  Annahme  eines  erfolg- 
reichen und  unter  zweckmässiger  Anleitung  unternommenen  Stu- 
diums berechtigen.  Der  Candidat  hat  demnach  darzutlum,  welche 
literarischen  Hilfsmittel  er  zu  benützen  in  der  Lage  war  und  wirk- 
lich benützt  hat,  und  dass  er  wenigstens  durch  drei  Semester  au 
einer  Universität  mit  vorzüglichem  Eifer  Vorlesungen  über  Havq)t- 
fächer  der  juridischen  Studien  in  zweckmässiger  Reihenfolge  ötfent- 
lich  gehört,  oder  dass  er  über  die  Haui)tlächer,  zu  welchen  minde- 
stens römisches  Recht,  deutsches  Recht,  canonisches  Recht,  öster- 
reichisches Civil-  und  Strafrecht  und  National -Oekonomie  zu 
zählen  sind,  bei  einem  ordentlichen  Professor  des  Faches  je  ein 
l'rivatissinuuii ,    welches    die    ordentlichen    Professoren    zu    geben 


008 


jedoch   keinesweg;s  verpflichtet,    sondern   nur  berechtiget  sind,    ue- 
hört  hat. 

Mit  Ausnahme  dieser  letzteren,  erhalten  alle  ordentlichen 
Kechtshörer  bei  Vollendung  ihres  akademischen  Quadrienniums 
statt  des  Abgangs -Zeugnisses  ein  Absolutorium ,  welches  den  Be- 
weis ftir  die  Zurücklegung  der  vollen  akademischen  Studienzeit 
liefert.  Nur  für  den  Ueliertritt  von  einer  Lehranstalt  an  eine  an- 
dere behalten  die  Abgangs  -  Zeugnisse  noch  ihre  Geltung  '. 

Die  Akademien  zu  Pressburg,  Kaschau,  Grosswardein  und 
Agram  wurden  als  k.  k.  Rechts- Akademien  mit  einem  be- 
schränkten juridisch -staatswissenschaftlichen  Lehr-Curse  reorgani- 
sirt  und  vom  Staate  dotirt  %  auch  jene  zu  Debreczin  als  öffentliche 
erklärt^.  Auf  diese  Akademien,  sowie  auf  jene  zu  Hermannstadt, 
wurde  die  Studienordnung  vom  25.  September  1855  mit  den 
erforderlichen  Modifieationen  ausgedehnt.  Der  Cursus  an  diesen 
Akademien  ist  ein  dreijähriger;  die  Schüler  haben  sich  Prüfungen 
aus  den  einzelnen  Lehrfächern  zu  unterziehen,  und  an  jeder  Akade- 
mie können  auch  Angehörige  des  bezüglichen  Kronlandes  auf  Grund- 
lage einer  speciellen  BewilHgung  zum  Privat -Studium  und  zu  sol- 
chen Prüfungen  zugelassen  werden.  Diejenigen,  welche  die  Stu- 
dien an  diesen  Akademien  absolviren,  erlangen  dadurch  keinen 
Anspruch,  sich  um  das  Doctorat  zu  bewerben;  ausnahmsweise 
können  sie  zu  den  strengen  Prüfungen  an  einer  Universität  zuge- 
lassen werden,  wenn  sie  sich  ausweisen,  noch  durch  \ier  Semester 
an  einer  rechts-  und  staatswissenschaftliclien  Facultät  unter  besonderer 
Leitung  des  Decanes  gründliche  juridische  Studien  gemacht  zu  haben. 

Bezüglich  der  Leitung  und  Einrichtung  der  Universitäten 
des  lombardisch  -  venezianischen  Königreiches  erfolgten 
eigene,  durch  die  Landesverhältnisse  bedingte  Bestimmungen  %  bei 
welchen  der  Grundsatz  der  Lehr-  und  Lernfreiheit  für  sänimtliche 
Facultäten  vorläuiig  keine  Geltung  erhielt.  Um  aber  den  Ueber- 
gang  von  dem  an  diesen  Universitäten  bestandenen  Lehrplane  für 
die  rechts-  und  staatswissenschaillichen  Studien  zu  einer  neuen 
Einrichtung  derselben,  in  Uebereinstimniung  mit  den  übrigen  Hoch- 
schulen des  Reiches,  anzubahnen,   wurden  für  die  zum  juridischen 

'  Minist. -Erlass  vom  3.  April  1856. 

^  Minist.  -  Verord.  vom  4.  Uctober  1850  iintl  vom  26.  October  1851. 

■*  Minist. -Erhiss  vom  15.  Novonibei-  1853. 

*  Minist.- Verord.  vom  8.  Januar  1850. 
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Studium  neu  Eintretenden  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
9.  September  1856  die  erforderlichen  Verfügungen  getroffen ,  welche 
durch  den  Ministerial-Erlass  vom  18.  October  1857  ihre  Vervoll- 
ständigung erhielten  '.  Nach  demselben  sind  auch  für  die  juridi- 
schen Obhuat- Fächer  der  italienischen  Universitäten  von  1858  an 
die  Annual-  und  Semestral- Prüfungen  der  ersten  beiden  Jahrgänge 
behoben,  und  durch  eine  zu  Ende  des  2.  Studienjahres  abzulegende 
Staatsprüfung  ersetzt.  Die  Regelung  des  Studiums  im  3.  und  4. 
Jahrgange  ist  jener  Zeit  vorbehalten,  in  welcher  die  nach  dem 
neuen  Lehrplane  Studirenden  zu  denselben  vorrücken  werden,  und 
so  wird  der  Uebergang  der  italienischen  Hochschulen  zum  allgemein 
giltigen  Lehrsyteme  bis  1860  vollendet  sein. 

Als  Abschluss  des  Studiums  im  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fache  für  Bewerber  um  Staatsdienste  dienen  die  vorgezeich- 
neten  theoretischen  Staatsprüfungen  ^.  Alle  solche  Can- 
didaten  haben  nebst  der  während  der  Studienzeit  abzulegenden 
„rechtshistorischen'''  Prüfung  zwei  Staatsprüfungen  zu  bestehen : 
die  ,Judicielle''  (aus  dem  österreichischen  Civil-  und  Strafrechte, 
dem  gerichtlichen  Verfahren  in  Civil-  und  Strafsachen,  dem  Han- 
dels- und  Wechselrechte)  und  die  „staatswissenschaftliche''  (aus 
der  österreichischen  Statistik,  der  National  -  Oekonomie  und  Fi- 
nanz-Wissenschaft). Zur  Vornahme  der  Staatsprüfungen  werden 
Commissionen  an  den  Sitzen  der  Universitäten  und  Rechts -Akade- 
mien zusammengesetzt  ^.  Eine  misslungene  Prüfung  kann  nur  ein- 
mal und  nicht  vor  dem  Zeitpuncte,  welchen  die  Commission  be- 
stimmt, giltig  wiederholt  werden.  Ein  zum  zweiten  Male  i'epro- 
birter  Candidat  ist  weder  zur  Wiederholung  derselben,  noch  zur 
Ablegung  einer  anderen  Staatsprüfung,  noch  zu  den  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Rigorosen  zuzulassen.  Nach  dem  30.  JuH 
1858  können  keine  Staatsprüfungen  nach  dem  Systeme  des  früher 
bestandenen  Gesetzes  über  dieselben  mehr  vorgenonunen'  werden  *. 

Nur  die  Studirenden  von  Padua  und  Pavia  können  sich,  soweit 
sie  ihre  Studien  bis  zum  Schlüsse   des  Studienjahres   1859   zurück- 

'  Minist. -Erlässe  vom  8.  October  185G  und  18.  October  1857. 

^  Minist. -Verord.  vom  3ü.  Juli  1850,  vom  1.  Mai  185'2,  vom  13.  Sep- 
tember 1854  und  vom  16.  April  1856. 

^  Hiernach  wird  auch  die  zu  Zara  bestehende  entfallen  (v\'ie  jene  zu 
Olmütz  bereits  mit  October  1855  erlosch),  während  neue  zu  Pressburg, 
Kaschau,  Grosswardein  und  Debreczin  in  Aussicht  gestellt  sind. 

*  Minist. -Erlass  vom  10.  Mai  1856. 
V.  llzoernie;,  Ocsterreich's  Neugestaltung.  39 
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legen,  mit  den  Piüfiings- Zeugnissen  über  die  einzelnen  Lehrfäelier 
zum  Eintritte  in  den  Staatsdienst  melden,  und  der  an  einer  (»ster- 
reichisehen  Universität  erlangte  Grad  eines  Doctors  der  Keehte  hat 
für  die  ganze  Monarchie  gleiche  Wirkung  mit  der  vollkommen  ab- 
sele2;ten  theoretischen  Staatsprüfuna;, 

Um  die  reichen  Sammlungen  der  Universitäts  -  und  Lvceal- 
Bibliotheken  einer  ausoebreiteteren  Benützung  zuzuführen,  Avurde 
das  Recht  der  Entlehnung  auf  die  Mitglieder  der  Doctoren-Colle- 
gien,  Doctoranden,  Staatsprüfungs-Candidaten  und  Studirenden 
aussedehnt  '. 

Neben  der  Reorganisation  der  Universitäten  zog  aber  auch  die 
Neugestaltung  eines  entsprechenden  G^m  nasial-Unterrichtes 
die  Aufmerksamkeit  des  Ministeriums  auf  sieh. 

üer  ,,Entwurf  zur  Organisirung  der  österreichischen  Gymna- 
sien^ wurde  zuerst  provisoriscli  in  das  Leben  gerufen  ^  und  nach- 
dem er  die  Probe  einer  fünfjährigen  Erfahrung  unter  den  uno-ün- 
stigsten  Verhältnissen,  —  wie  sie  der  rasche  unvermittelte  Ueber- 
gang  aus  dem  alten  Systeme  in  das  neue,  die  geringe  Zahl  tüchtig 
gebildeter  Lehrer,  theihveise  auch  noch  der  mangelhafte  Zustand 
der  Volksschulen  mit  sich  brachte,  —  bestanden,  delinitiv  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  9.  December  1854  sanctionirt  *. 

Mit  den  Gymnasien  wurde  der  philosophische  Obligat- Curs 
vereinigt,  wodurch  sich  bei  vollständigen  Gymnasien  die  Zahl  der 
Classen  (je  zu  einem  Jahres -Curse)  auf  acht  erhöhte,  von  welchen 
vier  Classen  das  Unter-  und  vier  Classen  das  Ober- Gymnasium 
bilden.  Hierdurch  wurden  erst  die  Gvmnasien  zu  Schulen  allge- 
meiner  Missenschafthcher  Bildung,  welche  nebst  den  classischen 
Sprachen  und  der  deutschen  auch  die  Geschichte,  Mathematik  und 
Natur -Wissenschaften  in  ihren  allgemein  bildenden  Momenten  dem 
Schüler  zuzuführen  vermögen.  Die  innere  Gliederung  des  Gymna- 
sial-Unterrichtes  (mit  Fach  -  Lehrern ,  welche  durch  Directoren  und 
Classen-Ordinarien  zu  einem  einheitlichen  Zusammenwirken  geleitet 
werden)  üi»ernahm  die  Aufgabe,  dahin  zu  wirken,  dass  der  Unter- 
richt in  diesen  Gegenständen,  in  A'erbindung  mit  einer  zweck- 
mässigeren  Behandlung  des  Studiums  der  griechischen  und  der 
deutschen  Sprache,  den    Zweck   einer   harmonischen  Bildung  aller 

'  Minist.-Verord.  vom  2ü.  December  1849  und  vom  12.  Jimi  1854. 
'  Allerhöchste  Eiitscliliessuiig  vom  6.  Seplemijer  1849. 
'  Miiiisl.-Erlnss  \om   J(>.   Dopcmbor  1854. 
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Geisteskräfte  realisire,  und  sonach  jedem  (Mnzelnen  Gebiete,  wie 
ihrer  Gesammtheit,  eine  erfolgreiche  Mühewaltung  zuwende.  Nur 
das  Studium  der  Philosophie,  als  dem  Alter  und  der  Bildungsstufe 
der  Schüler  nicht  angemessen^  wurde  aus  dem  Kreise  der  vom  ehe- 
maligen philosophischen  01>ligat-Curse  herübergenommenen  Gegen- 
stände gestrichen  und  auf  die  philosophische  Propädeutik  beschränkt. 

Zur  Erprobung  des  Gesammterfolges  seiner  Thätigkeit  hat  sich 
jeder  Schüler,  m  elcher  seine  Gymnasial -Studien  zurückgelegt  hat 
und  an  eine  Universität  übertreten  will,  einer  Maturitäts-Prü- 
fung  zu  unterziehen  '.  Obwohl  die  neue  Einrichtung  der  Gymna- 
sial-Studien  das  früherhin  missbräuchlich  sehr  verbreitete  Privat- 
Studium  nicht  begünstigt,  lässt  sie  doch  auch  solche  Jünglinge, 
welche  ausserhalb  der  Staats- Anstalten  ihre  Gymnasial -Bildung 
erlangt  haben,  zur  Ablegung  dieser  Maturitäts- Prüfung  zu. 

Besondere  Sorge  wurde  auf  die  Abfassung  gediegener  Lehr- 
bücher für  die  einzelnen  Lehrfacher,  sowie  umfassender  Lese- 
Ijücher  zur  Förderung  der  Kenntniss  der  deutsehen  Literatur  mit 
Rücksicht  auf  die  fortschreitende  Ent^^icklung  des  jugendlichen 
Alters  verwendet,  und  das  bisherige  Monopol  der  Schulbücher- 
Verschleiss -Administration  für  Lehrbücher  an  Gymnasien  und  Real- 
sqliulen  aufgehoben  ^ 

Zur  Bildung  tüchtiger  Gj^mnasial- Lehrer  wurden  an  den  Uni- 
versitäten Wien,  Prag  und  Lemberg  eigene  Lehr- Curse  begründet^ 
Wien  besitzt  Seminare  für  lateinische  und  griechische  Philologie, 
allgemeine  und  österreichische  Geschichte,  Geographie,  Physik. 
Ueber  die  Prüfung  der  Candidaten  des  Gymnasial -Lehramtes 
wurde  für  die  Uebergangs- Periode  verordnet,  dass  das  durch  eine 
Commission  vorzunehmende  Examen  sich  auf  ein  specielles  Haupt- 
gebiet des  Gymnasial -Unterrichtes  (deren  es  vier  geben  sollte,  das 
j)hilologische ,  historisch  -  geogi-aphische ,  mathematisch  -  naturwissen- 
schaltliche  und  philosophische  einschliesslich  des  Studiums  der  Un- 
terrichtssprache) beziehen  und  zugleich  den  gehörigen  Grad  allge- 
meiner Bildung  ins  Auge  fassen  muss,  und  jeder  Candidat  aus 
zwei  Gegenständen  derselben  Gruppe  oder  verschiedener  Gruppen 
geprüft  sein  soll,  wobei  nur  die  Prüfung  aus  der  Unterrichtssprache 
und  der  philosophischen  Propäfleutik  für  sich  allein  nicht  genügt 

*  Minist.- Er Uisse  vom  3.  Juni  1850  uml  vom  2G.  Mai  1851. 
2  Minist.- Edats  vom  16.  April  1850. 
^  Minist. -Erlass  vom  30.  August  184i). 
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Das  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  17.  April  1856  geneh- 
migte definitive  Prüflings- Gesetz  schliesst  in  der  Regel  Alle,  die 
nicht  über  einen  dreijährigen  Universitäts- Besuch  nach  bestandener 
Maturitäts- Prüfung  sich  auszuweisen  vermögen,  von  der  Candidaten- 
Prüfung  aus,  und  legt  jedem  Prüfling  auf,  seine  philosophische 
Vorbildung,  den  gewandten  Gebrauch  der  Unterrichtssprache  und 
der  deutschen  Sprache  '  darzuthun.  Jedes  der  drei  Prüfungsgebiete 
der  classischen  Philologie,  der  Geographie  und  Geschichte,  der 
Mathematik  und  Natur -Wissenschaften  nach  den  für  Unterrichts- 
Ertheilung  im  ganzen  G3'mnasium  gestellten  Forderungen  genügt 
für  sich;  das  Studium  der  Philosophie  muss  mit  jenem  eines  an- 
deren Gebietes  für  das  Ober -Gymnasium,  das  Studium  der  deut- 
schen Sprache  oder  einer  Landessprache  ^  mit  jenem  der  classi- 
schen Philologie  für  das  Unter -Gymnasium  verbunden  werden. 
Nur  Religions  -  Lehrern ,  welche  zugleich  in  anderen  Gegenständen 
unterrichten  wollen,  ist  diessfalls  eine  Erleichterung  zugestanden. 
Jede  Prüfung  umfasst  die  Haus -Arbeiten,  die  Clausur- Arbeiten, 
die  mündliche  Prüfung  und  die  Probe  -  Lection ;  nach  Beendigung 
derselben  hat  der  Candidat  durch  Bestehen  eines  Probejahres  seine 
praktische  Befähigung  darzuthun.  Auch  die  Gehalte  und  Gehalts- 
zulagen der  Gymnasial -Lehrer  wurden  zweckmässig  regulirt  ^ 

Das  Teschner  evangelische  Gymnasium  ist  als  eine  öffentliche 
Unterrichts -Anstalt  in  die  Erhaltung  des  Staates  übernommen  wor- 
den *.  In  den  ehemals  ungrischen  Ländern  werden  die  Kosten  ftir 
die  evangelischeu  Gymnasien  ausschliessend  von  den  entsprechen- 
den Kirchen  -  Gemeinden  bestritten;  doch  besitzen  nur  jene,  welche 
den  Anforderungen  des  Organisations- Entwurfes  nachgekommen 
sind,  das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse,  den  übri- 
gen wurde  Beschleunigung  ihrer  entsprechenden  Umgestaltung  oder 
baldige    Auflösung    aufgetragen  '".      An    den    übrigen    Gymnasien 

'  Nur  im  lonibardisch  -  venezianischen  Königreiche  ist  die  Forderung 
ausschliesslich  auf  richtiges  und  leichtes  Verstehen  deutscher  Werke  wissen- 
schaftlichen Inhaltes  zu  beschränken. 

*  Zur  Befähigung,  eine  Laudessprache  zu  lehren,  gehört  auch  die 
Befähigung,  die  deutsche  Spraclie  im  Unier- Gymnasium  zu  lehren. 

^  Minist. -Erlässe  vom  'U.  Januar  1850,  vom  5.  März  1854  und  vom 
16.  September  1855. 

*  Minist. -Erlass  vom  11.  September  1850. 

^  Minist.  -  Erlässe  vom  31.  Uctober  1855  und  13.  October  1856.  Bis 
zu  Ende  des  Schuljahres  1857  haben  11   dieser  Gymnasien   die  Befugniss 
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Ungern's  und  der  Wojvvodschaft  wurde  die  Entrichtung  des  Schul- 
geldes angeordnet  '. 

Damit  endhch  die  Aufgabe  des  Gymnasial -Unterrichtes,  den 
Schülern  die  nöthige  Fertigkeit  in  seinen  Gegenständen  beizubrin- 
gen und  zugleich  der  erziehenden  Kraft  der  Schule  Geltung  zu 
verschatlen ,  nicht  an  der  Ueberfüllung  der  einzelnen  Classen  schei- 
tere, wurde  das  Maximum  der  Schülerzahl  für  jede  auf  fünfzig 
festgesetzt  und  die  Auflösung  aller  stärker  besetzten  in  Parallel- 
Classen  angeordnet  ^> 

Als  der  Unterricht  an  den  Universitäten  nach  den  neuen  Nor- 
men in  Gang  gekommen  und  die  Reform  der  Gymnasien  einiger- 
maassen  in  das  Leben  getreten  war,  ging  das  Ministerium  an  die 
Regelung  des  technischen  Unterrichtes  und  insbesondere  an  die 
Organisation  der  Realschulen,  für  welche  bereits  ein  Entwurf 
zugleich  mit  dem  für  die  Gymnasien  bestimmten  die  vorläufige 
Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  hatte  ^.  Am  2.  März  1851  ge- 
nehmigten Se.  k.  k.  Majestät  die  Grundzüge  dieser  Regelung  und 
ordneten  die  Errichtung  (beziehungsweise  Vervollständigung)  von 
Realschulen  in  allen  Kronländern  an. 

Die  Realschulen  theilen  sich  in  Unter-Realschulen,  welche 
die  Ausbilduno;  für  aierin^ere  Kategorien  der  Gewerbe  gewähren, 
zwei  bis  drei  Jahres -Classen  haben,  und  in  Ober-Realschulen, 
welche  Schüler  mit  den  in  einer  dreijährigen  Unter- Realschule 
erworbenen  Kenntnissen  voraussetzen,  ebenfalls  einen  dreijährigen 
Lehr-Curs  umfassen,  und  als  Vorbereitung  für  die  höheren  tech- 
nischen Studien  dienen,  wofür  polytechnische  Lehr  -  Anstalten  in 
Wien,  Gratz,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau  und  Pest  bestehen*. 

Vollständige  Realschulen  (die  vollständige  Unter-  und  Ober- 
Realschule  in  sich  begreifend)  waren  1857  vorhanden:  in  Wien  3, 

zur  AussteUung  staalsgiltiger  Zeugnisse  erlangt;  13  andere  haben  das 
Recht,  Gymnasien  zu  heissen,  und  die  Ertheilung  jener  Befugniss  an  sie 
steht  zu  erwarlen.  Alle  anderen  haben  selbst  den  Namen  von  Gymnasien 
wegen  gänzlichen  Mangels  aller  gesetzlichen  Bedingungen  verloren. 

'  Minist. -Verord.  vom  5.  März  1857. 

^  Minist. -Verord.  vom  11.   März  1857. 

^  Allerhöchste  Entschliessung  vom  0.  September  1849. 

*  Von  diesen  sind  das  Gratzer  und  Prager  ständische  Institute;  jenes 
zu  Brunn  wurde  mit  dem  Schuljahre  1850  eröffnet,  das  Josephs-Polytech- 
uicum  zu  Pest  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  \om  30.  August 
185Ö  in  das  Leben  gerufen. 
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in  Linz,  in  Gratz  und  Klagen  für  t,  in  Prag  2,  in  Reichen  berg, 
Kakonitz,  Ellbogen,  Brunn,  in  Mailand  2,  in  Monza,  Venedig  und 
Pressburg;  Ober-Realschulen,  zum  Theile  auch  mit  Unter- Realschu- 
len A'erbunden,  jedoch  noch  nicht  ganz  vollständig,  in  Innsbruck, 
Olmütz,  Lemberg,  Ofen,  Pest,  Neusohl  und  Hermannstadt.  Unter- 
Realschulen mit  vollzähligem  Lehr-Curse  gab  es  in  Wien  2,  Salz- 
burg, Laibach,  Roveredo,  Budweis,  Ungrisch-Hradisch,  Troppau, 
Brodj,  Oberschützen,  Miskolcz,  Versehec,  Zombor,  Agram  und  Kron- 
stadt; mit  nicht  ganz  vollzähligem  in  Gratz,  Mailand,  Colombano, 
Stuhlweisscnburg,  Kremnitz,  Schässburg  und  Mediaseh.  Die  Zahl 
der  unselbstständigen  (mit  Hauptschulen  verbundenen)  Unter- Real- 
schulen betrug  1855  in  Oesterreich  unter  der  Enns  13,  ob  der  Enns  3, 
Steiermark  4,  Kärnthen  1,  Küstenland  2,  Tirol  10,  Böhmen  30, 
Mähren  13,  Schlesien  4,  Galizien  11,  Bukowina  1,  Dalmatien  4, 
Lombardie  8,  Venedig  7,  Ungern  5,  Siebenbürgen  1  und  in  der 
Militäreränze  3.  Einiue  weitere  Ober-  und  Unter- Realschulen  sind 
im  Entstehen. 

Auch  eine  Lehrer-Bildungsanstal  t  für  Realschulen,  zwei 
Jahres -Curse  umfassend,  ist  an  der  Wiener  polytechnischen  Lehr- 
anstalt vorbereitet  und  an  mehreren  vollständigen  Ober-Realschulen 
sind  Curse  für  Unter-Realschul- Lehrer  eingerichtet  worden'.  Mit 
Ministerial -Verordnung  vom  24.  Ai)ril  1853  wurde  die  Prüfung  der 
Candidaten  für  Lehrämter  an  vollständigen  Realschulen  angeordnet. 

Die  lebhafte  Theilnahme  von  Gemeinden  und  Privaten  für 
Gründung  und  Erweiterung  der  Mittelschulen  hat  dem  Streben  der 
Staatsverwaltung  wirksame  und  erfolgreiche  Mithilfe  geleistet. 

Die  öffentlichen  Handels-Lehranstalten  Oesterreich's 
bestanden  bis  zur  jüngsten  Zeit  herab  aus  der  Handelsschule  zu 
Laibach,  den  commerciellen  Abtheilungeu  des  Wiener,  Lemberger 
und  Krakauer  polytechnischen  Institutes  und  der  Mercantil-Abtlieilung 
der  Triester  nautischen  Akademie.  Da  diese  Schulen  dem  Bedürl'nisse 
nicht  entsprachen,  entstanden  neben  ihnen  viele  Privat-Lehraiislalten, 
und  zahlreiche  Zöglinge  wendeten  sich  ausländischen  Handelsschulen 
zu.  Erst  die  jüngste  Zeit  brachte  durch  die  energische  Vereinigung 
von  Privatkräilen  für  jenen  Zweck  die  ersehnte  Abhilfe.  Der  Han- 
delsstand in  Prag  grin.dete  1856  eine  höhere  Handels-Lehranstalt,  in 
welche  man  nach  Zurücklegung  des  Unter-Gynniasiunis  oder  der  Un- 
ter-Realschule oder  befriedigendem  Bestehen  einer  Aufnahmsprüfung 

'  Minist.  -  Verord.  vom  2.  November  1854. 
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eintreten  kann  und  nebst  dem  Untevriclite  in  der  Religion,  deut- 
schen, französischen,  ilalienisclien  und  englischen  Sprache,  Kalli- 
graphie, Arithmetik  und  einer  encyklopädisclien  Uebersicht  des 
allgemein  Wissenswerthen  jenen  in  der  Geographie,  Statistik,  Ge- 
schichte, Naturgeschichle,  Chemie,  Physik  und  Mechanik  (sämmt- 
lich  in  ihrer  Beziehung  zu  Handel  und  Gewerbe  aufgefasst), 
Handels-  und  Gewerbe- Gesetzgebung,  Zoll -Gesetzgebung,  Buch- 
führung und  Correspondenz  erhält  untl  durch  Besuche  industrieller 
Etablissements  auch  praktisch  gebildet  wird.  Seither  sind  auch 
die  höheren  Handelsschulen  in  Pest  und  Wien  in  das  Leben  ge- 
treten, von  denen  die  erstere  durch  den  Handelsstand  jener  Stadt, 
die  letztere  durch  einen  von  B.  AV.  Ohligs  angeregten  Verein  niittelst 
der  Subscription  von  400.000  W.  an  Beiträgen  begründet  wurde. 
Die  Lehrgegenstände  an  der  letzteren  umfassen  Religion ,  deutsche, 
französische,  italienische  und  englische  Spi'ache,  Mercantilrechnen 
und  Algebra,  Geographie  und  Geschichte,  Naturgeschichte  und 
Naturlehre,  Waarenkunde,  Handelswissenschaft,  Handels-  und  Ge- 
werbe-Gesetzkunde, Buchhaltung,  Handels-Correspondenz  und  prak- 
lische  Contorkunde.  Der  erste  Jahrgang  dieser  Lehranstalt  wird 
den  Mittelschulen  gleichgehalten,  die  beiden  höheren  bilden  eine 
Handels-  Akademie. 

Der  Unterricht  für  Lehramts  -  Zöglinge  der  Volksschulen 
wurde  erweitert  '  und  die  Einführung  eines  zweiten  Jahres -Curses 
angeordnet  '■'.  Die  Abhaltung  von  Schullehrer -Conferenzen  wurde 
anempfohlen  und  geregelt  ^. 

In  Ungern  und  seinen  ehemaligen  Nebenländern  wurde  zur 
Sicherstellung  der  äusseren  Einnchtungen  und  Dotationen  der  ka- 
tholischen,  griechisch-nicht-unirten  und  israelitischen  Volksschulen 
die  Errichtung  von  Schul-Fassionen  angeordnet,  bei  deren  Auf- 
nahme zugleich  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung,  sowie  auf  die  Erh(')hung  der  vorlinndenen  Schul -Dota- 
tionen gesehen  werden  soll  *.  im  Zusainmenhunge  damit  sieht  die 
Anordnung,  welche  die  Anstellung  der  Directoren,  Katecheten 
und  Lehrer  an  den  katholischen  Volksschulen  jener  Kronländer 
geregelt  ^.   —   Zur  Erleichterung  einer  allgemeinen  Theilnahme  am 

•  Minist. -Voi-ord.  \oin  17.  September  1848. 
'  Minist. -Elriass  \om  13.  Juli  1849. 

•^  Minist. -VeiDrcl.  v(im  2().   Mni   1851. 

*  Minist. -ErJasri  vnni  2ü.  öepleniber  1856. 
'"  Minist. -Verord.  vom  27.  Öctober  1857. 
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Primär- Unterricht  wurde  in  sänimtlichen  Kronländern  (mit  Aus- 
nahme des  lombardisch-venezianischen  Königreichs,  des  Küstenlandes 
und  der  Militäruränze)  die  Betheilung  armer  Schüler  mit  Lehr- 
und  Lesebüchern  sehr  ausgedehnt  '. 

Die  (mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  24.  October  1849  und 
Ministerial  -  Verordnung  vom  23.  Januar  1850)  errichteten  Land  es- 
Schulbeh Orden  führten  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  der 
Volks-  und  Mittelschulen.  Seit  ihrer  Auflösung  ^  sind  ihre  Ge- 
schäfte den  Statthaltereien  und  Landes-Regierungen  zu- 
gefallen, welche  diessfalls  durch  das  Fortbestehen  der  Schulräthe 
in  der  Eigenschaft  von  Inspectoren  unterstützt  werden  *.  Das  In- 
stitut der  Schulräthe  wurde  demgemäss  neuerlichst  auch  im  lom- 
bardisch-venezianischen  Küuigreiehe  eingeführt  \ 

Nach  dem  provisorischen  Gesetze  über  den  Privat-Unter- 
richt  °  kann  derselbe  über  Lehrgegenstände  der  Gymnasial- 
und  Realschulen  in  Privat -Lehranstalten  ertheilt  werden.  Diese 
Anstalten  können  entweder  mit  der  Berechtigung,  die  Namen  Gym- 
nasien und  Realschulen  (wenn  sie  die  gleiche  Einrichtung  mit  der 
bezüglichen  Staatsanstalt  haben  und  die  Ministerial -Bewiüigung 
erlangen)  zu  führen,  oder  ohne^  dieselbe  errichtet  werden.  Alle 
Privat -Lehranstalten  stehen  unter  der  Oberaufsicht  der  Regierung, 
der  Vorstand  einer  jeden  muss  die  Befähigung  zum  betreffenden 
Lehramte  nachweisen.  Zur  Ausstellung  staatssiltiger  Zeusnisse  sind 
sie  nur  im  Falle  einer  besonderen  diessfalls  erlangten  Befugniss  von 
Seite  des  Ministeriums  berechtiut :  sonst  haben  sich  ihre  Schüler 
der  Prüfung  au  einer  öfJentliclieu  Lehranstalt  zu  unterziehen. 

Die  Privat -Prüfungen  an  Volksschulen  wurden  neu 
geregelt  *.  Die  Prüfungs-Berechtigung  einer  jeden  Lehranstalt  richtet 
sich  nach  ihrer  Kategorie 5  die  Prüfungen  an  den  Hauptschulen  und 
Unter -Realschulen  sind  nur  zweimal  im  Jahre,  stets  in  Gegenwart 
der  Schul- Di  rectoren,  nach  Möglichkeit  auch  der  nächst -höheren 
Schulvorsteher,  abzuhalten.  An  die  Prüflinge  sind  dieselben  For- 
derungen zu   stellen,   wie  an  die  ülleutlichen  Schüler   der  gleichen 

'  Minist.- Verord.  vuni  4.  December  1856.    Sulclie  Büelier  wiinicii  im 
\  erwallungsjiiliro  1857  allein  197.211)  aligcgi  bcii. 
-  iMinisl.- Veronl.  vom  16.  April  1854. 

*  Minist. -Verord.  vom  28.  August  1854. 

♦  Minist.- Verord.  vom  10.  Juli  1857. 

'"  Kaiserliche  Verord.  vom  27.  Juni  1850. 
"*  Minist.  -  N'erord.  vom  24.  Mai  1856. 
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Classen,   und   die   erlangten  Kenntnisse   und  Fertigkeiten  sind  ver- 
lässlich zu  erforschen  und  zu  classificiren. 

Unter  den  Special  -  Schulen  sind  die  katholischen  Reli- 
gions-Lehranstalten zunächst  zu  erwähnen.  Bezüglich  derselben 
wurden  vorerst  die  für  die  deutsch -slavischen  Kronländer  Allerhöchst 
genehmigten  Bestimmungen  über  die  Beziehungen  der  katholischen 
Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  maassgebend.  Nach  den  An- 
trägen der  versammelten  Bischöfe  in  Bezug  auf  den  Einfluss,  wel- 
chen der  katholische  Clerus  auf  das  Unterrichtswesen  in  Oester- 
reich  zu  nehmen  hat,  wurde  anerkannt,  dass  sich  dieser  Einfluss 
vorzüglich  auf  die  Heranbildung  der  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  und  auf  den  Unterricht  in  der  Religions- Wissenschaft  zu 
erstrecken  hätte.  Demgemäss  wurde  verordnet:  Niemand  kann 
ohne  Ermächtigung  des  Diöcesan-Bischofes  an  niederen  oder  höhe- 
ren öffentlichen  Lehranstalten  als  katholischer  Religions-Lehrer  ver- 
wendet werden  5  die  blosse  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht 
jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten  Lehrer  nicht  des  ihm 
gesetzlich  zustehenden  Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt  verlustig. 
Der  Regierung  ist  die  Ernennung  solcher  hiernach  zum  Lehramte 
beftihigten  Männer  zu  Professoren  (oder  Docenten)  an  theologischen 
Facultäten  vorbehalten ^  dem  Bischöfe  steht  es  frei,  seinen  Alumnen 
die  von  ihnen  an  der  Universität  zu  besuchenden  Vorträge  vorzu- 
zeichuen  und  sie  darüber  im  Seminarium  prüfen  zu  lassen.  Zum 
Religions -Lehrer  an  Mittelschulen  hat  der  Bischof  den  nach  Maass 
der  abgehaltenen  Concurs- Prüfung  als  geeignetsten  erkannten  Be- 
werber der  Regierung  namhaft  zu  machen,  welche  nur  aus  wich- 
tigen Gründen  von  diesem  Vorschlage  abgehen ,  jedoch  immer 
einen  von  dem  Bischöfe  als  befähigt  erkannten  Priester  wählen 
wird.  Die  Professuren  der  Religions  -  Wissenschaft  an  den  philoso- 
phischen Facultäten  entfallen;  dagegen  sind  an  den  Universitäten 
Prediger,  deren  Auswahl  dem  Bischöfe  überlassen  ist,  anzustellen. 
Den  Bischöfen  ist  die  Leitung  der  geistlichen  Seminarien  einge- 
räumt, die  Errichtung  von  Knaben -Seminarien  gestaltet.  Zu  den 
strengen  Prüfungen  der  Candidaten  der  theologischen  Doctors-Würde 
ernennt  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfungs-Commissäre  aus  Doc- 
toren  der  Theologie;  Niemand  kann  die  theologische  Doctors-Würde 
erlangen,  der  nicht  vor  dem  Bischöfe  das  tridentinische  Glaubens- 
bekenntniss  abgelegt  hat '. 

'  AlU'rhuchste  Enlscliliessiuig  vom  '23.  April   J850.  .    . 
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An  den  Staats- Gymnasien  soll  künftio  nach  einem  auf  Grund- 
läge  der  Anträge  des  Bischofes  von  Pall  zu  Fall  erlassenen  Aus- 
spruch des  Ministeriums  entweder  nur  ein  Religions- Lehrer  für  alle 
acht  Classeu  des  Gymnasiums  (mit  Beigebung  eines  zweiten  Ex- 
hortators)  oder  je  einer  für  das  Ober-  und  das  Unter- Gymnasium 
bestellt  werden,  in  welchem  letzteren  Falle  beide  noch  einen  an- 
deren obliuaten  Lehrüeaenstand  übernehmen  können.  Die  Befähi- 
gung  zur  Ertheilung  des  Religions -Unterrichtes  ermittelt  das  hi- 
-schöfhche  Ordinariat  mittelst  der  (obenerwähnten)  Concurs- Prüfung, 
jene  für  das  andere  Lehrfach  die  aufgestellte  Prüfungs-Commission. 
Der  vom  Bischöfe  sonaeli  vorgeschlagene,  von  der  Regierung 
zugelassene  Candidat  wird  als  ordentlicher  Gymnasial-Lehrer 
berufen,  wenn  er  allein  den  ganzen  Religions- Unterricht  für  ein 
achtclassiges  Gymnasium  übernimmt,  oder  wenn  beide  für  je  vier 
Classen  zu  bestellende  Rehgions- Lehrer  aus  einem  anderen  Lehr- 
fache die  gesetzliche  Prüfung  mit  hinreichendem  Erfolge  bestanden 
haben  und  an  dem  l)etreff"enden  Gymnasium  für  dieses  Lehrfach 
verwendet  werden  können.  Ueber  die  Behandlung  des  Religions- 
Unterrichtes  hat  der  Religions- Lehrer  innerhalb  der  Gränzen  des 
festgestellten  Lehrplanes  die  \A'eisungen  unmittelbar  vom  Bisehofe 
einzuholen,  im  Uebrigen  unterliegt  er  seiner  Stellung  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestiuuiiungen  '. 

Ferner  wurde  (auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  23.  Juni  1850)  -  bestimmt,  dass  die  theologischen  Diöcesan- 
und  Kloster- Lehranstalten  eine  durch  die  Beschlüsse  der  zu  Wien 
versammelt  gewesenen  Bischöfe  festgesetzte  gleichmässige  Einrieb- 
lung  erhalten  sollen,  welche  sie  für  die  Heranbildung  von  Seelsor- 
gern vollkommen  geeignet  macht  und  hierbei  auch  die  Kloster- 
Lehranstalten  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Bischöfe  unter- 
stellt. Die  Regierung  wacht  bloss  über  die  Einlialtung  dieser 
Einrichtung,  führt  die  allgemeine  Oberaufsicht  und  behält  sich, 
abgesehen  von  dem  Urtheile  über  die  wissenschaltliche  Belähigung, 
die  Zu.Klimnumg  zur  Berufung  der  Lehrer  vor.  . 

Die  theologischen  Faculläten  dienen  nicht,  wie  bisher,  zur 
Heranbildung  der  Candidaten  des  geistliehen  Standes,  sondern  be- 
zwecken fortan  die  Förderung  der  theologischen  Wissenschal'l ,  in- 
soweit   sie  das    gemeinsame    Bedürfniss    der    Seelsorge    id)ersleigt. 

'   Minist. -Verord.  ^om  28.  Jmii   1850  uml   xom   19.  Juli  1856. 
'  Minist.- Vcronl.   vom  30.  Juiii  1830. 
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Für  letzteres  dienen  die  Diöcesan -Lehranstalten ,  welche  mit  den 
theologischen  Facultäten  zu  verbinden  sind,  so  dass  die  Facultäts- 
Professoren  auch  den  Unterricht  in  den  Gegenständen  der  Di(»ce- 
san  -  Lehranstalt  ertheilen,  in  welchem  Berufe  sie  unter  der  Disci- 
plinar- Leitung  der  Bischöfe  stehen. 

Die  Ausdehnuno  aller  dieser  Bestimmunoen  auf  sämmtliche 
Kronländer  und  ihre  inhaltliche  Erweiterung  diu'ch  das  Concordat 
vom  18.  August  1855  und  seine  Durchführung  wird  im  §.  22  zur 
Sprache  kommen. 

Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt,  deren  Beruf 
in  der  Pflege  der  evangelisch -theologischen  Wissenschaft  und  in 
der  Ausbildung  der  Predigeramts- Candidaten  beruht,  wurde  neu 
organisirt  ',  den  Universitäts- Facultäten  sowohl  nach  ihren  Befug- 
nisen,  als  nach  ihrer  inneren  Einrichtung  gleichgestellt,  und  die 
Leitung  ihrer  Angelegenheiten  dem  Professoren -Collegium  an  dessen 
Spitze  der  Decan  steht,  als  akademischen  Behörde  anvertraut. 

Die  Theresianische  Ritter- Akademie  in  Wien  erhielt 
durch  eine  neue  Regelung  eine  allgemeinere  Bestimmung.  Als  Er- 
ziehungsanstalt wurde  sie  auch  Nichtadeligen  zugänglich  gemacht, 
als  Unterrichtsanstalt  auf  den  Elementar-  und  Gymnasial -Unterricht 
beschränkt,  der  Zutritt  zu  demselben  aber  auch  auswärtigen  Be- 
suchern gestattet  ^ 

Hinsichtlich  der  übrigen  für  den  praktischen  Unterricht  in  ein- 
zelnen Erwerbs -Fächern  berechneten  und  mit  dem  wirklichen  Be- 
triebe im  unmittelbaren  Zusammenhange  stehenden  Special -Schu- 
len, namentlich  der  landwirthschaftlicheu ,  Forst-  und  Bergschulen, 
ferner  hinsichtlich  der  geologischen  Reichsanstalt,  der  militärischen 
Bildungsanstalten  und  der  nautischen  Schulen  ist  bei  den  bezüg- 
lichen Verwaltungszweigen  Näheres  erwähnt  worden,  wesshalb 
hier  nur  noch  des  thi erärztlichen  Studiums  gedacht  werden 
mag,  welches  gleichfalls  einer  Reform  unterlag -^  wornach  an  (i(>u 
t hierärztlichen  Schulen  künftig  mir  Tliierärzte  gebildet  werden,  deren 
Patent  nach  Absolvirung  eines  dreijährigen,  die  Zurücklegung  des 
Unter-Gymnasiums  oder  der  Unter-Realschule  voraussetzenden  Stu- 
diums (von  bereits  diplomirten  Aerzten  und  W^undärzten  oder  absol- 
virten  Kurschmieden  nach  einem  zweijährigen  Studium)  durch  /.Mei 
strenge  Prüfungen   erlangt   wird,   nebstbei   aber  Ilulbeschlag-Lehr- 

'  Minist. -Verord.  vüin  8.  October  1850. 
^  Minist. -Verord.  ^oiu  1.  October  1849. 
3  Minist. -Verord.  vom  30.  Juli   1857. 
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anstalten  mit  sechsmonatlichen)  Curse  zur  Bildung  von  Huf  beschlag- 
Schmieden  bestehen. 

Für  das  Studium  derPharmaeie  wurde,  insoferne  dabei 
die  Erlangung  des  Magisteriums  bezielt  ist,  ein  neuer  Lehrplan 
vorgezeichnet '.  Der  Candidat  des  Magisteriums  muss  nach  absol- 
virtem  Unter- Gymnasium  die  Pharmacie  ordnungsmässig  erlernt, 
sodann  zwei  Jahre  in  einer  inländischen  öffentlichen  Apotheke  als 
Gehilfe  gedient,  den  zweijährigen  pharmaceutischen  Curs  au  einer 
Universität  gehört  und  die  strengen  Prüfungen  bestanden  haben.  Für 
das  Doctorat  der  Chemie  ist  ein  dreijähriger  Curs  und  die  Befrie- 
digung strengerer  Anforderungen  bei  den  Rigorosen  vorgeschrieben  ^. 

Auch  die  dem  Ministerium  des  Aeussern  unterstehende  orien- 
talische Akademie  wurde  neuerlichst  einer  Reform  unterzogen. 

In  Bezug  auf  die  Pflege  der  schönen  Künste  ergab  sich  eine 
Veränderung  durch  die  Reform  der  k.  k.  Akademie  der  bil- 
denden Künste  in  Wien  ^,  welche  aufhörte,  die  höchste  Kunst- 
behörde zu  sein,  und  seither  nur  noch  eine  höhere  Kunstschule 
bildet,  die  sowohl  gemeinsame  Vorbildung  im  Kunstfache  über- 
haupt gewähren,  als  auch  Gelegenheit  zur  Aneignung  einer  höhe- 
ren Kunstbilduiig  unter  Anleitung  vorzüglicher  Künstler  in  den 
drei  Abtheilungen  der  akademischen  Schule  für  Malerei,  Bildhauerei 
und  Architektur  insbesondere  darbieten  soll. 

In  ethnographisch  -  linguistischer  Beziehung  sind  die 
Maassregeln  anzuführen,  wodurch  die  auf  der  Universität  Lemberg 
und  an  den  im  ruthenischen  Antheile  Galizien's  gelegenen  Gymna- 
sien kurz  zuvor  als  Unterrichtssprache  eingeführte  polnische  Sprache 
wieder  abgestellt,  und  bis  aui  Weiteres  die  frühere  Uebung  wie 
der  eingeführt  wurde  *.  Bei  der  Ertheilung  des  gewerbhchen  Un- 
tenit-htes  wurde  das  sprachliche  Verhältniss  insoweit  berücksich- 
tiget, dass  ausser  der  bereits  bestandenen  czechischen  Realschule 
zu  Rakonitz  auch  lür  die  zweite  in  Prag  zu  erriciitende  Realschule 
die  czechische  als  die  Unterrichtssprache  gewählt  ward.  Ebenso 
wurde  bezüglich  der  Gymnasien  dieses  Verhältniss  dahin  geordnet, 
dass  die  deutsche  Sprache  auch  dort,  wo  sie  niclit  Mutters})rache 
der  Schüler  ist,   als  unbedingt  obligater   Lehrgegeustand   in  allen 

'  Minist. -Erlass  vom  27.  November  1853. 
^  Minist. -Erlaes  vom  5.  Juli  1854. 
^  Minist. -Verord.  vom  17.  October  185U. 
*  Minist. -Verord.  vom  9.  December  1848. 
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Classen  zu  behandeln  ist,  und  als  Unterrichtssprache  für  einen 
oder  mehrere  Gegenstände  eintritt,  sobald  diess  ausführbar  erscheint, 
jedenfalls  aber  in  der  ersten  Classe  des  Ober -Gymnasiums  '. 
Nur  in  dieser  Weise  bestehen  7  czechische,  5  jjolnische  (nebst 
1  Parallel-Unter-Gymnasium),  24  magyarische,  3  slovakische  (und 
1  magyarisch -slovakisclies),  8  serbo- kroatische  Gymnasien  nebst 
1  romanischen.  Einer  Umgestaltung  in  dieser  Rücksicht  nach  der 
erwähnten  Allerhöchsten  Bestimmung  sehen  45  magyarische,  1  serbo- 
kroatisches und  2  romanische  Gymnasien  entgegen. 

Im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  sowie  zu  Capo 
d'Istria,  Trient  und  Roveredo  wurde  bei  dem  Gymnasial-Untenüchte 
das  Studium  der  deutschen  Sprache  zum  obligaten  Gegenstande 
erklärt  ^ 

Bei  der  Regelung  des  Unterrichtes  an  den  Hauptschulen  (des 
Elementar -Unterrichtes)  in  den  deutsch -slavischen  Kronländern 
wurde  der  ^^^chtige  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht,  dass  neben 
der  Unterrichtssprache  (welche  in  der  Regel  die  Sprache  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  des  Volkes  ist)  die  zweite  Landessprache  (wo 
eine  solche  vorkömmt)  nach  Maassgabe  des  anerkannten  Bedürf- 
nisses derart  zu  lehren  ist,  dass  sie  allmählich,  wenigstens  bei 
einzelnen  Lehrgegenständen ,  als  Unterrichtssprache  benützt  werden 
kann.  Diess  gilt  namentlich  von  der  deutschen  Sprache  dort,  wo 
sie  nicht  schon  die  übliche  Unterrichtssprache  ist  ^ 

Bei  den  katholischen  Religions- Lehranstalten  ist  den  Aller- 
höchst genehmigten  Beschlüssen  der  versammelt  gewesenen  Bischöfe 
zufolge  das  Latein  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehr- 
Vorträge.  Inwieweit  die  Anwendung  der  Landessprachen  noth- 
wendig  sei,  um  den  Seelsorger  zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  be- 
fähigen, bleibt  der  Vereinbarung  zwischen  den  Bischöfen  derselben 
Kirchenprovinz  überlassen  \ 

Obwohl  keine  Unterrichtsanstalt,  nimmt  doch  die  kaiserliche 

'  Allerhöchstes  Handschreiben  vom  9,  December  und  Minist.- Veioi'd. 
vom  16.  December  1854. 

^  Minist. -Verord.  vom  IG.  December  1854. 

^  Minist. -Veiord.  vom  23.  März  1853.  Im  Verwaltiiugsjahie  1856 
wurden  2,534.1)00  Schulbücher  für  Volksschulen  von  der  Schulbiicher- 
Verschleiss-Direction  abgesetzt.  Hiervon  waren  1,076.000  in  deutscher, 
706.000  in  slavischer,  545.000  in  italienischer,  23.000  in  ost- romanischer, 
184.000  in  magyarischer  öpi-nche  \eifasst. 

*  Minist. -Verord.  vom  30.  Juni  1850. 
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Akademie  der  Wiesenschaften  auf  die  Pflege  derselben 
in  üesterreich  so  hervorragenden  Einfluss,  dass  derselben  hiev 
gedacht  werden  niuss.  Für  die  kaiserliche  Akademie  der  Wissen- 
schaften ist  der  jeweilige  Minister  des  Innern  zum  Curator  bestellt  ', 
dessen  Ministerium  das  Institut  .  selbst  bezüglich  der  Verwaltungs- 
Gegenstände  untersteht  ^  Sie  scheidet  sich  in  die  philosophisch- 
historische  und  mathematisch -naturwissenschaftliche  Classe,  deren 
wirkliche  Mitglieder  in  der  Gründungs-Urkunde  auf  48  (darunter 
24  mit  dem  Wohnsitze  in  Wien)  bestimmt,  nachträglich  auf  60 
vermehrt  wurden  ^  Ausser  diesen  zählt  die  Akademie  24  Ehren- 
und  120  correspondirende  Mitglieder.  Die  aus  den  wirklichen  Mit- 
gliedern von  der  Akademie  für  ie  3  Jahre  gewählten  Functionäre 
sind  der  Präsident,  Vice-Präsident  und  2  Classen-Secretäre,  deren 
einer  zugleich  die  Geschäfte  eines  General -Secretärs  versieht.  Aus 
der  Gesammtzahl  der  Mitglieder  sind  für  bestimmte  Wirkungskreise 
wieder  Special- Commissionen  bestellt,  u.  z.  die  Commission  zur 
Herausgabe  österreichischer  Geschichtsquellen  (mit  6  Theilnehmern, 
ernannt  1847),  die  Commission  zur  Leitung  der  Untersuchung  der 
Braun-  und  Steinkohlen  des  österreichischen  Kaiserstaates  (5  Tlieil- 
nehmer,  ernannt  1849),  die  Commission  zur  Ausarlieitung  einer 
Fauna  des  österreichischen  Kaiserstaates  (8  Tiieilnehmer,  ernannt 
1849),  die  Commission  zur  Herausgabe  der  acta  Conciliorum 
(4  Theilnehmer,  ernannt  1850).  Auch  bei  der  im  Handels-Ministe- 
rium bestellten  Central -Commission  zur  Erhaltung  der  Bau -Denk- 
male ist  die  Akademie  durch  2  Mitglieder  vertreten. 

Die  literarische  Thätigkeit  der  Akademie  lässt  sich  aus  den 
Publicationen  ermessen,  deren  Zahl  zur  Zeit  der  feierlichen  Sitzung 
am  30.  Mai  1857,  also  nach  zehnjährigem  Bestände,  die  folgende 
war:  a)  philosophisch -historische  Classe:  8  Bände  Denkschriften, 
18  Bände  Archiv  zur  Kunde  österreichischer  Geschichtsquellen, 
6  Bände  Notizenblatt  zum  Archiv,  16  Bände  österreichische  Ge- 
schichtsquellcn  (davon  15  Bände  acta  und  1  scriptores),  3  Bände 
MonunuMita  Ilabsburgica,  1  Band  Concilien -Berichte  aus  dem  XV. 
Jahrhunderte  und  24  Bände  Sitzungsberichte;  b)  mathematisch- 
naturwissenschaftliche  Classe:   13  Bände  Denkschriften,   23  Bände 

'  Allerhöchste  Entsclijiessiiug  \()iii  2.  Miirz  1849. 
^  Zuschrift  des  Ministers  des  Iinioni    :n\  den  Präsidenten   der  Aknde- 
mie  vom  22.  iMärz  1849. 

^  Allerhöoiistes  Cabinets-Srlircilicii   \nni  3.  .Juni  1848. 
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Sitzungsberichte,  beide  mit  einer  grossen  Zahl  von  'J'afehi^  ausser- 
dem wurden  18  Werl\e  auf  Kosten  und  12  mit  Unterstützung  der 
Akademie  veröflentHebt.  Die  Zahl  dieser  Veröffentlichungen  wird 
aber  noch  überboten  durch  den  Gehalt  der  Arbeiten,  welche  sich 
in  weitester  Verbreitung  der  ehrenvollsten  Anerkennung  erfreuen. 

Sehr  wichtig  ist  das  mit  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wis- 
senschaften in  Verbindung  stehende  neu  errichtete  meteorolo- 
gische Central-Institut  in  Wien,  welches  an  120  bestimmten 
Stationen  im  Umfange  der  Monarchie  fortwährende  Beobachtuno-en 
sowohl  über  den  Zustand  des  Klima"'s  und  der  Atmosphäre  als 
auch  über  den  Erdmagnetismus  anzustellen,  die  Resultate  in  einem 
Central -Puncte  zu  sammeln  und  mit  den  Beobachtungen  in  frem- 
den Ländern  in  Verbindung  zu  bringen  hat.  Die  damit  zusammen- 
hängenden Beobachtungen  über  Entwicklungs-Phasen  der  Pflanzen- 
und  Thierwelt  zählen  70  noch  in  Thätigkeit  befindliche  Stationen. 
Durch  die  von  den  österreichischen  Consular-Aemtern  ausgeführten 
meteorologischen  Beobachtungen  wurden  auch  für  England,  Portugal 
und  Amerika  wichtige  Daten  gewonnen. 

Einen  gleich  erfreulichen  Aufschwung,  wie  die  strengere  Wissen- 
schaft in  den  Publikationen  der  kaiserlichen  Akademie  und  in  den 
vielfachen  Leistunuen  der  an  den  höheren  Lehranstalten  beschäfiiii; 
ten  Lehrkräfte,  hat  die  Literatur  Oesterreicirs  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  auch  im  Allgemeinen  erfahren.  Hierüber  geben  die  vom 
k.  k.  Ministerium  des  Innern  veranlassten  „Bibliographisch-statistischen 
Uebersichten  der  Literatur  des  österreichischen  Kaiserstaates'"'  ein 
erschöpfendes  Bild  '.  Bis  jetzt  sind  drei  derselben  veröffentlicht., 
und  umfassen  die  in  der  gesaniuiten  Monarchie  vom  1.  September 
1852  bis  Ende  1855  erschienenen  Druckwerke.  Eine  «rosse  Anzahl 
zweckmässig  eingerichteter  Tabellen  gewährt  einen  Ueberblick  so- 
wohl des  Journalwesens  als  der  nicht -periodischen  Literatur  nach 
Fächern,  Sprachen,  Ländern  und  Alodalität  des  Erscheinens,  und 
der  beigegebene  Text  bringt  von  jeder  einigermaassen  bedeutenden 
Arbeit  den  vollen  Titel  mit  einer  kurzen  Besprechung  des  Inhal- 
tes, wodurch  diese  Berichte  neben  dem  nächsten,  administrativen 
Zwecke  auch  zu  einem  trefTlichen  Hand  buche  literarischer  Thätis;- 
keit  heranwachsen.  Nach  dem  letzten  derselben  erschienen  im 
Jahre  1855: 

'  Verfasser  dersellten  ist  der  Vorsland  der  adiniiiistrativeii  HiLdintliek 
im   Miiiisteriuiii  des  Innern,  Dr.  Constaniiii   Wiirzbaeh  %(mi  TannenLerg. 
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h)   Periodische  Literatur. 

Politische     Nicht  politische    ^ 
Blatter.  Fachlilatter. 

Oesterreich  unter  der  Enns    .     .     .     2l                84  105 

Oesterreich  ob  der  Enns    ....        1                13  14 

Salzburg 2               10  12 

Steiermark 1                  9  10 

Kärnthen 1                  6  7 

Krain        1                  5  6 

Küstenland 3                15  18 

Tirol 6                11  17 

Böhmen 3                41  44 

Mähren 5                16  21 

Schlesien 1                  7  8 

Galizien 3                12  15 

Bukowina —                  1  1 

Dalmatien 2                  1  3 

Lombardie 9                56  65 

Venedig 3               25  28 

Ungern 8                44  52 

Wojwodschaft  und  Banat  ....       2                  8  10 

Kroatien  und  Slavonien      ....       2                  5  7 

Siebenbürgen ,     .       4                  8  12 

Militärgränze —                 —  — 

Summe     78             ^77  455 

b)  Nicht-periodische  Literatur*. 

Bände  und      Druck- 
Hefte,  bogen. 
Encyklopädien ,    Gesammtausgaben,    Literaturge- 
schichte            168  2.078 

Theologie,  Kircheugeschichte 247  3.584 

Andachtsbücher,  Predigten 836  7.505 

Erziehungs-  und  Jugendschriften 528  4.903 

Sprachwissenschaft       197  1.681 

'  Von  der  GesammLzahl  der  Bände  und  Hefte  erschienen  1806  in 
deulscher,  1497  in  italienischer,  640  in  magyarischer,  208  in  czechischer, 
187  in  lateinischer,  116  in  polnischer,  60  in  serbo- kroatischer,  41  in 
slovenischer,  je  30  in  hebräischer  und  französischer,  25  in  romanischer, 
13  in  ruthenischer,  9  in  armenischer,  5  in  alt-slavischer,  4  in  englischer 
und  je  1  in  griechischer  und  spanischer  Sprache. 
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Künde  iiiul  Diiick- 

Ilotto.  I)f)t;('ii. 

Philosophie 27  257 

Staats-  und  Rechtswissenschaft 472  32.854 

Statistik 518  2.974 

Geschichte  und  Hilfswissenschaften     ._....  532  3.535 

Geographie,  Tojjographie  und  Ethnooraphie   .     .  153  1.118 

Landkarten 1  91 

Naturwissenschaft 136  1.508 

Heilwissenschaft       315  2.368 

Mathematik,  Astronomie 23  176 

Kriegswesen,  Marine 29  487 

Haus-,  Land-  und  Forst -Wirthschaft     ....  157  1.709 

Handel  und  Gewerbe 153  3.742 

Bauwissenschaft,  Communicationen 8(>  636 

Schöne  Künste:  Unterhaltungsblätter,  Almanache  211  4.645 

Gedichte       141  1.013 

Romane 504  5.649 

Theater 170  669. 

Kalender 232  2.050 

Gelegenheitsschriften 232  434 

Kunstschriften 176  286 


Summe     6.244      85.952 

8.   22. 

20.     C  u  1  t  u  .s. 

Die  Neugestaltung  des  gesammten  Staatsgebäudes  konnte 
nicht  verfehlen,  ihre  tief  eindringende  Rückwirkung  auch 
auf  die  Verhältnisse  der  Kirche  zum  Staate,  welche  sich  in 
Oesterreich  in  historischer  Folge  eigenthiimlich  gestaltet 
hatten,  zu  äussern.  Diesen  Einfluss  charakterisirt  der  ge- 
setzlich ausgesprochene  Grundsatz,  dass  jede  gesetzlich  an- 
erkannte Kirche  und  Religions- Gemeinschaft  in  dem  Rechte 
der  gemeinsamen  öilentlichen  Religions -Uebung,  in  der 
selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten ,  ferner  im 
Besitze  und  Genüsse  der,  für  ihre  Cultus-,  Unterrichts-  und 
Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 

V.  Czocrnig,  Oesterreich's  Neiigesl.-iltiin^'  40 
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Fonde    eiliulten    und    gescliützt   wird,    wobei   dieselben    den 
ungemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  bleiben. 

Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  führt(i  namentlich 
zu  wichtigen  Reformen  in  der  Gesetzgebung  bezüglich  der 
Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  zur  Staats -Gewalt. 
Bis  dahin  hatte  letztere  sich  bestimmt  gefunden,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  diese  Verhältnisse  festzusetzen ,  wo- 
durch die  Kirche,  insoweit  es  nicht  das  Dogma  betraf,  dem 
Staate  untergeordnet  wurde.  Nunmehr  aber  gelangte  die 
katholische  Kirche  zu  einer  selbstständigen  Stellung  im  Staate, 
und  wurden  die  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  Kirche 
und  Staat  einer  gemeinsamen  Regelung  unterworfen.  Um 
diese  im  unmittelbaren  Verkehre  ndt  den  Bischöfen  zu  be- 
rathen,  hatte  das  Ministerium  die  Bischöfe  der  deutsch- 
slavischen  Kronländer  bereits  im  Jahre  1849  zu  einer  Ver- 
sammlung nach  Wien  berufen.  Im  Einklänge  mit  den  von 
dieser  bischöflichen  Versammlung  gefassten  Beschlüssen  Avur- 
den  von  Seite  der  Staatsgewalt  die  Bischöfe  von  den  bis- 
herigen Beschränkungen  in  der  Ausübung  ihrer  oberhirt- 
lichen  Amtsgewalt  losgezählt,  ihnen  in  geistlichen  Angele- 
genheiten die  freie  Bewegung  zugestanden ,  die  Anordnungen 
über  den  Gottesdienst  ihrer  ausschliesslichen  Verfügung  über- 
wiesen ,  die  Ausübung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  und 
Disciplinar- Gewalt  sichergestellt,  und  die  Beziehungen  der 
geistlichen  zu  den  Regierungs -Behörden  geregelt.  Auch 
über  den  Einfluss  der  katholischen  Geistlichkeit  auf  den 
öffentlichen  Unterricht  erfolgten  die  bereits  im  vorhergehen- 
den Paragraphe  erwähnten  Bestimmungen.  In  den  ungri- 
schen  und  italienischen  Kronländern  hatte  die  Kirche  bereits 
früher  eine  in  vielfacher  Beziehung  freiere  Stellung. 

Diese  vorläufigen  Einleitungen  erhielten  ihren  Abschluss 
durch  das  Concore! at,  welches  behufs  der  V^ereinbarung 
der  weltlichen  und  geistlichen  Obergewalt  über  die  noch 
schwebenden   Fragen,    der    gegenseitigen    Beziehungen    und 
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tier  Sauctionirung  der  getroffenen  Entscheidungen  durch  die 
höchste  Kirchengewalt,  unterm  18.  August  1855  zwischen 
Seiner  k.  k.  apostolischen  Majestät  und  dem  heiligen  Stuhle 
abgeschlossen  wurde.  Durch  dieses  Concordat  erhielt  die 
katholische  Kirche  ihre  volle  Freiheit  in  Ausübung  der  ihr 
zustehenden,  aus  dem  kirchlichen  Verbände  fliessenden  Rechte, 
insbesondere  in  Handhabung  der  Aufsicht  und  Disciplin  über 
die  den  Bischöfen  untergeordnete  Geistlichkeit,  in  der  Er- 
ziehung und  Unterweisung  der  für  den  geistlichen  Stand 
bestimmten  Jugend,  in  der  Anordnung  der  gottesdienstlichen 
Handlungen,  sowie  auch  der  Einfluss  der  Kirchengewalt  auf 
die  Erziehung  und  den  religiösen  Unterricht  der  katholischen 
Jugend  in  seinem  ganzen  Umfange  hergestellt  wurde.  In 
bürgerlicher  Beziehung  wurden  der  Geistlichkeit  die  ihrem 
Stande  entsprechenden  Rücksichten  und  Vorrechte  gesetzlich 
festgestellt,  und  alle  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Erwer- 
bung des  Eigenthumes  durch  die  Kirche  aufgehoben.  In  den 
Fällen,  wo  die  Anordnungen  der  kirchlichen  Oberen  der 
Unterstützung  des  weltlichen  Armes  bedürfen,  wurde  die- 
selbe zugesichert,  wobei  sich  jedoch  die  Regierung,  welcher 
im  Allgemeinen  die  Prüfung  der  thatsächlichen  Umstände 
zusteht,  insbesondere  die  Zustinnnung  zu  gewissen  den  geist- 
lichen Oberen  eingeräumten  Ernennungen ,  beziehungsweise 
die  Geltendmachung  öffentlicher  Rücksichten,  vorbehielt. 

Eine  im  Jahre  1856  nach  Wien  einberufene  Conferenz 
aller  katholischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  gesammten 
Reiches  hatte  die  Aufgabe,  die  Durchführungsbestimnmngen 
des  Concordates  zu  entwerfen,  und  die  weiteren  daraus  sich 
ergebenden  Fragen  zu  lösen.  In  Folge  ihrer  Beratimngen 
wurde  ein  neues  Ehegesetz  erlassen,  kraft  dessen  die  Ver- 
handlungen über  Schliessung  und  Trennung  der  Ehe,  sowie 
über  die  Ungiltigkeitscrklärung  derselben  ^  den  geistlichen 
von  den  Bischöfen  bestellten  Ehegerichten  zustehen,  welche 
nach    den    Vorschriften     des     canonischen    Rechtes    (dessen 
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Bestiinmungeii  in  das  Ehegesetz  aufgenommen  \\  nrdcn)  Recht 
sprechen,   während   die  Civil -Gerichte  fortan  nur  noch  iU)er 
die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  zu  entscheiden  haben. 
Der  Eingangs   erwähnte  Grundsatz  zog  nicht  allein  die 
Reform  der  Gesetzgebung  über  die  Angelegenheiten  der  ka- 
tholischen Kirche,  welche  hierdurch  eine  dem  religiösen  Be- 
dürfnisse im  weitesten  Umfange  Anerkennung    zollende  Re- 
gelung erhielt,  nach  sich,  sondern  erstreckte  seine  Wirkung 
auch   auf  die  anderen  Glaubensgenossen.     Die  Protestan- 
ten erhielten    in  den  deutschen  und  slavischen  Kronländern 
(in  den  ungrischen  Kronländern   war  diess  schon  früher  der 
Fall    gewesen)    die    unbeschränkte    Ausübung    ihres    Gottes- 
dienstes  sammt   den    übrigen  Rechten   einer   freien  Kirchen- 
gemeinde, und  in  den  ungrischen  Kronländern,  wo  die  seit 
Alters   her   ausgebildeten   kirchlichen   Verhältnisse  der   Pro- 
testanten  einer  bestimmenden   gesetzlichen  Regelung  bedür- 
fen, sind    kürzlich   die  Einleitungen   getroffen   worden,    die- 
selbe  im  Einvernehmen    mit   den  bezüglichen  Corporationen 
anzubahnen.     Die    griechisch-n  ich  t  -  unir  te    Religions- 
Genossenschaft    erlangte    durch    die    Wiederherstellung    des 
Patriarchates  ihren  Zusammenhang  und  einheitliche  Leitung, 
wie   auch  für  die  Erhaltung   des  Vermögens   der  Bisthümer 
Fürsorge    getroffen    wurde.     Auch    die    Israeliten    hatten 
sich  als  Religions-Genossenschaft  der  Folge  jenes  Grundsatzes 
und  der  damit  zusammenhängenden  Befreiung  von  mancher- 
lei Beschränkungen,    namentlich  rücksichtlich  der  Orte,   wo 
sie    sich    auflialten    konnten,    und    der   Zahl    der    Familien, 
welche  in   dem   einen   oder   anderen  Kronl^ude  sich  nieder- 
lassen   durften,    zu    erfreuen.      Nur   hinsichtlich    der   Besitz- 
fähigkeit der  Juden  (insoferne   es   sich    um  neue  Erwerbun- 
gen handelt)    wurde   die   endliche  Regelung  einer  künftigen 
Schiussfassung  vorbehalten. 

Wenn  man  auf  die  gewaltigen  Religionskämpfe  zurück- 
blickt,   welche    die   Blätter    der   österreichischen   Geschichte 
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füllen,  SC)  wird  es  erklärlicli,  dass  auf  diescin  die  lieili<isteii 
Güter  des  Mensclien  berülirendeii  Felde  keine  diircligreifende 
Aenderung-  vor  sich  gehen  kann,  ohne  eine  den  auseinan- 
dergehenden Ansichten  entsprechende  verschiedene  Auffas- 
sung hervorzurufen.  Darin  aber  vereinigen  sich  alle  Mei- 
nungen, dass  der  Staatsbürger,  vorbehaltlich  der  Unterord- 
nung unter  die  allgemeinen  Staatsgesetze,  das  Recht  habe, 
seiner  religiösen  Ueberzeugung  zu  folgen,  und  soferne  sich 
dieselbe  einer  geregelten  Kirchengemeinschaft  anschliesst,  für 
dieselbe  die  ungehinderte  PHege  der  geistlichen  Bedürfnisse 
und  Ausübung  der  bürgerlichen  Verwaltung  anzusprechen. 
Dieser  Anschauung  könnnt  der  von  der  österreichischen  Re- 
gierung an  die  Spitze  ihrer  Reform  der  Gesetzgebung  in  Cul- 
tus- Angelegenheiten  gestellte  Grundsatz  entgegen,  dessen 
nach  allen  Seiten  hin  zur  Ausführung  gelangende  Conse- 
quenzen  den  Gegenstand  der  neuesten  und  der  noch  bevor- 
stehenden gesetzlichen  Regelungen  bilden. 

Im  Verlaufe  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  sich  das  Verhält'- 
uiss  Oesterreich's  zur  katholischen  Kirche  wesentlich  umge- 
staltet. Die  Richtung  der  Regierungsmaassregeln ,  welche  bis  zum 
Tode  Kaiser  Karl"«  VI.  eine  streng  riknisch  -  katholische  geblieben 
war,  wendete  sich  schon  unter  Mai'iu  Theresia,  besonders  seit  der 
Staatskanzler  Fürst  Kaunitz  an  die  Spitze  der  Geschäfte  trat,  der 
Gründung  einer  wclUicheu  Suprematie  in  Kirehensachcn  zu.  Die 
Einfidu-ung  des  placetum  regium  übertrug  die  Ertheilung  der  Rechts- 
kraft für  kirchliche  Anordnungen  an  den  Staat;  die  Neugestaltung 
des  Unterriclitswesens  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  löste  den 
bisherigen  Zusanunenhang  der  Studienleitung  mit  der  (ausserhalb 
der  ungrischen  Länder  und  Schlesien's  damals  noch  ausschliessend 
gesetzlich  bestehenden)  kaüiolischen  Kirche,  die  Verhäiigung  äusser- 
licher  Kirchenstrafen  wurde  verboten,  das  Amortisations-Gesetz  ver- 
schärft. Die  umfassenden  Reformen  Josepir«  II.  trennten  die  Ver- 
bindungen österreichischer  Dii'tcesen  mit  auswärtigen,  liolien  eine 
grosse  Anzahl  von  Klöstern  auf,  änderten  die  Organisation  der 
fortbestehenden  Ordensliäuser,  beseitigten  alle  religiösen  Vereine, 
übertrugen  alle  Pfründen- Verleihungen  im   österreichischen  Gebiete 
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an  einlieiiniöche  Urdiiuirien  und  Patrone,  und  beauftragten  die  neu- 
geschaffenen bischöflichen  Consistorien  und  die  an  Zahl  sehr  ver- 
mehrten Pfarrer  und  Local-Capläne  mit  mancherlei  beamtlichen 
Functionen,  setzten  an  die  Stelle  der  bisclx") fliehen  und  klösterlichen 
Schulen  für  Theologie  die  von  geistlichen  Oberen  ganz  unabhängi- 
gen General-Seminarien ,  nahmen  die  Beseitigung  eingerissener  Miss- 
bräuche zum  Anlass  einer  Neugestaltung  der  gesammten  Gottes- 
dienst-Ordnung, wiesen  den  Clerus  an  die  weltlichen  Gerichte, 
unterwarfen  die  Ehesachen  der  bürgerlichen  Gesetzgebung  und  die 
Verwaltung  des  kirchlichen  Eigenthumes  der  ausschliessenden  Con- 
trole  des  Staates. 

Leopold  II.  that  zwar  dem  Weitergreifen  der  Reformen  Einhalt, 
hielt  aber  die  Grundsätze  derselben  fest;  doch  sistirte  er  die  Klöster- 
aufhebung, löste  die  General-Seminarien  auf  und  gestattete  Abwei- 
chungen von  der  Josephinischen  Gottesdienst-Ordnung.  Auch  wäh- 
rend des  ersten  Decenniums  der  Regierung  Franz  I.  (1792  bis  1802) 
blieb  der  Gang  der  Staatsverwaltung  derselbe,  und  in  den  neu  er- 
worbenen Provinzen  West-Galizien ,  Venedig,  Venezianisch-Istrien 
und  Dalmatien  wurden  die  kirchlichen  Zustände  der  älteren  Erb- 
länder gleichfalls  eingeführt.  Erst  seit  dem  Jahre  1802  fand  man 
sich  veranlasst,  auch  die  Gesetzgebung  über  das  Ordenswesen  zu 
modiliciren,  den  Consistorien  die  Schulen-Oberaufsicht  zu  übertra- 
gen, den  Bischöfen  die  Beaufsichtigung  des  religiösen  Unterrichtes 
wieder  einzuräumen.  Noch  weiter  als  die  Gesetzgebung  ging  die 
Art  ihrer  praktischen  Handhabung  in  dem  Bestreben,  die  Kirche 
,  in  vielen  Stücken  zu  ihren  alten  Zuständen  zurückzuführen.  Die 
geänderte  Richtung  des  Zeitgeistes  ',  die  Uebei'handnahme  kirch- 
licher Ideen,  namentlich  unter  der  jüngeren  Geistlichkeit,  begün- 
stigten dieses  Streben,  und  schon  1833  wurden  Verhandlungen  an- 
geknüpft, um  eine  Ordnung  der  österreichischen  Kirchenzuslände 
durch  ein  Concordat  mit  dem  ])äpstlichen  Stuhle  zu  versuchen. 

Die  grossen  Veränderungen  in  dem  Staats-Organismus  Oester- 
reich's,  welche  die  Regierung  des  Kaisers  Franz  Joseph  1.  mit  sich 
brachte,  mussten  das  Bedürfniss  immer  fühlbarer  machen,  zu  einer 
solchen  Ordninig  zu  gelangen,  welche  allein  geeignet  wäre,  den 
Ausgangspunct  jeder  weiteren  kirchlichen  Entwicklung  zu  bilden. 
Ein  kai.serliches  Patent  vom  4.  März  1849  sprach  IVir  die  deutschen 

'  Von  1782  bis  1821  fand  in  Wien  kein  Kirohenbau  Statt;  seither 
erwachte  das  Streben,  auch  in  dieser  lieziehnn"-  dem  ausserordentliclion 
Anwachsen  der  Bevölkerung  zu  geniigen. 


031 


und  slavisclR'ii  Kroiiläiider  (init  Einschluss  DHlmatieu's)  bereits  aus, 
dass  jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und  ReHgions- Gesellschaft 
in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions-Uehung,  in 
der  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenhei- 
ten, im  Besitze  und  Genüsse  der  für  ihre  Cultus-,  Unterrichts- 
und Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fonde  erhalten  und  geschützt  werde,  wobei  sie  nur  den  allgemei- 
nen Staatsgesetzen  unterworfen  bleibe  '.  Um  diesen  Grundsatz 
auch  in  das  Leben  einzuführen,  wurde  an  die  Bischöfe  der  erwähn- 
ten Kronländer  die  Einladung  erlassen,  sich  in  Wien  zu  versam- 
meln ,  damit  das  Ministei'iiun  zur  Berathung  der  Stellung,  welche 
die  katholische  Kirche  auf  Grundlage  jener  Bestimmungen  im  Reiche 
künftig  einnehmen  werde,  mit  ihnen  in  unmittelbaren  Verkehr  tre- 
ten könne.  Im  Einklänge  mit  den  Beschlüssen  der  bischöf- 
lichen Versammlung  wurde  allen  Katholiken  des  Reiches  ge- 
stattet, ohne  vorläufige  Zustimmung  der  weltlichen  Behörde  in  geist- 
lichen Angelegenheiten  in  Verkehr  mit  dem  Papste  zu  treten,  den 
kirchlichen  Oberen  insbesondere  aber  das  Recht  zurückgegeben, 
über  Gegenstände  ihrer  Amtsgewalt  Anordnungen  zu  erlassen 
(welche  nur,  insoferne  sie  äussere  Wirkungen  nach  sich  ziehen 
oder  öffentlich  kundgemacht  werden  sollen,  den  Regierungsbehör- 
den mitzutheilen  sind),  Kirchenstrafen,  welche  auf  bürgerliche 
Rechte  keine  Rückwirkung  üben,  zu  verhängen,  die  Verwalter 
von  Kirchenämtern,  die  ihre  Pflichten  nicht  erfüllen,  zu  suspen- 
diren  oder  abzusetzen,  und  zur  Durchführung  dieses  Erkenntnisses 
die  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  in  Ans})ruch  zu  nehmen  ^.  Jeder 
katholische  Religions-Lehrer,  Docent  oder  Professor  der  Tlieologie 
bedarf  fortan  der  Ermächtigung  des  Diöcesan-Bischofes,  welche  ihm 
jederzeit  wieder  entzogen  werden  kann;  den  Alumnen  des  Diöce- 
san -Seminars  zeichnet  der  Bischof  die  zu  hörenden  Vorträge  und 
abzulegenden  Prüfungen  vor,  ernennt  die  Hälfte  der  Prüfungs-Com- 
missäre  zu  den  theologischen  Rigorosen,  und  nimmt  den  Candida- 
ten  der  Doctors-Würde  das  tridentinische  Cflaubensbekenntniss  ab  *. 
Zur  Erlangung  jedes  Amtes  selbstständiger  Seelsorge  ist  erforder- 
lich,   dass   der  Bewerber  drei  Jahre  die  Befugniss  zur  Verwaltung 

'   Bestätigt  mit  kaiserlicliem  I'iiteiite  vom  31.  DeccmiHT  1851. 

^  Kai-scrliclie  Veiord.  vom  18.  Aju-il  J85(». 

'  Kaiserliclic  Verord.  vom  '2'S  Apiil  1850.  Die  hierauf  gegriiiideten 
Minisierial -Erlasse  ^()m  28.  und  30.  Juni  1850  wui-deii  bereits  im  §.  21 
im  Detail  besprochen. 
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der  Seelsorge  ausgeübt  und  die  Pfarr-Ooncurs-Prüfung  in  der  hi-- 
f reffenden  Diüeese  mit  gutem  Erfolge  bestanden  habe;  nur  Profes- 
soren und  Doctoren  der  Theologie  oder  ausgezeichnete  Schriftsteller 
im  theologischen  Fache  kimnen  hiervon  dispensirt,  von  Wiederho- 
lung der  Prüfung  nach  sechs  Jahren  auch  Solche  losgezählt  wer- 
den, welche  als  Seelsorger  oder  in  anderer  Weise  ihre  theologi- 
schen Kenntnisse  hinreichend  erprobt  haben.  Jedem  Bischöfe  steht 
es  frei,  den  Gottesdienst  im  Sinne  der  von  der  Versammlung  der 
Bischöfe  aefassten  Beschlüsse  zu  ordnen  und  zu  leiten.  Die  Unter- 
suchung  gegen  einen  Geistlichen  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens  steht  der  competenten  Gerichtsbehörde  zu,  doch  kann 
im  Falle  der  Verurtheilung  der  Bisclujf  die  Mittheilung  der  Acten 
verlangen';  sonstige  Beschwerden  über  eine  geistliche  Amtsführung 
oder  das  Betragen  eines  Geistlichen  sind  an  die  kirchlichen  Vorgesetz- 
ten zu  weisen,  und  nur  bei  sehr  dringenden  Fällen  ist  mit  Erhebung 
des  Thatbestandes  vorzugehen.  Wird  die  Entfernung  eines  Geistlichen 
vom  Amte  durch  eine  Behörde  als  nothwendig  erkannt,  so  hat  sie 
sich  desshalb  vorerst  mit  seinem  kirchlichen  Obern  in  das  Einver- 
nehmen zu  setzen-.  An  Orten,  wo  die  katholische  Bevölkerung 
die  Mehrzahl  bildet,  darf  die  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  weder 
durch  geräuschvolle  Arbeiten  noch  durch  öffentlichen  Handels- 
betrieb gestört  werden.  Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
23.  Juni  1852  wurde  auch  die  früher  gegen,  die  Orden  der  Jesuiten 
und  Redemtoristen  getroffene  Verfügung  ausser  Kraft  gesetzt. 

Behufs  einer  Vereinbarung  über  die  noch  schwebenden  Fragen 
und  einer  Sanctionirung  der  schon  getrolfenen  Entscheidungen  durch 
die  höchste  Kirchengewalt  wurden  sofort  Unterhandlungen  über  ein 
Concordat  mit  dem  apostolischen  Stuhle  angeknüpft,  und 
führten  am  18.  Auaust  1855  zum  Abschlüsse  des  Vertrages,  dessen 
Inhalt  nach  erfolgter  Ratilication  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
\oni    5.  November   1855   kundgemacht   wurde  ^.      Eine   Ergänzung 

'  Minist. -Verord.  vom  3.  September  1850. 

^  Minist. -Veroi-d.  vom  15.  Juli  1850. 

^  Die  Bestimmungen  dieses  in  das  Voliisleljen  des  gesummten  Kaiser- 
staales so  tief  eingreifenden  Vertrages  lauten  wie  folgt: 

1.  Artikel.  Die  heilige  römisch-katholische  Religion  wird  mit  ;iilen 
Befugnissen  und  Vorrechten,  deren  dieselbe  nach  der  Anordnung  Gottes 
und  den  Bestimmungen  der  Kirchengesetze  geniessen  soll,  im  ganzen  Kai- 
serthume  üesterreich  und  allen  Ländern,  aus  welchen  dasselbe  besteht, 
immerdar  aufrecht  erhalten  werden. 
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desselben   bildet  das  Sehreiben,    welches   der  Fürst-Erzbischof  von 
Wien,   Joseph  Otliiiiar  Ritter   von    Rauscher,   als   Vollinachtträger 

2.  Artikel.  Da  der  römische  Papst  den  Primat  der  Ehre  wie  der 
(ierichtsbarkeit  in  der  ganzen  Kirche,  so  weit  sie  reicht,  nach  göttlicliem 
Gesetze  inne  hat,  so  wird  der  Wechsel  verkehr  zwischen  den  Bischöfen, 
der  Geistlichkeit,  dem  Volke  und  dem  heiligen  Stuhle  in  geistlichen  Dingen 
und  kirchlichen  Angelegenheiten  einer  Nothwendigkeit,  die  landesfürstliche 
Bewilligung  nachzusuchen,  nicht  unterliegen,  sondern  vollkommen  frei  sein. 

3.  Artikel.  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  mit  der 
Geistlichkeit  und  dem  Volke  ihrer  Kirchensprengel  zu  dem  Zwecke,  um 
ihres  Hirtenamtes  zu  walten,  frei  verkehren,  frei  werden  sie  auch  Beleh- 
rungen und  Verordnungen  über   kirchliche  Angelegenheiten   kundmachen. 

4.  Artikel.  Eben  so  werden  Erzbischöfe  und  Bischöfe  die  Freiheit 
haben,  Alles  zu  üben,  was  denselben  zur  Regierung  ihrer  Kirchenspren- 
gel, laut  Erklärung  oder  Verfügung  der  heiligen  Kii'chengesetze,  nach 
der  gegenwärtigen,  vom  heiligen  Stuhle  gutgeheissenen  Disciplin  der  Kirche 
gebührt,  und  insbesondere: 

a)  Als  Stellvertreter,  Räthe  und  Gehülfen  ihrer  Verwaltung  alle  jene  Geist- 
lichen zu  bestellen,  welche  sie  zu  besagten  Aemtern  als  tauglich  erachten. 

b)  Diejenigen,  welche  sie  als  ihren  Kirchensprengeln  nothwendig  oder 
nützlich  erachten,  in  den  geistlichen  Stand  aufzunehmen  und  zu 
den  heiligen  Weihen  nach  Vorschrift  der  Kirchengesetze  zu  be- 
fördern, und  im  Gegentheile  die,  welche  sie  für  unwürdig  halten, 
vom  Empfang  der  Weihen  auszuschliessen. 

c)  Kleinere  Pfründen  zu  errichten,  und  nachdem  sie  mit  Seiner  kaiser- 
lichen Majestät  vorzüglich  wegen  entsprechender  Anweisung  der 
Einkünfte  sich  einverstanden  haben,  Pfarren  zu  gründen,  zu  theilen 
oder  zu  vereinigen. 

d)  Oeffentliche  Gebete  und  andere  fromme  Werke  zu  verordnen,  wenn 
es  das  Wohl  der  Kirche,  des  Staates  oder  des  Volkes  erfordert,  in- 
gleichen Bittgänge  und  Wallfahrten  auszuschreiben,  die  Leichenbe- 
gängnisse und  alle  anderen  geistlichen  Handlungen  ganz  nach  Vor- 
schrift der  Kirchengesetze  zu  ordnen. 

e)  Provinzial-Ooncilien  und  Diöcesan- Synoden  in  Gcmässheit  der  hei- 
ligen Kirchengesetze  zu  berufen  und  zu  halten,  und  die  Verluunl- 
lungen  derselben  kundzumachen. 

5.  Artikel.  Der  ganze  Unterricht  der  katholischen  Jugend  wird  in 
allen  sowohl  öffentlichen  als  nicht  öffentlichen  Schulen  der  Lehre  der 
katholischen  Religion  angemessen  sein;  die  Bischöfe  aber  werden  kraft 
des  ihnen  eigenen  Hirtenamles  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  in  allen 
öffentlichen  und  nicht  öffentlichen  Lehranstalten  leiten  und  sorgsam  darüber 
wachen,  dass  bei  keinem  Lehrg(/genstande  Etwas  \ork(inime.  was  dem 
katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  zuwiderläufl. 
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Seiner    k.    k.    apostolischen    Majestät,   au    den    Cardinal -Pronuntius 
Viale  Prelä  unterm  18.  August  1855  richtete,    und  das  an  sämmt- 

6.  Artikel.  Niemand  wird  die  heilige  Theologie,  die  Katechetik  oder 
die  Religions- Lehre  in  was  immer  für  einer  öftentlichen  oder  nicht  öfFent- 
lichen  Anstalt  vortragen,  wenn  er  dazu  nicht  von  dem  Bischöfe  des  be- 
treffenden Kirchensprengels  die  Sendung  und  Ermächtigung  empfangen 
hat,  welche  derselbe,  wenn  er  es  für  zweckmässig  hält,  zu  widerrufen 
berechtiget  ist.  Die  öffentlichen  Professoren  der  Theologie  und  Lehrer 
der  Katechetik  werden,  nachdem  der  Bischof  über  den  Glauben,  die 
Wissenschaft  und  Frömmigkeit  der  Bewerber  sich  ausgesprochen  hat,  aus 
Jenen  ernannt  werden,  welchen  er  die  Sendung  und  Vollmacht  des  Lehr- 
amtes zu  ertheilen  bereit  ist.  Wo  aber  einige  Professoren  der  theologischen 
Facultät  von  dem  Bischöfe  verwendet  zu  werden  pflegen,  um  die  Zöglinge 
des  bischöflichen  Seminares  in  der  Theologie  zu  unterrichten,  werden  zu 
solchen  Professoren  immerdar  Männer  bestellt  werden,  welche  der  Bischof 
zu  Verwaltung  gedachten  Amtes  für  vorzugsweise  tauglich  hält.  Bei  Prüfung 
Derjenigen,  welche  sich  für  das  Doctorat  der  Theologie  oder  des  canonischen 
Rechtes  befähigen  wollen,  wird  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfenden  aus  Doc- 
loren  der  Theologie  oder  beziehungsweise  des  canonischen  Rechtes  bestellen. 

7.  Artikel.  In  den  für  die  katholische  Jugend  bestimmten  Gymnasien 
und  mittleren  Schulen  überhaupt  werden  nur  Katholiken  zu  Professoren 
oder  Lehrern  ernannt  werden,  und  der  ganze  Unterricht  wird  nach  Maass- 
gabe des  Gegenstandes  dazu  geeignet  sein,  das  Gesetz  des  christlichen 
Lebens  dem  Herzen  einzuprägen.  Welche  Lehrbücher  in  gedachten  Schulen 
bei  dem  Vortrage  der  Religion  zu  gebrauchen  seien,  werden  die  Bischöfe 
kraft  einer  mit  einander  gepllogenen  Berathung  festsetzen.  Hinsichtlich 
der  Bestellung  vou  Religions -Lehrern  für  Gymnasien  und  mittlere  Schulen 
werden  die  heilsamen  darüber  erllossenen  Verordnungen  in  Kraft  verbleiben. 

8.  Artikel.  Alle  Lehrer  der  für  Katholiken  bestimmten  Volksschulen 
werden  der  kirchlichen  Beaufsichtigung  unterstehen.  Den  Schul -Überauf- 
seher des  Kirchensprengels  wird  Seine  Majestät  aus  den  vom  Bischöfe 
vorgeschlagenen  Männern  ernennen.  Falls  in  gedachten  Schulen  für  den 
Religions -Unterricht  nicht  hinlänglich  gesorgt  wäre,  steht  es  dem  Bischöfe 
frei,  einen  Geistlichen  zu  bestimmen  um  den  Schülern  die  Anfangsgründe 
des  Glaubens  vorzutragen.  Der  Glaube  und  die  Sittlichkeit  des  zum 
Schullehrer  zu  Bestellenden  muss  makellos  sein.  ^Ver  vom  rechten  Pfade 
abirrt,  wird  von  seiner  Stelle  entfernt  werden. 

9.  Artikel.  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  die 
denselben  eigene  Macht  mit  vollkommener  Freiheit  üben,  um  Bücher, 
welche  der  Religion  und  Sittlichkeit  verderblich  sind,  als  verwerflich  zu 
i»ezeichnen  und  die  Gläubigen  von  Lesung  derselben  abzuhalten.  Doch 
auch  die  Regierung  wird  durch  jedes  dem  Zwecke  entsprechende  Mittel 
verliüten.  dass  derlei  Bücher  im  Kaiserthume  verbreitet  werden. 
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liehe  katholische  Erzbischofe  und  Bischöfe  der  Monarchie  erlcissen(> 
Schreiben  des  k,  k.  Ministers  für  Ciiltus  und  Unterricht,  Leo  Grafen 

lü.  Artikel.  Da  alle  kirchlichen  Rechtsfälle  und  insbesondere  jene, 
welche  den  Glauben,  die  Sacramente,  die  geistlichen  Verrichtungen-  und 
lue  mit  dem  geistlichen  Amte  verbundenen  Ptlichten  und  Rechte  betreffen. 
einzig  und  allein  vor  das  kirchliche  Gericht  gehören,  so  wird  über  die- 
selben der  kirchliche  Richter  erkennen,  und  es  hat  somit  dieser  auch 
über  die  Eliesachen  nach  Vorschrift  der  heiligen  Kirchengesetze  und 
namentlich  der  Verordnungen  ^on  Trient  zu  urtheilen  und  nur  die  bür- 
gerlichen Wirkungen  der  Ehe  an  den  weltlichen  Richter  zu  verweisen. 
Was  die  Eheverlöbnisse  betrifft  so  wird  die  Kirchengewalt  über  deren 
Vorhandensein  und  ihren  Einfluss  auf  die  Begründung  von  Ehehinder- 
nissen entscheiden  und  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  halten,  welche 
dasselbe  Concilium  von  Trient  und  das  apostolische  Schreiben,  welches 
mit  „auctorem  tidei"  beginnt ,  erlassen  hat. 

11.  Artikel.  Den  Bischöfen  wird  es  frei  stehen,  wider  Geistliche, 
welche  keine  anständige  geistliche,  ihrer  Stellung  und  Würde  entspre- 
chende Kleidung  tragen  oder  aus  was  immer  für  einer  Ursache  der  Ahn- 
dung würdig  sind,  die  von  den  heiligen  Kirchengesetzen  ausgesprochenen 
Strafen  oder  auch  andere,  welche  die  Bischöfe  für  angemessen  halten, 
zu  verhängen  und  sie  in  Klöstern,  Seminarien  oder  diesem  Zwecke  zu 
widmenden  Häusern  unter  Aufsicht  zu  halten.  Ingleichen  sollen  dieselben 
durchaus  nicht  gehindert  sein,  wider  alle  Gläubigen,  welche  die  kirchlichen 
Anordnungen  und  Gesetze  übertreten,  mit  kirchlichen  Strafen  einzuschreiten. 

12.  Artikel.  Ueber  das  Patronats -Recht  wird  das  kirchliche  Gericht 
entscheiden;  doch  gibt  der  heilige  Stuhl  seine  Einwilligung,  dass,  wenn 
es  sich  um  ein  weltliches  Patronats -Recht  handelt,  die  weltlichen  Gerichte 
über  die  Nachfolge  in  demselben  sprechen  können,  der  Streit  möge  zwischen 
den  wahren  und  angeblichen  Patronen  oder  zwischen  Geistlichen,  welche 
von  diesen  Patronen  für  die  Pfründe  bezeichnet  wurden,  geführt  werden. 

13.  Artikel.  Mit  Rücksicht  auf  die  Zeitverhältnisse  gibt  der  heilige 
Stuhl  seine  Zustimmung,  dass  die  bloss  weltlichen  Rechtssachen  der  Geist- 
lichen, wie  Verträge  über  das  Eigenthumsrecht ,  Schulden.  Erbschaften, 
von  dem  weltlichen  Gerichte  unteisiicht  und  entschieden  werden. 

14.  Artikel.  Aus  eben  diesem  Grunde  hindert  der  heilige  Stuhl  nicht, 
dass  die  Geistlichen  wegen  Verbrechen  oder  anderen  Vergehungen,  wider 
welche  die  Strafgesetze  des  Kaiserthumes  gerichtet  sind,  vor  das  weliiiclic 
Gericht  gestellt  werden;  doch  liegt  es  demselben  ob,  hiervon  den  Bischof 
ohne  Verzug  in  Kenntniss  zu  setzen.  Bei  Verhaftung  und  Festhalinng 
des  Schuldigen  wird  man  jene  Rücksichten  beobachten,  welche  die  dem 
geistlichen  Stande  gebührende  Achtung  erheischt.  Wenn  das  wider  einen 
Geistlichen  gefällte  Urtheil  auf  Tod  oder  auf  Kerker  von  mehr  als  fünf 
Jahren  lautet,   so  wird  man  jederzeit   dem  Bischöfe   die  Gerichlsverhand- 
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von  Tluiii,  vom  25.  Januar  J856,  sowie  sich  über  den  Geist,  in 
welchem   das  Concordat   aufzufassen  ist,   und  ül)er  die  Ausiuhrnng 

hmgen  niittlieilen  und  ihm  möglich  machen,  den  Schuldigen  in  soweit 
/u  verhören,  als  es  nothwendig  ist,  damit  er  über  die  zu  verhängende 
Kirchenstrafe  entscheiden  könne.  Dasselbe  wird  auf  Verlangen  des  Bischofes 
auch  dann  geschehen ,  wenn  auf  eine  geringere  Strafe  erkannt  worden 
ist.  Geistliche  werden  die  Kerkerstrafe  stets  an  Orten  erleiden,  wo  sie 
von  Weltlichen  abgesondert  sind.  Im  Falle  einer  Verurtheilung  wegen  Ver- 
gehen oder  üebertretuiigen  werden  sie  in  ein  Kloster  oder  ein  anderes 
geistliches  Haus  eingeschlossen  werden. 

In  den  Verfügungen  dieses  Artikels  sind  jene  Rechtsfälle,  über  welche 
das  Concilium  von  Tiüent  in  der  vierundzwanzigsten  Sitzung  (c  5.  de  ref.) 
\ erordnet  hat,  keineswegs  einbegriffen.  Für  Behandlung  derselben  werden 
der  heilige  Vater  und  Seine  kaiserliche  Majestät,  so  es  nöthig  sein  sollte, 
Vorsorge  treffen. 

15.  Artikel.  Damit  dem  Hause  Gottes ,  welcher  der  König  der  Könige 
und  der  Herrscher  der  Herrschenden  ist,  die  schuldige  Ehrerbietung  be- 
zeigt werde,  soll  die  Immunität  der  Kirchen  in  soweit  beobachtet  werden, 
als  die  öffentliche  Sicherheit  und  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  es 
verstatten. 

16.  Artikel.  Seine  Majestät  der  Kaiser  wird  nicht  dulden,  dass  die 
katholische  Kirche  und  ihr  Glaube,  ihr  Gottesdienst,  ihre  Einrichtungen, 
sei  es  durch  Wort  oder  That  und  Schrift,  der  Verachtung  preisgegeben, 
oder  den  Vorstehern  und  Dienern  der  Kirchen  in  Uebung  ihres  Amtes, 
vorzüglich,  wo  es  sich  um  Wahrung  des  Glaubens,  des  Sittengesetzes 
und  der  kirchlichen  Ordnung  handelt.  Hindernisse  gelegt  werden.  Zudem 
wird  Er  nöthigenfalls  wirksame  Hülfe  leisten,  damit  die  Urtheile,  welche 
der  Bischof  wider  ptlichtvergessene  Geistliche  fällt,  in  Vollstreckung  kom- 
men. Da  es  überdiess  Sein  Wille  ist,  dass  den  Dienern  des  Heiligthums 
die  ihnen  nach  göttlichem  Gesetze  gebührende  Ehre  bezeigt  werde,  so 
wird  Er  nicht  zugeben,  dass  Etwas  geschehe,  was  dieselben  herabsetzen 
oder  verächtlich  machen  könnte,  vielmehr  wird  Er  verordnen,  dass  alle 
Behörden  des  Reiches  sowohl  den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen  selbst  als 
auch  der  Geistlichkeit  bei  jeder  Gelegenheit  die  ihrer  Stellung  gebührende 
Achtung  und   Ehrenbezeigung  erweisen. 

17.  Artikel.  Die  bischöflichen  Seminare  werden  aufrecht  erluiiten, 
und  wo  ihr  Einkommen  für  den  Zweck,  welchem  sie  im  Sinne  des  heili- 
gen Conciliums  von  Trient  dienen  sollen,  nicht  vollkommen  genügt,  wird 
für  dessen  Vermehrung  in  angemessener  Weise  gesorgt  v.erden.  Die  Bi- 
schöfe werden  dieselben  nach  Richtschnur  der  heiligen  Kirchengesetze  mit 
vollem  und  freiem  Rechte  leiten  und  verwalten.  Daher  werden  sie  die 
Vorsteher  und  Professoren  oder  Lehrei-  geilachter  Seminare  ernennen  und 
«anii  immer  sie  es  für  nothwendig  oder  uiitzlich  halten,  wieder  entfernen. 
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maneliev  Artikel  ttui-li  da«  päpstliche  Breve  \om  5.  November  1855 
aussprach. 

auch  Jünglinge  und  Knaben  zur  Heranbildung  in  dieselben  aufnehmen, 
so  wie  sie  zum  Frommen  ihrer  Kirchensprengel  im  Herrn  es  für  dienlich 
erachten.  Diejenigen,  welche  ihren  Unterricht  in  diesen  Seminaren  em- 
pfangen haben,  werden  nach  vorausgegangener  Prüfung  ihrer  Befähigung 
in  all"  und  jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  Beobachtung  der 
betreffenden  Vorschriften  um  jede  Lehrkanzel  ausser  dem  Seminare  sich 
bewerben  können. 

18.  Artikel.  Der  heilige  Stuhl  wird  kraft  des  ihm  zustehenden  Rech- 
tes Kirchensprengel  neu  errichten  oder  neue  Gränzbeschreibungen  derselben 
vornehmen,  wenn  das  geistliche  Wohl  der  Gläubigen  es  erfordert.  Doch 
wird  er  in  einem  solchen  Falle  mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Ein- 
vernehmen treten. 

19.  Artikel.  Seine  Majestät  wird  bei  Auswahl  der  Bischöfe,  welche 
Er  kraft  eines  apostolischen,  von  Seinen  Allerdurchlauchtigsten  Vorfahren 
überkommenen  Vorrechtes  dem  heiligen  Stuhle  zur  canonischen  Einsetzung 
vorschlägt  oder  benennt,  auch  in  Zukunft  des  Rathes  von  Bischöfen,  vor- 
züglich derselben  Kirchenprovinz,  Sich  bedienen. 

20.  Artikel.  Die  Metropoliten  und  Bischöfe  werden,  bevor  sie  die 
Leitung  ihi-er  Kirchen  übernehmen ,  vor  Seiner  kaiserlichen  Majestät  den 
Eid  der  Treue  in  folgenden  Worten  ablegen:  „Ich  schwöre  und  gelobe 
auf  Gottes  heiliges  Evangelium,  wie  es  einem  Bischöfe  geziemt,  Eurer 
kaiserlich -königlichen  Apostolischen  Majestät  und  Allerhöchst  ihren  Nach- 
folgern Gehorsam  und  Treue.  Ingleichen  schwöre  und  gelobe  ich ,  an 
keinem  Verkehre  oder  Anschlage,  welcher  die  öffentliche  Ruhe  gefährdet, 
theilzunehmen  und  weder  inner  noch  ausser  den  Gränzen  des  Reiches 
irgend  eine  verdächtige  Verbindung  zu  unterhalten;  sollte  ich  aber  in 
Erfahrung  bringen,  dass  dem  Staate  irgend  eine  Gefahr  drohe,  zu  Ab- 
wendung derselben  nichts  zu    unterlassen." 

21.  Artikel.  In  allen  Theilen  des  Reiches  wird  es  Erzbischöfen,  Bi- 
schöfen und  sämmtlichen  Geistlichen  frei  stehen,  über  das,  was  sie  zur 
Zeit  ihres  Todes  hinterlassen,  nach  den  heiligen  Kirchengesetzen  zu  ver- 
fügen, deren  Bestimmungen  auch  von  den  gesetzlichen  Erben,  welche  den 
Nachlass  derselben  ohne  letztwillige  Anordnung  antreten,  genau  zu  beobach- 
ten sind.  "In  beiden  Fällen  werden  bei  Bischöfen,  welche  einen  Kirchen- 
sprengel leiten,  die  bischöflichen  Abzeichen  und  Kirchengewande  ausge- 
nommen sein;  denn  diese  sind  als  zum  bischöflichen  Tafelgute  gehörig 
anzusehen  und  gehen  auf  die  Nachfolger  im  Bisthume  über.  Dasselbe 
wird  von  den  Büchern  dort,  wo  es  in  Uebung  ist,  beobachtet  werden. 

22.  Artikel.  An  sämmtlichen  Metropolitan-  oder  erzbischöflichen  und 
Suffragan  Kirchen  vergibt  Seine  Heiligkeit  die  erste  Würde,  ausser  wenn 
dieselbe   einem    weltlichen  Privat -Patrunate    unterliegt,    in    welchem  Falle 
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In  Zusammeiilassiing  aller  dieser  Erläuterungen  erscheint  jede 
willkürliche    Hemmung    der   Kirchengewalt   in    Ausübung    der  ihr 

die  zweite  an  deren  Stelle  treten  wird.  Für  die  übrigen  Dignitäten  und 
Domherren -Pfründen  wird  Seine  Majestät  zu  ernennen  fortfahren,  während 
diejenigen  ausgenommen  bleiben,  welche  zur  freien  bischöflichen  Verleihung 
gehören  oder  einem  rechtmässigen  Patronats- Rechte  unterstehen.  Zu  Dom- 
herren können  nur  Priester  bestellt  werden ,  welche  sowohl  die  von  den 
Kirchengesetzen  allgemein  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzen,  als 
auch  in  der  Seelsorge,  bei  ki ichlichen  Geschäften  oder  im  kirchlichen 
Lehramte  sich  mit  Auszeichnung  verwendet  haben.  Zudem  ist  die  Noth- 
wendigkeit  adeliger  Geburt  oder  adeliger  Titel  aufgehoben,  jedoch  unbe- 
schadet jener  Bedingungen,  welche  als  in  der  Stiftung  beigesetzt  erwiesen 
sind.  Die  löbliche  Gewohnheit  aber,  die  Domherrenstellen  in  Folge  öffent- 
licher Bewerbung  zu  vergeben,  wird,  wo  sie  besteht,  sorgsam  in  Kraft 
erhalten  werden. 

23.  Artikel.  An  den  Metropolitan-  und  bischöflichen  Kirchen  werden, 
wo  sie  fehlen,  der  Canonicus  Pönitentiarius  und  der  Theologalis,  an  den 
Collegiat- Kirchen  aber  der  Canonicus  Theologalis  in  der  durch  das  heilige 
Concilium  von  Trient  in  der  fünften  Sitzung  (c.  1.  de  reform.)  und  in 
der  vierundzwanzigsten  Sitzung  (c.  8.  de  reforni.)  vorgezeichneten  Weise, 
sobald  es  möglich  sein  wird,  eingeführt  und  diese  Pfründen  von  den  Bi- 
schöfen nach  den  Beschlüssen  desselben  Conciliums  und  beziehungsweise 
den  päpstlichen  Anordnungen  vergeben  werden. 

24.  Artikel.  Alle  Pfarren  sind  in  Folge  einer  öffentlich  ausgeschriebe- 
nen Bewerbung  und  mit  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Conciliums 
von  Trient  zu  vergeben.  Bei  Pfarreien,  welche  dem  geistlichen  Patronats- 
Rechte  unterliegen,  werden  die  Patrone  Einen  aus  dreien  präsentiren, 
welciie  der  Bischof  in  der  oben  bezeichneten  Weise  vorschlägt. 

25.  Artikel.  Um  Seiner  des  Kaisers  und  Königs  Franz  Joseph  Aposto- 
lischen Majestät  einen  Beweis  besonderen  Wohlwollens  zu  geben,  ver- 
leihen Seine  Heiligkeit  Demselben  und  Seinen  katholischen  Nachfolgern 
im  Kaiserthnme  die  Ermächtigung,  für  alle  Canonicate  und  Pfarreien  zu 
präsentiren,  welche  einem  auf  dem  Religions-  oder  Studien-Fonde  be- 
ruhenden Patronats -Rechte  unterstehen,  jedoch  so,  dass  Einer  aus  den 
dreien  gewählt  ^^■erde,  welche  der  Bischof  nach  vorausgegangener  öffent- 
licher Bewerbung  für  würdiger  als  die  üljrigen  erachtet. 

26.  Artikel.  Die  Ausstattung  der  Pfarren,  welche  keine  nach  den 
Verhältnissen  der  Zeit  und  des  Ortes  genügende  Congrua  haben,  wird, 
sobald  es  möglich  ist,  vermehrt,  und  für  die  katholischen  Pfarrer  des 
orientalischen  Ritus  in  derselben  Weise,  wie  für  die  des  lateinischen  ge- 
sorgt werden.  Doch  erstreckt  sich  diess  keineswegs  auf  die  Pfarren,  welche 
unter  einem  rechtmässig  erworbenen  geistlichen  oder  weltlichen  Patronate 
stehen;   denn    bei    diesen    ist   die   Last   von    ilen    betreffenden  Patronen   zu 
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(liireli  die  Gesetze  und  Disc-iplin  der  Kirche  zugewiesenen  Rechte 
als    beseitigt^    alle     hiermit     unvereinbaren     Anordnungen,    deren 

tragen.  Wenn  die  Patrone  den  durch  das  Kirchengesetz  ihnen  auferlegten 
Verbiiidlichiveiten  nicht  vollkommen  genügen,  und  insbesondere,  wenn 
der  Pfarrer  seinen  Gehalt  aus  dem  Religions-Fonde  bezieht,  so  wird  mit 
Rücksicht  auf  Alles,  was  nach  der  Sachlage  zu  berücksichtigen  ist,  Vor- 
sorge getroffen  werden. 

27.  Artikel.  Da  das  Recht  auf  den  Genuss  der  Kirchengüter  aus  der 
kirchlichen  Einsetzung  entspringt,  so  werden  Alle^  welche  für  eine  wie 
immer  beschaffene  grössere  oder  kleinere  Pfründe  benannt  oder  präsentirt 
worden  sind,  die  Verwaltung  der  zeitlichen,  zu  selber  gehörigen  Güter 
nicht  anders  als  in  Kraft  der  kirchlichen  Einsetzung  übernehmen  können. 
Ueberdiess  werden  bei  Besitzergreifung  der  Domkirchen  und  der  damit 
verbundenen  Güter  alle  Vorschriften  der  kirchlichen  Satzungen  und  ins- 
besondere die  des  römischen  Pontificales  und  Ceremoniales  genau  beobachtet 
und  alle  gegentheiligen  Bräuche  und  Gewohnheiten  beseitiget  werden. 

28.  Artikel.  Jene  Ordens -Personen,  welche  laut  der  Satzungen  ihres 
(Jrdens  General -Oberen,  die  bei  dem  heiligen  Stuhle  ihren  Wohnsitz 
haben,  unterstehen,  werden  von  denselben  in  Gemässheit  der  gedachten 
Satzungen  geleitet  werden,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  der  Rechte, 
welche  nach  Bestimmung  der  Kirchengesetze  und  insbesondere  des  Con- 
ciliums  von  Trient  den  Bischölen  zukommen.  Daher  werden  vorbenannte 
General  -  Oberen  mit  ihren  Untergebenen  in  allen  zu  ihrem  Amte  gehöri- 
gen Dingen  frei  verkehren  und  die  Visitation  derselben  frei'  vornehmen. 
Ferner  werden  alle  Ordens -Personen  ohne  Hinderniss  die  Regel  des  Ordens, 
des  Institutes,  der  Congregation,  welcher  sie  angehören,  beobachten  und 
in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  heiligen  Stuhles  die  darum  Ansuchen- 
den ins  Noviziat  und  zur  Gelübdeablegung  zulassen.  Diess  Alles  hat  auch 
von  den  weiblichen  Orden  in  soweit  zu  gelten,  als  es  auf  dieselben  An- 
wendung leidet. 

Den  Erzbischöfen  und  Bischöfen  wird  es  frei  stehen,  in  ihre  Kirchen- 
sprengel geistliche  Orden  und  Congregationen  beiderlei  Geschlechtes  nach 
den  heiligen  Kirchengesetzen  einzuführen.  Doch  werden  sie  sich  hierüber 
mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen. 

29.  Artikel.  Die  Kirche  wird  berechtiget  sein,  neue  Besitzungen  auf 
jede  gesetzliche  Weise  frei  zu  erwerben,  und  ihr  Eigenthum  wird  hin- 
sichtlich alles  Dessen,  was  sie  gegenwärtig  besitzt  oder  in  Zukunft  er- 
wirbt, unverletzlich  verbleiben.  Daher  werden  weder  ältere  noch  neuere 
kirchliche  Stiftungen  ohne  Ermächtigung  von  Seite  des  heiligen  Stuhles 
aufgehoben  oder  vereiniget  werden,  jedoch  unbeschadet  der  Vollmachten, 
welche  das  heilige  Concilium  von  Trient  den  Bischöt'en  verliehen  hat. 

30.  Artikel.  Die  Verwaltung  der  Kirchengüter  wird  von  Denjenigen 
geführt  werden,  welchen  sie  nach  den  Kirchengesetzen  obliegt.    Allein  in 
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Aufliebuuüi  iiielit  erst  von  der  Erlassung  neuer  Yorsclirirten  der  Re- 
ürierung  bedin&t   ist,   sind   sofort  als   entfallen  zu  betrachten.     Nur 

Anbetracht  der  Unterstützung,  welche  Seine  Majestät  zu  Bestreitung  der 
kirchlichen  Bedürfnisse  aus  dem  öffentlichen  Schatze  huldreich  leistet  und 
leisten  wird,  sollen  diese  Güter  weder  verkauft  noch  mit  einer  beträcht- 
lichen Last  beschwert  werden,  ohne  dass  sowohl  der  heilige  Stuhl,  als 
auch  Seine  Majestät  der  Kaiser  oder  Jene,  welche  Dieselben  hiermit  zu 
beauftragen  finden,  dazu  ihre  Einwilligung  gegeben  haben. 

31.  Artikel.  Die  Güter,  aus  welchen  der  Religions-  und  Studien - 
J"ond  besteht,  sind  kraft  ihres  Ursprunges  Eigen thum  der  Kirche  und 
werden  im  Namen  der  Kirche  verwaltet  werden,  w^ährend  die  Bischöfe 
die  ihnen  gebührende  Aufsicht  nach  den  Bestimmungen  üben,  über  welche 
der  heilige  Stuhl  mit  Seiner  kaiserlichen  Majestät  übereinkommen  wird. 
Die  Einkünfte  des  Religions -Fondes  werden,  bis  dieser  Fond  durch  ein 
Einvernehmen  zwischen  dem  apostolischen  Stuhle  und  der  kaiserlichen 
Regierung  in  bleibende  und  kirchliche  Ausstattungen  getheilt  wird,  für 
Gottesdienst,  Kirchenbaulichkeiten,  Seminare  und  Alles,  was  die  kirch- 
liche Amtsführung  betrifft,  verausgabt  werden.  Zu  Ergänzung  des  Fehlen- 
den wird  Seine  Majestät  in  derselben  Weise  wie  bisher  auch  künftighin 
gnädig  Hülfe  leisten;  ja  woferne  die  Zeitverhältnisse  es  gestatten,  sogar 
grössere  Unterstützung  gewähren.  Ingleichen  wird  das  Einkommen  des 
Studien -Fondes  einzig  allein  auf  den  katholischen  Unterricht  und  nach 
dem  frommen  Willen  der  Stifter  verwendet  werden. 

32.  Artikel.  Das  Erträgniss  der  erledigten  Pfründen  wird ,  in  soweit 
es  bisher  üblich  war,  dem  Religions -Fonde  zufallen,  und  Seine  Majestät 
überweiset  demselben  aus  eigener  Bewegung  das  Einkommen  der  erledig- 
ten Bisthümer  und  weltgeistlichen  Abteien  in  Ungern  und  den  vormals 
dazu  gehörigen  Ländern,  in  dessen  ruhigem  Besitze  Allerhöchstihre  Vor- 
gänger im  Königreiche  Ungern  sich  während  einer  langen  Reihe  von  Jahr- 
hunderten befunden  haben.  In  jenen  Theilen  des  Kaiserthumes,  wo  kein 
Religions -Fond  besteht,  wird  für  jeden  Kirchensprengel  eine  gemischte 
Commission  bestellt  werden,  und  die  Güter  des  Bisthumes,  sowie  aller 
Pfründen  zur  Zeit  der  Erledigung  nach  Bestimmungen  verwalten,  über 
welcho  der  heilige  Vater  und  Seine  Majestät  Sich  einzuverstehen  gedenken. 

33.  Artikel.  Da  zur  Zeit  der  vorübergegangenen  Erschütterungen  an 
sehr  vielen  Orten  des  österreichischen  Gebietes  der  kirchliche  Zehent  durch 
ein  Staatsgesetz  aufgehoben  wurde,  und  es  in  Anbetracht  der  besonderen 
Verhältnisse  nicht  möglich  ist,  die  Leistung  desselben  im  ganzen  Kaiser- 
thume  wieder  herzustellen;  so  gestattet  und  bestimmt  Seine  Heiligkeit  auf 
Verlangen  Seiner  Majestät  und  in  Ansehung  der  öffentlichen  Ruhe,  welche 
für  die  Religion  von  höchster  Wichtigkeit  ist,  das  unbeschadet  des  Rech- 
tes, den  Zehent  dort  einzufordern,  wo  er  noch  wirklich  besteht,  an  den 
übrigen    Orten    statt   des   gedachten    Zehents    und    als    Entschädigung   für 
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hat  das  päpstliche  Breve  den  Ordinarien  auferlegt,  alle  von  ihnen 
zu  erlassenden  Instructionen  und  Verordnungen  oder  Bekanntge- 
bungen von  Synodal-Beschlüssen  der  kaiserlichen  Regierung  zur  Ein- 
sichtnahme mitzutheilen. 

Der  Eiufluss  der  Kirchengewalt  auf  Erziehung  und  Unterricht 
der  katholischen  Jugend  wird  in  seinem  ganzen  Umfange  herge- 
stellt. Den  Ordinarien  ist  das  Recht  eingeräumt,  darüber  zu  wa- 
chen, dass  in  keinem  Gegenstande  etwas  in  Beziehung  auf  Glau- 
ben oder  Sittlichkeit  Anstössiges  gelehrt  werde.  Die  Volksschulen 
jedes  Kirchensprengels  unterstehen  einem  Oberaufseher,  welchen 
der  Kaiser  über  Vorschlag  des  Bischofes  ernennt.  An  allen  katho- 
lischen Mittelschulen  dürfen  nur  Katholiken  als  Lehrer  angestellt 
werden;  die  im  Jahre  1850  mit  den  Bischöfen,  welche  an  der  oben 
erwähnten  Conferenz  Theil  nahmen,  vereinbarten  Bestimmungen 
über  die  Anstellung  von  Religions-Lehrern  sind  nunmehr  auch  auf 
die  italienischen  und  ungrischen  Kronländer  ausgedehnt  worden. 

denselben  von  der  kaiserlichen  Regierung  Bezüge  aus  liegenden  Gütern 
oder  versichert  auf  die  Staatsschuld  angewiesen,  und  Allen  und  Jedem 
ausgefolgt  werden,  welche  das  Recht,  den  Zehent  einzufordern,  besassen. 
Zugleich  erklärt  Seine  Majestät,  dass  diese  Bezüge,  ganz  so  wie  sie  ange- 
wiesen sind,  kraft  eines  entgeltlichen  Titels  und  mit  demselben  Rechte, 
wie  die  Zehente,  an  deren  Stelle  sie  treten,  empfangen  und  besessen  werden 
sollen. 

34.  Artikel.  Das  übrige  die  kirchlichen  Personen  und  Sachen  Be- 
treffende, wovon  in  diesen  Artikeln  keine  Meldung  gemacht  ist,  wird 
sämmtlich  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  ihi-er  in  Kraft  stehenden,  von 
dem  heiligen  Stuhle  gut  geheissenen  Disciplin  geleitet  und  verwaltet 
werden. 

35.  Artikel.  Alle  im  Kaiserthume  Oesterreich  und  den  einzelnen 
Ländern,  aus  welchen  dasselbe  besteht,  bis  gegenwärtig  in  was  immer 
für  einer  Weise  und  Gestalt  erlassenen  Gesetze,  Aiiordimngen  und  Ver- 
fügungen sind,  in  soweit  sie  diesem  feierlichen  Vertrage  widerstreiten, 
für  durch  denselben  aufgehoben  anzusehen,  und  der  Vertrag  selbst  wird 
in  denselben  Ländern  von  nun  an  immerdar  die  Geltung  eines  Staatsge- 
setzes haben.  Desshalb  verheissen  beide  vcrtragschliessenden  Theile,  dass 
Sie  und  Ihre  Nachfolger  Alles  und  Jedes,  worüber  man  sich  vereinbart  liat, 
gewissenhaft  beobachten  werden.  Woferne  sich  aber  in  Zukunft  eine  Schwie- 
rigkeit ergeben  sollte,  werden  Seine  Heiligkeit  und  Seine  kaiserliehe  Maje- 
stät Sich  zu  freundschaftlicher  Beilegung  der  Sache  ins  Finvernelimen  setzen. 

36.  Artikel.  Die  Auswechslung  der  Ratificationen  dieses  Vertrages 
wird  binnen  zwei  Monaten,  von  dem  diesen  Artikeln  beigesetzten  Tage 
an  gerechnet,  oder  wenn  es  möglich  ist,  auch  früher  stattfinden. 

V.  Czoerilif;,  Oesteneicirs  Ni'Ui;i'süilUiiif,'.  41 
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"Dem  Ordinarius  soll  nach  Timnliehkeit  die  Würde  eines  Uni- 
versitälö-Kanzlers,  bezüglich  der  theologischen  Facultät  aber  jeden- 
falls ein  specieller  Einfluss  eingeräumt  werden  \  die  Pester  Universi- 
tät, welche  ganz  auf  einer  kirchlichen  Stiftung  beruht,  ist  künftig- 
hin nur  mit  katholischen  Professoren  zu  besetzen,  die  Errichtung 
einer  neuen  rein  katholischen  Hochschule  ist  dem  Uebereinkommen 
der  Bischöfe  mit  der  kaiserlichen  Regierung  vorbehalten.  Nicht 
nur  bezüglich  der  Professoren  der  Theologie,  sondern  auch  jener 
des  canonischen  Rechtes  ist  dem  Bischöfe  eine  vorläufige  Begut- 
achtung ihrer  Glaubensreinheit  und  wissenschaftlichen  Richtung  vor- 
behalten. Ob  nicht  einzelnen  Bischöfen  das  Recht  verliehen  wer- 
den soll,  den  theologischen  Doctors-Grad  zu  ertheilen,  wird  den 
Gegenstand  einer  ferneren  Yerhandlung  bilden. 

Bischöfliche  Bücherverbote  begründen  an  und  für  sich  nur  eine 
Gewissensptlicht  für  die  Katholiken  \  von  äusseren  Repressiv-Maass- 
regeln  gegen  Druckschriften  ist  ein  vorsichtiger  Gebrauch  zu 
machen.  Halten  in  einzelnen  Fällen  Ordinarien  die  Mitwirkung 
der  Regierung  zur  Beseitigung  der  von  ihnen  als  verderblich  be- 
zeichneten Bücher  für  wünschenswerth,  so  wird  über  ihr  Ansuchen 
der  Landes-Chef  mit  voller  Selbstständigkeit  in  Erwägung  ziehen, 
ob  und  welche  Maassregeln  auf  Grundlage  der  bestehenden  Gesetze 
einzutreten  haben. 

Ein  privilegirter  Gerichtsstand  für   Civil-  und  Straf- Rechtsfalle 
Geistlicher  ist  im  Allgemeinen   unzulässig.     Im   ordentlichen  Straf- 
verfahren   kann    der    Ordinarius    die    Mittheilung    der   Acten    ver- 
langen; bei  einem  Straf urtheile ,    das  auf  mehr  als  fünf  Jahre  Ker- 
ker lautet,   hat  solche  von  Amtswegen  zu   geschehen.     Handelt  es 
sich  um  ein  zugleich  auf  die  kirchliche  Ordnung  Einfluss  nehmen- 
des Verbrechen  oder  Vergehen  eines  Geistlichen,  so  ist  jedenfalls 
die  canoniöche  Sentenz  des  Bischofes  abzuwarten,  ehe  der  weltliche 
Richter  seinen  Ausspruch  thut.     Bei  Erstehung  der  Strafe  für  Ver- 
brechen   werden    Geistliche    stets    abgesondert    verwahrt    werden, 
lieber  die  Auswahl  von  Detentions-Häusern  für'  die  wegen  eines  Ver- 
gehens oder   einer  Uebertretung  Verurtheilten   haben   sich  die   Bi- 
schöfe  mit  den   Landes -Chefs  einzuverstehen ;    die  Aufnahme   der 
wegen  Verbrechen  Abgeurtheilten  in  solche  Häuser  wird   von  Fall 
zu  Fall  der  kaiserlichen  Gnade  anheimgestellt  werden.     In  der  Mi- 
litärgränze  bestehen  für  Civil -Rechtsangelegenheiten  Geistlicher  ei- 
gene Gerichte.     Rein  kirchliche  Strafen  können  ohne  Einmischung 
der  weltlichen  Gew'alt  verhängt,  Ahndungen  gegen  pflichtvergessene 
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Geistliche  vom  Bischöfe  bis  zur  Anitseutsetzung  und  Anhaltung 
im  Corrections- Hause  ausgedehnt  werden.  Die  Gewährung  des 
Beistandes  der  weltUchen  Macht  setzt  aber  die  Einsichtnahme  des 
Landes -Chefs  in  die  Sachlage  voraus. 

Die  Immunität  der  Gotteshäuser  ist  zwar  nicht  in  jenem  Sinne 
zuzugestehen,  welcher  in  früheren  Jahrhunderten  Schutz  gegen 
richterliche  Verfolgung  gewährte  und  mit  der  geregelten  Justiz- 
Pflege  der  Gegenwart  unverträglich  wäre;  um  so  nachdrücklicher 
wird  über  die  Wahrung  jeder  anderen  dem  Gotteshause  schuldigen 
Rücksicht  zu  wachen  sein.  Alle  Angestellten,  sie  mögen  selbst 
der  katholischen  Kirche  oder  einer  anderen  Confession  angehören, 
werden  dafür  sorgen,  dass  geistlichen  Personen  und  Einrichtungen 
stets  die  schuldige  Achtung  und  Ehrerbietung  gezollt  werde.  Zur 
Ablegung  von  Zeugen -Aussagen  sollen  Geistliche  nicht  mit  Beein- 
trächtigung ihrer  Amtsthätigkeit  vei'halten  werden. 

Die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Diöcesan-Seminarien  und 
ihre  Ausdehnung  auf  die  Aufnahme  von  Knaben  zur  Heranbildung 
für  die  Candidatur  des  geistlichen  Standes  ist  den  Bischöfen  über- 
lassen 5  vor  der  Ernennung  eines  Vorstandes  oder  Lehrers  solcher 
Anstalten  wird  der  Bischof  sich  aber  mit  dem  Landes -Chef  über 
die  Zulässigkeit  der  Anstellung  in  Bezug  auf  das  politische  Verhal- 
ten des  Candidaten  in  das  Einvernehmen  setzen.  Die  Altersgränze 
für  Ablegung  der  Ordens  -  Profess  soll  durch  eine  eigene  Weisung 
des  päpstlichen  Stuhles  sanctionirt  werden.  Die  Ertheilung  der 
Priesterweihe  hängt  bloss  von  dem  Ordinarius  ab. 

Alle  Pfarren  werden  nur  nach  vorausgegangener  öfTentlicher 
Bewerbung  verliehen.  Die  Ordinarien  wachen  darüber,  dass  keine 
der  kaiserlichen  Regierung  nicht  genehme  Person  eine  solche  Pfründe 
erlange;  die  zu  diesem  Ende  bei  Pfründen-Verleihungen  in  jedem 
Kroniande  bestehende  üebung  ist  vorläutlg  aufrecht  zu  erhalten, 
die  etwa  anstössige  Form  der  Placetirung  von  Verleihungs-Urkun- 
den wird  geändert  werden.  Die  bisher  factisch  von  der  Regierung- 
geübte  Präsentation  für  jene  Pfründen,  deren  Patronat  dem  Reli- 
gions-  oder  Studien-Fonde  angehört,  wurde  vom  päpstlichen  Stuhle 
gutgeheissen ;  doch  findet  dabei,  wie  bei  allen  dem  geistlichen  Pa- 
tronats-Rechte  unterliegenden  Pfründen,  die  Beschränkung  auf  eine 
Wahl  innerhalb  des  bischöflichen  Tema- Vorschlages  Statt.  Die 
erste  Digniiät  an  jedem  Dom-Capitel  oder,  wo  diese  einem  Privat- 
Patronate  unterliegt,  die  zweite  ist  der  päpstlichen  Verleihung,  mit 
Berücksichtigung   einer  Anempfehlung  seitens  Seiner  Majestät   und 
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l»fzit'liungs\veise  der  ErzbiscluUe  und  Metropolitan-Capitel  von  Prag 
und  Olniütz,  vorbehalten;  alle  anderen  schon  bestehenden  Dignitä- 
ten  und  Canonicate,  insoferne  kein  rechtmässiges  Patronats  -  Recht 
oder  die  freie  bischöfliche  Verleihung  dazwischentritt,  vergibt  Seine 
Majestät,  die  neu  zu  errichtenden  Dignitäten  des  Pönitentiarius  und 
Tlieologalis  aber  jedenfalls  der  Ordinarius.  Das  am  Olmützer  Ca- 
pitel  üblich  gewesene  Erforderniss  adeliger  Geburt  oder  adeliger 
Titel  ist,  unbeschadet  besonderer  Stiftungs-Bestimmungen,  aufzuhe- 
ben. Die  Nomination  der  Bischöfe  bleibt  ein  kaiserliches  Vorrecht, 
bei  dessen  Ausübung  nur  der  Rath  anderer  Bischöfe  einzu- 
holen ist. 

Alle  Hemmnisse,  welche  bisher  der  Kirche  die  Berechtigung, 
Eigenthum  zu  erwerben,  schmälerten,  sind  entfallen,  doch  ist  den 
politischen  Landesbehörden  von  jeder  solchen  Erwerbung  Anzeige 
zu  erstatten.  Eine  Veräusserung  oder  beträchtlichere  Belastung 
von  Kirchengütern  setzt  sowohl  die  päpstliche  als  die  kaiserliche 
Genehmigung  voraus.  Religions-  und  Studien-Fond  werden  vom 
Staate  im  Namen  der  Kirche  verwaltet;  besondere  Bestimmungen 
sollen  die  bischöfliche  Oberaufsicht  regeln.  Die  Iiitercalar-Einkünfte 
fallen  in  allen  Kronländcrn,  wo  ein  Religions-Fond  besteht,  dem- 
selben zu.  Die  Zehent  -  Entschädigung  ist  entweder  auf  liegende 
Güter  anzuweisen  oder  auf  die  Staatsschuld  zu  übernehmen. 

Damit  bei  der  Ausführung  aller  dieser  Bestimmungen  im  gan- 
zen Reiche  gleichförmig  vorgegangen  und  das  Einvernehmen  der 
weltlichen  und  kirchlichen  Behörden  hinsichtlich  etwa  sich  ergeben- 
der weiterer  Fragepuncte  sofort  mit  der  Gesammtheit  der  Ordina- 
rien hergestellt  werde,  wurden  alle  katholischen  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  des  Kaiserstaates  für  den  6.  April  1856  nach  Wien  zu 
einer  Conferenz  eingeladen,  welche  erst  am  17.  Juni  ihi'e  Sitzun- 
gen schloss. 

Als  das  wichtigste  Ergebniss  ihrer  Berathungen  erscheint  die 
Einführung  der  neuen  Ehe-Gesetzgebung,  welche  auf  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  8.  October  1856  beruht,  mittelst  dessen 
im  Einklänge  mit  dem  canonischen  Rechte  ein  neues  Gesetz  über 
die  Ehen  der  Katholiken  und  eine  Anweisung  für  die  geistlichen 
Gerichte  des  Kaiserthumes  Oesterreich  in  Betreff  der  Ehesachen 
erlassen  und  festgesetzt  wurde,  dass  diese  Normen  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1857  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

Die  Anweisung  für  die   geistlichen  Gerichte   des  Kaiserthumes 
Oesterrt'ich    in    Betreff   der    Ehesachen    stützt    sich    uanz    auf   die 
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Fest setzim gen  des  Conciliums  von  Trient,  dass  es  der  Kirclie  zustehe, 
trennende  Ehehindernisse  aufzustellen  und  dass  die  Ehesachen  vor 
den  kii-chlichen  Richter  geliöron.  Die  frühere  Auffassungsweise 
der  Ehe,  als  eines  blossen  Vertragsverhältnisses,  wurde  nach  dem 
Standpuncte  des  Trienter  Conciliums  umgeändert  und  den  Ehe- 
verlöbnissen, welchen  die  bürgerliche  Gesetzgebung  in  Oester- 
reich  alle  rechtliehe  Wirkung  abgesprochen  hatte,  ihre  rechtlich 
verbindende  Kraft  wieder  gegeben^  die  Ehehindernisse  wurden  aus- 
schliesslich nach  der  Lehre  der  Kirche  dargestellt  und  als  Grund- 
satz angenommen,  dass  „zur  Schliessung  einer  wahrhaften  Ehe 
Alle  und  nur  Jene  unfähig  seien,  welche  das  Gesetz  Gottes  und 
der  Kirche  hiereu  unfähig  erklärt''.  Als  Hindernisse  der  Giltigkeit 
einer  Ehe  wurden  aufgestellt:  Mangel  an  Fähigkeit  zur  Einwilligung, 
Irrthum  in  der  Person,  Irrthum  in  BetretT  des  Sklavenstandes,  Un- 
vermögen zur  Leistung  der  ehelichen  Pflicht,  Unmündigkeit  (das 
Alter  unter  14  Jahren  l)ei  Knaben,  unter  12  Jahren  bei  Mädchen), 
widerrechtlicher  Zwang,  Entführung,  bestehendes  Elieband ,  höliere 
Weihen  und  feierliche  Ordensgelübde ,  Religions  -  Verschiedenheit 
zwischen  Getauften  und  Ungetauften,  Bluts-,  geistliche  und  bürger- 
liche Verwandtschaft,  Schvvägerschaft  aus  erlaubtem  oder  uner- 
laubtem Umgange,  Forderung  der  öffentlichen  Sittlichkeit  aus  einer 
giltigen,  doch  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einer  ungiltig  geschlosse- 
nen und  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einem  Eheverlöbnisse,  Ehe- 
bruch, Gattenmord,  Heimlichkeit  und  Bedingung  bei  Ehen^  —  als 
Hilldernisse  einer  erlaubten  Eheschliessung:  Eheverlöbniss,  einfache 
Gelübde,  Mangel  des  Aufgebotes,  Religions -Verschiedenheit  zwi- 
schen Christen  und  Abtrünnigen,  dann  zwischen  katholischen  und 
niehtkatholischen  Christen,  Verbot  der  Kirche,  Verweigerung  der 
Zustimmung  von  Seiten  der  Acltern,  Verbote  des  österreichischen 
Gesetzes.  In  Bezug  auf  die  sogenannten  gemischten  Ehen  wurde 
an  der  bereits  bestehenden  kirchlichen  Gesetzgebung  nichts  geän- 
dert und  der  vorhandene,  mit  Zustimmung  der  Regierung  ge- 
ordnete Rechtszustand  aul'  diesem  Gebiete  belassen.  Die  Gewäh-. 
rung  der  Nachsicht  in  Ehehindernissen  steht  dem  j)äpst liehen  Stuhle 
und  in  gewissen  Fällen  auch  den  Bischölen  zu.  Bei  dem  Verfah- 
ren in  Ehesachen  wurde  als  Grundsatz  aufgestelK,  dass  über  die 
Giltigkeit  der  Ehe  und  die  aus  derselben  entspringeiiden  i'ilichten 
nur  der  kirchliche  Richter  zu  urlheilen  habe,  über  die  bloss  bür- 
gerlichen Wirkungen  der  K\\v  aber  die  Staatsgewall  eiilscheide. 
Die  Gatten   unterstehen   in  Ehesachen   in  der  Regel   dem  Bischöfe, 
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in  dessen  Kireliensprengel  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  hat.  Der 
Bischof  bedient  sich  eines  Ehegerichtes,  in  welches  er  einen  Präses 
und  wenigstens  4,  gewühnlicli  aber  niclü  mehr  als  6  Räthe  beruft. 
Von  demselben  geht  die  Berufung  an  den  Metropoliten  der  Kirchen- 
Provinz,  von  diesem  an  den  päpstlichen  Stuhl.  Die  Rechtsfälle, 
über  welche  der  Metropolit  oder  ein  exemter  Bischof  in  erster  In- 
stanz gesprochen  hat,  werden  schon  in  zweiter  Instanz  von  dem 
apostoHschen  Stuhle  entschieden.  Im  Falle  die  Giltigkeit  einer  Ehe 
untersucht  werden  muss,  hat  das  Ehegericht  einen  Commissär  zur 
Erhebuno;  des  Thatbestandes  zu  ernennen.  Solche  Commissäre 
werden  vom  Bischöfe  in  entfernteren  Tiieilen  seiner  Diöcese  auch 
dann  ernannt,  wo  es  sich  um  die  Vornahme  der  Untersuchung  bei 
Klagen  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  handelt.  Der  Papst 
übt  das  Recht  seiner  Gerichtsbarkeit  für  die  österreichischen  Diöce- 
sen  dadurch  aus,  dass  er  es  einem  inländischen  Erzbischofe  im 
Delegationswege  überträgt.  Zur  Erklärung  der  Ungiltigkeit  einer 
geschlossenen  Ehe  sind  drei  gleichlautende  Urtheile  erforderlich; 
spricht  sich  eine  der  drei  Instanzen  für  die  Giltigkeit  der  Ehe  aus, 
so  bestellt  der  Papst  einen  ausserordentlichen  Richter,  welcher  ein 
zweites  Mal  im  Namen  der  dritten  Instanz  urtheilt  und  die  vierte 
Instanz  genannt  wird. 

Bei  dem  ganzen  Verfahren  waltet  der  Grundsatz,  dass  sowohl 
die  Ehe  selbst,  als  das  eheliche  Zusammenleben  möglichst  erhalten 
werde.  Wo  es  sich  um  Ungiltigerklärung  einer  Ehe  handelt,  ist 
das  Beweisverfahren  mit  Sorgfalt  und  Umsicht  vorgezeichnet,  so 
dass  es  bei  gewissenhalter  Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Normen 
fast  unmöglich  scheint,  eine  wirklicli  giltige  Ehe  iür  ungiltig  zu 
erklären.  Zum  Vertheidiger  der  Ehe  hat  jeder  Bischof  einen  durch 
Frömmigkeit  und  Rechtskunde  ausgezeichneten  Mann,  und  zwar, 
wenn  es  möglich  ist,  einen  Geistlichen  zu  bestellen. 

Betretls  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  sind  alle  früheren 
Vorsichtsmaassregeln  beibehalten  worden;  die  Scheidung  selbst  aber 
wurde  mit  grösserer  Strenge  behandelt.  Die  früher  ganz  allge- 
mein gestattete  Aufhebung  der  Lebensgemeinschaft,  wenn  beide 
Ehegatten  über  die  Sache  selbst  und  über  die  Bedingungen  einver- 
standen waren ,  wurde  jetzt  auf  einen  einzigen  seiner  Natur  nach 
höchst  seltenen  Fall  (zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  einen  Orden 
oder  in  den  geistlichen  Stand j  beschränkt.  Ausserdem  hielt  man 
an  dem  Grundsatze  fest,  dass  zur  lebenslänglichen  Scheidung  der 
Ehegatten  nur  im  Vn\W  des  Ehebruchs  geschritten    werden  könne. 
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wobei  iiberdiess  verschiedene  Vorsiclitsmaassreaeln  an2;eordnet  sind. 
Die  Gründe  zu  einer  zeitweisen  Scheidung  liegen  hauptsächlich  in 
der  Gefahr  eines  oder  des  anderen  Ehegatten  für  Seelenheil,  Leben 
oder  Gesundheit  im  Falle  der  fortgesetzten  eheliehen  Gemeinschaft. 
Die  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  einer  giltigen  Eheschlies- 
sung beziehen  sich  im  Wesentlichen  auf  dieselben  Hauptpuncte 
nach  der  kirchlichen,  wie  nach  der  früheren  bürgerlichen  Gesetz- 
gebung: Einwilligung,  physische  und  moralische  Fähigkeit  zur 
Ehe,  nothwendige  Solennität.  Wenn  in  den  genannten  Beziehun- 
gen eine  Abweichung  der  beiden  Gesetzgebungen  statttindet,  hat 
die  Kirche  gesorgt,  dass,  wo  ihre  eigene  Gesetzaebuns;  weiter 
geht  als  die  gemeinsamen  Bestimmungen ,  dadurch  die  Eingehung 
der  Ehen  nicht  ohne  Noth  erschwert,  dort  aber,  wo  die  Legis- 
lation des  Staates  weiter  geht,  sein  Interesse  auch  durch  ihre  Mit- 
wirkung geschützt  werde. 

Das  neue  Ehegesetz  wui-de  für  den  ganzen  Umfang  des  Kai- 
serreiches in  Kraft  gesetzt  ',  wogegen  das  Eherecht  des  allgemei- 
nen bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  in 
Ehesachen  für  die  Israeliten  und  in  einem  grossen  Theile  der  Monar- 
chie auch  für  alle  Akatholiken  Geltung  hat.  Nur  in  den  ungrischen 
Ländern  und  in  Siebenbüi-gen  haben  die  nicht -unirten  Griechen, 
sowie  in  letzterem  Lande  auch  die  Evangelischen  und  die  ünitarier 
ihre  früheren  eigenen  kirchlichen  Ehegerichte,  die  nach  ihren  Kir- 
chengesetzen zu  entscheiden  haben,  beibehalten. 

Ausser  den  Ehen,  welche  von  zwei  Katholiken  geschlossen 
wurden,  unterstehen  der  ausschliesslichen  Gerichtsbarkeit  der  ka- 
tiiolischen  Kirche  auch  noch  jene,  welche  zwischen  katholischen 
und  niciUkutholischen  Christen  eingegangen  wui-den,  ferner  jene, 
welche  von  zwei  nichtkatholischen  Personen  geschlossen  wurden, 
wenn  nachträglich  beide  in  die  katholische  Kirche  eingetreten  sind, 
immer  in  so  lange,  als  wenigstens  ein  Ehetheil  der  katholischen 
Kirche  angehört. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessuns;  vom  27.  Jimi  1856  ^  wurde  die 
Anwendung  des  Patentes  vom  26.  No\  ember  1852  (des  Vereins-Ge- 
setzes) auf  Vereine  von  Katholiken,  welche  sich  ohne  Rechts- 
verbindlichkeit  unter  geistlicher  Leitung  zu  Werken  der  Frinumigkeit 

'  Die  Bestimmungen  über  seine  Anwendung  aul'  die  k.  k.  Armee  ent- 
hält die  Verordnung  des  Armee -Ober-Commandos  vom  5.   Mai  1857. 
^  Minist. -Verurd.  \um  28.  Juni  1856. 
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und  Näclistenliebe  verpflichten,  aufgehoben,  so  dass  derlei  Vereine 
nur  der  Genehmigung  und  Oberleitung  des  Diöcesan  -  Bisehofes 
unterstehen,  welcher  den  Landes-Chef  bloss  von  der  Entstehung 
und  Organisation  des  Vereines  in  Kenntniss  zu  setzen  hat  und 
selbst  Beziehungen  solcher  Vereine  zu  gleichartigen  ausländischen 
gestatten  kann. 

Die  Allerhöchste  Entschlicssung  vom  9.  Juli  1856  gestand 
allen  Candidaten  des  geistlichen  Standes  und  den  Kloster-Laienbrü- 
dern der  katholischen  Kirche  die  Militär-Befreiung  zu  ',  sowie 
den  Wohnungen  der  Seelsorger  und  der  höheren  Geistlichkeit  aller 
vom  Staate  anerkannten  Religions  -  Bekenntnisse  schon  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  5.  Mai  1856  die  Befreiung  von  der 
Militär-Einquartierung  eingeräumt  worden  war  ^. 

Da  durch  das  Concordat  die  Verhältnisse  der  Akatholiken 
Oesten-eich's  nicht  berührt  worden  sind ,  so  beruht  die  Stellung  der- 
selben in  den  deutsch-slavischen  Kronländera  (mit  Einschluss  Dal- 
matien's)  auf  dem  kaiserlichen  Patente  vom  31.  December  1851, 
welches  die  betreffende  Bestimmung  des  Patentes  vom  4.  März  1849 
bestätigte.  Unter  dieser  allgemeinen  Vorschrift  ist  jedenfalls  auch 
jene  Verfügung  inbegriffen,  welche  provisorisch  dem  letzterwähn- 
ten Patente  voranging  und  des  Näheren  bestimmte,  dass  die  pro- 
testantischen Confessions  -  Verwandten  künftighin  amtlich  mit  dem 
Namen  „Evangelische'^  zu  bezeichnen  sind,  dass  der  Uebertritt 
von  einem  christlichen  Glaubensbekenntnisse  zum  anderen  bei.  Je- 
dem, der  das  achtzehnte  Jahr  zurückgelegt  hat,  nur  eitie  zwei- 
malige Anzeige  des  Vorhabens  an  den  bisherigen  Seelsorger  vor 
zwei  selbstgewählten  Zeugen  voraussetzt,  das  Recht  der  Matriken- 
Führung  den  evangelischen  Seelsorgern  ebenso  wie  den  katholi- 
schen zusteht,  Gebühren  für  kirchliche  Amtshandlungen  von  Seite 
evangelischer  Confessions-Verwandten  an  den  katholischen  Seelsor- 
ger nur  dann  zu  entrichten  sind,  wenn  der  letztere  wirklich  solche 
Amtshandlungen  verrichtet  hat  oder  die  Gebühren  auf  einem  Real- 
Besitz  haften,  endlich  dass  bei  Ehen  zwischen  beiderseits  nichtka- 
tholischen Religions-Genossen  das  Aufgebot  nur  in  den  gottesdienst- 
lichen Versammlungen  der  Brautleute  stattzufinden  hat  ^. 

'  Minist. -Verord.  vom  14.  Juli  1856.  Eine  Verordnung  vom  selben 
Tage  regelte  die  Militär-Befreiung  bezüglich  der  gleichen  Personen  ande- 
rer christliclier  Glaubensbekenntnisse. 

2  Minist.-Verord.  vom  8.  Mai  1856. 

*  Minist. -Erlass  vom  30.  Januar  1849. 
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In  den  ungrischen  Kronländern  befanden  sich  die  Protestanten 
im  vertragsmässigen  Genüsse  einer  beinahe  unbeschränkten  Reli- 
gions-Freiheit, welche  durch  ein  eigenes  Toleranz-Edict  Joseph's  II. 
auch  auf  jene  Gemeinden  ausgedehnt  wurde,  deren  specielle  Ver- 
hältnisse bisher  eine  solche  nicht  gestattet  hatten.  Der  Reichstag 
vom  Jahre  1841  hatte  auch  noch  die  passive  Assistenz  der  katho- 
lischen Seelsorger  bei  Schliessung  gemischter  Ehen  und  den  freien 
üebertritt  erlangt.  Gleich  nach  Aufhebung  des  Ausnahmszustan- 
des  wurde  in  Ungern  den  Conventen  das  Recht  zurückgegeben, 
sich  zu  versammeln  und  ihre  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  be- 
rathen;  die  Consistorien  üben  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  unge- 
hindert aus,  bei  den  Wahlen  der  Pfarrer  und  Schullehrer  hat  sich 
die  Regierung  nur  die  Einwendung  politischer  Bedenken  gegen 
eine  Person  vorbehalten  '.  Auch  für  Siebenbürgen  wurde  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  jede  kirchliche  Gemeinde  berechtigt 
sei,  ihre  besonderen  Angelegenheiten  durch  Beschlüsse  ihrer  in  ge- 
setzmässiger  Weise  versammelten  Vertretung  zu  regeln  ^.  Be- 
rathungen  mit  Vertrauensmännern  beider  evangelischen  Confessio- 
nen  aus  den  ehemals  ungrischen  Ländern  wurden  wiederholt  zu 
Wien  gepflogen  *. 

'  3Iinist.-Verord.  vom  3.  Juli  1854. 

2  Minist. -Eflass  vom  27.  Februar  1855. 

^  Das  vom  Cultus-Ministerium  entworfene  Gesetz  über  die  Vertretung 
und  Verwaltung  der  evangelischen  Kirche  beider  Confessionen  in  Ungern 
und  der  Wojwodschaft  ordnet  den  General-Conferenzen  beider  Confessio- 
nen die  Superintendential- Consistorien  und  Superintendential -Convente, 
diesen  die  Senioral- Consistorien  und  Senioral- Convente,  diesen  end- 
hch  die  Presbyterien  mit  den  grösseren  Gemeindevertretungen  unter.  Als 
oberste  Kirchenbehörde  wird  für  jede  Confession  ein  k.  k.  Ober-Kircben- 
rath  eingesetzt.  Jede  Confession  kann  abgesondert  alle  6  Jahre  eine  General- 
Synode  halten,  deren  Beschlüsse  der  kaiserlichen  Sanction  unterliegen. 
Der  Staat  führt  jährlich  ein  Pauschale  an  die  Kirchen-Casse  ab,  aus  welcher 
die  Superintendenten  und  Senioren  dotirt,  arme  Gemeinden  und  Schulen 
unterstützt  werden.  Jede  kirchliche  Gemeinde  erwählt  ihren  Pfarrer  und 
Schullehrer.  Das  Presbyterium  besteht  aus  Aeltcsten,  Kirchonmeistern 
(für  die  finanzielle  Verwaltung)  und  Diaconen  (ArmenpUegcrn).  In  Ge- 
meinden bis  zu  500  Seelen  bilden  alle  stimmfähigen  Gemeindemitglieder 
die  grössere  Gemeindevertretung;  in  grösseren  werden  60  —  200  Kepräseu- 
tanten  gewählt.  Der  Senioral-Convent  besteht  aus  dem  von  sämnillichen 
Presbyterien  auf  4  Jahre  erwählten  Senior,  dem  Senioral -Consistorium, 
aus  allen  Pfarrern  des  Seniorats  iind  eben  so  vielen  weltlichen  Vertretern 
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Für  die  niclif -unirten  Griechen  der  serbischen  Nation 
wurde  die  oberste  kirchHche  Würde  des  Patriarcliats  hergestellt  und 
mit  dem  erzbischöflichen  Stuhle  von  Karlowitz  verbunden  '.  Unter 
dem  Vorsitze  des  Patriarchen  versammelten  sich  sämmtliche  grie- 
chisch-nicht-unirten  Bischöfe  der  Monarchie  im  Jahre  1851  zu  Con- 
lerenzen  mit  dem  Ministerium.  Zur  Evidenzhaltung  und  Sicher- 
stellung des  kirchHchen  Vermögens  dieser  Confession  wurde  für 
jedes  Bisthum  die  Ernennung  zweier  Kirchenväter  (Epitropen)  aus 
dem  Laienstande,  über  Vorschlag  der  Bischöfe,  in  Aussicht  ge- 
stellte —  Die  Versorgungsbezüge,  welche  den  Wittwen  und  Wai- 
sen der  griechisch -nicht -unirten  Pfarrgeistlichkeit  in  der  Bukowina 
bewilligt  wurden,  sind  neuerdings  geregelt  ^ 

Das  Patent  vom  31.  December  1851  sicherte  auch  den  Israe- 
liten das  Recht  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions  -  Uebung, 
die  selbstständige  Verwaltung  ihrer  Cultus  -  Angelegenheiten ,  den 
Besitz  und  Genuss  der  für  ihre  Cultus-,  Unterrichts-  und  Wohl- 
thätigkeits-Zwecke  bestimmten  Anstalten  und  Fonde  zu.  Dass  hier- 
mit nicht  zugleich  jene  vollkommene  bürgerliche  Gleichstellung  der 
Isi-aeliten,  die  von  1848  an  stattgefunden  hatte,  auch  für  die  Zu- 
kunft aufrecht  erhalten  werden  sollte,  erhellt  aus  der  kaiserlichen 
Verordnung;  vom  2.  October  1853,  welche  für  alle  Kronländer  die 
früher  bestandenen  Beschränkungen  der  Besitziahigkeit  der  Israeli- 
ten provisorisch  wieder  herstellte  und  eine  definitive  Regelung  ihrer 

der  Presbyterien.  Die  Beschlüsse  der  Gemeindevertretungen  sind  dem 
Senior,  jene  der  Senioral-Convente  dem  Superintendenten  zur  Bestätigung 
vorzulegen.  Jährlich  einmal ,  höchstens  zweimal ,  treten  die  6  Superinten- 
dential-Convente  jeder  Confession  zusammen,  welchen  nebst  dem  (von 
sämmtlichen  Presbyterien  auf  Lebenszeit  gewählten)  Superintendenten  und 
seinem  Consistorium  alle  Senioren,  die  weltlichen  Abgeordneten  der  Se- 
niorate,  die  Gymnasial-Directoren  und  die  Professoren  der  rein  theologi- 
schen Fachwissenschaften  augehören.  Die  General -Conferenz  begreift  in 
sich  die  6  Superintendenten,  die  6  Vice-Präsidenten  der  Superintendential- 
Convent«  und  6  weltliche  Abgeordnete  derselben.  Die  Beschlüsse  der 
Superiutendential-Convente  und  General -Confcrenzen  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung des  Ober-Kirchenraths.  Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  wird 
von  dem  Senioral-Consistorium  als  erster,  dem  Superintendential-Consisto- 
rium  als  zweiter,  dem  Ober-Kirchenrathe  als  dritter  Instanz  au.sgeübt. 

'  Kaiserliciies  Patent  vom  lö.  December  1848. 

2  Minist. -Verord.  vom  5.  October  1853 

^  Minist. -Verord.  vom  15.  September  1857. 
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staatsbürgerliclien  Verhältnisse  als  bevorstehend  bezeichnete.  Doch 
tindet  eine  singulare  Rechtsstellung  derselben,  mit  der  eben  erwähn- 
ten Ausnahme,  bis  jetzt  nicht  Statt. 

§.  23. 
21.     Das  Heerwesen. 

Das  Heerwesen  erfuhr  in  den  letzten  Jahren  eine  so 
tiefgreifende  und  energisch  durchgeführte  Reform  in  allen 
seinen  Zweigen ,  dass  nicht  nur  die  Heeresverwaltung,  son- 
dern hauptsächlich  auch  die  kriegerische  Ausrüstung  und  Ver- 
wendbarkeit des  Heeres  wesentlich  vervollkommnet  wurde. 

Während  früher  die  Heeresverwaltung  nach  dem  Frie- 
densfusse  die  Grundlage  der  Organisation  bildete,  und  die 
Umgestaltung  auf  den  Kriegsfuss  grosse  Verluste  an  Zeit 
und  Mitteln  nach  sich  zog,  wurde  die  Heeres  -  Organisation 
neuerlich  auf  die  taktische  Gliederung  der  Armee  basirt. 
Jede  Unterabtheilung  der  verschiedenen  Waffengattungen  bil- 
det für  sich  ein  organisches,  einer  selbstständigen  Bewegung 
fähiges  Ganze,  das  sich  wieder  mit  anderen  vereinigt  und 
zu  einem  höheren  Ganzen  zusammensetzt.  Es  lindet  eine 
strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht  mobilen  Hee- 
res -  Abtheilungen  Statt;  erstere  befinden  sich  stets  in  der 
Kriegsverfassung,  bei  letzteren  bilden  die  vollzähligen  Cadres 
den  Rahmen,  welcher  nur  ausgefüllt  zu  werden  braucht,  um 
das  Heer  auf  den  Kriegsfuss  zu  briugen.  Eine  allgemeine 
Wehrpflicht  mit  gleicher  Dienstzeit  ward  eingeführt,  und  die 
Reserve  in  zweckmässiger,  die  Arbeitskraft  der  erwerbenden 
Bevölkerung  schonender  Art  aus  bereits  gedienten  kriegs- 
kräftigen Leuten  gebildet. 

Mit  diesem  allgemeinen  Umschwünge  gingen  die  Detail- 
Reformen  fast  in  allen  einzelnen  Zweigen  Hund  in  Hand. 
Die  leichte  Infanterie  ward  vermehrt,  die  Eintheilung  und 
Zusammensetzung  der  Grenadier-Compagnieu  (als  Elite-Corps) 
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neu  angeordnet,  tVu"  die  einzelnen  Truppen -Körper  niclit- 
mobile  Depots  zur  Einübung  der  Ersatzmannschaft,  der  Beur- 
laubten etc.  aufgestellt,  die  leichte  Cavallerie  theilweise  in 
ihrer  Wafie  umgeformt,  die  Artillerie  (welche  aus  der  tech- 
nischen Abtheilung  zur  Erzeugung,  Verwahrung  und  Verwal- 
tung, und  den  Artillerie -Truppen  zum  Gebrauche  der  Waffe 
und  der  Ausrüstung  besteht)  gänzlich  umgestaltet  und  verstärkt, 
die  Genie-Truppe  neu  zusammengesetzt  und  gleich  den  Pion- 
nieren  vermehrt,  das  Befestigungswesen  auf  eine  rationelle 
Grundlage  gestellt  und  zur  höheren  Ausbildung  gebracht, 
das  Flottillen-Corps  gegründet,  ein  eigenes  Adjutanten-  und 
Ingenieurs  -  Geographen  -  Corps  geschaffen ,  das  Fuhrwesen  zu 
den  Truppen -Körpern  eingetheilt,  die  (früher  bloss  in  der 
Lombardie  und  in  Süd -Tirol  vorhandene)  Gendarmerie  über 
das  ganze  Reich  verbreitet,  das  Sanitäts-Wesen  vervollkomm- 
net, der  Umfang  der  Militär- Gerichtsbarkeit  neu  bestimmt, 
ein  neues  Militär- Strafgesetzbuch  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
das  richterliche  Personal  günstiger  und  unabhängiger  ge- 
stellt, das  Militär- Verpflegswesen  von  den  ihm  anklebenden 
Gebrechen  gesäubert,  Bekleidung,  Bewaffnung  und  Ausrü- 
stung der  Truppen  verbessert,  das  Oflicier- Corps  mit  höhe- 
ren Gagen  und  einem  neuen  günstigeren  Pensions- Statute 
bedacht,  das  Unterrichtswesen  organisch  verbunden  und  als 
eine  tüchtige  Pflanzschule  für  die  Armee  und  deren  Führer 
zur  höheren  Ausbildung  gebracht,  die  Controle  der  Geld- 
und  Material- Gebarung  in  der  Heeresverwaltung  neu  ge- 
regelt, endlich  die  Reihe  der  Belohnungen  und  Auszeich- 
nungen für  militärisches  Verdienst  vergrössert. 

Ebenso  wie  das  gesanmite  Material  dem  kriegsbereiten 
Zustande  des  Heeres  entsprechend  vervollständigt  ward,  wur- 
den die  Militär -Bauten  für  die  Befestigung  strategisch  wich- 
tiger Puncte,  für  die  Unterbringung  der  Trup[)en  und  des 
Materiales,  endlich  für  die  Militär -Unterrichtsanstalten  in 
grossem    Umfange    ausgeführt,    unter    welchen    Bauten    das 
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k.  k.  Arsenal  zu  Wien  die  grossartigste  Anstalt  dieser  Art  in 
der  Welt,  welche  alle  Einriehtnngcn  für  die  Erzeugung  der 
Geschütze,  der  Waffen,  der  Traingeräthe  und  der  Munition 
unifassfc,  insbesondere  hervorgehoben  zu  werden  verdient. 

Den  Abschluss  der  zahlreichen  und  wichtigen  Reformen, 
welche  seit  dem  Jahre  1848  für  das  Heerwesen  in  das  Leben 
traten,  bildet  das  unterm  25.  Januar  1857  Allerhöchst  ge- 
nehmigte Grundgesetz,  das  „Organisirungs- Statut  für  die 
k.  k.  Armee",  welches  die  Truppen,  die  Armee -Anstalten, 
die  Armee -Behörden  und  den  Armee -Stab  umfasst. 

Dieses  Organisirungs- Statut  enthält  die  Vorschriften  über 
den  Stand  und  die  Formation  der  Truppen  und  Heerestheile 
im  Frieden  und  im  Kriege,  die  gesetzlichen  Grundzüge  ihrer 
Bewaffnung  und  Ausrüstung,  ihre  taktische  und  administra- 
tive Eintheilung;  es  enthält  die  organischen  Bestimmungen 
über  den  Bestand  der  Militär -Behörden,  Armee -Austalten 
und  sonstigen  Armee -Körper,  und  ordnet  ihre  innere  Glie- 
derung, den  Wirkungskreis,  das  gegenseitige  Verhältniss  und 
Ineinandergreifen. 

Mit  diesem  Statute  beginnt  eine  neue  Epoche  in  der 
Heeresverwaltung.  Wenn  es  bisher  an  einer  bestinunten 
Vorschrift  bezüglich  der  Einrichtung  des  Heerwesens  für  den 
Kriegszustand  gebrach  und  die  diessfälligen  Anordnungen 
nur  von  Fall  zu  Fall  getroffen  wurden,  wenn  die  Grund- 
sätze über  den  Stand  und  die  Zusammensetzung  der  ein- 
zelnen Truppen  -  Körper  in  vielen  und  zu  verschiedener  Zeit 
erlassenen  Verordnungen  zerstreut  waren,  so  linden  sich  in 
diesem  Statute  mit  ausgezeichneter  Klarheit  und  in  natiu-- 
licher  folgerichtiger  Gliederung  alle  Vorschriften  über  den 
Bestand  und  die  Zusannnensetzung,  sowie  über  die  Bestim- 
mung des  Heeres  und  aller  seiner  Unterabtheilungen  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten  in  engstem  Räume  übersichtlich 
und  leicht  fasslich  zusammengestellt,  wie  diess  gegenwärtig 
kaum  sonst  irgendwo  der  Fall  sein  dürfte. 
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Das  k.  k.  österreichische  Heer  hat  nicht  nur  in  seinem  äusse- 
ren Wirken,  sondern  auch  in  seinem  inneren  Getriebe  —  nämhch 
seiner  Organisation  —  gleichen  Schritt  mit  der  politischen  Stellung 
des  Staates  gehalten,  und  dabei  stets  eine  gewisse  Eigenthümlich- 
keit  in  Vergleichung  zu  anderen  Armeen  bewahrt. 

Die  Ursache  des  Mangels  der  inneren  Gleichartigkeit  lag  theils 
in  der  Art  des  Anwachsens  der  Hausmacht  Oesterreich's,  theils  in 
geographischen  Verhältnissen.  Mit  der  Erwerbung  von  Tirol,  den 
ungrischen  und  italienischen  Ländern,  mit  der  Errichtung  der  Mi- 
litärgränze  gegen  die  Türkei  u.  s.  w.  war  die  Nothwendigkeit  ver- 
bunden, ungleichartige  Einrichtungen  im  Heere  zu  belassen.  Als 
die  neuere  Kriegskunst  der  mittelalterlichen  Gestaltung  der  Heer- 
Einrichtungen  ein  Ende  machte,  rief  Kaiser  Maximilian  I.  die  ersten 
Elemente  einer  österreichischen  Armee  in  das  Leben,  deren  Formen 
sofort  von  Oesterreich  auf  die  anderen  Länder  des  deutschen  Rei- 
ches übergingen.  Die  Defensions  -  Ordnung  Kaiser  Ferdinands  L 
vom  Jahre  1530  bildete  die  Grundlage,  auf  w-elcher  sich  das  Mili- 
tär-System der  deutsch- österreichischen  Länder  allmählich  aufbaute. 
Wenn  sich  schon  innerhalb  des  Complexes  derselben  provincielle 
Verschiedenheiten  herausstellten  (namentlich  in  Betreff  TiroFs  und 
der  Stadt  Triest)  und  kleine  Unterschiede  auch  bei  der  Ausdehnung 
des  Systems  auf  die  böhmischen  Länder  Platz  griffen ,  so  trat  neben 
die  derart  geschaffene  Wehrkraft  als  ein  zweites  ebenbürtiges  Glied 
von  völlig  verschiedener  Organisation  die  ungrische  Streitmacht, 
welche  Ferdinand  auf  den  altnationalen  Grundlagen  reconstruirte. 

In  dieser  Weise  doppelgestaltig  wuchs  die  österreichische  Ar- 
mee heran,  obwohl  im  Jahre  1715  auch  der  ungrische  Reichstag 
in  die  Errichtung  eines  stehenden  Heeres  willigte.  Die  Armee,  zu 
einem  Angriffskriege  wenig  geeignet,  war  dessenungeachtet  — ■ 
auch  ohne  innere  Einheit  und  gleichartige  Organisation  —  durch 
die  viclcrprobte  Tapferkeit  der  Krieger,  durch  ihre  begeisterte  An- 
hänglichkeit an  das  Rtgentenhaus,  durch  das  geistige  und  came- 
radschaftliche  Aneinanderschliessen  des  Officier  -  Corps ,  eine  ruhm- 
gekrönte Vorkämpferin  iiir  bedrohtes  Recht  und  gefährdete  Interes- 
sen. Die  Erschütterungen,  welche  den  Bestand  des  Staates  in 
Frage  stellten  -^  Türkenkriege,  dreissigjähriger  Krieg,  Erbfolge- 
krieg, Revolutions-Kriege  —  wirkten  als  eben  so  viele  Verjüngungs- 
Momente  auf  das  Heer  zurück,  dessen  Geschichte  von  ihnen  die 
Perioden  seiner  Entwicklung  dalirt. 

Während   das   Heerwesen   wohl    im    Allgemeinen  die  Relbrm- 
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Uebergäiige  vom  Hoorbaniis-Aufgebote  zum  Si)ldner\vesen ,  und  von 
diesem  durch  Werbungen  zum  Conseriptions-Systeme  (wie  in  ande- 
ren europäischen  Staaten)  durchmachte,  musste  man  in  Oesterreich 
doch  immer  vielfältige  Ausnahmen  bestehen  lassen,  und  während 
andere  Regenten  längst  schon  freie  Hand  hatten,  das  Militärwesen 
in  ihren  Staaten  einheitlich  und  ganz  nach  den  Erfordernissen  der 
neuesten  Kriegskunst  zu  gestalten,  dauerten  in  Oesterreich  die  aus 
den  verschiedenartigen  Landesverfassungen  hervorgegangenen  Be- 
schränkungen theilweise  bis  zum  Jahre  1848  fort.  Der  Regierungs- 
antritt Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Franz  Joseph  1.  bezeich- 
net für  das  Heerwesen  ebenso  wie  für  die  gesammten  übrigen 
Staats-Einrichtungen  den  zunächst  durch  die  Tapferkeit  des  Heeres 
gewonnenen  Wendepunct,  von  welchem  aus  die  Herstellung  der 
Reichseinheit  und  mit  derselben  die  einheitliche  kräftig  durchgrei- 
fende Reorganisation  des  Heeres  erstrebt  werden  konnte.  Es  bleibt 
sonach  nur  noch  der  Nachweis  zu  liefern,  dass  Alles,  was  in  der 
letzteren  Hinsicht  seither  geleistet  wurde,  wirklich  zum 
Frommen  des  Reiches  und  des  Heeres  geführt  hat,  und  dass,  da 
alle  Anordnungen  unmittelbar  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  aus- 
gegangen sind,  der  im  Verhältnisse  zu  dem  kurzen  seither  verflos- 
senen Zeiträume  kaum  glaubliche,  die  Machtentwicklung  Oester- 
reich's  vervielfachende  Umschwung  in  der  Einrichtung  und  Leistungs- 
iahigkeit  des  Heeres  auch  unmittelbar  Allerhöchstdemselben  als  dem 
ersten  österreichischen  Regenten,  der  sich  als  Armee-Ober- 
Commandant  selbstthätig  an  die  Spitze  des  Heeres  gestellt,  zu 
danken  ist. 

In  den  letztverflossenen  hundert  Jahren  waren  zwei  grössere 
Vei'suche  zur  Reorganisirung  des  österreichischen  Heerwesens  ge- 
macht worden,  vom  F.  M.  Lascy  und  von  Seiner  k.  k.  Hoheit  dem 
Erzherzoge  Karl ;  die  geistvollen  Anordnungen  des  Letzteren  waren 
aber  nur  theilweise  zur  Ausführung  gekommen.  Dessenunge- 
achtet hatten  der  unter  Höchstdessen  Oberbefehl  erlangte  Kriegs- 
ruhm, sowie  die  aus  seinen  lehrreichen  Schritten  gewonnenen 
kriegswissenschaftlichen  Kenntnisse,  und  der  zu  jener  Zeit  sorgfäl- 
tig gepflegte,  wahrlich  nuisterhafte  Cameradschafts-Sinu  des  Heeres 
ihre  nachhaltige  Wirkung;  denn  selbst  nach  den  späteren  bedeu- 
tenden  Rückschritten  in  der  Militär- Verwaltung  war  es  nur  des 
Erzherzogs  Geist,  welcher  die  Armee  in  ihrer  Kraft  erhielt  und 
auch  in  der  neuesten  Zeit  unter  Karis  Jihigern  zu  bewunderns- 
werthen  Siegen  führte. 
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Neben  diesem  der  Armee  eingeflössten  edlen  Geiste  hatte  sieh 
aber  selbst  zu  Karls  Zeiten  der  eigentliche  Armee-Organismus  im- 
mer noch  nicht  von  den  mittelalterlichen  Einrichtungen,  von  Ge- 
brauch iwd  Herkommen  losgemacht.  Der  neue  Geist  und  die  neue 
Kriegführungsweise  wurden  auf  die  alte  morsche  Grundlage  ge- 
pfroi)ft;  nur  durch  die  kernige  Natur  und  unerschütterliche  Aus- 
dauer der  östeiTeichischen  Soldaten,  sowie  durch  den  Geist  ihrer 
hohen  Führer,  ist  es  möglich  geworden  —  namentlicli  noch  in  den 
Jahren  1848  und  1849  —  alle  Hemmnisse  der  schwerfalligen  Mi- 
litär-Verwaltung zu  überwinden. 

Jetzt  stehen  die  Verhältnisse  anders.  Der  edle  Geist  der  Ar- 
mee hat  sich  nicht  nur  erhalten,  sondern  ist  gesteigert  durch  das 
schöne  Vorbild  eines  wahrhaft  ritterlichen  Monarchen,  durch  das 
Bewusstsein  vollbrachter  Grossthaten,  die  Oesterreich  zu  einer  noch 
nie  errungenen  politischen  Höhe  gebracht,  durch  allgemein  verbrei- 
tete wissenschaftliche  Bildung  und  durch  die  bewährte  Gerechtig- 
keit, die  gleiche  Rechte  und  Pflichten  geschaffen  hat  und,  ohne 
Rücksicht  auf  Geburt,  nur  dem  wahrhaft  Befähigten  den  Weg  zu 
höheren  Stellen  bahnt.  Nicht  minder  gestärkt  ist  das  Vertrauen  in 
die  Sorgfalt  für  das  materielle  Wohl  und  die  zweckmässige  Orga-. 
nisation  des  Heeres,  denn  auch  hierin  wurde  mit  rastloser  Anstren- 
gung gründlich  Neues,  den  Bedürfnissen  der  Jetztzeit  vollkommen 
Entsprechendes  geschaffen. 

Vom  Mittelalter  her  bis  zum  Jahre  1848  hatten  die  einzelnen 
Zweige  der  Mihtär- Verwaltung  die  Grundlage  der  Heeres- Organi- 
sation gebildet,  aber  nicht,  weil  man  es  principiell  gewollt,  sondern 
weil  es  sich  historisch  eben  so  herausgebildet  hatte.  Bei  der  Infan- 
terie und  Cavallerie  waren  die  Kriegs-Obersten  die  alleinigen  Ver- 
walter^ als  die  Infanterie-Regimenter  später  auf  fünf  Bataillone  (mit 
der  Landwehr)  und  die  Grenadiere  anwuchsen,  wobei  die  einzelnen 
Bataillone  oft  in  entfernten  Ländern  von  einander  getrennt  wirkten, 
blieben  diese  Obersten  in  der  Verwaltung  immer  noch  die  allein 
Verantwortlichen.  Ebenso  bei  den  Artillerie-Regimentern,  welche 
aus  den  Constablern  entstanden,  dem  Bombardier-Corps  u.  s.  w., 
wenngleich  die  Theile  derselben  bei  den  verschiedensten  Armee 
Corps  zur  Feld-Dienstleistung  eingetheilt  waren.  Dadurch  kam  es, 
dass  oft  bei  den  kleinsten  Armee-Körpern  Mann,  Pferd  und  Mate- 
rial in  Bezug  auf  die  Verwaltung  verschiedenen  und  getrennten 
Verwaltungs  -  Chefs  unterstanden^  dass  bei  jedem  ausbrechenden 
Kriege  der  ganze  Friedens-Organismus  aufgehoben,    und  ein  neuer 
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Kriegs-Organismus  gebildet  werden  musste;  dass  dadurch  das  Wertli- 
vollste,  „die  Zeit  und  Einfachheit",  verloren  gingen,  und  die  Armeen 
meist  erst  nach  erlittenen  Unfällen  und  oft  erst  vor  nachtheiligen 
Friedensschlüssen  auf  den  gehörigen  Stand  gebracht  werden  konn- 
ten; dass  ebenso  das  weitläufige  Reserve-Material  rechtzeitig  bei- 
zustellen  unmöglich  war  u.  s.  w.  —  Alle  diese  Verhältnisse  dräng- 
ten mahnend  dahin,  mit  den  aus  dem  Mittelalter  überkommenen 
Schwerfälligkeiten  vollständig  zu  brechen ,  und  das  Verhältniss  um- 
zukehren. Denn  nicht  mehr  sollte  die  Friedens- Organisation  zur 
Hauptsache  und  die  Verwaltung  zur  Grundlage  der  Organisation 
gemacht,  sondern  fortan  der  Grundgedanke  festgehalten  wer: 
den,  dass  die  taktische  Gliederung  der  Armee  das  Fun- 
dament ihrer  Organisation  bilden  und  die  Verwaltung  nicht 
nur  dem  Ganzen,  sondern  auch  jeder  im  Kriege  selbstständig  ver- 
wendbaren Unterabtheilung  vollkommen  angepasst  werden  müsse. 
Der  Grund  hiervon  liegt  nahe,  weil  nämlich  die  neueste  Kriegfüh- 
rung und  die  neuen  Communications -Mittel,  wie  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffe,  eine  grössere  Mobilität,  sowie  ein  oftmaliges  Trennen 
und  Wiedervereinigen  der  Unterabtheilungeu,  ja  selbst  bei  den 
öfter  wechselnden  Kriegs-Schauplätzen  eine  veränderte  Zusammen- 
setzung der  grösseren  Armee-Körper  erfordern ,  und  damit  die  Noth- 
wendigkeit  bedingen,  auch  die  Unter-Abtheilungen  der  verschiede- 
nen Waffengattungen  derartig  zu  organisiren,  dass  selbe,  sie  mö- 
gen wohin  immer  geworfen  werden,  taktisch,  dienstlich  und 
ökonomisch  ein  organisches  Ganzes  bilden,  und  sowohl 
selbstständig  auftreten,  als  auch  benützt  werden  können,  um  aus 
ihnen,  wie  aus  selbstständigen  Bausteinen,  jeden  höheren  Organis- 
mus beliebig  zusammenzusetzen  und  nach  Maass  der  wechselnden 
Umstände  auch  wieder  beliebig  zu  verändern. 

Mit  diesem  Grundgedanken  ziehen  Hand  in  Hand  Gerechtig- 
keit, Anregung  zur  Kriegstüchtigkeit,  Anerkennung  der  Verdienste 
und  völlige  Sicherstellung  des  materiellen  und  geistigen  Wohles 
jedes  Einzelnen,  welche  aus  allen  neuen  Reformen  hervorleuchten 
und  von  der  edlen  Sorgfalt  des  hohen  Gründers  und  seiner  Wür- 
digung der  tapferen  Vaterlandsvertheidiger  zeugen. 

So  lange  die  verschiedenen  Laudesverfassungen  bestanden,  — 
bis  zum  Jahre  1848  —  war  (mit  Ausnahme  des  lonibardisch-vene- 
zianischen  Königreiches)  der  Adel,  obwohl  er  von  seinem  Privile- 
gium fast  keinen  Gebrauch  machte  und  seine  Söhne  in  grosser 
Zahl   dem   freiwilligen   Kriegsdienste  im   Heere   widmete,  von   der 

V.  Czoeriiig,  Ocstcircicirs  Ncii;.'('st;iltuii^'.  .\'2 
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Militär- Dienstleistung  gänzlich  befreit;  —  war  die  Dienstzeit  ver- 
schieden, je  nachdem  die  Recruten  aus  den  Werbbezirken  der 
deutschen  und  slavischen  Provinzen,  aus  jenen  der  ungrischen 
Länder  oder  der  italienischen  Provinzen  (der  Lombardie  und  Ve- 
nedig's),  welchen  Tirol  gleichgehalten  war,  gestellt  wurden,  näm- 
lich 14,  10  oder  8  Jahre;  —  und  der  Menge  nach  stellten  an 
Truppen  von  je  1.000  Bewohnern:  Galizien  26*67,  Inner -Oegter- 
reich  25-82,  Mähren  und  Schlesien  25.45,  Oesterreich  unter  und 
ob  der  Enns  mit  Salzburg  25-00,  Böhmen  23-22,  Siebenbürgen  11-89, 
Lombardie  und  Venedig  10-52,  Ungern  9*19,  Dalmatien  8.60,  Tirol 
5-30  Mann.  Die  Freihafen  -  Bezirke  von  Triest  und  Fiume,  sowie 
Dalmatien,  wo  nur  für  den  Flottendienst  freiwilHge  Werbung  und 
die  Exofficio-Stellung  für  das  Landheer  stattfand,  waren  von  der 
Conscription  ganz  befreit  geblieben.  Gegenwärtig  besteht  in  allen 
Theilen  des  Reiches  '  gesetzlich  allgemeine  Dienstpflicht  ', 
gleiche  Dienstzeit,  nämlich  8  Jahre  ^,  und  gleiches  Aus- 
maass  für  alle  Kronländer,  es  bildet  sonach  volle  Gerechtigkeit 
die  Grundlage  des  neuen  Conscriptions-Sjstemes. 

Die    frühere    Land  wehre    der    alt  -  conscribirten    Provinzen 

'  Die  Recrutirungs- Pflicht  mit  8jähriger  Capitulations- Dauer  wurde 
auf  Dalmatien  mit  kaiserlicher  Veroi'dnung  vom  2.  Februar  1850  ausgedehnt. 
Nur  im  Gebiete  von  Triest  ist  die  Conscriptions- Pflicht  noch  nicht  einge- 
führt, wird  es  aber  demnächst  werden. 

^  Das  militärpflichtige  Alter  ist  durch  das  kaiserliche  Patent  vom 
5.  December  1848  auf  den  Zeitraum  vom  vollendeten  20.  bis  26.  Lebens- 
jahre beschränkt  worden.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  (von  der  ge- 
sammten  männlichen  Bevölkerung  ohne  Ausschluss  irgend  einer  Classe 
berufenen)  Stellungspflichtigen  zu  assentiren  sind,  wird  durch  das  Loos 
bestimmt.  —  Die  Ministerial -Verordnung  vom  23.  December  1849  gestattet 
jedem  zum  Militär-Dienste  Verpflichteten,  sich  unter  gewissen  Bedingun- 
gen durch  Erlag  einer  Taxe  von  seiner  Verpflichtung  zu  befreien;  diese 
Taxgelder  bilden  einen  Fond,  aus  welchem  die  freiwillig  zur  Reengagirung 
sich  meldenden  ausgedienten  Capitulanten  oder  in  Ermanglung  derselben 
andere  als  Stellvertreter  geeignet  befundene  Individuen  ein  besonderes 
Handgeld  und  eine  lebenslängliche  Zulage  erhalten.  Die  Allerhöchste  Ent- 
schliessung  vom  13.  Februar  1856  regelt  diese  Bestimmungen  noch  genauer 
und  normirt  auch  die  Erfolglassung  des  erlegten  Tax-Capitals  an  den 
Stellvertreter.  —  Eine  neue  Ergänzungsbezirks -Eintheilung  wurde  unterm 
8.  December  1856  erlassen. 

^  Für  die  ungrischen  Länder  augeordnet  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
vom  19.  April  1850. 
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war  aus  den  minder  tauglichen  Reeruten  und  Ausgedienten 
aller  Waffengattungen  zusammengesetzt,  und  ermangelte  so,  als 
blosse  Infanterie-Truppe,  der  Kriegstüchtigkeit.  Der  Landvvehrmann 
musste  bis  zum  45.,  wenn  er  alaer  schon  als  Soldat  gedient  hatte, 
bis  zum  38.  Lebensjahre  dienen,  und  war  dem  bürgerlichen  Leben 
und  der  festen  Versorgung  vollends  entzogen.  Gegenwärtig  steht 
ein  alle  Kronländer  umfassendes  Reserve -Statut  in  Geltung,  zu- 
folge dessen  der  Soldat  nach  der  vollstreckten  Dienstzeit  von 
8  Jahren  nur  noch  2  Jahre  bereit  zu  sein  hat,  um  bei  einem  aus- 
brechenden Kriege  wieder  zur  activen  Dienstleistung  einzurücken  ', 
wodurch  die  Armee  Ersatz  an  ausgebildeter  Mannschaft  erhält  und 
der  Mann  unter  gewöhnlichen  Friedensverhältnissen  die  küi-zeste 
Zeit  seinem  bürgerlichen  Lebensberufe  entzogen  ist.  Nur  in  Tirol 
blieben  die  Landes- Vertheidigungs- Anstalten  und  das  Schützenwesen 
durch  die  neue  Organisation  unberührt. 

Die  Kriegsschauplätze  an  den  Gränzen  Oesterreich's,  wie  im 
Hochgebirge  der  Schweiz  und  in  den  Ebenen  Russland's,  im  weg- 
samen Preussen  und  in  der  unwegsamen  Türkei,  sind  so  verschie- 
dener Natur,  und  erfordern  eine  so  verschiedenartige  Zusammen- 
setzung der  Waffengattungen  und  der  Reserve-Anstalten  zu  Armee- 
Corps,  dass  man  sich  vor  dem  Jahre  1848  um  so  weniger  ent- 
schliessen  konnte,  schon  in  Friedenszeiten  grössere  Armee -Körper 
zusammenzustellen,  als  man  nie  im  Voraus  wissen  kann,  gegen 
welche  Seite  sich  zu  rüsten  sei. 

Diese  Idee,  obgleich  theoretisch  richtig,  war  aber  für  die  Praxis 
ungemein  nachtheilig.  Man  übersah,  dass  die  grösseren  Heeres" 
Körper,  wie  Armeen  und  Armee-Corps,  nicht  allein  aus  Fechten- 
den bestehen,  dass  bei  einem  Heere,  wie  dem  österreichischen^ 
mehr  als  90.000  Menschen  sammt  einem  Train  von  20.000  Wagen 
und  100.000  Pack  -  und  Zugpferden  dazu  gehören ,  die  Fechtenden 
theils  unmittelbar  auf  das  Schlachtfeld  zu  begleiten,  theils  densel- 
ben, in  eigene  Armee-Reserve-Anstalten  abtheilungsweise  geordnet, 
bis  auf  20  Meilen  Entfernung  zu  folgen,  um  stets  rechtzeitig  und 
an  allen  Orten  mit  ärztlicher  und  geistlicher  Hilfe,  Lebensmitteln 
und  Munition  u.  s.  w.  bereit  zu  sein,  während  noch  andere  zur 
inneren  Verwaltung  in  den  Garnisonen  zurückbleiben;  iiiui  man 
musste  es  leider  zu  oft  erleben,  dass  die  Kriegs- Ausrüs(un<>en  nur 
hinkend    von    Statten    gingen    und    die    Operationen    der   Tru|)pen 

'  Instruction  zum  Reserve -Statute  vom  17.  October  1852. 
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clurel»  inangelliafte  Verwaltungs  -  Maassnalimeu  gehemmt  waren. 
Wie  überraschend  schnell  und  vollkommen  ausgerüstet  standen  da- 
aesen  die  Armeen  in  der  neuesten  Zeit  in  Böhmen,  in  Holstein,  in 
Dalmatien,  in  der  Walachei,  Moldau  und  Galizien  bereit,  weil 
Oesterreich  die  Armee-  und  Corps-Eintheilung  auch  für  den  Frie- 
den angenommen  und  die  neue  Idee  in  Anwendung  gebracht  hat, 
nicht  nur  bei  den  Feldtruppen ,  sondern  auch  bei  den  Verwaltungs- 
Branchen  eine  strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht- 
mobilen Ab  th  eilungen  festzuhalten,  und  das  Kriegs -Material 
inid  die  sonstigen  Vorräthe  so  zu  ordnen,  dass  bei  nöthigen  Kriegs- 
rüstungen —  ungeachtet  der  Reducirungen  und  Ersparungen  im 
Frieden  —  doch  keine  eigentliche  Umstaltung  der  Frie- 
dens- in  eine  Kriegs-Organisation,  wie  ehemals,  nothwen- 
dig  wird,  sondern  Alles  unter  bereits  eingewöhnten  Vei'hältnissen 
und  Namen,  nur  mit  vergrösserten  Massen  fortzuwirken  hat.  Die 
Cadres  der  Verwaltung  mit  allem  Kriegs -Materiale  sind  schon  in 
Friedenszeiten ,  Armeen  -  und  Corpsweise  geordnet ,  vorhanden ,  die 
Hauptquartiere  bestehen,  und  somit  ist  der  Rahmen  bleibend  ge- 
geben, welcher  nur  durch  die  nöthige  Zahl  der  schon  vorgeübten 
Fechtenden  und  der  Pferde  ausgefüllt  zu  werden  braucht,  um  mit  Hilfe 
der  Eisenbahnen  so  schnell  als  möglich  an  diese  oder  jene  Landes- 
Gränze  geworfen  zu  werden.  Es  ist  eine  offenkundige  und  unläug- 
bare  Thatsache,  dass  Oesterreich's  Truppen  noch  niemals  so  ratio- 
nell gerüstet  und  mobil  standen  als  gegenwärtig.  Die  ersten  Ein- 
richtungen hierfür  waren,  wie  erklärlich,  mit  grossen  Geldopfern 
verbunden^  nun  aber  ist  die  Hoffnung  vorhanden,  dass  die  Fort- 
erhaltung dieser  Organisation  bei  andauerndem  Frieden  mit  weit  ge- 
ringerem Aufwände  wird  bestritten  werden  können. 

Die  Gründung  eines  solchen  günstigen  Zustandes  war  selbst- 
verständlich mit  vielen  Detail  -  Reformen  verbunden,  von  welchen 
hier  nur  die  wesentlichsten  berührt  werden. 

Die  Infanterie  wurde  auf  vollzählige  62  Linien-  und  14  Gränz- 
Regimenter  und  1  Gränz-Bataillon  gebracht. 

Der  Stand  der  leichten  Infanterie,  nach  früheren  Erfahrungen 
zu  schwach,  wurde  erhöht,  das  Tiroler  Jäger-Regiment  verstärkt, 
und  die  übrige  Jäger-Truppe  auf  25  Feldjäger-Bataillone  gebracht. 
Die  Grenadiere,  mit  den  Linien-Regimentern  verbunden,  bilden 
eine  Elite,  deren  Befähigung  nicht  mehr  nach  dem  Zollstabe  ge- 
messen ,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  nach  der  guten  Con- 
duite  und  bewiesenen  Herahaftigkeit  vor  dem  Feinde  beurtheilt  wird. 
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Sechs  Disciplinar -  Compagnien  wurden  zur  Aufnahme  incorri- 
gibler  Leute  aufgestellt. 

Das  Depot- Bataillon  jedes  Regimentes  bildet  den  nicht- mobilen 
Theil  der  Infanterie,  bestimmt  für  die  Vorbildung  der  Ersatzmann- 
schaft in  Kriegszeiten,  die  WafTenübungen  der  Urlauber,  die  In- 
standhaltung der  Augmentations-Vorräthe  u.  s.  w. 

Eben  solche  Depot  -  Körper  besitzen  alle  anderen  Waffen- 
gattungen. 

Bei  der  Cavallerie  hatte  man  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
die  Uhlanen  als  leichte  Cavallerie  vorzügliche  Dienste  leisten,  und 
hat  demnach  die  ehemaligen,  bloss  mit  Pallaschen  bewafTneten 
Chevaux-legers  in  Uhlanen  umgewandelt,  ferner  die  Cavallerie  im 
Ganzen  um  zwei  Regimenter  vermehrt,  so  dass  jetzt  8  Kürassier-, 
8  Dragoner-,  12  Huszaren-  und  12  Uhlanen -Regimenter  bestehen. 
Für  den  Kriegsfall  werden  überdiess  7  Gränz- Cavallerie -Divisionen 
und  7  Sereschaner- Divisionen  errichtet. 

Die  Artillerie  erlitt  eine  gänzliche  Umgestaltung.  Bis  zur 
neuesten  Zeit  hatte  sich  ihn;  Gliederung  grösstentheils  an  die  histo- 
rische Entwicklung  der  Waffe  gehalten.  Von  jeher  war  der  Ar- 
tillerie nebst  der  artilleristisch-taktischen  Felddienstleistung  auch  die 
Erzeugung  sämmtlicher  Feuerwaffen  der  Armee  übertragen.  Die 
Einen  machten  die  Kleingewehre  für  die  Infanterie  und  Cavallerie 
—  daraus  entstand  die  Feuergewehr- Fabrik;  Andere  erzeugten  die 
Feldgeschütze,  besorgten  überhaupt  die  Ausrüstung  für  den  Krieg 
im  oflenen  Felde,  und  nannten  sich  desshalb  das  F'eldzeugamt;  die 
Dritten  endlich  erzeugten  die  Belagerungsausrüstung  und  alles  lür 
den  Festungskrieg  Erforderliche  unter  dem  Namen  Garnisons- Artil- 
lerie. Ausserdem  erzeugten  die  Monturs-Commissionen  die  blanken 
Waffen;  das  Militär-Fuhrwesen,  seit  1772  ein  eigener  von  der  Artil- 
lerie getrennter  Körper,  stellte  einen  Theil" der  Fuhrwerke  und  die 
Bespannung  bei  u.  s.  w.  Wie  früher  gewöhnlich,  waren  auch 
hier  die  Verwaltungskörper  die  Einheiten  für  die  gesammte  ürga- 
nisations-Gliederung,  und  kam  es  bei  einem  Kriege  zum  taktischen 
Verbände  einer  Batterie,  so  lieferte  hierzu  das  Bombardier -Corps 
den  Vormeister ,  das  Regiment  die  übrige  Artillerie-Mannschaft,  das 
Fuhrwesen-Corps  die  Bespannungjsmaimschaft,  die  Pferde  und  einen 
Theil  der  Wagen,  die  anderen  Fahrzeuge  das  Feldzeugamt,  ilas 
Reitzeug  die  Monturs  -  Conunission  u.  s.  w.  ^  kurz  rin  Chaos  an 
Mannschaft  und  Material,  mit  der  Verwaltungsabliängigkeil  wiih- 
rend  der  ganzen  Kriegsdauer  von  dem  Körper,    der  sie  beigestellt. 
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Es  erregt  in  der  That  Verwunderung,  wie  die  Artillerie  bei  einer 
so  heillosen  Organisations-Yerwirrung  die  glänzenden  Waffenthaten 
vollbringen  konnte,  welche  aus  den  letzten  wie  aus  den  früheren 
Feldzügen  hervorleuchten.  Zum  Glücke  gehört  dieser  regellose 
Zustand  nunmehr  der  Geschichte  an.  Die  gegenwärtige  Organisa- 
tion auf  taktischer  Grundlage  ist  in  der  rationellsten  Weise 
durchgeführt. 

Sonach  bestehen  jetzt  zwei  Hauptbranchen :  die  technische 
Artillerie,  welche  eine  der  besonderen  Armee- Anstalten  ist,  erzeugt, 
verwahrt  und  verwaltet  alle  Gattungen  der  Feuerwaffen  und  sonsti- 
gen Ausrüstungsgegenstände,  und  statt  der  vielen  zerstreuten  Gross- 
werkstätten ist  das  Artillerie- Arsenal  zu  Wien  entstanden,  ein  Eta- 
blissement, dem  an  Grossartigkeit  in  der  Anlage  und  Ausi'ührung 
des  Baues  und  in  der  Einrichtung  kein  ähnliches  Institut  der  Welt 
gleichkömmt;  di^  ausübende  Artillerie  (die  sogenannten  Artil- 
lerie-Truppen), nimmt  die  Waffen  in  Gebrauch.  Die  aus- 
übende Artillerie  besteht  dermalen  aus  12  Feld -Artillerie -Regi- 
mentern, 1  Raketeur-Regimente  und  1  Küsten- Artillerie-Regimente. 
Die  Batterien  zu  8  Geschützen  bilden  nun  organisch  selbstständige 
Körper  mit  eigener  Bespannung,  ebenso  die  Munitions-Reserve-Ab- 
theilungen im  Gefolge  der  Armeen.  Jedes  Artillerie-Regiment  hat 
4  sechspfündige  und  3  zwölfpfündige  Fussbatterien ,  6  Cavallerie- 
Batterien  und  1  Batterie  langer  Haubitzen  zu  je  8  Geschützen;  das 
Raketeur- Regiment  zählt  20  Batterien.  Ein  eigener  Artillerie- 
Stab  leitet  alle  Zweige. 

Die  Genie-Waffe,  für  den  Festungskrieg  bestimmt,  entstand 
aus  der  Vereinigung  des  ehemaligen  Ingenieur-Corps,  der  Mineurs 
und  Sappeurs,  und  besteht  jetzt  aus  dem  Genie-Stabe  und 
12  Bataillons  Genie-Truppen  mit  einem  so  vermehrten  Stande ,  dass 
derselbe  auch  dem  Gesämmt -Heeresstande  entspricht,  was  früher 
nicht  der  Fall  war. 

Das  Pionni er- Corps  besteht  gegenwärtig  nebst  dem  Stabe 
aus  6  Pionnier-Bataillons,  3  Brückenbespannungs-Depots  und  3  Pion- 
nier-Zeugs-Depöts  und  ist  als  theils  ausübender,  theils  technischer 
K()rper  (zur  Erzeugung  der  Brücken -Equipagen)  ganz  analog  der 
Artillerie  organisirt. 

Das  Flottillen -Corps,  eine  neue  Schöpfung  (mit  dem 
Pionnier-Corps  verbunden),  dient  dazu,  Herr  der  grossen  innerhalb 
eines  Kriegsschau])latzes  liegenden  Gewässer  des  festen  Landes  zu  blei- 
l)en.    Fünf  selbstständige  Kriegs-Flottillen  bestehen  gegenwärtig  auf 
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der  Donau,  dem  Po,  dem  Garda-See,   dem  Lago  maggiore  und  iu 
den  Lagunen  von  Venedig. 

Das  Militär-Fuhrwesens- Corps  umfasste  früher  das  ge- 
sammte  Bespannungswesen  der  Armee,  wurde  bei  einem  ausbre- 
chenden Kriege  förmUch  zerrissen,  und  konnte  nur  scliwer  den 
gleichzeitigen  Anforderungen  aller  zum  Ausmarsche  bestimmten 
Truppen  entsprechen.  Gegenwärtig  erfolgt  diess  weit  schneller,  da 
das  Fuhr-  und  Packwesen  bei  jeder  Waffengattung  einen  integri- 
renden  Theil  der  Truppen-Körper  selbst  bildet,  die  bei  ihrer  zer- 
streuten Friedens-Dislocation  die  nöthigen  Fuhr^^•erke  schon  in  eige- 
ner Verwahrung  haben,  und  sich  bei  einem  Ausmarsche  besser 
und  schneller  mit  den  nöthigen  Pferden  versorgen.  Das  eigentliche 
Wirken  des  Fuhrwesens-Corps  beschränkt  sich  demnach  mehr  auf 
die  Bespannung  der  von  den  Truppen-Körpern  unabhängigen  Arm.ee- 
Reserven. 

Zur  Disposition  für  den  General -Quartiermeister -Stab  wurden 
eigene  Boten] äger  und  für  den  inneren  Dienst  in  den  Hauptquar- 
tieren Stabs-Dragoner  organisirt. 

Nebst  den  schon  von  früher  her  bestandenen  Militär-Pol  i- 
zeiwach-Corps-Abtheilungen  in  den  grösseren  Städten  wur- 
den in  neuester  Zeit  auch  19  Regimenter  Gendarmerie  zur  Auf- 
rechthaltung der  öffentlichen  Sicherheit  und  inneren  Ruhe  neu  er- 
richtet. Für  die  Nützlichkeit,  ja  die  Nothwendigkeit  dieser  Truppe 
sprechen  die  von  ihr  seit  dem  Zeitpuncte  ihrer  Errichtung  erzielten 
bereits  im  §.  6  erwähnten  Erfolge.  Der  sicherste  Beweis  der  hohen 
Nützlichkeit,  um  nicht  zu  sagen  Unentbehrlichkeit  dieser  Einrich- 
tung liegt  aber  darin,  dass  es  —  bei  den  gewöhnlichen  Nachwehen, 
welche  in  den  durch  die  Revolution  und  den  Bürgerkrieg  aufgereg- 
ten Provinzen,  durch  die  Zerreissung  aller  Bande  der  Ordnung  und 
das  Herumstreiclien  der  zum  Räuberhandwerke  greifenden  Maro- 
deurs hervorgerufen  wurden,  so  wie  in  den  übrigen  Ländern  bei 
dem  Wegfallen  der  vielen  kleinen  Patrimonial-Polizei-Behörden ,  ehe 
die  landesfürstlichen  nachgefolgten  Aemter  noch  ihre  volle  Wirk- 
samkeit entfalten  konnten,  —  der  aufopfernden  Thäfigkeit  der  Gen- 
darmerie zunächst  zu  danken  ist,  wenn  die  Ruhe  und  Ordnung  er- 
halten oder  dort,  wo  sie  gewaltsam  gestört  worden,  bald  wieder- 
hergestellt werden  konnte.  Keine  andere  Institution  vermöchte  es, 
bei  geringen  materiellen  Mitteln  auf  die  zahlreiche  unterste  Classe 
der  Bevölkerung  mit  solcher  moralischen  Macht  zu  wirken,  als  es 
die  Gendarmerie   täglich   bewerkstelligt,   und    es   bedarf  nur  eines 
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Blickes  auf  die'  zahlreichen  Auszeichmiugeii ,  welche  durch  des 
Kaisers  Huld  einzelnen  Gendarmen  wegen  ihrer  erfolgreichen  tod- 
verachtenden Aufopferung  in  Ausübung  ihrer  Berufspflieht  ertheilt 
werden,  um  die  Ueberzeugung  von  der  wohlthätigen  Wirksamkeit 
dieses  aus  der  Elite  der  activen  Armee  gewählten  Coi'ps  zu  ge- 
winnen. Ihm  ist  die  Auszeichnung  zu  Theil  geworden,  dass  aus 
seiner  Mitte  das  Leibgarde  -  Gendarmerie  -  Corps  ausgewählt  wird, 
welches  die  durch  militärisches  Verdienst  am  meisten  hervorleuch- 
tenden Untei'officiere  dieser  Waffengattung  unter  dem  unmittelbaren 
Befehle  des  ersten  General -Adjutanten  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät,  Grafen  von  Grünne,  in  sich  begreift,  und  zum  Aller- 
höchsten Hofdienste  bestimmt  ist. 

Zur  Förderung  der  Arbeiten  des  militär- geographischen  Insti- 
tutes wurde  das  Militär-Ingenieurs-Geographen-Corps  er- 
richtet, welches  die  Bestimmung  zur  Ausführung  der  geodätischen 
und  astronomischen  Messungen  und  der  Militär-Landesaufnahme  mit 
dem  Messtische  (Mappirung),  zur  Reduction  der  Landesaufnahme  in 
die  normalen  Kartenmaasse,  sowie  zur  Vervielfältigung  der  Karten 
und  Pläne  durch  die  verschiedenen  in  Anwenduna;  kommenden 
Stich-  und  sonstigen  Methoden  der  graphischen  Darstellung,  dann 
des  Druckes  hat.  Es  besteht  aus  44  Officieren,  und  ist  dem  Be- 
fehle des  Directors  des  militär-geographischen  Institutes  untergeord- 
net; den  Mitgliedern  desselben  obliegt  die  Dienstleistung  in  gedach- 
tem Institute  und  die  Ausführung  der  Militär -Mappirungs- Arbeiten 
in  den  Kronländern,  wozu  jedoch  ausserdem  Officiere  aus  dem 
Stande  des  General- Quartiermeister -Stabes  und  der  Truppen  nach 
Erforderniss  beigezogen  werden. 

Eine  durchgängige  Neubildung  ist  auch  das  Adjutanten- 
Corps  mit  der  Bestimmung,  den  höheren  Adjutanten -Dienst  bei 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  der  Armee  zu  versehen,  sowie 
auch  zur  Leitung  und  Besorgung  des  administrativen  Concept-Dien- 
stes  in  den  vorwiegend  militärischen  Geschäftsabtheilungen  der  höhe- 
ren Armee-Behörden.  Dasselbe  ist  dem  jeweiligen  ersten  General- 
Adjutanten  der  Armee,  der  zugleich  Corps-Chef  ist,  untergeordnet, 
im  Kriege  wird  dieser  Stand  nach  Umständen  erhöht. 

Dem  Armee-Ober-Coni  inando,  welches  in  vier  General- 
Directionen  (General -Direction  für  Militär-  und  Justiz- Angelegen- 
heiten, General- Artillerie -Direction,  General -Genie -Direction  und 
General -Direction  für  ökonomische  Angelegenheiten)  zerfallt,  sind 
eigene   militär- wissenschaftliche  Bureaux    und  Comites   beigegeben. 
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nämlich :  die  General-Quartiermeister-Stabs-Direction  mit  dem  Kriegs- 
Archive,  das  Artillerie -Comit6,  das  Genie -Comite  und  das  Militär- 
Sanitäts-Comite.  Die  genannten  Comit^s  haben  den  Zweck,  die  Fort- 
sehritte der  Wissenschaften  auf  dem  ihnen  nach  ihrer  Bezeichnuno; 
zuge^viesenen  Felde  zu  verfolgen,  die  in  das  Gebiet  dieser  Wissen- 
schaften gehörigen  Ei-findungen  und  Vorschläge  zu  prüfen ,  Versuche 
zu  machen  und  nach  Befund  zur  Uebertragung  der  Resultate  auf  das 
praktische  Feld  der  Anwendung  dem  Armee-Ober-Commando  Vor- 
schläge zu  erstatten,  endlich  auch  die  ihnen  von  dem  letzteren  zuge- 
wiesenen Gegenstände  zu  prüfen,  hierüber  schriftliche  Gutachten  auf 
wissenschaftlicher  Grundlage  abzugeben,  und  über  Auftrag  des  Armee- 
Ober-Commando  die  erforderlichen  in  das  bezügliche  Fach  einschla- 
genden Instructionen,  Lehrbücher  und  Vorschriften  zu  entwerfen. 

Die  Aufgabe  der  General-Quartiermeister-Stabs-Direction  ist, 
sich  mit  Studien  auf  dem  Felde  der  Kriegs-Wissenschaften  in  der 
Richtung  für  operative  Zwecke  zu  befassen,  die  in-  und  auslän- 
dische Militär- Literatur  mit  Aufmerksamkeit  zu  verfolgen,  interes- 
sante  auf  diesem  Gebiete  erscheinende  Bücher  und  Werke  mit  Be- 
willigung des  Armee-Ober-Commando''s  anzuschaffen,  Eisenbahn-  und 
Telegraphen -Linien  evident  zu  halten,  über  Auftrag  des  Armee- 
Ober-Conimando''s  Marschrouten-Bücher  und  Strassenkarten  zu  ent- 
werfen, in  Vorschlag  gekommene  neue  Communications-Linien  vom 
militärischen  Standpuncte  zu  beurtheilen,  und  überhaupt  das  Ar- 
mee-Ober-Commando in  den  einschlägigen  Verhandlungen  als  Bei- 
rath  zu  unterstützen. 

Hilfs-Behörden  des  Armee-Ober-Commando's  sind:  die  General- 
Remontirungs-Inspection,  die  General  -  Verpflegs  -  Inspection  ,  die 
General-Monturs-Inspection,  die  General-Fuhrwesens-Inspection,  die 
Armee-Waffen-Inspection ,  das  Pionnicr-  und  Flottillen-Corps-Com- 
mando,  das  Central -Rechnungs- Departement  und  das  apostolische 
Feld-Vicariat. 

,  Diese  Behörden  sind  dem  Armee-Ober-Commando  behufs  der 
Förderung  der  Zwecke  der  Kriegsverwahung  unmittelbar  zur  Ver- 
fügung gestellt,  und  den  genannten  Inspectionen,  dann  dem  Pion- 
nicr- und  Flottillen- Corps -Commando  liegt  theils  eine  berathende, 
theils  eine  controlirende  oder  inspicirende  Wirksamkeit  ob. 

Ausserdem  besteht  beim  Armee-Oher-Conunando  eine  aus  Mit- 
gliedern der  verschiedenen  Ministerien  und  obersten  Beluh-den  ge- 
mischte Commission  behufs  der  Unterbringung  gedienter  Militärs 
in  Civil -Anstellungen, 
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Eine  eigene  Central-Befestigungs-Commission,  welcher  Mitglie- 
der des  General-Quartiermeister-Stabes  und  des  Genie-Stabes  beige- 
zogen sind,  verhandelt  alle  auf  die  Vertheidigungsfähigkeit  des 
Staates  Bezug  nehmenden  Gegenstände,  gibt  ihr  Gutachten  über 
die  vorgeschlagenen  Eisenbahn-Tracen  etc. 

Bei  dem  Militär-Sa nitätswesen  der  neuesten  Zeit  kann 
jede  Familie  die  volle  Beruhigung  haben,  ihre  als  Soldaten  dienen- 
den Angehörigen  in  bester  Weise  versorgt  zu  wissen;  denn  obgleich 
Oesterreich's  Herrscher  von  jeher  dem  Wohle  der  Soldaten  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  schenkten,  so  unterscheiden  sich  die  gegen- 
wärtigen Einrichtungen  von  den  früheren  doch  wesentlich  dadurch, 
dass  der  günstige  Erfolg  nicht  mehr  an  Persönlichkeiten  und  den 
freien  Willen  der  Ausfuhrungs- Organe  gebunden,  sondern  schon 
durch  die  gesetzliche  Organisation  gesichert  ist.  Die  Nothwendig- 
keit,  gute  Krankenwärter  in  hinreichender  Anzahl  zu  haben,  war 
stets  erkannt;  aber  da  dieselben  wechselweise  von  den  mobilen 
'i'ruppen  genommen  wurden,  so  blieb  den  Compagnie-Commandan- 
ten  die  Gelegenheit,  sich  hierbei  der  überhaupt  unfähigen  Leute  zu 
entledigen.  Gegenwärtig  ist  die  Tauglichkeit  zur  Krankenpflege 
von  einer  Vorschule,  einer  Prüfung  und  dem  Ausspruche  des  sach- 
verständigen Arztes  abhängig;  gute  Aufführung  und  Gutmüthigkeit 
des  Charakters  sind  Bedingungen  der  Aufnahme.  In  jeder  Sani- 
täts-Compagnie  soll  Mannschaft  deutscher,  italienischer,  slavischer 
und  ujagyarischer  Nationalität  in  entsprechender  Zahl  vorhanden  sein. 
Zur  Ausrüstung  der  Feldspitäler  war  früher  die  Vollzählighaltung  eines 
Militär-Sanitäts-Corps  von  6.000  Krankenwärtern  angeordnet;  die- 
selben wurden  aber  nur  auf  dem  Papiere  geführt,  es  waren  Civi- 
listen ,  in  der  Liste  der  zweiten  Landwehr-Bataillone  stehend ,  ohne 
Vorbildung  für  die  praktische  Krankenpflege,  —  daher  die  Verle- 
genheiten bei  einem  ausbrechenden  Kriege.  Gegenwärtig  besteht 
ein  militärisch  organisirtes  Sanitäts-Corps  von  14  Compagnien  mit 
erprobten  und  stets  (auch  in  Friedenszeiten)  geübten  Krankonwäi'- 
tern,  welche  in  Kriegszeiten  den  Truppen  auf  das  Schlachtfeld  fol- 
gen, die  Verwundeten  aulsuchen,  laben,  nach  rückwärts  schaffen, 
im  Nothfalle  den  ersten  Verband  anlegen  u.  s.  w.,  und  für  alles 
dieses  vorgebildet  sind.  Die  Spitäler  waren  in  i'rüherer  Zeit  inte- 
grii-ende  Bestandtheile  der  Truppen -Körper,  daher  ein  Hemmniss 
ihrer  Mobilität  und  der  Einfachheit  ihrer  Verwaltung;  gegenwärtig 
bestehen,  wie  bereits  erwähnt,  29  grösssere  Garnisons- Spitäler  mit 
eigener    Verwaltung,    welche    zugleich    die    Cadrcs    zur   schnellen 
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Aufstellung  der  inj  Kriege  zu  emclitenden  Feldspitäler  bilden, 
und  Truppen -Spitäler  ausserhalb  der  Garnisons-  Orte.  Die  Militär- 
Aerzte  waren  früher  in  einer  ihren  Vorstudien  und  dem  Doe- 
torsgrade  nicht  entsprechenden  Stellung  gehalten,  ihre  Zahl  war 
zu  gering,  bei  einenn  ausbrechenden  Kriege  wurden  die  meisten 
Truppen  -  Aerzte  in  die  Feldspitäler  gezogen ,  und  die  Truppen 
selbst  blieben  in  der  höchsten  Noth  bezüglich  der  unmittel- 
baren ärztlichen  Hilfe.  Gegenwärtig  ist  der  Rang  und  Gehalt  der 
Aerzte  erhöht  und  ihre  Zahl  vermehrt;  während  früher  für  jede 
Division  (2  Compagnien)  nur  ein  Unterarzt  bemessen  war,  rechnet 
man  jetzt  für  jede  einzelne  Compagnie  oder  Escadron  einen  Unter- 
arzt und  für  zwei  zusammen  einen  Oberarzt  oder  Oberwundarzt. 
Alle  materiellen  Erfordernisse  für  die  Feldspitäler  sind  schon  im 
Frieden  vorgerichtet ,  und  ein  eigenes  zweckmässig  eingerich- 
tetes Sanitäts- Fuhrwesen,  theils  unmittelbar  den  mobilen  Truppen, 
theils  den  Armee-Reserven  angehörig,  dient  zur  schnellen  Vermitt- 
lung des  Nothwendigen.  An  der  Spitze  des  gesammten  Militär- 
Sanitätswesens  steht  der  General-Stabsarzt.  Dirigirende 
Stabs -Aerzte  besorgen  die  Sanitäts -Angelegenheiten  beiden  Ar- 
meen, Armee-Corps-Commanden  und  Militär-Gouvernements;  Regi- 
mentsärzte, Oberärzte  und  Oberwundärzte  sammt  den  Unterärz- 
ten  besorgen  den  Sanitäts- Dienst  bei  den  Truppen  und  in  den 
Spitälern.  Siebeuzehn  Contumaz-Aemter  und  ebenso  viele  Rastell- 
Aemter  an  der  türkischen  Gräuze  dienen  zur  Abwehr  der  Ein- 
schleppung der  orientalischen  Pest.  An  den  vorzüglichsten  Bade- 
orten bestehen  Militär -Badehäuser  für  badebedürftige  OIHciere  und 
Mannschaft.  Die  Militär -Medicamenten -Regie  zu  Wien  besorgt 
die  Herbeischaflüng  und  Bereitung  der  Arzeneien  in  dem  Haupt- 
Depöt  zu  Wien,  den  8  Provinzial-Depots,  den  Militär-Apotheken  in 
den  Garnisons-Spitälern,  Garnisons-Orten,  Festungen  und  Invaliden- 
Häusern  und  den  Feld -Apotheken. 

Das  Militär-Gerichtswesen  hat  in  der  neuesten  Zeit  einen 
wesentlichen  Fortschritt  durch  die  Einführung  eines  neuen  Gesetzes 
über  den  Umfang  der  Mililär-Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  sowohl, 
als  in  bürgerlichen  Reclitsangelegenheiten  gemacht,  welches  den 
privilegirteu  Gerichtsstand  des  Militärs  sichert '.  Diesem  Gesetze 
folgte  neuerlich  auch  das  neue  Militär-Strafgesetzbuch  über 
Verbrechen    und    Vergehen,    welches    sich    durch    seine    liuniano 

'  Kaiserliches  Patent  vom  22.  December  1851. 
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Bemessung  der  Strafen  und  die  Abschaffung  mancher  bisher  angewen- 
deter Strafen  (wie  des  Spiessruthenlaufens)  auszeichnet  '.  Wie  das 
ärztliche,  so  wurde  auch  das  Gerichts -Personale  dem  Range  und 
Gehalte  nach  günstiger  und,  was  besonders  wesentlich  ist,  in  Per- 
sonal-Angelegenheiten unabhängiger  von  den  Truppen-Commandan- 
ten  gestellt. 

Behufs  der  Justiz -Pflege  sind  die  Militär -Gerichtsbehörden  in 
drei  Instanzen  organisirt. 

Die  Militär-Gerichte  erster  Instanz  sind:  die  Gerichte  im  Ver- 
bände der  Truppen  und  Militär-Akademien,  die  Invalidenhaus-Ge- 
richte, die  Garnisons-Gerichte  und  die  Landes-Militär-Gerichte. 

Bei  der  Versetzung  einer  Armee  auf  den  Kriegsfuss  gelangen 
als  Gerichte  erster  Instanz  die  Feld-Stabs-Auditoriate  und  die  Ar- 
mee-Corps-Auditoriate  zur  Aufstellung. 

Ueber  den  sämmtlichen  Gerichten  erster  Instanz  besteht  als 
zweite  Instanz  das  Militär-Appellations-Gericht  und  als  dritte  Instanz 
der  oberste  Militär-Justiz-Senat  im  Armee-Ober-Commando. 

In  der  zweiten  und  dritten  Instanz  ist  die  Straf-  und  die  Pri- 
vat-Rechtspflege  vereinigt;  in  der  ersten  Instanz  ist  diess  nur  bei 
den  Regiments-  und  Invalidenhaus-Gericliten  der  Fall,  während  die 
Garnisons-Gerichte  nur  die  Straf-Rechtspflege  und  die  Landes-Mili- 
tär-Gerichte nur  die  Privat-Rechtspflege  auszuüben  haben.  In  allen 
die  Gränzen  der  Disciplinar-Strafgewalt  überschreitenden  Straffällen 
entscheidet  ein  aus  Individuen  desselben  Truppen-Körpers  zusammen- 
gesetztes Kriegsgericht. 

Die  Militär-Seel sorge  war  von  jeher  gut  bestellt  und  auf 
die  Grundsätze  der  religiösen  Gleichheit  gebaut;  denn  es  ist  Für- 
sorge getroffen ,  dass  den  Soldaten  aller  Religions-Bekenntnisse ,  sje 
mögen  der  christlichen  Kirche  katholischer,  evangelischer,  grie- 
chischer Confession  oder  dem  mosaischen  Glauben  zugethan  sein, 
der  Trost  der  Religion  womöglich  im  gleichen  Maasse  gespendet 
werde. 

Zur  Ausübung  der  niilitärgeistlichen  Jurisdiction ,  sowie  zur 
Pflege  und  Leitung  der  Seelsorge  sind  in  der  Armee  die  im  Stan- 
des-Verbände  der  Truppen  und  Armee -Anstalten  belindlichcn  Miii- 
tär-Seelsorgen ,  die  zu  diesem  Staiides-Verbande  laicht  gehörigen 
Garnisons-Seelsorgen,  über  beide  die  Feld-Superiorate  und  in  höch- 
ster Linie  das  apostolische  Feld-Vicarial  des  k.  k.  Heeres  aufgestellt. 

'  Kaiserliche  Verordnung  vom  15.  Janunr  1855. 
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In  Angelegenheiten  des  Militäv-Verpflegswesens  war  in 
Oesterreich  immer  für  das  Aufbringen  der  nöthigen  Menge  gesorgt  5 
weniger  genau  war  man  im  Beistellen  zur  rechten  Zeit  und 
am  rechten  Orte.  Man  stellte  daher  in  neuester  Zeit  an  die  Spitze 
der  Yerpflegs- Branche  einen  General,  und  unterordnete  den  das 
Terpflegswesen  Dirigirenden  in  Kriegszeiten  mimittelbar  dem  Gene- 
ral-Quartiermeister-Stabe, welcher  die  Dislocation  und  Bewegungs- 
richtungen der  Truppen  nach  Raum  und  Zeit  am  besten  kennt  und 
somit  am  besten  für  das  richtige  Beistellen  der  Yerpflegs-Erforder- 
nisse  interveniren  kann.  Selbst  die  Leitung  der  Armee  -  Reserve- 
Anstalten  und  insbesondere  der  Corps-Colonnen-Magazine  erfolgt  nun 
unmittelbar  durch  Officiere  des  General-Qaartiermeister-Stabes,  und 
ein  eigenes  Train-Commando  sorgt  für  die  innere  Ordnung  dieser 
Reserve-Anstalten.  Die  Beseitigung  der  dieser  Branche  fast  allent- 
halben anklebenden  Missbräuche  wurde  energisch  angestrebt,  und 
Bedacht  darauf  genommen,  dass  der  Einkauf  der  Mundvorräthe  den 
producirenden  Gebietstheilen  zum  Gewinne,  nicht  aber  den  Con- 
sumtions-Hauptorten  zur  (vermeidbaren)  Yertheuerung  des  Bedarfes 
gereiche.  Mit  fremden  Regierungen  wurden  behufs  der  Truppen- 
Verpflegung  Verträge  geschlossen  und  zwar  mit  Russland  (10.  Juni 
1849j  zur  Verpflegung  der  russischen  Hilfstruppen  in  Oesterreich, 
ferner  mit  Parma  (3.  Juli  1849),  Toscana  (i'i.  April  1850)  und 
Baiern  (15.  März  1851)  zur  Verpflegung  österreichischer  Truppen 
im  Auslande.  Das  Detail  des  Militär- Verpflegswesens  wird 
durch  die  Verpflegs-Bezirksleiter  besorgt,  welchen  die  Regie-  und 
Verrechnungs-Hauptmagaziue  und  die  als  Filial-Anstalten  derselben 
hier  und  da  aufgestellten  Vorraths-Verpflegs-Magazine  unterstehen. 

Das  Mon t urwesen,  sowie  die  Bewaffnung  und  Ausrü- 
stung der  Armee  ward  grossen  Veränderungen  unterzogen.  Wir 
sehen  nunmehr  die  Truppen  einfacher  und  zweckmässiger  adjustirt. 
grösstentheils  mit  neuen,  besseren  \Yaffen  versehen,  und  Maini  und 
Pferd  in  praktischer  Weise  ausgerüstet.  Auch  die  Train-Anstalten 
wurden  wesentlich  verbessert,  und  durch  besondere  Normen  ist 
vorgedacht,  diese  Anstalten  mit  Schnelligkeit  der  verschiedenen 
Natur  der  Kriegsschauplätze  anzupassen.  Die  Eisenbahnen  in  den 
nördlichen  Nachbarländern  und  die  Saumwege  Bosnien's  erfordern 
jedenfalls  andere  Transport -Mittel  und  Zusammensetzungen  der 
Train- Anstalten. 

Das  Kanzlei-  und  Rechnungswesen  wurde  ebenfalls  durch 
neue  Normen  geregelt  und  vereinfacht.  ,      .   ..       . 
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In  Bezug  der  Besoldungen  und  Pensionen  traten  für  das 
ganze  Heer  wesentliche  Verbesserungen  ein,  wie  nun  auch  die 
Entschädigungen  der  Unterthanen  für  die  Militär- Einquartie- 
rung und  die  sonstigen  Leistungen  an  durchziehende  Truppen  für 
alle  Kronländer  in  gerechter  Weise  geordnet  sind  '. 

Das  Unterrichtswesen  wurde  in  neuester  Zeit  gänzlich  um- 
gestaltet und  auf  die  umfassendste  Grundlage  gebaut.  Nicht  Ab- 
kunft oder  Reichthum,  sondern  einzig  und  allein  Talent  und  Fleiss 
geben  den  Ausschlag.  Dem  Abkömmlinge  jedes  Standes,  dem 
Fürstensohne  wie  jenem  eines  einfachen  Soldaten,  stehen  bei  Be- 
fähigung die  höchsten  Militär-Schulen,  und  nach  dem  mit  Auszeich- 
nung zurückgelegten  Lehr-Curse  die  gleiche  schöne  Zukunft  offen. 
Sowohl  die  Truppen-Schulen  als  die  MiUtär-Erziehuugsanstalten  sind 
nun  auf  das  passendste  eingerichtet,  wie  auch  neu  entworfene  Re- 
glements für  das  Abrichten,  Exerciren  und  die  grösseren  WafFen- 
übungeu  der  Truppen  zu  deren  kriegerischer  Ausbildung  wesentlich 
beitragen.  Selbst  für  die  Militär -Verwaltung  wurde  eine  eigene 
Lehrkanzel  errichtet. 

Die  Militär-Bildungsanstalten,  welche  früher  aus  isolirten  Insti- 
tuten bestanden,  wurden  zu  einem  organisch -gegliederten  Systeme 
verbunden  und  vervollständigt.  Sie  zerfallen  in  die  eigentlichen 
Militär-Bildungsanstalten  und  die  höheren  Militär-Lehr- 
anstalten. Erstere  werden  eingelheilt  in:  a)  10  Militär-Un- 
ter-Erziehungshäuser mit  einem  vierjährigen  Lehr-Curse,  zu 
welchem  Mihtär -Waisen  und  Militär-Kinder  im  Alter  von  7  Jahren 
aufgenommen  werden  \  nach  Beendigung  des  Curses  treten  die  vor- 
züglichsten Zöglinge  in  die  Cadeten-Institute,  die  anderen  in  die 
Ober-Erziehungshäuser 5  b)  lO  Militär-Ober-Erziehungshäu- 
ser, welche  die  Fortsetzung  der  Unter-Erziehungshäuser  bilden; 
der  Eintritt  erfolgt  aus  letzteren,  oder  direct  aus  dem  älterlicheu 
Hause  im  Alter  von  11  Jahren;  nach  beendigtem  vierjährigen  Lehr- 
Curse  tritt  die  für  die  Infanterie  bestinunte  Mehrzahl  der  Zöglinge 
in  eine  der  t)  Inranterie-Sehul-Compagnien,  um  nach  Vollendung  eines 
zweijährigen  praktischen  Curses  als  wirkliche  Corporäle  mit  der 
Feldwebels-Auszeichnung,  als  Gefreite  mit  der  Corporals-Auszeich- 
nung,  als  Gefreite  oder  als  Gemeine  je  nach  dem  Grade  der  Aus- 
bildung übersetzt  zu  werden,  während  eine  Anzahl  anderer  Zöglinge 
in  eine  der  2  Cavallerie-Schul-Escadronen,   5  Artillerie-,  2  Gränz- 

'  Kaiserliche  Verordnung;  vom  15.  Mai  1851. 
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Schul-Compao-nien ,  die  Genie-,  die  Pionnier-  und  Flottillen-,  oder 
die  Marine-Schul-Compagnie  gelangt;  c)  4  Cadeten-Institute, 
in  welche  die  Aufnaiime  aus  der  Privat-Erziehurjg  oder  aus  den 
Unter -Erziehungshäusern  geschieht;  der  Lehr-Curs  dauert  vier 
Jahre,  nach  dessen  Beendigung  die  Zöglinge  in  eine  der  vier 
Akademien  übertreten,  und  nur  die  weniger  befähigten  in  die  Ober- 
Erziehungshäuser  versetzt  oder  ihren  Aeltern  zurückgegeben  wer- 
den; d)  4  Militär-Akademien,  nämlich  die  Wiener-Neustädter, 
die  Genie-,  Artillerie-  und  Marine -Akademie,  in  welche  die  Zög- 
linge aus  den  Cadeten-Instituten ,  oder  nach  bestandener  strenger 
Vorprüfung  aus  der  Privat -Erziehung  aufgenommen  werden;  der 
Lehr-Curs  besteht  aus  vier  Jahrgängen ,  nach  deren  Vollendung  die 
Zöglinge  in  die  Armee,  und  zwar  die  aus  der  Wiener-Neustädter 
Akademie  zur  Infanterie  oder  Cavallerie,  jene  aus  der  Genie- Aka- 
demie zu  den  Genie-Truppen  oder  Pionnieren  (für  welche  letztere 
in  den  beiden  letzten  Jahrgängen  abgesonderte  Vorträge  gehalten 
werden),  jene  aus  der  Artillerie-Akademie  zur  Artillerie  als  Lieute- 
nants 2.  Classe,  jene  aus  der  Marine-Akademie  zur  Marine  als  Cadeten 
eingetheilt  werden.  Bei  nicht  genügendem  Erfolge  der  Studien 
werden  sie  als  Cadeten  in  die  betreffende  Waffe,  bezüglich  der 
Marine  zur  Marine-Infanterie  übersetzt.  Die  besten  Schüler  aus  den 
Schul-Compagnien  der  Special-Waffen  werden  in  die  Artillerie-  inid 
Genie- Akademie  als  Frequentanten  zugelassen ,  und  treten  nach  der 
Austritts-Prüfung  als  Lieutenants  2.  Classe  in  ihre  Waffe  zurück. 
In  den  Militär-Erziehungshäusern  werden  3.000  Aerarial-  und  60t) 
zahlende  Zöghnge  aufgenommen;  in  den  Cadeten-In.stitulen  und 
Akademien  beläuft  sich  die  Gesa mmt zahl  der  Zöglinge  auf  1.Ü80, 
worunter  1.159  Militär-Aerarial-Zöglinge  (nämlich  959  mit  Militär- 
Frei-  und  200  mit  Militär -Halbfreiplätzen  versehene),  221  Staats-, 
ständische  und  Privat -Stiftlinge  und  300  zahlende  Zöglinge.  Die 
(von  304  auf  959  eriiöhten)  Militär-Freiplätze  werden  (mit  Aus- 
nahme der  in  die  Cadeteu-Institule  gelangenden  vorzüglichsten  Zög- 
linge der  Unter -Erziehungshäuser)  nur  Söhnen  unbemittelter  Oill- 
eiere  verliehen,  während  Söhne  bemittelter  oder  in  höheren  Char- 
gen stehender  Officiere  mit  halben  Freiplätzen  bedacht  werden. 
Die  höheren  Militär-Lehranstalten  sind:  1.  das  Militär- 
Lehrer-Institut,  mit  einem  Jahres-Curse  und  der  BoKtimmung, 
tüchtige  Lehrer  für  die  Militär -Erzielunigshäuser  lieruii/.ubilden ; 
2.  das  Militär-Central-Equitations-Institut  zu  Wien  als 
oberste  Lehran.stalt  der  Cavallerie  (nebst  einem  Equitutions-Institute 
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für  die  Artillerie  zur  Ausbildung  des  Artillerie-Trains,  insbesondere 
der  Gesehützesbespannung,  ebenfalls  in  Wien);  3.  der  höhere 
Artillerie-  und  Genie-Curs  bei  den  bezüglichen  Akademien, 
in  welchen  besonders  befähigte  Officiere  dieser  Waflen,  welche  als 
solche  mindestens  zwei  Jahre  bei  der  Truppe  vorzüglich  gedient 
haben ,  zu  ihrer  höheren  Ausbildung  in  wissenschaftlicher  und  tech- 
nischer Beziehung  aufgenommen  und  nach  ausgezeichneter  Zurück- 
legung dieses  zweijährigen  Curses  zu  Oberlieutenants  in  ihrer  Waffe 
befördert  werden  sollen  (doch  besteht  bis  zur  Verlegung  beider 
Akademien  nach  Wiener-Neustadt  nur  der  höhere  Genie-Curs  wirk- 
lich); 4.  die  Kriegsschule  mit  der  Bestimmung,  Officiere  aller 
Waffen  für  höhere  Chargen,  vorzugsweise  aber  für  den  General- 
stab heranzubilden;  die  Aufzunehmenden  müssen  als  Officiere  min- 
destens zwei  Jahre  bei  der  Truppe  vorzüglich  gedient  haben,  nicht 
über  26  Jahre  alt  sein  und  die  vorgeschriebene  Prüfung  abgelegt 
haben ;  nach  vorzüglicher  Absolvirung  der  (einen  zweijährigen  Lehr- 
Curs  umfassenden)  Kriegsschule,  welche  unabweishche  Bedingung 
für  die  Zutheilung  zum  Generalstabe  bleibt,  werden  die  Austreten- 
den zu  Oberlieutenants  befördert.  Die  Gränz-Schul-Conipag- 
nien  haben  den  Zweck,  den  Gränz-Kegimentern  tüchtige  Officiers- 
Candidaten  zu  liefern;  ihre  Zöglinge  werden  nach  einem  dreijäh- 
rigen Curse  als  Cadeten,  Vice  -  Corporäle  und  Gefreite  je  nach 
ihrer  Ausbildung  in  die  Gränz- Regimenter  eingetheilt.  Die  als 
Commandanten  oder  Professoren  in  den  Militär-Bildungsanstalten 
augestellten  Officiere  erhalten  eine  monatliche  Zulage  und  rücken 
nach  sechsjähriger  Verwendung  in  einer  und  derselben  Charge  in 
die  nächst- höhere  (bis  zum  Hauptmann)  vor;  die  als  Lehrer  und 
Gehilfen  verwendeten  Unterofficiere  (welche  aus  dem  Militär-Lehrer- 
Institute  hervorgegangen  sein  müssen)  erhalten  eine  nach  sechsjäh- 
riger Verwendung  steigende  Zulage ,  und  werden  bei  sonstiger  Eig- 
nung zu  Lieutenants  2.  Classe  befördert '. 

Die  medicinisch-chirurgische  Joseph's-Akademie 
zur  Heranbildung  von  Militär -Aerzten,  welches  Listitut  im  Jahre 
1848  aufgehoben  worden  war,  wurde  mit  erweiterter  Ausstattung 
wieder  in  Wirksamkeit  gesetzt  ^. 

Zur  Anregung  und  Belohnung  fiir  rem  militärische  Leistun- 
gen wurden   nebst   den  bereits   bestehenden   Orden   und   Medaillen 


t> 


'  Kaiserliche  Verordnung  vom  12.  Februar  1852. 

■  Allerhöcliste  Enlschliessung  vom  lö.  Februar  1854. 
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noch  das  Militär-Verdieiistkreuz  ',  die  «ilberiie  Tapferkeits- Medaille 
II.  Classe  und  das  Militär -Dienstzeiehen  gestiftet  \  sowie  den  mit  Me- 
daillen wiederholt  ausgezeichneten  UnterofTicieren  und  Soldaten  gestat- 
tet ward,  Medaillen  verscliiedeuen  Grades  neben  einander  zu  tragen*. 

Für  die  Versorgung  gedienter  Militärs  wurden  in  der 
Neuzeit  einige  besonders  wohlthätige  und  anerkennenswerthe  Be- 
stimmungen erlassen.  Die  zu  den  Feldkriegsdiensten  untauglichen 
Officiere  fallen  nun  nicht  mehr  dem  Staatsschatze  ausschliesslich  zur 
Last,  da  jetzt  gesetzlich  darauf  gehalten  wird,  sie  bei  der  Militär- 
Verwaltung,  in  Kanzleien  oder  sonst  im  Staatsdienste  unterzubringen, 
und  eben  hierin  wird  sich  mit  der  Zeit  der  grosse  Nutzen  der 
besseren  Militär -Schulen  bewähren,  welche  die  Individuen  auch 
für  diese  Zwecke  heranbilden.  Gedienten  ünterofficieren  und  ge- 
meinen Soldaten  ist  ferner  die  Möglichkeit  einer  bleibenden  Ver- 
sorgung auch  ausser  dem  Militär -Stande  dadurch  gegeben,  dass 
sämmtliche  minderen  Staats-  und  Gemeinde-Dienste  (als:  Diener- 
und Manipulations-Posten  bei  sämmtlichen  landesfürstlichen  Aem- 
teru,  sowie  die  dem  executiven  unteren  Dienste  angehörigen  Posten 
bei  den  Staats- Eisenbahnen ,  der  Post-  und  Telegraphen- Anstalt, 
den  Berg-,  Forst-  und  Salinen- Aemtern ,  den  Aerarial- Fabriken, 
die  Stellen  des  Feld-  und  Wald-  Aufsichts-,  unteren  Markt-,  Strassen- 
und  Sicherheits-Personales)  ausschliesslich  nur  durch  sie  besetzt 
werden  dürfen,  und  dass  auch  die  grösseren  Privat- Institute  und 
Industrie -Unternehmungen  aufgefordert  wurden,  bei  Verleihung 
geeigneter  Stellen  besonders  auf  gediente  Unterofficiere  und  Solda- 
ten Rücksicht  zu  nehmen  *. 

Derartige  Verfügungen  haben  zwar  immer  bestanden;  die 
neuesten  unterscheiden  sich  aber  von  den  früheren  wesentlich  da- 
durch, dass  gesetzlich  auch  ein  Controls  -  Organ  in  der  gemischten 
Commission  zur  Unterbringung  gedienter  Militärs  bei  dem  Armee- 
Ober -Commando  besteht,  um  die  Handhabung  des  Gesetzes  zu 
überwachen,  und  die  Aemter  und  Plätze  bezeichnet  sind,  welche 
nur  durch  Ofl'iciere  und  Unterolficiere  besetzt  werden  ktuinen. 
Durch  diese  Verordnung  wird  nicht  nur  Jenen,  welche  längere 
Zeit,  im  Heere  gedient,  eine  lebenslängliche  Versorgung  dar- 
geboten,  sondern   es   wird   auch  im   Heere   selbst   ein    vollzähliger 

'  Kaiserliche  Verordnung  vom  24.  üctober  184i^. 

*  Kaiserliche  Verordnung  vom  23.  September  1849. 
'  Minist. -Erlass  vom  6.  Juni  ,1849. 

*  Kaiserliche  Verordnung  vom  19.  December  1853. 

V.  Czocriiig,  Ocsterreich's  Ncugc.st.iltuiip.  43 
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Stand  ausgebildeter  Unterotlleiere  und  eingeübter  Soldaten  er- 
zielt, indem  bei  den  gedachten  Besetzungen  vorerst  auf  Feld- 
webel und  gleichgestellte  Chargen,  dann  auf  Corporäle,  welche 
zwei  Capitulationen,  worunter  eine  als  Freiwillige,  gedient  haben, 
ferner  auf  Unterotficiere,  welche  noch  vor  vollstreckter  Capitulation 
durch  dienstliche  Anlässe  invalid  wurden,  dann  auf  Unterofficiere 
(zuerst  der  technischen,  dann  der  iibngen  Truppen -Körper),  welche 
mindestens  vier  Jahre  über  die  pflichtmässige  Capitulation  fortgedient 
haben,  endlich  auf  Gefreite  und  Gemeine,  welche  mindestens  eine  Ca- 
pitulation als  Freiwillige  zurückgelegt  haben  oder  vor  Vollendung 
derselben  dienstlich  invalid  wurden,  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Ein  seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  fast  gänzlich  vernachlässig- 


ter Gegenstand    war   das  Befestigungswesen    der  Monarchie. 
Vorschläge  waren  zwar  genügend   eingelaufen;   aber  es   unterblieb 
meist  die  Ausführung.    Die  Verstärkung  der  Plätze  Verona,  Komorn, 
Linz  und  die  Thalsperren  in  Tirol,  bei  Brixen  und  Nauders,  waren 
die  wichtigsten   der   vor   dem   Jahre   1848   ausgeführten   Arbeiten. 
Die  Vorschläge  hierzu  gingen  ausschliesslich  vom  Genie-Corps  aus. 
Gegenwärtig  besteht  eine   permanente  Cen tral -Befestig un gs- 
Commission,  zusammengesetzt  aus  höheren  Offlcieren  des  General- 
Quartiermeister-  und  Genie-Stabes,  welche  unter  dem  Vorsitze  des 
General -Quartiermeisters  Seiner  Majestät,  Feldzeugmeisters  Freiherrn 
von   Hess,    über  Alles   zu    wachen   hat   was   auf  die   militärische 
Befestigung    des    Staates,    sowie    die    Operations -Fähigkeit    inner- 
halb desselben  Einfluss  nimmt.     Die  Tiiätigkeit   dieser  Commission 
während   der  kurzen  Zeit   ihres  Bestandes  kann   in  der  That  eine 
ausserordentliche   genannt  werden;   ihr   Hauptaugenmerk   war    auf 
die   Sicherung   der  bisher   ganz  offen   gebhebenen  Nordost- Gränze 
der  Monarchie,   welche  von  der  galizischen  Ebene  bis  zur  grossen 
nach  Mähren    reichenden   Querfurche    sich   hinzieht,    gerichtet,    zu 
welchem  Behufe  sie  auch  die  rasche  Herstellung  der  dort  im  Baue 
begriffenen   Staats -Eisenbahnen   förderte,    indem    —   wie   bei    den 
Römern  gebräuchlich  —  ein  Theil  der  Armee  selbst  dazu  verwen- 
det wurde.     Die    Befestigung    von   Krakau    und   die    Verstärkung 
anderer  Orte,  sowie  verschanzte  Lager  (das  Haupt -Pivot  der  heuti- 
gen Befestigungskunst)   sind   auf  chese  Weise  wie   aus  dem  Boden 
erwachsen.     Die  Vollendung  der  Staats-Eisenbahn  von  Krakau  bis 
Debica  in  einer  ungewöhnlich  kurzen  Zeit  war  ebenfalls  durch  die 
Central -Befestigungs- Commission  hervorgerufen. 

Auch    für  die  k.  k.  M  ilitärgränz-Länder,   d.    h.    für   die 
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kroatisch -slavouisehe  und  die  serbisch -banatische  MiHtärgräiize 
(nachdem  das  siebenbürgische  Militärgränz- Institut  aufgehoben  und 
dessen  Gebiet  mit  dem  dortigen  Provineiale  vereinigt  worden),  sind 
die  alten  Grundgesetze  einer  Revision  unterzogen  und  den  Bedürf- 
nissen der  Neuzeit  angepasst  worden. 

Durch  das  höchst  wichtige  Grundgesetz  für  die  kroatisch- 
slavonische  und  serbisch  -  banatische  Militärgränze  N\urden  das 
Lehens verhältui SS,  welchem  der  dortige  gesamnite  Grund- 
besitz unterworfen  war,  und  die  daraus  abgeleiteten  unentgeltlichen 
Arbeitsleistungen  für  das  Aerar  aufgehoben,  und  den  Gränz- 
Communionen  ihre  Besitzungen  für  sich  und  ihre  Nachkommen  als 
wahres  beständiges  Eigenthum  zuerkannt.  Die  weiteren  wesent- 
lichen Bestimmungen  dieses  Grundgesetzes  sind  folgende:  Ueber- 
nahme  der  Bekleidung  und  Verpflegung  der  Gränzer  auf  Staats- 
kosten, wenn  sie  im  Dienste  sind,  Abkürzung  der  Dienstzeit,  freie 
Bewegung  des  Gemeindelebens,  Geltung  der  Landessprache  in 
administrativen  Geschäften,  bei  Gerichte  und  in  den  niederen  Schu- 
len (die  Militär- Dienstsprache  ist  die  deutsche).  Die  Militärgränze 
und  das  oleichnami^e  Proxinciale  bilden  zusammen  ein  Laudesge- 
biet,  haben  jedoch  gesonderte  Verwaltung.  Den  Gränzern  wird 
der  freie  Holzbezug  zu  häuslichen  Bedürfnissen  aus  den  Staats- 
Waldungen,  unentgeltliche  Weide,  Eicheln-  und  Bucheinsammlung 
für  den  Bedarf  des  eigenen  Viehstandes ,  dann  unentgeltliche  Kasta- 
niensammlung gewährt.  Der  Grundbesitz  theilt  sich  in  unveräusser- 
liches Stammgut  und  freies  Ueberlaud.  Mit  dem  Grundbesitze  ist 
die  Walfenpflicht  verbunden,  das  patriarchalische  Leben  wird  als 
National-Sitte  unter  den  Schutz  des  Gesetzes  gestellt.  Alle  bei  dem 
Hause  conscribirten  Personen,  die  Dienstboten  ausgenommen,  l)ilden 
die  Familie,  in  welcher  der  älteste  iahige  und  dienstfreie  Mann  in 
der  Regel  die  Stelle  des  Hausvaters  (neben  welchem  es  eine  Hausmutter 
gibt)  führt;  er  wird  durch  die  Familiengenossen,  und,  wo  diese  sich 
nicht  einigen,  durch  den  Genieindeausschuss  gewählt.  Das  gemein- 
sam Erworbene  ist  Hausgut,  welches  zur  Bestreitung  des  Unter- 
haltes aller  Familienglieder  dient;  der  Hausvater  legt  über  die  Ge- 
barung den  Hausgenossen  Rechenschaft,  deren  Mehrheit  bei  jedem 
wichtigen  Geschäfte  zuötimmen  muss.  Von  dem,  was  ein  Hausge- 
nosse mit  Zustimmung  des  Hausvaters  erwirbl ,  nuiss  er  einen  Thcil 
an  die  gemeinschaftliche  Hauscasse  abliefern  '. 

'  Kaiserliches  Patent  vom  7.  Mai  1850. 
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Die  Verwaltunii   der   Militärgränze   ist  durehauis  militäriscii 
ovganisirt  ',    und  die  Civil-Gesetze  finden  daselbst  nur  insoweit  An- 
wendung, als  diess  ausdrücklich  erklärt  ist.    Gegenwärtig  bestehen 
zwei  Landes-General-Commanden  (das  kroatisch-slavonische  zu  Agram 
und   das   serbisch -banatisehe   zu  Temesvär),   welche   in   Beziehung 
auf  ihre  Amtsgebiete  einen  umfassenderen  Wirkungskreis  haben ,  als 
die  Militär -Verwaltungsbehörden  in  den  übrigen  Kronländern.    Den 
Chefs   sind   die  nöthigen  Otliciere,   ferner  eine  Bau-,   Rechnungs-, 
Schul-  und  Wald-Direction ,  der  dirigirende  Ober-Stabsarzt  und  das 
übrige  Dienst -Personale   untergeordnet.      Die   Militärgränze    ist  in 
14  Regiments-Bezirke  eingetheilt,  in  deren  jedem  ein  Regiments- 
Commandant  die  gesammte  Militär-  und  Civil- Verwaltung  leitet; 
nur  die   freien   Militär -Communitäten    sind   von   seiner  Jurisdiction 
ausgenommen.     Zehn   Bezirke  stehen   unter    dem  Landes -General- 
Commando   zu   Agram,    vier   nebst   dem   selbstständig  organisirten 
Titler  Infanterie-Gränz-Bataillon  (das  ehemalige  Czajkisten-Bataillon) 
unter  jenem  zu  Temesvär.     Jeder  Regiments-Bezirk  zerfällt  in  12, 
das  Titler  Bataillon   in   6   Compagnie- Bezirke,    deren   Verwaltung 
durch    den    Hauptmann    Compagnie-Commandanten    besorgt 
wird.     Jeder   Compagnie-Bezirk   umfasst   mehrere   Gemeinden,   die 
durch  ihre  Orts  ältesten  vertreten  werden ;   ausserdem  ist  jeder 
Gemeinde  ein  Otlicier  als  Stations-Commandant  und  ein  Orts- 
richter aus  dem  Stande  der  Mannschaft,  welcher  die  Local-Polizei 
zu  besorgen  hat,  vorgesetzt.    Zur  Leitung  des  Forstwesens  bestehen 
eigene  Gränz-VVald-Directiouen  und  für  das  Bauwesen  eigene  Gränz- 
Bau-Directionen.     Die   freien   Militär-Communitäten   Zengg,   Carlo- 
pa go,  Bellovär,  Ivanich,  Petrinia,  Kostainicza,  Brood,  Semlin,  Karlo- 
witz,  Peterwardein,  Panczova  und  Weisskirchen,  welche  die  Mittel- 
puncte  der  Militärgränze  für  Industrie  und  Handel  bilden,   stehen 
unter  Magistraten,   welchen    die  Stadt  wachen  unter  den  Stadt- 
wachtmeistern zu   Gebote    gestellt  sind  ^      Die   Gerichtspflege 
wird   in   erster  Instanz  von   den  Regiments-Gerichten   und  Landes- 
Militär-Gerichten,  in   den  Communitäten   von  den   Magistraten   ge- 
handhabt; mit  jenem  zu  Zengg  ist  ein  Handels-,  Wechsel-  und  See- 
Gericht  vereinigt.     Die  Berggerichtsbarkeit   wird  von  dem  Landes- 
Mililär-Gerichte  zu  Agram  und  dem  Regiments-Gerichte  zu  Weiss- 

'  Minist. -Erlass  vom  28.  Juli  1851. 

2  Die  Hafen-  und  See-Sanitätstinitcr  der  Militärgränze  sind   bei   dem 
Ix-ziiglichen  Verwaltungszweige  erwähnt  worden. 
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kirchen  ausgeübt.  Die  Compagnie-Comnianden  bilden  eine  Art  von 
Vergleichs-Commissionen  zur  gütliehen  Beilegung  gewisser  Rechts- 
ansprüche^ für  die  unentgeltliche  Vertretung  der  weniger  bemittel- 
ten Grönzer  sind  eigene  Gränz-Procuratoren  angestellt.  Die  Auf- 
sieht über  die  Schulen  führt  der  Verwaltunos-Officier :  die  Schu- 
len  eines  Regiments-Bezirkes  (einer  Communitätj  stehen  unter  einer 
Regiments-  (Comniuniläts-)  Schul-Commission,  eigene  Schul-Direc- 
tionen  bestehen  zu  Karlstadt,  Agram,  Petrinia  und  Temesvär. 

Mit  der  im  Jahre  1857  erfolgten  Reorganisation  aller  Armee- 
Verwaltungszweige  trat  auch  in  der  Rechnungs-Controle  eine  wesent- 
liche Aenderung  ein.  Die  bisherige  Hufkriegs-Buchhaltung  trat  unter 
der  Benennung  ,,Central-Militär-Rechnungs-Departement*-  aus  der 
Dependenz  von  der  obersten  Rechnungs- Controls -Behörde  in  jene 
vom  Armee-Ober-Commando ,  und  bildet  zugleich  eine  Hilfsbehörde 
des  letzteren  in  Rechnungs -xlngelegenheiten.  Der  Wirkungskreis 
dieser  Central-Rechnungsbehörde  wurde  vereinfacht  und  besteht  in 
der  Verfassung  des  jährlichen  Voranschlages,  in  der  Herstellung 
der  monatlichen  und  jährlichen  Hauptrechnungsabschlüsse  für  die 
Armee,  in  der  Prüfunti-  der  Casse- Journale  des  Universal-Krie"szahl- 
amtes  und  der  Universal-Militär-Depositen-Administration,  in  der 
Prüfung  der  sämmtlichen  Medicamenten-Rechnungen  und  der  Wirth- 
.schaft.srechnungen  der  Militär -Gestüte.  Die  weitere  Rechnungs- 
Controle  üben  zehn  Landes-Rechuungs-Departements,  je  eines  in 
der  Station  jedes  Landes-General-Commando"s,  mit  dessen  Amts- 
bereiche der  Wirkungskreis  des  ersteren  zusammentällt.  Dieselben 
prüfen  alle  von  den  im  bezeichneten  Amtsbereiche  belindlicheii 
Truppen-  und  Armee -Anstalten  eingesendeten  Rechnungen  und 
Journale  über  den  Stand,  die  Geld-,  Naturalien-  und  Material- 
Gebarung,  berichtigen  die  etwa  gefundenen  Mängel  im  Wege  des 
Rechnungs -Processes,  summarisiren  das  Endergebniss  der  Rech- 
nungen nach  den  einzelnen  Körpern,  und  stellen  die  sowohl  monat- 
lich als  am  Ende  des  Militär -Jahres  an  das  Central-Departement 
einzusendenden  Rechimngsabschlüsse  über  den  gesammten  Geld- 
empfang und  die  Verwendung  für  den  eigenen  Amtsbereich  zu- 
sammen. Sie  sind  unmittelbar  dem  Armee-Ober-Commando  unter- 
geordnet, stehen  in  keiner  unmittelbaren  Verbiuilung  mit  den  von 
ihnen  controlirten  Körpern,  sondern  führen  den  Rechnungs-Process 
im  Wege  des  Landes- General -Comniando's  durch.  Verschiedene 
Truppen -Körper  bilden  für  sich  selbststäudige  Rechnungskin-per, 
bei    deren  jedem    eine  eigene   Rechnungskanzlei   aufgestellt   wird, 
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nainentlicli :  l)ei  der  Linien-Infiinterie  die  ersten  drei  Feldhulaillone, 
wenn  sie  detachirt  sind,  dann  das  vierte  Feldhataillon,  das  Depöt- 
und  das  Grenadier-BataiHon,  jedes  abgesondert,  während  der  Kriegs- 
Formation,  bei  den  Gränz- Regimentern  die  ausmarschirenden  Ba- 
taillone, bei  den  Jägern  jedes  Bataillon  des  Jäger-Regiments,  endlich 
jedes  einzelne  Feldjäger  -  Bataillon ,  sowohl  auf  dem  Kriegs- 
ais Friedensfusse.  Jeder  Reehnungs-Kr)rper  sendet  seine  Rech- 
nungen au  das  Landes-Rechnungs-Departement,  in  dessen  Amtsbe- 
reiche er  sich  befindet;  die  bei  einer  mobilen  Armee  eingetheilten 
Rechnungskörper  aber  senden  ihre  Rechnungen  jederzeit  an  das 
Landes-Rechnungs-Departement  in  Wien  ein.  Der  obersten  Rech- 
nungs-Controls-Behörde  ist  auf  das  Rechnungswesen  der  Armee  der 
zuständige  Einfluss  durch  eine  bei  derselben  eigens  aufgestellte  General- 
Rechnungs-Inspection  der  Armee  gewahrt.  Der  General-Rechnungs- 
Inspector  hält  den  Stand  des  Rechnungswesens  der  Armee  unaus- 
gesetzt im  Auge,  veranlasst  die  Hintanhaltung  von  Rechnungs-Rück- 
ständen, überwacht  die  Amtshandlungen  des  Rechnungs-Departe- 
ments, verschafft  sich  durch  öftere  Bereisung,  sowie  durch  Ueber- 
prüfung  bereits  eensurirter  Rechnungen  die  Ueberzeugung  von  der 
Gründlichkeit  derselben,  und  bringt  alle  im  Rechnungswesen  wahr- 
genommenen Mängel  und  Gebrechen  behufs  der  erforderlichen  Ab- 
hilfe zur  Kenntniss  der  oberen  Militär-Behöi'den ,  oder  nach  Um- 
ständen der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde,  welche  hierauf 
den  weiteren  instructionsmässigen  Einfluss  nimmt. 

Nach  der  seoenwärtiuen  Eintheiluns;  besteht  das  k.  k.  öster- 
reichische  Heer  aus  folgenden  Theilen: 

A.    Die  Truppen. 

I.  Die  k.  k.  Leibgarden  und  Hofburgwache.  K.  K.  erste 
Arcieren-Leibgarde  (beritten),  k.  k.  Trabanten-Leibgarde,  k.  k.  Leib- 
garde-Gendarmerie (beritten),  k.  k.  Hofburgwache. 

U.  Die  Infanterie.  62  Linien -Infanterie -Regimenter,  14 
National-Gränz-lnfanterie-Regimenter,  1  Titler  Gränz-Bataillon,  das 
Kaiser-  (Tiroler-)  Jäger- Regiment,  5  Jäger- Bataillone  zu  6  Com- 
pagnien,  20  Jäger -Bataillone  zu  4  Conipagnien,  14  Compagnien 
Sanitäts- Truppen. 

HL  Die  Cavallerie.  8  Kürassier-,  8  Dragoner-,  12  Hu szaren-, 
12  Uhlanen-Regimenter. 

IV.  Die  Artillerie.  12  Feld-Artillerie-Regimenter,  1  Küsten- 
Artillerie-Regimeut,  1  Raketeur-Regimenf. 
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V.  Die  technischen  Truppen.  12  Hataillünc  Genietruppen, 
6  Bataillone  Pionniere,  3  Brücken-Bespannunjis-Depöts,  3  Pionnier- 
Zeugs-Depöts ,  das  Flottillen-Corps. 

VI.  Das  Fuhrwesen-Corps.  7  Landes-Fuhrwesens-Com- 
nianden,  24  Fuhrwesens- Transports -Escadronen,  12  Fuhrwesens- 
Standes- Depots,  9  Fuhrwesens -Material -Depots. 

Ausserdem  im  Kriege  jeweilig  nach  Bedarf: 

Transport-Escadronen ,  Standes-Depots,  Bespannungs-Escadro- 
nen,  Ergänzungs- Depots  der  Armeen  und  Armee-Corps,  Armee- 
Fuhrwesens-Conimanden ,  Fuh rwesens-Feld-Inspectionen. 

VII.  Bloss  im  Kriege.  Die  8tabs-Inl'anterie  und  die  Stabs- 
Dragouer  zum  Dienste  in  den  Hauptquartieren.  Freibataillone,  und 
irreguläre  leichte  Cavallerie-Divisionen  aus  den  Provinzen. 

Die  Militärgränz-Lünder  stellen  7  Divisionen  leichter  Reiterei 
und  7  Divisionen  berittener  Sereschaner. 

VIII.  Die  Landes-Sicherheitstruppen.  19  Gendarmerie- 
Regimenter  und  das  Militär-Polizei wach-Corps. 

B.    Die  Armee-Anstalten. 

Hierzu  gehören:  Die  Kriegs-Cassen  (1  Universal-Kriegszahlamt 
und  15  Kriegs-Cassen);  die  Verpflegs-Magazine,  die  ärarische  Fleisch- 
Regie  im  Kriege,  die  Bauverwaltungen,  die  Monturs-Oekonomie- 
Commissionen  (1  Haupt-Commission  in  Slockerau,  7  Conunissionen 
und  3  Filial-Monturs-Depots),  die  Militär-Spitalanstaltcn  (29  Garnisons- 
Spitäler,  die  Truppen-  [Regiments-  und  Bataillons-]  Si)itäler,  Marode- 
häuser und  Militär-Badehäuser),  die  Militär-Medicauientcn-Anstalten, 
die  Transport -Sammelhäuser,  die  6  Disciplinar-Compagnien,  die 
Stockhäuser.  —  Zu  den  besonderen  Armee- Anstalten  gehören:  die 
technische  Artillerie  (bestehend  aus  18  selbstständigen  Zeugs- 
Artillerie-Comrnaiiden),  die  Beschäl-  und  Gestütanstalten,  das  mili- 
tärisch-geographische Institut  und  die  5  Invalidenhäuser,  endlich 
die  Artillerie -Reserve -Ansialten  im  Kriege. 

C.     Der  A  r  n\  e  e  -  S  t  a  b. 

Dieser  theilt  sich  in  vier  Haupt-Standesgruppen,  u.  z.  1.)  die 
Generalität,  Stabs-  und  Ober-Officiere,  2.)  die  xMililär- Parteien, 
3.)  die  Militär-Beamten  und  4.)  die  Militär-Unt<M-parteien.  Zur  ersten 
Gruppe  werden  gerechnet:  Die  Generalität,  das  Adjulanten-Corps, 
das  Corps  des  General-C^uartiefmeist^'-SUibes,  das  Militär-Ingenieurs- 
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Geograj»heii-Corps,  der  Artillerie-Stab,  der  Genie-Stab,  der  Stal» 
des  Pionnier-  und  Flottillen-Corps,  der  Fuhrwesens-Stab  und  als 
Special-Stäbe  die  ausserhalb  der  Truppe  auf  systemisirten  Posten 
angestellten  Infanterie-  und  Cavallerie-Offieiere,  die  bei  der  Militär- 
Kanzlei-Branche  und  die  in  Friedens-Anstellungen  befindlichen  Stabs- 
und Ober-Officiere,  nämlich  beim  Kriegs -Archive,  bei  den  Platz-, 
Stadt-,  Forts-  und  Festungs-Commanden,  den  Militär -Bad- Inspec- 
tionen,  den  Garnisons-Spitälem,  Transport-Sammelhäusern,  Monturs- 
Commissionen  etc. 

Zur  Gruppe  der  Mihtär-Parteien  gehören:  die  Militär-Geistlich- 
keit, das  Kriegs-Commissariat ,  das  Auditoriat  und  das  feldärztliche 
Personale.  Die  Militär-Geistlichkeit  zählt  1  apostolischen  Feldvicar, 
8  Feldsuperiore ,  5  Feldcapläne  erster  Classe ,  46  Feldcapläne  zweiter 
Classe,  die  übrigen  Feldcapläne  dritter  Classe.  Im  Kriege  wird 
ausserdem  bei  jeder  mobilen  Armee  ein  Feldsuperior  und  bei  jedem 
Feldspitale  ein  Feldcaplan  angestellt. 

Das  Kriegs-Commissariat  besteht  aus  1  Seetions-Chef,  11  Ge- 
neral-Kriegs -Commissären,  32  Ober -Kriegs -Commissären  erster 
und  54  zweiter  Classe,  183  Kriegs  -  Commissären ,  63  ■  Kriegs- 
Commissariats-Adjuncten  erster  und  63  zweiter  Classe,  und  28 
Accessisten. 

Das  Auditoriat  ist  mit  7  General-Stabs-Auditoren,  12  Ober- 
Stabs- Auditoren  erster  und  20  zweiter  Classe,  39  Stabs-Audiloren, 
124  Auditoren  erster,  124  zweiter  und  62  dritter  Classe  systemisirt. 

An  Feldärzten  sind  systemisirt:  1  General-Stabsarzt,  15  Ober- 
Stabsärzte  erster  und  14  zweiter  Classe  und  30  Stabsärzte^  ausser- 
dem bestehen  noch  die  Regiments-Aerzte  erster  und  zweiter  Classe, 
die  Oberärzte  und  Oberwundärzte. 

Die  Gruppe  der  Militär- Beamten  umfasst:  die  Kriegs- Casse- 
Beamten,  die  Militär -Verpflegs- Beamten,  die  Militär- Rechnungs- 
Beamten,  die  Registraturs-,  Bau-  und  Material -Yerwaltungs- Beam- 
ten, die  Militär-Medicamenten-Beamten,  die  technischen  Beamten  der 
Artillerie,  die  Dampfmaschinisten  des  Flottillen -Corps,  die  techni- 
schen Beamten  des  militärisch -geographischen  Instituts,  endlich  die 
Wirthschafts-  und  Forst-Beamten  der  Militär- Gestüte. 

In  die  Kategorie  der  Unterparteien  gehören  die  Unterärzte, 
die  feldärztlichen  Gehilfen,  die  Stabsfeldwebel,  das  Arrestanten- 
Aufsicht  s- Personale,  die  Werkmeister  und  Meister  bei  den  Armee- 
Anstalten,  das  niedere  technische  Personale  des  miHtärisch-geogi'a- 
phischen  Institutes  und  die  Arwee- Diener. 
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D.    Die  Armee-Behörden. 

Diese  zerfallen  je  nach  ihren  Dienstesbestimmungen  in  ver- 
schiedene Gruppen.  Den  Oberbefehl  über  die  gesammte  Armee 
führt  Seine  Majestät  der  Kaiser  AUerhöchstselbst.  Mit  der  Aus- 
führung der  Allerhöchsten  Befehle  ist  die  Militär-Central-Kanzlei 
beauftragt.  Als  oberste  Militär-Behörde,  welcher  die  gesammten 
Truppen,  Anstalten  und  Behörden  der  Armee  mittelbar  oder  un- 
mittelbar untergeordnet  sind,  ist  das  Armee-Ober-Commando  auf- 
gestellt. 

In  taktischer  Beziehung  ist  die  Armee  in  Brigaden,  Divisionen, 
13  Armee-Corps  und  4  Armeen  eingetheilt.  Die  zur  Führung  des 
Befehles  über  diese  Armee-Abtheilungen  bestimmten  Commanden 
bilden  die  Armee-Behörden  von  vorwiegend  militärischem  Charakter. 
Für  die  höhere  Leitung  des  militärisch -administrativen  Dienstes 
der  Armee  ist  die  Monarchie  räumlich  in  10  Bezirke  (Generalate) 
eingetheilt.  Jedem  Landes-General-Commando  steht  in  seinem  Be- 
zirke das  militärische  Commando  und  die  administrative  Gewalt 
über  alle  daselbst  dislocii-ten  Truppen,  Armee-Anstalten  und  Armee- 
Behörden  zu.  Die  Abgränzung  der  General -Commando -Bezirke 
fällt  mit  der  politischen  Landeseintheilung  zusammen. 

Für  das  Artillerie -Wesen  ist  nebst  den  vier  Feldartillerie- 
Directionen  in  Wien,  Verona,  Ofen  und  Lemberg  in  jedem  Gene- 
ralate eine  Landes- Artillerie-Direction  stabil  aufgestellt,  die  zur 
Mobilisirung  nicht  bestimmt  ist,  und  deren  Stand  im  Frieden  und  im 
Kriege  mit  einem  Generalmajor  als  Artillerie -Director  und  einem 
Subaltern-Officiere  als  Adjutanten  bemessen  wurde. 

Bei  der  gegenwärtigen  Neubildung  des  Heeres  sind  daher 
nicht  wie  in  früheren  Zeiten  bloss  theilweise  Reformen  und  Ver- 
besserungen angebracht,  sondern  es  ist  das  gesammte  Heerwesen 
nach  festen  Prineij)ien  geordnet,  und  in  allen  seinen  Theilen  ein- 
fach und  praktisch  der  Kriegführungsweise  angepasst  worden.  Auch 
allmählichen  Rückschritten  ist  vorgebeugt,  indem  ein  eigenes  Orga- 
nisirungs- Departement  die  Aufgabe  hat,  alle  Vervollständigungen 
und  später  eintretenden  Modillcationen  bezüglich  ihrer  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Organisations- Grundsätzen  zu  prüfen. 

Unveränderlich  endlich  wird  auch  der  Geist  des  Heeres  bleiben, 
welcher  in  der  Neuzeit  eine  noch  höhere  Weihe  empliiig,  indem 
sich  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  als   belebendes  Princip   untl 
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Vorbild  aller  militärischen  Tugenden  Allerhoohstselbst  an  die  Spitze 
des  Heeres  stellte. 

Von  dem  ethnographischen  Gesichtspuncte  aus  betrachtet, 
bietet  das  österreichische  Heer  eine  der  interessantesten  Erschei- 
nungen; ja  es  steht  einzig  und  unvergleichbar  da.  Die  vier  Haupt- 
volksstämme der  österreichischen  Monarchie  (Deutsche,  Slaven, 
Magyaren  und  Romaren)  sammt  allen  Zweigen  derselben  finden 
sich  natürlich  im  Armeestande  wieder,  hier  aber  frei  von  aller 
nationalen  Eifersüchtelei,  vielmehr  gemeinschaftlich  umschlungen 
von  dem  Bande  der  Cameradschaft.  Die  Nationalitäten  und  deren 
Eigenthümlichkeiten  werden  von  der  Regieruno;  im  Heere  nicht 
nur  geschont,  sondern  gepflegt.  Ohne  die  Einheit  des  Wirkens  zu 
beeinträchtigen,  wird  dadurch  jede  nationale  Anlage  für  das  Kriegs- 
wesen ausgebildet,  und  eine  moralische  Macht  gewonnen,  welche 
die  dem  Heere  inwohnende  materielle  Kraft  noch  weit  mehr  er- 
höht. Selbst  die  nationalen  Gewohnheiten  achtend,  beliess  man 
dem  Unger  die  gewohnten  enganliegenden  Beinkleider  und  die 
Dollmanns,  dem  Polen  die  Czapka;  den  beiden  walachisehen 
Gränz- Infanterie -Regimentern  in  Siebenbürgen,  sowie  dem  wa- 
lachisch-banatischen  Gränz-Infanterie-Regimente  wurde  die  Be- 
nennung in  jene  bezeichnendere  und  bei  dem  Volksstamme  belieb- 
tere von  Romanen -Gränzregimentern  und  dem  romanisch-bana- 
tischen-Regimente  umgeändert '.  Jede  Truppe  hat  ihren  nationalen 
Feldprediger,  jeder  Mann  erhält  Unterricht  in  seiner  Landessprache, 
allen  Officieren  ist  es  durch  die  neuesten  Gesetze  zur  strengsten 
Pflicht  und  ihre  weitere  Beförderung  davon  abhängig  gemacht,  die 
Sprache  des  bezüglichen  Truppen  -  Körpers  zu  erlernen  und  anzu- 
wenden. Auch  beurkunden  sich  nationaler  Stand  und  Bildung 
durch  die  Vorliebe  für  gewisse  Dienstleistungen,  indem  es  den 
industriellen,  mit  grosser  Anlage  für  Mathematik  ausgestatteten 
Böhmen  zur  Artillerie  und  zu  den  technischen  Corps,  den  Polen 
zur  Lanze,  den  Unger  zum  leichten  Säbel  und  den  Tiroler  zum 
Stutzen  drängt;  ebenso  auf  der  Kehrseite  durch  Zahl  und  Art  der 
Vergehen  und  Verbrechen.  Dessenungeachtet  waltet  im  Ganzen 
Harmonie  und  ein  eigenthümlicher  Heeres-  und  Corps-Geist;  man 
hört  in  Oesterreich  weniger  von  Reibungen  unter  den  Soldaten 
verschiedener  Nationalität  als  in  andern  Staaten  von  Reibungen 
unter   den    Zweigen    desselben   Stammes,    oder    von    Streitigkeiten 

'  Kaiserliclie  Verordniiiifr  vom   10.  Januar  1849. 
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unter  den  verschiedenen  Wafrengattungen  und  Corps;  man  hat  in 
der  Revolutions-Epoche  die  polnische  Legion  durch  Polen,  Magya- 
ren durch  Magyaren  und  Italiener  durch  Italiener  bekämpfen  gesehen; 
—  kui-z  das  Nationalitäts-Gefiihl  tritt  in  den  Hintergrund  vor  dem 
echten  Soldatengeiste,  vor  dem  Bewusstsein,  einer  Grossmacht  und 
einem  Körper  anzugehören,  welcher  das  Ansehen  derselben  zu 
erhalten  und  der  menschlichen  Gesellschaft  überhaupt  die  innere 
Sicherheit  und  die  Segnungen  des  Friedens  herbeizuführen  und  vor 
Beeinträchtigung  zu  wahren  bestimmt  ist. 

Der  Einfluss,  welchen  der  Soldat  nach  seiner  Rückkehr  aus 
der  Dienstleistung  auf  die  bürgerliche  Gesellschaft  nimmt,  kann 
daher,  und  besonders  in  Oesterreich,  nur  ein  nutzbringender  sein. 
Der  Soldat  erlanot  im  Dienste  Sinn  für  Recht  und  Ordnuna;:  er 
lernt  im  cameradschaftlichen  Umgange  Individuen  anderer  Nationa- 
litäten kennen  und  lieben;  er  eignet  sich  Toleranz  an  und  fühlt 
Anhänglichkeit  an  die  Regierung,  der  er  gedient,  deren  Macht 
und  Grösse  er  in  fernen  Landen  kennen  gelernt  hat,  und  diese 
Toleranz  und  Anhänglichkeit  macht  ihn  unzugänglich  für  die  isoli- 
rende  Tendenz  abgeschlossener  Nationalitäts-Sucht ,  welche  nicht  in 
dem  wetteifernden  Kampfe  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes,  sondern 
in  der  dünkelhaften  Selbstaenüasamkeit  beschränkter  Ausbildung 
ihre  Befriedigung  sucht.  Der  Soldat,  nunmehr  allen  Schichten  der 
Bevölkerung  entnommen,  wird,  indem  er  in  dieselben  zurückkehrt, 
ein  treuer  Unterthan,  ein  guter  Bürger  und  ein  fleissiger  Arbeiter; 
sein  Gesichtskreis  erweitert  sich  schon  durch  Verüleichuns;,  weil 
es  ihm  unter  Oesterreich's  Fahnen  möglich  wird,  an  den  Gestaden 
HoIstein\s,  in  den  Gefilden  Italicn's  und  in  allen  Zwischenländeru  die 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse,  den  Gewerbefleiss,  den  Handels- 
geist und  die  Kunstschätze  zu  schauen;  er  erzählt  das  Erlebte  und 
Beobachtete  in  seiner  Heimath,  ahmt  als  Gründer  einer  neuen 
Familie  das  Gute  nach,  und  wird  so  der  Träger  des  Besseren  und 
Edleren  —  der  Vermittler  des  Fortschrittes. 

Oesterreich's  hohe  Bestimmung  zur  V('ri)reitung  der  Cuhur.  zur 
allmählichen  Ausgleichung  der  schrollen  Nutionalitäts-Gegentfälzo 
und  zum  praktischen  Nachweise,  dass  Staaten  fester  und  dauer- 
hafter durch  ihre  natürliche  zweckmässia  benützte  Laae  und  i>e- 
meinsamen  materiellen  Interessen  als  durch  das  in  Oesterreich  ge- 
radezu unmr)glich  durchzuführende  Abschliessen  nach  Sprachgränzcn 
begründel  und  ziisamnicngehidten  werden,  wird  daher  durch  d(Mi 
edlen    eigenthümlichen   Geist    des   österreichischen  Heeres   mächtig 
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gefortlort,  und  hiermit  der  Gesamnitbevölkerung  ein  Vorbild  dar- 
geboten, dessen  Nacheiferung  Oesterreich  im  Innern  noch  fester 
consoHdiren,  nach  Aussen  noch  mächtiger  erscheinen  lassen  wird, 
wornach  es  für  jeden  Einzelnen,  mag  er  an  seiner  deutschen, 
magj'arischen ,  slavischen  oder  romanischen  Nationalität  mit  aller 
Innigkeit  hängen,  dennoch  zum  höheren  Stolze  gereichen  wird,  als 
Staatsbürger  Oesterreich  er  zu  sein,  und  als  solcher  ein  Unter- 
than  des  edlen  Monarchen,  dessen  Regierungs-Periode,  in  Gefahr 
und  trüber  Zeit  begonnen,  sich  bis  zur  fernsten  Zeit  immer  heite- 
rer gestalten  und  mit  dem  Glänze  erhabener  Macht  umgeben  möge! 

§.  24. 

22.     Kriegs-Marine. 

Durch  die  im  Jahre  1848  ausgebrochene  Empörung  in 
Venedig,  dem  damals  wichtigsten  Kriegshafen  der  Monar- 
chie, gelangte  ein  bedeutender  Theil  der  kaiserlichen  Kriegs- 
Marine,  welche  daselbst  stationirte,  in  die  Gewalt  der  Auf- 
riUirer,  wie  auch  eine  beträchtliche  Zahl  (italienischer)  Ma- 
rine -  Ofticiere  und  Matrosen  hierdurch  für  den  kaiserlichen 
Dienst  verloren  ging.  Mit  Benützung  der  erhaltenen  Ueber- 
reste,  welche  einen  tapferen  Kampf  gegen  den  Seeplatz  von 
Venedig  bestanden,  musste  demnach  die  kaiserliche  Kriegs- 
Marine  von  Grund  aus  neu  gebildet  werden. 

Diese  Neubildung  wurde  benützt,  um  die  Kriegs-Marine 
nach  ihrem  Geiste  und  ihrer  Einrichtung  in  vollen  Einklang 
mit  den  übrigen  Staats-Instituten ,  namentlich  mit  dem  Land- 
heere, zu  bringen.  Während  letzteres,  obgleich  aus  der 
Jugend  aller  im  Staate  vorhandenen  Völkerstämme  zusammen- 
gesetzt, dennoch  eine  wesentlich  deutsche,  Gestaltung  blieb, 
mit  deutschem  Commando,  deutscher  Gesetzes-  und  Verwal- 
tungssprache, mit  Officieren,  die  entweder  dem  deutschen 
Volkstamme  angehörten  oder  doch  durch  Erziehung  und 
Cameradschaft  sich  demselben  vollkommen  assimilirten ,  hatte 
die  Kriegs -Marine,  wie  sie  im  Jahre  1814  von  dem  italie- 
nischen   Königreiche    übernommen    worden,    den   Charakter 
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einer  italienischen  Einrichtung  beibelialten,  mit  italienischem 
Commando,  italienischer  Gesetzes-  und  Verwaltungsspraclie, 
einem  überwiegend  aus  Venezianern  (mit  starker  Beimi- 
schung von  Deutschen  und  [italienischen]  Dalmatinern)  be- 
stehenden Officiers  -  Corps ,  wie  auch  die  (zwar  grösstentheils 
aus  slavischen  Bewohnern  der  östlichen  Küste  des  adriati- 
schen  Meeres  zusammengesetzten)  Matrosen-  und  Special- 
Corps  italienische  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten  ange- 
nommen hatten.  Diese  innere  Verschiedenheit  war  einem 
gemeinschaftlichen  Zusammenwirken,  einer  Verbindung  der 
See-  und  Landmacht  hinderlich,  und  trug  nicht  unwesent- 
lich dazu  bei,  dass  der  Geist  des  Aufruhrs,  genährt  durch 
nationale  Sympathien,  in  der  Kriegs  -  Marine  Wurzel  fassen 
nnd  sich  ausbreiten  konnte,  während  die  an  demselben  Orte 
und  unter  gleichen  Verhältnissen  befindlichen  Truppen  des 
Landheeres  die  glänzendsten  Beweise  der  Treue  und  An- 
hänglichkeit an  die  kaiserliche  Regierung,  verbunden  mit 
tapferem  Widerstände  gegen  die  Verleitung,  ablegten. 

Es  war  demnach  die  erste  Sorge  der  Regierung,  der 
nahezu  neu  zu  schaffenden  Kriegs-Marine  einen  mit  dem  Land- 
heere gemeinschaftlichen  deutschen  Charakter  aufzuprägen 
und  das  Officier- Corps  zu  einem  gleichartigen  Theile  jenes 
grossen  Ganzen  zu  gestalten ,  welchem  Oesterreich  in  den 
Zeiten  der  Noth  seine  Rettung  und  seinen  Bestand  verdankte. 
In  verständiger  Ausführung  wurde  dabei  nicht  weiter  ge- 
gangen, als  es  für  den  Zweck  nothwendig  erschien;  gleich- 
wie in  dem  Landheere  bei  dem  unmittelbaren  Verkelu-e 
mit  dem  gemeinen  Soldaten  alle  Sprachen  gesprochen  wer- 
den, dennoch  aber  die  Leitung  und  Verwaltung  in  deutscher 
Sprache  erfolgt,  wurde  auch  auf  den  Umstand,  dass  die 
österreichischen  am  adriatischen  Meere  gelegenen  Kronlän- 
der von  Italienern  oder  doch  von  Slaven  bewohnt  werden, 
welche  die  italienische  Sprache  als  die  Cultur- Sprache  jener 
Gebiete  verstehen,   dass   ferner  die  italienische  Sprache  an 
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den  Gestaden  des  Mittehneeres,  dem  nächsten  Schauplatze 
der  Thätigkeit  der  österreichischen  Kriegs -Marine,  die  herr- 
sehende ist,  die  gebührende  Rücksicht  genommen. 

Nachdem  die  erste  Aufgabe  des  verbliebenen  Stammes 
der  Kriegs-Marine ,  die  österreichischen  Küsten  vor  dem  An- 
griffe und  der  Landung  mittelst  feindlicher  Kriegsschiffe  zu 
bewahren  und  das  Auslaufen  der  unter  revolutionärer  Bot- 
mässigkeit  im  Hafen  von  Venedig  stehenden  Fahrzeuge  zu 
hindern,  gelöst  war,  musste  zur  Vermehrung  des  Materials, 
zur  Anlegung  neuer  Ausrüstungsstätten  und  Schiffswerften, 
zur  Vermehrung  und  Uebung  der  Ofticiere  und  Matrosen  ge- 
schritten werden.  Der  königlich  dänische  Contre-Admiral 
Dahlerup  wurde  an  die  Spitze  der  kaiserlichen  Kriegs-Marine 
berufen,  nach  dessen  Abgange  der  Civil-  und  Militär-Gou- 
verneur von  Triest  und  dem  Küstenlaude,  Feldmarschall- 
Lieutenant  Graf  Wimpffen,  einer  der  tapfersten  Heerführer 
im  letzten  italienischen  Kriege,  zum  Marine -Ober- Comman- 
danten  ernannt  wurde.  Der  treffliche  Geist,  welcher  das 
Landheer  beseelt,  fand,  wie  die  cameradschaftliche  Verbrü- 
derung der  Officiere,  unter  seiner  Verwaltung  allgemeine 
Verbreitung  in  der  kaiserlichen  Kriegs-Marine,  welche  eben 
damals  die  deutsche  Einrichtung  und  die  Grundlagen  ihrer 
organischen  Gestaltung  durch  die  Errichtung  des  Admirali- 
täts-Rathes  und  die  Anlage  des  grossen  See  -  Arsenales  im 
Kriegshafen  zu  Pola  erhielt. 

Diesem  Stadium  der  zweckmässig  eingeleiteten  Vorbe- 
reitung in  der  Entwicklung  der  kaiserlichen  Kriegs  -  Marine 
folgte  ihre  Erhebung  zu  dem  höheren  Range,  welchen  sie 
gegenwärtig  sowohl  ihrer  Stellung  im  Staats -Organismus, 
als  dem  Umfange  der  ihr  zu  Gebote  gestellten  Mittel  und 
ihrer  darauf  gegründeten  Leistungen  nach  einnimmt,  seife 
der  Bruder  des  Monarchen,  Se.  kaiserl.  königl.  Hoheit  der 
Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  als  Ober-Commandant 
die  unmittelbare  Leitung  der  Kriegs -Marine  übernahm.  Wenn 
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schon  diese  Bestiininiuig  des  kaiserlichen  Prinzen  die  Ab- 
sicht des  Monarchen  an  den  Tat^  legte,  die  österreichische 
Kriegs -Marine  zu  einer  der  Würde  des  Staates  und  der  hö- 
heren, ihr  durch  die  Verhältnisse  eingeräumten  Bestimmung 
entsprechenden  Stellung  zu  erheben,  so  wurde  diese  erha- 
bene Absicht  durch  die  persönlichen  Eigenschaften  des  kai- 
serlichen Marine -Befehlshabers  noch  mehr  gefördert.  Nach- 
dem der  Prinz  die  eindringendsten  Fachstudien  mit  ernstem 
Fleisse  und  ausdauernder  Beharrlichkeit  zurückgelegt  und 
M'ährend  wiederholter  Seereisen  sich  die  praktische  Ausbil- 
dung auf  der  ganzen  Stufenleiter  der  Dienstes -Hierarchie 
angeeignet  hatte,  trat  er  an  die  Spitze  der  Kriegs -Marine, 
ausgerüstet  mit  umfassenden  Fachkenntnissen,  von  der  Na- 
tur ausgestattet  mit  einer  ungewöhnlichen  Gabe  der  Beob- 
achtung, die  er  auf  seinen  weiten  Reisen  in  und  ausser 
Europa,  an  den  Höfen  der  Souveraine,  sowie  unter  Kriegs- 
Cameraden  und  in  den  Stuben  der  Gelehrten  geschärft  und 
bewährt  hatte,  erfüllt  von  dem  echten  Geiste  der  Vater- 
landsliebe und  jener  angestammten  Thätigkeit  der  Glieder 
seines  Hauses,  mit  welcher  er  vor  keinem  Hindernisse  zu- 
rückschreckt und  dem  erhabenen  Beispiele  seines  kaiser- 
lichen Bruders  und  Herrn  nacheifert.  Schon  hat  sich  in  der 
kurzen  Zeit,  seit  der  kaiserliche  Prinz  die  Kriegs -Marine 
leitet,  dieselbe  zu  einem  hohen  Ansehen  im  In-  und  Aus- 
lande emporgehoben,  schon  ist  Vieles  zu  ihrer  Ausbildung 
und  Vergrösserung  geschehen,  und  noch  mehr  lässt  die  Zu- 
kunft erwarten ,  wenn  die  begonnene  organische  Entwick- 
lung der  bezüglichen  Verhältnisse  ihrer  Vollendung  entgegen- 
geht, wie  zwei  Thatsachen,  der  jimgsten  Vergangenheit  an- 
gehörig, zur  Genüge  darthun.  Dadurch,  dass  die  Marine- 
Verwaltung  ihrer  Unterordnung  von  der  Armee- Verwaltung 
enthoben  wurde  und  zu  der  unabhängigen  Stellung  einer 
Central- Stelle  (eines  Ministeriums)  gelangte,  wurde  dieselbe 
den  übrigen   grossen  Verwaltungszweigen   des  Staates  eben- 


688 


bärtig  gemacht  und  zu  dem  ihr  gebührenden  Range  erhoben. 
Anderseits  bestand  der  erste  Gebrauch,  welchen  der  kaiser- 
liche Prinz  von  seiner  umfassenden  Machtvollkommenheit 
machte,  darin,  dass  er  die  Expedition  der  Fregatte  Novara 
mit  der  Bestimmung  einer  Weltumseglung  und  jene  der  Cor- 
vette  Carolina  in's  Leben  rief,  eine  Unternehmung,  welche  im 
In-  und  Auslande  die  allgemeinste  Theilnahme  erweckte,  und 
den  Beweis  lieferte,  wie  der  Chef  der  österreichischen  Kriegs- 
Marine  die  Vervollkommnung  des  Dienstes  mit  den  Interes- 
sen der  Wissenschaft  zu  verbinden  weiss.  In  solcher  Weise 
wird  die  österreichische  Kriegs -Marine  der  Erreichung  ihrer 
Bestimnmng  rasch  entgegengehen.  Diese  Bestimmung  kann, 
den  natürlichen  Verhältnissen  gemäss,  nicht  darin  liegen, 
mit  den  Seemächten  ersten  Ranges  zu  rivalisiren;  wohl  aber 
ist  sie  darauf  gerichtet,  die  Küsten  des  Reiches  gegen  feind- 
lichen Angriff*  zur  See  erfolgreich  zu  vertheidigen ,  das  adria- 
tische  Meer  gegen  allfällige  Versuche  von  Seemächten  zweiten 
Ranges  frei  zu  erhalten,  und  dem  vaterländischen  Handel, 
namentlich  in  den  Gewässern  der  Levante  und  des  Mittel- 
meeres, überhaupt  einen  kräftigen  und  wirksamen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen. 

Mannigfach  und  auf  alle  Zweige  des  Dienstes  ausgedehnt  sind 
die  einzelnen  Maassregeln,  welche  seit  dem  Jahre  1848  in  der  kai- 
serlichen •  Kriegs-Marine  zur  Ausführung  gekommen  sind. 

Vorerst  wurde  das  Verhältniss  zu  den  fremden  Kriegs-Marinen 
dahin  geregelt,  dass  der  Zutritt  fremder  Kriegsschiffe  zu  den  drei 
Kriegshäfen  Venedig,  Pola  und  Lissa,  mit  Ausnahme  des  Falles 
dringender  Schiffsgefahr  bei  den  zwei  letzteren  Häfen,  untersagt, 
und  das  Einlaufen  in  den  Hafen  von  Triest,  sowie  in  die  übrigen 
befestigten  Häfen  an  gewisse  Bedingungen  gebunden ,  und  das  Ver- 
weilen daselbst  von  der  einzuhebenden  Erlaubniss  des  Gouverneurs 
oder  obersten  Commandanten  abhängig  gemacht  wurde  '.  Im  Jahre 
1854  wurde  aucli  die  Bucht  von  Cattaro  zum  Kriegshafen   erklärt, 

'  Kriegs- Min isterial-Erlass  vom  '24.  Januar  1850. 
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.so  tla^s  nur  hv\  (Irii)geii(l('ii  ,See<iet"aIireii  eiiizcliieii  Kiic^bscliini'n 
frenuJer  Flaggen  das  Einlaufen  zustellt  '. 

Für  die  Heranbildung  tüchtiger  Marine -Oniciere  besteht  die 
Marine- Akademie,  welche  im  Jahre  1848  von  Venedig  nach 
Triest  verlegt  und  aus  einer  italienischen  in  eine  deutsche  Bil- 
dungsanstalt umgewandelt  wurde,  im  Jahre  18t57  aber  nach 
Fiume  übersiedelte,  wo  für  sie  ein  eigener  Palast  erbaut  ist. 
Ausserdem  ist  in  Venedig  eine  Arsenal-Lehrlingsschule  und  in  Triest 
die  Marine- Schul -Compagnie  für  die  Bildung  von  Unterofficieren 
vorhanden.  Das  Ofluier  -  Corps  erhält  aus  der  Marine -Akademie 
überwiegend  deutschen  Zuwachs  (die  Söhne  mehrerer  Familien  des 
höchsten  Adels  aus  den  deutschen  Staaten  haben  darin  ihren  Lehr- 
Curs  zurück  seiest,  und  dienen  nunmehr  in  der  kaiserlichen  Kriegs- 
Marine),  wie  auch  nach  Auflösung  der  deutschen'  Flotte  mehrere 
derselben  angehörige,  eben  .so  einige  dänische  Marine-Officiere  in  die 
kaiserliche  Kriegs-Marine  aufgenommen  wurden.  Für  die  Comple- 
tirung  des  Matro.sen-Corps  wird  gegenwärtig  noch -auf  dem  Wege 
der  Recruliruns  voraeoansen:  es  ist  aber  bereits  mit  einer  kaiser- 
liehen  EntSchliessung  vom  Jahre  1857  das  Institut  der  Marine- 
I  n  s  c r  i  p  ti o  n  aller  zur  österreichischen  Handelsflotte  gehörigen  Schitls- 
mannschaft  gegründet ,  welches  in  Verbindung  mit  der  daranzu- 
reihenden Marine -Conscription  die  Ergänzung  des  Kriegsmatrosen- 
Corps  aus  dem  Personale  der  Handels-Marine  in  einer  die  letztere 
.schonenden  und  doch  das  allfällig  sich  kundgebende  Bedürfniss  an 
Bemannung  der  Kriegsschitre  in  ausreichendster  Art  deckenden  Weise 
sicher  stellen  wird. 

Vor  dem  Jahre  1848  hatte  Oesterreich  einen  einzigen  Waflen- 
und  Ausrüstungsplatz  für  seine  Krieg.s-Marine  in  Venedig.  Seither 
ist  die  treft'iich  geeignete  Lage  des  unvergleichlichen  Hai'ens  von 
Pola  näher  gewürdigt  und  derselbe  zum  Hauptkriegshafen  gebildet 
worden,  welcher  mit  ehiem  Arsenale,  einem  Dock  und  grossartigen 
Magazinen  versehen  ist;  eben  liegt  daselb.st  das  erste  österreichische 
Linien-schiff  im  Baue  auf  dem  Werfte.  Ferner  besteht  das  Arsenal 
und  der  Ausrüstungsplatz  zu  Venedig  wie  früher,  und  überdiess 
wurde  in  Muusia.  nächst  Triest  ein  vom  Prof.  Tonnella  angelegtes 
Schiffswerft,  zunächst  liir  den  Bau  von  Dampfschifren,  erworben 
und  vergrössert.  Ein  reges  Leben  herrscht  auf  diesen  verschiede- 
nen Werften,    aus  denen  in  den  letzten  Jahren  mehr  Krieg.s.schitVe 

.    '  Verord.  des  Armee- Ober -L'onimaudo's  vom  9.  August  1854. 
V.  C'/.oernig,   Oesterreich's  NpUResUiltung.  44 
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lienorgegaugen  -sind,  als  je  zuvor  in  Oesterreicli  in  ciiiem  gleicluMi 
Zeil  räume  erbaut  wurden,  wozu  noeli  die  in  England  für  Heciniung 
der  kaiserliehen  Marine  erbauten  und  bereits  in  den  österreichisehen 
Häfen  einoetroffenen  Krieüsseliiffe  «iezählt  werden  müssen.  In  frühe- 
rer  Zeit  bestand  die  österreiehisehe  Kriegs -Marine  fast  durchaus 
aus  Sesel-Schill'en  meist  von  kleineren  Dimensionen  und  Gattunuen. 
Bei  der  Neu2,estaltung  der  Marine  wurde  ilie  Ertahrun"-  uehöriü- 
berücksichtigt,  welche  in  der  neuen  Krie"siuhruno;  zur  See  den 
Dampfschiffen,  und  namenllich  den  Schraubendampfern,  den  vor- 
dersten Rang  anweiset,  so  dasö  die  meisten  neuen  und  im  Baue 
beariffenen  Schiffe,  welche  zuo-leieh  zu  den  höheren  Katesorien 
zählen,  dieser  Gattung  angehören. 

Zur  Uebung  der  Eqin])agen  und  zur  Bewährung  der  Seetüch- 
tigkeit der  Schiffe  werden  alljährlich  kleinere  und  grössere  Uebungs- 
fahrten  angestellt.  Zuerst  beschränkten  sich  dieselben  auf  die 
Uebungsfalirten  der  Zöglinge  der  Marine- Akademie  innerhalb  des 
adriatisehen  Golfes,  hierauftraten  die  Fahrten  einzelner  Kriegsschiffe 
und  später  ganzer  Geschwader  nach  allen  Theilen  des  Mittelmeeres, 
welches  genau  zu  kennen  die  österreichische  Kriegs -Marine  zum 
Schutze  des  nationalen  Seehandels  zunächst  berufen  ist,  hinzu,  und 
wurden  später  bis  nach  den  canarischen  Inseln  und  AVestindien 
ausgedehnt.  Die  grossartigste  von  Seiner  kais.  Hoheit  dem  Marine- 
Ober-Commandanten  veranstaltete  Fahrt  dieser  Art  ist  aber  die  Ex- 
pedition der  Fregatte  Novara  und  der  Corvette  Carolina,  welche 
erstere  eine  Erdumseglung  zu  machen  ausgesendet  wurde,  wäh- 
rend die  letztere  ihre  Seereise  bis  S.  Francisco  in  Californien  aus- 
dehnen und  von  da  rückkehren  wird.  Die  durch  diese  Expedition 
gewonnenen  •Yortheile  in  der  Ausbildung  der  Off'iciere,  der  Uebung 
der  Mannschaft  und  den  zahlreichen  für  die  Wissenschaft  gewon- 
nenen Resultaten  (zu  deren  Erzielung  eine  eigene  wissenschaftliche 
auf  das  trefflichste  ausgerüstete  Commission  auf  der.  Novara  e'inge- 
schiffl  ist)  w^erden  diese  Expedition  zu  dem  Glanzpuncfe  in  der 
Gescliichte  der  österreichischen  Marine  machen,,  gleichwie  der  na- 
tionale Seehandel  sich  davon  erhebliche  ^"ortllcile  versprechen  darf. 

Die  Verwaltung  der  Kriegs-Marine  gründet  sich  in  ilu"er  heu- 
tigen Gestaltung  zunächst  auf  das  mit  Allerhöchster  EntSchliessung 
vom  7.  October  1854  erlassene  Statut  '.  mit  welchem  dem  Marinc- 
Ober-Commando    in    der    Unterordnung    unter    dem   Armee-Über- 

'  Verord.  des  Aniioe-*  )ljer-Conim;niil<i '.li  \(im   11.   (>ct()lier  J8.")4. 


Gyi 


(Jommando  .sein  Wirkimg.skveis  voruezeichnet  wimlc.  Diese  Untcrord- 
iiuiig  entfiel  jedoch,  nachdem  mit  Allerhüchster  EiiLseliliessung  vom 
5.  August  1856  dem  Muvine-Ober-Commaiidd  die  Stelluna 
einer  unmittelbaren  Central  -  Behörde  verliehen,  sonach  die  bisher 
von  dem  Armee-Ober-Commando  besorgten  Marine-Angelegenheiten 
in  dessen  selbstständigen  Wirkungskreis  übertragen  wurden.  Hier- 
durch wurde  die  Marine-VerMaltung  zu  einem  selbstständigen,  den 
übrigen  Ministerien  und  Central-Stellen  gleichgestellten  Verwaltungs- 
zweige erhoben,  wornach  auch  das  Statut  für  das  Marine-Ober 
Commando  die  entsprechende  Abänderung  erhielt.  Eine  weitere 
Moditication  musste  eintreten,  nachdem  der  Marine-Ober-Comman- 
dant.  Seine  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  gleich- 
zeitig zum  General-Gouverneur  des  lombardisch-venezianisclien  Kö- 
nigreiches ernannt  worden  und  dadurch  seine  zeitweilige  Entl'ernung 
vom  Amtssitze  des  Marine-Ober-Commando's  geboten  war.  Sonach 
wurden  die  Befugnisse  des  Marine-Ober-Commandanten  von  jenem  des 
Marine-Commaudo''s  zu  Triest  geschieden ,  und  ersterem  (nebst  dem 
hierzu  erforderlichen  Personale)  jene  Geschäfte  zugewiesen,  welche 
bei  der  früheren  Unterordnung  des  Marine-Ober-Commando's  unter 
das  Armee-Ober-Commando  von  den  Central-Stellen  in  Wien  be- 
sorgt worden  waren  (welche  dem  Wirkungskreise  eines  Ministe- 
riums entsprechen),  ausserdem  aber  auch  noch  die  Entscheidungen 
in  'technischen  Angelegenheiten  dem  Marine-Ober-Commandanten 
vorbehalten.  Das  Marine -Commando  zu  Triest  aber  erhielt  den 
Wirkungskreis,  welcher  ihm  mit  dem  Statute  vom  Jahre  1854 
vorgezeichnet  worden  war,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  in 
allen  Füllen,  wo  i'rüher  die  Entscheidung  des  Armee-Ober-Connnan- 
danten  erforderlich  war,  nunmehr  jene  des  Marine-Ober-Comman- 
danten einzuholen  ist,  wobei  überdiess  letzterem,  wie  erwähnt, 
die  Entscheidungen  in  technischen  Angelegenheiten  vorbehalten 
bleiben  '. 

Im  Jahre  1847  zählte  die  (■)sterreichisclie  Kriegs-Marine  57  aus- 
gerüstete Schilfe  (worunter  3  Fregatten  und  '.i  Corvetteii)  mil  5S(> 
Kanonen;  ein  Jahr  s[)äter  besass  dieselbe,  indem  die  Zahl  diT  in 
Venedig  weggenommenen  Schilfe  durch  Ausrüstung  neuer  Fahr- 
zeuge ersetzt  worden  war,  wieder  57  Schilfe  mit  551  Kanonen 
(worunter  3  Fregatten  und  2  Corvetten).  Im  Jahre  1857  hin- 
gegen   hatte    sie    nachfolgende    Stärke:     i    Schrauben  -  Liniensehilf 

'   Aücrhüciiste  Entschliossiiii^-  vom  8.  April   1857. 
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von  lUU  Kanonen  (im  Baue),  5  öegel- Fregatten  (Selnvarzeii- 
berg,  Bellona,  Novara ,  Vexiere,  Giunone)  mit  194  Kanonen. 
3  Schrauben -Fregatten  (Radetzk}',  Adria,  Donau)  mit  129  Kano- 
nen, 5  Segel-Cofvetten  (Carolina,  Diana,  Lipsia,  Minerva,  Titania) 
mit  100  Kanonen,  2  Sehrauben  -  Corvetten  (Erzherzog  Friedricli. 
Conte  Dandolo,  im  Baue)  mit  44  Kanonen,  4  Kader -Dampf- (Jor- 
vetten  (Ehsabeth ,  Lueia ,  VoUa  ,  Custozza)  mit  24  Kanonen, 
7  Dampf-Avisos  mit  29  Kanonen,  7  Briggs  (Orlade,  üssaro,  Tri- 
tone,  Montecuecoli ,  Pola ,  üreste ,  Trieste)  mit  112  Kanonen, 
5  Sehoonerbriggs  mit  20  Kanonen,  5  Goeletten  mit  50  Kanonen, 
2  Frame  mit  24  Kanonen,  1  Bombarde  mit  10  Kanonen,  52  Ka- 
nonenboote mit  174  Kanonen  sammt  9  Transport-Schiffen,  im  Gan- 
zen 108  Krieüsfahrzeuüc  mit  910  Kanonen ,  wozu  noch  5  schwim- 
mende  Batterien  kommen.  Diesem  vermehrten  Stande  und  der 
regen  Bauthätigkeit  entsprechend  beträgt  gegenwärtig  das  Budget 
der  Kriegs -Marine  5  MilHonen,  während  es  vor  dem  Jahre  1848 
die  Summe  von  l'/j  Million  Gulden  nicht  überstieg. 

Für  den  Dienst  der  Marine  bestehen  ausser  der  am  Allerhöchsten 
Hoflager  ^befindlichen  Marine-Kanzlei  der  Marine-Ober-Comniandant 
mit  dem  Marine-Rathe,  das  Marine-Commando  tamnit  der  Admiralität 
(1  Vice-Admiral,  2  Contre-Admirale),  das  Marine-Corps  (mit  7  Linien- 
schifFs-Capitänen ,  11  Fregatten-Capitäneii,  14  Corvetten-Capitänen, 
40  Linienschifls-Lieutenants,  45  Fregatten-Lieutenants,  53  Liuien- 
schitls-Fähnrichen,  37  Fregatten-Fähnrichen,  79  wirklichen  und  37 
jn-ovisorischeii  Marine- Corps -Cadeten),  das  Matrosen -Corps,  das 
Marine -Schiffbau -Corps,  die  Marine- Artillerie,  das  Marine -Infan- 
terie-Regiment, das  ärztliche  Personale,  die  Marine-Bau-Aemter,  das 
Marine -Auditoriat,  der  Marine -Clerus,  das  Seedampfmaschinisten- 
Corps  und  der  Marine-Verwaltungsdienst.  Alle  diese  Zweige  um- 
fassen 595  Officiere,  7.125  Unterofficiere  und  Mannschaft,  454 
Beamte,  Parteien  und  Diener.  Hafen- Admiralitäten  belinden  sich 
in  Venedig,  Triest  und  in  Pola. 


•  ^ 


%>     » 


NACHTRAEGE. 


Seite  32.  Zu  den  Mitgliedern  der  Minister- Conferenz  ge- 
hören auch  der  Chef  der  obersten  Pohzei-Behürde  und  der  erste 
General-Adjutant  Sr.  k.  k.  apostolischen  Majestät. 

Seite  35.  Die  Angelegenheiten  der  k.  k.  Kriegs-Marine  wurden 
neuerlichst  aus  dem  Ressort  des  Armee-Ober-Commnndo's  ausge- 
schieden und  dem  Marin e-Ober-Comniando,  als  einer  selbst- 
ständigen Central-Behörde,  überwiesen  (Allerhöchste  Entschliessung 
vom  5.  August  1856). 

Seite  36.  Die  Auflassung  des  Titels  ,.Militär-  und  Civil- 
Go-iiverneur^^  wurde  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  14.  Ja- 
nuar 1856  verfügt.  Der  Militär-  und  Civil -Gouverneur  des  König- 
reichs Unsei-n  heisst  hinfort:   „General-Gouverneur". 

Seite  37-  Die  Statthalter  der  Kronländer  Dalmatien,  Wojwod- 
schaft,  Kroatien -Slavonien  und  Siebenbürgen  erhielten  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  16.  November  1856  den  Titel  „Gou- 
verneur-'. Auch  zu  Brunn  ist  in  neuester  Zeit  ein  Statthalterei- 
Vice-Präsident  aufgestellt  worden. 

Seite  38.  Der  Wirkungskreis  des  General-Gouvernements 
für  Ungern  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom 
16.  November  1856  festgesetzt.  Nach  demselben  ist  das  General- 
Gouvernement  die  oberste  politische  Behörde  des  Königreichs,  bat 
aber  aucii  in  allen  anderen  Verwaltungszweigen  die  Thätigkeit  der 
Regierungs-Organe  zu  überwachen  und  ihr  einheitliches  Zusammen- 
wirken zu  Aermitteln.  An  die  Ix'züglichen  Ministerien  oder  ober- 
sten Central-Beliörden  sind  nur  vorzulegen :  alle  iler  Allerhöchsten 
Schlussfassung  vorbehaltenen  Angelegenheiten ;  Anträge  auf  orga- 
nische oder  legislative  Bestimnumgen,  auf  Abweichung  von  be- 
stehenden Normen,  auf  Ueberschreitungcn  des  Jahresvoranschlags, 
auf  Auslagen  für  Rechnung  der  politischen  Fondc.  so  weit  nicht 
eine  jede  politische  Landesbehörde  sie  zu  l)ewiljigen  berufen  ist; 
Verfügungen,  welche  auch  andere  Kronländcr  berühren  oder  eine 
Rücks])rache  mit  dem  Finanz-Ministerium,  dem  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,   dem   Armec-Ober-Con)mando   oder   der 


696 


obersten  Rec-Iinungs- Controls -Behörde  erheischen;  Vorschläge  zur 
Ernennung,  Versetzung,  Degradirung  oder  Entlassung  von  Beam- 
ten gewisser  Kategorien ;  Verhandlungen  über  Recurse  in  Partei- 
sachen. Hingegen  steht  dem  General-Gouverneur  nach  Allerhöch- 
stem  Cabinetsschreiben  vom  25.  Februar  1856  auch  die  Verhängung 
und  Aufhebung  des  Standrechtes  zu. 

An  Stelle  des  Feldmarseballs  Grafen  Radetzky  steht  jetzt 
Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian  als  Ge- 
neral-Gouverneur des  lonibardisch-venezianischen  Königreichs.  Der 
Wirkungskreis,  welcher  den  Statthai tereien  in  Mailand  und 
Venedig  zukömmt,  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinets- 
schreiben vom  30.  Januar  1856  geordnet  (Minist. -Verord.  vom 
30.  März  1856). 

Seite  39.  Die  Hauptstadt  Zara  ist  aus  dem  Verhältnisse  der 
Unterordnung  unter  die  Kreisbehörde  noch  nicht  getreten. 

Seite  42.  Die  Berufung  von  den  als  Seegerichte  fungiren- 
den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  erfolgt  an  die  vorgesetzten  Ober- 
landesgerichte,  von  den  als  Seegerichte  fungirenden  Consular- Ge- 
richten an  das  Oberlandesgericht  in  Triest. 

Seite  43.  Der  Strafgerichtshof  in  Mantua  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  25.  Januar  1857  aufgelöst.  In 
Ungern  steht  die  Gerichtsbarkeit  über  politische  Verbrechen  zufolge 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  30.  September  1855  nur  dem 
Landesgerichte  von  Ofen  zu,  während  die  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung über  das  Verbrechen  der  Verfälschung  öfTentlicher  Credits- 
Papiere  sämmtlichen  Landesgerichten  (mit  Ausnahme  desjenigen  zu 
Pest)  obliegt. 

Seite  44.  Dem  jüngst  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  abgeschlos- 
senen Concordate  zufolge,  traten  auch  in  den  nicht- ungrischen 
Ländern  die  geistlichen  Ehegerichte  für  die  Katholiken 
in  das  Leben. 

Seite  44,  Zu  Prag  besteht  jetzt  gleichfalls  ein  Handelsge- 
richt. —  In  Dalmatien  (statt  in  Siebenbürgen)  können  Rechtsstrei- 
tigkeiten bis  zum  Belange  von  12  fl.  auf  dem  flachen  Lande,  von 
60  fl.  in  den  Städten  und  Mäi'kten  bei  den  Gemeindevorständen 
angebracht  werden. 

Seite  45  und  46.  Den  Kreis-  (Komilats-j  Gerichten  ist  noch 
jenes  zu  Gross-Kallö  im  Grosswardeiner  Oberlandesgerichts-Sprengel, 
den  Berggerichten  sind  jene  zu  Zara,  Bergamo  und  Belluno  anzu- 
fügen.     Die   Zahl   der   städtisch -delegirten   Bezirksgerichte   (Stadt- 
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Prätureu)  beträgt  jet/.l  im  .Mailäiulei-  Oltfrlandesgericlits-Spreugel  10. 
im  Gross\^  avdeiner  6,  jene  der  zur  Untersucbuiig  fül"  Verbrechen 
und  Vergelien  bestimmten  Bezirksämter  belauft  sich  in  Krain  auf  8, 
im  Pest-Ofner  Verwaltungsgebiete  auf  3  uml  im  Grosswardeiner 
aufll. 

Seite  47.  Die  Finanz-Landes-Directiuneir  werden  im  lomljardisch- 
venezianischen  Königreiche  „Finanz-Präfecturen"'  genannt. 

•  Seite  48.  Zu  Brunn  besteht  jetzt  gleichfalls  eine  Steuer- 
Administration.  Das  Central-Taxamt  ist  gegenwärtig  der 
Finanz-Landes-Direction  zu  Wien  unmittelbar  untergeordnet. 

Seite  49.  Jeder  Finanz-Landes-Dircction,  Fiiianz-Landes-Direc- 
tions-Abtheilung  und  Finanz-Präfectur  ist  eine  Finanz-Procura- 
tur  beigegeben;  in  Linz,  Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest, 
Troppau  und  Czernowitz  'bestehen  Finanz-Procuraturs- Ab- 
theilungen, in  Verona  eine  Finanz-Procura  turs- Expos itur. 

Die  Be  rg  h  au  pt  mann  Schaft  in  Pilsen  wurde  jüngst  nach 
Prag  verlegt.  Berghauptmannschaften  bestehen  ferner  zu  Laibach 
(Minist.- Verord.  vom  5.  Juli  185G),  Bergamo,  Belluno  und  Zara 
(Minist. -Verord.  vom  20.  Juli  1857  .  Die  Finanz- Präfecturen  hn 
l(»inbardibch  -  venezianischen  Königreiche  fungiren  nicht  mehr  als 
Berg -Lehensbehörden.' 

Seite  50.  Zu  Innsbruck  besteht  eine  La  ndes-Forst-Direc- 
tion  (kaiserl.  Verord.  vom  19.  April  1856)  für  Tirol  und  Vor- 
arlberg. Das  Bergamt  in  Mährisch-Ostrau  wurde  im  August  1856 
aufgelassen,  wogegen  die  Bergwerks -Inspectorats-Oherämter  zu 
Schmölnitz  und  Nagy-Bänya  in  Berg-,  Forst-  und  (xiiter-Di- 
rectionen  (Minist. -Verord.  vom  15.  August  1857),  die  Marma- 
roser  Cameral- Administration  in  eine  Berg-,  Salinen-,  For st- 
und Gut er-Direction  (Minist-Verord.  vom  15.  November  1856) 
umgewandelt  wui'den.  Das  Bergwerks-Inspectorat  in  Agordo 
untersteht  der  Finanz-Präfectur  in  Venedig.  Der  Finanz-Präfectur 
in  Mailand   endlich    sind    VI  Forst-Inspectorate   untergeordnet. 

Seite  52.  Als  Oryan  des  Handels  -  Ministeriums  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  6.  Februar  1856  die  Genera  1- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  bestellt, 
welche  berufen  ist,  die  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16. 
November  1851  vorbehaltcnc  liiihere  Aufsicht  und  Controle  zur 
Handhabung  der  Sicherheit  und  Ordnung  im  Betriebe  der  ()sterrei- 
chischen  Staats-  und  Privat-Eisenliahnen  auszuiil)eii  (Minist. -Verord. 
vom  8.  März  1856). 
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Seite  56.  Die  Eisenhahnbau  -  Direetiou  zu  Verona 
wurde  mit  I.März  1857  aufgelassen  und  es  erstreckt  sich  jetzt  der 
Geschäl'tskreis  der  Central  -  Direction  l'iir  Eisenbahnbauten  auf  den 
ganzen  Unifana;  des  Kaiserstaates. 

Seite  59.  Alle  das  Telegraphen- Wesen  berührenden  Angelegen- 
heiten sind  in  der  Divection  der  Staats-Telegraphen  vereinigt 
(Miiiist.-Erlass  vom  24.  August  1856),  unter  welcher  9  Inspectoren 
die  Uebervvachung  der  Telegraphen -Stationen  besorgen. 

Uebersicht  der  bereits  eröffneten  Telegraphen-Sta- 
tionen (mit  Inbegriff  der  Haupt -Stationen): 

,  Toleerapbcn- 

Kroiilaiiü.  ;,,  ". 

Stationen. 

Oesterreich   unter  der 

Eniis 

Oesterreich  ob  der  Enns 


.3 
1 
1 

2 
1 
1 
5 
8 
11 
2 


Kronland. 

Schlesien  .     .     .  . 

Galizien    .     .     .  . 
Bukowina      -     . 

Üalmatien     /.     .  . 

Lombardie     .     .  . 

Venedig    .     .     .  . 

Ungern      .     .     .  . 

Wojwodschaft   .  . 
Kroatien-Slavouien , 
Siebenbürgen 
iruränze 


Tülegraplieii- 
Stationen. 

3 

7 

1 

5 
10 

8 
13 

2 

3 

2 

5 


Salzburg 

Steiermark     .... 
Kärnthen  .     .     .     .     . 

Krain 

Küstenland    .... 

Tirol     

Böhmen 

Mähren 

Seite  60.  Gegenwärtig  sind  die  beiden  Sectionen  der  süd- 
lichen Staats-Eisenbahn  vereinigt  und  seit  I.Mai  1856  unter 
die  Leitung  der  Wiener  Betriebs-Direction  gestellt  (Minist.-Erlass  vom 
8.  März  1856).  Die  Betriebs-Direction  zu  Verona  wurde  mit 
1.  März  1857  aufgehoben  (Minist. -Verord.  vom  11.  Februar  1857). 

Seite  61.  In  Siebenbürgen  ist  das  Gebiet  der  e^■angelischen 
Kirche  A.  C.  in  Capitel,  jenes  der  evangelischen  Kirche  h.  C.  in 
Diitcesen  eingetheilt,  welchen  Decanate  vorgesetzt  sind. 

Das  Institut  der  Schulräthe  wurde  im  lombardisch -venezia- 
ni.-^chen  Königreiche  mit  Ministerial-Verordnung  ,  vom  10.  Juli  1857 
eingeführt. 

Die  Anmerkung  1  entfällt,  da  der  Wirkungskreis  des  Ge- 
neral-Gouvernements   in    Ungern    bereits    oben    auseinandergesetzt 

wurde. 

Die  Staatsprüfungs-Commission  zu  Ol  mutz  ist  gcgen- 
wiirtiu-   aufuehoben:    daliegen   bestehen   solche    Commis.sionen   auch 


in  Pre-ssburg,  Kaschau  und  Grosswardein. 
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Seite  62.  Htiüt  ..Militür-  und  Civil-Gou\criiciirc"  lies  ..(ieiienil- 
Gouverneure  und  Gouverneure". 

Prüfungs-Conirnissionen  für  die  Staatsrechn  ungs- 
Wissensehaft  bestehen  jetzt  auch  zu  Maihnid  und  Venedig, 

Seite  63.  Eine  eigene  Marine- Buchhaltung  wurde  mit 
Erlass  der  obersten  Rechnangs-Controls-Bebörde  vom  18.  März  1857 
errichtet.  Die  Hof-Kriegsbuciihaltiing  trat  mit  1.  April  1857 
unter  der  Benennung  „ Central- Militär-Rechnungs-Departement''  aus 
der  Dependenz  von  der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde  in 
jene  vom  Armee-Ober-Commando  (Erlass  d.  ob.  Rechnungs-Controls- 
Behörde  vom  21.  JMärz  1857).  Die  Militär-Rechnungs-Controle  und 
der  Geschäftsbetrieb  der  Militär-Rechnungs-I)ei)artements  werden 
von  der  General-Rechn  ungs-Inspection  im  Stande  der  ober- 
sten Rechnuno's  -  Controls  -  Beh(>rde  überwacht. 

Auch  in  der  Bukowina  besteht  eine  Staatsbuchhaltungs- 
Abtheilung. 

Seite  73.  Bis  Ende  December  1857  war  auch  das  Kimigrcich 
beider  Sicilien  in  die  Reihe  jener  eurojjäischen  Regierungen  getreten, 
mit  welchen  Oesterreich  in  neuester  Zeit  Verträge  abschloss. 

Seite  74.  Die  Ausscheidung  Parma"s  aus  dem  österreichischen 
Zollverbande  erfolgte  im  Jahre  1857. 

Seite  78.  Durch  eine  eigene  Allerhöchste  Entschliessuug  vom 
3.  September  1857  wurden  die  staatsbürgerlichen  Verhält- 
nisse der  im  t  ü  rkischen  Reiche  befindlichen  österrei- 
chischen Unterthanen  und  Schutzbefohlenen  geregelt  und  ihre 
Stellung  gegenüber  den  Organen  der  kaiserlichen  Regierung  geordnet. 
Die  kaiserliche  Unterthanschaft  muss  hiernach  durch  ein  regelmässiges 
Reise-Document  oder, einen  Internuntiatur-Pass  nachgewiesen  \\  erden. 
Die  bloss  zeitlich  an  einem  Orte  Anwesenden  bedürfen  einer  Aufent- 
haltskarte,  die  Sesshaften  müssen  in  die  Matrikel  der  Consular- Ge- 
meinde einaetrasien  sein.  Jeder  österreichische  Unterlhan  geniesst  des 
tractatenmässioen  Consular-Schutzes.  derConsular-Junsdiction  und  des 
Niederlassungsrechtes.  Diejenigen,  welche  die  Nachwcisung  der  Unter- 
tlianschaft  innerhalb  der  zur  Aufnahme  des  Untertlian-Stalus  bestimmten 

Frist  verabsäumen  und  keinem  inländischen  Gemeinde-Verbände  ange- 
hören, können  des  Anspruchs  auf  die  Unterthanscha  11  (liirili(licliik'num- 
I  iatur  verlustig  erklärt  werden.  Unterthanen  befreundeter  dritter  Mächte, 
welche  am  betrellenden  Orte  keine  eigene  Verlrelimg  hni)eu  und  osma- 
nische  Unterthanen,  die  sich  im  Consulals-  oder  Interiiuntialurs-Dienste 
betinden,  werden  als  österreichische  Schutzver\\andte  behandelt.    Der 
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Instan/eiizuk,  geht  vom  Consular-Auile  :ni  d'iv  lulfiiuiutiatur  und  von 
dieser  an  die  bezügliche  Central-Behörde  in  Oesterreich  (Minist. - 
Verord.  vom  2.  Deeember  1857). 

In  Folge  der  Umändernnuen  im  Gebiete  der  reeht.s-  nnd  staals- 
wis.'^ensehaftliehen  .Studien  wurden  mit  Mini.sterial-Erlass  vom  6.  Juni 
KS.5G  aiieh  solche  Candidaten  zu  der  Diplomaten -Prüfung  zu- 
lassbar erklärt,  welche  zwar  keine  regelmässigen  Universitäts-8tu- 
(üen  gemacht,  aber  doch  die  rechtshistorische  und  staat.swissen- 
schaftliche  Htaatspüfung  bestanden  und  id)er  mehrere  bezeicimete 
Gegenstände  ein  Privatissimum  geliört  liaben.  Den  Gegenständen 
der  Diplomaten-PrfU'ung  wurde  noch  das  deutsche  Bundesrecht  und 
das  (österreichisch-internationale  Privatrecht  beigefügt. 

Seite  78,  79  und  80.  Seit  1856  sind  von  Oesterreich  mit 
Iremden  Staaten  noch  folgende  Verträge   abgeschlossen   worden: 

Deutsche  Staaten:  Convention  über  den  gegenseitigen  Schrif- 
tenwechsel der  Gerichtsbehörden  —  jedoch  ohne  Beitritt  Holstein- 
Lauenburg's,  Liechtenstein''s  und  Luxemburg- Limburg"s  —  bekannt 
gegeben  am  17.  Januar  1857. 

Deutsch-ös  terreichi scher  Post  \  erei  u:  Naclitrags-A  er- 
trag  vom  3.  September  1855. 

Deutsch -österreichisch  er  Telegraphen- Verein  :  Ke- 
vichrter  Vereins -Vertrag  16.  November  1857. 

Zollvereinsstaaten  und  Liechtenstein:  Münzvertrag 
vom  24.  Januar  1857. 

Baiern:    Eisen  bahn  vertrag  vom  21.  April  1856. 

Nassau:  Tragung  der  durch  Requisitionen  der  gegenseitigen 
Behörden  erwachsenden  Kosten  in  Straf-  und  Ci\"il-Rechtssachen  — 
bekannt  gegeben  am  28.  Januar  1858. 

Preussen,  Hannover,  Oldenburg,  Meklenburg- 
Schwerin,  Hansestädte,  Belgien,  Niederlande,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Schweden,  Dänemark  und 
Kussland:  Aufliebung  des  Sundzolls  14.  März  1857. 

B  a  i  e  r  n ,  \\'  ii  r  t  e  ni  b  e  r  g ,  T  ü  r  k  e  i :  Donau  -  Schilffahrts  -  Acte 
7.  November  1857. 

Sardinien:  Eisenbahnanschluss  19.  Juni  1856;  Auswechslung 
von  Reisenden,  Ellecten  und  Frachten  23.  Juli  1856;  Telegraphen- 
Vertrag  vom  3.  October  1856. 

Mo  de  na;  Auslieferung  der  Verbrecher  mit.  einer  Nachtrags- 
Conveution  23.  Juni  18.56;  Erneuung  des  ZoUeinigungs -Vertrags 
15.  October  1857.  *    " 
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Kircheuötaal :  Telegrapheii-Vertrati  vom  5.  Mai  185(5;  Aiis- 
liefening  der  Verbrecher  5.  Deeember  1856. 

Beide  Sicilien:  Erweilennig  des  Handels-  und  SclnflTahrts- 
Vertrags  8.  Februar  1856. 

Schweiz,  Preussen,  Fraiikreicli ,  Grossbrita  nnieii 
und  Russland:  Regelung  der  völkerrechtlichen  Stellung  des  Fiir- 
stenthums  Neuenburg  2H.  Mai  1857. 

Belgien:.  Addition«! -Convention  zu  dem  \erljreciierausliele- 
rungs-:Vertrage  18,.  März  1857. 

Niederlande:  Handels-  und  SchitlTahrts-Vertrag  29.  Deeem- 
ber 1855;  Convention  wegen  der  Aufstellung  österreichischer  Con- 
sular-Aemter  in  den  niederländischen  Colonien  29.  Deeember  1855. 

Frankreich  und  Gross  britannie  n  :  AHianz  -  Vertrag 
15.  April  1856. 

Frankreich,  Grossbritannien,  Preussen,  Russland, 
Sardinien  und  Türke  i :  Friedensvertrag  zu  Paris  30.  März  1856 ; 
Declaration  über  die  Rechte  der  Neutralen  16.  April  1856:  Vertrag 
über  die  russisch-türkische  Gränze  in  Bessarabien,  das  Donau-Delta 
und  die  Schlangeninsel  19.  Juni  1857. 

Frankreich:    Postvertrag  3.  September  1857. 

Türkei:    Telegraphen- Vertrag  21.  Januar  1857. 

Griechenland:  Additional  -  Convention  zum  Handels-  und 
Schifflahrts- Vertrage  12.  Juni  1856.        . 

Tunis:    Handels- Vertrag  17.  Januar  1856. 

Vereinigte  Staaten  von  Nord- Amerika :  Auslieferung 
von  Verbrechern  3.  Juli  1856. 

Seite  84,  Zeile  9  v.  o.  Nach  „Gensdarmerie"'  schalte  ein: 
Das  neue  Volkszä hl ungs- Gesetz  gewährte  zum  ersten  Male 
die  Möglichkeit,  die  für  jede  Staatsverwaltung  wichtigsten  Verhält- 
Jiisse  des  Bevölkerungsstandes  des  gesammten  Reiches  für  einen  und 
denselben  Termin  nach  gleichen  Normen  zu  ermitteln,  auszuweisen 
und  übersichtlich  darzustellen. 

Seite  90.  Die  Bestimmungen  über  den  \\  irkungskreis  und  die 
Geschäftsbehandlung  der  Central-Congrega  tionen  ertlossen 
mit  der  kaiserlichen  Verordnung  \oin  2.  November  1856,  welche 
ihnen  zu  ihrem  früheren  Berufe  nocli  die  Angelegenhciicii  der  l.an- 
desfonde,  sowie  die  Einflussnahme  auf  die  ('(Miiniiin;il  (Mlianing. 
die  Erhebung  der  directen  Steuern  und  die  ücschlciinigung  de.s 
Katasters  zuwies. 

Seite  91.     Nach   der    kaiserlicii<Mi    ACrordnuno    vom    23.    .März 
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1857,  betretend  das  Verfahren  bei  den  \'ulk  .szüh  1  u  ngen, 
lindet  mit  der  Zählung  der  Bevölkerung  gleichzeitig  die  Aufnahme 
der  wiehtigsten  häushehen  Nutzthiere  Statf.  Zur  Yornahme  der 
Zählungen  sind  die  Gemeinden  und  die  i)olitischen  Behörden  be- 
rufen; nur  die  Verzeichnung  der  im  activen  Dienste  stehenden  Mi- 
litärs, sowie  der  bei  denselben  befindlichen  Personen,  selbst  vom 
C'ivil-Stande,  bleibt  den  Militär-Behörden  überlassen.  Die  Zählungen 
linden  über  Anordnung  des  Ministeriums  des  Innern  in  der  Regel 
alle  sechs  Jahre  nach  dem  jeweiligen  Stande  vom  31.  October,  und 
zwar  gleichzeitig  in  allen  Kronländern  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  Statt,  und  werden  nach  den  Wohngebäuden  und  bezüglich 
nach  den  Wohnungen  ausgeiührt,  deren  erstere  numerirt  sein 
müssen.  Die  Zählung  in  den  Gemeinden  nehmen  entweder  die  Ge- 
meinde-Vorstehungen (in  den  Orten ,  welche  einer  landesfürstlichen 
Bezirksbehörde  nicht  unterstehen,  immer  die  Gemeinde-Aemter),  oder, 
wo  dieselben  nach  Ansicht  der  Kreisbehörde  oder  Landesregieruno- 
hierzu  nicht  für  geeignet  erkannt  werden  sollten,  die  politischen 
Bezirksbehörden  (nach  Erforderniss  unter  Beiziehung  der  die  Ma- 
triken i'ührenden  Seelsorger  und  mit  Verwendung  der  Gemeinde- 
Organe)  vor.  Bei  der  Zählung  der  Bevölkerung  jeder  Ortschaft  sind 
nicht  nur  die  Einheimischen  (d.  i.  die  zur  Gemeinde  Zuständigen), 
sondern  auch  die  Fremden  (einschliesslich  der  Ausländer)  zu  ver- 
zeichnen, von  welchen  letzteren  nur  die  Reisenden  ausgenommen 
sind.  Die  Einheimischen  werden  in  die  Aufnahmsbogen,  die  Frem- 
den in  die  Fremden-Tabelle  eingetragen.  In  denjenigen  Gemeinden, 
in  welchen  die  Zählung  von  den  Gemeinde- Vorstehungen  vorgenom- 
men wird,  sind  von  den  einzelnen  Wohnparteien  Anzeigezettel  aus- 
zufüllen, aus  welchen  von  dem  Gemeinde-Vorsteher  die  Aulhahms- 
booen,  die  Fremden-  und  die  Viehstands -Tabelle  verfasst  werden. 
In  Gemeinden,  welche  die  Zählung  selbst  nicht  vornehmen 
können,  verfasst  der  landestürstliche  Commissär  nach  den  münd- 
lichen Angaben  der  Betreffenden  sogleich  die  Aufnahmsbogen,  die 
Fremden-  und  die  Viehstauds-Tabelle.  Rücksiehtlich  der  durch  die 
Militär-Behörden  zu  \erzeichnenden  Personen  werden  von  den  be- 
züglichen Commandanten  durch  die  Rechnungs- Kanzleien  sununa- 
rische  Standeslisten  verfasst,  während  die  Verzeichnung  der  dem 
Militär  angehörigen  Civil-Personen  mittelst  der  Anzeigezettel  zu  ge- 
schehen hat.  Die  summarischen  Standeslisten  werden  durch  das 
betreffende  Landes-General-Coinmando,  jene  des  Armee-Ober-Com- 
mando\s  unmittelbar  der  politischen  Landesstclle,  die  Anzeigezettel 
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der  hezügücheii  politif^clieii  Oi-(sl;eliünlc'  übcnnillell.  Ans  den  Aul- 
iiahmsbogen,  der  Fremden-  und  der  Viehstands-Tabelle  werden  die 
Ortsübersicht  und  Orts-Viehstands-Tabelle,  die  Gemeinde-Uebersicht 
und  die  Gemeinde-Viehstands-Tabelle  (ferner  das  bei  der  politischen 
Bezirksbehörde  aufzubewahrende  ZäldungsbuciO,  aus  diesi'ii  wni  den 
ßezirksbehörden  die  Bezirksübersiehten,  aus  diesen  von  den  Kreis- 
behörden die  Kreisübersichten  saninit  den  entsprechenden  Viehstands- 
Tabellen  zusammengestellt;  die  Landesübersichten  werden  von  der 
politischen  Landesstelle,  die  Hauptübersichten  von  dem  Ministerium 
des  Innern  und  dem  Armee-Ober-Commando  anoeiertiot.  Bezüglich 
der  im  Auslande  weilenden  österreichischen  Unterthanen  (ein- 
schliesslich der  Gesandtschafts-  und  Consular -Personen  und  ihrer 
Familieuglieder)  verlassen  die  betreffenden  k.  k.  Gesandtschai'ten 
die  nöthigen  Verzeichnisse;  in  jenen  Staaten,  in  welchen  keine  di- 
plomatische, aber  eine  Consular- Vertretung  Oesterreicirs  besteht, 
sollen  zur  Verzeichnung  der  daselbst  domicilirenden  österreichischen 
Unterthanen  die  k.  k.  Consular- Aemter  angewiesen  werden.  Für 
die  Zählung  des  im  Auslande  stationirten  Militärs  wird  von  dem 
Armee-Ober-Commando  vorgesorgt.  —  Die  erste  Zählung  nach  die- 
sem Gesetze  fand  am  31.  October  1857  Statt. 

Seite  93.  Um  den  in  Verwendung  gegeji  die  Cholera-  oder 
Ijphus  -  Epidemie  stehenden  Aerzten,  Wundärzten  und  Kranken- 
wärtern eine  Sorge  abzunehmen ,  wurde  den  Hinterbliebenen  der- 
selben, falls  der  Tod  der  genannten  Personen  durch  ihre  Verwendung 
erfolgt  ist,  der  Anspruch  auf  Pensionen,  Provisionen  oder  Erziehungs- 
Beiträge  zuerkannt,  auch  wenn  der  Verstorbene  noch  keine  zehn- 
jährige Dienstzeit  vollstreckt  hatte  oder  gar  nicht  im  Staatsdienste 
angestellt  war  (Minist. -Verord.  vom  6.  Mai  1856  und  8.  Mni  1857). 

Die  Ministeria l-Verordnung  vom  28.  Januar  1855  regelte  die  \'  or- 
nahme  der  gerichtlichen  Tod  tenschau.  Die  diessfälligen 
Anordnungen  wurden  auch  auf  jene  Leichen-Sectionen  ausgedehnt, 
welche  aus  sanitäts])olizeilichen  oder  anderen  ölfent liehen  Rücksich- 
ten durch  die  politischen  Behörden  (namentlich  bei  unnatürlichen 
Todesfällen)  vorzunehmen  sind  (Minist. -Verord.  vom  8.  April  1857). 

Seite  96.  Mit  Allerhöchster  Entsehliessung  vom  27.  Juni  1856 
wurde  das  Vereinsgesetz  bezüglich  der  Vereine  von  Katholiken, 
welche  sich  unter  geistlicher  Leitung  ohne  Rechtsverbindliehkeit  zu 
Werken  der  Frömmigkeit  und  Nächstenliebe  verpllichten,  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt,  so  duss  diese  A'ereino  nur  miter  Oberleitung 
der    Bischöle    stehen,     welche    dem     Laudes-Clu'f    nur    ulier    die 
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(iriiiiduuii   und  Orgaiii.-^atiün    derselben   Naehric-lit    zu    geben    haben 
( Minist. -Verord.  vom  28.  Juni  1856). 

Seite  98.     Eine  der  wichtigsten  Maassnahmen  in  Bezug  auf  die 
öfVentliehe  Sicherheit  bildet  die  Einführung  eines  neuen  Pass-Sy- 
stems  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Februar  1857,  welche 
alle  Pass  -  Revisionen  auf  jene  an  der  Gränze  des  Staatsgebietes  be- 
schränkte .^  den  Inländern  für  den  Verkehr  im  Inlande  den  sehr  er- 
leichternden Gebrauch  von  Legitiniations-Karten  zugestand,  hingegen 
eine   entsprechende  Einrichtung   des  Meld  ungswesens  anbefah), 
wie  sie  auch  sofort  mit  Verordnung  vom  15.  Februar  1857  Platz  gritlf'. 
Seite  104.     Den    neuen    Anordnungen    über   das    Pass-    und 
"Meldungswesen  zufolge  bedürfen  Inländer  zu  Reisen  im  Inlande 
in  der  Regel  eines  Passes  nicht ;    sie  haben  sich  jedoch  mit  Legiti- 
niations-Karten zu  A^ersehen,  welche  die  Vorsteher  der  Bezirksämter, 
dort  aber,   wo   sieh  landesfürstliche  Polizei-Behörden  betinden,   die 
Vorsteher  dieser  Behörden   für  Personen,  -die   in  dem  Amtsbezirke 
derselben  ihren  Wohnsitz  haben,   auf  die  Dauer  eines  Jahres  aus- 
fertigen.   Das  Ministerium  des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussern 
stellt  zu  Reisen  im   Inlande   statt  der  bisherigen   Ministerial- Pässe 
gleichfalls  Legitimations-Karten  aus.    Dagegen  bedürfen  Inländer  zu 
Reisen  in  das  Ausland  eines   ordnungsmässig   ausgefertigten  Reise- 
Passes,   der  höchstens   auf  die  Dauer  von   drei  Jahren   vom  Mini- 
sterium des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussern,  von  den  Chefs 
def  politischen  Landesstellen   und    von  .  den  Kreisvorstehern   ausge- 
stellt werden  kann.    Zur  Verlängerung  oder  Ertheilung  neuer  Pässe 
sind  die  k.  k.  Missionen  im  Auslande  ermächtigt.    Auch  jeder  Aus- 
länder,  der   sich   in   den   österreichischen  Kaiserstaat  begibt,   muss 
mit  einem   ordnungsmässigen  Reisepasse   versehen   sein.     Von    der 
bisherigen  Verpflichtung,  die  Reiseurkunden  in-  oder  ausländischer 
Behörden  im  Innern  des  österreichischen  Kaiserstaates  vorzuweisen, 
vidiren  zu  lassen  und  amtlich  zu    hinterlegen,   kömmt  es  ab,   wor- 
nach  auch  die   bisher   bestandene  Pflicht  zur  Lösung   von   Aufent- 
haltskarten  entfällt^   dasselbe   gilt   aucJi  rücksichtlich  der  Legitima- 
tions-Karten.   Nur  an  den  Gränzen  des  Reichs  unterliegen  die  Reise- 
Pässe  der  Revision  durch  die  k.  k.  (iränz-Aui'sichtsbehörde.  —  Das 
Meldungswesen  wird  in  jenen  Orten,  in  welchen  sich  k.  k.  Polizei- 
Behörden  beflnden,   von  diesen,   in   den    übrigen  Orten  unter  Auf- 
sicht und  Leitung  der  politischen  Bezirksbehörde  von  den  Gemeinde- 
Vorstehern  gehandhabt.    Doch  steht  es  den  Besitzern  vormals  herr- 
schattlicher  Gutskörper  jederzeit  frei,    ihre    Meldungen    unmittelbar 
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an  (lif  polilisclu'  Hezirkslifliiinlc  /.ii  niiielicn.  In  Städten,  in  Orten, 
wo  die  |)(iliti.s('Iie  Be/iik!-l)eliürde  ihren  »Sitz  iiiil,  dtmn  in  allen  an 
bedeutenderen  Strassenzügen  gelegenen  Ortschaften,  sowie  auch  in 
allen  in  der  Nähe  der  Hauptstadt  belindlichen  Orten,  wo  sich 
Fremde  aufzuhalten  pflegen,  endlieh  in  jenen  Orten,  wo  industrielle 
Etablissements  von  einiger  Erhebliclikeit  sieh  belinden,  haben  die 
zur  Fremden beherbergung  berechtigten  Gastwirthe  über  die  bei  ihnen 
übernachtenden  Fremden  ein  Fremdenbuch  zu  führen,  welches  von 
dem  Gemeinde-Vorsteher  paraphirt  und  stets  zur  Einsicht  der  Poli- 
zei-Organe bereit  gehalten  werden  nuiss.  Die  Meldung  des  Fremden 
hat  Seitens  des  Gastwirthes  in  der  Regel  mittelst  eines  vollständig 
ausgefüllten  Meldzetlels  und  zwar  noch  am  Tage  der  Ankunft  des 
Fremden  zu  geschehen.  An  den  vorhin  genannten  Orten  haben 
ausser  den  Gastwirthen  auch  alle  anderen  UnterstandiielH'r  die  bei 
ihnen  übernachtenden  Fremden  zu  melden.  Aehnlich  den  Frem- 
denbüchern sind  in  den  Herbergen  Herbergs-Protokolle  zu  führen. 
Dienstboten,  Gesellen  und  sonstige  Gewerbs-,  Arbeits-  und  He- 
schäftigungs- Gehilfen  und  Lehrlinge  müssen  in  allen  Orten  binnen 
längstens  drei  Tagen  nach  ihrem  Ein-  oder  Austritte  gemeldet  wer- 
den. Vagabunden  oder  sonst  verdächtigen  Leuten  darf  Niemand 
einen  Unterstand  geben. 

Seite  106,  Zeile  6  v.  u.  Statt  „in  den  westlichen  Kronländern 
(sammt  Krakau)'-''  lies  „nunmehr  in  sämmtlichen  Kronländcru". 

Seite  ITL  Statt  des  in  der  Anmerkung  5  Gesagten  ist  Fol- 
gendes zu  setzen:  In  den  Komitaten  Pest- Pills,  Pest-Solt,  Stuhl- 
weissenburg,  Gran,  Heves,  Csongräd,  Oedenburg,  Wieselburg, 
Raab,  Baranya,  Pressburg,  beiden  Neutra,  Komoru,  Neogräd, 
Abauj-Torna,  Saros  und  theilweise  Zemplin,  beiden  Biliar,  Bekes- 
Csanad  und  Arad;  in  der  ganzen  Wojwodschaft  und  dem  Temeser 
Banate  (mit  Ausnahme  des  Lugoser  Kreises);  in  den  Komitaten 
Agram,  Varasdin,  Pozega  und  Essek,  dann  in  einer  Anzahl  von 
Städten  —  sind  die  Grundbücher  bereits  angelegt  und  verlautbart. 
In  den  Komitaten  BorsofI,  Tolna,  Liptau,  Sohl,  Honth,  Gömiu- und 
Szathmar,  im  Lugoser  Kreise  und  im  Fiumaner  Komitatc  wird  eben 
die  Localisirung  vorgenommen. 

Seite  117.  Die  Behandlung  der  Winkelschreiber  wurde 
durch  die  Verordnung  des  Justiz- Ministeriums  vom  8.  .bmi  1857 
auf  eine  in  allen  Kronländern  gleichmässige  Weise  geregell. 

Seite  117.  Anmerkung  4.  entfällt.  Die  umgearbeitete  Nota- 
riats-Ordnung   hat   im    lombardisch -venezianisehen    KiMiigreiche 

\.  Czocrnig,  Oeslcrreiilis  Nougostiiihiiii;.  l.> 
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iiikI  in  Daimntien ,  wo  (Ins  Nolavials-Inslidil  niiT  dein  Code  Napoleon 
Iterulit,  keine  Anwendunü;.  Hin*)eoen  erliielf  dieselbe  neiierlielist 
im  Grossherzogtliume  Krakau,  wo  auch  ein  auf  der  IVanzösiscIien 
Gesetzgebung  beruhendes  Notariats-Institut  bestand,  in  Ungern,  der 
Wojwodseliaft  und  dem  Banate,  Kroatien-SIavonien  und  Siebenbür- 
gen Geltung  (Kaiserl.  Patent  vom  7.  Februar,  Minist.-Erlass  und  zwei 
Minist.- Verord.  \oni  16.  Februar  1858). 

Seite  121.  Auch  die  inländischen  Zeitungen  unterliegen  jetzt 
der  Stämpelgebühr. 

Seite  122.  Der  Z o  1!  e  i  n  i  g  u  n  g  s  -  V e  r t r  a  g  mit  Parma  erlosch 
mit  31.  October  1857,  hingegen  wurde  derjenige  mit  Modena,  un- 
ter Annahme  einiser  Modificationen,  erneuert. 

Seite  123.  Für  den  Verkehr  des  allgemeinen  österreichischen 
Zollgebietes  mit  dem  ausgeschlossenen  Kronlande  Dalmatien  brachte 
der  neue  Dalmatiner  Zoll-Tarif  vom  18.  Februar  1857  wesentliche 
Erleichterungen.  Solche  liegen  auch  in  der  versuchsweise  an  den 
wichtigsten  Zollämtern  des  allgemeinen  Zollgebietes  zugelassenen 
Creditirunu,  fälliger  Einfuhrzoll-Beträge. 

Der  Münzvertrag  mit  den  Zollvereinsstaaten  und  Liechten- 
stein schuf  die  abermaliize  Anerkennung  einer  ausschliesslichen  Sil- 
berwährung  für  ein  von  70  Millionen  bewohntes  Gebiet,  führte  für 
dasselbe  ein  allgemein  geltendes  Zahhnittel  ein,  stellte  die  Grund- 
sätze der  Münzaesetzgebun»,  namentlich  in  Betret!"  der  Scheide- 
münze,  für  Oesterreich,  Preussen  und  Deutschland  fest,  und  be- 
reitete eine  noch  innigere  Verschmelzung  der  drei  Münz-Systeme 
jenes  Gebietes  vor. 

Seite  127.  Der  Münzvertrag  sichert  für  den  Schluss  des 
Jahres  1858  die  völlige  Rückkehr  zur  jederzeitigen  Umwechslung 
der  Banknoten  in  vollwerthige  Silbermiinzen  zu. 

Seite  133,  Zeile  15  v.  o.  Nach  „1.  November  1853^  setze 
„mit  12'/3,  vom  I.November  1854  aber^'.  —  Zeile  16  v.  o.  Statt 
,^12*'  setze  „10''.  —  In  Ungern,  der  Wojwodschaft,  Kroatien  und 
Slavonien  sind  die  gemeindeweisen  Reclamätionen  gegen  die 
Sehätzungs-Anschläge  abgeschlossen,  die  individuellen  aber  erst  im 
Zuge.  In  Siebenbürgen  sind  auch  die  gemeindeweisen  noch  nicht 
beendet. 

Seite  137,  Zeile  4  und  3  v.  u.  Statt  („wo  selbe  .  .  .  beendet 
sind'')  setze  („wo  selbe  nur  in  den  Provinzen  Brescia  und  Sondrio  und 
in  Theilen  der  Provinzen  Lodi,  Mantua  und  Bergamo  beendet  sind"'). 

Seite  137.    Zufolge  Allerhöchster  F!ntschliessung  vom  30.  August 
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I.S5G  wurde  für  die  eliemal.s  nnurischen  LäiKkjr  und  Sieben- 
bürgen die  Lieenz-Gebülir  lür  dv.w  Ta  b;i  k-Hn  ii  /nm  eiLienen 
(Tel)rauclie  vom  Pflanznngsjahre  1857  angefangen  auf  12  kr.  für  eine 
(^uadrat-Klaffer  des  zu  liebauenden  Grundes  erhöht  ( Minist. -Erlass 
vom  9.  September  1856). 

Seite  137,  Zeile  2  und  1  v.  u.,  und  Seite  138.  Zeile  1,  2,  3  v.  o. 
Statt  (',,wo  die  Arbeiten  ....  im  Zuge  sind^')  .setze:  („wo  die  Ver- 
messung und  Grundertrags  -  Schätzung  zwar  beendet  ist,  die  ge- 
meindeweisen und  individuellen  Reclamationen  aber  nur  zum  Tlieile 
abgeschlossen  sind'*'). 

Seite  138.  In  Tirol  waren  bis  Ende  October  1857  270-3 
(Quadrat-Meilen  im  Detail  vermessen. 

Seite  138,  Zeile  6  v.  o.  Die  Worte  „im  Krakauer  Verwal- 
tungsgebiete'' haben  wegzufallen. 

In  Unuern  umfasste  die  Detail- Vermessung  bis  Ende  October 
1857  schon  241-9  Quadrat-Meilen. 

Zeile  15  —  18  v.  o.  Statt  „erst  im  Jahre  1852  ....  statlge- 
lunden  hat''  ist  zu  setzen:  „dann  im  Krakauer  Kreise  erst  im  Jahre 
1852,  in  der  Lombardie  im  Jahre  1853,  in  7.278  Gemeinden  von 
Böhmen  allmählich  1853  ~  1857  nach  jener  Reinertrags-Ermittlung 
staltgefunden  hat". 

Zeile  26  —  29  v.  o.  Die  Worte  „in  den  librigen  9  ehemaligen 
Kreisen  ....  geschieht'*  haben  wegzufallen. 

Seite  138,  Zeile  1  —  4  v.  u.  und  Seite  139,  Zeile  1  -  7  v.  o. 
Statt  „Im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ....  repartirt" 
ist  zu  setzen:  „Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wurden 
bei  Einfidirung  des  neuen  stabilen  Katasters  die  alten  Provinzial- 
Steuer-Quoten  beibehalten  und  aus  diesen  Quoten ,  dann  dem  erho- 
benen Katastral-lieinertrage  die  Steuer-Undags-Percenle  ermitteil : 
im  Jahre  1856  aber  wurde  der  Reinertrag  aller  katastrirlen  Pro- 
vinzen des  Königreichs  mit  den  Steuer-Quoten  verschmolzen,  und 
hiernach  das  gemeinschaftliche  Steuer -Percent  vom  Reinertrage  für 
das  Ordinarium  mit  28-785  festgesetzt  (wodurch  aber  keine  Uel>er- 
bürduiig  der  italienischen  Kronländer  herbeigeführt  wird,  indem  ihr 
Reinertrag  zu  jenem  der  deutsch -slavischen  dem  ^htdus  der  ange- 
wendeten Bereclunniü,  nach  sich  beiläufiü  verhält,  wie  1  :  2).  In 
jenen  Theilen  der  Lombardie,  in  welchen  iler  censo  inilanese  m 
Anwendung  steht,  ist  das  Steuer- Percent  für  das  Ordinariiim  mit 
17-7  Centesimi  vom  Scudo  des- Capitals-Werthes  festgesetzt'^ 

Seite  139.  Zeile  17  v.  o.     In    den   ungri-schen  Ländern   und  in 
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^)iel»(_'llI)ü^ii■en,  wo  das  provisoiische  Kntciött'i"  aiil"  (JnnKllagc  neuerer 
Eniiittlnuo  <rilt    hostelit  dieser  Znsehlaü;  nicht. 

Seife  140,  Zeile  10  und  11  v.  u.  Statt  ..wurde  von  18  ...  . 
sie  aber  aueli*'  setze:  ,, wurde  seit  dem  1.  November  1849  von  18 
auf  16  Pereent  als  ordentliche  Steuer  herabgesetzt,  aber  auch'-''. 

Seite  141,  Zeile  4  v.  o.    Statt  „mit  16 15'//'  setze:  .,in  den 

Orten,  wo  dieselbe  schon  vor  dem  1.  Nov.  1849  bestanden  hat,  mit 
16,  ii)  Dahnatien  mit  15-42,  in  den  Orten  des  flachen  Landes  mit  l2-\ 

Zeile  10  v.  o.  In  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  besteht  keine  abgesonderte  Gebäude- 
Steuer,  wohl  aber  werden  dort  die  Gebäude  bei  der  Grundbesteue- 
rung berücksichtigt. 

Seite  144.  Der  zweite  Tlieil  des  Stämpel  -  und  Tax-Gesetzes 
vom  27.  Januar  1840  wurde  zufolge  kaiserlicher  Verordnung  vom 
24.  Januar  1858  mit  einigen  Modificationen  auch  für  die  un2:rischen 
Länder  und  Siebenbüroen  üiltiü'  erklärt. 

Vom  1.  Januar  1858  an  wurde  iler  Zei  tungsstäm  pel 
wieder  eingeführt.  (Kaiserl.  Verord.  vom  23.  October,  Minist. - 
Verord.  vom  27.  October  und  14.  Noveml)er  1857.)  Die  zum  Cau- 
lioiiserlage  verpflichteten  periodischen  Druckschriften  des  Inlandes 
sind  nunmehr  bezüglich  des  Blattes  oder  der  Blätter,  für  welche 
die  Caution  zu  leisten  ist,  der  Stämpelabgabe  unterworfen,  wenn 
sie  täglich  oder  wenigstens  einmal  wöchentlich  erseheinen.  Die 
Stämpelgebühr  wird  von  dem  Hauptblatte  entrichtet  und  beträgt 
1  Kreuzer  von  jedem  Exemplare  desselben.  Die  ausländischen 
Zeitungen  sind  in  Absicht  auf  diese  Gebühr,  welche  dann  bei  dem 
Abonnement  von  den  Postanstalten  eingehoben  wird,  wie  die  in- 
ländischen zu  behandeln.  Ankündiiiuniis-  oder  Anzeioebiätter,  welche 

CT"  CT  O  J 

)iicht  als  Bestandtheil  einer  Zeitschrift  ausueiieben  werden,  unter- 
liegen  der  für  Zeitschriften  festgesetzten  Stämpelgebühr;  ebenso  die 
inländischen  i)eriodischen  Schriften  nicht -politischen  Inhalts,  w^elche 
Inserate  aufnehmen,  und  zwar  fiir  diejenigen  Blätter,  w^elche 
wirklich  Ankündigungen  enthalten.  Die  Stämpelgebühr  uniss,  be- 
vor der  Abdruck  der  betredenden  Schritt  erfolgt,  entrichtet  werden, 
und  der  Slämj)el  wird  daher  auf  das  noch  unbedriickt  zum  Amte 
gebrachte  Papier  aulgedruckt.  Die  Insertions- Gebühr  wurde  von 
10  Kreuzer  auf  15  Kreuzer  erhöht.  Die  Erfüllung  der  Stämpel- 
pllicht  bei  den  durch  die  Post  versendeten  inländischen  stämpel- 
pllichtigen  Druckschriften  unterliegt  einer  eigenen  Coi.trole  (Minist.- 
Verord.  vom  23.  December  1857). 
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Seite  145.  Vom  1.  November  1857  an  wurde  die  Verbrauehs- 
abgabe  für  frische  Kühen  auf  18  kr.,  für  getrocknete  auf  1  ii.  .']9  kr. 
erhöht  (Minist.- Verord.  vom  22.  September  1857). 

Seite  14G,  Zeile  4  —  7  v,  o.  Statt  ,.a)  ....  Monate"  ist  zu 
setzen:  ,.a)  den  Rübenzucker-Fabriken,  wenn  die  Verbrauchsabgabe 
den  Beti-ag  von  mindestens  jährlichen  l.(J0O  fl.  erreicht,  bezüglich 
der  ganzen,  monatlich  im  Vorhinein  zu  entrichtenden  Verbrauchs- 
abgabe, (U'f  t'it;  Dauer  von  längtens  vier  Monaten  (mit  Zulassung 
auch  einer  Solidar-SchuUlverscbreibung  von  mindestens  (1  kreditbe- 
rechtigten Fabricanten  oder  Kaufleuten  als  Bürgschaft).^  —  An- 
merkung 1.  Der  Minist.-Erlass  vom  5.  Februar  1852  wurde  be- 
zügli(;h  der  Rübenzucker-Steuer  modificirt  durch  Ministerial-Erlässe 
vom  22.  September  und  22.  December  1857. 

Seite  147,  Zeile  IB  v.  o.  Nach  den  Worten  ..Rückvergütung 
Statt^'  schalte  ein :  Da  in  diesen  Bestimmungen  12  Sacharometer- 
Grade  als  das  Minimum  der  Scala  galten,  wurde  neuerlichst  der 
Steuerbetrag  für  die  mit  nicht  mehr  als  9  Sacharometer-Graden 
angemeldeten  Bierwürzen  und  beziehunsisweise  für  die  ersten  5) 
Grade  der  stärkeren  als  Minimum  mit  'S^/\  Lire  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche,  mit  36  kr.  in  Galizien,  der  Bukowina 
und  den  unorischen  Ländern,  mit  45  kr.  in  allen  übriücn  Krön- 
ländern  festgesetzt,  und  für  jeden  weiteren  Grad  auf  33'  3  Ceute- 
simi  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche,  auf  4  kr.  ausser- 
halb desselben  erhöht.  Eine  Verdünnuna;  der  antiemeldeten  und 
erzeugten  Bierwürze  ist  nicht  gestattet  (Minist.-Erlass  vom  28.  August 
1857). 

Zeile  22  v.  o.  Die  Gebühren  des  Dazio  consnmo  nnn-ato  für 
Wein,  Halbwcin,  Essig,  Most  und  Trauben  wurden  bezüglich  aller 
geschlossenen  Städte  des  lombardisch- venezianischen  K('»nigreiches 
moditicirt  (Minist.-Erlass  vom  23.  August  1857). 

Zeile  8  v.  u.  Statt  ..Nach  demselben  werden '•'  setze  „Nach 
demselben  wurden". 

Seite  148,  Zeile  3  v.  o.  Die  Worte  „die  Erzeugung  von 
Ih-anntwein  unter  20  Eimern  steiierlrci'''  sind  zu  löschen. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  Juli  185<)  wurde 
die  Verzehrungss teuer  von  gebrannton  geistigen  Flüssigkeiten 
bei  ihrer  Erzeugung  in  Tirol,  sowie  im  lombardisch- vcnezianisclun 
Königreiche  nach  den  für  die  übrigen  Kroidämicr  liesteheiidiMi 
(Jrundsätzen  t  ingefidn-t .  und  nur  für  ilvn  rcbcrlrill  solclu-r  Flüssig- 
keiten aus  dem   Au>lande.   den  ZolliiiisschlüsKMi   ui\<\   ']v\u-\\  l'licilcn 
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des  Keiches,  wo  sie  nicht  bei  der  Erzedgung  \e^^^teuel•t  Meiden, 
den  Yerzelirunossteuei-- Zusehlau-  zu  dem  Eino-anuszolle  beibehalten 
und  auf  5  fl.  lür  den  Zoll-Centner  festgesetzt.  Die  Rectilieirung 
von  versteuertem  Branntweine  und  Branntweingeist,  so  wie  die  Be- 
reitung von  RosogHo,  Liqueur  und  anderen  mit  verschiedenen 
Stoffen  versetzten  Flüssigkeiten  aus  bereits  versteuerten  miterliegt 
jener  Verzehrungssteuer  nicht.  Hingegen  entfiel  im  lombardisch- 
venezianischen  Köniareiche  der  Dazio  consumo  von  ienen  Flüssiü- 
keiten  (Minist.-Erlässe  vom  14.  und  23.  Juh  1856). 

Statt:  ,, Hingegen  ist  ein  ...  .  bestanden^-  ist  zu  setzen:  Für 
sämmtliche  der  Verzehrungssteuer  unterworfenen  Kronländer  win*de 
dieselbe  bezüglich  der  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  wenn 
der  Alkohol-Gehalt  weniger  als  52 '4  Grad  beträgt,  für  einen  nieder- 
(»sterreichisehen  Eimer  Maischraum  mit  9 — 18  kr.,  für  eine  soma 
metrica  Maischraum  mit  80 — 160  Centesimi  festgesetzt,  je  nachdem 
Weintrebern ,  Kernobst,  Steinobst  oder  mehlige  Stoffe  angewendet 
werden.  Bei  Anwendung  der  Abfälle  von  Zucker -Raffmerien  (mit 
Ausnahme  der  Rüben-MelasseJ,  Syrup  und  anderen  concentrirten 
Flüssigkeiten  wird  der  Eimer  erzeugter  gebraniiter  Flüssigkeit  mit 
3  11. ,  die  soma  metrica  mit  15'9  Lire  versteuert  (Minist.-Erlass  vom 
4.  September  1856). 

Das  in  Dalmatien  bestandene  Bleikugel-Monopol  wurde  mit 
1.  Januar  1857  aufgehoben  (Minist.-Verord.  vom  2.  September  1856). 

Seite  150.  Der  Zolle  inigungs- Vertrag  zwischen  Oester- 
reich,  Parma  und  Modena  erlosch  am  31.  October  1857. 
Parma  erneuerte  ihn  nicht  wieder,  Modena  hingegen  setzte  durch 
den  Vertrag  vom  15.  October  1857  die  Zolleinigung  mit  Oesterreich 
fort.  Modena  führte  bei  diesem  Anlasse  für  jene  Waaren,  welche 
ausöchliessend  sein  Gebiet  in  der  Einfuhr,  Ausfuhr  oder  Durchfuhr 
berühren,  einen  eigenen  Zoll-Tarif  ein ;  Oesterreich  behielt  sich  eine 
ähnliche  Maassregel  vor.  Aus  diesem  Grunde  wurde  auch  zwischen 
dem  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  und  Modena  eine 
Zwischenzoll -Linie  errichtet,  deren  Aeinter  die  Aufgabe  erhielten, 
eine  allfällige  Zoll -Ergänzung  für  ausländische  Waaren  bei  ihrem 
Uebergange  aus  einem  Vereinsstaate  in  den  andern,  oder  jenen 
Zoll  zu  erheben,  welchen  au.snahmsweise  Erzeugnisse  der  Vereins- 
staaten selbst  im  Zwischenverkehre  zu  entrichlen  haben.  Zum 
gegenseitigen  Schutze  der  Zolleinküntte  und  der  Staats- Monopole 
wurde  ein  besonderes  Zoll-C'artel  vereinbart.  Eine  Gemeinschaft  der 
Zollerträgnissc  besteh!   nielil.    ^^'enn  der  im  Staate  der  Versendung 
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bezahlte  Zoll  <j;rüsscr  oder  geringer  isl  iils  (kr  im  Staate  des  lie- 
stirnmungsortes  in  Wirksamkeit  stehende  Zoll,  so  wird  (k'rselbe  von 
der  Regierung  des  ersteren  Staates  der  letzteren  vergütet.  Da 
ferner  der  Durchfuhrzoll  jenem  Staate  angehört,  in  dessen  Gebiete 
die  Sehlussamtshandlung  der  Durchfuhr  Statt  findet,  so  ist  in  diesem 
Falle,  \Aenn  der  Durchfuhrzoll  in  jenem  Staate  eingehoben  wurde, 
wo  die  Durchfuhr  begann,  dieser  Zoll  von  letzterem  Staate  dem 
ersteren  zu  ersetzen.  Ueber  die  Annahme  eines  gemeinschaftlichen 
Gesetzes  bezüglich  der  Punzirung  von  Gold-  und  Silberarbeiten  soll 
eine  Verständigung  erstrebt  werden.  Modena  verbleil)t  auch  ferner 
in  dem  Vertragsverhältnisse,  in  das  es  gegenüber  von  Piemont  und 
dem  deutschen  Zollvereine  durch  Anschluss  an  die  betrelfenden 
Verträge  getreten  ist,  und  erklärte  sich  auch  bereit,  dem 
LIebereinkomn)en ,  welches  Oesterreich  mit  dem  heiligen  Stuhle 
abzuschliessen  in  den  Fall  kommen  könnte,  damit  das  Ueberein- 
kommen  vom  22.  März  J838,  betretfend  die  Auflassung  der  für 
Durchfuhrwaaren  geleisteten  Sicherstellung,  auch  auf  die  Mock'ua 
vom  Kirchenstaate  scheidende  Zolllinie  ausgedehnt  werde,  endlich  den 
eventuell  zwischen  Ocfsterreich  und  dem  Zollvereine  abzuschliessen- 
den  Zolleiuiiiuni's- Vertrauen  beizutreten.  Der  Vertrau,  wurde  für  die 
Dauer  von  6  Jahren  und  2  Monaten  (für  die  Zeit  vom  1.  November 
1857  bis  Ende  December  1863j  geschlossen  und  wird  iuuiifr  nuf 
je  6  Jahre  verlängert  angesehen,  wenn  er  nicht  vor  dem  Beginne 
des  letzten  der  jeweiligen  6  Jahre  gekündigt  wird.  —  Die  Inter- 
national-Zoll-Commission,  welche  ihre  Wirksand'ieit  am  28.  Octobi'r 
1852  begonnen  hatte,  schloss  dieselbe  am  31.  Jamiar  1858. 

Seite  157,  Zeile  23  v.  o.  Die  Herabsetzung  des  Zolles  für 
Weizen  und  Weizenmehl  auf  die  Hälfte  ist  auch  für  die  Jahre 
1857—1861  zugelassen  (Minist. -Erlass  vom  20.  März  1857),  der 
Zoll  für  alles  andere  Getreide,  l'ür  Hülsenfrüchte,  Malz  und  Mais- 
Mehl  für  dieselbe  Zeit  gänzlich  nachgesehen  (Minist.- Kriass  \om 
5.  December  l85tV). 

Die  den  Militäruninzern  zuue.staiidenen  sehr  ausgedehnten  Ztill- 
Begünstigungen  und  Zollfreiheiten  wurden  auf  (Jetreide,  Hülsen- 
früchte, Reis,  Mehl  und  Mehlproducte,  i'.n.d,  Vieh,  Fleisch,  Fische, 
Roheisen,  Eisen-  und  Stahlwaaren   und  kupferne  Kessel  beschränkt. 

Die  Aufhebung  der  Zollschranken  gegen  Dalmalien  zeigte 
sich  noch  nicht  als  ausfilhrhar.  Doch  gewähiU'  der  Zoll -Tarif  vom 
18.  Februar  1857,  welcher  mit  1.  Mai  1N57  in  das  Leben  (rat, 
dem  gegenseitigen  Verkehre  jenes  Knmlandes  mii  anderen  manche 
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Erleielitoriiiigeii.  Dahin  gehört  namentlich,  dass  KaniTiat-Zueker,  (ie- 
triinke  und  Essvvaaren,  Kerzen ,  Seifen  und  andere  nicht  parfuniirte 
Fett-Fahricate,  ferner  alle  Garne,  Webe-  und  Wirkwaaren,  Klei- 
dungen und  Put'/.waaren,  Metalle,  gebrannte  Erden,  Glas  und  Glas- 
waaren  sammt  den  nicht  in  anderen  Tarifs-Abtheilungen  enthaltenen 
Fabricaten  bei  der  Einfuhr  aus  dem  allgemeinen  österreichischen 
Zollgebiete  nach  Dalmatien  nur  die  Hälfte  des  tarifmässigen  Ein- 
gangszolles entrichten ,  wenn  sie  über  eines  der  Haupt-Zollämter 
am  adriatischen  Meere  austreten,  unter  amtlichen  Verschluss  gelegt 
und  mit  einem  zollamtlichen  Ausfuhr-Declarationsschein  versehen 
sind  (Kaiserl.  Verord.  vom  18.  PVbruar,  Minist. -Erlass  vom  4.  März 
J857).  Die  Einl'uhr  auf  Losung  aus  dem  allgemeinen  österreichi- 
schen Zollgebiete  nach  Dalmatien  ist  zollfrei,  eben  so  wie  die  Aus- 
fuhr zur  Appretur  nach  jenem  Zollgebiete.  Die  Einfuhr  zur  Apjiretur 
nach  Dalmatien  und  die  Ausfuhr  aui'  Losung  von  dort  unterliegt 
ohnehin  keiner  Zollentrichtung  (Minist. -Verord.  vom  5.  Mai  1857). 

Seite  158.  Eine  andere  wesentliche  Erleichterung  des  Verkehrs 
lag  in  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  12.  Mai  185G,  welche 
versuchsweise  lür  die  Zeit  vom  L  Juli  185(j  bis  30.  Juni  1858  ge- 
stattete, dass  bei  25  Haupt- Zollämtern  bürgerlieh  unbescholtenen 
Kaufleuten,  Fabrikanten,  Transports-,  Bergwerks-  und  Agriculturs- 
Unternehmern,  welche  im  nächstvorhergehenden  Verwaltungsjahrc 
3.000  tl.  oder  mehr  an  Einfuhrzöllen  entrichtet  haben,  je  für  die 
Dauer  eines  Verwaltungsjahres  ein  unverzinslicher  viei'telj ähriger 
oder  sechsmonatlicher  Credit  bis  zur  Höhe  von  15.000  tl.  gegen 
Sicherstellung  durch  Staats-Schuldverschreibungen,  Pfandbriefe,  der 
National-Bank,  Hypotheken,  oder  Solidar-Verpflichfuug  von  wenig- 
stens sechs  Kaufleuten  oder  Fabrikanten  des  bezüglichen  Handels- 
kammer-Bezirks, jedoch  nur  für  die  eigentlichen  Einfuhrzoll-Gebühren 
eingeräumt  werde  (Kundm.  des  Finanz-Minist,  vom  20.  Mai  1856). 

Die  nach  dem  kaiserlichen  Patente  vom  1.  November  1823 
geprägten  Kupfermünzen  zu  1 ,  3  und  5  Centesimi  wurden  mit  Ende 
December  1857,  jene  zu  10  Centesimi  mit  Ende  März  1858  aus 
dem  Umlaufe  gezogen  (Minisf.-Erlässe  vom  10.  Januar  und  8.  Oc- 
tober  1857). 

Seite  159.  Als  Folge  des  in  Wien  zusammengetretenen  deut- 
schen Münz-Congresses  ist  der  Münz  vertrag  vom  24.  Januar 
1857  zu  betrachten.  Dieser  Vertrag,  welchen  Oesterreich  und 
liicchfenstein  mit  den  durch  die  allgemeine  Münz-Convention  vom 
30.  Juli  1838  unter  sich  verbundenen  Zollvereinsstaafen  abschlössen, 
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8etzl  als  ausschliessliches  Münzgewiclit  das  Zollptund  Öillier  in  der 
Schwere  von  500  Grammen  fest,  und  gestattet  dessen  Ausmünzung 
entweder  im  Dreissig-Thaler-Fusse,  welcher  für  Preussen 
(ausser  Hohenzollern),  Sachsen,  Weimar,  Alteuhurg,  Gotha,  An- 
halt, Schwarzburg,  Keuss,  Lii)i)e,  Waldeck,  Kurhessen,  Hannover, 
Braunschweig  und  Oldenburg,  oder  im  Fünfun  d  vierzi  g-Gul- 
den- Fasse,  welcher  für  Oesterreich  und  Liechtenstein,  oder  im 
Z  weiundfünfzigeinhal  b-Gulden-Fusse,  welcher  für  Süd- 
deutschland, Koburg  und  Meiningen  als  Landes-Münzfuss  eingeführt 
wird.  Ausser  den  hiernach  zulässigen  Münzen  darf  Oesterreich 
noch  ferner  sogenannte  Levanliner  (Maria -Theresia-)  Thaler  als 
Handelsniünze  ausprägen.  Zur  Vermittlung  und  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehres  bestehen  die  V  ereinsthaler,  welchen, 
so  wie  den  Thalern  der  Münz-Convention  und  des  Vierzehn-Thaler- 
Fusses,  die  gleiche  unbeschränkte  Giltigkeit  mit  den  Landesmünzen 
zukömmt.  Das  Mischungsverhältniss  der  Vereinsmünzen  wird  auf 
'/, 0  Kupfer  festgesetzt,  eine  gewisse  Höhe  der  Ausmünzuiigen  für 
jeden  Staat  bezeichnet.  Die  Scheidemünze  ist  als  solche  auf  dem 
Gepräge  zu  benennen,  ihr  Nennwerth-Verhältniss  und  die  Umlaul's- 
menge  wird  sich  innerhalb  aewisser  Gränzen  halten.  Bei  der 
groben  Münze  ist  kein  Remedium  am  Gehalte  oder  Gewichte  zu- 
lässig, die  Scheidemünze  darf  niemals  im  Werthe  heruntergesetzt, 
noch  die  Auswechslung  eines  bestimmten  Minimal-Betrages  gegen 
grobe  Münze  verweigert  werden.  Als  Vei'eins- Handelsmünzen  in 
(4old  werden  nur  die  Krone  und  die  Halb-Krone  ausgeprägt^ 
Oesterreich  darf  noch  bis  1865  Ducaten  ausmünzen.  Den  Gold- 
münzen kann  die  Eigenschaft  eines  die  landesgesetzlichc  Silber- 
*  Währung  vertretenden  Zahlmittels  nicht  beigelegt,  zu  ihrer  Annahme 
Niemand  verpflichtet  werden.  —  Das  kaiserliche  Patent  vom  19.  Sep- 
tember 1857  setzte  demgemäss  fest,  dass  in  österreichischer 
Währung  als  Landesmünzen  Stücke  von  2  IL,  1  fl.  und  '  ,  II. 
auszu])rägen  sind,  der  Gulden  in  luindert  Theile  zerfällt,  und 
Schtidenuinzen  in  Silber  zu  5  und  10,  in  Ku])fer  zu  '  ., .  1  und 
13  Hunderttheilen  bestehen  werden.  Die  Verhältnisse  dt;>^  Minizver- 
kehrs  und  die  Anwendun<r  der  neuen  Währung  auf  die  Rechtsver- 
hältnissc  sind  weitenni   Anordnungen   Ndrlxliallcii. 

Seite  1(53,  Zeile  19  v.  o.  Nach  den  Worten  „August  l85tr- 
schalte  ein:  „die  ersteren  bis  1.  Februar  1858.''  -  In  die  Ainner- 
kung  B  setze:  „Minist. -Erlass  .vom  S.  Oclober  1857." 

Seite    1(35.    Zeile    9    v.    o.      Der    Mimzvertrag    setzl    fest,   dass 
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kein  Staat  bereeliügt  sei,  Papiergeld  mit  Zwangseurs  auszugeben, 
oder  ausgeben  zu  lassen,  falls  nicht  die  jederzeitige  Umwechslung 
desselben  gegen  vollwevthige  Silbermünze  festgestellt  ist,  und  be- 
zeichnet den  1.  Januar  1859  als  die  äusserste  Frist,  binnen  welcher 
eine  noch  bestehende  Ausnahme  zu  beseitigen  ist. 

Seite  179.  Von  der  Ueberlassung  der  lombardisch -veneziani- 
sehen  Staatsbahn  an  eine  Privat-Gesellschaft  ist  auf  Seite  407  f., 
und  von  der  Ueberlassung  der  östlichen  Staatsbahn  auf  Seite  410 
die  Rede. 

Seite  200,  Zeile  11  v.  u.  Eine  Reihe  wichtiger  Aenderungen 
in  den  Bestimmungen  über  die  Waaren-Controle  brachte  verschie- 
dene Erleichterungen  für  den  Verkehr  sowohl  im  Gränzbezirke  als  auch 
im  innern  Zollgebiete  mit  sich  (Minist.-Verord.  vom  28.  A])nl  1857j. 

Zeile  9  v.  u.  Für  jene  Waaren-Transporte,  welche  auf  Eisen- 
bahnen über  Bodenbach,  Oderberg,  Szczakowa  oder  Triest  in  das 
(■)sterreichiscbe  Zollgebiet  eintreten  und  für  eine  Slation  bestimmt 
sind,  wo  sich  ein  zur  Vornahme  des  gesetzlichen  Zollverfahrens 
befugtes  Zollamt  l)efindet,  oder  in  entgegengesetzter  Richtung  über 
jene  Stationen  in  das  Ausland  versendet  werden,  ist  ein  abge- 
kürztes Zollverfahren  vorgezeichnet  (Minist.-Verord.  \om  18.  Se]> 
tember  1857). 

Seite  201,  Zeile  9  v.  o.  Nach  „5.  Februar  1852-^  schalte 
ein:  „22.  September  und  22.  December  1857),  so  wie  bei  der  Ent- 
richtung fälliger  Einfuhrzoll-Beträge  (20,  Mai  1856).'' 

Zeile  19  v.  o.  Neuerlichst  wurden  die  Preise  des  sogenannten 
Fabriksalzes  abermals  herabgesetzt  und  sogar  die  zollfreie  Einfuhr 
ausländischen  Salzes  für  chemisch-technische  Zwecke,  ialls  die  Ent- 
fernung einer  Fabriksunternehnmng  von  den  inländischen  Salzstätten 
dieses  Zugeständniss  wünschenswert!!  macht,  unter  den  nothwen- 
digen  Vorsichten   zugelassen  (Minist.-Verord.    vorn   6.  März  1857). 

Seite  209.  Um  die  Führung  von  Handlungs-Protokollen 
und  die  Rechtswirkuns:  von  Füntrasiunoen  in  dieselben  für  die  Krön- 
länder  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  (sanimt  Krakau)  und 
Bukowina  zu  regeln,  wurden  mit  den  Miuisterial-Veroriluungen 
vom  13.  April  und  16.  September  1857  sehr  umfassende  Bestim- 
mungen erlassen. 

Seite  2V.I.  Das  nied  er-()sterreichi  sc  he  Maass  und 
(iewichl  ist  jetzt  auch  in  Schlesien,  DalmahCn,  Mähren,  Küsten- 
land, Krain  und  Steiermark  als  gesetzliches  er  Ulä  it.  A'oni  I.Januar 
l<V>9    li;t(    der    nieder -österreichische  Melzeii    in    allen    Kninläiiderii 
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auch  bfiin  Kauf  und  Verkauf  von  Kolilcu  und  Kalk  al.s  da.s  allein 
goset/lielie  Maass  zu  gelten  (Minist.-Verord.  vom  i).  Februar  1858). 

In  die  Anmerkung  4  setze  noeh  weiters:  „Kais.  Verord.  noui 
15.  Juni,  14.  August,  13.  Deeember  1856,  21.  Januar  1857. 
Minist.-Erlässe  vom  1.  Juni  und  29.  August  1856  und  1.  Februar 
1857J.^' 

Seite  213.  Der  Gebrauch  nicht  einsteilender  ychnellwagen 
wurde  unbedingt  untersagt,  jener  der  einstellenden  bleibt  nur  mein- 
für den  Verkauf  im  Grossen  bei  Zustimmung  des  Käufers  gestatte! 
(Minist.-Verord.  vom  2.  März  1857). 

Seite  244.  Die  Freiheit  der  SchifHahrt  auf  der  Donau  in  Be- 
ziehung auf  den  Handel ,  sowohl  zum  Behufe  des  VS'^aaren-  als  des 
Personen- Verkehres,  wurde  durch  die  zwischen  Oesterreich,  Baiern. 
der  Türkei  und  Würtemberg  vereinbarte  Donau -Schifffahrts- 
Acte  vom  7.  November  1857  ausgesprochen.  Alle  ausschliess- 
lichen Privilegien  zur  Schitlifahrt  auf  der  Donau,  so  wie  alle  derlei 
Begünstigungen  im  Schilffahrtsbetriebe,  welche  Gesellschaften  oder 
Körperschaften  irgend  einer  Art  oder  einzelnen  Personen  bisher 
zugestanden  waren  (mit  Ausnahme  der  auf  die  F'ähren  und  andere 
bloss  zur  Ueberfahrt  von  einem  Ufer  zu  dem  gegenüber  liegenden 
bestimmten  Anstalten)  und  alle  bisher  an  der  Donau  etwa  bestan- 
denen Zwangsrechte  wurden  als  aufgehoben  erklärt.  Der  Betrieb 
der  Scliitrfahrt  aus  dem  offenen  Meere  nach  jedem  J^andungsplat/.e 
der  Donau  und  von  jedem  solchen  in  das  offene  Meer  steht  di  n 
Schiffen  aller  Nationen  frei  und  sollen  hierbei  alle  Schiile  in  jeder 
Beziehung  auf  dem  Fusse  einer  vollständiuen  (Jleichheit  behandelt 
werden.  Der  Betrieb  der  eigentlichen  FlussschillVahrl .  welche 
■zwischen  den  Landungsplätzen  der  Donau,  ohne  das  offene  Meer 
zu  berühren,  stattfindet,  ist  den  Schiffen  der  Uferländer  dieses 
Stromes  vorbehalten.  Jedem  Schifffahrts- Unternehmer  des  einen 
Uferlandes  ist  in  dem  Gebiete  des  andern  die  Aufstellung  von 
Schiffs-Agenten  an  den  Uferplätzen  des  Stromes,  die  Einrichtung  der 
für  die  Unternehmung  erforderlichen  Etablissements  ui.d  die  mit  den 
Landesangeh()rigen  gleiche  Benufzung  di'r  (»flcntlichen  SchillValirth- 
Anstalten,  wie  Landungsplätze  u.  s.  w.,  gestattet.  Alle  Vorfheile. 
welche  in  einem  Uferlande  den  Schiffen  irgend  einer  Nali(»n  in 
Bezug  auf  die  Donau-Schifffahrt  eingeräumt  wenlen ,  sollen  !Uifli 
jenen  sämmllicher  Uferländer  eingeräumt  sein.  Die  einem  l.in- 
zelnen  oder  einer  GesellscliaH  zu  \crleihende  Berechtigung  /um 
fietriebe    der  Fluss- ScIiilVfahrl    niJKelsl    Danipfltooten    wird   von  den 
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hetretrenden  Regierungen  der  Uferländer  in  der  Form  einer  besun- 
dern  C'oncession  ertheilt,  weiche  der  Ausfertigung  des  vorgesclirie- 
bencn  Scliiffs-Patentes  vorauszugelien  hat.  Zur  Wahrung  der  ötVenl- 
lichen  Sicherheit  auf  der  Donau  verpflichten  sich  die  contrahirenden 
Regierungen  alle  geeigneten  Maassregeln  zu  ti-effen,  um  durch  vor- 
läufige Proben  constatiren  zu  lassen,  dass  die  Maschinen  und 
Dampfkessel  aller  Dampfboote,  welchen  sie  die  zum  Betriebe  der 
Flussschifffahrt  erforderlichen  Legitimationen  gewähren ,  die  aus- 
reichenden Garantien  gegen  jede  Gefahr  darbieten ,  und  mit  allem 
Nachdrucke  dafür  zu  sorgen,  dass  die  besagten  Maschinen  und 
Dampfkessel,  so  wie  das  übrige  Zubehör  jederzeit  in  gutem  Zu- 
stande erhalten,  ingleichen  dass  nur  solche  Schiffsführer.  Maschi- 
nisten und  Schiffsleute  zum  Dienste  auf  diesen  Dampfbooten  zuge- 
lassen werden,  welche  alle  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit 
erforderlichen  persönlichen  Eigenschaften  besitzen.  Es  soll  auf  der 
Donau  keine  Gebühr,  welche  sich  einzig  und  allein 'auf  die  That- 
sache  der  Beschitfung  des  Flusses  gründet,  noch  irgend  eine  Ab- 
gabe von  den  Waaren  erhoben  werden,  die  sich  am  Bord  der 
Schiffe  befinden.  Unter  diesen  aufgehobenen  Abgaben  sind  die 
eigentlichen  Ein-,  Aus-  und  Durchgangs-Abgabeu,  die  Verbrauchs- 
abgaben und  die  Gebühren  für  die  Benützung  gewisser  öffentlicher 
Anstalten  nicht  begriffen.  Schifffahrts-Abgaben  können  zur  Deckung 
der  von  der  europäischen  Commission  zur  Sicherung  und  Erleich- 
terung der  Schilll'ahrt  an  den  Donau-Mündungen  in  Gemässheit  des 
Pariser  Tractates  vom  30.  März  185G  angeordneten  Auslagen  für 
Arbeiten  und  bleibende  Anstalten,  so  wie  zur  Deckung  der  Aus- 
lasen für  andere  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Schilfbarkeit 
der  Donau  bezweckende  Arl)eiten,  welche  die  Uferstaaten-Commis- 
sion  für  noth wendig  erkennt,  erhoben  werden.  Innerhalb  der  Ge- 
biete der  einzelnen  Uferländer  sollen  einer  oder  mehrere  Häfen 
bestimmt  werden,  welche  als  freie  Niederlagsorte  für  die  Waaren 
aller  Nationen  zu  dienen  haben.  Die  Vorschriften  für  die  Quaran- 
taine- Anstalten  dürfen  die  ScliiflTahrt  unnöthigerweise  nicht  be- 
hindern. ^^'enn  während  der  Dauer  von  12  Monaten  weder  in  der 
europäischen  Türkei  noch  in  den  übrigen  Uferländern  der  \  erdacht 
einer  Pestkrankheit  vorhanden  ist ,  sollen  die  Schiffe  keiner  Qua- 
rantaine- Maassregel  unterzogen  werden.  Jede  Regierung  wird  an 
den  geeigneten  Stellen  für  einen  geh('>rig  organisirten  Lootsendienst 
sorgen.  Die  Feststellung  der  Schilfl'alnts-  und  Strom-Polizei-Regle- 
ments    behalten    sich    die    Regierungen     \or.    so    wie    sich    fliese 
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verpflichten,  jede  für  ihren  Theil,  die  von  der  Urershialen-Coinniis- 
.sion  als  nothwendig  zu  erkennenden  Arheitt-n  aiif^luliren  zu  la.'^.seii. 
Strom-  und  Uferbauten,  welche  der  SchiflLarkeit  der  Donau  nach- 
Iheilig-  werden  könnten,  sind  nicht  gestattet.  An  alk'n  geeigneten 
Orten  werden  Pegel  errichtet  wei-den  luul  regelmässige  Beobach- 
tungen des  Wasserstandes  stattfinden.  Die  Schiiriahrts-Acte,  über 
deren  Ausführung  die  permanente  Üferstaaten-Commission  zu  wachen 
iiat,  trat  mit  dem  1.  Januar  1858  in  Kraft,  lieber  den  ^'oIlzu^ 
derselben,  so  wie  über  die  Erlangung  der  österreichisciien  Legiti- 
mationen zur  FlussschiflTahrt  oder  Flösserei  auf  der  Donau  wurden 
durcli  die  beiden  Ministerial- Verordnungen  vom  29.  Januar  1858 
die  nothwendigen  Bestimmungen  erlassen. 

Seite  260.  Was  in  Beziehung  auf  die  gänzhche  Beseitigung 
des  Zwangs-Curses  der  Münzvertrag  stipulirt  hat,  wurde  bereits  auf 
S.  706,  713  f.  bemerkt. 

Seite  295.     Ohne  in    das   Detail   der   Gebarung   der   National- 
Bank  für  die  Jahie  1856  und  1857   einzugehen,  möge  es  hier  ge- 
nügen,   den    Stand   der    österreichischen    National-Ba  nk 
am  30.  März  1858  nachzuweisen.     Dersell)e  war  folgender: 
1.  Activa. 
Klingende     Münze     und  ii.  kr.     ^  n.  kr. 

Barren 95,971.456     547,  f 

,,      .  r^    I  I        •  >  103,201.056     25V, 

Hamburger  Darlehen   m  ■  (         '  * 

Silberbarren.     .     .     .       7,229.599    31      ) 
Escomptirte  Effecten  j 

bei  der  Bank  zu  Wien     45,736.194     W,A    66,240.074      37^ 
bei  den  Bank-Filialen     20,503.880    23      ) 
Vorschüsse  gegen  deponirte  inländische  Staats- 
papiere  71,360.000      - 

Vorschüsse  bei  den  Filial-Leihanstalten     .     .     10,945.500      — 

Darlehen  gegen  Hypotheken 19,220.838       8 

Darlehen  vom  Staate  garantirt 1,043.800      — 

Fundirte  Staatsschuld   für  tlie  Einlösung   des 

Wiener-Währung-Papiergeldes      ....    52,787.204      18% 
Die  durch  Vertrag  vom  18.  October  1855  ge- 
regelte, auf  Staatsgütern  h>pothecirte  Schuld   149,0(»0.(KK» 
Bestand  des  Reservefondes  in  Staatspapieren     10,361.558      31 
Bestand    des  Pensionslöndes   in  Bank-Actien        1,117.122       16 
Werth  der  Bankgebäude  un.d  anderer  Activii^    18,7 19.3!>(i       16 

.Summe     503,996.550      32% 
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'2.  l'ii.ssiva.  ,, 

1'.  kl'. 

F^nnknotcmimlnuf 377,038.n0*i  -- 

riaiKlhriefc  im  UmlniiCc 10,624.100  — 

Reservefond 10,361.588  17  V, 

Peiisionsfond " 1,115.996  48 

ünbeliobene    Di\idendeii,    einzul()sende   An- 
weisungen, Saldi,  laufende  Rechnungen   .  1,672.408  27 
Bankfond \     .  103,183.900  — 

Summe     503,996.550      32V. 

Das  Verhältniss  des  ßaarfondes  zum  Notemimlauf  stellt  sich 
wie  1  :  3.65.  Am  28.  März  1848  beliefen  sich  die  Geschäftsergeb- 
nisse der  National-Bank  auf  230,871.745  fl.  3OV4  kr.  (sonach  weniger 
als  die  Hälfte  gegen  1858),  die  bankmässig  ausgeprägte  Conventions- 
Münze  auf  53,155.185  fl.  34  V4  kr.  (ungefilhr  die  Hälfte  gegen  1858), 
den  Banknotenumlauf  auf  198,392.665  fl.  (fast  die  Hälfte  gegen 
1858),  der  Bankfond  auf  30,372.600  fl.  (der  dritte  Theil  vom  Bank- 
fonde  1858).  Das  Verhältniss  des  Baarfonds  zum  Noten-Umläufe 
ist  fast  das  gleiche  mit  dem  Jahre  1847  und  da  sich  alle  anderen 
Beziehungen  der  Bank  so  äusserst  günstig  gestaltet  haben,  wird 
der  geregelte  Gang  des  Geld  Verkehrs,  wie  ihn  der  Münzvertrag 
stiy)ulirt,  in  naher  Zukunft  leicht  hergestellt  sein.  Die  sehr  be- 
trächtliche Unterstützung,  welche  die  österreichische  Nalional-Bank 
dem  ersten  Handelsplatze  Deutschlands  auf  dem  Höhepuncte  einer 
verhängnissvollen  Krise  zu  Theil  werden  Hess,  hat  der  hohen  Be- 
deutsamkeit dieses  Instituts  auch  ausserhalb  des  Kaiserstaates  ein 
neues,  wichtiges  Moment  beiuefü2,t. 

Seite  306.  Die  Thätigkeit  der  k.  k.  pri  vilegirten  österrei- 
chischen Credits-Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe  machte 
in  den  Jahren  1856  und  1857  nach  vielfachen  Richtungen  hin  einen 
erfolgreichen  Elinfluss  geltend.  In  erster  Linie  ist  hier  die  Unter- 
stützung zu  erwähnen,  welche  diese  Anstalt  in  richtiger  Würdigung 
der  Productions-  und  Verkehrs- Verhältnisse  industriellen  Unterneh- 
mungen (Eisenbahn-  und  I)am])lschifirahrts -  Gesellschaften ,  Baum- 
wollspinnern, Rül)enzucker-Fal)rikanten  und  anderen)  gewährt, 
nulem  sie  theils  durch  Vorschüsse  deren  Gründimg  und  Betrieb 
erm(>glichte ,  theils  für  Rechnung  derselben  ein  Anlehen  im  Betrage 
von  40  Millionen  Gulden  im  Anfange  des  Jahres  1858  zu  Stande 
brachte.  Das  erst  im  April  185G  aufgenommene  Bankgeschäft  hatte 
im    Jiihre    1857    schon    einen    Geschäftsumsatz    von    386   Millionen 
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Unlden  iiiil/uweisen;  (k-r  Kiiiiinni^  ;ni  inläiidisflu'ii  W'ci-li.sclii  iinilassl»' 
144  Millionen;  das  Ac'0t'])ta(i()n8-Crt'dilüc.sfhärt  wnrde  auf  57  Mil- 
lionen ausgedehnt;  der  Umsatz  in  ausländisclien  Wechseln  heliel" 
sieh  auf  nahezu  i2'2  Millionen;  der  Umsatz  des  Vorschussgeschäfles 
hetruu'  bei  Effecten  64,  bei  Waaren  4'/,  Million.  Im  Allüemeinen 
zeigte  sich  im  genannten  Jahre  bei  der  Anstalt  in  Wien  sowohl, 
als  bei  den  Filialen  zu  Pest,  Prag,  Brunn  und  Kronstadt  die  ge- 
sammte  Kassabewegung  mit  der  Summe  von  325,()84.()UÜ  tl. 

Seite  320.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  endlich  die  Ausdeh- 
nung des  in  anderen  Kronländern  bereits  bestehenden  Expropriations- 
Verfahrens  zum  Behufe  öffentlicher  Strassenbauten  auf  Ungern, 
Kroatien -Slavonien,  Wojwodschaft,  Banat  und  Siebenbürgen. 

Seite  333.  Um  das  Expropriations- Verfahren  für  Strassen- 
bauten in  den  ungrisehen  Ländern  und  Siebenbürgen  zu  regeln,  wird 
bei  erwiesenen  öffentlichen  Rücksichten  auch  hier  gestattet,  die 
Eigenthumsabtretung  oder  zeitweilige  Ueberlassung  von  Grund- 
stücken, Schottergruben  oder  Steinbrüchen  zu  obigem  Zwecke  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Das  Expropriations-Erkenntnis  steht  der  po- 
litischen Landesstelle  zu,  welche  die  Entschädigungs-Summe  durch 
Schälzmänner  feststellen  lässt;  den  Parteien,  die  sich  hiermit  nicht 
zufrieden  stellen ,  ist  der  Rechtsweg  vorbehalten.  Nur  die  Aushe- 
bung von  Schotter  aus  Privat-Gewässern  findet  ohne  Enlgelt  Statt, 
so  weit  dadurch  den  Ufern,  dem  Rinnsaale  und  der  Fischerei  kein 
Nachtheil  zugefügt  wird  (Minist.-Verord.  vom  21.  April  1857). 

Seite  348.  Durch  Verordnung  des  Handels -Ministeriums  vom 
14.  März  1858  wurde  für  die  Theiss  eine  Dammordnung  er- 
lassen. Dieser  zufolge  wird,  sobald  in  einem  Baubezirke  ein  Damm 
oder  eine  Dammstrecke  vollends  hergestellt  ist,  der  Danuii  oder  die 
Strecke  der  CoUaudirung  unterzogen,  welche  unter  Leitung  der 
einschlägigen  Komitats-  (Kreis-)  Beh()rde  durch  einen  abzuordnenden 
technischen  Collaudirungs-Commissär  unter  Beiziehung  der  Bauleitung 
und  eines  Mitgliedes  des  Vereins-Ausschusses  Statt  findet.  Dos  zur 
Besorgung  der  Conservation  nöthige  Personale,  sowie  die  niUliigen 
Conservations-Erfordernisse  werden  von  dem  Vereine  bestellt.  Jeder 
Damm  wird  in  angemessene  Strecken  abgetheilt  und  liir  jede  Strecke, 
die  nicht  länger  sein  darf,  als  eine  Meile,  wird  ein  Dauun-.Vulseher 
aufgestellt,  welchem  der  Vereins-Ingenieur  vorgesetzt  ist.  Längs 
der  Theiss  von  Tisza-Ujlak  bis  zu  ihrer  Eiiunündung  in  die  Donau 
werden  Pegel  errichtet.  Bei  Hochwassern  sind  die  unverzüglichen 
Anzeigen    an    die    einschlägigen    politischen    Behrirden    imd    an    das 
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Se('ti(tns-Baiuuiit  /n  niaclieii,  wek-lic  mit  den  Bau-Vereinen  die  er- 
torderlielien  Maassregeln  in  A^ollzng  setzen. 

Zur  Seite  363  bis  447  das  Eisenbahnwesen  betreffend: 
In  dem  Stande  der  Eisenbalmen  sind  bis  zum  1.  April  1858  folgende 
Veränderungen  eingetreten. 

Die  Concession  der  galizi.st-hen  Carl-Liid\vio;-Biilni  ist  mit  Aller- 
böcbster  Entsehliessung  vom  21.  März  1858  moditicirt  worden.  Dieser 
Moditieation  zufolge  erhält  die  Gesellschalt  die  Concession  für  die 
Strecke  von  Krakaii  bis  Lemberg,  deren  Ausbau  bis  zum  Jahr  1863 
vollendet  sein  muss;  für  den  weiteren  Bau  nach  Brod}'  und  Czernowitz 
bleibt  ihr  das  Voi'recht  in  Erlangung  der  Concession  vorbehalten.  Die 
bereits  vollendete  Strecke  von  Krakau  bis  Debica  sammt  Zweigbah- 
nen (16  Meilen)  und  die  der  Vollendung  nahe  Strtcke  von  Debica 
bis  Kzeszow  (6  Meilen)  wird  von  der  Staatsverwaltung  an  die  Ge- 
sellschaft überlassen,  welche  die  Strecke  nach  Rzeszow  zu  vollen- 
den und  jene  von  da  an  bis  Lemberg  (25  Meilen)  zu  erbauen  hat. 
Hierfür  genügt  ein  Caj)ital  von  15  Millionen  Gulden,  wornach  das 
fridter  mit  40  Millionen  Gulden  ausgemittelte  Anlage -Capital  auf 
drei  Achtel  reducirt  wird.  Auf  diese  15  Millionen  sind  10  Percent 
einzuzahlen,  doch  werden  im  Laufe  des  Jahres  1858  noch  keine 
Actien  ausoegeben.  Die  mit  13  Millionen  festoestellten  vom  Staate 
bisher  bestrittenen  Baukosten  hat  die  Gesellschaft  nach  Vollendung 
der  Bahn  bis  Lemberg  (d.  i.  vom  Jahr  1863  an)  in  zehn  jährlichen 
Raten  zurückzuzahlen.  Bis  Ende  1862  zahlt  die  Gesellschall  keine, 
von  da  an  von  dem  jeweilig  noch  nicht  getilgten  Capitale  3  Percent 
Zinsen,  wohl  tritt  aber  die  Gesellschaft  schon  jetzt  in  den  Besitz, 
die  Verwaltung  und  Nutznicssung  der  ganzen  Bahn. 

Da  die  Linz-Gmundner  Eisenbahn  in  der  Strecke  von  Linz  bis 
Lambach  mit  der  von  Linz  nach  Salzburg  führenden  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  collidirte,  so  wurde  schon  bei  der  Ertheilung  der  Concession 
an  letztere  vorgesehen,  dass  dieselbe  mit  der  ersten  östirreichischen 
Eisenbahn-Gesellschaft  diessfalls  ein  Uebereinkommen  zu  tretlien,  in- 
soferne  aber  dieses  nicht  zu  Stande  käme,  sich  den)  bezüglichen 
Ausspruche  der  Ministerien  des  Handels,  des  Innern  und  der  Fi- 
nanzen zu  unterwerfen  l.ätte.  Da  ein  solches  Uebereinkommen 
nicht  erzielt  werden  konnte,  so  erfolgte  unterm  21.  Juni  1857  der 
(unterm  18.  December  1857  Allerhöchst  genehmigte)  Ausspruch  der 
erwähnten  Ministerlen,  welcher  auch  von  der  anderen  Partei  ange- 
nommen wurde,  folgenden  Inhalts.  Das  gesammte  Eigenthum  der 
ersten  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaft  geht  an  die  Kaiserin- 
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Elisabetli-Gesell.seliaft  iibt'V  und  wird  \(jii  dcTsclIiL-ii  in  (.Ici"  Wc-i.-^L-  ein- 
gelöst, dass  den  Eigen thümern  der  18.150  Stück  Actien  der  ersten 
österreieliisehen  Eisenbahn-Gesellseliaft  (a  250  II.  per  Actie)  der  No- 
minal-Betrag  derselben  in  Prioritäts-Oljligationen,  letztere  zu  90  Per- 
cent berechnet,  ausbezahlt  wird.  Diese  Obligationen  sind  mit  5  Percent 
verzinslieli,  und  Cis  wird  davon,  vier  Jahre  nach  erfolgtem  Aus- 
tausche beginnend,  alljährlich  der  zehnte  Theil  im  Wege  der  Ver- 
losung baar  zurückbezahlt.  Die  Keclite  und  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  gehen  mit  1.  Januar  1857  auf  die  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahngesellschaft  über,  welche  auch  den  Rest  der  Prioritäts-Schuld 
der  ersteren  Gesellschaft  (im  Betrage  von  196.000  fl.)  übernin)mt.  Die 
Kaiserin-Elisabeth-Bahnuescllschaft  kann  die  beiden  übernonunenen 
Bahnen  Linz-Budweis  und  Linz-Gmunden  in  der  bisherigen  Weise 
verwalten;  sie  kann  aber  auch  die  der  Hauptbahn  parallel  laufende 
Strecke  der  Linz-Gmundner  Bahn  mit  derselben  vereinigen  und 
nur  die  Hauptbahn  betreiben.  Die  Privilegien  der  bestandenen  beiden 
Bahnen  werden  der  Gesellschaft  auf  die  Dauer  des  Privilegiums 
der  Hauptbahn  erstreckt.  Letztere  wird  bis  1<S74  auf  der  Linz- 
Budweiser  Strecke  eine  Locomotiv-Bahn  nach  dem  System  der  Haupt- 
bahn herstellen,  welche  auf  die  Dauer  des  Privilegiums  der  Haupt- 
bahn concessionirt  werden  wird.  Die  Staats-Garantie  der  Hauptbahn 
wird  auf  die  zur  Einlösung  der  beiden  Bahnen  hinausgegebenen 
Prioritäts-Obligationen  ausgedehnt,  sowie  auch  der  Kai.serin-Elisabeth- 
Balm  in  Betreß'des  Salz-Transportes  und  Salz-Credites,  wolür  die  erste 
Eisenbahn-Gesellschaft  gewisse  Begünstigungen  hatte,  die  billigste 
Berücksichtigung  des  Finanz-Ministeriums  zuuebicherl.  Durch  dieses 
bereits  in  Kraft  getretene  Uebereinkommen  entfällt  nunmehr  die 
erste  österreichische  Eisenbahn-Gesellschaft  aus  der  Reihe  der  öster- 
reichischen Balmgesellschaften  und  es  vergrössert  sich  die  Linie 
der  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  um  die  beiden  (zusammen  2(i  Meilen 
langen)  Bahnen  von  Linz  nach  Budweis  und  nach  (inumden. 

In  Folge  des  Uel)ereinkommens,  welches  die  Theiss-lüduigesell- 
schaft  mit  der  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft  in  Betrell 
des  Ueberganges  der  Strecke  Czegled-Szolnok  von  letzlerer  an 
erstere  geschlossen  hatte,  entfällt  nunmehr  die  in  der  Allerlir>chslen 
Concession  derTheiss-Bahn  begrillen  gewesenen  Strecke  von  Pest  nach 
Miskolcz,  und  es  beschräid<eu  sich  die  von  letzterer  Ciesellschafl 
zu  betreibenden  Linien  auf  jene  von  Czegled  iT.eh  Debreezin,  von 
Püspök-Ladany  nach  Grosswardcin,  von  Szolnok  nach  Ara<l.  von 
Debreczin  über  Tokaj  nach  Miskolcz  und  von  Miskolc/  naeli  Kas.liau 

V.  Czooriiiü.  OpstcnTifli's  Ncugpslalliiiig.  U\ 
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in  der  GL'^^anlllltlä^ge  von  7(5  Meilen.  Die  galizisclie  C'nrl-Ludwigs- 
Gesellsehaft  bescliräiikl  sich  (wie  erwähnt)  auf  die  Haupthnie  von 
Krakau  nach  Lemberg  (47  Meilen),  die  böhniische  Westhahn- 
Gesellschaft  vorläufig  auf  den  Ausbau  der  Strecke  Prag-Pilsen-Furth 
( b(')hnüsclio  Gräuzc),  sowie  die  Kärntbner  Bahn  auf  die  Haupllinic 
Marburg -Villach  und  deren  Verlängerung  nach  Brixen.  Dagegen 
hat  sich  die  lombardisch-venezianischc  Eisenbahn-Gesellschaft  verbind- 
lich gemacht,  den  Ausbau  des  ihr  concessionirten  Eisenbahnnetzes 
tJadurch  zu  beschleunigen,  dass  sie  die  Strecke  von  Mailand  nach 
Piacenza  binnen  zwei  Jahren  und  die  Flügel  bahn  derselben  von 
Melegnano  nach  Pavia .  dann  die  Strecke  von  Bergamo  nach  Lecco 
binnen  drei  Jahren  falirbar  herstellt.  Da  diese  Gesellschaft  zugleich  die 
Concession  für  die  italienische  Central-Bahn  (von  Piacenza  bis  Pistqja) 
hat,  so  beschloss  sie  zur  Gewinnung  eines  geeigneten  Ausgangs- 
punctes  die  Bahnstrecke  von  Pistoja  nach  Florenz  an  sich  zu  brin- 
gen, was  auch  bereits  erfolgt  ist. 

Um  den  Geldmarkt  vor  Ueberfüllung  mit  Eisenbahn-Actien  zu 
bewahren,  zugleich  aber  den  Weiterbau  der  in  der  Anlage  begrif- 
fenen Eisenbahnen  sicher  zu  stellen,  wurden  mehrfache  Maassregeln 
in  das  Werk  gesetzt.  Es  wurde  die  Vorkehrung  getroffen,  dass 
für  die  bereits  AUerhöclist  concessionirten  Bahnen,  welche  noch 
keine  Actien  ausgegeben  hatten,  während  des  Jahres  J858  keine 
Ausgabe  von  Actien  erfolgt;  dahin  gehören  die  galizische  Carl- 
Ludwigs-Bahn,  die  Kärntbner  Bahn,  die  kroatische  Bahn.  Die 
Kärntbner  Bahngesellschait  wurde  jedoch  durch  ein  von  der  Cre- 
dits-Anstalt  bewilligtes  Anlehen  von  drei  Millionen  (julden  in  den 
Stand  gesetzt,  den  Bau  ihrer  Bahn  im  Jahre  1857  zu  beginnen  und 
im  Jahre  1858  fortzusetzen.  Hinsichtlich  mehrerer  anderer  im  Baue 
begrilfenen  Bahnen  wurde  das  Actien-Capital  einstweilen  vermindert 
und  das  Mittel  gefunden,  den  Bau  fortzusetzen,  ohne  dass  im  Jahre 
1858  eine  weitere  Einzahlung  gefordert  würde.  Die  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahniiesellschalt  zog  kraft  eines  in  der  General-Verj^amm- 
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lang  vom  15.  Mai  1857  gefassten  und  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschlusses  Actien  im  Betrage  von  15  Millionen  Gulden, 
worauf  4,500.000  fl.  eingezahlt  gewesen,  vor  der  Hand  aus  dem 
Umlaufe,  so  dass  demgemäss  das  circulirende  Actien-Capital  noch 
50  Millionen  Gulden  betrug.  Durch  eine  ähnliche  Maassregel  ver- 
minderte die  Aussig -Teplitzer  Bahn  ihr  ursprünglich  auf  drei  Mil- 
lionen festgesetztes  Actien-Capital  mittelst  Beschlusses  der  General- 
Versamndung  vom   18.  März  1858  auf  zwei  Millionen  Gulden,  mit 
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dem    Vorbehalli',    die    noch    ielilciide    Milliuu    durcli    Aiibgalje    \()ii 
Prioritäts-Obliiiationcn  zu  decken. 

Neuerlich  nher  ward  eine  Credi'.-Operation  ausgeführt,  \\elclu' 
dahin  abzielt,  mehreren  Bahnen  die  zum  Baue  während  des  .hdii-es 
1858  erforderlichen  Geldmittel  mittelst  Aufnahme  von  Anlehen 
zu  liefern.  Die  Cn  dit-Gesellschaft  erhielt  die  Allerh()chste  Geneh- 
migung zur  Emitürung  eines  unverzinsliclien  Lotterie- Aidehens 
von  40  Millionen  Gulden  Bank-Valuta  (gleich  42  Millionen  Gulden 
der  neuen  österreichischen  Währung),  wogegen  sie  sich  ver- 
pflichtete, der  Kaiserin-EHsabeth-Bahngesellschaft  ein  in  drei  Ter- 
minen (am  1.  Juni,  1.  September  1858  und  1.  Februar  1859j 
fälliges  Anlehen  von  15  Millionen  dulden  Bank-Valuta,  der  Tbeiss- 
Bahngesellschaft  ein  ebenfalls  in  drei  Terminen  (1.  März,  1.  Juli. 
1.  October  1858)  fälliges  Anlehen  von  gleichem  Betrage  zu  gewäh- 
ren. Daaeaen  reduciren  die  genannten  (Tesellschaften  ihr  im  Um- 
laufe  befindliches  Actien- Capital,  und  z\^•ar  jene  der  Kaiserin  Eli- 
sabeth-Bahn auf  30  Millionen  und  jene  der  Theiss-Balmgesellschaft 
auf  24  Millionen,  zu  welchem  das  neue  Anlehen,  eine  Prioritäts- 
Schuld  bildend,  hinzukömmt,  welche  letztere  sammt  Zinsen  durch 
eine  Annuität  von  (iG  Jahren  getilgt  werden  soll.  Die  Reduction 
erfolgt  in  der  Art,  dass  für  je  fünf  Actien,  worauf  30  Percent  ein- 
gezahlt worden  waren,  drei  Actien  mit  eiuer  Einzahlung  von 
50  Percent  hinausgegeben  werden.  Ferner  erhält  die  süd-nord- 
deutsche  Verbindungsbahn-Gesellschaft  von  der  Credit-Anslalt  die 
Zusicherung  eines  Anlehens  von  drei  Millionen  Gulden  (wt-lche  zu 
dem  Actien -Capitale  von  15  Millionen  Gulden  das  von  der  Staats- 
Verwaltung  garantirte  Gesammtanlage- Cajntal  von  18  Millionen 
Gulden  ausmacht)  und  es  wurde  von  der  gedachten  Anstalt  der 
Aussig-Teplitzer  Bahn  auf  die  von  ün-  zu  emittirenden  Prioritätt-- 
Obligationen  von  1  Million  Gulden  eine  Belehnung  von  85  Percent 
gegen  Rückzahlung  in  bestiumiten  Terminen  gewährt.  Endlich  ward 
auf  Grundlage  der  erwähnten  Credits-(-)peration  auch  der  Gesellschaft 
des  österreichischen  Lloyd  ein  Anlehen  von  0  iAIillionen  Gtdden 
(theilweise  zur  Bedeckung  eines  bereits  fridier  gemachten  .Vnlehcns 
von  4  Millionen  Gulden)  von  der  Credits-Anstalt  zugestandi'n. 

Damit  im  Zusammenhange  stand  die  Maassregel,  dass  die 
Actien-Gesellscbaften,  welche  die  AUerhiichste  Goncession  auf  aus- 
gedehntere Bahnlinien  erhalten  hatten,  ennäehtigt  wurden,  ihr 
Actien-Capital  vorläulig  den  zunächst  zur  Auslühnuig  beabsiehligten 
Linien  anzupassen,  woniach  "die  galizische  Garl-Ludwigs-Bahn.  wie 
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bereits  erwähnt,  ilir  Actien- Capital  für  die  zu  vollentlemle  Halm 
von  KraUau  bis  Lern herg  auf  15  Millionen,  die  Theiss-Bahn  für  die 
Linie  Czegled-Debreczin ,  Tokay-Miskolcz-Kasehau  nebst  den  Fliioel- 
l)alinen  Piisp(')k-Ladanv-Gross\vardein  und  Szolnok-Arad  auf  4(J  Mil- 
lionen, die  b()hmisel)e  West-Bahn  für  die  Bahn  von  Prag  über 
Pilsen  nach  Fürth  auf  30  Millionen,  die  Kärnthner  Bahn  für  die 
Linie  Marburg-Villaeh-Brixen  auf  40  Millionen,  die  kroatische  Bahn 
für  die  Strecke  Steinbrück- Agrani  auf  10  Millionen  Gulden  festge- 
setzt hat. 

Es  beträgt  demnach  das  gegenwärtig  fest oest eilte  Actien-  und 
Gesanimtanlage- Capital  der  erwähnten  Bahngesellschaften  nach- 
stehende Summen  und  zwar: 

Actk'ii-  Gesaiiiiiit;iiil;ii.'C'- 

Cupital.  Capital. 

Kaiserin-Elisabeth-Bahn    ....  30  Mill.  Guld.  45  Mill.  Guld. 

Theiss-Bahn '^^  ■•  ■■  ^^'  r 

Galizische  Carl-Ludwigs-Bahn  .     .  —  „  ..  15  ,.         ,. 

Böhmische  Westbahn       ....  —  ..  ,.  30  .. 

Kärnthner  Bahn —  ..  ..  40  „         ,, 

Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  15  ..  ..  18  ,,         ,. 

Aussig-Teplitzer  Bahn      ....  2  ..  .,  '  ^  ,. 

Hierzu  konmien  noch  die  Actien  im  Betrag  von  15  Millionen 
Gulden,  welche  die  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  vorläufig  aus  dem  Um- 
laufe gezogen  hat,  welche  aber  noch  immer  ein  Eigenthum  der 
Gesellschaft  bilden  und  bei  fortschreitendem  Baue  nach  Eribrder- 
niss  in  Folge  neuerlichen  Beschlusses  zur  Ausgabe  gelangen  können. 
Die  Veränderungen,  welche  hierdurch  in  der  Gesammtlänge 
der  bestehenden,  im  Baue  begrifienen  und  in  Angrif!"  zu  nehmenden 
Bahnlinien  eintreten,  bedingen  das  nachstehende  Gesammt-Ausmaass 
der  in  J^'rage  kommenden  Bahnen : 

Kaiser-Ferdiniindb  Nordbahn 81  Meilen 

Kaiserin-Elisabeth-Bahn -81 

Theiss-Bahn .     76      .. 

Galizische  Carl-Ludwigs-Bahn     .......     52       ,. 

Kärnthner  Bahn 40       ,. 

In  dem  Bauforl  seh  ritte  der  einzelnen  Bahnen  haben  sich  fol- 
gende Ergebnisse  herausgestellt : 

Die  Kladno-Nutschitzer  Bnhn  zum  Transporte  der  Eisenerzi' 
und  des  Kalksteines  für  die  Kladnoer  llüch(')fen  bestinnnt,  2'/.,  Meile 
lang,  ist   v(dlendet,  und  wird  eben  dem  Betriebe  iUiergeben. 
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Im  Jalire  1858  M'erden  zur  Vollendting  gelangen:  tlii- 8 1  a  a  l  s- 
balin  von  Innsbruck  nach  Kufstein  (hairische  Gränze)  10  Meilen, 
ferner  von  Verona  nach  Botzen  19'4  Meile,  beide  am  1.  Octobcr  I.  .).; 
bei  der  Staatseisenbahn  Gesellschaft  die  Strecken  Temesvar- 
Jassenova  und  Oravicza-Steierdorf  1!)'^  Meile  (im  Mai),  wornach 
die  Eisenbahn-Verl)indung  von  Wien  bis  an  die  untere  Donau  bei 
Basiasch  hergestellt  sein  wird,  bei  der  Theiss-Bahn  die  Strecke 
Püspök-Ladany-Grosswardein  9  Meilen  (im  Mai),  dann  die  Strecke 
Szolnok-Arad  18 V^  Meilen  (zu  Ende  des  Jahres),  bei  der  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn  die  Strecke  Wien-Linz  26  Meilen  (zu  Ende  des 
Jahres),  bei  der  süd -norddeu  t  sehen  Verbindungsbahn  die 
Strecke  Josephstadt -Falgendorf  und  Falgendorf-Reichenberg  sammt 
der  Flügelbahn  von  Schwado^vitz  (18'/,  Meilen)  im  Laufe  des  Jahres, 
die  Aussig-Teplitzer-Bahu  '2'/j  Meile  (im  Mai),  die  Gratz- 
Köfl acher  Bahn  5  Meilen  (im  Octobcr).  Es  werden  daher  im 
Laufe  des  Jahres  1858  nicht  weniger  als  128'/2  Meile  Eisenbahnen 
in  Oesterreich  zur  Eroflhung  kommen.  Hieran  werden  sich 
im  Jahre  1859  die  Strecke  von  Linz  nach  Salzburg  (bairische 
Gränze)  18  Meilen,  von  MailantI  nach  Buflalora  G  iNleilen,  \on 
Casarsa  nach  LTdine  V/^  Meile,  von  Deljreczin  nach  Miskolcz  18 
Meilen,  von  Reichenberg  nach  Zittau  3  Meilen,  von  Debica  nach 
Rzeszow  6'4  Meile,  und  von  Kanischa  nach  Pragerhof,  \ielleicht  auch 
jene  von  Klagenfurt  nach  Unter-Drauburg,  sowie  von  Steinbriick 
nach  Agram  reihen,  wornach  der  Fortschritt  des  Jahres  1859  nicht 
weit  hinter  jenem  des  Jahres  1858  zurückl)leiben  dürfte. 

Seite  457  u.  ff.  Von  den  Reiiierungen  des  deutsch -öster- 
reichischen  Telegraphen- Vereins  wurde  auf  der  in  Stuttgart  zusam- 
mengetretenen fünften  Conferenz  eine  Revision  und  \  ervollständigung 
der  sich  auf  diesen  Verein  beziehenden  Vcrtnigc  xorgcnommen  und 
unterm  16.  November  1857  ein  revidirter  deu tsch-österrei- 
c  h  i  s  c  h  e  r  T  e  1  e  g  r  a  j)  h  e  n  -  V  e  r  e  i  n  s  -  V  e  r  t  r  a  g  verein  I  »a  rf .  Diesem 
zufolge  zerfallen  die  Telegrai)hen -Stationen  rücksii-htlieh  iler  Zeil 
für  die  Aufgabe  der  Depeschen  in  drei  Klassen,  nändidi:  Slatioueu 
mit  Tag-  und  Nachtdienste,  Stationen  niil  \tillem  Tagesdienste,  und 
Stationen  mit  beschränktem  Tagesdienste,  und  ^in(l  in  Ürziig  aul' 
die  Behandlung  der  tclegra])liischen  I)e|)esclien  zu  unterscheiden: 
a)  Staats-I)ei)eschen  der  dem  \'ereine  angehiirigen,  sowie  der  ver- 
tragsmässig  berechtigten  Regierungen:  b)  Dienst  -  De|)eschen.  die 
sich  ausschliesslich  auf  den  Telegraplien-Diensl  beziehen  oder  drin 
gende  Maassregeln  oder  schwere  Unfälle  ;iiil' l'üscnbalincn  betrclVm; 
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c)  Privat-Depesclieu.  Die  Einheit  derBefordeningö-Gebüliicu  hiltk-l 
je  nach  der  Währung  der  Aufgabe-Sftitionen  der  Salz  von  1*2  Sgr. 
=  36  Kreuzer  österreichisch  =  42  Kreuzer  süddeutsch  =  70  Cents 
niederländisch  =  1'/,  Francs  für  die  einlache  Depesche,  als  welche 
Jene,  die  nicht  mehr  als  20  Worte  enthält,  anzusehen  ist.  Für 
jede  folgenden  10  Worte  wird  jedesmal  die  Hälfte  der  Einheits- 
Gebühr  mehr  erhoben.  Die  Zonen  bestimmen  sich  durch  directe 
Entfernungen  in  der  Weise,  dass  die  ersten  10  geographischen 
Meilen  die  erste,  die  folgenden  15  die  zweite,  die  nächstfolgenden 
20  die  dritte  und  sofort  immer  eine  um  fünf  Meilen  verarös- 
serte  Anzahl  eine  weitere  Zone  bildet.  Die  nach  Maassgabe  der 
Wortzahl  für  die  erste  Zone  ermittelte  Gebühr  steigt  jedesmal  um 
denselben  Betrag  für  jede  folgende  Zone.  Sonst  sind  die  Beslini- 
nunigen  dieses  Vertrags  im  Wesentlichen  die  früheren.  Der  \'er- 
trag  trat  am  1.  April  1858  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  in 
Kraft  und  wird,  wenn  er  nicht  spätestens  ein  Jahr  \or  dessen  Ab- 
lauf gekündigt  wird,  auf  weitere  sechs  Jahre,  und  solbrt  von  sechs 
zu  sechs  Jahren  als  verlängert  angesehen. 

Seite  529.  In  Folae  Allerhöchster  Gcnelimi<2,un<2;  \u\n  IG.  Juli 
1856  wurde  durch  Ministeria  1- Verordnung  vom  28.  Juli  185G  für 
Galizien  und  die  Bukowina  die  Behandlung  jener  aus  dem  bestan- 
denen grundherrlichen  Verhältnisse  herrührenden  Anlörderungen 
und  Streitigkeiten,  welche  im  Weye  der  Grundentlastunii  ihre  Er- 
lediuung  nicht  liefundcn  haben,  üereoelt.  Diese  Anforderungen  und 
Streitigkeiten  betretfen :  die  Einbriniiunu  iener  aus  dem  Unterthaus- 
oder  einem  analogen  Verhältnisse  herrührenden  rückständigen  Lei- 
stmigen,  welche  nicht  bereits  \on  den  Grundentlastungs- Organen 
liqiiidirt  worden  sind,  die  Geltendmachung  der  Prägravations-Au- 
sprüche  der  gewesenen  Unterthanen  an  die  ehemaligen  Grundherr- 
schalten, die  Eiuliringung  der  von  diesen  an  jene  aus  eigenen  Mitteln 
geleisteten  llntirstützungs-A  orschüsse  und  endlich  die  Grundent- 
ziehungs-  und  Servituten-Streitigkeiten,  und  sind  bei  der  Kreisbehörde 
anzumelden,  welche  in  erster  Instanz  zur  Entschtiduug  competenl 
erscheint;  zweite  Instanz  ist  die  Landesstelle,  gegen  deren  Ent- 
scheidungen nur  dann,  wenn  sie  den  Ausspruch  der  Kreisbehörde 
nicht  bestätigt,  die  weitere  Berufung  an  das  Ministerium  des  liniern 
Statt  findet.  Bei  Verweisung  der  Grundentziehungs-  und  Servituten- 
Streiligkeiten  auf  den  Rechtsweg  hat  der  ehemalige  ünterthan  auf 
die  Vertretung  diu-ch  die  Finanz- Procuratur  Anspruch  zu  machen 
und  ist  der  Keclilssireit   bei  jenem  Gerichtshore /n  luhren.  an  dessen 
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yilzL'  .^ioh  dif  zur  ^'cr(l•etllllg  henirciic  Finanz-Pruciiiittiii-  oder  deren 
Expositiu-  betindet.  In  der  Bukowiiut  l)ildet  slatt  der  Krei!?beliürde 
das  Bezirksamt  die  erste  Instanz. 

Seite  53G.  Die  gesammte  CJrundentlastiings  -  Entschädigung 
l)eläuft  sich  in  Ungern  auf  149,740.420  fl.  (nämlich:  23,820.980  tt. 
im  Pest-Ofner.  35,713.970  fl.  im  Pressburger,  45.517.7(MI  II.  im 
Oedenburger,  20,135.300  fl.  im  Kaschauer,  24..5f)  1.470  tl.  im 
Grosswardeiner  Verwaltungsgebiete),  in  der  Wojwodschail  und 
dem  Banate  auf  40,055.o60  fl. ,  in  Kroatien  und  Slavonien  auf 
14.y44.780  fl. 

Seite  539.  Das  in  den  venezianischen  Provinzen  unter  dem 
ISamtn  „Pensionatico'*'  bestehende  Weiderecht  darf,  zufolge  kaiser- 
licher Verordnung  vom  25.  Juni  1856,  nur  noch  bis  zum  Schlüsse 
der  Weide -Periode  des  Jahres  1859— GO  ausgeübt  werden.  Von 
diesem  Zeitpuncte  an  ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  untersagt 
und  dasselbe  wird  als  gegen  Entschädigung  der  Eigenthümer 
aufgehoben  erklärt,  welche  in  dem  zwanzigfachen  Betrage  des 
vom  Eigenthümer  des  Pensionatico  in  der  zehnjährigen  Weide- 
Periode  vom  "IS^^jg  bis  einschliesslich  18"'*45  durchschnittlich  l)e- 
zogenen  jährlichen  reinen  Erträgnisses  als  Capitale  besteht.  Die 
betreffenden  Gemeinden  müssen  dieses  Capital  an  den  Servituts- 
Berechtigten  längstens  binnen  20  Jahren  abführen,  mittlerweile  aber 
mit  fünf  vom  Hundert  verzinsen.  Dagegen  ist  den  Gemeinden  für 
die  geleistete  Entschädigung  der  Ersatz  von  Seite  der  Besitzer  der 
mit  dem  Pensionatico  belasteten  Grundstücke  nach  Maassgabe  und 
im  Verhältnisse  der  Belastung,  gleichfalls  binnen  20  Jahren  (und 
zwar  in  20  gleichen  Jahresraten)  und  mit  5  Percent  verzinst,  zu 
leisten.  Zur  Durchführung  der  Ablösung  wird  in  jeder  Provinz 
eine  besondere  unter  dem  Vorsitze  des  Delegaten  aus  zwei  Mit- 
gliedern der  Provinzial-Congregation  und  zwei  Käthen  des  Justiz- 
Tribunals  zusammengesetzte  Commission  aufgestellt,  gegen  deren 
Entscheidung  au  die  (unter  dem  Vorsitze  des  Statthalters  aus  zwei 
Käthen  der  Statthalterei,  zwei  Käthen  des  Ober-Landesgericlitcs  und 
zwei  Deputirten  der  Central-Congregation  bestehende)  Landes-Com- 
mission  in  Venedig  recurrirt  werden  kann.  Als  drille  luslan/,  isl 
beim  Ministerium  des  Innern  eine  Connnission  bestellt,  welch»'  au.- 
drei  Hofräthcn  des  obersten  Gerichtshofes  und  aus  drei  Käthen  des 
Ministeriums  des  Innern  zusammengesetzt  ist  und  in  welcher  der 
Minister  des  Innern  oder  dessen  Vertreter  den  \'orsi(z  führt. 

Seite  573.     Mit  kaiserlichem  Patente  vom  27.  Mäi-z  1858  wurde 
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in  Diilinalien  das  allgemeine  Forstgesetz  vom  3.  December  185'2 
eingefüiirt  und  vom  1.  November  1858  an  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Seite  619.  Dem  Coueordate  gemäss  haben  sich  die  Bischöfe 
der  im  Jaln'e  1856  zu  Wien  uehahenen  Versanimlunu  über  i>ewisse 
Bestimmungen  geeinigt,  welclic  ilinen  bei  Einnchtuni>-  der  theo- 
logischen  Diöcesan -Lehranstalten  (mit  Ausnahme  der  den  lonibar- 
disch-venezianischen  Diöeesen  angehörigenj  zur  Richtschnur  dienen 
sollen  und  mit  Verordnung  des  Cultus- Ministers  vom  29.  März 
1858  bekannt  gegeben  wurden.  Nach  diesen  sind  in  die  theolo- 
gischen Studien  nur  Solche  aufzunehmen,  welche  das  Unter-  und 
Ober -Gymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt  haben. 
Die  Theologie  zerfällt  in  vier  Jahrgänge,  und  wird  von  sechs  oder 
wenigstens  vier  Professoren  voructragen.  Doiimatik,  Moral  und 
Pastoral,  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht,  die  heilige  Schrift  des 
alten  und  neuen  Bundes  und  hebräische  Sprache  sollen  an  allen 
theologischen  Lehranstalten  und  zwar  in  lateinischer  Sj)rache  gelehrt 
werden.  Als  Professoren  der  Theologie  sollen  vom  Bischöfe  nur 
Solche  angestellt  werden,  die  ihre  Befähigung  durch  eine  schrift- 
liche Prüfung  und  einen  mündlichen  Probevortrag  ausgewiesen 
haben;  doch  kann  mit  Männern,  welche  ihre  Fähigkeit  durch  Lei- 
stungen als  Lehrer  oder  Schrillsteller  bereits  hinreichend  bewährt 
haben ,  eine  Ausnahme  gemacht  werden.  Bei  Erledigung  von  Pro- 
fessoren-Stellen an  den  theologischen  Facultäten  setzt  sich  der  Bischof 
mit  dem  Gultus-Ministerium  in  das  nothwendiae  Einvernehmen. 
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